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Befes- Sammlung. 


für Die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 1. — 





(No. 981.)” Inſtruktion für die Ober: Präfidenten. Vom 3iften Dezember 1625. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen x. ı. 


haben, die wegen ber Stellung der Ober-Präfidenten vorhandenen Beftimmun- 
gen einer neuen Prüfung unterwerfen zu laflen, für nothwendig erachtet und 
verordnen, unter Aufhebung der ihnen unterm 23ften Oftober 1817. ertheilten 
Snftruftion, Folgendede: . 

$. 1. Der Wirfungstreis ber Dber:Prafidenten in den ihnen anvers 
trauten Provinzen umfaßt: 

I. Die eigene Verwaltung aller derjenigen Angelegenheiten, welche nicht nur 
bie Gefammtheit der Provinz betreffen, fondern die fich auch nur über 
den Bereich einer Regierung hinaus erftreden; 

11. die Ober-Aufficht auf die Verwaltung der Regierungen, der Provinzial: 
Steuerdireftionen, wo dergleichen befiehen und der General-Ronmiffionen 
zur Regulirung der gutöherrlich = bauerlichen Verhältniffe ; 

IU. Die Stellvertretung der oberfien Staatöbehörden in befonderem Auftrage 
und bei außerordentlicher Veranlaffung. 
$. 2. In Beziehung auf die den Ober Prafidenten ad I. uͤbertragenen 

Angelegenheiten bilden fie ‚die unmittelbare Inſtanz, und die betreffenden Pro: 
vinzial- Behörden, namentlich die Regierungen, fi nd ihre Organe. Es gehören 
bierzu insbefondere: 

1) alle ftändifche Angelegenheiten, fo wie diejenigen, bei welchen eine ftän- 
difhe Mitwirkung eintritt; 

2) alle Öffentliche für mehrere Regierungs-Bezirke der Provinz eingerichtete 
Inſtitute, mit der Befugniß ‚ deren jpezielle Verwaltung der Regierung zu 
belegien, in beren Bezirk ein ſolches Inſtitut belegen it; 

3) die Sicherheitd-Anftalten, welche fich auf mehr ald einen Regierungs⸗ 
Bezirk zugleich erſtrecken, als Sanitäts-Anftalten, Viehſeuchen-Cordons, 
Landes - Bifitationen ꝛc.; 

Jahrgang 1826, A 4) Pläne 
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4) Pläne zu neuen Anlagen, Meliorationen, Strom- und Kunſtſtraßen-Bau⸗ 
ten, infofern folche die Grenzen eines Regierungsbezirk überfchreiten; 
5) die Verhandlungen mit den kommandirenden Generalen in allen Gegen- 
ftänden, welche das ganze Armeekorps beireffen, 3.3. bei Auswahl der 
Gegend zur Zuſammenziehung der Korps für große Uebungen, bei Ber: 
legung von Truppen aus einem Negierungsbezirk in den andern, bei Aus⸗ 
gleihung der Regierungsbezirfe hinfichtlich der Erfaßgeftellung (wenn der 
eine Mangel an gerigneten Dannfshaften für beftimmte Waffen hat, und 
der andere Dabei zu Hülfe kommen fann); ferner bei Mobilmachung u. f. w.; 
6) die Wahrnehmung des juris circa sacra catholicorum, nad) Anleitung des 
$. 4. der Dienft-Inftruftion für die Konfiftorien vom 23ften Oktober 1817.; 
7) die Aufjicht auf die Senfur. 
$. 3. Inden Provinzial» Konfifiorien, Schul und Medizinal: Kollegien 
haben die Ober: Prafidenten den Vorſitz und die Leitung der Gefchäfte. 
| $. 4. Die Regierungen, fo wie aud) die Provinzial Steuer Direktionen 
und die General= Kommiffionen zu Regulirung der gutsherrlich = bauerlichen Ver⸗ 
haltniffe und deren Unterbehörden find den Ober = Prafibenten untergeordnet. .Bei 
der ihnen übertragenen Ober: Auflicht auf die Verwaltung diefer Behörden. ($. 1. 
ad Il.) iſt e8 aber nicht die Abficht, fie an deren Detailverwaltung Theil nehmen 
zu laffen; ihre Beftimmung gehet vielmehr nur dahin, die Adminiſtration im 
Ganzen zu beobachten, deren Gang, vorzüglich Durch Öftere Gegenwart und durch 
Beimohnung der Sigungen, fennen zu lernen, und auf diefem Wege befonders 
für die Uebereinftimmung der Verwaltungs = Grundfäge und die Konſequenz der 


Ausfuͤhrungs⸗Maaßregeln zu wirken. Auf etwanige Mängel und Unregelmäßig- 


keiten in dem Gefchäftögange haben fie Die gedachten Behörden, und namentlich 
deren Praͤſidenten (und refp. Direktoren) aufınerkfam zu machen, auch folche nach 


Befinden auf eigene Verantwortlichkeit fofort abzuftellen. 


$. 5. Berichte der Regierungen, Propinzial= Steuer Direltionen und 
‚General: Kommiffionen, welche Generalien der Verwaltung, Abänderung der 


beſiehenden Einrichtungen, ober Anftellung, Entlaffung und Penfionirung ber 


Beamten zum Gegenftande haben, imgleichen die an die Minifterien einzuſendenden 
Konduitenliften, fo wie auch uͤberhaupt alle Berichte, welche der Ober - Prafident 


“in dieſer Art befonders "bezeichnet, werden an ihn kouvertirt, und von. ihm, ‚mit 


feiner etwanigen Bemerkung begleitet, ohne Aufenthalt an bie hähern Behörden 


“weiter beförbert, fo wie die Befcheide der Minifterien darauf in gleicher Art Durch 
"die Öber= Prafidenten zurüd gelangen. | 


$. 6. Die Dienftführung und Lauterfeit der Beamten der’ der Ober: 


Aufſicht der Ober » Praäfiventen untergebenen Behörden ($. 1. ad H.), ift ein 
BGegenſtand ihrer befondern-Aufmerkfamteit. Sobald ihnen Anzeigen von began: 
‚genen Pflichtwidrigkeiten, oder geführten unfiftlichen. Lebenswandel der Beamten 


zu⸗ 
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zukommen, fo ift von ihnen darauf zu fehen, daß bie Unterſuchung deshalb fofort an 
geordnet werbe; auch haben fie nach Umftänden die Suspenſion felbft zu verfügen. 
$. 7. Gehen Befchwerden tiber Verfügungen der benannten Behörden 
($. 1. ad.) bei dem Ober - Prafidenten ein, fo ift er verpflichtet, folche anzu= _ 
nehmen, zu prüfen, und, in fofern fie nach den beftehenden Gejeßen und Bor: 
ſchriften begründet find, auf ihre Erledigung zu wirken. Die Abhuͤlfe muß aber 
durch ihn von den Behörden felbft gefordert werden; und wenn diefe auf ihrer 
Verfuͤgung beharren zu müffen verıneinen, und der Ober-Praͤſident ſich von der 
Haltbarkeit der angeführten Motive nicht überzeugt, fo it die Behörde zwar ver: 
pflichtet, feine Entfcheidung gehörig zu vollziehen; wohl aber ftehet es derfelben 


frei, wenn fie ihre Bedenfen durch die Entfeheidung des Ober - Prafiventen nicht 


gehoben glaubt, davon dem betreffenden Minifterio Anzeige zu machen; fie hat 
aber davon den Dber- Prafidenten zugleich zu benachrichtigen. 
$. 8. Die Ober- Präfidenten find befugt, : Befchwerden in Poſt-, Berg: 


werfs=, Ealz=, Lotterie, Münz: ımd Geftüt- Angelegenheiten, welche nicht den 


technischen Betrieb betreffen, zu unterfiihen, und von den Dabei wahrgenomine: 
nen Mängeln und Mißdräuchen der oberen Verwaltungs Behörde zur Abhülfe 
Kenntniß zu geben, welche in jedem Ball von dem Erfolge Nachricht zu ertheilen 
hat. Daffelbe findet auch Etatt bei Bejchwerdefachen gegen die Militair-Inten⸗ 
danturen, fofern das Militair dabei nicht direkt berührt wir. 

$. 9. Hiernaͤchſt erachten Wir für gut, daß die Ober-Praͤſidenten in 
Beziehung auf die Milttair- Verwaltung, namentlich bei bedeutenden Anfchaffun- 
gen für diefelbe, auf eine angemeflene Weiſe einwirken. 

Den Ober  Präfidenten liegt e8 daher ol, bei größeren Anichaffungen von 
Gegenftänden für diefe Verwaltung, fo weit folche durch die Militair- Inter- 
danturen bewirkt werden, das gemeinſame Sntereffe der Provinz mit dem der Mili— 
tair- Berwaltung i in.Webereinftimmung zu bringen, weshalb die Militair: Inten- 
dantımen in allen bedeutenden diesfaͤlligen Angelegenheiten ihre Anſchaffungs⸗ 


Plaͤne den Ober⸗-Praͤſidenten vorzulegen haben. 


| $. 10. - Auch die Civil-Verſorgung Der Invaliden durch die für die— 
felben geeigneten Etellen, haben die Ober-Prafidenten zum Gegenftand ihrer 
befonderen Aufmerkſamkeit zu machen, und ſolche bei den ihnen untergeordnefen 

Behörden gehörig zu Fontrolliren. 
G. 14. Als Stellvertreter der oberften Staatsbehoͤrden (ad III. $: 1.) 

find die Ober⸗Praͤſidenten 

1) die naͤchſte Inſtanz bei Konflikten der Regierungen unter ficd und mit den 
für andere Berwaltungs » Angelegenheiten vergröneten befondern Behörben; 
» ermächtigt und verpflichtet, bei außerordentlichen Greigniffen und Gefahr 
im Verzuge Die augenblichich exforderlichen Anordnungen zu treffen; im⸗ 
gleichen 
| 4 2 | 3) bei 


— 4 — 


3) bei eingetretenem Kriege und vorhandener Krie r für bi e 
gögefahr für die Provinz, 
ng u überneßm anderweiten Anordnungen, die geſammte — 
4) Aus beſonderen Ruͤckſichten werden den Ober: Pra 
ee Verwaltungs» Gegenftände Iberwiefen: ſdenten auch nachfolgende 

a) die Entſcheidung in allen Kommunal-Angelegenhei ' 
die Befegung ber Ober  Bürger- Meifter in —3 — — ber auf 
F —9— Be DA die von den Gemeinden beabfichtigte Auf- 

ringungs-Weiſe der Gemeinde -Bebärfni 5 ⸗ 
Staats Nachtheil geſchehe; ifniſe dem Steuer · JIutereſſe; bes 
b) bie Konzeffionen zu Anlegung neuer Apothefen; 
2 % Bewilligung von Kram- und Viehmaͤrkten; 
ie vom Staate zu ertheilende Genehmigung für die Grund 
und die Erweiterung, Umanderung, Einſchraͤnk en obuna Kon 
beftehender geineinnügiger Anfialten; ſchränkung ober Aufhebung ſchon 

e) die Genehmigung zur Ausſchreibung oͤffentlicher Kollekten in den einzelnen 
Regerungebegirten oder in der Provinz, jedoch mit Ausnahme der Kirchen- 

| 

f) die Genehmigung der von ben Regierungen in Vorſchlag zu 6 ingenb 
Anftellung der Defonomie= Direktoren —* anne 3 u de, * 
dieſe Inſtitute in ihrer Wirkſamkeit auf einen einzelnen Regierungsbezirk 
beſchraͤnkt ſind, indem bei ſolchen Inſtituten, welche ſich auf mehrere Be⸗ 
zirke erſtrecken, die Anſtellung der Oekonomie⸗-Direktoren den Ober⸗Praͤ⸗ 
ſidenten ſchon nach der Beſtimmung des $. 2, No. 2. zukommt; 

g) die Ertheilung von Konzeffionen für Schauſpieler- Geſellſchaften und zu 
theatraliſchen Borftellungen : 

h) Urlaubs, Rowill zungen an Mitglieder der Negierungen, welche auf laͤn⸗ 
gere Zeit nachgeſucht werden, als die Bewilligung von Seiten der Praͤ⸗ 
fidenten erfolgen kann, und zwar innerhalb Landes auf 8 Wochen, außer: 
balb Landes auf 6 Wochen. 

$. 12. Die Dber: Präfidenten find dem Etaatöminifterio und jedem 
einzelnen Etaatdminifter für deflen Wirkungskreis untergeordnet und verpflichtet, 
die beſondern Auftraͤge derſelben zu vollziehen. 
$. 13. Jeder Ober⸗Praͤfident erſtattet jährlich einen allgemeinen Bericht 
uͤber den Zuſtand der ihm anvertrauten Provinz an das Staatsminiſterium, und 
uͤberſendet die Jahresberichte der ihm untergeordneten Behoͤrden an die einzelnen 
betreffenden Miniſterien uͤber die Reſultate der zu ihrem Reſſort gehoͤrenden 
Werwaltung. | | 
$. 14. Im Kranfpeitd« und Bebinderungsfdllen wird ber Dber : Präfie 
dent von einem auf feinen Vorſchlag vom Staatsminifterium beſtimmten Sub- 
flituten vertreten, welcher im Auftrage für ihn zeichnet. 6. 13. 
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$. 15. In der Regel iſt der Ober-Praͤſident zugleich Praͤſident derjeni⸗ 
gen Regierung, welche an ſeinem Wohnorte ihren Sitz hat. 

Bei dem durch gegenwaͤrtige Inſtruktion normirten Wirkungskreiſe der 
Ober-Praͤſidenten und der Verſchiedenheit des Umfanges der Provinzen, ſoll 
es ihnen aber frei ſtehen, die Fuͤhrung des Spezial-Praͤſidiums der Regierung 
ihres Wohnsorts den Vice⸗-Praͤſidenten entweder ganz oder theilweiſe zu über: 
tragen, woruͤber fie fi) gegen Daß Staatsminifterium zu erflären haben. 

$. 16. Schließlich Haben Wir zu Unferen Ober- Prafidenten dad Wer: 
trauen, daß fie den ihnen angerwiejenen wichtigen Beruf mit Treue, Sorgfalt 
und Umficht erfüllen werden, und befehlen, daß fich nicht allein fie felbft, fondern 
auch alle Behörden , welche Dadurch mit betroffen werden, nach biefer Inſtruktion 
gebührend zu achten haben. 

Gegeben Berlin, den 31ſten Dezember 1825. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm, 


Sch. v. Altenftein. v. Shudmann. Gr. v. Lottum. Gr v. Bernstorff. 
v. Hake. Or. v. Dandelmann. v. Motz. 





(No. 982.) Allerhöchfte Kabinetsorber vom Ziften Dezember 1825., betreffend cine Abäns 
derung in der bisherigen Organt: tion der Provinzial-Verwaltungsbehoͤrden. 


Neodem Ich bereits die allgemeinen Grundſaͤtze genehmigt habe, nach welchen 
in der bisherigen Organiſation der Provinzial-Verwaltungs-Behoͤrden für bie 
Folge eine Abänderung eintreten foll; will Ich darüber Folgendes nunmehr naher 
feftfegen: 

A. Für die Ober: Prafidenten habe Ich unterm heutigen Tage eine 
befondere Dienftinftruftion erlaffen, wodurch deren Verhaͤltniß zu den Minifterien 
und zu den Provinzial-Behörden naher beſtimmt wird. 

B. Für die Geichäftsführung der Konfiftorien bleibt die Dienftinftruktion 
vom 23ften Dftober 1817. mit folgenden Abänderungen manßgebend: 

1) das Kollegium theilt fih in zwei Abtheilungen; Die eine bearbeitet unter 
den Namen: Konfiftorium, die evangelifchen geiftlichen Sachen, und 
die andere unter dem Namen: Provinzial: Schul: Kollegium, die 
dem Kollegium Durch jene Dienftinftrufrion uͤberwieſenen Unterrichts⸗ 
Angelegenheiten; dem Ober Präfidenten wird überlaffen, die Mitglieder, 
mit Beräcjichtigung ihrer perjönlichen Qualififation, zu den Arbeiten der 
einen ober der andern, oder beider Abrheilungen zuzuziehen. 

2) Den Koniijtorien wird außer der Prüfung der evangelifch « geiftlichen 
Kandidaten ($. 2. Abfchnitt 3. der Suftruftion ) auch deren Ordination n 
‚mit Abertragen. 3) Die 
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3) Die Vorſchrift des $. 2. Abſchnitt 4. wird aufgehoben. Jedoch duͤrfen die 
Regierungen von außerhalb Landes, Geiſtliche nur mit Genehmigung des 
Miniſterii anſtellen; wenn dagegen Privatpatrone von außerhalb Landes her 
Geiſtliche vociren, fo muͤſſen dieſelben, ehe deren Beſtaͤtigung erfolgt, vom 
Konſiſtorio zur Verwaltung einer geiftlichen Stelle im Staate für geeignet 
erachtet worden feyn.  . 

4) Bei Erledigung von Superintendenturen haben fich die Regierungen über 
beren Wiederbeſetzung gutachtlich gegen das Konfiftorium zu äußern, 
welchem der Vorfchlag hierüber bei dem vorgefegten Minifter, fo wie bie 
Einführung der Superintendenten verbleibt. 

3) Die Berichte der Regierungen über Veränderung der beftehenden, ober uber 
die Einführung neuer Stolgebührentaren an das vorgefeute Minifterium, 
gehen durch die Konfiftorien zur Beifuͤgung ihres Gutachtens. 

6) Die Zufammenziehung und Bertheilung von Parochien, fo wie die Um⸗ 
pfarrung von Ortichaften, kann von den Regierungen nur unter Genehmi⸗ 
gung des Konfijtorit angeordnet werden. 

7) Die Beftinmmungen der SS. 3. und 4. der Dienftinftruftion über die Wahr- 
nehmung des juris circa sacra der römifch=Fatholifchen Kirche finden für d 
Konfiftorien, ald evangelifch = geiftliche Behörden, weiter Feine Anwendung. 

8) Die Provinzial = Schul: Kollegien follen Fünftig zwar nur zur Alnftellung der 
Rektoren der gelehrten Echulen und der Direftoren der Schullehrer » Semi: 
narien ($. 7. Abfchnitt 10. der Dienftinftruftion) die Genehmigung. bes 
vorgefeßten Miniſterii nachzufuchen haben, jedoch find fie verpflichten, in 
vorkommenden Faͤllen deffen Anweifungen Hinfichts der neuen Anftellung, 

der Beförderung vder Verfeßung einzelner Individuen nachzufommen, Der= 

3 ‚felden auch auf Erfordern von eintretenden Vakanzen vor der Micderbe- 

ſetzung der Stelle Anzeige zu machen. 

9) Unter Aufhebung der befreffenden Vorfchriften im $. 9, der erwähnten In⸗ 

. firuftion, wird biermit die gefamınte Vermögen: Verwaltung und Das 

Kaffen- und Rechnungsweſen der Gymnaſi ien, der gelehrten Schulen und 

der Schullehrer-Seminarien, ſo wie der mit den vorgenannten Inſtituten 

— in unmittelbarer Verbindung ſtehenden Erziehungs = und Unterrichts⸗ ⸗Anſtal⸗ 

dan, den Provinzial⸗Schulkollegien uͤberwieſen; nicht weniger gehoͤrt zu 

Deren Reffort die Verwaltung der bei diefen Inſtituten befindlichen Stipen- 
dienfonds und Des Königlichen Kollaturrehtd. — Bei dem Etats-, Kaffen: 

‚und Nechnungswefen, fo wie bei der eigentlichen Vermögens = Berwaltung, 
haben die Provinzial = Schulfollegien diejenigen Beſtimmungen analogifch 
- zu befolgen, welche amöbefonbere der Regierungs-Abtheilung für Dad Kirchen: 

Ab Schulwefen, Hinſichts der von Derfelben reffortirenden Anftalten und 

" . Etiftungen, vorgefchrieben worden find. — Dem Ober: Präfidenten er 

uͤber⸗ 


C 
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uͤberlaſſen, bei ber Vermögens - Verwaltung folcher Anftalten, welche vom 

Provinzial: Schulfollegio reffortiven, in vorfommenden Ballen einen fache 

verftändigen Rath der betreffenden Regierung zuzuziehen. 

C. Die Medizinal- Kollegien haben fidy nach der ihnen am 23ften 
Oftober 1817. ertbeilten Dienſt-Inſtruktion, deren $. 7. hierdurch aufgehoben 
wird, zu richten; es verbleibt übrigens bei ber bereits verfügten Aufhebung der 
Sanitäts - Kommiffionen. 

D. Hinfichts der Regierungen feße Ich Folgendes feft: 

1. An der Spitze jeder Regierung ſteht ein Praͤſident, zu deſſen Wirkungs⸗ 
kreiſe im Allgemeinen alles das gehört, was in der Inſtruktion vom 23ften Okto⸗ 
ber 1817. 9. 39. und 40. für das Praͤſidium und den Chef= Praäfidenten ange 
ordnet ifl. 

U. Statt der bisherigen Gefchäfts - Bearbeitung in zwei Regierungs - Ab: 
theilungen koͤnnen, zumal bei Regierungen von größerem Umfange, zur fehnelleren 
Förderung der Gefchäfte, diefe mehr abgefonbert bearbeitet und gebildet werden: 

4) Eine Abtheilung ded Innern. 

Dei diefer follen Die Gegenftände bearbeitet werden, die nach der Inſtruk⸗ 
tion von 1817. der erſten Regierungs - Abtheilung ——— waren, in der 
Regel mit Ausnahme der geiſtlichen und Schul-⸗Angelegenheiten; auch in 
Ruͤckſicht der ftändifchen Angelegenheiten und der Zenfur der Schriften, liegt 
derfelben nur ob, die Aufträge des Ober: Praäfidenten auszurichten. 

Diefer Abtheilung werden nun beigelegt die geſammten Gewerbe- und 
baypolizeilichen Angelegenheiten, welche in der Inſtruktion von 1817. 9.3. 
No. 2. Litt. a.b. c. und No. 4. benannt find, imgleichen die Verwaltung 
der Einkünfte von den Kunftfiraßen. - 

2) Eine Abteilung für die Kirchenverwaltung und das Schulweſen. 
| Diefe hat die $. 2. No. 6. und $. 18. der Inſtruktion von 1817, bezeich- 
neten firchlichen und Schul: Angelegenheiten zu bearbeiten, welche nicht Dem 

Konfiftorio und Provinzial Schul- Kollegio durch Die Dienft- Inftruktion 

vom 23ften Oftober 1817. und Unſere gegenwärtige Order vorbehalten find. 
3) Eine Ahtheilung für Die Verwaltung der direkten Steuern und.der Domainen 

und Forſten. 

Zu ihrem Geſchaͤftskreiſe ‚gehören ſaͤmmtliche Angelegenheiten, welche fich 
auf das Staats: Einfommen aus den Grund und Perfonal : Steuern 
beziehen, oder auf die Verwaltung der Domainen und Korften und folcher 
Regalien, die bisher mit der Domainen= und Forſt⸗ Verwaltung verbun- 
den waren, insbefonbere auch die landesherrliche Jagd⸗ und Forfte Polizei. 

Da, wo ein Oberforftmeifter anzuftellen gut gefunden wird, gehört diefer 
neben dem Vorgeſetzten der Abtheilung mit zu deren Vorſtande. Der 
Oberforſtmeiſter rangirt nach der Anziennetaͤt mit den Dirigenten der Abthei⸗ 

lungen, 
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lungen, und hiernach beſtimmt ſich, wem von beiden Beamten bei der 
Unterſchrift der Vorrang gebuͤhrt. Der Regierungsrath und Forſtmeiſter 
im Kollegio rangirt nach der Anziennetaͤt mit den Regierungsraͤthen. 

Fuͤr die direkten Steuerſachen iſt, wo der Vorgeſetzte der Abtheilung 
ſie nicht ſelbſt bearbeitet, ein eigener Rath zu benennen. | 

4) Kine Abtheilung für die Verwaltung der indireften Eteuern, welche in= 
deffen nur Statt findet, wo nicht Steuer= Direktoren für eine ganze Provinz 
beftellt find oder werden. 

Diefer Abtheilung gebührt Die Bearbeitung alles deffen, was fich auf 
die nach den Etats zu den indireften Abgaben gerechneten Staats - Einfünfte 
bezieht, mit Inbegriff der Abgaben von den Kommunikationg - Anftalten 
(außer den Chauffeen), des KRalenderweiens, der Muaßregeln zum Schuß 

des Salzınonopol- Handels. 

5) Die Kaffen-, Etats- und Rechnungs = Angelegenheiten, fo weit fie nach 
der Gefchäfts - Anweifung dem Regierungs -» Kaffenrath zugewiefen find, 
hat derjelbe felbfiftändig unter dein Prafidenten zu bearbeiten, und ift in 
allen Abtheilungen, wo feine Mitwirkung erfordert wird, zuzuziehen. 

IU. Die einzelnen Abtheilungen erhalten mit Anwendung der Beftimmung 
des $. 41. der Inſtruktion vom 23ften Oftober 1817. befondere Dirigenten mit 
dem Slarafter „Dber: Regierungsrath.‘ | 

IV. Da die Ober Prafivdenten in der Regel zugleich die Prafidenten bei 
der Regierung, welche fich an ihrem Wohnorte befindet, feyn follen; fo wird 
bei diejen Regierungen ein Vize Prafident beftellt, welcher den Ober Präfidenten. 
bei Abwefenheit, Krankheit und in fonft zu beflimmenden Fällen bei ber Regie: 
rung zu vertreten, auch die Prafidial = Gefchäfte der Regierung in fofern zu über: 
nehmen hat, als es das Staatsminiſterium, wenn dazu cin Antrag vom Ober: 
Prafidenten gemacht wird, beflinmen wird. Bei den übrigen Regierungen wird 
der Regierungs = Prafident in Fällen der Abwefenheit oder anderer Behinderung 


. durch einen für immer dazu ernannten Vorgeſetzten einer Abtheilung vertreten. 


V. Die Plenarverfammlungen der Regierungen beſtehen unter dem Vorſitz 
des Prafidenten, aus: - 

a) den Ober: Regierungsräthen mit Einfchluß des Oberforftmeifterd, als Mit- 
Dirigenten der Abrheilung für Domainen und Forften; 

b) den Regierungsräthen; 

c) den technifchen Mitgliedern der Regierung, und 

d) den Affefforen. 

Die ada. und b. gedachten Beamten haben dabei ein volles Votum; Die 
technifchen Mitglieder, nämlich die Geiftlihen, Schul:, Medizinal: und Bau- 
Käthe, auch die technifchen Forfibeamten, haben nur in den Angelegenheiten, 
welche zu ihrem Gefchäftskreife gehören, ein Folled Votum; und die Affefforen 
allein in den von ihnen felbft bearbeiteten Sachen. Die 
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Die Provinzial: Steuer: Direftoren find befugt, den Plenarfigungen der 
Regierungen in dem Bezirke ihrer Verwaltung beizumohnen; auch können fie bei 
ihrer Anwefenheit in den verfchiedenen Regierungs = Departements von dem Prä- 
fidenten zu einzelnen Sigungen des Pleni, fo wie der Abtheilungen, noch befon- 
ders eingeladen werben; fie haben alsdann ein. Votum. 

Ehen fo ift der Prafident berechtigt, einzelne Landräthe zu den Sigungen 
der Regierung zuzulaflen, in welchem alle ihnen ein Votum gebührt. 

Stimmenmehrheit entfcheidet bei diefen Verſammlungen; doch verbleibt 
dem Präfidenten das im $. 39. No. 3. der Inſtruktion von 1817. dem Praͤſidio 
beigelegte Recht, der Ausführung des Befchluffes, unter den dort näher bezeich- 
neten Mobdifitationen, Anftand zu geben. 

VI. In Anfehung der Gegenftände, welche in den Plenarverfammlungen 
vossufragen und zu berathen find, verbleibt e8 zwar bei den Beltimmungen ber 
Regierungs⸗Inſtruktion vom Jahre 1817. $. 5., jedoch mit dem Zufaße, daß 
such bebeutendere Kandes-Meliorationen den Gegenſtaͤnden beizuzählen find, 
welche hierher gehören, und mit der Abänderung, daß die Befekung der Subal- 
-Sernftellen bei ber Regierung vom Präfidenten allein abhängt, welcher auch bei 
folchen Stellen, wenn eine Sntlaffung ftatt findet, die Abfchiede ertheilt. 

VI. Die Befchläffe erfolgen zwar auch in den Abtheilungen nach ber 
, Stimmenmehrheit ber Mitglieder, mit Einfchluß des Vorgeſetzten der Abtheilung, 
dem aber nicht bloß im Falle der Stinmnengleichheit Die Entſcheidung gebührt, fon- 
dern welcher auch berechtigt ift, den wider feine Anficht gefaßten Befchluß der 
Majorität durch Provokation auf den Präfidenten zu fuspendiren, von welchem es 
dann abhängt, durch feinen Beitritt zu beflimmen: ob nach der Anficht des Vor⸗ 
gefeßten oder der Stimmenmehrheit der Mitglieder der Abtheilung verfahren, oder 
ob die Sache zur Entfcheidung an dad Plenum verwiefen werben foll. 

VID. Die Reinfchriften der auf Plenar-Befchläffen beruhenden Verfuͤ⸗ 
gungen und Audfertigungen werden von dem Prafidenten allein, die ber einzelnen 
Abtheilungen aber von dem Vorſitzenden derfelben vollzogen. 

Bei Verträgen und andern Urkunden, deren Auöferrigung bei einer Ab» 
theilung erfolgt, ift nicht nur des Prafidenten, fondern auch eines Juftitiarius . 
Mitunterfchrift, ſowohl des Entwurfs, ald der Ausfertigung, erforderlich. 

Sämmtliche Verträge, wozu die Regierungen höhere Genehmigung ein⸗ 
bolen müflen, und welche nach $. 5. No. 13. der Ober : Prafidials Inftruftion 
vom 23ſten Dftober 1817. von den Ober: Präfidenten beftätigt werden mußten, 
find fünftig von den Regierungen allein auszuferfigen; jedoch muß in den Fällen, 
wo zur Regulirung bes Gefchäfts felbft Minifterial- Genehmigung nothwendig 
ift, dieſen Verträgen die Genehmigungs: Verfügung wenigſtens ertraktweife im 
beglaubser Abfchrift beigefügt werden. 

Jahrgang 1826. B . TR 
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IX. Jeder Abtheilung wird ihr abgeſondertes Subaltern⸗Perſonal uͤber 
wieſen. Es dürfen aber dieſe Beamten, die Kaſſen-Beamten ausgenommen, ſich 
fortan als nur zu einem ſpeziellen Geſchaͤftszweige ausſchließlich beſtimmt, nicht 
betrachten. Jeder iſt ſchuldig, dasjenige zu verrichten, was der Praͤſident oder 
der vorgeſetzte Rath ihm uͤberweiſet, und wozu er ihn am tauglichſten findet, es 
beſtehe ſolches nun in Expeditions⸗, Kalkulatur⸗, Regiftraturs oder Journaliſirungs⸗ 
Geſchaͤften. Bloß zum Mundiren ſind beſondere Beamten beſtimmt. Die Sub⸗ 
alternen werden daher: 

a) in bie der Iſten Klaſſe, mit Bezeichnung, „Regierungs⸗-Sekretarien“ und 
b) in. bie der 2ten. Klaſſe, mit Bezeichnung „Aſſiſtenten“ abgetheilt. | 

Die nur zum Mundiren beſtimmten find ferner „Kanzliſten“ zu nennen.. 

X. 3u den in der Inſtruktion vom Jahre 18417. $. 38. bemerften Hand: 
lungen der Beamten, welche. ohne Nachficht gerägt werden follen,. gehören wuch 
Verſchwendung, leichtfinnige Verfchuldung. und verlegte Amts⸗Verſchwiegen⸗ 
beit. Es darf Fein Beamter über. dad, was amtlich zu feiner Kenntniß kommt, 
an dritte Perfonen Mittheilung, oder gar etwas. öffentlich befannt inachen.. Thut 
er dies, fo begehet er eine Pflichiverlegung, Die nach den Größe derfelben. mit 
verhältnißmäßiger Geldftrafe oder mit Entfernung aus: dem Dienfte im Discipli⸗ 
narwege geahndet werden fol. 

xI.. Bäuerliche Regulirungen und Separationen in Domainen: ober den 
unter unmittelbarer Berwaltung der Regierung. oder. der Pivvinzial: Schul: Kol: 
Legien ftehenden Inftituten, worüber die Regierung auf eigene Verhandlung Ver⸗ 
gleiche fchließt, beduͤrfen Feiner Beftätigung der Generals Kommiffion. In An⸗ 
fehung der Regulirungs- und Auseinanderfeßungs: Sachen, welche die. Generals 
Kommiffion leitet, wobei Gerechtfame der Domainen und Forften, ober der 
vorgenannten Inſtitute wahrzunehmen find, bat die General: Koınmiffion. nicht 
unmittelbar mit den Miniſterien zu verhandeln, fündern an Die Regierungs⸗Abthei⸗ 
Bing zu fehreiben, und diefe die nöthigen Erklaͤrungen entweder felbfiftündig abzu- 
geben, oder die Minifterial: Genehinigung einzuholen. 

Verträge und Urkunden uͤber Gegenftände, beren Regulirung auf bem 
Wege der Provokation beider General⸗Kommiſſion und Durch deren Entſcheidung 
bewirkt worden if, unterliegen der Beftätigung von Seiten der General: Kommiffion.. 
Iſt aber Beine Entfcheidung von. Seiten der General» Kommiffion erfolgt, ſo find: 
dergleichen Urkunden, und felbft Die non der General Kommiffion. gefchloffenen 
Vergleiche, wenn fie blos den. Fiskus und deſſen Hinterſaſſen, oder die unter der 
unmittelbaren Verwaltung. der Regierung. oder. der: Provinzial Exhuls Sollegien 
ftehenden Inſtitute betreffen. nur von. des betreffenden Abtheilung. der Regierung 
ober bem Provinzial⸗Schul ⸗Kollegio zu: genehmigen, und diefe von: denſelben 
in ber vorgefchriehenen Form ertheilte Genehmigung. des Geſchaͤfts hat alle rechts 
chen. Wirkungen. und Folgen einer von. der. General= Kommiffion. ertheilten: 
Beſtaͤtigung. Die 
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Die im $. 65. der Verordnung, wegen Organiſation der General⸗Kom⸗ 
milfionen vom 20ften Juni 1817. und in den $$. 23>— 88. des Geſetzes uber Die Aus⸗ 
führung der Geineinheitstheilungs- und Abloͤſungs⸗Ordnungen von 7ten Juni 1821. 
vorgefchricbene Betätigung ber General⸗Kommiſſion, ift Daher in ben obengedach- 
ten Faͤllen ferner: nicht erforderlich, und wird die desfallfige Beſtimmung in foweit 
hierdurch ausdruͤcküch aufgehoben, Ä 

Alle m vorbemerkten Fällen bei Publifation diefer Beitimmungen fchon abge⸗ 
fchloffenen: und von der General⸗Kommiſſion noch nicht beftätigten Verträge (es 
mögen folche bei: ber General: Kommiffiom bereits zur Prüfung vorliegen oder 
nicht), werden nicht von diejer beftätigt, fondern zur Ertheilung der vorgefchricbenen 
Genehmigung an die Regierung und Provinzial: Echul= Kollegien abgegeben. 

XIII. Da über einzelne Punfte des mit der Inſtruktion vom 23ften Oftober 
1817. publizirten Auszuges aus der Verordnung vom 26ften Dezember 1808. 
Zweifel entftanden find,. fo feße ich.in diefer Beziehung zugleich Folgendes feft: 

a) ad $.42. Was sub No. 2., 3. und 4. diefed $. von.den Rechten des Fiskus 
aus Vertraͤgen, mit feinen Pachtern gefchloffen,. gefagt ift,. findet auch An= 
wendimg. auf Verträge, welche. Namens der, unter unmittelbarer Verwaltung: 
ber Regierungen: ober der Provinzial- Echul= Kollegien ſtehenden Inftitute; 
mit Privatperfonen abgefehloffen find, fofern letztere in den Kontrakten fich 
biefer Beſtimmung ausdrädlich untermorfen haben; . 

b) ad$.48.. das den Regierungen zugeftandene fiskaliſche Erefutionsrecht erſtreckt 
ſich auch bis zu der erfor des Srequendi, und kann derſelbe Daher gefänglich 
eingefebt werden... Wegen ruͤckſtaͤndiger Direkter. oder grundherrlicher Abgaben, 

u deren Einziehung fd Fein Objekt im Vermögen des Abgabenprlichtigen vor⸗ 
ndet, foll deſſen perfönliche Verhaftung: von Den Regierungen aber. nicht ver⸗ 
fügt werben. 

Den Regierungen ſteht es zu, vermöge der ihnen beigelegten allgemeinen 
Befugniß, in einzelnen Angelegenheiten ihres Reſſorts, den. Juſtiz⸗Unter⸗ 
Behörden Aufträge zu machen, und fie zu deren Befolgung anzuhalten, voraus⸗ 

efeßt,. Daß die Natur der den Gerichten zu. machenden Aufträge. von der Art 

At, daß fie nicht. mit folchen belaftet werden, Die ihrer Beſtiinmung fremd. und 
refp. entgegen: find; in rn le ‚ voo Fiskus Parthei ift, findet nur Die 
Requiſition ftatt.. Bei fiskaliſchen Exekutionen follen die Regierungen die Hilfe 
Ber Serichte, ald Ausnahme von der Regel, aber nur dann in Anſpruch neh- 
men, wenn e8- ihnen felbft an eigenen Organen zur Excaitions-Vollſtreckung, 
oder, im Falle der Verhaftung des Exequendi, an einem eigenen Lokale zur. 
Aufnahme des Verhaffeten fehlt. | 

Dar übrigens die ‚Dorwaltungebebörben das Recht und die Liquidität des bei- 

ıtreibenden Objekts allein zu beurtheilen vermögen,. und dafuͤr verantwortlich 

ind, ſo kann die. Berufung des Exequendi auf gerichtliches Gehör, über feine 
Berpflichtung.zur Zahlung der Praͤſtation, auch die Exekutions⸗Vollſtreckung, 
ſelbſt gegen die Perſon, nicht ſiſtiren: | 
., Wenn indeß-in einem ſolchen Falle, wo die Verwaltungsbehoͤrde nach den 
beſtehenden gefetzlichen Beſtimmungen, zur. perfönlichen- Verhaftung des Schuld⸗ 


ners 
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ners ſchreitet, von Seiten deſſelben Einwendungen gegen die Forderung erhoben 
werden; fo iſt die Verwaltungsbehoͤrde zwar berechtigt, den Schuldner, ſeines 
Widerſpruchs unerachtet, zur Haft bringen zu laffen: es liegt ihr jedoch ob, die 
Sache fofort an die kompetente Gerichtsbehoͤrde gelangen zu laffen, Damit diee 
felbe über die Fortdauer oder Relarafion des Arrefts, nach $. 70. seq. Tit. 29. 
der Prozeß: Ordnung, verfahre und erfenne. | 
ch demfelben $.48. des Anhanges zur Regierungs-JInftruftion vom 23ften 
Oktober 1817., find dieRegierungen bei Anwendung des fiskaliſchen Erekutionde 
Rechts auf die Erefufionsmittel verwiefen, welche die allgemeinen Gefege an⸗ 
ordnen. Als eines folchen erwähnt zwar die Allgemeine Gerichtd- Drdnung 
der Verpachtung ganzer Güter nicht. Da indeß die Erfahrung lehrt, daß ber 
Modus executionis durch Sequeftration felten zum Ziele führt, und feinem 
von beiden Theilen, wegen der Damit verbundenen bedeutenden Koften, Vortheile 
bringt, fo beftimme Ich: daß die Verpachtung der Domainen, Erbpachtgüter, 
der bäuerlichen Befißungen, und, unter Umftanden nach dem Alrtheil der Ver: 
waltungs=Behörden, ſelbſt die ZBieberverpachtung bloß verzeitpachteter Do⸗ 
mainen, im Wege der Exekution geftattet feyn fol. Als Marimum der Zeit, 
auf welche eine folche Verpachtung öffentlich im Wege der Exekution gefchehen 
kann, feße Ich drei Jahre feſt; es müßte denn der Schuldner feibft m eine 
* längere Pachtzeit einwilligen. | J 
Iſt nach Ablauf Des Termins indeß der beabſichtete Zweck nicht erreicht, 
Dann ift eine Wiederverpachtung unter gleichen Modalitäten ebenfalls zuläffig. 
Haben die Regierungen im Wege einer von ihnen verhängten Erefution, Aktiv- 
orderungen in Befchlag genommen, deren Einziehun —* nach den Vor⸗ 
chriften des Geſetzes vom Aten Juli 1822. erfolgen ſoll; ſo wird Die in den 
66. 2. und 3. dieſes Geſetzes gebachte Verfiigung nicht von ben Gerichten, ſon⸗ 
dern von den Regierungen felbft an die mit der Einziehung beauftragte fiska⸗ 
lifche Behörde erlaffen. nn 
Die im Verfolg der neuen Drganifafion der Regierungen entworfene Chier 


anliegende) Anweifung zur Gefchäftöführung habe Ich genehmigt und vollzogen. 
Es follen die Regierungen nach deren Inhalt pünktlich verfahren, und foweit Die 
Beftimmungen der gegenwärtigen Order und Diefer neuen Anmweifung zur Geſchaͤfts⸗ 
führung, der Regierungs = Inftruftion vom 23ften Oktober 1817. entgegen, etwas 


feftfeßen, kommen deren Anordnungen nicht mehr zur Anwendung; fonft bleibt fie 


ferner zu befolgen. 


Berlin, den oiften Dezember 1825. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 
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Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(No. 983.) Merhöchfte Kabinetdorder vom 22ften Januar 1826., wegen bed Gnaden⸗ 
W und Sterbe⸗Quartals für bie Hinterbliebenen ber Kommunal:Beamnten, 


iewohl nach dem Bericht ded Staatöminifterii vom 14ten vorigen Monats 


und Jahres der Fall felten zu erwarten fteht, daß den Hinterbliebenen der Koms 
munal⸗Beamten der Genuß des Gnaben= und Sterbe> Quartals fireitig gemacht 
‚ werben bürfte; fo erkenne Ich es doch für alle Fälle als nothwendig an, hier⸗ 

unter eine Beſtimmung zu erlafien. Ich erkläre Daher mit Bezug auf den Mir 
zugleich wieder vorgelegten frühern Untrag des Staatsminifterd v. Schudmann, 
und auf den F. 69. Tit. 10. Th. 2. des Allg. Landrechts, daß der in Meiner 
Order vom 7ten Februar 1814. in Betreff der Gnadengenüffe ftädtifcher Be⸗ 
amten ausgefprochene Grundfag, durch Meine Orber vom 27ften April 1816. 
wicht aufgehoben worben, vielmehr die Hinterbliebenen folcher Beamten, gleich . 
den Staatsbeamten, nach ber lebteren und ber Deklaration berfelben vom 
15ten November 1819. behandelt werden follen, in fofern deshalb nicht bei 
Anſetzung der ftäbtifchen Beamten mit denfelben befondere Verabredungen ge⸗ 
troffen ſeyn follten, ‚bei welchen es in ſolchem Falle fein Bewenden behalten 
kann. Ich Hberlaffe dem Staatsminifterium, hiernach das Erforderliche an- 


zuordnen. Berlin, den 22ften Januar 1826. 
Friedrich Wilhelm, 


Un das Staatöminifterium. 





(No. 984.) Verordnung, wegen Aufhebung ber in bem diesſeits ber Elbe gelegenen Theile 
bed Herzogthums Magdeburg noch beftehenden Geſchlechts⸗Vormundſchaft. 
Vom 22ften Sanuar 1826, 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen x. X. 

Da in einem Theile der zum Herzogthum Magdeburg gehoͤrigen, dies⸗ 
ſeits der Elbe gelegenen Diſtrikte, die Geſchlechts-Vormundſchaft als Provin⸗ 
zialrecht noch zur Zeit beſteht, dieſelbe aber nicht nur an ſich zu einer uͤber⸗ 
fluͤſſigen Form geworden iſt, ſondern auch beſonders dadurch, daß ſie in allen 
angraͤnzenden Landestheilen nicht gilt, vielfache Veranlaſſung zu Fehlern bei 
Abfaſſung von Rechtsgeſchaͤften giebt; ſo verordnen Wir, auf den Antrag Un⸗ 

Jabtgang 1826. No. 2. — (No. 983 — 988.) | C ſeres 


(Ausaeaeben zu Berlin ben 2Offen Februar 1526.) 
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fered Staatsminiſteriums und nach eingeforbertem Gutachten Unſeres Staatsraths, 
imgleichen nach Vernehmung Unſerer getreuen Stande der Provinz Sachſen, 
daß in dem ermahnten Landestheile die Geſchlechts-Vormundſchaft 
binfort gänzlich aufgehoben ſeyn foll. . 
Urfundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedruck 
tem Königlichen Infiegel. Gegeben Berlin, den 22ften Januar 1826. 


(L.S.) Friedrich Wilhelm. 


Sch. v. Altenftein. v. Schudmann Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Dandelmann. v. Motz. 





(No. 985.) Alerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27ſten Januar 1826., In Beziehung auf die 
Zulaͤßigkeit des Perfonal-Arrefts der, wegen Schulden belangten, auf Penſion 
ober Wartegeld ſtehenden Zivilbeamten und Militairperfonen, 


(3 
Ar finde Mich veranlaßt hierdurch zu erflären, daß die Beftimmungen der Kabie 
netsbefehle vom 29ften März und Gten Dftober 1823, in Beziehung auf die Zus 
läßigfeit des Perfonal-Arrefts der, auf Penſion oder Wartegeld ftehenden Zivil: 
Beamten oder Militairperfonen, wegen Schulden, Meiner Abfahrt gemäß, nicht auf 
folche Schulden Anwendung finden koͤnnen, die ſchon vor Bekanntmachung jener 
Befehle von den, dadurch betroffenen Individnen, kontrahirt waren. ch mache 
Ihnen Dies nachrichtlich und Ihnen, dem Juſtizminiſter, in Antwort auf den Bericht 
vom 20ften d. M. mit dem Auftrage bekannt, die Gerichtsbehörden Demgemaß mit 
Anmweifung zu verfehben. Berlin, den 27ften Januar 1826. 


Sriedrich Wilhelm - 


An 
bie Etaatöminifter v: Hake unb Grafen v. Dandelmann. 





(No. 986.) 


Tarif, 


nach welchem das Steinpflaſtergeld in der Stadt Vlotho, Regierungsbezirks Minden, 
erhoben werben fol. Vom 28ſten Januar 1826. 


1) on einem angeſpannten Zugthiere: 
a) wenn das Fuhrwerk beladen iſt ............... Einen halben Sgr., 
b) wenn das Fuhrwerk unbelaben iſt .. ........... Drei Pfennige, 
2) von jedem Reit⸗ und unangefpannten Pferde ........... Drei Pfennige, 
3) von einem Ochſen, einer Kuh, oder einem Efel.......... Drei Pfennige, 
4) von Schweinen, Schaafen, Kälbern und Ziegen, bie 
einzeln unter fünf Stuͤck geführt werden, nichts; von , 
je fünf Stüd aber... ......... ................. .... Einen Pfennig. 
Ausnahmen. 
Bon Erlegung des Pflaftergeldes find befreit: | 
1) Reitpferde und Zugthiere der Königlichen und Prinzlicher Hofhaltungen;  .. 
3) Reitpferde und Zugthiere in Dienftangelegenheiten reifender Militair = und Zivils 
beamten, imgleichen der Regimenter und Kommando's auf dem Marſche N all— 
3 
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3) alle Geſpanne, welche Kieferungs = Gegenftände für ben Fiskus ober beffen Eigen⸗ 
thum transportiren 

4) Feuerlöfehungs: oder andere dergleichen Öffentliche Unterftükungsfuhren; 

5) F7 orbinairen und Briefpoften; 

6) alle Frohn=. und Burgfeft=, Kirchen und Schulfuhren 

7) fämmtliche Bürger, orbürger und Heuerlinge ber Sratt, welche zu den fldbti- 
ſchen —— beitragen, es ſey denn, daß fie um Lohn fahren, und- 
nicht landwirthſchaftliche oder Baufuhren für hiefige Einwohner verrichten; 

8) bie ledigen Ruckfuhren / wenn folche an demfelben Tage ftatt finden. 


Strafen 
Der fich der Erlegung des Wegegeldes % tlich entziehet, zahlet ald Strafe 
Si ira Dean Oi segeg ſichtlich entziehet, 3ah e 
Gegeben Berlin, den — Januar 1826. 


(I. S) Friedrich Wilhelm. 


v. Schuckmann. 





@&o. 987.) 
Tarif 
des Brüds und Dammgeldes, auch Bruͤcken⸗Aufzugsgeldes zu Frankfurt a. d. 9. 
Dom Sten Februar 1826. 


A. Bruͤck- und Dammgerd, 
4) Vracht⸗ oder andere dergleichen Wagen: 
a) beladen, für ges ferb oder andere Zugthier .... —E 
b) ledig, für jedes Pferd ober andere Zugthier ....* 
2) Wagen mit Brennholz beladen, welches zum En Auffegen nach den Holz 
böfen in der Damm⸗ Vorſtadt über die Brüde zum Verkauf gefahren 
wird, für jedes Dreh oder andere Zugthier. 
Bauerwagen zum Wochenmarkt, aud) außerbem mit Holz "belaben, 
für jedes ober andere Zugthier .— 
4) Kleine Wagen aus ben umliegenden Stäbten, ober benachbarten Dörz 
fern, die nicht befrachtet find, oder die blos Tiſchler- oder Boͤttcher⸗ 
Fabrikate, MRutzholz zum Verkauf bringen, für jedes Pferd oder 
5) Wagen en Belaben, für jedes Pferd —— Zugthier ebenfalls. 
Die Einwohner d ——— aber von ——— Heu⸗ 
——— a ..... —* — 
n ufer Einwohner, wen fie Branffurter Bi er 
Märkten m lehren für jedes. Pferd... .... 
8) Extrap Kutfchen, zweirddrige Rabriolets: und: jedes andere Fuhr- 
wert m 1 Der —— der Perſonen, beladen oder ledig, entrichten für 


jed 
8 emerfung . Kommte ein ſicher aen bimen⸗ 24 Stunden wieder 
dgber die Brůcke zur fe gg alsdann frei, er Br ledig, oder 


halb, ober ganz belaben ſepn. Begleitende ee find frei. | | 
9) Von 



















Wo "ww 


XXXV 16 nn | 


9) Von einem umangefparninfen Pferde oder Maulthiere ................ | 
10) Bon jedem Haupt Ri 
4141) Von jedem Schwein........................................... 
12) Bon jedem Hammel, Schaaf und jeder Ziege...................... 
Bemerkung: Wenn das unter No. 9. bis incl. 12. aufgeführte Vieh 
binnen 24 Stunden über die Brüde zurüd kommt, wird alddann dafıır 
nichts weiter begabt, fo wie auch, wenn folches von den Märkten ber 
umliegenden Städte binnen 48 Stunden zurückkehrt. Ä 
| Ausnahmen. 
Das Bruͤck⸗ und Dammgeld wird nicht erhoben: | 
1) von Königlichen und der Pringen des Stöniglichen Hauſes Pferden ober Wagen, 
die mit eigenen Pferden oder Maulthieren befpannt find; 
2) von Fuhrwerken und Reitpferden, welche Regimenter ober Kommando's beim 
Marfche mit fich führen, fo wie von Lieferungswagen für Die Armee und 
Seflungen im Kriege, und von Offizieren gu Pferde im Dienft; 
- 3) von Ai a ourierd und den fremder Machte, fo wie von ordinairen 
en 





. und reiten often; | 

4) von den mit wirklich erwiefenen Söniglichem oder Staats⸗Eigenthum belabenen 
Magen; außerdem aber befreien Königliche Zoll= Freipdffe nicht vom Brüd- 

oder Dammgelde;, 

5) dagegen find davon befreit: alle Frankfurter Einwohner ; beögleichen 

6) die mit Königlichen Päffen in Dienftgefchäften reifenden Staatsdiener ; 

7) die Rittergutd=- Befißer und Königlidyen General: Pächter in dem dortigen und 
ben beiden benachbarten Kreifen, in Anfehung der Wagen und Pferde für ihre 
Perſon, nicht aber für ihre Leute und Erzeugniffe; 

8) alle Zuhren, Gefpann oder ledige Pferde, zur Halfsleiſtung und Rettung bei 

Teuer: und Waſſersnoth. | 
‚B. Bruͤck⸗Aufzugsgeld. 
Kür jeden Kahn, der Das Aufziehen ber Bruͤcke erfordert. ...... 3wei Sgr. 
Bemerkung. Ausgenommen und frei davon ift: alled Königliche und 
Staatögut, welcherwegen ſich der damit Durchfahrende Schiffer Durch 
die gehörigen. Paͤſſe ausweiſen muß. 
Gegeben Berlm, den Sten Februar 1826. 2 
(LS) Sriedrih Wilhelm. 


v. Shudmann. 





(No. 988,) Allerhoͤchſte Kabineföorber vom 11ten Februar 1826., wegen Ernennung bed 

Herrn Fuͤrſten von Anhalt: CdthensPleß und bes Grafen zu Stolberg⸗Werni⸗ 
(> . gerode zu Mitgliebern bed Staatsraths. 
Si babe ben Herrn Fürften von Anhalt⸗Coͤthen⸗Pleß und den Grafen zu Stolberg: 
Wernigerode zu Mitgliedern bes Staatsraths ernannt, und trage bemfelben auf, 
wegen ihrer Cinführung Das Erforderliche zu veranlaffen. 


Berlin, den 11ten Februar 1826, BE 
. Friedrich Wilhelm, 





An bei Stuart 


/ 
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(No. 989.) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom 18ten Januar 1826., wegen Wiederherſtellung 
der Adelsrechte in ben am linfen Rheinufer belegenen Preußiſchen Provinzen, 


N, den Bericht und nach Dem Anfrage des Staatsminiſteriums, verordne Ich 
hierdurch: Daß die Gefege der vormaligen Sranzöfifchen Regierung, welche die 
Titel, Pradikate und Mappen des Adeld abgefchafft haben, in den zur Preußi- 
ſchen Monaschie gehörenden Provinzen am linfen Rheinufer, außer Kraft treten 
und bie Familien, welche fie zu führen vor der Abfchaffung berechtigt geweſen 
find, darin wieder bergeftellt feyn follen. Ihnen, dem Minifter der Angele⸗ 
genheiten Meines Haufes, trage Sch auf, wegen Ausführung dieſer Anord- 
nung, bie Durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen ift, 
und wegen Berhätung etwaniger Mißbraͤuche, die erforderlichen Einleitungen zu 
treffen. | 


Derlin, den 18ten Januar 1826, 
Sriedrih Wilhelm. 


An dad Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1826. No. 3. — (No. 989-992) »D (No. 990.) 


(Audgegeben zu Berlin den 6ten April 1826.) 


— 48 — 


_ (No. 990.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vonr 2Sften Februat 1826., daß zur Tilgung der 
| Stantöfchuldfchehre die Verlooſung derfelben nicht weiter ftatt haben fol. 


D. nach dem Berichte der Hauptverwaltung der Staatsſchulden, die auf 
Meinen Befehl vom 13ten Mai 1824. eingeleitete Maaßregel einer Ver: 
loofung der jährlich zu tilgenden Staatsſchuldſcheine, den erwarteten günitigen 
Erfolg nicht gehabt Hat; fe feße Sch, nach Derem Antrage, bei den eingetretenen 
Verhaͤltniſſen hierdurds feſt: daß, mit Aufhebung der Anordnung vom 13ten 
„Mat 1824. und mir MWieberherftellung ber im Gefeh vom 17ten Januar 1820. 
Art. VI. enthaltenen Vorſchrift, die zur jährlichen Tilgung der Etaatöfchuld- 
Scheine gefeßtich beftimmte Summe fin das Jahr 1826. und fernerhin wieder 
zum Anfauf derfelben verwendet werden foll. 

Ich uͤberlaſſe der Hauptoerwaltimg der Staatsfchulden Diefem gemäß das 
Srforberliche einzuleiten und dieſe Meine Beſtimmung durch die Geſetzſammlung 
zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. | 


Berlin, den 25ſten Februar 1826. 
Friedrich Wilhelm. 


An | 
die Hauptverwaltung ber Etaatöfchulden. 





(Na. 991.) 


(No. 991.) Allerhoͤchſte Kabinetdorder vom 25ften Zebruar 1626., betreffend die Errich⸗ 
tung der Familien. Fideikommiſſe in ben Rheinprovinzen. 


A, den von dem Etaatdminifterium, wegen der Bamilienfideifommiß-Stiftun- 
gen in den Rheinprovinzgen, Mir gemachten Vortrag, feße Ich hierdurch feſt: 
daß in den genannten Provinzen die Grrichtung von Familienfideikommiſſen 
nur nach vorgängiger Prüfung der Provinzialbehörden und unter Meiner Imme⸗ 
diarbeftätigung erfolgen und daß durch deren Ertheilung die bermalen in den 
Rheinprovinzen noch geltenden franzöfifchen Geſetze, in Ruͤckſicht der beftdtigten 
Fideikommiſſe, ganz außer Anwendung gefegt und die Rechtöverhältniffe derſel⸗ 
ben bios nady der beftätigten Stiftungsurkunde beurtheilt werden follen. ch 
autorilire bad Staatdminifterium, Die gegenwärtige Feſtſetzung, mit deren Aus⸗ 
führung der Zuftizminiiter in den vortommenden Fällen beauftragt wird, durch 
die Geſetzſammlung zur allgemeinen Keuntniß zu bringen. 


Berlin, den 25ften Februar 1826. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Etaateminifterium. 


(No. 992.) 


7 — 


(No. 992.) Allerhoͤchſte Kabinetäorber vom 19ten März 1826., wegen Herabſetzung des 
Porto für Gold und Sendungen pon Werthſtuͤcken, und zu bewilligender 
Portosieftitutionen bei kaufmaͤuniſcher Geld und Packetſendungen. 


A. Ihren gemeinſchaftlichen Antrag vom Aften und Löten März d. J., geneh⸗ 
mige Sch, daß zur Srleichterung des faufmännifchen Verkehrs, die Porto: Tare 
für Sendungen in Golde auf die Hälfte des Porto für Silbergeld ($..32. des 
Porto:Regulativd vom 18ten Dezember 1824.) berabgefeßt werde. Auch auf 
Werthſtuͤcke foll diefe ermäßigte PortosTare Anwendung finden, in fofern das 
, Porto dafür nach dem Gewichte ($. 23. des gedachten Porto-Regulativg) nicht 
mehr beträgt. Ferner ertheile Ih dem General Poftwmeifler die Befuguiß, 
Porto⸗Reſtitutionen in folgeuder Art zu bewilligen, 
Tür Sendungen in Silbergeld: 
a) bei einer jährlichen Verfendungs - Summe son 25,000 Thalern an, bis 
50,080 Thaler, foll 10 Prozent Exlaß vom Porto Etatt finden; 
b) über 50,000 Thaler 15 Prozent. 
Für Pacdet: Sendungen: 
a) bei einem Gewichtsbetrage son jährlich 10,000 Pfund an, bis 20,000 
Pfund, follen ebenfalld 10 Prozent au Porto erlaffen werden, und 
b) über 20,000 Pfund 15 Prozent. 
Bedingung hei den Sendungen in Silbergeld tft: daß die jährliche Total: 
- Summe nur aus einzelnen Sendungen son 500 Thalern und darüber beftehen 
darf; und bei Padet Sendungen: daß nur einzelne Padete von 10 Pfund und 
darüber bei ber Summirung des jährlichen Gewichts= Betrages in Anfchlag 
gebracht werben dürfen. Werthſtuͤcke, wofür das Porto nach der Gold» Pprtoe 
Tare zu erheben ift, bleiben von diefer Porto -Reftitution ganz audgefchloffen. 


Berlin, den 19ten März 41826. 


An 
den Staatsminifter Grafen ». Lottum, 
und den General- Poftmeifter v. Nagler. 


Friedrich Wilhelm. 
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: (No. 993.) 
| | Tarif 04 
gur Erhebung bes Faͤhrgeldes für die Faͤhranſtalt zu AltsLiegegdride, im Frank: 
furter Regierungsbezirk. Vom 2iften März 1826. 


1) CL yür ein Pferd, mit oder obne Führer, oder wenn es an⸗ n | 
gefpannt iſt ... .. .... er. 3 vn | 
2) Für einen Ochſen, Bullen, Kuh, Stier oder Ferſe.. 


X 


3) Fuͤr ein Kalb, einen Hammel, Schaaf oder Lamm... un j _ . > ⸗ 
4) Fuͤr ein Schwein ohne Unterſchied. ......... ....... wm: 2⸗ 
5) Für ein jedes Pferd vor einem Frachtwagen. .... ....... dl — ⸗ 
6) Für einen Fußgaͤnger.......... ...................... en de: 
Ausnahmen. BZ 


Fährgeld wird nicht erhoben: 
a) von Königlichen und den Prinzen des Königlichen Hauſes gehörigen Pfers 
den oder Wagen, wenn fie mit eigenen Zugthieren befpannt find; 


b) von Fuhrwerken und Reitpferben, welche Regimenter oder: Kommando's 
beim Marfche mit fich Führen, .fn wie von Lieferungdwagen für die Arıneen 
und Seflungen im Kriege, und von Offizieren zu Pferde im Dienfte; im: 
gleichen von den Fuhrwerken und Zugthieren, welche Kriegövorfpann leiſten, 
und ſich Durch ben Fuhrbefehl Tegitimiren; 

c) von Königlichen Kurierd und denen fremder Mächte, von reitenden Poſten, 
besgleichen von leer zuruͤckgehenden Poftfuhrwerfen und Pferden. Fuͤr die 
lebig zurüdgehenden Ertrapofipferbe aber, muß ber mit Extrapoſt Reiſende 
zugleich mit bezahlen; 

d) von der Oſtpreußiſchen fahrenden Poſt Dagegen werben für einen jeden 
biefelbe begleitenden Beiwagen Zehn Silbergroſchen gezahlt, wofür aber 
auch die ledig zurüchfehrenden Beiwagen und Pferbe frei paffiren; 

Jahrgang 1826. No. 4. — (No. 993 — 996.) E e) von 


(Ausgegeben zu Berlin ben 2iften April 1826.) 


— u — 


eis 996) ' Peabllandum, betreffend das Verbot des Radernds mb reſp. Handels mit 
auswärts veranfialteten Nachdrucken bet von Gothe ſchen Werke. Vom 
7ten April 1826, 


Maren 6 Se. Majeftät der Rönig, Unfer engnäbigfer Her, geruhet haben, 

den Großherzoglich = Sachfen ⸗Weimarſchen Staatsminiſter, Herrn Johann 

Wolfgang vdn Goͤthe, im Anerkenntniß der ausgezeichneten Verdienſte 

deſſelben um die deutſche Litteratur, ſowohl fuͤr ſich und ſeine Erben und Zeſſio⸗ 

narien, als nicht weniger dem rechtmaͤßigen Verleger fuͤr die neue und bereicherte 

Ausgabe der von Goͤche ſchen Werke, unterm 23ften Januar d. J. ein Privile⸗ 
gium dahin zu ertheilen: 

Daß der Nachdruck und der Handel mit etwa auswärts veranftalteten 

Nachdrucken, ſowohl vorerwähnter vollſtaͤndiger neuen Ausgabe dieſer 

Schriften, als wie auch einzelner Theile oder Auszuͤge daraus, in 

ſaͤmmtlichen Provinzen der Preußiſchen Monarchie verboten ſeyn, und 

daß jede Entgegenhandlung dieſes Privilegiums, welches dieſer Aus⸗ 

gabe der „on Goͤthe' ſchen Werke vorzudrucken, oder nach feinem 

+: Dinbalte Auf "oder hinter dem Titelblaste. zu bemerken ift, zu den 

gefeglich beftimmten Entfchädigungs- Anfprüchen berechtigen und mit 

‚denjenigen Strafen belegt werden foll, welche der Nachdruck inländi- 

fcher Verlags > Artikel und der Handel mit auswärts nachgedrudten 

Düchern nach ſich ziehet,; 

fe wird ſolches hierdurch ‚allgemein zur ofentlichen Kenntniß und Nachachtung 
belannt gemacht. 


Beilin, den Tten April 1826. 


nn Die Mini fe er en 
"des Innern und der Polizei. der er auttiget Angelegenheiten. 
\ v. Schuckmann. | j ‚Graf v. Bernstorff. 
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(No. 997.) Genehmigungs⸗Urkunde der in dem Schlußprotokolle der Weſer⸗Schiffahrts⸗ 
Reviſions⸗Kommiſſion d. d. Bremen, ben 21ften Dezember 1825., ents 
haltenen ergänzenden Beflimmungen ber Wefer = Schiffahrtsafte vom 
10ten September 1823, Vom AAten Gebruar 1826, 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen x. xx. 
Thun kund und bekennen hiermit: 


Da in Folge des 54ſten Artikels der am 10ten September 1823. zu 
Minden abgeſchloſſenen Weſer⸗Schiffahrtsakte von Zeit zu Zeit eine Reviſions⸗ 
Kommiffion ſich verfammeln foll, um ſich von der vollfländigen Beobachtung 
jener Konvention zu überzeugen, einen Vereinigungspunft zwifchen den Ufers 
flaaten zu bilden, um Abftellung von Befchwerden zu veranlaffen, auch Veran: 
ftaltungen und Maaßregeln, welche nach neuerer Erfahrung, Handel und Schiff: 
fahrt ferner erleichtern fönnten, zu beraten; und nachdem, ſolchem gemäß bie 
erfte Revifionstommiffion in Bremen zufammen getreten, Uns demnaͤchſt aber 
von Unferm Bevollmächtigten die nachfolgenden, mit den Bevollmächtigten ber 
übrigen Weſer⸗ Uferſtaaten verabredeten ergaͤnzenden Beſtimmungen der Weſer⸗ 


Schiffahrtsakte: 
Artikel J. 


Zu $. 2. der Weſerakte. Die Beſitzer von Faͤhranſtalten auf dem Weſer 
ſtrome ſollen die Niederlaſſung ihrer Faͤhrlinien vor paſſirenden Schiffen, ſo 
wie die nachherige Wiederaufwindung derſelben, lediglich durch ihre eigenen 
Leute ohne Verzug bewirken laſſen, ohne dabei den Schiffern irgend eine 
unfreiwillige Beihülfe anfinnen zu Dürfen. ' 


Yrtifel I. 


Zu $. 12. Die dem $. 12. der Weferafte unter A. anliegende Tabelle 
ber Maaß⸗ und Gewichtöverhältniffe in fämmtlichen Wefer - Uferftaaten it in 
Sabrgang 1826, No. 5. — (No. 97—998.) - F der 


(Meögegeben zu Berlin den 28flen April 1826.) 


Anlage A. 


Anlage B. 


— 26. — 


der Art berichtigt worden, wie ſie, zur kuͤnftigen alleinigen Anwendung dem 
heutigen Protokolle unter A. anliegt. 


Artikel M. 
Zu $. 15. Der im $. 15. der Weferafte vereinbarte Weferzoll wird auf 


drei Viertel feined Betrages dergeftalt ermäßigt, daß Fünftig für den ganzen 


Lauf der Meer überhaupt nicht mehr ald Zweihundert Sechs und Dreißig Ein 
Viertel Pfennige von jedem Schiffepfunde zu 300 Pfund Bremifch erhoben 
werden follen, und zwar von 


Preußen......................... 445 Pf 
Hannover...................... 94% = 
Kurheſſen....................... 30% ⸗ 
Braunſchweig. ........... ........ 12 = 
Lippe.......................... 9% 8° 
Bremen ........................ 45 = 
236; Pf. 


doch behalten ſaͤmmtliche Eontrahirende Staaten fi) die MWiederherftellung dee 
Zollfaßes der MWeferafte für den Fall bevor, wenn die Zweckmaͤßigkeit derfelben 


unter efwa günflig veränderten Handels » und Schiffahrts-Konjunkturen bei 
‚ irgend einer Fünftigen Reviſi ons⸗Kommiſſion einftiimmig anerfannt: werden möchte. 


Artifel IV. 
Zu $. 16. Die dem $. 16. der Weſerakte beigefuͤgte Anlage C. iſt nach 
den neuen zum $. 15. gefaßten Beſchluͤſſen in der Art berichtigt worden, wie 
fie nunmehr dem gegenwärtigen Protokolle unter B. zur alleinigen Anwendung 


beiliegt. 
Artikel V. 
Zu g. 17. Der $. 17. der Weſer-Akte iſt modifizirt wie folgt: 
1) Auf die Haͤlfte des Weſerzolls: 

Alaun, Anis, Blech (Eiſen), Blut, Eier, Eiſenwaaren (in der Niederfuhr), 
Erze (rohe, mit Ausſchluß von Bleierz, Galmei und Zinnober), Eſſig (einlaͤndiſcher), 
Farbenerden, Farbenhoͤlzer, Fiſche (lebendige und gruͤne), Garn (leinenes), Garten⸗ 
gewaͤchſe (mit Ausnahme von Saͤmereien, Bohnen und Kartoffeln), Harz, Kien⸗ 
ruß, Kreide (ganze und gemahlene), Kuͤmmel, Leinſaat, Leinwand (einlaͤndiſche), 
Mehl, Milch, Obſt (trockenes), Pech, Salz (Kuͤchen⸗, einlaͤndiſches), Schmirgel, 
Staͤrke, Stuhlrohr, Theer, Trippel, Vitsbohnen, Zunder und Feuerſchwamm. 

2) Auf ein Viertel: 

Aſche (Perle, MWaid- und Pott-), auch Afchenkalf, Blei, Bleierz, Bohr 

nen (außer Bitsbohnen), Bolus, Bomben, Borften, Braunftein, Drath (eiferner), 


 Eichenborfe (ganze und gemahlen), Eiſen (Stab- und Guß-), Erbfen, Getreide 
| aller 


— 1 — 


or UArt, Glas (aller Art, einlänbifches); Glasgalle, Glaͤtte, Graupen, Grieß, 
Hirſe, Holzkohlen, Kanonen, Kiſten und Fuſtagen (leere), Knicker, Ku: 

EN (iferne), Linfen, Malz, Marmor (rohe), Mennig, Metallerdven, Mörfer 
—— Muſchelkalk, Obſt (friſches), Ocker, Pottloh, Rappſaat und alle Ruͤb⸗ 
deine, Schilf und Dachrohr, Schmelztiegel, Seegras, Toͤpferwaaren (gemeine), 


Miten. 
3) Auf ein Acbtel: 

Aſche Cunausgelaugte), Eifen (altes), Gras, Heu, alles inländifche (Nord- 
Europaͤiſche), Bau⸗ und zugeſchnittenes Nutzholz, von welcher Gattung es ſeyn mag, 
(blos mit Ausſchluß der zu z; tarifirten Brenn⸗, Buſch⸗ und Faſchienenhoͤlzer ꝛc. fo 
wie der dem vollen Normalſat unterliegenden ausländifchen Holzgattungen für Tifch- 
ler und der zu % tarifirten Barbehölzer), Holzwaaren (grobe), Kalk und Gyps, Kan: 
dieskiften- Bretter, Kartoffeln, Delkuchen, Pachmatten von Schilf und Baſt, Pfei- 
fenerbe, Soda, Stroh, Thon, Traß und Cement, Wachholderbeeren. 

4) Auf ein Vierundzwanzigſtel: | 

Aſche Causgelaugte), Aufterfchaalen und Mufchelfchaalen aller Art, Brenn, 
Buſch⸗ und Fafchienenholz aller Art, einfchließlich Der Schlagt- und Zaunpfähle, 
des Banbholzes fir Böttcherarbeit und des Ruthenholzes für KRorbmacherarbeit, 

wie auch der Birfenbefen und Haidbeſen, Dachfchiefer, Flaſchenkeller, Glasſcherben, 
Kohlen (Bram: und Stein), Mergel, Mift und Dünger, Sand nebit Grand, Kies 
und aller gemeinen Erde, Steine (fowohl gebrannte Ziege!- und Bad-, ald Mühl 
Schleif=, Solinger=, wie auch behauene oder unbehauene inländifche Bruch = und Feld⸗ 
fteine aller Art), deögleichen aus gemeinem einländifchen Material gefertigte ftemerne 
Tröge, Kümpe, Krippen, Leichenfleine ıc., Torf. 

Die im Manifefte nicht angegebenen Reife- Viktualien ber Schiffer find in 
verbälmißmäßigen Quantitäten ganz abgabenfrei. Bei Beſtimmung ber Quantität 
ſoll mit der billigften Umficht nach Der Länge der Reife, der Stärke der Bemannung ıc, 
verfahren und demgemäß das Nähere von den Regierungen an die Zollamter 
erlaffen werden. Desgleichen find die zum Verdeck eines Fahrzeuges einmal ein- 
und zugerichteten Bretter, da fie zu dem Schiffögeräth gehbren, zollfrei. In der 
Grmanglung ſolcher, find von Entrichtung des Weſerzolls befreit, Die zur Bededung 
der Ladung nöthigen loſen Bretter, und zwar: 


4) bei Schiffen unter 10 Safı Sabungefäbigteit . FE 1 Schott, 

2): = von 10 —B. 2 5 .erreien 2 3. 

3) = ⸗ -= 25 und darüber = III ⸗ 
Artikel VL 


Zu $. 20. Die dem $20. der Weſerakte inter D. peidefägte Normalge- 
wichtds Tabelle, ift in ber Art berichtigt und vervollftändigt worden, wie fie unter 


C  bem heutigen ‘Protokolle zur tee 7 Richtſchnur beiliegt. y Anlage C. 
rti⸗ 


— 28 — 
Artikel VIL 
Zu $. 21. In Bezug auf die Beſtimmung des $. 21. der Weſerakte in 
Verbindung mit $. 16. derfelben, wird feftgefeßt, daß von den beiden emander 
: gegenüber liegenden Zollftätten Beverungen und Lauenförde, die Erftere 
als unterhalb der Leteren belegen, angenommen werben foll. 


Artikel VII. | 
3u $. 50. Soweit Durch gegenwärtiges Protokoll keine Abänderungen aus⸗ 
gefprochen worden fi find, behält e8 bei den Beftunmungen der Weferfchiffahrtd- 
Abkte fein alleiniged Bewenden. 
| Artikel IX. 
3u G. 51. Die Bellimmungen ded gegenwärtigen Protofolld follen mit 
. dem Aften Mai 1826, nach birmen drei Monaten a dato vorhergegangener allfeis 
tiger Genehmigung, auf allen Punkten der Wefer in volle Wirkſamkeit gefegt, 
und zu dem Zweck durch den Druck öffentlich befannt gemacht, auch den betreffen- 
den Behörden mitgetheilt werden. 


Artikel X. 
Zu $. 54, Die nächfte NRevifions = Kommiffion wird fih am iften Mai 
: 1829, zu (Hannoͤveriſch) Münden verfammeln. Ä 


ar Bewirkung eines Befchluffes in Borfchlag gebracht worden find; fo wollen Wir, 
anf den Uns Darüber gehaltenen Vortrag, die obgedachten Beftimmungen hierdurch 
genehmigen, auch Lnfere Behörden und Unterthanen, foweit es diefe angeht, 
anweiſen, fich genau darnach zu richten. 

Zu mehrerer Bekräftigung deffen, haben Wir diefe Unſere Genehmigungs—⸗ 
Urkunde, von welcher nur Ein Exemplar, Behufs der Niederlegung in das gemein⸗ 
ſchaftliche Archiv der Weſer⸗Uferſtaaten, ausgefertigt worden iſt, eigenhaͤndig unter⸗ 
ſchrieben und mit Unſerem groͤßeren Staatsſiegel verſehen laſſen. 
| So gefchehen zu Berlin, den 14ten Februar 1826. 


| (LS) Friedrich Wilhelm, 
nn W Grafv. Bernstorff. 





Dieſe Genehmigungs⸗Urkunde iſt am 12ten April b. J. in das zu Minden 
befindliche Archiv der Weſerſchiffahrts⸗Kommiſſion niedergelegt worden. 
Berlin, den 2aſten April 1826, 
Diniſterium der F auswärtigen Angelegenheiten. 
F ran 7 Sdonbers. 
0" | oe . Ans 
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Anlage J. 
Berbältniffe 
der im $. 12. der Weſerakte gegebenen Gewichts⸗, Längen» und Getreide 
Maaf = Beflimmungen, 


1. Handels: Gewichte 




























Zranzöfi= | find zu S | remis 
Angenommen fehen bereche 3 |, f&en 

Grammen| nen a Ahnen, 
Ein Bremiſches — 10000] Bremifche — |10000 
Ein Preußifches — 1—1}467|711]. — [Breußifche —| 9382 
Ein Hanndverfches —1—]489|608] — [Hannöverfche — | 9822 
Ein Kurheſſiſches — 1— [467/711] — |Rurbeffifche — | 9382 
Ein Braumfchweigifchest — | — [4671572] — |Braunfchweigiihel —| 9379 
Gin Didenburgifhes |—|— |4180|367| — JOldenburgifhe |—| 9636 
Ein Lippifches —1— 1167| a1 | — öppiſche — | 9376 









Franzöfiz 































Angenommen zu fchen 

Linien. 
Ein Bremiſcher — — — 10000 
Ein Preußiſcher — — Preußiſche — 10847 
Ein Hannöverfcher —I— Hannöverfche — 110091 
Ein Kurheſſiſcher — 1— [127 — | 9942 
Ein Braunſchweigiſcher — | — [126 —| 9862 
Ein Oldenburgifher II —|1: Oldenburgifhe |— 110225 
Ein Kippifcher —I— Lippifche — [10005 





1. Ge 
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I. Getreide-Maaße. 










Bremi⸗ 
ſchen 
Scheffeln 








Angenommen ſind zu berechnen 


gleich 








Ein Bremiſcher 10000) Scheffel 


Ein Preußifcher Scheffel — [Scefflll— | 7417 
Ein Hanndverfcher MHimten — ſHimten — 4192 
Ein Caſſelſches Viertel — |Biertel — 21678 
Ein Braunſchweigiſcher Himten — |Himten — 4192 
Ein Oldenburgiſch. gewöhnt. Scheffel — Scheffel —3077 
Ein Lippiſcher Hartkorn EScheffel — Scheffel — | 5980 
Ein Lippifcher Hafer Scheffel — !Schefflll—| 6977 
Ein Schaumburgifcher Himten — (Himten I—| 4365 


Ans 


Anlage B. | Be 
Sn c)) . 
Verzeichniß 
der durch die Weſer⸗Schiffahrtsakte beibehaltenen Zollftätten 
an der MWefer, 


mit fpezifuirter Angabe der dafelbft zu erhebenden Zollfäge. 


Bemerftung 


Nur bei ben im $. 16. der Weſerakte benannten und bier durch gefperrte 
Lettern bezeichneten Eilf Zollftätten ift der Schiffer, in Beziehung auf Abgaben- 
Erhebung, an:uhalten. verpflichtet. Zugleich find aber bie aufgehobenen und mit 
ihnen fombinitten Zollftätten deshalb wieder aufgeführt, weil in Fällen, wo dag 
tranſitirende Schiff nicht bei allen früher beftandenen Zollitätten vorbeigeführt 
wird, auch nur für Diejenigen, welche es wirklich paffirt, der Zollfaß in nachftehene 
dem Merhälmiffe erhoben werden fol: _ 

A. Fuͤr Preußen. Iſt zu erheben vom UA 
1. 3u Beverungen, und zwar: | Brutto. 
a) für Beverungen. ............. ......... 
b) = Hoͤrter............................ 
II. 3u Minden, und zwar: 
a) für Vlotho............ ............... 
b) ⸗Hausberge......................... 
oO) -Minden........................... 
d) ⸗Petershagen ..................... 
e) ⸗Schluͤſſelburg..................... 
B. Fuͤr Hannover. 
J. Zu Lauenförde, aber blos in der Nieberfuhr, 
die Auffuhr ıft Dafelbft in der Regel frei, und zwar: 
a) für Lauenfoͤrde................... ..... 


354 Pf. oder 
298r. 114 Pf. 


51% Pf. oder 


Wird Lauenforde in ber Niederfuhr nicht berät, 4 96r. 3% Pf. 


fondern nur Polle, Grohnde, Ohſen und Hameln, ein: 
zein oder ſaͤmmtlich: fo wird zu Hameln, als beibehal⸗ 
tener Zollſtaͤtte, der vorbemerkte Zollſatz ſowohl für Hameln, 





als 
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als für die berührten eingegangenen Zollftätten erhoben; 
und eben fo wird im entgegengefeßten Falle berfelbe Zoll: 
ſatz zu Lauenförde ausnahmsweiſe In der Auffuhr erho⸗ 
ben, wenn Hameln nicht berührt wird, fondern Xauen- 
förde entweder allein, oder auch zugleich mit einer oder 
mehreren der zwifchenliegenden eingegangenen Zollftätten. 
I. 38 Hameln, aber bloß in derAuffuhr, die Nieder: 
fuhr ift daſelbſt in der Regel frei, und zwar: 


a) für Hameln .......................... 
| b) = Ohſen. .. .. 


e) = auenförbe ....................... 

Wird Hameln in der Auffuhr nicht beruͤhrt, ſondern 
nur Ohſen, Grohnde, Polle und Lauenfoͤrde, einzeln 
oder ſaͤmmtlich: ſo wird zu Lauenfoͤrde, als beibehalte⸗ 
ner Zollſtaͤtte, der nebengeſetzte Zollſatz ſowohl fuͤr Lauen⸗ 


Iſt zu erheben vom UA 
Brutto. 


foͤrde ald für die berührten eingegangenen Zollftätten] 


erhoben; und eben fo wird im entgegengefeßten alle 
Derfelbe Zolljat zu Hameln ausnahmsweiſe in ber Nie: 
derfuhr erhoben, wenn Lauenförde nicht berührt wird, 
ſondern Hameln entweder allein oder auch zugleich mit 
einer oder mehreren der zwiſchenliegenden eingegange⸗ 
nen Zollſtaͤtten. 


III. Zu Stolzenau, aber blos in der Niederfuhr; 
die Auffuhr iſt daſelbſt in der Regel frei; und zwar: 


a) für Stolzenau................. ....... 
b) -Landsbergen ...................... 
c) = Mienburg ......................... 
d) = Hoya ............................ 
e) : Intſchede ....... ...... 
f) ⸗Dreye ............................ 


Wird Stolzenau in der Niederfuhr nicht berührt, 
fondern nur Landsbergen, Nienburg, Hoya, Intſchede 
und Dreye, einzeln oder fanmtlich, fo wird der neben- 
gefeßte Zollfag zu Dreye, als beibehaltener Zollfiätte, 
fowohl für Dreye, als für die berührten eingegangenen 


Zoliftätten, erhoben, und eben fo wird im entgegenge-' 
fegten alle zu Stolzenau derſelbe Zollſatz ausnahms⸗ 


‘ 
van «JW 





“ 


51; Pf. oder 
4 g98r. 3% Pf. 


427 Pf. oder 
3 gGr. 6% Pf. 


weife 


u. 


— 83 — 


weiſe: in der Auffubr erhoben; wenn m Dreye nicht berührt J Iſt zu erheben vom UA 
wird, fondern Stolzenau entweder allein, oder auch zu: 
gleich mit einer oder mehreren ber zwifchenliegenden ein- 
‚gegangenen Zollſtaͤtten. 
IV. Zu Dreye, aber bloß ;in der Auffuhr; die Nie— 
derfuhr ift daſelbſt in ber Regel frei; und war: 
3 far Dreye ........................... 
Intfepebe ........................ 


2 ⸗Hoya .................. ...... .... 
d) s Nienburg .... ....... .......... .... 


e) ⸗Landsbergen ...................... 
f) ⸗Stolzenau...................... 


Wird Dreye in der Auffuhr nicht beräbrt, fondern 
nur Intſchede, Hoya, Nienburg, Landebergen und 
Etolzenau, einzeln oder ſaͤmmtlich (wie folches nament: 
lich mit den zu Hutbergen einzuladenden und aufwärts 
gehenden Gftern der Ball if): fo wird der nebengefeßte 
Zollſatz zu Stolzenau, als beibehaltener Zollftätte, ſowohl 
für Stolzenau, ald für die berührten eingegangenen Zoll: 
ftätten erhoben; und eben fo wird im enfgegengefegten 
Falle derfelbe Zollfag zu Dreye ausnahmsweiſe in der 
Niederfuhr erhoben, wenn Stolzenau nicht berührt wird, | + ' 
fondern Dreye entweder allein, oder auch zugleich mit 

einer oder mebreren der zwifchenliegenden eingegangenen 


7 


42°; Pf. oder 
3 gGr. 6% Pf. 





Zollſtaͤtten. 
C. Fuͤr Kurheſſen. 
J. Zu Gießelwerder . .. . ...................... 11; Pf. 
1I. Zu Rinteln (für Rumbeck und Rinteln zufam- 
......... ...................... t95 = 
men genommen) 30%. Pf. oder 
D. Fuͤr Braunſchweig. 2 gGr. 6% Pf. 
Zu Holzminden .......................... — | 12 Pf. oder 
E. Fuͤr Lippe. 1 96. 
Zu Erder . . .............................. — 9 Pf. 
F Für Bremen. 
Zu Bremen. — 45 Pf. oder 
Ä 3 gGr. I Pf. 


Jahrgang 1826. (ad No. 997. u. No. 998.) & Reca- 
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IR zu erheben vom Ef 
Brutto 


Bür Preußen: tbir. g@r. HE. 
Zu Beverungen.................. * | 
Zu Minden. ...................... or 


Bar Hannover: 
Zu Zauenförbe oder Hameln...... Kuren 
Zu Stolzenau ober Dreye .............. 
Kür Kurheſſen: 
Zu Gießelwerder................ ...... 
Zu Rinteln ...................... .. 


For Braunfchweig: zu Holpninden ...... PR 
Bar Lippe: zu Erder......................... 
Für Bremen: zu Bremen................... | 


Reeapitulatıon. 
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Anlage C. 
Normal⸗ Gewichts⸗Tabelle 
zur Berechnung des Weſerzolles. 


A. Fläffige Waaren. 
Alles Brutto, mit der einfachen, gewöhnlichen Fuflage, ohne Ueberfaß, Das 
Orhoft zu 30 franzoͤſiſchen Vierteln, das franzoͤſiſche Viertel — Velte — zu 375 
franzoͤſiſchen Kubitzoll Inhalt, dad Schiffspfund zu 300 Pfund Bremer Gewicht. 






Arrak ed Rum, ein Anker ober viertel Ohm .............. PER 
‚ein halber Anker oder achtel Dhm .....2...... ............... — J42 
ein viertel Anker oder Ohm......... ......... — | 21 
ein boppelt Anker oder halbes Dhm.. .................. — [168 
ein halbes Oxhoft, 3 Anker, 7 Ohm... ......... ............... — [252 
ein Ohm oder Tierçe..............8.. on ......... * ...... 1 | 36 
en Orhoft.............................. ............. ...... 1 1204 
gemeſſenen Gebinden andern grbeina jedes Vviemei. .......... — | 17 
in Pouteillen 280 Stuͤck auf ein Oxhoft. 
Baumdl, die ordinaire Piepe ................................ 2 216 
die große Piepe, Both zu 13— 14 Barili...........?........ 3 150 
die Stampe zu 236 Gallond ............................... 1654 
Bier, englifches, das Faß, Barrel, zu 36 Gallond........... 1 1132 
dad DOrhoft zu 54 Gallons................................. 2 124 
die Piepe zu 108 ⸗....... ............................ 460 
s ordinaires, bie Tonne zu 14 Vierteln.................... — |250 
in Bouteillen 280 auf ein Orboft. 
Blut, das Viertel ............................................. — | 20 
Branntwein aller Art, wie Arraf. i 
Effig, ein Anker zu 5 Vierteln.............................. — | 92 
eine Tonne = ID . .............. ........... ...... — 266 
eine Tierfe ⸗20 ⸗. .............4 1136 
ein Oxhoft -⸗30 = ............... ................ 1 1257 
in andern Gebinben jedes Viertel zu ................... ...... — 1175 
in Bouteillen 280 auf ein Oxhoft. | | 
Hanföl, die orbinaire Piepe........................... ........ 2 |216 
Seife, grüne oder braune, bie Fleine Tome, oder daß Vienel. ..... — | 66 
Sprit oder Weingeift, wie Arraf.. . tr 
t:| — 


TIheer, die Tonne ................. ..................... ....... 


’ 


— 0) 36, — | 

Thran, die Tonne von 216, Pfund netto................... — ] 

andere Gebinde nach dem Gemaͤß von 6 Stechkannen zu 36 Pfund] — |240 
Waſſer, Egerſches, Fachinger, Geilnauer „Selterſer, Spaaer, 








die 100 Kruͤge ........................................... 1 1150 

Pormonter, Drieburger, Wildunger ıc., die 100 ganze oder 
Pints-Flafchen mit Korb ............................... 4 | 90 
100 halbe Pints - Flafchen beögleichen . . ................. | 1180 
Kölnifches, die 12 Giöfer mit Kitchen, ohne Ueberkiſte. | 6 
Mein aller Art, wie Arraf. | a 

B. Fruͤchte. 

Der Bremer Scheffel Bohnen .................................. — ſ120 
⸗ ⸗ ⸗ Buchweizen ................ ..... len ..... — 190 
io. -Erbſen ................. ................... — 120 
⸗ ⸗ -Gerſte............... ...................... - | 84 
Fr -HHafer ............... .P........... ....... — | 60 
⸗ ⸗ ⸗Hirſe ......................... ............ — 1100 
= =  Rinfen ..................... ............. — 120 
⸗ ⸗ = Malz one eerenerren nennen ee Soreeeurennnee — 75 
⸗ 2* ⸗ Nuͤſſe ....... ............... —erneoeennunne — 84 
“80 8 „DObft, gebbrrte Keofel.. .................... 1150 
: =: ⸗ ⸗ -Birnen P.PP.P. ................ — 75 
=. = ⸗ ⸗ = Kirſchen..P.............. ...... — 1120 
⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ Pflaumen ................ PR Ku 120 
- ⸗ ⸗ ⸗gruͤnes aller Art. ...............2.* — 96 
⸗ ⸗ -—Roggen .................................. — 100 
⸗ ⸗ -Saamen-Hanf.......................... 1172 

⸗ ⸗ ⸗ ur Ruͤb⸗, Rapp, Mohn und andere 
| Sorten . ..................... — 90 
..'® ⸗ - Keine, loſe ober in Säden........| — | 90 
⸗ ⸗ ⸗ ⸗ = in Tonnen, die Tonne...... — 1186 
.ı: ⸗ Weizen .............. ..... ...... ........... — 108 
⸗ =. ⸗ Wicken en en — 1120 

°C. Holzarten und. Brennmaterialien. 

| a Bon! allen Sorten Schiffs⸗, Zimmer, Bau⸗ und anderem Nuß- 
holzd, Sägeblöden, flärkern. Stangen. u.. dergl., fo wie vonl. | 
Planken, Bohlen, Brettern. und gefügten Zatten. Rp 
Eichen-, Hainebüden:, Aepfel— und Pflaumenholz, bie 

- 46 Bremer Rubiffuß...... .................................. AZ 


ze Sue | Buͤchen⸗, 


4 

Biachen- Eſchen und Kirfhbaumhalz.....: 
Birken-, Birn-, Nuß: und Ulmenbaumhbolz. 
Espenz, Erlen, Fichten⸗, Kiefern-, Tannenz,, Rinben-, 
Pappeln= und Weidenholz............4.. 
Anmerf.  Planten, "Bretter, Latten und Meine bearbeitete Bauholz «Sorten 
tönnen in ganzen Zwölftern, Kabeln oder Lagen und Saufen, unde⸗ 
arbeitete Zimmerſtuͤcke ıc. nach den Hartigſchen und Gegondatfchen! 

Tafeln im Durchſchnitt u. ſ. w. gemeflen und berechnet werben, 


















2) Belgen J dus Sant (60) 2 jöllige. . ...... ......... PERF 25 
s =... | 37% 
Sp zeichen + > 15 
2 Randistifien, Fomplette, bie 100 Stüd Halbe zu 23% Bremer] . 
Kubitfuß. 2 
die 100 Stuͤck ganze zu 36% Bremer Kubikfuß. 3 


'» » Bakbauben und Stabholz, 1522 Zoll ſtark und A — 6 Zoll] 
breit. 


248 Piepenftdbe ...... 
372 Orhoftfläbe ... 
496 Tonnenftäbe..... 
744 DOrhoft= Bodenftäbe . 
922 Tonnen=Bodenftäbe. . 
e) Vom Faden⸗ oder Rlafterholge x 2] die in Saufen gemeffenen- 























100 Kubikfuß nur gerechnet: von...... 1 |5 5 [6 füßigen 
Nugholz in Klaftern . 13! 7a „2 70/68 Kubikfuß 
Brennholz in Kloben oder Scheiten. .|71| 69 16765163 = 
⸗ in Stangen ............. 60| 57 !54)51|48.  « 
= in Zadfen ober Zweigen... .|56| 52 — us 44140 « 
⸗ in Reiſigbunden oder Wellen... 30-35 dito 
venbholz nach Verhaͤltniß der Stärke... .|45- 56 dito 
Zaunpfaͤhle, wie Stangenbrennholz. . KR. 
Korbweiden, das Bund ............... . 18 
Samerbfpäne, ftarfe, 100 Bund a 60 S 5I— 
⸗ ‚dünne, = ⸗ ⸗ 3— 


D Lohkuchen, die 1000 Steine ............ 


8 Holzkohlen, die 10 Bremer Kubikfuß.. — 145 
h) —8 e, (der Bremer‘ Scheffel) unansgelaugte — 73 

⸗ ausgelaugte. — 130 
i) Braunfoßlen, bie 10 Bremer Kubiffuß:. . — 280 
k) Eteinfohlen, = = = Be 4 [36° 


» Torf, bie 10 Bremer Kubikfuß aufgeſchuttet....... 
die 1000 Soden oder Steine. ...... ern | 


D, Steinarten, Thon, Sand 






Kies. ............ „. die 10 Bremer Kubikfuß. 
Pflafter, auch Solinger Steine ...... s s , user 
Sand, weißer.................... .. . Euren 
Sandftein, bebauener „ .......... er Var EB oieene. 
⸗ unbehauener oder Bruch: 2: 
| flein in Haufen... ... BE e e . 
afetensehe nn eanneenmeennnenn 2 8 ⸗ e Pe 
Töpfererde.. . .. .......... 4⸗ ⸗ PEN 
 Mergelsaeeeenneen ****** e = 3 Bess 
Düngfalz oder Dur. rer ⸗⸗e nen 
Pfannenfteinue.....serseeinoncene Pe Eine 
Vieh⸗ und anderer Dünger... ..⸗ ⸗ ⸗ 
Ziegel, Badofenfkeine. .......... nu. bie 1000 SE „ine... 
s  Dochzungen... HEHE Ber VE VE 
8. Mauerfteine .. Pe 3 BE gederrenech: 
e  Dedgleichen ungebrannte .. EHE ⸗ EEE RE 
E. Leere —9* fr 
Ein Anker, oder viertel Ohm, ..... ......... ........ ........ 
= halber Anker... .......... .............. .. . ........ 
s viertel Anker. .................. Geeeederersunnnenen ....... 
s boppel Anker, halbes Ohm ........... .... . ......... 
»halbes Oxhoft............... — ————— — — . 
Eine Thrantonne, Haͤringstonne. ..............,........ euren 
oe Then ⸗ .................. ...... ................ | 
. kin = Rafee "RUATLgEB inte nenn ....... 
Ein Reisfaß ............ ......... PR 
⸗Kaffeeoxhoft ...................... ...... ............4- 
⸗ Ohm, Tierçe.. .... ....... Pernensnermenpeessnnerenene 
- Drboft, halbes Beth................ ..................... 
⸗Bierfaß, Punchern, Barrel, Piepe, Legger, halbes Muid, Quardeel — 
⸗Zuckerfaß ................. ........... .................... 
e Both, große Piepe, annsennnanenenenneernen ..... our eures 
. FF. Andere fefte Waaren. 
Aſdentalk, die 10 Bremer ſRubikfuß...................... 
Dachrohr, eine Fiehme zu 100 kleinen Buͤnden ......... ....... 


Eisen. 


— 20 — 











Eichenborke, achacte die 10 Bremer Aubikfuß ..... ............ 
⸗ ganze, die 10 Bunde........................... 
‚Erbenzeng, ober gemeine Topferwaaren, die 10 Bremer Kubikfuß 
das vierſpaͤnnige Fuder zu 300 Bremer Kubilfuß...... 
Blasfgerben, weiße, die 10 Bremer Rubitfuß ...... ........... 4 1150 
6, ⸗ — .............. 11160 
Glas, dbohl, die 10 Bremer Kubikfuß. .......................... — /96 
⸗das vierſpaͤnnige Fuder zu 250 Bremer Kubiffuß..... 81— 
Haͤringe, Die Tonne. ................................... 1j— 
Haus geraͤth, diverſes, das vierfpännige Fuder.................. 8 — 
Heu, feſtgepacktes, die 10 Bremer Kubikfuß...................... — | 50 
Das vierfpännige Fuder zu 720 Kubikfuß...................... 121 — 
Kalt und Gips, das Gemäß zu 10 Bremer Kubikfuß 
Cgeftrihen und niht gehaͤuft.) .................... 4 [100 
Kartoffeln, das Gemäß zu 10 Bremer Kubikfuß. ................ 1 1216 
Knochen, ⸗ Er Br ................. — [150 
Kreide, ganze = ⸗23 ⸗ ⸗ ............ nee 4 |216 
- Drboft = = ⸗ ⸗ ................. 4 1200 
gaberdan, wie Häring. | 
Linnen, DBleichtücher, oder Seffifche Schocktuͤcher in Bolten, ode 
halben Rollen von 20 Stüden. .............................. 1 1100 
Seide, fogenannte 100° Linnen, ber Bolten von oder 
4 Schock. .............................................. 1 1180 
Pe 7 Hecben=Linnen, die Rolle zu 50 Stüd.. 3 |— 
Dergleichen gebleichte 7 Stiege» Linnen, die Rolle zu 200 Stiege 2 |200 
Bodenwerder⸗ oder Regge + Linnen, die Rolle von 33 — 34 Stuͤck 3 | — 
eier « Linnen, oder Meier s Linnen, aus dem Preußifchen, 
Schaumburgifchen und Lippefchen: \ 
balbe Paden von 50 — 52 Stuc . .. ................. 8— 
viertel ⸗ Pe | Ver 1 4 — 
Mollen, hölzerne, das vierfpännige Fuder zu 500 Stil ......... 121 — 
«se das Schod zu 60 Stuͤck............................ 1. 1132 
⸗ Futter⸗, geſlochtene, das Schock zu 60 Su... — 1150 
Pech, die Tonne .............................................. 11— 
Salz, ber Bremer Scheffel.. ................................... — 96 
Schaufeln, hoͤlzerne, das sierfpännice Fuder zu 1000 Städ..... 121 — 
- daB Schod zu 60 Stuͤck.................. — 216 





(Ne. 998.) 
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Mo. 298) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom Aten April 1826., betreffend bie Regulirung 
bed Schuldenweſens ber ehemals Zeftppälifäen Departements ber Elbe, 
"Saale und des Harzes. 


ur defmitiven Reguliring des Schuldenweſens der vortmafigen Welhedaliſchen 
Departements der Elbe, der Saale und des Harzes, ermaͤchtige Ich die Imme⸗ 
diat-Kommiſſion fuͤr die abgeſonderte Reſt⸗Verwaltung, auf den Bericht vom 
16ten v. M., hierdurch: alle diejenigen, welche an die benannten Departements 
und an die, wahren der Fremdherrſchaft beſtandenen Departemental⸗Fonds dieſer 
Landesantheile Anſpruͤche zu haben vermeinen, aufzufordern, ihre Anſpruͤche, ſie 
moͤgen bei irgend einer Behoͤrde bereits angemeldet ſeyn, oder nicht, binnen einer 
durch die oͤffentlichen, zu einer hinlaͤnglichen Publizitaͤt geeigneten, Blaͤtter bekannt 
zu machenden Friſt von vier Monaten, bei dem Ober-Praͤſidio der Provinz Sachſen 
zu dem Zwede anzumelden, um Kenntniß von der Natur und Befchaffenheit biefer 
Forderungen zu erhalten, und demnaͤchſt zu beftimmen, wie folche nach Maaßgabe 
ber zu ihrer Befriedigung vorhandenen Bonds zu behandeln feyn werben, unter der 
‚Verwarnung, daß alle innerhalb der beftimmten Friſt nicht angemeldeten Anfprüche, 
‚ohne Weiteres für prafludirt und ungültig erachtet werden würden. In fofern die 
Anfprüche felbft zwar angemeldet, aber nicht mit ben erforderlichen Beweisſtuͤcken 
belegt werben, hat das Ober- Prafidium eine, nach den jededinaligen Umftänden 
abzunieſſende, Friſt zu beftimmen,. binnen welcher die Zuftififation nachträglich 
erfolgen muß. 
Nach Ablauf dieſer Friſt iſt mit der Praͤkluſion zu verfahren, 
dem Stantsininifterio i in bem Berichte vom 31ſien Auguft v. J. in Antrag gebrachten 
‚und von Mir bereits genehmigten Grundſaͤtzen, geſchieht durch das Dber-Präfidium 
ber Provinz Sachfen in derfelben Art und in denfelben Kormen, wie Died früherhin 
rücfichtlich der Verwaltungs +» Anfprüche an das vormalige Rönigreich Weſtphalen 
aus der Zeit bis Aften November 1813. durch Die Liquidationd » Komuniffion zu 
Magdeburg gefchehen ift, wobei Ich zugleich beftimme: Daß über die von dem Ober: 
Prafidio zur. Anerkennung nicht geeignet befundenen Anfprüche.auf die Reklamation 
der Liquidanten in leßter Inſtanz, durch die hieſige ſchiedsrichterliche Kommiſſion in 
gleicher Art entſchieden werde, wie dies bei dem franzoͤſiſchen, dem weſtphaͤliſchen, 
dem bergiſchen und warſchauiſchen iuidations Verfahren verordnet iſt. 
... Berlin, ben Aten April 1826. 21 


“ | Friedrich Wilhelm 
An die Immediat⸗ Kommiffio fuͤr die | 
abgefonderte Reft- Verwaltung. 
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(No. 999.) Merhoͤchſte Kabinetöorber vom 2ten April 1826., betreffend bie Beſchlagnahme 
Ä bdes Bermögend der Deferteure in ben Provinzen, woſelbſt das Allgemeine 
Landrecht Feine Geſetzeskraft hat. 

Foren gemeinfchaftlichen Antrag vom 29Iften v. M., ſetze Ich hierdurch 
feft: daß auch in denjenigen Provinzen, in welchen das Allgemeine Landrecht 
Feine Geſetzeskraft hat, die Beichlagnahme bed Vermögens ber Deferteure, welche 
von den Milttairgerichten bei Eriaffung der Citation derfelben veranlaßt wird, 
vollzogen werden foll, und die bieöfälligen Requifitionen ber Militairgerichte 
nach ben bejichenden Formen zur Bollfiredung zu bringen find. 


Potsdam, den 2ten April 1826. | 
Sriedrich Wilhelm. 


An 
die Etaatöminifier v. Hafe und Grafv. Dandelmann. 





(No. 1000.) Wilerböchfte Kabinetsorder vom 29ften April 1826., betreffenb bie Ghltigfeit 
ber Allgemeinen Sefinbeorbnung vom Sten November 1810, in dem Culm⸗ 


u, mb Michelaufchen Kreife. 
die Zweifel zu befeitigen, welche über die Gültigkeit ber Allgemeinen. 
Geſindeordnung vom Sten November 1810. in dem Culm⸗ und Michelaufchen 
Kreife entftanden find, erkläre Ich, in Verfolg des den Preußifchen Provinzial- 
Staͤnden ertheilten Landtagsabſchiedes vom 17ten Auguft v. J. $. 24., baß Die 
Gefindeorbnung als ein das Allgemeine Landrecht abändernbes und ers 
laͤnterndes Geſetz durch dad Patent vom Iten November 1816. auch in den 
Kreifen Culm und Michelau für eingeführt zu erachten if. "Das Staatsmini⸗ 
flerium bat biefe Deklaration durch die Gefegfammlung befannt zu machen. 
Berlin, den 29ften April 1826. 0 
nn Friedrich Wilhelm. 
Ya das Staatsminiſterium. 
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(No. 1001.) Publtkandum / s. den Hinterbliekenen bed Dichters pen Schiller ertheilte 
Privilegium Defreffend. Vom 20ſten Upril 1826. ' 


Noea dem Se Mojeftät der König, Unſer Allergnaͤdigſter Herr, geruhet haben, 

miitelſt Allerhoͤchſter Kabinetsorder vom Bten Februar d. J.,den Hinterbliebenen 

des Dichters von Schiller auf die naͤchſtfolgenden Fünf und Zwanzig Jahre 

Daß litterariſche Eigenthum der Schriften deſſelben Durch Ertheilung eines Pri⸗ 

vilegiums innerhalb ſaͤmmtlicher Köni iglichen Staaten dergeſtalt ſi cher ſtellen 

zu laſſen: 

daß waͤhrend des gedachten Zeitraums eine Ausgabe dieſer Schriften, 
deren Verlagsrecht von den Hinterbliebenen des Verfaſſers rechtmaͤßig 
erlangt worden, in hieſigen Landen weder ganz, noch in einzelnen 
Theilen, nachgedruckt, noch durch Auszuͤge oder Verkauf eines ander⸗ 
waͤrts unternommenen Nachdrucks dem jener Ausgabe wenigſtens dem 
Hauptinhalte nach vorzudruckenden Privilegio entgegengehandelt wer⸗ 
den ſoll, bei Vermeidung der den Beeintraͤchtigten geſetzmaͤßig zu 
leiſtenden Entſchaͤdigung und derjenigen Strafen, welche der Nachdruck 
inlaͤndiſcher Verlagsartikel und der Handel mit auswaͤrts vachgedruck⸗ 
ten Büchern nach ſich ziehet; 

fo wird folches hierdurch allgemein zur ffentlichen Kenntniß und Nachachtung | 

befannt gemacht. | 


Berlin, den 29ften April, 1826. _ 


Frhr. v. Altenftein. " — v. Schulmann. 


ir a 





| en. 02), Pahlandum „das der Wittwe bed  Begationbratft Richter zu Bayreuth Pi 
it deſſen Kindern ertheilte Priilegium betreffend. Dom 29ſten April 1826, 


Mas, Seine Majeffät ber König, Unfer Allergnädigfler Herr, mittelſt Aller⸗ 
hoͤchſter Kabinetsorder vom 21ſten Februar d. J., der Wittwe und den Kindern 
des Legationsraths Richter in Bayreuth über beffen ſaͤnuntliche Werke, ein 
Prioileghum dergeftalt zu ertbeilen. gerubet haben. 
| : daß innerhalb ſaͤmmtlicher Königlichen Staaten, — der 
folgenden Fuͤnf und Zwanzig Jahre, weder die A I 
baͤndlers Reimsr in Berlin ——— — * ie bereits 
gebrnckten Schriften Ihres Erblaffers, noch der ungedrucdte Nachlaß 
dDeffelben, zum Nachtheil des Buchhändlers, welcher Das Werlägsrecht 
von den Hinterbliebenen des Srrfaffers vehtmäßig erlangt haben wird, 
et seWieder 
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weber ganz noch im Auszuge nachgedruckt, noch Durch Verkauf eines 
anderwärtd unternommenen Nachdrucks dem wenigfiend dem Haupt: 
Inhalte nach, der Driginals Ausgabe vorzudrudenden Privilegio ent: 
gegengehandelt werden foll, bei Vermeidung der den Beeinträchtigten 
geſetzmaͤßig zu leiftenden Entſchaͤdigung und- derjenigen Strafen, welche 
der Nachdruck inländifcher Verlagsartikel und ber Handel mit auswoaͤrts 
nachgedruckten Buͤchern nach ſich ziehet; .. > 
ſo wird ſolches hierdurch allgemein dur ofentlichen Kenntniß und Nagachuns 
bekannt gemacht. | 
Berlin, ben 29ften April 106. 


t, ni 


Fehr. v. Aitenftein. ” - A Egnamann 





(8o. 1003.) erhöhte Kabinetsorder vom 10ten Mai 1826., | betreffend bie Detlaration 
der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil 1. Te, 15.8 1. 9— wegen des 
Verfahrens in der Reviſions⸗Inſtanz. 


N dem Antrage des Staatsminiſterii im Berichte vom 30ften’v. M., 
beftimme Ich zun Diflarafion der Vorfchrift der Allgemeinen Gerichtorbnung 
Theil 1. Tit. 15. $. 7., daß e8 in der Reviſions-Inſtanz bei theilweifer Aban- 
derung zweier gleichförmiger Erkenntniſſe nur in ſofern der Ausarbeitung von 
vier Relationen beduͤrfe, als die Abaͤnderung ſelbſt ein Objekt von der Höhe der 
Revijiond- Summe betrifft. 


Berlin, den 10ten Mai 1826... 
Friedrich Wilhelm. 


An das Stantdminifterium. 





(No. 1004.) 


(No. 1004.) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom 20ften Mai 1826., "Durch welche bie See⸗ 
Ä handlung bei Veräußerung verpfänbeter Wolle von gerichtlicher Einwirkung 
entbunden, auch bei Beleihungen ber Wolle Stenipelfreiheit bewilligt wird, 


Da} dem mit Meiner Genehmigung durch die Seehandlung eingeleiteten Geſchaͤfte 
der Verpfaͤndung der auf den Wollmaͤrkten nicht verkaͤuflichen Wolle, will Ich 
die Seehandlung ermaͤchtigen, die verpfaͤndete Wolle zur Verfallzeit, ohne Zuzie⸗ 
hung der Eigenthuͤmer und ohne Einwirkung gerichtlicher Behoͤrden, durch eine von 
ihren Beamten anzuſtellende Auktion, oder auch nach ihrer Wahl, aus der Hand, 
durch vereidete Maͤkler, da, wo ſie lagert, und in dem Zuſtande, in welchem ſolche 
ſich alsdann befindet, zu jedem zu erlangenden Preiſe, ohne Ruͤckſicht auf den 
Behufs der Beleihung abgeſchaͤtzten Werth, veraͤußern zu duͤrfen, um ſich aus 
dem Erloͤs, wegen Kapital, Zinſen und Koſten bezahlt zu machen. Ich habe 
uͤbrigens ſowohl der Seehandlung, als den Eigenthuͤmern der Wolle, welche 
beliehen wird, die Stempelfreiheit fuͤr alle Verhandlungen, welche das Belei⸗ 
hungs⸗, Lagerungs⸗ und Verkaufsgeſchaͤft erforderlich macht, bewilligt. Dem 
Staatsminiſterium trage Ich auf, dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung 
bekannt zu machen. 


Berlin, den 20ſten Mai 1826. | | . 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. . 
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Oi 1008) erhochſte gabiuetsorder vom 29ſten Mai 1826., wegen Aufbebung der 
Generals Kontrolle der Finanzen und Einrichtung einer Staatö «Buch: 
balkerel or 


Masten durch die Errichtung der General⸗Kontrolle, mittelſt Verordnung 
vom Iten November 1817., die beabſichtigte Aufftellung einer klaren Ueberſicht 
des Staatshaushalts, Gleichſtellung der Ausgaben mit den Einnahmen, und 
die Unterorbnung ber einzelnen Berwaltungszweile, unser die Zwecke und Mittel 
der Staatöverwaltung im Allgemeinen vollftändig erreicht worden; fo finde Ich 
es, nach den durch die neueren Verordnungen din Minifterien und Provinzial: 
Berwaltungsbehörden beigelegten Befugniffen, und befonderd bei der, dem 
Sinanzminifter obliegenden Verantwortlichkeit, in Beziehung auf die Einnahmen 
und Ausgaben der ganzen Staatöverwaltung, angemeffen, die General⸗Kontrolle, 
wie hiermit gefchieht, aufzuheben. Sch bezeige dabei dem bisherigen Chef der: 
felben und dem Direktor, weicher Diefer Behörde feit ihrer Errichtung vorgeftanden 
bat, Meine vollfommene Zufriedenheit mit den Erfolgen, welche die angeftrengten 
Arbeiten derfelben gehabt haben. Behufs der, der General» ontrolle bisher 
obgelegenen, Zufammenftellungen der UWeberfichten des Etaatsvermögend, der 
Staatd- Sinnahmen und Ausgaben, in Vergleichung mit den Etats, foll eine 
Staatd= Buchhalterei fofort gebildet werden, deren erfter Chef Der Staatsminiſter, 
welcher bei Mir den Vortrag in Berwaltungd- Angelegenheiten hat, für jeßt ber 
Staatsminifter, General»Lieutenant Graf von Lottum, der zweite Chef aber 
der Sinanzminifter, für jett der Staatsminifter von Motz, feyn foll, beffen 
Stellung es erfordert, allgemeine Kenntniß von den Ergebniffen der Verwaltung 
zu erhalten. Durch diefe Behörbe werden Mir alljährlich die Ueberfichten der 
Gtatd-Aufftellungen, fo wie der in der Wirklichkeit ftaftgefundenen Einnahmen 
und Ausgaben vorgelegt, zu welchen Behuf ſaͤmmtliche Verwaltungsbehörben 
ihre Abfchlüffe an dieſelbe gelangen laffen, und ihr das Recht und Die Verpflichtung 
zufteht, die erforderlichen Erläuterungen darüber von denfelben zu erfordern. Die 
Gtatsfertigung ſoll den Miniftern und oberften Verwaltungs» Chefd unter ihrer 
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Verantwortlichkeit, daß bei Aufſtellung derſelben alte von Mir gegebenen Wow 
fchriften beobachtet werden, überlaffen bleiben, ſolche jedoch, wie es fruͤher Statt > 
gefunden, dem Finanzminiſter zur Mitreviſion in finanzieller Hinſicht, und zur 
Mitzeichnung im Konzept und Mundo, vorgelegt werben, wodurch fie Guͤltigkeit 
für die Verwaltung und Rechnungslegung erhalten. Saͤmmtliche Etats, ein⸗ 
fchließlich der ded Finanzminiſteriums, bleiben bei der Rechnungslegung ber 
Reviſion der Ober-Rechnungstammer unterworfen, welche zwar gegen Die, nach 
Maaßgabe der vollzogenen Stats geführte, Verwaltung feine Rechnungsmonita 
aufzuftellen, aber von den etwa bemerkten Abweichungen von den Borfchriften 
und von Meinen Befehlen, Mir Anzeige zu machen hat; daher denn auch der 
Ober⸗Rechnungskammer, bald nach der Vollziehung, Abfchriften der Etats, 
mit den erforderlichen Erläuterungen über die abgeänderten Etatsſaͤtze verfeben, 
Abergeben werden müffen. 

Ich trage dem Staatsminifterium auf, Die gegenwärtige Order burch 
die Geſetzſammlung befannt zu machen, und werde deinfelben die näheren Be⸗ 
fimmungen zur Ausführung bderfelben noch befonderd mittheilen. 


Berlin, den 29ſten Mai 1826. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1006. 
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(We. 1006.) Wächichhe Kabinchdorber vom 20fen Mal 4626., betreffend bie Mufhchung 
ber Gefchlehtevormmnndichaft In bem zur Kurmark gehörigen Luckenwalde⸗ 
ſchen Keiſe. 


A. Ihren Bericht vom 8ten db. M., und in Verfolg ber Verordnung vom 
22ften Januar d. J., wegen der Geſchlechtsvormundſchaft in bem diesſeits der 
Elbe belegenen Theile des Herzogthums Magdeburg, beftimme Ich hierdurch: 
Daß die in. dem ehemals zum Magbeburgfchen gehörig geweienen, jetzt ber Kurs 
mark einverleibten Luchenwalbefchen Kreife noch beftehbende Gefchlechtsvormund« 
fchaft ebenfald aufgehoben feyn fol. Sie haben hiernach das Erforderliche zu 
veranlafien. 


Berlin, den 20ſten Mai 1826. 


Friedrich Wilhelm, 


An 
ben Staats⸗ und Yuftizminifier Brofen von Dandelmann., 
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(No. 1007.) Allerhoͤchſte Rabinetdorder vom Sten Mai 1826., ben Gerichtsſtand der, nach 
drittehalbjaͤhriger Dienftzeit im Herbſte mit Urlaubspäffen in die Heimath 
entlaffenen, aber erft im Fruͤhjahr zur Kriegäreferve uͤbergehenden Manns 
fchaften betreffend. 


A, Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 30ften v. M., genehmige Ich: daß 
Die von ben Linien-Infanterie-Regimentern im Herbft nach driftehalbjähriger 
- Dienftzeit mit Urlaubspäffen in die Heimath entlaffenen, aber erft im Fruͤhjahr 
zur Kriegsreſerve übergehenden Mannfchaften, gleich den bereitd dazu überge- 
fretenen, mit dein Augenblid ihrer Beurlaubung unter die Zivilgerichtöbarkeit 
treten. 


Berlin, den 5Sten Mai 1826. 


Sriedrich Wilhelm. 


An | 
die Minifter des Krieges und der Juſtiz, General der 
Infanterie v. Hake, und Graf v. Dandelmann. 
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(No, 1008.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 20ſten Mai 1826., über bie gegenſeitigen 
Beguͤnſtigungen diesſeitiger und großbritamiſcher Unterthanen für den 
Handel und die Schiffahrt. 


I, Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 9ten d. M. ber die Meinein Ge⸗ 
fandten zu London, Königlich = Großbritannifcher Seits ertheilte Zuficherung, - 
daß Diejenigen Begünftigungen, welche in der Akte 6. Geo. IV. Cap. 114. den 
Unterthanen fremder Staaten im Handel mit den englifchen überfeeifchen Be⸗ 
ſitzungen bedingungsweiſe eingeraͤumt worden ſind, Meinen Unterthanen ſofort 
zu Theil werden ſollen, wenn der Handel und die Schiffahrt Englands und 
deſſen uͤberſeeiſchen Beſitzungen in Meinen Staaten gleich denen der daſelbſt am 
meiſten beguͤnſtigten Nation behandelt werden; genehmige Ich: daß von jetzt 
an dieſe Behandlung eintrete, auch ſo lange fortdauere, als Meine Unterthanen 
im Genuſſe der ihnen durch obgedachte Akte zugeſicherten Vortheile verbleiben, 
und beauftrage Sie, hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 


Berlin, den 20ſten Mai 1826. 


Friedrich Wilpetm 


An 
die Stontöminifer v. Schucmann und Grafen v. Bernstorfte 
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(Xo. 1009.) Aleerhoͤchſte Kabinetsorder vom 11ten Juni 1826., wegen Anberaumung 
eines definitiven Praͤkluſivtermins zur Anmeldung und Juſtifikation ber 
Kriegesſchulden in den Regierungs⸗Departements Polen und Bromberg, 


J. habe in Meiner, wegen Regulirung der Kriegesfchulden der Regierungs- 
Departements Pofen und Bromberg, unterm 2’7ften September 1823. erlaffes 
nen Order, die Beibringung / der Beläge auch nach dem zur Anmeldung der For⸗ 
berungen feftgeftellten Praflufistermine geftattet, um den Släubigern zu gehoͤ⸗ 
siger Begruͤndung ihrer Anfprüche die erforderliche Zeit zu laſſen. Da jedoch, 
nach Ihrem Berichte vom 16ten Mai d. J., noch gegenwärtig viele Gläubiger 
Die der Anmeldung nicht beigefügt gewefenen Beläge einzureichen verabfäumt, 
. viele andere aber, deren Forderungen vom Departemental-Aftor zuruͤckgewieſen 
woorden, fich hierauf nicht weiter erklärt und die Inſtruktion der Sachen nicht 
nachgefucht haben; fo beftimme Ich: daß jeder noch nicht prafludirte Inhaber 
einer Forderung, welche nach Meiner Order vom 27ften September 1823. Tiqui- 
Dationsfähig ift, verpflichtet fenn foll, binnen drei Monaten und fpäteftens bis 
zum Aften November d. 3., die noch nicht eingereichten Beläge beizubringen, 
auch die Inſtruktion und Feſtſtellung ſeines Anſpruchs nachzuſuchen, wogegen 
auf ſpaͤter beigebrachte Belaͤge und geſchehene Anmeldungen zur Feſtſtellung keine 
Ruͤckſicht genommen, vielmehr dasjenige, was innerhalb der Friſt an Belaͤgen 
nicht beigebracht wird, als unguͤltig und jeder zur Feſtſtellung nicht angemeldete 
Anſpruch als erloſchen betrachtet werden ſoll. Ich uͤberlaſſe Ihnen, Sorge zu 
tragen, daß die Bekanntmachung des Termins zeitig durch die betreffenden Amts⸗ 
blaͤtter erfolge. 


Berlin, den 14ten Juni 1826. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter v. Schuckmann. 
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(No. 1010.) Bekanntmachung, betreffend die Zwangszahlung in Kaffen = Anweifungen, 
Dom 2iften Juni 1826. | 


Da Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſter Kabinetsorder vom 12ten 
April d. J. zu beſtimmen geruhet: 
daß bei der angeordneten Zwangszahlung in Kaſſen-Anweiſungen, 
jedesmal nur nach denjenigen Summen gerechnet werden ſoll, die der 
Einzahler in dem einzelnen Termine zu bezahlen verpflichtet iſt, ſo daß 
dieſem Betrage weder die Ruͤckſtaͤnde, die er gleichzeitig nachzahlt, noch 
die Summen, die er voraus berichtiget, hinzugerechnet werden duͤrfen; 
wobei ſich jedoch von ſelbſt verſteht, daß die Zwangsquote von den 
Ruͤckſtaͤnden oder der Praͤnumeration erhoben werden muß, wenn der 
einzelne Zahlungstermin eine der Zwangsquote unterworfene Summe 
betraͤgt. I 
Soolches wird hierdurch, als authentiſche Deklaration ber fruͤhern Aller: 
hoͤchſten Kabinetsorder vom 21ſten Dezember 1824., bekannt gemacht. 


Berlin, den 21ſten Juni 1826. 


Das Staats⸗Miniſterium. 


Frhr. v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Danckelmann. v. Motz. 


Fuͤr den Herrn Kriegsminiũer: Fuͤr den Herrn Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten: 
v. Schoͤler. v. Schoͤnberg. 
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(No. 1011.) Estrakt aus der Allerhoͤchſten Kabinetöorber vom 10ten Mai 1826., wegen 
Beichleunigung des Gefchäftöganges beim Geheimen Ober sZribunal, 


A.f den Antrag: bed Staatsminiſterii im Berichte vom 30ſten vorigen Monats, 
fee Ib, zur Befchleunigung des Gefchäftdganges beim Geheimen Ober» Tribu- 
nal, feſt: | 
I. a) Die $. 4. der Verordnung vom 13ten März 1803., wegen ber zur Ent: 
"Scheidung ded Geheimen Ober» Tribunald geeigneten Sachen enthaltenen 
Beflimmungen, über die Ausnahmen von der Entfcheidung des Geheimen 
Ober⸗ Tribunald, follen auf alle Rechtöfachen aus den Gerichtöfprengeln 
des Kammergerichtd und des Dber-Landeögerichts zu Branffurt, mit 
Ausnahme der Sachen, worin die Kompetenz des Kammergerichts durch 
feine Eigenſchaft ald Geheimer Juftizrath begründet ift, in Anwendung 
fommen. | 
b) Im den Rechtöfachen aus den Gerichtöfprengeln der gedachten Gerichte, in 
welchen die Revifion zwar. zuläffig, die Entfcheidung des Geheimen Ober: 
Fribunald aber audgefchloffen ift, erkennen in den Untergerichtöfachen, der 
Inftruftiond- Senat des Rammergerichtd und Der erfte Senat des Ober: 
Zandesgerichtd zu Frankfurt in der Appellations- Inftanz in den zu ihrem 
Departement gehörigen Sachen, und der Ober -Appellationd-Senat bes 
Kammergerichtd und der zweite Senat des Ober-Landesgericht8 zu Frankfurt 
in ber Reviſions⸗Inſtanz in Sachen ihres Departementd. Hat die Inftruf: 
tion erfter Inftanz beim Kammergerichte gefchwebt, fo entfcheidet der zweife 
Senat ded ObersLandedgerichtd zu Frankfurt in der dritten Inſtanz, bat 
die Verhandlung ber erften Inſtanz beim Ober- Landesgericht in Frankfurt 
ftatt gehabt, fo entfcheidet der Ober-Appellationd-Senat des Kammergerichte 
in Reviforio.. ” 
Berlin, den 10ten Mai 1826. | | 
Sriedrih Wilhelm, 


Un das Staatsminiſterium. 
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(No. 1012.) Allerhöchfte Kabinetöorbir som 2Iften Mai 1826., Setreffend bie Beſchlag⸗ 
nahme von Befoldungen und Penfionen ber Staatöbeamten in den Landes⸗ 
theilen, in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichts⸗ 
ordnung noch nicht geſetzliche Kraft haben. 


N Staatsminifterium bat fich veranlaßt gefunden, unfer dem 29ften Novem⸗ 


ber 1818., in eines Serfügung an das Prafidium der Regierung zu Coͤln feſt⸗ 
zulegen: 


daß die gefeßliche Befchränfung der Gehaltsabzüge nicht der Perfon 


des Schuldnerd, fondern des Königlichen Dienftes wegen beftimmt 
und keinesweges zivilvechtlicher Natur, fondern der Preußifchen admiz 


niſtrativen Verfaſſung eigenthuͤmlich ſey und daß daher in den Pro⸗ 
vinzen, in welchen das Franzoͤſiſche Recht noch Guͤltigkeit hat, nur 


die Preußiſchen Verordnungen zur Anwendung kommen koͤnnen. 


In Hinſicht der Militairperſonen habe Ich bereits durch Meine Order 
vom 8ten September 1822. feſtgeſetzt: 


baß in den Provinzen, wo bad Allgememe Landrecht und die Allge⸗ 
meine Gerichtsordnung noch nicht eingefuͤhrt ſind, die Zivilgerichte 
bei Vollſtreckung der Exekutionen die Vorſchriften "des Anhanges zur 
Allgemeinen Gerichtdorbnung im $, 155. und in ben $$. 465 bis 
170. einfchließlich beobachten follen. 


Nach dem Antrage in dem Berichte bes Staatsminifteri vom i6ten d. æ. 
beſtaͤtige Ich aber auch die vorgedachte Verfügung vom 29ften November 1818. 
dahin: 


daß in Hinſccht der Beſchlagnahme von Befolbimgen und Penſionen 
der Staatsbeamten in allen Landestheilen, in welchen das Allgemeine 
Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung noch nicht geſetzliche 
Kraft haben, die der Preußiſchen adminiſtrativen Verfaſſung eigen⸗ 


thuͤmlichen Vorſchriften der $$. 160 bis 164. einſchließlich und 168 
bis 170. einſchließlich, des Anhanges zur Allgemeinen Gerichtsord⸗ 


nung, zur Ausführung gebracht werden follen. 


Das Staatdmimifterium hat dem gegenwärtigen Kabinetöbefehl, nebfl 
einem Extrakt aus dem Anhang zur Allgemeinen Gerichtöorbnung durch bie Ges 
fegfammlung zur. Öffentlichen. Kenntniß zu Lringen, in fo weit es in Hinſicht 
des letztern bei Publifation Meiner Order vom Sten September 1822. nicht 
ſchon geſchehen iſt, wobei Ich zugleich beſümme: 


daß 
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daß dasjenige, was in dem $. 161. von den Juſtizkommiſſarien ver⸗ 
ordnet worden, auf die Advokaten, Anwaͤlde und Notarien, Anwen⸗ 
dung finden ſoll. 


Berlin, den 23iten Mai 1826. 


.. Friedrich Wilhelm, 


An das Staatdminiflerum. 


W * 
Ertraft 
and dem Anhange zur Allgemeinen Gerichtsordnung. 
$. 160. 

Auf die Befoldungen und Cmolumente der Zivilbeamten findet ein Be- 
ſchlag nur in der Art Statt, daß ein jeder jährlich 400 Rthlr. freibehält. Gegen 
Diejenigen, welche nur 400 Rthlr. oder weniger Dienftemtünfte haben, foll da- 
ber fein Arreftfchlag, desgleichen bei den übrigen der Befchlag nur auf die ” 


Hälfte ded, nach Abrechnung der 400 Rthlr., bleibenden Ueberfchuffes der de 
foldung und Emolumente geftattet werden. 


$. 161. 


Allen im Allgemeinen Landrecht Theil II. Tit. 10. $$. 68 und 69. ge⸗ 
Dachten Beamten, mithin auch den ftädtifchen, geiftlichen und landfchaftlichen, 
kommt die Vorfchrift des $. 160. des Anhanges zu Statten. Gin Gleiches 
gilt in Abficht der Juſtizkommiſſarien, nicht aber in Abficht der, als praßtifche 
Aerzte approbirten Doktoren der Medizin. 

S. 162. 

Auch auf Diejenigen, welche aus einem, unter Öffentlicher Verwaltung. 
fiehenden Fond, eine ihnen vom Staate, oder der vorgefeßten Behörbe ange— 
wiefene Penſion beziehen, findet die gedachte Vorſchrift, jedoch mit der Ein 
ſchraͤnkung, Anwendung, daß ihnen nur 200 Rthlr. ganz und von dem Ueber: 
ſchuß die Hälfte frei bleiben fol. 


- 


$. 163. 
Eine Verzichtleiſtung auf die vorſtehend feſtgeſetzte Befreiung vom Arreſi⸗ 
ſchlag iſt, ſo wie jede Verpfaͤndung und Anweiſung fixirter Beſoldungen, Emo⸗ 


Inmente und Penſi ionen, ohne alle rechtliche Wirkung. 
82 5 164. 
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$. 164. 


"Die Königlichen Kaffen fönnen nicht mit der unmittelbaren Zahlung ber 
Gehaltsabzuͤge für einzelne Gläubiger beläftiget werden. Die jedesmal für Die 
Glaͤubiger beftimmte Summe muß vielmehr an dasjenige Gericht, welches Die 
Exekution dirigirt, gezahlt und demnächft die Einrichtung getroffen werden, daß 
enfweber die Vorladung ber Gläubiger zum Empfange fofort erfolgt, oder daß 
von dem Gerichte ein Kurator, oder Rendant zum Empfang und zur Diftribu- 
tion ernannt, von biefem das Geld zur Stelle gebracht und, wenn bie Diftribution 
oder Zahlung nicht fogleich gefchehen-Fann, die erhobene Summe einftweilen 
zur Affervation gegeben wird. 


(Die $$. 168 bis 170. einfchließlich find bereits bei Publikation der 
Allerhöchften Kabinetsorder vom 8ten September 1822. Pag. 211. der Gefeß- 
Sammlung vom Jahr 1822. abgedrudt.) 





(No. 1013.) 
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(No. 1013) Allerhoͤchſte aabinetborder vom 17ten Suni 1826., über die Erledigung 
einiger Zweifel, bie bei der Anwendung ber Beflimmungen In ben $$. IH. 
und VIL ber Verordnung vom 17ten Januar 1820., bezüglich auf bie 


Veräußerung von Domainen und Staateghtern in einigen bisher vorges 
kommenen Zällen, erregt worben find, 


A. den Berichten des Staatsminiſteriums und der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden, habe Ich die Zweifel erſehen, die bei der Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen in den $$. III. und VII. der Verordnung vom 17ten Januar 1820. 
(Seite 10. und 12, der Geſetzſammlung), bezüglich auf die Veraͤußerungen von 
Domainen und Staatögütern, in einigen bisher vorgefommenen Fällen erregt 
worben find, auch habe “Sch bereitd einzelne Schwierigkeiten, welche die verwal- 
tenden Behörden zur Erledigung der entſtandenen Bedenken Mir angezeigt hatten, 
durch Meine Verfügungen vom 23ften Februar 1822., 17ten Juli 1823. und 
2ZIften Zuli 1824. beſeitigt. Da Ich es jedoch fowohl im Intereſſe der Staats⸗ 
gläubiger als für Die Berwalting erforderlich finde, allgemeine leitende Grundfäge 
bierin vorzufchreiben, um einzelne Mißdeutungen fernerhin zu verhäten, und die 
Anfprüche der Staatögläubiger zu fichern, ohne der Verwaltung die Mittel zur 
Erfüllung der anderweitigen Staatözwede zu entziehen, fo fee Ich Folgendes feft: 


I. Die den Staatögläubigern im $. IH. der Verordnung vom 17ten 
Sanuar 1820., außer der allgemeinen Garantie Durch das gefammte Staatsver⸗ 
mögen, zugefagte Spezialgarantie erftreckt fich auf fämmtliches Staatseigenthum, 
das, unter der Benennung der landesherrlichen Domainen, durch das Finanz- 
minifterium verwaltet wird, und Diejenigen etatömäßigen Nutzungen gewährt,. die, 
nach $. VII. No. 1., ald Domainen= und Forſtrevenuͤen der Hauptverwaltung der 
Staats ſchulden, zur regelmäßigen Verzinfung und Tilgung der Staatefchulden, 
iberwiefen find. Auch die dem Staatseigenthum ald Domainen einverleibten 
Güter der aufgehobenen Klöfter und geiftlichen Stiftungen gehören zu dieſer 
Epezialgarantie, und die Einkünfte derfelben find unter den zur Verzinfing und 
Kilgung ber Staatsſchulden beftimmten Domainen= und Forſtrevenuͤen begriffen, 
wenn fie gleich im F. VII. No. 1. nicht ausdruͤcklich genannt ſi find. 


















II. Was aus dem Verkaufe oder ber Erbverpachtung dieſer unter derv vor⸗ 
ſchenden Beſtimmung begriffenen Domainen an Kauf- oder Erbſtandsgeldern, 
ser aus Abloͤſungen von Kanon, Zinſen ꝛe., welche zur Domainen⸗Verwaltung 
whören, zur Staatskaſſe vereinnahmt wird, enthält den Erloͤs aus ber Veraͤuße⸗ 
mag von Staatögutern, der nach $. VII. No. 2. zur vegetmäßigen Tilgung der 
sſchulden uͤberwieſen iſt. 


IH. Zu 


II. Zu den zufälligen Einnahmen, welche durch die Beftimmungen Meiner 
Order an das Staatsminifterium vom 17ien Januar 1820. $. 1. (Seite 23. ber. 
Geſetzſammlung) dem Staatsfchage übereignet find, gehört: 


1) der Erlös aus der Veraͤußerung oder Erbverpachtung folcher Befißungen und 
Anlagen ded Staats, die nicht unter den Domainen begriffen worden, ber 
Domainen- Verwaltung nicht beigelegt, und mit ihren Nußungen dem Tils 
gungs= und Verzinſungsfonds der Staatöfchulden nach $. VII. No. 1. nicht 
überwiefen find, 3.9. die von dem Minifterium des Innern abhängigen 
Hütten=, Hammer, Gruben - und Salzwerke, gewerbliche Anlagen, 
Gebäude aller Art, die nicht zu den Wohn: und Wirthfchaftsgebäuden auf 
ben Domainen zu zählen find, ald: Militairgebäude, Gebäude der Steuer⸗ 
Merwaltung, Kollegienbäufer 2c., in fofern der Erlös aus dem Verkaufe 

nicht den Berwaltungsbehörden, Behufs anderer an die Stelle der veräußerten 
tretender Einrichtungen, verbleiben muß. 


Die Erwerber folcher vom Staate veraußerter Befitungen, "haben fich 
daher bei Berichtigung ihres Befigtiteld gegen dad Hypothekengericht, nicht 
durch die Quittung der Hauptverwaltung der Etaatöfchulden, fondern durch 
die Quittung der veraußernden Behörde, Über die Bezahlung der Kauf⸗ oder 
Erbftandsgelder auszuweifen. 


2) Der Entgeld aus Abldfungen von Präftationen, Die zu ben eben genannten, 
nicht unter den Domainen begriffenen Staatsguͤtern, ober aus einem andern, 
ald Dein bomanialgrundherrlichen Rechtätitel gegen den Staat zu leiften find, 

3 B. aus der Ablöfung der Verbindlichkeit eine Fabrikanſtalt fortdauernd . 
‚zu erhalten. 


3) Zuräcdzuzahlende Darlehne und Vorſchuͤſſe, Die aus dem Srtraordinario der 
General: Staatöfaffe an Provinzen, Kommunen oder Privatperfonen ges 
geben find. 


IV. Da, gemäß g. VII. No. 3., der Staatsſchulden ⸗ Tilgungskaſſe der 
Geldbedarf, der ihr aus den Einkuͤnften der Domainen- und Forſtverwaltung 
nicht gewährt wird, aus den Salz⸗Einkuͤnften jedenfalls ergänzt werden muß; fo 
bedarf Diefelbe keines beſonderen Erſatzes, wenn der Staat in einzelnen Faͤllen, 
mittelſt Ausübung feiner nach den ſtaatsrechtlichen Beftimmungen der Monarchie 
geftatteten Befugniß, für Das Beduͤrfniß anderweitiger Staatözwede, zu deren 
Erreichung die angemeffenften Mittel gewährt werden müffen, über die Subftanz 
eines Domainengrundſtuͤcks auch in der Art verfügt, daß ein Theil ber bisherigen 
Einfünfte vom Domainen-Etat.abgefegt wird, 3.2. bei Errichtung neuer Militaire 
Etabliſſements, oder, wenn bei der Anlage neuer Schulen, entweder aus domanial⸗ 
grunbherrlicher Verpflichtung ober zum Bellen einer därftigen Gemeine, bie 

Baus 


Bauſtellen und die zur Ausſiattung b der Schulche beftimmten Randereien vom 
Domainengrunde genommen werden. 


Sch trage dem Staatsminifterium auf, diefen Befehl durch die Geſetz⸗ 
fammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, damit folcher den Gerichts— 
Behoͤrden bei Berichtigung der Beſitztitel zur Norm diene. 


Berlin, den 17ten Juni 1826. 


Friedrich Wilhelm. 


Un das Staaksminiſterium. 


PATE 
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(No. 1014.) Allerhoͤchſte Kabinetdorder vom 1iten Juni 1826., betreffend bie nähern Ber 
fimmungen in Beziehung auf die $$. 3. und 5. des GewerbefteuersGefetges 
vom Zoſten Mai 1820., wegen ber Gewerbefteuer vom Handel, im: 
gleichen wegen Modifikation der FF. 21 — 24. bed Regulativd vom 28ſten 
April 1824., uͤber den Gewerbebetrieb im Umberziehen, 


N. Geſetz über die Gewerbefteuer vom 30ften Mai 1820. enthält Feine 
Beſtimmungen, aus denen die Befreiung ded Gewerbes der Apotheker, ber 
Pfandleiher und der Kommiffionaire von ber Entrichtung der Steuer hergeleitet 
werden fann, weshalb ed dieferhalb einer befonderen Deklaration bed Geſetzes 
nicht bedarf. Da Ich jedoch aus dem Berichte des Staatdminifteriums vom 
19ten v. M. entnehme, daß bei der Ausführung der gefelichen Vorfchriften 
nicht gleichförinig verfahren wird; fo fege Sch, zur Befeitigung aller Zweifel ber 
Behörden, hierdurch feft: 
1) Der Gewerbefteuer vom Handel, $. 3. bed Geſetzes, find die Apotheker 
unterworfen, fie mögen ſich auf den Verkauf von Arzneimitteln befchräns 
fen, oder daneben andere Waaren führen. 


2) 3u den nach $. 5. des Geſetzes der Steuer vom Handel ımterliegenben 
Gewerbtreibenden gehören die Pfandleiher und die nicht bei der Kauf: 
mannſchaft angeftellten Mäfler, Agenten und Rommiffionaire, die aus 
der Vermittelung und Unterhandlung nichts Faufmännifcher Gefchäfte ein 
Gewerbe machen. 


Hiernaͤchſt genehmige Ich die in Antrag gebrachte Mobififation des Re⸗ 
gulativs uͤber den Gewerbebetrieb im Umherziehen vom 28ſten April 1824. 


. 21 — 24. dahin: daß die Gewerbeſcheine für den ganzen Umfang ber 


Monarchie, die Grenz: Zollbezirke nicht ausgenommen, gültig (F. 21.), auch 
den uͤbrigen Befchränfungen ($$. 22 — 24.) nicht unterworfen feyn follen, 


wenn die Inhaber zu folchen Kaufleuten, deren Gehuͤlfen und reiſenden Dienern 


gehoͤren, denen der Gewerbeſchein ertheilt iſt, um im Umherreiſen Waarenbe⸗ 
ſtellungen zu ſuchen oder Waaren zu erſtehen, die ſie DL zum Behuf des 
Jahrgang 1826. N». 10, — (No.1014 — 1016.) Wie: 


(Audgegeben zu Berlin ben Aten Anguſt 1826.) 
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Wiederverkaufs, nicht mit ſich umherfuͤhren, ſondern frachtweiſe befoͤrdern laſſen. 
Doch ſind auch dieſe Perſonen von der Verpflichtung, den Gewerbeſchein jeder⸗ 
zeit in Urſchrift bei ſich zu führen ($. 23.), nicht entbunden. Ich uͤberlaſſe den 
Miniſtern des Innern und der Finanzen, fuͤr dergleichen kuͤnftig auszufertigende 
Gewerbſcheine eine ſolche Form anzuordnen, die ſie auch aͤußerlich von den an⸗ 
dern Gewerbſcheinen unterſcheide. Das Staatsminiſterium hat die Aufnahme 
dieſer Beſtimmungen in die Geſetzſammlung zu veranlaſſen. 


Berlin, den 11ten Juni 1826. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


WGo. 1015) 
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(No. 1015.) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom 23ften Juni 1826., wegen ber Rriegeölaften 
in Neuvorpommern, 


ir babe auf den Bericht des Minifterd bes SInnern vom Z30ſten v. M., den 
in ber Erflärung des Neuvorpommerfchen Kommunal Landtaged vom 2iften 
April d. 3. enthaltenen Beſchluß deſſelben wegen der Sriegeslaften genehmigt, 
und feße dem zu Folge feft: daß nicht allein das Schwediſche Perdquafions- 
Patent vom Sten Januar 1812. für aufgehoben und unwuͤrkſam zu achten, ſon⸗ 
dern auch von aller und jeder Ausgleichung der Kriegesleiſtungen und Krieges⸗ 
fehäden, fie mögen aus der Periode bis zum 8ten Januar 1812. ober aus der 
fpätern bis zum März 1813. herrühren, zwifchen ben einzelnen Gemeinden und 
Eingefeflenen der Provinz gänzlich abzuftehen, und Fein Anfpruch aus folchen 
Leiſtungen und Laften zu geftatten fl. Das Staatsminifterium hat dieſen Be- 
fehl durch die Gefeßfammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen und ihn zu⸗ 
gleich durdy das Amtsblatt der Regierung zu Stralfund zu verbreiten. 


Berlin, den 23ften Juni 1826. 


Friedrih Wilhelm. 


An das Staatsminifierium. 


(No. 1016.) 
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(No. 1016.) Allerhoͤchſte Kabinetsorber vom 20ſten Juli 1826., betreffend die Verlaͤnge⸗ 
rung ber, in dem Publifationds Patente vom 2iften Juni 1825. feſtge⸗ 
festen, Srift zur Anmeldung ber Reals Unfpräche ber älteren Hypotheken⸗ 
Gläubiger im Herzogthum Weftphalen, Fürftenthum Siegen ıc, bis 
zum iften September 1827. 


A. den Bericht des Staatsminiſteriums vom Sten Juli dieſes Jahres, 
will Ich die im Patent vom 2iften Juni 1825., wegen Einfuͤhrung bes 
Allgemeinen Landrechtd und der Allgemeinen Gerichtsordnung in das Herzog: 
thum Weſtphalen, das Fürftenthum Siegen ıc., und die Graffchaften Witr- 
genftein-Wittgenftein und Wittgenftein-Berleburg, $. 22., den ältern Hypothe⸗ 
Eengläubigern zur Anmeldung ihrer Real-Anfprüche bis zum Aften Septem⸗ 
ber 1826. beflimmte Frift, auf ein Jahr, alſo bis zum 1ſten September 1827., 
verlängern. | 


Teplig, ben 20ften Juli 1826. | 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 
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(No. 1017.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen und Seiner 
älteftregierenben Herzoglichen Durchlaucht zu Anhalt⸗Bernburg, wegen 
Anſchließung des unteren Herzogthums Bernburg an das Preußiſche indirekte 
Steuerſyſtem. Vom 17ten Juni 1826. zn 


Marten Seine Majeflät der König von Preußen und Seine älteftregierende 
Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt Bernburg durch die, in Folge der Verträge 
vom 10ten DOftober 1823. Statt gefundene, Anfchließung bed oberen, Derzog- 
thums Bernburg und des Amtes Mühlingen an dad Preußifche indirekte Steuer: 
foftem die Weberzeugung gewonnen baben, Daß der dadurch beabfichtigte Zweck 
einer Belebung des gegenfeitigen Verkehrs umd der feiteren Begründung ber 
freundnachbarlichen Verhaͤltniſſe erreicht worden iſt; fo haben Allerhoͤchſte und 
Hoͤchſtdieſelben befchloffen, jene vertragsmaͤßigen Beflimmungen auch auf das 
untere Herzogthum Bernburg in Anwendung zu ‚bringen, und daruͤber durch 
Ihre beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten, naͤmlich: 

Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen durch Allerhoͤchſt Ihren Kam⸗ 
merherrn und Geheimen Legationsrath von Buͤlow, Ritter des rothen 
Adler⸗Ordens Zter, bed Polniſchen St. Stanislaus⸗Ordens Ater, bes 
Ruffifchen St. Wladimir⸗-Ordens 4ter Klaffe und Komthur des Sachfens 
MWeimarfhen Haus-DOrdend vom weißen Falten, und J 

Seine aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗-Bernburg 
durch Hoͤchſt Ihren Geheimen Rath und Regierungs⸗Praͤſidenten, Frei⸗ 
herrn von Salmuth, Ritter des Königlich = Preußifchen rothen Adler⸗ 
Ordens ter Klaffe, 

nachfolgende Lebereinfunft verabreden und, unter Vorbehalt ber Genehmigung, 
abfchließen laſſen. 
Artikel 1. 

Seine Herzogliche Durchlaucht zu Anhalts Bernburg erflären ſich, unbe⸗ 
ſchadet Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, bereit, mit dem unteren Herzog⸗ 
thume Bernburg dem Preußiſchen indirekten Steuerſyſteme beizutreten, wie 

Jahrgang 1826. No. 11. — (No. 1017 — 1018.) N ſolches 


(Ausgegeben zu Berlin den 14ten Auguſt 1826.) 
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ſolches durch das Gere von: Zoften Mai 1818. unb durch bie ſeitdem erlaſſe⸗ 
nen Beſtimmungen und Erhebungsrollen feſtgeſetzt worden iſt, oder kuͤnftig noch 
Durch geſetzliche Deklarationen und Erhebungsrollen weiter beſtimmt werben wird; 

Die Grundfäge des. Geſetzes vom 26flen Mai 1818, ſollen, ohne beſon⸗ 
dere Uebereinkunft; nicht abgeaͤndert werden. 


Artikel 2. 


Seine Majeſtaͤt der König von Preußen verfprechen dagegen, Dasjenige 
Einfommen, welches Ihren Kaffen in Folge dieſer Anſchließung äufließen dürfte, ' 
ben Kaſſen Seiner Herzoglichen Durchlaucht u Anhelt- nbatg uͤberweiſen 
zu laſſen. | | ; 

—8 | Artikel. 3. 


Da, nach ben Beftimmungen des — el. um Verbrauchfteuere 
Geſetzes vom 26ſten Mai 1818., die Gefälle auf der dußern Grenze des Preußs 
ſchen Staateß erhoben werben, und deshalb nicht. zu ermitteln iſt, wie viel: bie 
Herzoglichen Unterthanen Davon für bie aus dem Auslande zu bezichenden Waaren 
entrichtet haben bürften; fo foll ber. jebesmalige begtöretjährige Ertrag des Eins 
kommens an Verbrauchſtenern bei ben Königlichen Zollaͤmtern in den ſieben oͤſt⸗ 
lichen Probinzen des Preußifchen Staates dergeftalt für Die Drei nächften Jahre 
zur Grundlage ber Theilnahme Seiner Durchlaucht des Herzogs zu Anhalt» Bern⸗ 
burg an jenen Einkünften dienen, daß Höchftdeffen Antheil nach den Verhaͤltniſſen 
ber Bevoͤlkerung bes in ben Zollverband aufgenommenen Theild der gebachten 
fieben Preußifchen Provinzen zu der Beudlferung des unteren Herzogthums Dee 
burg berechnet werden wird. | 

Es wirb dabei, um bie Schwierigkeiten ber Sonberung ber Zollgefälle vor 
der Merbrauchfteuer zu beſeitigen, welche Ie&tere, nach der Dermaligen Erhebungs⸗ 
Kolle, unter den Eingangsabgaben mit begriffen ift, angenommen, daß die 
Verbrauchſteuer 5 bes Einfommensd an Ein⸗, Aus⸗ und Burbgangeabgaben 
Anfanmengenommen betrage. : 


Artikel A. 


Wiewohl Seine Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗ Verrbutg eine Theil⸗ 
nahme an den Durchgangsabgaben, da dieſe nicht auf den Verbrauch zu rechnen 
find, weder auf den Grund gehabter und aufzugebender Durchgangs-Erhebungen, 
noch einer höheren Befteuerung Höchftdero Untertbanen, welche als bie Folge 
Ihres Beitritts zu dem Preußiſchen Steuerſyſteme ſich betrachten ließe, in Anſpruch 
nehmen koͤnnen; ſo haben Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen doch aus Ruͤck⸗ 
ſicht auf den Umſtand, daß die Herzoglichen Unterthanen gegenwaͤrtig die in den 
Preußiſchen Staaten hochbeſteuerten auslaͤndiſchen Waaren unmittelbar aus dem 
Auslande beziehen koͤnnen, welches mit Dem Beitritt zu dem Preußiſchen Steuers 


ſyſteme 
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fofteme aufhoͤrt, dieſerhalb Seiner: Herzoglichen Durchlaucht auch einen vethei 
an den Einkuͤnften der Durchgangsabgaben zugefichert. 

Dem zufolge iſt der Geſammtantheil Seiner Herzoglichen Durchlaucht an 
dem Geſammtertrage von Eins, Aus⸗ und Durchgangsabgaben in den zum Steuer⸗ 
Verbande ber fieben. öftlichen Preußifchen Provinzen gehörigen Landestheilen auf 
Anac dem Verhaltniffe der Bevölkerung bed unteren Herzogthum feſtgeſetzt. 


Artikel 5. 


Von den Waaren, welche mit Herzoglichen Hofmarſchallamts⸗ Atteſten 
eingehen, werben die Gefälle, ſoweit es durch die gedachten Atteſte verlangt wird, 
nicht beim Kingange erhoben „ ſondern blos notirt, und bei ber naͤchſten Quartal⸗ 
Hebung des — Seiner Dichlacht an den Gefammts Einkünften in baarem 
Gelde angerechnet, . IR: TEE BE 2 

Hetitel 6. 


Die ehr die Herzoglichen Unterthanen mit ber Poft anfommenben Waaren | 
unterliegen gleichen Begünftigungen und Beſchrankungen mit denen, welche fuͤr 
die Koͤniglichen Unterthanen hbeſtimmt ſind. 4. 


Artikel 7. 


In Folge bes Veitritts des unteren —e Bernburg zum Preußiſchen 
Steuerverbande, wird die Umſtellung deſſelben mit Preußiſchen Zollbeamten, ſo 
weit ſolches mit dem Preußiſchen Gebiete. grenzt, aufhören; Dagegen aber eine 
Grenzbewachung defielben gegen das Nicht » Preußische Bebiet in fowelt und 
zu dem Ende angeordnet werben, baß Feine unverfieuerte Waaren in das untere 
Herzogtbum und aus demfelben in bie. Preußifchen Staaten eingeführt wer: 
ben können, 

Ueber bie Susfihrung ber Grenzbewachimg bet eine efobene Einigung 
Statt gefunden. 
Artikel 8 on 


Mittelft folcher ift auch das. Nähere äber bie Bildung d bes. Orenzbegirtes 
und das innerhalb deffelben zu beobachtende Verfahren von Seiten der Grenʒ⸗ 
Beamten feſtgeſetzt worden. 

Indeß werden auch in dem uͤbrigen Landesgebiete beide Regierungen ff fich 
in den zur Sicherung. Ihrer Iandesherrlichen Gefälle und Aufrechthaltung ber 
Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwendigen Maaßregeln einander gegenfeitig 
freundfchaftlich unterftägen, und baher namentlich auch geftatten, daß Die Königlich, 
Preußiſchen Zoll⸗ und die Herzoglich- Bernburgſchen Impoſt⸗ (Abife) Dean- 
ten bie Spur begangener Unterfchleife in die gegenfeitigen Gebiete verfolgen, und ‚ 
mit Zuziehung der Ortsobrigfeiten fich des 2 uparbeflanbet verſichen. 

Wenn 
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Wenn auch zu deſſen Feſtſtellung, ober zur Sicherung der Gefdlld amd Stra⸗ 
fen, Viſitationen, Beſchlagnahmen und Vorkehrungen von bem beiberfeitigen 
Zoll⸗ und Alzifebeamten, bei den Landeds oder Ortöbehörden in Antrag gebracht 
werden, follen Diefe, nachdem fie fich überzeugt, daß, ben Umſtaͤnden nach, bie 
Anträge durch die Gefege begründet, ober ihnen boch wicht entgegen find y ſolche 
alsbald willig und zweckmaͤßig veranſtalten. 


Seine Durchlaucht verſprechen, das Preußiſche Steuergeſet und Ordnung 
vom 26ſten Mai 1818. und deſſen bereits ergangenen oder noch zu erlaſſenden 
Deklarationen, als eigenes landesherrliches Geſetz zur Kenntniß Ihrer Unter⸗ 
thanen zu bringen, für die Aufrechthaltung deſſelben durch Die betreffenden Be⸗ 
hörden forgen, und die Kontraventen, naͤch erfolgfer Unferfuhung und Ueber⸗ 
fuͤhrung, nach der Strenge dieſer Geſetze beftrafen zu laſſen. Geldſtrafen, 
worauf die Herzoglichen Gerichte in ſolchen Faͤllen erkennen möchten, fallen, fo 

wie die Konfiskate, nach Abzug des Denunzianten⸗ Antheils, d dem Orrzoglichen 
Fiekus lediglich anheim. SE 





titel. 9, 


Seine Majeftdt der. König von wenden und Stine Durchlaucht der 
Herzog zu Anhalt⸗Bernburg verſichern Ihren Unterthanen gegenſeitig den voͤllig 
freien und ungeſtoͤrten Verkehr zwiſchen den, innerhalb der Preußiſchen Zolllinie 
an den aͤußern Graͤnzen des Staats belegenen Koͤniglichen Preußiſchen Lauben und 
dem unteren Herzogthume Bernburg, dergeſtalt, daß bie‘ vort. ben: beiberfeitigen 
Unterthanen, innerhalb des gedachten Bezirks’ zu verfährenden Waaren und Uwe 
zeugniſſe aller Art, Rena | den eigenen. inlaͤndiſchen vollig si behanelt wei 
ben ſollen. u. | 
DER Zee Artikel 10. 


In got e des vorftehenden Artikels werben auch folge muldadiſche —* 
niſſe, welche in den Königlichen Preußiſchen ober in dem Herzoglichen Gebiete inner⸗ 
halb der Preußiſchen Zolllinie mit beſondern Verbrauchſteuern zur Zeit belegt ſinb, 
oder kuͤnftig belegt werden moͤchten, in ſofern in voͤllig freiem Umlaufe ſeyn , als 
ſie in beiden Laͤndern ganz gleichen Abgaben unterliegen. Wo aber eine ſolche 
Gleichheit der Abgaben nicht ſtatt findet, wird bei dem Uebergange in das Ge⸗ 
biet, welches den hoͤhern Abgabenſatz hat, das Fehlende nacherhoben, und wer⸗ 
den beide Landesregierungen in dieſer zur Sicherung Ihrer landesherrlichen Ge⸗ 
fälle und Aufrechthaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwendigen Maaß⸗ 
regel einander gegenſeitig freundſchaftlich unterſtuͤtzen. Insbeſondere wird ſofort 
zur Vorbeugung etwaniger Mißbraͤuche bei der Ueberfuͤhrung der mit Verbrauch⸗ 
ſteuern belegten inlaͤndiſchen Erzeugniſſe aus dem unteren nach dem oberen Herzog⸗ 
thume Bernburg, das Noͤthige von den beiderſeitigen hierzu beſonders beauf⸗ 
tragten Kommiſſarien verabredet werdenn. 


Arti⸗ 
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Artikel 11. 

Da das Salz und die Spielkarten, welche in dem Preußifhen Staate von 
ben eigenen Unterthanen deffelben bereitet und verfertigt werben, im Preußifchen 
Gebiete nicht freien Umlauf haben, fondern nur von den dazu beftimmten An⸗ 
ſtalten verkauft werben duͤrfen; ſo werden in Folge dieſer Beſtimmung auch 
Salz und Spielkarten, welche in den Herzoglichen Landen bereitet und verfertigt 
worden ſeyn moͤchten, in den Koͤniglichen Landen nicht freien Umlauf haben 
kdunen ſondern daſelbſt den gleichen Beſchraͤnkungen, vorbehaͤltlich der Durch⸗ 
fuhr der Spielkarten, unterworfen ſeyn. In Ruͤckſicht des Salzes finden uͤber⸗ 
Died die beſonderen Beſtimmungen der zu Halle und Bernburg am bten und Iten 
April 1821. abgefchloffenen Uebereinfunft Anwendung, und ift Dabei ausdruͤck⸗ 
lich feftgefeßt, daß diefelbe ihren Grundzuͤgen nach fo lange beftehen foll, Als 
Die ‚Vereinigung wegen ber Steuern bauert. 

Artikel 12. 

"Seine Herzogliche Durchlaucht behalten fich für jet das Recht der Fort⸗ 
Erhebung der Elb⸗ und Saalzölle vor, wogegen es denn auch der Preußifchen 
Regierung unbenommen bleibt, von den unmittelbar nach dem unteren Herzog: 
thume gehenden oder baber, kommenden Schiffen den Elb⸗ und Saalzoll erheben 
zu laſſen. 
wo Artikel 13. 


Are it Rackſ cht auf die vorhergehenden Beſtimmungen iſt der Antheil an 
dem Steuereinkommen, welchen Seine Herzogliche Durchlaucht bis zum 31ſten 
Dezember 1827. zu erheben haben, auf eine Summe von „Sechszehn Tauſend 
Thaler Preußiſch Kurant“ fuͤr das Jahr feſtgeſetzt, welche in gleichen Quartal⸗ 
Raten, in den Monaten März, Juni, September und Dezember, jedesmal mit 
Vier Taufend Thaler Preußifch Kurant, bei der Königlichen Provinzial= Steuer: 
—* a eg zur Verfügung Seiner Herzoglichen Durchlaucht bereit 
eben fo Ä 

Erleidet Diefe Zahlung Anftand, fo wirb folche fofort, auf die davon Her⸗ 
zoglicher Seits gemachte Anzeige, von der Königlichen General-Staatskaſſe in 
Berlin geleiftet werben. 

Artikel 14. 


In Erwwaͤgung, daß durch den gegenwaͤrtigen Vertrag, der, in dem 
17ten Artikel der Uebereinkunft wegen des Beitritts des oberen Herzogthums 
Bernburg zum Preußiſchen indirekten Steuerſyſteme gedachte Fall und, unter 
Beruͤckſichtigung der im vorſtehenden 10ten Artikel enthaltenen Bedingungen, ein 
freier Verkehr eintritt, — mithin die Veranlaſſung zu den Beſtimmungen der 
Artikel 18. und 19. der vorerwaͤhnten Uebereinkunft wegfaͤllt, ſo ſind dieſe drei 
Artikel als erloſchen zu betrachten. | 

Arti- 
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Artikel 45. 

Seine Herzogliche Durchlaucht verſprechen, vier Wochen vor Aufhebung 
der Preußiſchen Grenzbewachung gegen das untere Herzogthum, imd mit dem 
Eintritte der Grenzbeſetzung deſſelben gegen das Nicht⸗Preußiſche Gebiet, alle 
Waarenbeſtaͤnde in Dem unteren Herzogthume genau aufzeichnen zu laſſen, die Bew . 
figer der Waaren entweber zur Zahlung der Steuer von den Beſtaͤnden, oder zur 
Wiederausführung der Waaren nach dem Yuslande, vor Aufhebung der Königs 
lchen Preußifchen Grenzbewachung anzuhalten, und firenge in Gemäßheit ber 

befonderd Statt gefundenen Einigung, verfahren zu laffen. 

Diie zu erhebende Steuer wird den Herzoglichen Kaſſen zufallen, jedoch foll 
ber Betrag berfelben, von Der, Preußiſcher Seits nach Artikel 13. zu zahlenden 
Summe, in Abzug gebracht werden. 


Artikel 16. 


Dieſer Vertrag ſoll bis zum Schluſſe des Jahres 1830. dauern und, 

falls in dieſem Jahre keine Aufkuͤndigung von der einen oder der andern Eeite 

erfolgt, ſtillſchweigend als bis s zum Ende des. Johres 1839, verlängen anges 

fehen werden. Ä | ’ 
Artikel 17. 

Segenwärtiger Vertrag foll unverzüglich zur Allerhöchtten und Höcfien 
Ratifikation vorgelegt und, nach Auswechſelung ber Ratififations-Urfunden, fofort 
zur Vollziehung gebracht werben. Ä 

Zu Urkund deffen iſt dieſer Bertrag von den beiberfeitigen Bevollmächtigten | 
unterzeichnet und mit ihren Wappen befiegelt worben. 

So geichehen Berlin, den 17ten Juni 1826. 


(L.S.) Heinrich Ulrich Wilyelm  (L.S.) Johann Volrath Sub | 
von Bülow. 0 Beeißerr don Salmuth. | 





Diefer Vertrag ifl unter dem Ziften und 30flen uni d. J —** 
worden. 
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(No. 1018.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vont 21ſten Jull 1826., bie Dienſtvergehungen bes 
Gerichtsſchreiber und Serichtsvollzieher in den Rfelnprovingen betreffend. 


J. beſtimme auf Ihren im Berichte vom isten Juli c. enthaltenen Antrag, 
Daß den Gerichten der Rheinprovingen, gleich wie e8 in der Verordnung vom 


25ſten April 1822. wegen der Notarien gefchehen, bie Befugniß beigelegt wer _ 


ben foll, auch gegen bie Gerichtöfchreiber und Gerichtsvollzieher, wegen Dienfte 
vergehungen felbfiftändig zu erfennen. Zu dem Ende feße Ich Folgendes feft: 

1) Bei dem Appellationshofe, den Affıfenhöfen, den Landgerichten und 
den Handelögerichten erkennet jeder Senat oder jede Kammer über biejenigen 
Disziplinarvergehen ber Gerichtäfchreiber und Gerichtsvollzieher, welche in feiner 
Sitzung ſtätt finden, ohne Daß eine Berufung zuläßig, ift. u 

2) Alle andere, zu einer Disziplinar⸗Ruͤge geeignete Handlungen ber ge— 
nannten Beamten, mit Ausnahme der bei dem Appellationshofe angeſtellten 
Gerichtsſchreiber und Gerichtsvollzieher, werden, auf Betreiben des Ober⸗Pros 
kurators, vor eine Zivilkammer des Landgerichts, in deſſen Bezirk der Beſchul⸗ 
digte wohnt, gebracht, und es wird daruͤber entſchieden, nachdem der Beſchuldigte 
geladen und, wenn er perſonlich erſchienen iſt, in ſeiner Vertheidigung gehoͤrt 
worden iſt. 

3) Die Dis iplinarſtrafen, welche die Gerichte, nach Maaßgabe der 
Schwere des, dem beſchuldigten Beamten zur Laſt fallenden Vergehens, zu er⸗ 
kennen haben, find Ermahnung, Warnung, Verweis, Geldſtrafe von 5 bie 
20 Thalern, Suspenſion und Dienſtentſetzung. Cine Suspenſion darf nie auf 
mehr als drei Monate erkannt werden. Ein Verweis zieht den Verluſt eines 
monatlichen Gehalts, die Suspenſion den Verluſt deſſelben auf ihre ganze 
Dauer nach ſich. 


4) Gegen alle Entſcheidungen dieſer Art ($$. 2. und 3.), fo wie gegen 
diejenigen, hinfichtlich ber Notarien nach der Verordnung vom 25ften April 1822., 
fol die Berufung an den rheinifchen Appellationshof, fowohl von Seiten bes 
Dber- Profurators, als bes Angeſchuldigten, zuläßig feyn. Wenn jedoch das 
Erkenntniß ber erften Inſtanz eine Suöpenfion, oder bie Dienftentfeßung aus⸗ 
ſpricht, ſo muß der verurtheilte Beamte, vom Tage der Zuſtellung des Urtels, 
bis zu einem in zweiter Inſtanz zu ſeinen Gunſten erfolgten abaͤndernden Er⸗ 
kenntniſſe, ſich der Ausuͤbung ſeines Amts enthalten, bei Vermeidung der, im 

Strafgeſetzbuche angedrohten Strafen und der Nichtigkeit des von ihm vorge- 
aommenen amtlichen Verhandlungen. 

5) Die Disziplinarvergehen der bei Dem Appellationshofe angeftelften Ge⸗ 
richtsſchreiber und Gerichtsvollzieher werden, auf Betreiben des General⸗Pro⸗ 
kurators, von dem zweiten Zivilſenate des genannten Gerichtshofes beſtraft. 

Die 
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Die Berufung gegen die Enticheidung findet fowohl von Seiten bes General: 
Profurators ald des Angefchuldigten, mit der unter Nr. 4. feftgefegten Modifi- 
Fation ftatt, und geht an den erften Zivilfenat bed gedachten Gerichtshofes. - 

6) Es behält bei dem biöherigen Ausfchluß der Deffentlichfeit des Die 
ziplinarverfahrens gegen bie genannten Beamten fein Bewenden. 

7) Die Berufung gegen die Entfcheidungen muß, vom Tage der Zuſtel⸗ 
lung des Urteld, in Monatsfrift eingelegt werden, und ift, fpäter nicht mehr 
zuläßig. 2 | a 

Sie wird dem Ober» Profurator, oder, nach Verſchiedenheit des Falls, 
bem General⸗Prokurator, zugeftellt, auf deſſen Betreiben das Urtel ergangen if, 

Die von dem Ober Profurator oder dem General- Profuratör einzules 
gende Berufung ift ebenfalls an jene Frift von einem Monate, vom Tage bes 
ergangenen Ereenntniffed an, gebunden; fie wirb dem Angeſchuldigten in ber 
gewöhnlichen Art notifizirt. - 

8) Die rechtöfräftigen Erkenntniſſe gegen Gerichtövollzieber, ‚welche auf 
Suspenfion oder Dienftentfeßung lauten, follen durch die Amtöblätter ber rheini- 
fchen Regierungen bekannt gemacht werden. = er 
| 9) Die bis zur Verfünbigung des gegenwärtigen Sabinetöbefehls ergan⸗ 
genen und von dem Appellationshofe, nach ber bisher befolgten Form, bereit® 
beftätigten Disziplinarbefchläffe follen ohne Weiteres vollſtreckt werden. Hin⸗ 
fichtlich der von dem Appellationshofe noch nicht beftätigten Befchläffe der Lanb⸗ 
gerichte, fo wie derjenigen, welche nach ben bisher beftandenen Gefegen nicht 
dem Appellationshofe, fondern unmittelbar Ihnen, dem Yuftizminifter, zur Be⸗ 
ftätigung vorgelegt werden follen und noch nicht beftdtigt find, fällt die Ber 
ftätigung in der bisher gewöhnlichen Art weg; aber es ift dem Befchuldigteit 
eine Frift von einem Monate, vom Tage der ihm zu machenden Zuftellung, bes 
williget, um bie Berufung in der oben angegebenen Art einzulegen. Auch dem 
Ober: Profurator fteht Diefe Berufung zu, nur muß diefelbe in Monaffrift, vom 
Tage der Verkündigung ded gegenwärtigen Befehld, dem Befchuldigten zuge⸗ 
ftellt werben. “ 

10) Alle bisher beftandenen Gefege, in foweit fie den obigen Beſtim⸗ 
mungen zuwider find, treten vom Tage der Verkündigung bed gegenwärtigen 
Befehls, außer Kraft. 

Teplig, den Ziften Juli 1826. 


Sriedrih Wilhelm. 


An | 
den Staats» und Yuftizminifter Grafen v. Dandelmann. 
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(No. 1049.) Allerhochſte Kabinettorder som 2äften AA 1826., betreffend bie öffentliche 
Gültigkeit der. .auafchlieglich durch bie: Amtsblatter bekannt gemachten 
Geſetze. 


I, ben Bericht des Staatsminiſteriums vom ns2sſten v. M., über Die oͤffent⸗ 
liche Gültigkeit der Durch die Amtsblaͤtter bekannt gemachten Geſede, gebe Ich 
demſelben zu erkennen: daß nach ben deutlichen Beſtimmungen ber Geſetze vom 
27ſten Oktober 1810., 28ſten Maͤrz 1811. und 14ten Januar 1813., ein durch 
das Amtsblatt befannt gemachted Gefeß, wenn es auch nicht in Die Gefegfamm- 
lung aufgenommen ift, für die Eingefeffenen des Negierungsbezirkd, in deſſen 
Amtsblatt es erſcheint, verbindliche Kraft hat, ohne Unterſchied, ob es eine 
allgemeine, auf ſaͤmmtliche Unterthanen der Monarchie gerichtete Vorſchrift, oder 
eine, nur die Eingeſeſſenen des einzelnen Regierungsbezirks verpflichtende, An⸗ 
ordnung enthaͤlt, woraus von ſelbſt folgt; daß eine in bie ſaͤmmtlichen Amts⸗ 
blaͤtter der Monarchie aufgenommene geſetzliche Beflimmung, wenn fie auch 
night der Befetfammlung einverleibt wird, für alle Unterthanen der Monarchie 
verbindend und-gältig if: Daß ein allgemein verpflichtendes Geſetz anschließend 
nur durch die Bekanntmachung: in:der Gefeßfammlung oͤffentliche - Gültigkeit 
erlange, ift fo wenig vorgefchrieben, baß vielmehr Die Amtsblaͤtter als bad Organ 
bezeichnet find, durch welches der Mille des Geſetzgebers den Unterthanen bekannt 
werden ſoll, weil ein in der Geſetzſammlung abgedrucktes Geſetz nicht eher fuͤr 
publizirt geachtet werden kann, als bis deſſen Erſcheinung nach Titel, Datum 
und Nummer in den Amtöblättern angezeigt iſt. Unm fo weniger kann es dem 
geringſten Zweifel unterliegen, daß es: für eine vollig hinreichende Publikation 
des Geſetzes gelten muͤſſe, ‚wenn es feinem vollſtaͤndigen Inhalte nach in Die 
Amtsblaͤtter aufgenommen wird. Nur die Ruͤckſichten, ne heile auf: den Koftens 
Aufwand, theild auf den leichtern und bequemern Gebrauch für bie gerichtlichen 
und verwaltenden Behörden, haben: ber: Bekanntmachung -alkgemeiner Geſetze, 
durch eine einzige Sammlung, ben: Vorzug vor ber: Bekauntmachung durch bie 
verfchiedenen Amtsblätter der einzelnen Regienungebtgiete ver, wobei es 
Jahtgang 1826, No. 12. — (Wo. 1019 — 1024, D ale 


(Uubgegeben zu Berlin ben 20ffen Yuguft 1826.) 
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als Regel auch d afe iR Dieoenb haben so, bie Geſetzſammlung die 
allgemeinen FRA WE fen, und en And nur zur Aufnahme 
adminiſtrativer Verfügungen beſtimmt bleiben muß, ohne Daß die verbindliche 
Kraft des Geſetzes bezweifelt werden darf, wenn aus beſondern Gründen gut, 
gefunden wird, les richt Bardh Bre Gefehfahnmlung; ſondern durch ˖ die Amtsblaͤtter 
bekannt machen zu laſſen. —* berichtigt ſich bie irrthuͤmliche Anſicht des 
‚ Ober=Landeögerichts zu Breslau, in Beziehung auf die geſetzliche Anwendbarkeit 
Meiner Order vom 10tm Jarııtar 1834., Durch welche Ich das Regulativ des 
Finanz» Minifteriums vom Aſten Dezesaber 1820., wegen der Maifch - Steuer, 
genehmigt habe. 

Ich beauftrage das Staats miniſterium, dieſe Order ſowohl durch die 
Geſetzſammlung, als durch die einzelnen Amtsblaͤtter, bekannt machen zu laſſen. 


Teplitz, den 24ſten Juli 1826. | 
Zriedrich Wilhelm. 






An das Staatsminiſterium. 





7 
rs |; .. (No. 1020.) . 


| | Tarif 
zur Erpeöung eines Pflaftergeldes für bie Stadt Lieberofe. 
| Vom ‚zöften Juli 1826. 


| 2 —W oder weirideige· Fachtt arren, Ertrapoſten, 
. Kutſchen, zwelräbrige Kabriolets und jedes andere: duhrwert 1J 
zum Fortſchaffen von Perſonen und Effekten: — 
beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier .. ......... 
+ Jedig, für jedes Pferd ober andere Zugthier - -uruen. P 
V Zand- und Bauerwagen, für den- Gall, daß ſie laͤndliche Enpg- 
alle verfahren: 
beladen, für jebes- Pferd. ‚oder. andere Zugtbier, ern 


Ä ‚kebig, für jedes Pferb oder andere Bugtbier. ......... . At 
3) Bon einem unangeſpaunten Pferde oder Maulthiere A 
4). Bon einem Ochfen, einer Kuh, einem Eſel -............. ch 

3: Bon. Sohlen, Kalbern, Schweinen, —2* Biegen: 4 
ont von een nein ..... 
ieinzelne find Bei: 

2 wor zehn Stuͤck und: Bardber ,.von im sche Stöd ...... 





in ;&in Fubrwerk welches nicht ben: Meere Lei feiner Sadung. dat, 
2 Zu Mird wir ein mnbelꝛdence hehandelt. oo. 
u 4 APR an Eee ze RR — Aus⸗ 


Let Ami all min. 


—r 29 — 


F en Musnanmen. ai 
"Yflafergeib wird wicht: erhoben: ns 


a) von Königlichen und ber Prinzen des RB ni oligen Haufed Pferden oder 
an Wagen, die mit eigenen Pferbeir ober Hau hieren befvannt find; 


b von Fuhrwerken und Reitpferben, welche Regimenter oder Kommando’s 
beim Marſche mit ſich fuͤhren, ſo wie von Lieferungswagen fuͤr die Armee 

und Feſtungen im Kriege umd von Offtzieren zu Pferde im Dienſt; im: 
‚gleichen von Fuhrwerken und Zugthieren, welche ſriegevorſpang leiſten, 
und ſich durch den Fuhrbefehl legitimiren; 3 


c) von Königlichen Kuriers und denen fremder Mächte, und von allen n Poſ— 
und Poftbeimagen ohne Unterſchied; Ä 


d) von Feuerloͤſchungs⸗ und Huͤlfskreisfuhren; 


e) von Fuhrwerken und Pferden ber Einwohner zu bee, mit Ausnahme 
der Lohnfuhren; 


) von den Fuhrwerken, welche Chauſſeebau⸗ Materialien anfahren; 


8) von ben Fubrwerken ober Pferden des Landraths bes Kreiſes, und be 
beim Chauffeewefen angeftellten Beamten. 


er fich des Pflaftergeldes auf irgend eine Weiſe, ganz oder zum Theil, 
zu entziehen fucht, verfällt, außer demfelben, in den vierfachen Betrag als 
Strafe. - 


Gegeben Teplig ‚ den 2õſten Juli 1826. 


US) Ä griedtich Wilhelm. 
= v. Shudmonn, 
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als Regel auch dergefl " —— haben soft; ) ie Geſetzſammlung die 
allgemeinen Geſetze en fen ‚und mern, Bine And (ich nur zur Aufnahme 


adminiftrafiver Verfügungen beftimmt bleiben muß, ohne daß bie verbindliche 
Kraft des Geſetes bezweifelt werden darf, wenn aus, beſondern Gründen gut 
gefunden wird, 'e8 micht durch OR fe Gefehfatnmlang; fonbern durch · die Amtsblaͤtter 
bekannt machen zu laſſen. —** bexichtigt ſich die irrthuͤmliche Anſicht des 
Ober⸗Landesgerichts zu Breslau, in Beziehung auf die geſetzliche Anwendbarkeit 
Meiner Order vom 10tm Jamnar 1824., Durch welche Ich das Regulativ des 
Finanz-Minifteriumd vom Aſten Dezember 1820., wegen.der Maifch = Steuer, 
genehmigt habe. 

Ich beauftrage das Staatsminiſierium, dieſe Order ſowohl durch die 
Geſetzſammlung, als durch die einzelnen Amtsblaͤtter, bekannt machen zu laſſen. 


Teplitz, den 24ſten Juli 1826. 
griedric Wilhelm. 








An das Staats min iſteriui. 
Ba Fe 1 400% - | 
— Tarif U 
sur Erhebung eines Pflaſtergeldes fuͤr die Stadt Lieberoſe. 
| 0 Vom: 25ſten Juli 1826. 


| 1) — oder xveiwideige Frachtkarren, Ertrapoſten, 
RKutſchen, zwelraͤdrige Kabriolets und: jedes andere: Bubrwert 
zum Fortſchaffen von: Perfonen und Effekten: o-. 
beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier .......... ...4 
leedig, für jedes Pferd ober andere Zugthier ... h 
2) Land: und Bauerwagen, für den: Gall, daß ſie ländliche Ep: | 
ale perfahven:.-. 

- , ‚beladen, für jedes Pferd ober. andere Zugtbier, .......... J. 
un ‚kebig, für jedes Pferd oder andere Zugthier -........ . ft 
3% Bon einem unangeſpaunten Pferde oder Mantbiese ........... | — 
4). Bon einem Ochſen, einer Kuh, einem &fel ...... ........ ... 4.- 
3): Von Fohlen, Kaͤlhern, wainm, Saafen. Biegen: Ä 
res von fünf Stuͤck enenier erden gen itee ...... 
anzeine find ‚frei; BE 
pn OR zehn Stuͤck und Barker „on jeden sehn Stk... — 
in dEim Fuhrwerk,. welches nicht ben: vierten. Thell ſeiner kaduns. dat, ide 
ee) mwirte wu ei mnbeladenca hehandelt. —— 
F 2 weit F Wr . Hub: 





decdt Zuge selten Don en” 
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| Ausnapmen. run, 
Pflofiergeib wird. nicht: erhoben: ; 5 
2) von Königlichen und ber Prinzen des er ni alien Saufes Pferden oder 
Wagen, die -mit eigenen Pferbem oder Mau hieren beſpannt ſind; | 


b) von Fuhrwerken und Reitpferben ,. welche Regimenter oder Kommando's 
beim Märfche mit ſich führen, fo wie von Lieferun gewagen für die Armee 
und Feftungen im Kriege ind von Offizieren zu Pferde im Dienfl; im: 
‚gleichen von Fuhrwerken imd Zugthieren, welche Steiegenorfpann leiften, 
und fich durch den Fuhrbefehl legitimiren; 


c) von Koͤniglichen Kuriers und denen frember Mächte und von allen n Poſ— 
und Poſtbeiwagen ohne Unterſchied; | 


a) von Feuerlöfchungs- und Huͤlfskreisfuhren; 


e) von Fuhrwerken und Pferben ber Einwohner. zu Lieberoſe- mit Ausnahme 
der Lohnfuhren; 


£) von ben Fuhrwerken, welche Chauſſeebau⸗ Materialien anfahren; 


8) von den Fuhrwerken ober Pferden des Landraths bes Kreiſes, und, ber 
beim Chauffeewefen angeftellten Beamten. J 


Wer ſich des Pflaſtergeldes auf irgend eine Weiſe, ganz oder zum Theit, 
zu entziehen ſucht, verfaͤllt, außer demjelben, in den vierfachen Betrag als 
Strafe - 


Geseben Teplitz, den 2õſten Juli 1826. 


du)" tZriebtich Wilhelm. 


v. Ehudgun, 
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@&o. 1021.) Publifandum des bem Buchs und Mufkpänbler Adolph Martin 
Schleſing er in Berlin ertgelten Privilegiumd. Bost-29ften Juli 1826, 


achdem Seine Majefiät, der, König, Unfer, Üben näbigfier.Hen, geruhel haben, 
mittelft Allerhöchfter Kabinetsorder vom Ziften Sul dv. ‚ dein Buch und 
Mufithandler Adolph Martin Schlefinger in Kerl m, das Recht jum 
ausschließlichen Verlag der in feinem Verlage erfcheinenden Atranger ents der 
von bem Koͤniglich⸗ Sachſiſchen Kapellmeifter Maria von Weber ſomponir⸗ 
ten Oper „Oberon“, als: Be . 
4) eines vollftänbigen Klavierauszuge; "| : 
9) ‚eines dergleichen ohne Wortes 
3) eines bergleichen zu vier Händen; 
4) eines Arrangements für Militairmufit; - 
„52 eines beögleichen zu Duetten, Quartetten für Eiri- und Blafe- Ins 
firumente; 
6) eines beögleichen zu Potpourris; und 
7) der Ouvertüre für das große Orchefter 
bar. Ertheilung eines Privilegäims imerbalß nenlichr Sitte Staaten 
dergeſalt n ſicher ſtellen zu laſſen: 
daß eine Ausgabe dieſer Wufitglien, ‚deren Berlagsrecst von bem 
x. Schlefin ger rechtmäßig erlangt worden, in hiefigen Landen weder 
ganz, noch in einzelnen Theilen nachgedrudt, noch durch Auszüge 
oder Verkauf eined anderwaͤrts unternommenen Nachdrucks dem jenen 
Kompofitionen, wenigftend dem Hauptinhalte nah, vorzubrucenden 
Vrivilegio entgegengehandelt werden ſoll, bei Vermeidung der den 
Bee intrãchtigten · gefetzmaͤßig zu leitenden Entſchaͤdigung und derjeni⸗ 
gen Strafen, welche ber Nachdruck inlaͤndiſcher Verlagsartikel und der 
Handel mit auswaͤrts nachgedruckten Muſikalien nach ſich zieht; 
ſo wird ſolches hierdurch allgemein zur ie Kenntniß und Nachachtung 
bekannt gemacht. \ 


Berlin, den 29ften Juli 1826. 
Minifterien - 
der geiftlichen, Unterrichts⸗ und 


des Innern und ber Polizei, Medizinal- Angelegenheiten. 
» Schuckmann. Ir Abweſenbeit und im Auftrage des Hrn. Min iſters: 
v. Kamptz. 





’ (No. 1022.) 


(No. 1022.37 Publifanbum bed dem Großherzoglich's: Shhfiiden Kapellmeifler 
J. N. Hummel: zu Wemar ertheilten Privilegiums. Dom 
29ften Juli 1826. . 


Naabem Seine Majeſlaͤt der König, Unfer Allergnaͤdigſter Herr, gernhet haben, 
mittelft Allerhöchfter Kabinetsorder vom 2iften Juli d. 3., dem Großherzoglich- 
Saͤchſiſchen Kapellmeifter J. N Hummel zu Weimar, das Privilegium auf 
das von bemfelben herauszugebende Werk: „Ausführliche theoretifch - praktifche 


Anweifung zum Spielen des Pianoforte, vom erften Elementar=Unterricht an, 


bis zur vollkommenſten Ausbildung,‘ dergeftalt zu estheilen: 
daß in hiefigen Landen felbiges weder ganz, noch in veraͤnderter Form 
von Ausziigen nachgedruckt oder irgend ein Nachdruck verkauft werben 
fol, bei: Vermeidung der den Veeintraͤchtigten gefegmäßig zu. leiften- 
ben Entſchaͤdigung und derjenigen Strafen, welche der Nachdrud ins 
ländifcher Verlagsartikel und der Handel mit auswärts nachgebrudten 
Büchern und Mufifalien nach fich zieht; Ä 

fo wird ſolches hierdurch allgemein zur offentlichen Kenntniß und Nachachtung 

bekannt gemacht. 


Berlin, den 29ften Juli 1826. 


Min i ſt erie n 
| der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
des Innern und der Polizei. —58 — Angelegenheiten. 


v. S chuckmann. In Abweſenheit und im Auftrage des Hrn. Miniſters: 
v. Kamptz. 


⁊0 


(No. 1023.) 


(No. 1023.) Bekanntmachung, wegen Aufhebung des Abſchoſſes mit den Koͤnigreichen 
J Schweden und Norwegen. Vom 31iſten Juli 1826. 


D, a von Seiten der Koͤniglich⸗ Schwebifchen Regierung in Betreff der Auf⸗ 
hebung des Abſchoſſes beſchloſſen worden iſt: 


„daß gegen alle Staaten, welche Die Reziprozitaͤt beobachten werben, 

„die Abfchoßfreiheit dahin beftehen foll, dep weder m Schweden noch 

„in Rorwegen von auswärts gehenden Srbfchaften der Abfchoß (Jus 

„detractus, Gabella hereditaria) gefordert werben foll, die Erhe⸗ 

„bung ındge dem Fiskus ober einem Privatberechtigten zuftehen,“ 
Seine Königliche Majeftät aber durch die Allerhöchte Kabinetsorder vom 11ten 
April 1822. zu beflimmen geruhet hafın, daß gegen fämmtliche fremde Staa⸗ 
ten, in benen das Jus detractus nicht mehr zur Anwendung koͤmmt, forthin 
‘auch diesſeits Fein Abſchoß genommen werben foll; fo find fämmtliche Koͤnig⸗ 
liche Provinzialbehörden angewiefen worden, genau dahin zu fehen, daß aegen 
Schweden und Norwegen in feinem Falle Abfchoß erhoben werbe, die Erhebung 
möge dem. Fiskus oder Privat» Abfchoßberechtigten zuftehen. 

Diefe der biefigen Königlich - Schwedifchen Gefandtfchaft bereits mitge⸗ 

theilte Verfuͤgung, wird hierdurch zur allgemeinen Kenntuiß gebracht. 


Berlin, den 31ſten Juli 1826. 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, - 
| v. Schönberg 





(No. 1024.) 


(No. 1024.) Diesfeitige Minifterial « ErHärung vom 15ten Yuguft1826., betreffend bie 
zur Verhütung der Forfifrevel in ben Grenz » Waldungen zwifchen ber 
Königlich= Preußifchen und der Landgraͤflich⸗ Heffen » Homburgifchen Ra 

gierung verabredeten Maafregeln, 


Masten die Königlich - Preußifche Regierung mit ber Landgraäflich » Heffen- 
Homburgifchen Regierung übereingefommen ift, wirkjamere Maaßregeln zur 
Verhuͤtung der Torfifrevel in den Grenz: Waldungen gegenfeitig zu treffen, 
erflären. beide Regierungen Folgendes: 


Artikel 1. 

Es verpflichtet fich fowohl die Königlich = Preußifche ald die Landgräflich- 
Heſſen⸗Homburgiſche Negierung, die Forſtfrevel, welche ihre Unterthanen in 
den Waldungen des andern Gebiets veräbt haben möchten, fobalb fie davon 
Kenntniß erhält, nach denfelben Gefehen zu unterfuchen und zu- beftrafen, nach 
welchen fie unterfucht und beftraft werden wuͤrden, wenn: fie im inländiſchen 
Forſten begangen worden waͤren. 


Artikel 2. 


Von den beiderſeitigen Behoͤrden ſoll zur Entdeckung der Frevler alle 
moͤgliche Huͤlfe geleiſtet werden, und namentlich wird geſtattet, daß die Spur 
der Frevler durch die Foͤrſter oder Waldwaͤrter bis auf eine Stunde Entfernung 
von der Grenze verfolgt, und Hausſuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den 
Landraͤthlichen Behoͤrden und Aemtern, auf der Stelle, jedoch nur in Gegen⸗ 
wart und nach der Anordnung des zu dieſem Behufe muͤndlich zu requirirenden 
Buͤrgermeiſters oder Ortsſchultheißen, vorgenommen werden. 


Artikel 3 


Bei dieſen Hausſuchungen muß der Ortsvorſtand ſogleich ein Protokoll 
aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Angeber einhaͤndigen, ein 
zweites Exemplar aber feiner vorgeſetzten Behörde Eandrath oder Beamten) 
uͤberſenden, bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe von einem bis fuͤnf Thaler fuͤr 
denjenigen Ortsvorſtand, welcher der Requiſition nicht Genuͤge leiſtet. Auch 
kann ber Angeber verlangen, daß ber Foͤrſter ober in deſſen Abweſenheit der 
Waldwaͤrter des Orts, worin die Hausſuchungen vorgenommen werden ſollen, 
dabei zugezogen werde. 


Artikel 4. 


Die Einziehung des Betrages der. Strafe und Der etwa ſtattgehabten 
Gerichtskoſten ſoll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verurtheilte 
Frevler 
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Frevler wohnt, und in welchem das Erkenntniß flat gefunden hat, und nur 
der Betrag des Schaden: Erfaged und der Pfand: Gebühren an bie betreffende 
Kaffe desjenigen Staates abgeführt werben, in welchem ber Frevel verhbt 
worden ift, 

Artikel 5. \. 


Den unterfuchenben und beftrafenden Behörben in ben Königlich: Preufi 
fehen und in den Landgräflich » HeffenHomburgifchen Staaten, wird zur Pflicht 
gemacht, die Unterfuchung ımd Beſtrafung der Forſtfrevler in jebem einzelnen 
Balle :fo fchleunig vorzunehmen, als ed nach der Verfaflung bed Landes nur: 


N‘ irgend möglich: feyn wird. 


Artikel 6. 


Für bie Konſlatirung eines Forſtfrevels, welcher von einem Angehörigen 
bed eine Staates in bem Gebiete bed andern verübt worden, foll den offiziellen 
Angaben und Abfchägungen, welche von den fompetenten und gerichtlich ver⸗ 
pflichteten Forſt⸗ und Polizeibeamten ded Orts bed begangenen Frevels aufges 
nommen, worden, jener Glaube. von ber zur Aburtelung geeigneten Gerichts⸗ 
ſtelle beigemeſſen werben, welchen die Geſetze ben offiziellen Angaben ber inläns 
diſchen Beamten beilegen. 

Artikel 7. 


Es wird in ber Hegel nicht erforderlich feyn, bie benunzirenden Borfibe 
dienten in ben auslänbifchen Gerichten zur Beftätigung ihrer Anzeigen erjcheinen 
"zu laffen, fondern das requirirende Gericht wird in den mehrften Fällen blos bie 
Rüge, nebft Befchreibung des Pfandes und den Übrigen Beweismitteln,. bem 
requirirten Gerichte mitzutheilen haben. | 


Artikel 8. 


Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeftät ded Königs von Preußen und. 
Seiner Hochrärftlicden Durchlaucht des fouverainen Landgrafen von Heſſen⸗ 
Homburg zweimal gleichlautend amdgeferrigte Erklaͤrung foll, nach erfolgter ge: 
genfeitiger Auswechfelung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiberfeitigen Landen 
haben, und öffentlich: befannt gemacht werden. 


Berlin, den 15ten Auguſt 1826. 


Königlich Mreußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 
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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 
Rönigliben Preußiſchen Staaten 





— No. 13. — 





(No. 1025.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 28ſten Juni 1826., bie Grundſaͤtze für die 
öffentlichen ftäbtifchen Leib = Anſtalten betreffend, 


CD - 
So bin mit der vom Staatsminifterio im Bericht vom 31ſten vorigen Monats 

eäußerten Anficht, daß ed wänchenswerth fen, die Errichtung Öffentlicher ſtaͤdti⸗ 
cher Leihanftalten möglichft zu befördern, und, da die Vorfchriften der Gefehe 
vom 3ten März 1787. und Atem April 1803., welche hauptfächlich auf Unterbrüßs 
fung des bei Privat- Leihanftalten zu befürchtenden Wuchers abzwecken, bei öffent- 
lichen Unftalten diefer Art weder nothwendig, noch allenthalben anwendbar find, 
für legtere gewiſſe allgemeine Grundfäge feitzuftellen, vollkommen einverftanden, und 
beftimme er diejenigen Provinzen, in welchen Das Allgememe Landrecht nebft obis 
gen Gefegen gilt, Folgendes: 0 

1) Die Regierungen follen berechtigt feyn, auf Antrag der Stabtfommunen. 

in allen folchen Orten, m welchen das — 528 — Beduͤrfniß ſolches erfordert, und 
wo die zu ordnungsmaͤßiger Beſorgung des Geſchaͤfts erforderlichen Vorkehrungen 
getroffen werden koͤnnen, die Errichtung oͤffentlicher Pfandleih⸗Anſtalten zu geneh⸗ 
migen, und die nach den Lokalverhaͤltniſſen einzurichtenden Reglements, in ſofern ſie 
nichts der gegenwaͤrtigen Verordnung und den allgemeinen Geſetzen Widerſprechen⸗ 
des enthalten, zu beſtaͤtigen. | 


2) Diefe Anftalten mirffen jedoch von den Stadtkommunen garantirt, unter 
fortwährende Aufficht der Städtmagifträte und Kommunrepräfentanten geftellt und 
für Rechnung der Stabtfommmme ſelbſt geführt, die dabei fich ergebenden Leber: 

ſchuͤſſe aber lediglich der Orts-Armenkaſſe überwiefen werben. hir 
mnnen dergleichen Öffentliche Anftalten an Privatunternehmer pachtweife oder fonft 
u eigener Adminiſtration überlaffen; fo follen nicht ferner bie 'gegenwärtig feſtzu⸗ 
Heftenden Grundfäge, fondern die Vorfchriften der allgemeinen, in Beziehung auf 
die Privaf- Pfandverleiher beflehenden, Gefege auf fie Anwendung finden. 

3) Bei jeder folchen Anftalt muͤſſen unbefcholtene, des Werthes der ver- 
fchiedenen Arten von Sachen, die ald Pfänder dienen, hinreichend kundige Perfonen 
ld Taraforen angeftellt und vereidet werden. Jeder, welcher eine Sache als 
Pfand darbringt, ift berechtigt, fich nach dem Ausfalle der von dieſen Perfonen 
feitzuftellenden Taxe zu erkundigen, und wenn er fie in Beziehung auf die Daraus 
beroorgehenden rechtlichen Folgen ($. 6.) zu niedrig findet, Die zum Pfand beſtimmt 

Yaprgang 1926. No. 13. — (No. 1035) P gewe⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin ben 12ten September 1826.) | 


enn Die Komme ' 
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geweſe 
entrichten. 


4) Eine von der Regierung zu beſtaͤtigende Magiſtratsperſon muß als ſpe⸗ 


zieller Kurator der Anftalt zur forfwährenden Aufficht über diefelbe und den anzu⸗ 
ſtellenden Rendanten beſtimmt, der Magiſtrat im Ganzen aber verpflichtet werden, 


ne Sache zuruͤckzunehmen, ohne fuͤr bie Abſchaͤtung irgend eine Gebühr zu 





fie von Zeit zu Zeit unter Zuziehung von Depufirten der Gemeindevertreter zu revie 


diren, und für orbnungsmäßigen Gefchäftsbetrieb zu forgen, auch bie etwa einges 
benden Beichwerden zu unterfuchen und zu erledigen. 
| 5) Bei jeder Anſtalt ift ein ordentliches Pfandbuch zu führen, . in welchen m 
verſchiedenen Kolonnen eingetragen werden muß? Zu 
a) die Nummer des Pfandes; | | 
P) der Name des Pfandfchulönerg; = 
. c) die Befchreibung des Pfandeg; 
d) bie Tare deffelben; | 
e) die Summe ded Darlehnd ; 
f) das Datum der Auszahlung, des Darlehns; 
g) Die Zeit, auf welche es gegeben wird, und der Termin der Zuruͤckzah⸗ 
lung oder Erneuerung; | | 
. A) ber Betrag der dann davon zu enfrichtenden Zinſen. 
Der Unterichrift des. Pfandfihuldners bedarf es nicht. 


6) Dem Pfandſchuldner wird ein, alle Diefe Data enthaltenber, mit dem 


Pfandbuche wörtlich üibereinftimmender, vom Nendanten auszuftellender Pfandſchein 


ausgeftellt, welcher als vollfiändiges Beweisdokument für und wider die Anftelt 
gilt, dergeftalt, daß, wenn lefere beim Verluſt des Pfandes —— leiſten ver⸗ 
pflichtet iſt, nur auf den im Pfandſchein ausgedruͤckten Werth der Sache Ruͤckſicht 
genommen, der Beweis eines groͤßeren oder geringeren Werths aber weder dem 
einen noch dem andern Theile nachgelaſſen wird. In welchen Faͤllen der Eigen⸗ 
thuͤmer des Pfandes deſſen Verluſt zu tragen, oder von der Anſtalt Erſatz zu 
fordern hat, beſtimmen die allgemeinen Geſetze. | 

7) Die Regierungen können in den zu entwerfenden Reglements den Kom 


munen die. Erhebung von acht Prozent jährlicher Zinfen geftatten. Wenn jedoch 


nad). den drtlichen Verhaͤltniſſen wegen geringen Betriebs, Koftipieligfeit ber 
Verwaltung ıc. mit dieſem Zingfuße nicht auszulangen wäre, fo follen die Mini 


ferien Der Juſtiz und des Innern hiermit authoriſirt ſeyn, auf Antrag der Regie 


rımgen,. ehren höheren Zinsfuß did zum Marimo von zwölf und emem halber 
Prozent zır geftatten. ’ 


8) Außer den hiernach reglementsmaͤßig feſtzuſetzenden Zinſen, follen die 
Anftalten für die Abſchaͤtzung, infchreibung, Austtellung des Pfandfcheins. und 
überhaupt unter irgend ‚einem anderen Titel etwas von dem Schuldner zu fordern: 


nicht berechtigt ſeyn, vorbehaͤltlich der bei nicht erfolgter zeitiger Einloͤſmg nach 


9,, 40. und 13, zu erlegenden Koften. Diejenigen Beamten, welche: bem ent⸗ 


gegen handeln, foller mit den Strafen des Wuchers belegt werben.. 


Auch: bei der Verlängerung des Pfandleih» Bertinges darf unter derſelben 


Verwarnung, dem Pfandſchuldner außer ben. Zinfen „ nichts: abgeforbert-werben.. - 
nn Ä 9) Zu 


y 
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M. Zu gewiſſen im ben Reglements genauer zu beſtimmenden Zeiten, ſollen 
Die nicht eingeldfeten Pfander, jedoch nicht eher als ſechs Monate, nach ber für jedes 
einzeln beftunmten Smlöfungsfrift, und nachdem die abzuhaltende Verfteigern 
wenigftend innerhalb neun Wochen vorher durch ⸗ die öffentlichen Blätter des Ort 
oder auf die fonft bei öffentlichen Bekanntmachungen dafelbft gewöhnliche Art dreima 
angefündiget worden, von der Anftalt öffentlich verfteigert werden. Diefe Verſteige 
rung muß unter Direktion und in fortwährender Gegenwart des Kurators Der 
Anftalt, welcher über die erlangten Meiftgebote ein Gegenprotofoll zu führen hat, 
erfolgen. Für diefe Verfteigerung koͤnnen die in der Sportultare für die Unter⸗ 
erichte feſtgeſetzten Gebühren ‚ jedoch niemals als Emolument für Die dabei mitwive 
enden Hffiztanten, fondern Immer nur für Die Kaffe der Anftalt, berechnet, und 
den Pfandfchuldnern an dem Ueberfchuffe des Erlöfes abgezogen werden. 
10) Bis zu erfolgtem Zufchlage ift jeder Pfandſchuldner fein Pfand gegen 
Berichtigung des Darlehns und der bie zur wirklichen Einloͤſung aufgewachfenen 
Zinfen zuruͤckzunehmen berechtigt, jedoch, wenn bereitd Vorkehrungen zur öffentlichen 
Derfleigerung getroffen worden find, verpflichtet, zu den hierauf vertvandten Koſten 
einen in den Reglemente ein für alleınal feftzufegenden Beitrag zu enfrichten, welcher 
jedoch Einen Silbergrofchen von jedem Thaler des Darlehns nicht uͤberſteigen ſoll. 
. 11) Auch wenn das Pfand zu einer Konkursmaſſe gehört, foll dieſes Ver⸗ 
fahren beobachtet, jedoch, wenn der Kurator der Maſſe nicht etwa Die Einloͤſung 
des Pfandes vorzieht, der Magiitrat auf Requiſition des Gerichts verpflichtet ſeyn, 
deſſen Werfteigerung auch außer dein gewöhnlichen Termine zu bewirfen. Es wir 
daher in Beziehung auf dergleichen Inftalten die Beftimmmg der Allgemeinen 
Gerichtsorinung Titel 50. $. 206. hiermit aufgehoben, indem diefe Anftalten bei 
Beobachtung des hier vorgefchriebenen Verfahrens nicht verbunden feyn follen, Dem 
in Konkurſen verhängten offenen Arrefte gemaͤß, die Pfänder eines Gemeinſchuldners 
unentgeldlich herauszugeben, und den Pfandſchilling zu liquidiren. 


12) Unmittelbar nach erfolgter Verfteigerung foll an die Intereſſenten in der 
$. 9. beftunmten Art ein öffentlicher Aufruf erlaffen. werben, jich bei der Anftalt zu 
melden, um den nach Berichtigung des Darlehns und der bavon bis zum Verfauf 
Des Pfandes angelaufenen. Zinſen verbleibenden Ueberſchuß, gegen Ruͤckgabe des 
Pfandſcheins und Duittung, m Empfang zu nehmen... In fofern dieſer Ueberſchuß 
weniger als Zehn Thaler befragt, und fich binnen ſechs Wochen nach der. Befannts 
machung Niemand zu beffen Enmfangnahme meldet, ift ſolcher an die Armenkaſſe 
des Orts abzugeben, und der Pfandſchein mit den Darauf begründeten Rechten der 
Pfandſchuldner für amortiſirt zu achter. | on 

13) Die mehr als zehn Thaler betragenden Ueberfchüffe Dagegen find vom 
Magiftrate unter Vertretung der Etadtfümmmme zu afferviren: Meldet fich binnen 
Jahresfriſt von ber erften Aufforderung an, Niemand zu deren Smpfangnahme, 
fö bat ber Magiftrat. bei: dem Gericht ein öffentfiches Aufgebot. der Interefienten in 
Antrag. zu bringen, und letzteres baffelbe unter Beftunmung:einer Prakluftofrift von 
brei Monaten. zu erlaffen. Den: hierauf zeitig ſich meldenden Pfandſchuldnern foll 
dann biefer Ueberſchuß nach ˖ Abzug: ber gerichtlichen Koſten und. ber, vom Magiftrat 
zu liquidirenben. Aſſervationskoſten, welche: bie Haͤlfte der. taxmaͤßigen ger ehhen 

epo⸗ 
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Depoſitalgebuͤhren nicht uͤberſteigen duͤrfen, annoch ausgeantwortet werden. Dagegen 
ſind die Betraͤge der Forderungen plaͤkludirter —* lediglich nach Abzug ber | 
Gerichtöfoften, und ohne baß der Magiftrat Affervationdkoften zu liquibiren bevechr 
tigt ift, ebenfalls an Die Armenkaſſe abzugeben. 

14) In allen zwifchen der Anftalt und den Pfandfchulbnern ſowohl als dritten 
Derfonen entftehenden und durch Vergleich nicht zu ſchlichtenden eiigkeiten, follen 
Die Magifiräte, in fofern gegenwärtige Verordnung nicht über den Beſtimmung 
enthaͤlt, nach den allgemeinen Rechtsvorſchriften richten, und die Gerichte dar⸗ 


nach und namentlich nach Der Deklaration vom dten Ayril 1803. entfcheiden. 


15) In ſolchen Orten, in welchen öffentliche ſtaͤdtiſche Leihanſtalten defteben, 
welche dem Bebürfniffe des Publikums Oenüge leiften, und zu begründeten Befchwers 
. ben Eeine Beranlaffung geben, follen neue Konzeffionen ee Privat: Pfandverleiher 
nicht ertheilt werden. 


16) In Hinficht der bereits unter Genehmi des Staats beftchenden 
öffentlichen Pfandleih = Anftalten, bewendet e8 bei den bentelben bei ihrer ang 
ertheilten Konzeffionen. 


Berlin, den 28ften Juni 1826. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 





Berichtigung zweier Drucfehler 
bezäglich auf die unter No. 982, abgebrudte Allerhoͤchſte Kabinetsorber 
vom Siften Dezember 1825. 


fa . 
Sn dem Abdrucke der Allerhöchften Kabinetsorber vom 31ſten Dezember v. J., 
die Abänderung in der bisherigen erganifafion der Provinzial s unge: - 
Behörden betreffend‘, No. 982. Seite 5. der Gefeßfammlung muß 

1) Seite 7. in der fünften Zeile ftatt $. 7., gelefen werden: $.6., und _ 

2) Seite 11. in der zweiten Zeile ftatt$$. 23 — 88. , gelefen werden: SS. 25 —28., 
welches hierdurch befannt gemacht wird. 

* Berlin, den 3iften Auguft 1826. 


Das Staatöminifterium. 


v. Schumann. Graf v. Lottum. Graf vo. Bernstorff. 


Graf v. Dandelmann,. | Eür den Kriegsminifer: 
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Geie8-Sammlung 

für Die 
Rönigliden Preußiſchen Staaten 
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CEGco. 1026.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 22ſten September 1826., uͤber die Nicht⸗ 
Anwendung der wegen des Muͤhlenweſens ergangenen Verordnung vom 
28ften Oktober 1810. und beren Deklarationen auf die dem Ebift vom 
29ften März 1808, unterliegenden Zandestheile der Provinz Preußen. 

f den Bericht des Staatsmiinifteriums vom 17ten v. M., über Die Mühlenge- 
ſetzgebung in Oftpreußen, feße Ich hierdurch, zur Beſeitigung des entftandenen Zwei: 
fels, feft: Daß die Gefeßgebung über Das Mühlenwefen in Oftpreußen und Litthauen, 
mit Einſchluß des Ermlandes und des Marienwerberfchen landrathlichen Kreifeg, 
durch das Edift vom 2Iften März 1808, für abgefchloffen zu achten, und Daß Diefes 
Geſetz durch die für Die übrigen Provinzen der Monarchie am 28ften Oftober 1810, 
ergangene Verordnung und beren fpätere Deklarationen Feine Abänderung erlitten, 
vielmehr in allen einzelnen Beftimmungen volle Gültigkeit behalten hat, ohne baß 
Die Verordnung vom 28ften Dftober 1810. ımd deren Deflarationen in ben oſt⸗ 
preußifchen Regierungs = Departements und dem Marienwerderfchen Kreife zur An⸗ 
wenbung kommen Pönnen. Was dagegen die näheren Feſtſetzungen über einzelne 
Segenftände des Geſetzes vom 2Iften März 1808. betrifft; fo habe Ich hieruͤber 
zuvorderſt dad Gutachten bed Staatsraths erfordert. Das Staatsminifterium hat 
dieſen Befehl Durch die Gefekfammlung und gleichzeitig feinem ganzen Inhalte nach 
Durch die Amtöblätter der drei betreffenden Regierungen befannt machen zu laffen. 


Berlin, den 22ften September 1826, 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatdminifterium. — 





(No. 1027.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 24ſten September 1826., betreffend das 
Verfahren bei unfreiwilliger Dienſtentlaſſung der bei der Militairverwaltung 

angeſtellten Beamten. 
den Bericht des Staatsminiſteriums vom I1ften v. M. und nach deſſen 
Anträgen, feße Ich hierdurch fe: daß Meine über die ımfreiwillige Dienftent- 
laffung der Zivilbeamten auf abminiftrativem Wege, mitei Befebls vom 2iſten 
Aabrsang is26. NXo. 14. — (No. ior26 - io2s,. Fe⸗ 


(Hubgegeben zu Berlin den 27ften Oktober 1826.) 
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Februar 1823. erlaſſenen Beſtimmungen, auch auf bie bei der Militairverwal⸗ 


tung angeſtellter Beamten unter nachfolgenden Maaßgaben in Anwendung 
kommen ſollen: 


1) Die Einleitung des Verfahrens gegen ben zu entlaſſenden Beamten erfolgt 
a) für die der Militairöfonomie angehörenden, den Intendanturen unter- 
worfenen Beamten, durch Die vorgefegte Intendantur; 
- b) für die dem Kriegedminifterium: unmittelbar untergebenen Beamten, 
3. B. die Mitglieder der Intendanturen, bie Fortifikations⸗ und Zeug» 
bausbeamten :c., durch das Kriegesminiſterium; 
FH für die Medizmaldeamten, durch den General: Divifiondarzt des be⸗ 
treffenden Armeekorps, der durch Die vorgefegte. Militairbehörbe die 
geſehzlich erforderliche Unterfuchung zu veranlaffen und die Verhand⸗ 
lungen bemnächft dem General-Staabsarzt der Armee einzureichen 
- hat, durch welchen fie, von feinem’ Qutachten begleitet, dem Krie⸗ 
gesminiſter zur weiteren vorſchriftsmaͤßigen Berfügung vorzulegen find. 
"Die Einleitung der Dienftentlaffung eines General = Divifionsarztes 
muß unmittelbar von Dem General: Staabsarzte der Armee ausgehen. 
Ich ſetze ‚hierdurch zugleich. die Order vom 18ten Auguft 1797., 
nach welchet die Kompagnie= und Eskadron⸗Chirurgen von dem Ge⸗ 
neral⸗Staabsarzte ber. Armee entlaſſen werden fonnten, außer Kraft. 
2) Sur die Zeit des Krieges. wird dem fommandirenden General, dem Chef 
der Feldabininiftration und dem. Chef de Medizinahbefend. ber. Armee bie 
Befugniß beigelegt, jeden, ihnen untergeordneten Beamten, ber nach. ihrer 
. pflicht maͤßigen Ueberzeugung ſeint Beſtimmung nicht erfüllt und deshalb 
zur Chtlaffung. geeignet ift, fofort zu ſuspendiren und von der. Armee zu 
‚entfernen. Die. Unterfuchung. ſelbſt muß, Auf. dem. vorfchriftsmidßigen ” 
— — zurgeſetzlichen Entſcheidung uͤber die Dienſtentlaiſung eingeleitet 
werden; doch kann die Enttaſſung ſolcher Beamten, die nur fuͤr die Dauer 
des Krieges, unter dem Vorbehalte des Ausſcheidens nach deſſen Beendi⸗ 
uud —* der. Feldadminiſtration angeſtellt find, von dem Fomnranbirenben 
General oder dem Kriegedminifter, unter Beobachiungıber: für) die chat 
mäßigen Beamten vorgeſchriebenen Grundſaͤtze und Formen, verfügt 
werden. 
3). Die Beſtimmungen der Orber. vom Aiften Februat 1823. treten nicht in 
Anwendung 
a) bei, den Militair⸗Predigern, welche nach den Zeorſchritten abc 
.Deder vom 12ten April 1822, zu behandeln: ſinndd 
.„.b) :bei-ben Auditeuren, für welche das Verfahren gegen: richterliche Be 
amte ſtatt findet; 
c) bei 
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c) bei allen auf Die Kriegesartikel vereideten, alfo zum Soldatenſtande 
zu rechnenden Militairperſonen, namentlich ben Wallmeiftern, Zeug: 
fchreibern ꝛc. 

d) bei den auf Kündigung angeftellten, oder auf Den Grund befonders 
geſchloſſener Berträge bet den Truppentheilen oder den Milktairan- 
ftalten -befchäftigten Perfonen. 

Das Staatöminifterium hat diefe Order durch die Geſetzſammlung be: 
kannt zu machen, und ber Kriegesminifter beſonders zu veranlaſſen, daß in 
vorkommenden Faͤllen danach verfahren werde. | 

Berlin, den 24ften September 1826. 

Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 





(No. 1028.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Zten Oktober 1826., uͤbex bie Regulirung ber 
| Steuern in den vom Zollverbande- auägefchloffenen Landestheilen; nebſt ber 
Erhebungsrolle für die Stadt Erfurt. 





>, MB Ihren Bericht über die Regulirung der im $. 12. des allgemeinen Abga- 
bengefeges vom 30ften Mai 1820. vorbehaltenen Steuern in den außerhalb‘ der 
Zoll⸗Linien gelegenen Kreifen der Regierungsbezirke Erfurt und Coblenz, gene 
mige Ich: 
I. daß in. den. nachbenannten. Landestheilen, erhoben. werben: 
1) in ber. Stadt: Erfurt - 
a) die Steuer vom inlänbiichen Branupwein und Braumalz, nach bein. Gefeb - 
vom. Sten: Februar. 1819., und ben dazu ergangenen Deflarationen ; 
b). eine Eingangs» und Durchgangsabgabe, nach der beigefügten.von Mir 
⸗ beſonders vollzogenen Erhebungsrolle, mit der Maaßgabe, daß die nach 
Erfurtꝛbeſtimmten, dort von dieſer Eingangsabgabe zu. betreffenden Ge⸗ 
genſtaͤnde, yoelche: zuvor das geſchloſſene Land beruͤhren, von ber geſetz⸗ 
lichen: Duschgapgsabgabe.iin demſelben befreit bleiben; 

2) m den Städten Schleuſingen und Suhl, des Kreiſes Schleuſingen, eine 
Braumalzfteuer mit funfzahn- Silbergroſchen vom Zentner, deren Hebung 
jedoch gegen.-eine- ger regulivenbe Biration den dortigen Stadtbehoͤrden uͤber⸗ 
laſſen werden kann; 

3) in den uͤbrigen Ortſchaften bed Kreiſes Schleuſingen, in dem ganzen: Kreife 
Ziegenrüd, im Landkreiſe Erfurt, in der im Kreie Nordhaufen gelegenen 

Q2 Stadt 


> 


— BB. — 


Stadt Benneckenſtein und Huͤttendorfe Sorge, ſo wie in den zum Kreiſe 
Muͤhlhauſen gehörigen Ortſchaften, Groß⸗Burſchla und Schnellmannshauſen: 
a) ein Klaſſenſteuerzuſchlag, nach Maaßgabe der Ihrerſeits zu beſtimmenden 
Leiſtungsfaͤhigkeit der einzelnen Ortſchaften mit 16% bis zu 50 Prozent 
von den, zu den verfchiedenen Klaſſen eingefchägten Steuerpflichtigen; 

b) ein Gewerbefteuerzufchlag von den Brauereien und Schanfwirtbfchaften, 
nad Maaßgabe des Ertrages der einzelnen Anlagen bis zu 50 Prozent 
über die Stelerfäge, welche das Gefeg vom 30ſten Mai 1820. enthält; 

4) in dem ganzen Umfange der Kreife Schleufingen und Ziegenräd, alfo ein: 
fehließlich der Städte Schleufingen und Euhl, die Salzabgabe nach den 
Geſetz vom 17ten Januar 1820., welche in den übrigen FKreifen des Re 
gierungsbezirks Erfurt bereitd eingeführt ift und dort fortbauert, jedoch, 
unter Siration des Salzverbrauchs zu 12 Pfund fur jede Perfon und mit 
Feſtſetzung des Faktoreipreifes zu 10 Rthlr. für eine Tonne Salz von 
400 Pfund; 

5) in der Stadt Wetzlar 

a) die Branntwein= und Braumalzfteuer nach dem Gefeß und ber Steuers 
ordnung vom Sten Februar 1819. und den fpäterhin ergangenen Beſtim⸗ 
mungen, jedoch mit Feſtſetzung der Steuer zu 1 Sgr. von 20 Quart 
Maifchraum bei jeder Einmaifchung; _ . 

b) die Salzabgabe nach dem Geſetz vom 17ten Januar 1820., jedoch mit 
Beftimmung des Baktoreipreifes von 10 Rthlr. für die Tonne von 

400 Pfund Salz; 

c) eine Eingangsabgabe von fremden Branntwein aller Art für den Eimer 
mit 3 Rthlr., von Bier und Effig für die Tonne mit 1 Rthlr., von 
baummollenen, wollenen, feidenen Stuhl: und geftridten Waaren mis 
1 Rthlr. für den Zentner; von Wein mit 20 Sor. für ben Eimer; von 
Zuder, Kaffee, Reis, Tabad mit 15 Sgr. für den Zentner, beögleichen 
von Eifenbleh, Cifenwaaren, von Kupfer und Meffing und daraus 
gefertigten Sachen von funzen Waaren, gegerbtem Leber, Del, Porzellan 
und Steingut mit 10. Sgr. für den Zentner; und von Eifengußwaaren, 
gefchmiedetem Eifen und Stahl mit 5 Sgr. für den Zentner nach den 
Vorfchriften, welche für Die Hebung und Beauffichtigung der Abgaben, 
fo wie für die Beſtrafung der Kontraventionen in der Zollorönung vom 
26ſten Mai 1818. und in der Verorbnung vom 19ten November 1824. 
gegeben worden, deren Anwendung auf den Steuerbezirk Weglar in 

eiinem Regulativ durch. Sie näher beftimmt werben muß; 

6) in den Kreifer Wetzlar und Braunfels, ausfchließlich der Stadt Weglar, 

a) ein Klaffenfteuer - Sufchlag von allen Steuerpflichtigen; F 

| b) ein 
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b) ein Gewerbeſteuer⸗Zuſchlag von den Brauereien und Schankwirthſchaften, 
nach den unter 3. fuͤr die ausgeſchloſſenen Kreiſe des Regierungsbezirks 
Erfurt vorgeſchriebenen Maaßſtaͤben, und 

c) die Salzabgabe nach dem Geſetz vom 17ten Januar 1820. ., mit Beſtim⸗ 
‚mung des Faktoreipreiſes von 10 Rthlr. für Die Tonne von 400 Pfund 
Salz. 

U. Gegen Entrichtung der vorſtehend feftgefegten Steuern hören folgende bisher 
in den genannten Kreifen und Ortfchaften, nach vormaligen Landesverfaffungen 
erhobene Iandeöherrliche Abgaben auf: 

1) in der Stadt Erfurt, die nach dem interimiftifchen Steuertarife vom Atem 
Sebruar 1816. erhobene Eingangs⸗ und Durchgangsabgabe, ſo wie der 
ehemals Kurmainziſche Stadtzoll; 

2) im Kreiſe Schleuſingen, die Akziſe von Haͤuten, von Tabak, von Bier und 
Wein die Ohmgelder und bie Zölle; 

3) im Kreife Ziegenräd, die General⸗Akziſe, die Land⸗ „Akziſe, die Trankſteuer, 
die Branntweinſchroot⸗Steuer und die Geleite, mit Ausſchluß der bisherigen 
Durchgangsabgabe in Gefell, die mit dem dortigen Wegegelde vereinigt 
werden kann; 

4) im Landkreiſe Erfurt, die Abgabe von verkauften Pferden, der Impoſt von 
anderem verkauften Vieh, die Trankſteuer, das Ohmgeld, ſo wie jede andere 
fixirte oder unfirirte Abgabe, vom Brauen oder Braumalz und vom Brannt⸗ 
wein oder Branntweinbrennen das Steuerfirum des Fleckens Wandersleben 
und ber Impoſt in Ringleben; 

3) in Bennedenftein und Sorge, die weftphälifche Eingangsabgabe und Brau= . 
malzfteuer; 

6) in Groß⸗Burſchla und Echnellmannshaufen, die bisherigen Steuerfira; 

7) in der Stadt Weblar, die Akzife:, Rent⸗, Niederlage: und Ausfuhrgebühren, 
fo wie das MWangegeld, ferner das Standgeld von fremden Kraͤmern auf 
den Jahrmaͤrkten, das Jahrmarkts⸗Hauſirgeld und die Werfonenfteuer; 

8) in den Rreifen Wetzlar und Braunfeld, die Afzifen von Inländifchem und aus⸗ 
ländifchem Wein, von Obftwein, von Bier, von Branntwein, von Del 
und Thran, von Fleiſch, von Wolle, von Vieh und von Zeugen, unter 
welchen Namen fie immer erhoben feyn ındgen, ferner das Keffelgelb, das 
Einzugsgeld, das Schanfwirthögeld und der Lanbzoll; 

9) endlich jede andere zu ben landesherrlichen Kaſſen gefloffene Perfonal- oder 
Gewerbsabgabe oder indirefte Steuer, die nicht durch das Abgabengefet 
vom 30ſten Mai 1820. erhalten ober angeordnet worden. 

IH. Den durch gegenwärtige Verfügung oder nad Meiner Beflimmung vom 
25ſten Mai 1822. befteuerten, außerhalb der Zoll-Linien gelegenen Ortichaften, 

ſoll 
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ſoll geſtattet ſeyn, ihre rohen Erzeugniffe des Landes und der Viehzucht, fo wie 

die aus dort erzeugten Stoffen: gefertigten Waaren, ganz :abgabenfrei:äber Die 

Zoll⸗Linie einzuführen, die Fabrikate aber/ welcher ganz. oden zum Dheil aus 

fremden : Stoffen? dort, gefertigt; werden ;.. gegen Entrichkung« der Eingangs⸗ 

- Abgabe, : weiche nach Dex allgemeinen Erhebungsrolle, auf den fremden Stoffen, 
die zur Fabrikation benutzt werden, ruhet. 

| Ausgenommen ‚bleiben: jedoch die in den. Gefegen.vom Bien: Februar. 18419. 
wegen Befleuerung. bed Branntwoins, und vom Zofien Mai-1820. wegen ber 

Mahl: und Schlachtfteuer begriffenen Gegenſtaͤnde der Vefteuerung, in fofern 
an den Orten, ‚woher fie kommen, nicht. Diefelben Abgabenauf folchen Gegen⸗ 
ftänden ruhen, als biefe Geſetze auferlegen. | 

Tach Maaßgabe der Beſtimmungen in ber. allgemeinen Zoll⸗ und Steuer: | 
Ordnung werben Sie die Kontsollformen. vorfchreiben laſſen, welchen diefer 
Verkehr unterliegen fol. 

IV. In: allen, mit Erfaßfteuern. belegten Landestheilen, ift der Verkehr mit 
‚auslänbifchen: Waaren · denjenigen Auffichtömanßzegeln unterworfen, welche, 
nach der ‚Lage ‚berfelben ,- zur: Sicherung ber Abgaben non ausländifchen Gegen⸗ 
ftänden im gefchlöffenen Lande und in den, mit einer Eingangsabgabe belegten 
Staͤdten Erfurt und Weglar, für: erforderlich zu halten, und innerhalb der Vor⸗ 
ſchriften der Zollordnung vom 26ſten Mai 1818. und der Verordnung vom 
19ten November 1824., anzuordnen find... 
| Insbeſondere ſouen bort. unverſteuerte Woarennicberlagen. nicht geduldet 

werden 

| Die Krämer in ben:-ausgefchloffenen Drtfchaften. bed: Hegierungsbegirfs 
Minden und in ben Kreifen Erfurt, Wehlar und Braunfels und andermärts, find 
deshalb andie Borfchriften der gedachten Geſetze gehunden und namentlich gehalten, 
nur Waaren aus verſteuerten Waarenlagern. der Staͤdte eben deſſelben Landestheiles 
zu beziehen, in welchem fie fich. niebergelaffen. baden. 
Dieſe Beſtimmungen ſollen mit. dem erſten Januar. 1827. in Kraft treten, 
und zut allgemeinen Kenntniß gebracht werden. 


Bern, den. Stern Oktober 1826... 


= 


Friebtich Withelm 


An 
den Staats⸗ und Finanz: inter von Mo. 





Er: 


— 1 ..— 


Erbe bunges : Ro (le 
der | | 


Abgaben, welche von Begenftänden zu entrichten find, die entweder vom Auslande in 
die Stadt Erfurt eingeführt oder dort durchgeführt werben. 
Dom Iten Oktober 1826. 





Erfie:-Abeheikung. | 
Gegenfände, welche gar keiner Abyabe unterworfen find. 





& 


1) Boame, sum Verpflanzen, ımb- Reben; 

2) Bienenſtoͤcke mit lebenden Bienen; 

3) Branntweinfpülicht ; | 

4) Dünger (tbierifcher ), imgleichen andere Dingungemite, al: ausgelaugte 
Aſche, Kalkaſche, Duͤngerſalz, Hornſpaͤne, Abfaͤlle von der Fabrikation 
der Pottaſche; 

5) Eier; 

6) Erden und Erze, die nicht mit einer Abgabe namentlich betroffen ſind, als: 
Bolus, Bimsſtein, Gips, Sand, Lehm, Mergel, Schmirgel, gewoͤhulicher 
Toͤpferthon und Pfeiffenerde, Walkererde, u. a.; | 

75) Erzeugniffe des Aderbaues, wie ſie vom Felde fommen, ald: Getreide, Huͤl⸗ 
ſenfruͤchte und Oelkoͤrner, in Garben und een, Flachs und Hanf, in 
: Stangen’ oder:ımgehechelt; 

8) Fiſche und Krebſe Cfrifche); n 

9) Gartengemuͤſe (friſche), als: Gemuͤſe und Krautarten, Cichorien (unge⸗ 

trocknete), Kartoffein und Naben; eßbare Warzein, auch Blumen ıc. 

40) Gtas/Futterkraͤuter und Heu; | 

11) Geftägel und kleines Wildprett aller Art; 

12)’ Glafur und Hafnererz CAlquifoux); 

13) Bold und Silber, gemünzt, in Barren und Bruch: 

14) Hefen oder Baͤrme, mit Ausnahme von trodenen oder Preßhefen; 

15) Hausgeräthe und fonflige Sachen von Anziehenden, welche gebraucht find, 
zur eigenen Benußung; 

10 vo (Brenn = und Nutzholz), Reifig und Befen- daraus, en 

1 eis 
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| 17) Kleidungsſtuͤcke der Reiſenden und deren Reiſegeraͤthe, und Viktualien zum 
Reiſeverbrauch, auch Kleidungsſtuͤcke der Fuhrleute; 

18) Lohkuchen (ausgelaugte Lohe als Brennmaterial); 

19) Milch; | 


20) Obſt ( friſches); 


21) Papierſpaͤne (Abfaͤlle), und beſchriebenes Papier (Akten); 

22) Schachtelhalm, Schilf und Dachrohr; 

23) Scheerwolle (Abfälle beim Tuchſcheeren); 

24) Steine (alle behauene und unbehauene), Bruch⸗ ⸗, Kalk⸗ Schiefer⸗, Zie⸗ 

gel⸗ und Mauerſteine; 

25) Stroh, Spreu und Haͤckerling; 

26) Fe lebende), für welche nicht namentlich ein Tariffag feftge- 
ftellt iſt; 

27) Torf und Braunfohlen; 

28) Trebern, Treftern. 





Zweite Abtheilung. 


Gegenſtaͤnde, welche bei der Einfuhr einer Abgabe 
unterworfen ſind. 





Funfzehn Silbergroſchen oder ein halber Thaler vom Preußiſchen Zentner 


| | wird, in ber Regel bei dem Eingange, in Erfurt und auch dann erhoben, wenn 


eine Waare wieber ausgeführt werben ſollte. 

Ausnahmen treten bei allen Gegenftänben ein, welche entweber nach bem 
Vorhergehenden ganz frei, oder nach dem Folgenden einer geringern ober höhern 
Gingangsabgabe, als ein halber Thaler vom Zentner, unterworfen find. 

Es find folgende Begenftände, von welchen die beigefegten Gefälle erho⸗ 
ben werden: | 


| 
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Ab: 














Gewicht, 
Benennung der Gegenftände. u 8 
Anzahl. Ixı. Sar. 
MAbfaͤlle: 
von Glashuͤtten, begleichen Glasſcherben und Bruch, 
von der Fabrikation der Salpeterſaͤure, von Seifenſiede⸗ 
reien die Mutterlauge, von Gerbereien das Leimleder, 
desgleichen Thierflechſen, Hörner, Hornſpitzen, Klauen, 
ganze oder zerkleinerte Knochen, Lumpen von Leinwand, oo. 
Baumwolle oder Wolle, auch alte Fifcherneke... .11 Sentn. 5 
2Baumwolle und baummollene Waaren. 
a) rohe Baumwolle...... ............................. 1 dito. 


b) baumwollenes gefärbte Garn....................... 1 dito. 
& baumwollene Stuhl- und geftridte Waaren...... ..... 1dito. 
a) in Bloͤcken und altes. ......................... ...... 1 dito. 
" b), feine Bleiwaaren; fiehe kurze Waaren. 
4PBuͤrſtenbinder⸗ und Siebmacherwaaren. 
a) grobe, zahlen die allgemeine Eingangs⸗Abgabe; 
b) feine; fiehe kurze Waaren. 
roguerie⸗ und Üpotpefer auch Farbewaaren. 
a) chemiſche Fabrikate für den Medizinal- und Gewerbs- 
Gebrauch, und Praparate, ald: ätherifche auch andere 
Dele, Säuren, Salze, eingebicte Säfte, beögleichen 
. Maler: u. Waſchfarben, uͤberhaupt Die unter Apotheker⸗ 
Droguerie s und Farbewaaren gemeiniglich begriffenen 
-Gegenftände, fofern fie nicht beſonders ‚ausgenommen |; 
ſind ............................................... 1 dito. 
Ausnahmen treten folgende ein, und zahlen weniger: 
b) Eiſen⸗Vitriol (grüner), gelbe, gruͤne, rothe Barbe-Exrde,i 
Braunroth, Kreide, Oder, Rothſtein, Umbra, Todten- 
kopf (caput mortuum), Ederboppern, Knoppern, Krapp,i 
 Kreuzbeeren, Kurkume, Querzitronen,. Sofflor, Sumadi . 
und Wald, Farbehoͤlzer in Bloͤcken oder geraspelt, Korls 
holz, Pockholz und Buchsbaum, Holzaſche (rohe), Pott⸗ 
aſche und Waidaſche, auch ungereinigte Soda, Mineral: 
Waſſer In Slafchen oder Kruͤgen, Salpeter (gereinigter 
und ungereinigter), Salzfäure und Schmefelfäure, Schwes 
fel, fo wie alle fonftige rohe Erzeugniſſe des Minerals, 


Yabegaug 1326. "ad No. 1086-1088.) KR 
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Gewicht, 
Maaf 


Benennung der Gegenftände, Ober 
’ Anzahl. Ru. Ser. 
Thier⸗ und Pflanzenreichd, zum Gewerbe- und * 
Gebrauch, die nicht beſonders hoͤher oder niedriger tarifirt 
find, außer⸗ europäifche Tiſchlerhoͤlzer ............... 1 
6JEiſen und Stahl. 

a) Gußeifen in Ganfen und Maſſeln, Roheiſen und Roh⸗ 
Stahleiſen, Stahlkuchen, altes Brucheiſen, Eiſenfeile, 
Hammerſchlag; ferner, geſchmiedetes Eiſen, als: Stab: 
oder Stangen=, Reifen, Schloſſer⸗, Reck⸗, Kneip⸗, 

Band⸗, Zain⸗, Krause, Bolzenz, Melleifen, Robftahl, 
Guß- und raffinirter Etahl, bdeögleichen grobe Guß⸗ 
Maaren in Defen, Platten, Gittern ꝛc............... 1 dito. 
b) grobe Eiſenwaaren zahlen die allgemeine Cingangdabgabe; Ä 
c) feine Eifenwaaren; fiehe ‚kurze Waaren. on 
71Erze, nämlich: 
Eifen= und Stahlftein, Stufen, Braunftein, Reiß- und 









Mafferblei, Graphit, Galmei, Kobalt........... .... 1 dito. 
8Flachs, Werg, Hanf, Heede . . . . . . .............. 1 dito. 
91Getreide, Hülfenfrüchte, Sämereien, auch Beeren. 
a) Getreide, Hülfenfrächte und Oelſaat................. 1Schfl. 
b) Kleeſaat, Anis, Wachholderbeeren und alle nicht nament⸗ 
lich im Tarif genannte Saͤmereien..................... 1 dito. 


Anmerfung. Die unter 9. genannten Gegenftände find ganz 
frei, wenp bie eingehende Quantität fo gering iſt, daß fie von ben 
unter a. geftellten 2 Scheffel, unb von den unter b. benannten 
4 Scheffel nicht uͤberſteigt. | 
101Glas. 
a) gruͤnes Hohlglas (Glasgeſchiri) ..................... wZentn. 
Anmerkung. Bei loſer Vewacung werben 5% Kubikfuß zu 
einem Zenfner veranfchlagt, 

b). weißes Hohlglas aller Art, geſchliffenes, geſchnittenes, 
vergoldetes, gemaltes, desgleichen alles maſſive und 
gegoſſene Glas, Behaͤnge zu Kronleuchtern von Glas, 
Glasknoͤpfe, belegtes oder unbelegtes Spiegelglas, im: 

gleichen Tafelglas ohne Unterfchieb ber Sarbe........ 1 dito. 
11lHAute und Felle, 
: rohe, grüne und trockene, desgleichen rohe Baar. x. 4 dito. 


12. Holz 


ı— 


4 


Benennung der Gegenftände. 


12Holz und Holzwaaren. 

a) Holzborke und Holzkohlen......... .................. 

b) hoͤlzerne Hausgeraͤthe (Meubles) und andere Holzwaaren, 
welche gebeizt, lackirt oder polirt ſind................. 

c) ganz feine Holzwaaren; ſiehe kurze Waaren; 

d) gepolſterte Meubles, wie Sattlerwaaren; | 

e) grobe Böttcher: und Drechsler, Korbflechter-, Tifchler- 
und alle rohe oder bloß gehobelte Holzwaaren, Wagner: 
Arbeiten und Mafchinen von Holz.................... 

131Inſtrumente, mufifalifche, mechaniſche, mathematifche, 

optifche, aftronomifche, chirurgiſche.................. 

14/Kalender, werden nach dem Steinpelgefet vom 7ten März 
4822. behandelt. Bei der Durchfuhr werden vom 

Zentner 5 Sgr. erhoben. 

151Kalk und Gips (gebrannter)........................ .. 

160Karden oder Weberdiſteln .......................... 

17leider (fertige neue), bedgleichen getragene Kleider und 

he beide legtere, wenn dergleichen zum Verkauf 


18 Kupfer F Meſſing. 
a) geſchmiedetes, gewalztes, geſchlagenes, gegoſſenes zu 
Gecſchirren, Blech, Dachplatten, gewöhnlicher Drath, 
desgleichen polirte, gewalzte, auch plattirte Tafeln und 
Bleche ............................................. 
b) Waaren: Keſſel, Pfannen und dergleichen, auch alle 
ſonſtige Waaren aus Kupfer und Meſſing............. 
10Kurze Waaren, 
gefertigt ganz ober theilweiſe aus Alabafter; Bernſtein, 
Elfenbein, Glas oder Kriſtall, Horn, Holz, Knochen, 
Rad, Leder, Papier, Perlmutter, Marmor, Meerfchaum, 
edlen ober unedlen Metallen, Porzellan, Schildpatt, 
echten ober unechten Steinen, Stroh; als: Blei= und 
Rothſtifte, Brillen, feine Bürften, Dofen, feine Drechs⸗ 
. Ierwaaren, feine Eifengußwaaren, Fingerhuͤte, Glas: 
ſchmelz, Kaͤmme, Klavierdrath, Knoͤpfe, Meſſer, Näb- 
und Stednabeln, fogenannte Nuͤrnberger Waaren aller 
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Gewicht 
rd Ver 
oder 
Anzahl. 


1 Pferdes⸗ 
Layung. 


1 Zenfn. 


1 dito. 


{ dito. 


4 Scheffel 
od. 1 Tonne. 


1 Sentn. 


1 dito. 


4 dite. 


1 dito. 





aben- 
Abe. 


Ru. Ger. 
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ua 





Benennung der Gegenftände, 


Art, Parfümerie: Waaren, Paftellfarben und Tufche in 
Blaſen, Gläfern, Käftchen oder Taͤfelchen, Pfeifenköpfe 
und Pfeifenröhre, Scheeren, Schnallen, feine Seife, 

Siegellad, Spielzeug, ganz feine Tifchlerarbeit, Stroh: 
und Baftgeflechte und Huͤthe, feine Werkzeuge, Etuis, 






Taſchenuhren, Stuß- und Penduluhren, Kronleuchter,} 


Goldfäden, Goldblatt, ladirte Waaren; ferner Männer: 

und Frauenputz, gehäfelt, geftridt, Bonnets, Faͤcher, 

Blumen, Schmudfedern, Epigen, Pofamentier : Waaren, 

feine Schuhe, Handfchuhe, Perkdenmacher- Arbeit... 
2olleder, und daraus gefertigte Waaren: 

a) gelohetes Fahlleder, Sohlleber, Kalbleder, Sattlerleber, 
Stiefelfchäfte, desgleichen Juchten; ferner: ſaͤmiſch⸗ 
gahres, weißgahres oder halbgahres, Korduan, Maro⸗ 
Ein, Saffian, Pergament............ .............. 

Ausnahme: Halbgahre Ziegenfelle fuͤr inlaͤndiſche Saffian⸗ 
Fabrikanten, werden unter Kontrolle fuͤr die allgemeine 
Eingangsabgabe eingelaſſen. 

b) :Schuhmacher⸗ und Sattlerwaaren, auch Wagen, woran 

Reber oder Polſterarbeit ............................ 


21Leinen, Leinwand und andere Leinen: Waaren. 
a) ungebleichtes Garn.................... ............. 
b) graue Packleinwand und Segeltuch .................. 
c) gebleichte, gefärbte oder gedruckte Leinwand, neue 
Waͤſche, Zwillich, Tiſchzeug, Bänder, Batift, Kam⸗ 
mertuch, Linon, Gaze, Sfrumpfmaaren. ............ 


221Lichte (Talg⸗, Wachs⸗, Wallrath⸗).................... 


33 Material⸗ und Spezerei⸗, auch Konditorwaaren und 
“andere Konſumtibilien. 

a) Bier aller Art, auch Meth und gegohrene Getraͤnke aus 

ee | ı) Par 

b) Branntwein aller Art, auch a, Rum, Franzbrannt⸗ 

wein und verſetzte Branntweine.................... 

Ausnahme: Branntweine, welche von Kaufleuten in größe- 

sen Quantitäten unmittelbar bei der Einfuhr zum Packhofs⸗ 


1 Zentn. 


1 dito. 


1 dito. 


1 dito, |- 
4 dito. 


1 dito. 
4 dito. 


1 Tonne gu 
100 Quart. 


1 Zentn. 


be 
geben- 
Site. 


Gewicht, 
Maaß 
oder 
Anzahl. Ik 


Benennung der Gegenſtaͤnde. 











lager deklarirt werden, entrichten , wenn fie demnaͤchſt in 
Quantitäten von mindeftend Einen Zentner wieder ausge: 
führt werden, nur die allgemeine Eingangsabgabe. 


c) Eſſig aller Art.................................... Lane au 
A) Mein und Moft ................................... 1 Zentn. 


Ausnahme: Großhändler, welche ein beftändiges Lager 
von mindeftend 150 Orhoften halten, entrichten für den, 
wenigftens in der Menge von vier Orhoften eingeführten 
Wein, nur die allgemeine Cingangsabgabe. 
e) Bier, Branntwein, Effig, Del und Wein oder Moft in 
Flaſchen eingehend ................................. 1 dito. 
f) Fleiſch, frifches, ausgefchlachtetes, gefalzene®, geräu: 
cherted; auch ungefchmolzened Fett, Schinken, Sped,] . 
MWürfte, desgleichen großes Wild .................... 1 dito.| 
g) Früchte, (Süudfrüchte), frifhe und getrodnete, ale: 
Apfelfinen, Zitronen, Limonen, Pommeranzen und Pom- 
meranzenfchaalen, Granaten, Datteln, Feigen, italieni- 
ſche Kaftanien, Korintben, Rofinen, Mandeln. . 1 dito. 
h) Gewürze, nämlich: Sternanis, Galgant, Ingwer, Kar⸗ 
demommen, Kaſſia, Kubeben, Kümmel, Lorbeeren und 
Lorbeerblaͤtter, Muskatennuͤſſe und Blumen (Macis), 
Nelken, Pfeffer, Piement, Saffran, Vanille, Zimmt 


und Zimmtkaſſia ................................... 1 dito. 
i) Kaffee, Kaffeefurrogate ,.......... ................ 1 dito. 
k) Kakao ............................................. 1 dito. 


I) Konfitüren, Zucerwerf, eingemachte Srüchte und Ge⸗ 

würze, beögleichen Chokolade, Kaviar, Dliven, Paſte⸗ 

ten, Sago, Tafelbouillon ......................... 1dito.f 1 
m) Mehl, gefchrotete oder gefchälte Körner, Graupe, Gries, | 

Gruͤtze, Kraftmehl, Nudeln, Puder, Stärke, Brod und 

Backwerk, wird nach den Beſtimmungen ded Geſetzes 

vom 30ſten Mai 1820. wegen der Mahlſiener §. 15. Lit. c. 


verſteuert. 
n) Reiß .P................. .......................... I1dio.] 1— 
0) Mufchel- oder Schaalthiere aus der See, als: Auſier, 

Hummern, Muſcheln, Schildkroͤten.................. 1dito. 1— 


D) Salz 


Gewicht, 
Maaß 
oder 
Anzahl. 








p) Salz (Kochſalz, Steinſalz), iſt zum Verbrauch einzu⸗ 
fuͤhren verboten; bei geſtatteter Durchfuhr, wird die Ab⸗ 
gabe beſonders beſtimmt. 


q) Sirup .................................... ......... 1 3entn. 

r) aba ‚ fabrizirter, und bearbeitete Blätter...........11 dito. 

s) Thee .............................................. 4 dito. 

t) Zucer aller Art ...................... ............. 1 dito. 
241Matten von Ball .P................................... 1 dito 
25 Papier (graues Löfch= und Pack⸗)...................... 1 dito 
26Pelzwerk, Kuͤrſchner⸗Arbeit........................... 1 dito 
271Schießpulver ........................ .P.......... 1 dito 
281Seide. 

a) gefaͤrbte und weißgemachte. .......................... 1 dito. 

b) feidene und halbfeidene Zeuge aller Art, desgl. Strumpf- 

und Bandwaaren und Petinet von Seide... ........... 1 dito. 

291Seife, gemeine harte, weiße oder von anderer Sarbe...... 1 dito. 


30|Spielfarten, werdennach dem Stempelgeſetz vom Tten März 
1822. behandelt. Beim Durchgange werden 5 Sgr. 
vom Zentner erhoben, 


31lSteinfohlen ......................... ..... 1 Biden 
32|Talg Ceingefchmolzenes Thierfett) ...................... 1 Zentn. 
33lTheer, Daggert, Pech ...............2. ............ 1 dito. 
3alTöpferwaaren, 

1a) gemeine, als: Blafchen, Schmelztiegel x. ........... 1 dito. 


ar Porzellan, Steingut oder Fayence, dedgl. irdene Pfeifen | 1 dito. 
a) großes, nämlich Pferde, Mauleſel, Maulthiere, Efel, 


Dchfen, Kühe und Rinder ......................... 11 Städ. 


b) kleines, und zwar: Schweine, Hammel, Schaafe, Ziegen, 
Kälber, Spanferkel ................................ 4 dito. 
(Saͤugendes Vieh, welches der Mutter folgt, geht frei ein.) 

sch Wolle und wollene Waaren. 





2 


a) rohe Schaafwolle......... .......................... 1 Zentn. 


b) wollene Zeuge, desgl. Zeuge von Haaren, und Zeuge 
von Haaren und Wolle, Struͤmpfe, Bänder, Schnüre, 
Teppiche, auch Hutmacher- Arbeiten, ..... .......... 1 dito. 


2 


Ab⸗ 
gabenz 


Dit. 


Drifte 


— 99 — 


Dritte Abtheilung. 
Von den Abgaben, welche zu entrichten ſind, wenn Gegenſtaͤnde 
zum Durchgange angemeldet werden. 

41) Der Durchgang von Waaren iſt im Erfurtſchen Gebiete nur auf den, durch 
bie Stadt Erfurt laufenden Zollftraßen erlaubt. Alle übrige Straßen und - 
Wege find Nebenwege, und als folche für den Waarendurchgang verboten. 

2) Die Abgabe von Waaren, welche nach der zweiten Abtheilung für den Ein⸗ 
gang zu entrichten ift, muß auch in der Regel beim Durchgange gezahlt 
werden, jedoch ift für den unmittelbaren Durchgang (ohne Lagerung) nur 

die Abgabe von Fünf Silbergrofchen vom Zentner zu erheben, wenn die Ein⸗ 
gangsabgabe höher iſt. Diefe Abgabe kann auch nach Pferdeladungen von 
der oberften Berwaltungsbehörde beftimmt werden. | 

3) Bon der Durchgangsabgabe bleiben frei: 

a) bie in ber erften Abtheilung benannten Gegenftänbe; 
“ b) bie in der zweiten Abtheilung benannten, welche erweislich aus dem freien 


Verkehr innerhalb der .Zoll- Linie abſtammen, und bie Erzeugniſſe des 


Erfurtſchen Landgebiets; 

c) alle Gegenftänbe, von welchen auf einer andern Straße bed Preußifchen 
Gebiets eine höhere oder eine gleich hohe Durchgangsabgabe bereits ent⸗ 
richtet worden. 

4) Die geringere auf der Straße von Heiligenftabt oder Teiſtungen über Langen⸗ 
ſalza entrichtete Durchgangsabgabe wird bei dem fernern Durchgange uͤber 

| Erfurt in Anrechnung gebracht. 

5) Die in Erfurt gezahlte Durchgangsabgabe wird bei dem fernerweiten Durch- 
gange burch Das Preußifche Gebiet angerechnet, und Daher wird, wenn bie 
gleich oder geringer belafteten Straßen | 

a) über Luͤtzen und Eckartsberga, 
b) über Langenſalza, Heiligenftabt oder Teiflungen 
mit befahren werden, eine anderweite Durchgangsabgabe nicht erhoben. 
Dierte Abtheilung. 
Allgemeine Betimmungen. 

1. Die angeordneten Eingangs⸗ und Durchgangsabgaben werben nach den in 
‘der Zollordnung vom 26ften Mai 1818. gegebenen Vorfchriften erhoben und 
beauffichtigt, auch begangene Vergehen nach den darin gegebenen Strafbe⸗ 
ſtimmungen geahndet. 

11. Die Zahlung wird in Silberfurant geleiftet. 

III. Die Eingangsabgaben werden unmittelbar nach dem Eingange der Waaren 

entrichtet, und eine unverfeuerte Niederlegung derſelben iſt nur bei Branntwein 


geſtattet. 
IV. Die 


IV. 


VI. 


vn. 


X 
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Die Eingangs- und Durchgangsabgabe von Gegenſtaͤnden, bie nach dem 
Gewicht tarifirt ſind, wird nach dem Bruttogewicht erhoben. 


. Merden Waaren unter Begleitfcheinkontrolle verfandt, oder bedarf es zum 


Waarenverſchluſſe der Anlegung von Bleien und Siegeln, ſo wird erhoben: 
für einen Begleitſchein................... .......... 2 Sgr. 
für ein angelegtes Blei bei Waarenballen über 1 Zeuner. 1 
fuͤr ein angelegtes Blei bei Waarenballen geringern Ge⸗ 
wichts und für ein Siegel ....................... — : 69. 
Es bleiben bei der Abgaben- Erhebung alle Quantitäten außer Betracht, Die 
fp.gering find, daß Die tarifmäßige Abgabe Davon überhaupt nicht einen vollen 


Silbergrofchen beträgt; ein größerer Gefällebetrag wird nur bis auf Einen 


halben Silbergrofchen genau, bie übrige Zahl, Pfennige aber nicht erhoben 
und berechnet. 

Ausländifche Waaren, die im. allgemeinen Tarif mit mehr als 15 Sgr. Ein⸗ 
gangsabgabe für den Zentner befteuert find, Fönnen von den Haupt⸗-Zoll⸗ 


- ;ämtern und aus Den Öffentlichen Waaren-Nieberlagen innerhalb der Zoll⸗Linie 


mit Begleitfchein nach Erfurt’äbgefertigt werden. Aus Erfurt follen Dagegen 
auslaͤndiſche Waaren in anbere Provinzen des Staats mit Begleitfcheinen 
nicht verfandt, fondern. beim Uebergang in das zum Zollverbande gehörige 
Gebiet, wie folche behandelt werben, welche unmittelbar aus bem Auslande 


+ eingeben. 
VII. 


Alle Gegenſtaͤnde, welche erweislich aus dem freien Verkehr der imerhalb 
ber Zoll⸗Linie gelegenen Landestheile abſtammen, ſofern fie nicht der Mahl. 
und Schlachtftener unterworfen find; ferner Diejenigen, welche auf dem Land: 
gebiete Erfurt erzeugt worden, ieboch mit Ausfchluß derjenigen, welche in 
den Gefeßen vom Bten Februar 1819. wegen Befteuerung bed Branntweins ıc., 
und vom 3Often Mai 1820. wegen der Mahl: und Schlachtſteuer begriffen 
ſind, gehen abgabenfrei in Erfurt ein. Eben ſo iſt den aus Erfurt abſtam⸗ 


menden Mehl: und Fleiſchwaaren, dem dort fabrizirten Biere und Brannt⸗ 


weine, und allen andern dort aus inländifchen Stoffen gefertigten Waaren 
der abgabenfreie Uebergang in den Zollverband geftattet. 

Waaren, welche aus ausländifchen Stoffen in Erfurt erweislich ‚gefertigt 
worden, entrichten Dagegen, bei ihrem Uebergange in das geſchloſſene Land, 


die Eingangsabgabe für die Dazu verwendeten. ausländifchen Stoffe, nach 


der allgemeinen Erhebungsrolle. 
Berlin, den 3ten Oftober 1826, 


(LS). Zriedrich Wilhelm 
EEE 
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(No. 1029.) Vertrag zwiſchen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen und Sr. Durchlaucht 
bem $ürften zur Lippe, wegen ber Gefälle, welche an der äußern Grenze 
des Königlich Preußifchen Gebiets von bem Verkehre der darin eingefchloffes 
nen Zürftlich-Lippefchen fouverainen Gebietötheile Xipperode, Cappel und 
Grevenhagen erhoben werben. Vom ten Juni 1826, 


D. bie Gefälle, welche dem Koͤniglich-Preußiſchen Geſetze vom 26ften 
Mai 1818. gemäß, auf den dußeren Grenzen des Staates erhoben werden, 
auch mehrere in benfelben eingefchloffene fouveraine Befigungen deutfcher Bun: 
deöftaaten treffen, Se. Majeftät der König von Preußen aber geneigt find, dass 
jenige Einkommen, welches Ihren Kaffen in Folge dieſes befonderen Berhältniffes 
zufließt, den landesherrlichen Kaſſen gedachter Staaten für den Fall überweifen 
zu laffen, Daß eine gemeinfchaftliche billige Uebereinkunft deshalb getroffen werden 
Eönnte; fo haben Se. Durchlaucht der Fürft zur Lippe Sich zu einer folchen Ueber⸗ 
einfunft in Rüdficht Ihrer in dem dußern Umfange der Preußifchen Staaten 
eingefchloffenen fouverainen Gebietötheile Lipperode, Cappel und Grevenhagen, 
unbefchabet Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, bereit erflärtz und es ift darauf 
zwifchen den Bevollmächtigten beider Theile nachftehender Wertrag verabredet 
und, unter Vorbehalt der beiderfeitigen Tandesherrlichen Genehmigung, abges 
fchloffen worden: 





Erfter Artikel. J | | 
Der Betrag des aus ben Königlich Preußifehen Kaffen, in Bezug auf 

Die Verbrauchsfteuer, nach gegenwärtigem Vertrage an Sr. Durchlaucht den 
Bürften zur Lippe zu uͤberweiſenden Einfommens foll von drei zu drei Jahren in 
gemeinfamer Uebereinkunft fefigefegt werden. Zur Grundlage diefer Leberein- 
kunft foll der jedesmalige Königlich» Preußifcher Seits vorzulegende legtdreijäh- 
rige ReinsErtrag beffelben bei ben Königlichen Zoll» und Steuerdihtern in ben 
drei wefllichen Provinzen bed Preußifchen Staats dergeftalt dienen, daß ber: 
Antheil Sr. Durchlaucht des Fuͤrſten zur Lippe daran nach dem Werbältniffe der. . 
Bevolkerung Der gebachten drei Preußifchen Provinzen zu ber Bendlferung ber 
Jahrgang 1826. No. 15. — (No. 1029 — 1033.) S ein⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den Iten November 1826.) 
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eingefchloffenen fouverainen Fuͤrſtlichen Gebietötheile Lipperode, Cappel und 
Grevenhagen berechnet wird. Be 

Es wird dabei, um die Schwierigkeit der Sonderung der Zollgefälle von 
der Verbrauchsſteuer zu befeitigen, welche legtere nach der Dermaligen Erhebungs⸗ 
Rolle unter den Eingangsabgaben mitbegriffen ift, für die Dauer des gegen 
wärtig in dieſer Hinficht befiehenden gefeglichen Verhältniffes angenommen; Daß 
die Verbrauchsſteuer fünf Achtel des Einfommens an Eingangs⸗, Ausgangs⸗ 
und Durchgangs=- Abgaben zufammengenommen betrage. | 

- Zweiter Artikel. 

Mit Rücficht auf die Beflimmungen im erften Artikel, ift Die Summe, 
welche Se. Fürftliche Durchlaucht für den Zeitraum vom 1ften Januar 1825. 
bis 31ſten Dezember 1827. erheben laffen werden, auf Zweihundert Sieben 
und Sechszig Thaler 18 Sgr. 2 Pf. Kurant jährlich feſtgeſetzt, welche, 
foweit fie bei Ratifitation des gegenwärtigen Vertrages fällig feyn wird, binnen 
vier Wochen nach dem dato derfelben, für die Zufunft aber in gleichen Quartal- 
Raten in den Monaten März, Juni, September und Dezember, jedesmal mit 
Sechs und Sehszig Thaler 27 Sgr. Pf. Kurant, bei der Königlichen 
Regierungs » Hauptkaffe zu Arnsberg zur Verfügung Sr. Durchlaucht bereit 
ſtehen foll. | s 

Kür die in den Jahren bis 1825. ausfchließlich aus den mehrerwähnten 
Enklaven erhobene Verbraudyäfteuer wird Königlich Preußifcher Seite, wiewohl 
ohne Zugeftändniß rechtlicher Verbindlichkeit, eine Averſional⸗Verguͤtung von 
Achthundert Fänf und Dreißig Thalern Bunfzehn Silbergrofchen 
Kurant bewilligt, über welche binnen vier Wochen, nach erfolgter Genehmi⸗ 
gung dieſes Vertrages, bei. der Königlichen General: Staatöfaffe zu Berlin von 
©r. Durchlaucht dem Fürften zur Lippe verfügt werden kann. _ 

Dritter Artifel, | 

Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Durchlaucht der Fuͤrſt zur 
£ippe, verfichern Ihren Unterthanen gegenfeitig den völlig freien und ungeftörten 
Verkehr zwifchen den innerhalb der Preußifchen Zoll= Linie an der dußern Grenze 
bes Staatd belegenen Königlih-Preußifchen und Färftlich -Lippefchen Landen 
dergeftalt, Daß bie von ben beiberfeitigen Unterthanen innerhalb bes gedachten 
Bezirks zu verführenden Waaren und Erzeugniffe aller Art überall den eigenen 
inländifchen völlig gleich behandelt werden follen. 

Bierter Artikel, 
_ Menn, in Bolge des vorftehenden Artikels, auch folche inländifche Erzeug⸗ 
niſſe, welche in dem Königlich = Preußifchen oder Fuͤrſtlich⸗Lippeſchen Gebiete 
innerhalb der ‘Preußifchen Zoll Linie mit befondern Verbrauchsfteuern zur Zeit 
‚ belegt find, ober kuͤnftig belegt, werden möchten, - völlig freien Umlauf haben fols 
len; fo ift Dazu erforderlich, daß jene befondere Verbrauchsſteuern im Fuͤrſtlich⸗ 
Lip- 
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Lippeſchen Gebiete des erwaͤhnten Bezirks auf voͤllig gleichen Fuß mit den Preußi⸗ 
ſchen geſetzt und mittelſt gleich ſtrenger Kontrolle wirklich erhoben, zugleich auch 
in keinem Falle durch zugeſtandene Ruͤckverguͤtungen bei der Ausfuhr oder ſonſt an 
ihrer Wirkung geſchwaͤcht werden. 

Fuͤnfter Artikel. 

Fuͤr jetzt und in Beruͤckſichtigung der gegenwaͤrtigen Induſtrie- und ſonſti⸗ 
gen Verhaͤltniſſe der betreffenden Enklaven, verpflichten Sich Seine Durchlaucht 
der Fuͤrſt zur Lippe, hinſichtlich der dortigen Branntwein-, Bier- und Eſſig⸗ 
Fabrikation, fo wie auch unter den im Iten Artikel enthaltenen Modifikationen 
der Salz Konfumtion, die leßfgedachten drei Beſtimmungen des vorſtehenden 
Artikels unmittelbar nach Ratifikation des gegenwaͤrtigen Vertrages zur Aus⸗ 
fuͤhrung bringen zu laſſen. | 

Sechster Artikel. 

Se. Durchlaucht der Fürft zur Lippe wollen geftatten, daß die Königlichen 
Steuerbeamten durch Revifion der in den Enklaven befindlichen Branntwein- 
Drennereien und Bier» auch Effigbrauereien, fo wie durch Einficht der hierauf 
bezüglichen Heberegifter und Kontrollen der Fuͤrſtlichen Hebeftellen von der rich- 
tigen Ausführung der nach vorſtehendem Artikel Dort einzuführenden Preußifchen 

Maifch- und Braumalz= Steuer- Gefege jederzeit perfönlich nähere Ueberzeugung 
nehmen koͤnnen. 

Die mit dieſem Dienſte in den Enklaven beauftragten Steuerbeamten wer⸗ 
den zwar von Seiner Majeftät dem Könige von Preußen angeftellt, befolbet und 
uniformirt; doch follen fie für die Dauer ihrer Anſtellung in den Enklaven, bei« 
den Landesherren ‚den erforderlichen Dienfteid leiften, und das Roͤniglich⸗ 
Preußifche und Fürftlich = Lippefche Wappen vereint auf ber Kopfbedeckung 
tragen. | 

Siebenter Artikel. 

Der gefammte Ertrag der Maiſch⸗ und Braumalz= Steuer in ber Rönigtich 
Preußiſchen Provinz Weſtphalen und den von felbiger umfchloffenen Fuͤrſtlich⸗ 
Lippeſchen Gebietötheilen Lipperode, Cappel und Grevenhagen, foll vermittelft 
einer nach der Seelenzahl der Provinz Weſtphalen und der gedachten Enflaven 
aufzuftellenden Antheild= Berechnung zwifchen beiden Gouvernementd in.der Art 

zur Theilung kommen, daß das Netto⸗Einkommen in beiden Gebietötheilen jähr- 
fr gegenfeitig vorgelegt und nach der Volksmenge Durch Verguͤtung des Minus 
in der einen ober der andern Kaffe ausgeglichen werde. 
Achter Artikel, 

Seine Durchlaucht ber Fürft zur Lippe wollen in den Enklaven Lipperode, 
Cappel und Grevenhagen Feine Vermehrung der Zahl der dafelbit bid zum Tage 
bes Abfchluffes diefed Vertrages bereitd beftandenen fünf Branntweindrennereien, 


ſor wie der Bier⸗ auch Eſſigbrauereien seat © ‚ es fey denn, daß bas But, af 
wels 
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welchem eine ſolche gelegt werden ſoll, mindeſtens einen m Grundwerth von Funf⸗ 
zehntauſend Thalern habe. 
Neunter Artikel. 

In Bezug auf den Salzverkehr kann die durch den dritten Artikel im All: 
‚gemeinen ftipulirte Freiheit nur in fofern Statt finden, ald von den Enflaven 
jährlich eine Quantität von 16 Pfund Salz pro Kopf der dortigen Bevölkerung 
auf der Königlichen Saline zu Wefternkotten wirklich genommen, abgeholt und 
bezahlt werden wird. Dagegen wird Preußifcher Seits die ebengedachte Quan⸗ 
titaͤt zum Fabrifationspreife, alfo für jegt zu 7 Rthlr. 20 Sgr. für die Tonne 
zu 400 Preußifchen Pfunden, verabfolgt werden und nur für etwanigen Mehr: 
bedarf der höhere Faftoreipreis eintreten. Den Einwohnern der Enflave Gre- 
venhagen ift geftattet, Die vorbemerfte Salzquantität nach ihrer Konvenienz, Statt 
zu MWefternkotten, auf ber ihnen näher belegenen Salzbebitftelle zu Driburg zu 

empfangen, wogegen ſie aber den am letztern Orte ſich hoͤher ſtellenden, fuͤr jetzt 
8 Rthlr. 225 Sgr. für Die Tonne von 400 Pfund. betragenden,. felbft Eoftenden. 
Preis fich gefallen laffen müffen. 
Zehnter Artikel, 

Beide Landeßherren werden in den zur Sicherung Ihrer Lanbesherrlichen- 
Gefälle und Aufrechthaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwendigen Maaß- 
segeln einander gegenfeitig freundfchaftlich unterſtuͤtzen. 

Seine Durchlaucht der. Fuͤrſt zur Lippe wollen namentlich geſtatten, daß. 
die Königlichen Zollbeamten die Spuren begangener Unterfchleife auch in Ihr 
Gebiet verfolgen und, mit Zuziehung der Ortsobrigkeiten, ſich des Thatbeftandes- 
verfichern. 

Wenn auch zu deffen Feftftellung oder Sicherung ber Gefälle und Strafen, 
Difitationen, Beichlagnahmen und Vorkehrungen von den Königlichen: Zollbe⸗ 
dienten bei den Fürftlichen Ortsbehörden in Antrag gebracht werden, follen diefe, 
fobald fie fich von der Zuläffigfeit, ben Umftänden nach,. überzeugt. haben, folche 
alsbald willig und zweckmaͤßig veranftalten. 

Seine Dirchlaucht der Fürft zur Lippe wollen endlich alle entweder Durch Die 
Königlichen Zoll= und Steuerbeamten in ben Enflaven entdedte oder fonftzur Kennte 
niß der Fürftlichen Behörde gelangende Verlegungen der in der. Königlichen. Zoll⸗ 
und Verbrauchsfteuer - Ordnung vom 26ften Mai 1818. oder den fpdtern, biefen: 
Gegenftand betreffenden Gefegen enthaltenen Vorſchriften vor Ihren Gerichten, 
ſofern felbige nach allgemeinen Grundfägen dazu fompetent feyn werben. unter: 
fuchen und nac) Vorfchrift der erwähnten Gefeße,. welche. Ihren Gerichten des⸗ 
bald zur Beachtung zugefertigt. und bei den Unterthanen der Enklaven als publizirt 
und befannt voraudgefegt werden follen, beftrafen laſſen. Die Geldftrafen,. auf. 
welche die Kürftlichen Gerichte in folchen Fällen erkennen mächten, fallen dem 
Fuͤrſilichen Fiskus, nach Abzug des Denunzianten⸗ Antheils, lediglich anheim. 

Eilf— 
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Eilfter Artikel. " \ 
Gegenwärtiger. Vertrag: foll unverzüglich zur Iandesherrlichen Ratifi fation 
vorgelegt und nad) Auswechfelung ber Ratififationsurfunden fofort zur Voͤllzie⸗ 
hung gebracht werden. 
Des zu Urfund ift Derfelbe von den beiderfeitigen Bevollmächtigten, unter 
Beidruͤckung ihres Siegeld, unterzeichnet. 


So geſchehen Detmold den Iten. und Minden den 17ten Juni 1826. 


(L.S) Dr. Karl Wilhelm Koppe, (L. S.) Friedrich Petri, 
Koͤnigl. Preuß. Regierungsrath Fuͤrſtl. Lippeſcher Regierungsrath. 
und mehrerer Orden Ritter. 


Vorſtehender Vertrag iſt von Seiner Majeſtaͤt Dem Könige am 29ſten Juli 
und Seiner Durchlaucht dem Fuͤrſten zur Lippe am 22ften Auguft d. I. ratifizirt 
worden und bie gegenfeitige Auswechfelung, ber Ratifikationsurkunden hat am 
Sten September 1826, Statt gefunden. 





erg 
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(No. 1030.) Allerhöchfte Kubinetdorber vom 45ten September 1826., betreffend bie Auf: 
bebung des Pfarrzwanges in der Niederlauſitz. 


>, Da Ihre Anzeige vom 31ſten v.M. will Ich Meine wegen Aufhebimg des 
Pfarrzwanges in ber Oberlauſitz am 4ten September v. J. an Sie erlaffene Order 


uch auf die Niederlaufig ausdehnen. 


Berlin, den 15fen September 1826. 
Friedrich Wilhelm. 
An | | 
den Staatsminiſter Freiherrn von Altenftein. 
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(No. 1034.) Bekanntmachung, betreffend bie Unzuläffigkeit der Anträge auf Subhaftation 
zur Deckung ber in Steuer Defraubationen erfannten Geldbußen. Vom 
8ten Dftober 1826, 


N, Königs Majeſtaͤt haben mittelft Allerhöchfter Kabinetsorder v vom 10ten 
April d. J. zu beſtimmen geruhet: 5. 
daß zur Einziehung von Geidbußen für Steuer-Defraudationen nie: 
mals Eubhaftationen von Grundftücen ertrabirt, fondern in Diefem 
Salle die Geldbußen allemal in Gefangniß= oder nach Befinden der 
Umftände in Zuchthaudftrafen durch das betreffende Gericht verwan⸗ 
delt werden ſollen. 
Saͤmmtliche Gerichts- und Steuerbehorden haben ſich auf das Genaueſe 
danach zu achten. 
Berlin, den Sten Oktober 1826. 


Das Staatsminifterium. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
von Altenftein. von Shudmann Graf von Tottum von Hake. 
Graf von Dandelmann, von Mog. 





a 
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(No. 1032,) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom 2iften Oktober 18256., wegen Erhebung ber 
Kanalgefaͤlle vom Flößholze bei ben Bielawer, Gromader, ber Bromberger 
Stabt= und ben Bromberger Kanal⸗ Schleuſen. 


DIR Ihren Antrag in dem Berichte vom 15ten v. M., will Ich die Beſtimmung 
“zu 3. im Tarif zur Erhebung der Kanalgefaͤlle bei den Bilawer, Gromader, 
Bromberger Stadt= und Bromberger Kanal: Schleufen vom 16ten September 
1822., wonach von jedem Stüde Flößholz, ohne Unierſchied, für jede Schleufe 
eine Abgabe von „acht Pfennigen“ erlegt werden foll, hierdurch dahin modifi⸗ 
ziren, daß an Schleufengeld für jedes Stuͤck Bauholz und bei jeder Schleufe 
erhoben werben: 
a) von dem ertraftarfen Bauholze über 40 Fuß Länge, acht Pfennige, 
b) von dem .orbinairen ftarfen und Mittel-Bauholze bis 40 Fuß lang, ime 
gleichen von Eageblöden, drei Pfennige, und 
c) von dem Eleinen Bauholze und Bohlfiämmen, einen Pfennig. 
Ich beauftrage Sie, diefe Beftimmungen zur öffentlichen Kenntniß zu brine 
gen und wegen der Ausführung und Befolgung derfelben, das weiter Erforderliche 
zu veranlaffen. 


Berlin, ben 2iften Oftober 1826. 
| Friedrich Wilhelm. 
An | | 


den Staats⸗ und Finänzminifter son Motz. 
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(No. 1033.) Allerhoͤchſte Kabinetöorber vom 23ſten Dftober 1826., durch welche Der 
LandespolizeisBehörbe für diejenigen Provinzen, in welchen das Gefeß 
vom 28ften Oktober 1810., wegen ber Mühlengerechtigfeit, Anwendung 
findet, bie Befugniß und Verpflichtung beigelegt wird, den Bau und bie 

Veränderung einer auf frembe Mahlgäfte berechneten Mühle zu verfagen, 


| D ie landespolizeiliche Befugniß zur Beſchraͤnkung neuer Mühlen- Anlagen, iſt 
im $. 8. des Geſetzes vom 28ſten Oftober 1810., durch welches der Mahlzwang 
aufgehoben worden, bereitd enthalten. Ich will jedoch, mit Ruͤckſicht auf bie 
in Beziehung auf bad Muͤhlenweſen gemachten Anträge der Provinzialftände der 
Mark Brandenburg und Pommernd, nach dem Gutachten des Staatöminifteriumg, 
hierdurch noch beſonders feſtſetzen: 
daß Die Landespolizei⸗Behoͤrde den Bau und die Veränderung einer 
jeden Mühle,. die nicht: auf das eigene Bebürfniß bes Eigenthämers 
derfelben, es ſey ein Gutsherr, eine Korporation, ober eine Gemeine, 
befchränft, fondern gleichzeitig, oder ausfchließlich auf fremde Mahl⸗ 
Säfte berechnet ift, zu verfagen befugt und verpflichtet feyn foll, wenn 
die vor der Ertheilung der Genehmigung jederzeit zu veranlaffende 
polizeiliche Ermittelung ergiebt, daß die in der Gegend ſchon vorhan⸗ 
Denen Mühlen hinreichen, um das Bebürfniß der Anwohner vollftändig 
zu befriedigen. nn 0 
Die gegenwärfige Beſtimmung bezieht fich übrigens nur auf Diejenigen 
Provinzen, in welchen dad Geſetz vom 28ften Oktober 1810. gefeßliche Kraft hat, 
mithin weber auf bie Landestheile der Provinz Preußen, für welche das Gefeg 
vom 2Iften März 1808. ergangen ift, noch auf die feit 1814. mit. der Monarchie 
vereinigten Provinzen und Ortfchäften, in welchen es bei Den bafelbft beftehenden 
Vorſchriften verbleibt. Das Staatsminiſterium hat dieſen Befehl zur öffentlichen 
Kenntniß zu dringen. 


"Berlin, ben 23ften Oftober 1826. 


Sriedrih Wilhelm, 


An das Staatsminifterium. 
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(No. 1034.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 7ten November 1826., wodurch ber F. 35. 
Litt. o. des Allerhoͤchſt genehmigten Plans ber See⸗-Aſſekuranz⸗ Geſell⸗ 
ſchaft zu Stettin (Geſetzſammlung von 1825. No. 931.) beflarirt wird. 


us Ihrem Bericht vom 21ften September d. J. habe Ich erſehen, daß die im 
$. 35. Litt. o. des von Mir genehmigten Plans der See - Affefuranz » Gefellfchaft 
zu Stettin enthaltene Beftimmung, nad) welcher jede Havarie-Großenur bei 
einem Betrage von 3 Prozent der verficherten Summen vergütet wird, in einem 
einzelnen Falle dahin gedeutet worden, als ob die in einem Preußifchen Plage 
aufgemachte Havarie- Große unbedingt und auch dann vergütet: werden müffe, 
wenn fie nicht 3 Prozent der verficherten Summe beträgt. Da bie Gefellfchaft 
in dem Plan dieſen Unterfchied nicht beabfichtigt, vielmehr den Sinn ihred Sta⸗ 
tuts bahin erklärt bat: daß die Verguͤtung jeder Havarle= Große ohne Unterſchied, 
fie möge in einem Preußifchen oder einem fremden Platz aufgemacht feyn, nur 
Dann gefordert werden Fönne, wenn folche ohne die Koften Der Dispache, drei Pros - 
zent ber verficherten Summe betrage; fo genehmige Ich diefe Erklärung um fo . 
mehr, ald im $. 35. unter Litt. f. ausdrüdlich allgemein beftimmt ift, daß die 
Klaufel: frei von 3 Prozent Havarie, fich allenthalben von felbft verfiehe, wenn ' 
nicht ein anderes in der Police ausgedrückt ſey. Ich überlaffe Ihnen, dieſes zur 
Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 7ten November 1826. 


Sriedrih Wilhelm, 


. An 
bie Staatsminifter v. Schumann und Grafen v. Dandelmann, 


Jahrgang 132. No. 16. — (No. 1034 — 1037.) T (No. 1035.) 


(Uusgegeben zu Berlin deu 12ten Dezembr: 1826.) | 
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(No. 1035.) Allerhoͤchſte Verordnung vom 18ten November 1826., wegen ber Abaͤnde⸗ 
rungen, welche In ber feitherigen Verfaffung der Somnmunal- Land» und 
Kreistage des Markgrafthums Niederlaufiß, in Gemäßheit ber Beſtim⸗ 
mungen ber $$. 57. und 58, bed Geſetzes vom Iften Juli 1823., eintreten 
ſollen. | 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von 
Preußen ꝛxc. xx. | 


ertheilen wegen der Abänderungen, Denen die in dem Marfgrafthum Niederlaufig 
dermalen beftehende Einrichtung der Kommünal-Landtage, nach Vorfchrift der 
$$. 57. und 58. des Geſetzes vom 1ften Juli 1823., zu unterwerfen iſt, und wegen 
der Fünftigen Einrichtung der Kreistage dafelbft, mit Ruͤckſi cht auf die von Unſeren 
dortigen getreuen Staͤnden, in Gemaͤßheit Unſerer im Landtagsabſchiede fuͤr die 
Kur⸗ und Neumark Brandenburg und das Markgrafthum Niederlauſitz vom 
17ten Auguſt v. 3. gegebenen Beſtimmung, Uns eingereichten Vorſchlaͤge, hier⸗ 
mit die folgenden Vorſchriften: 


Abſchnitt 1. 
Bon dem Kommunal⸗-⸗Landtage. 


$. 1. Die Kommunal-Landtage ber Niederlauſitz bleiben mit den in den 
folgenden $$. vorgefehriebenen Abanderungen in ihrer biöherigen obſervanzmaͤßigen 
Verfaſſung. 
$. 2. Die Beſi ter der Vaſallenguͤter in den Herrſchaften Sorau und 
Triebel, Neuenzelle und Forſt und Pfoͤrten erhalten, in Gemaͤßheit der den Va⸗ 
ſallen der erſten dieſer Herrſchaften ſchon ehemals zugeſtandenen Befugniß, das 
Recht, zwei aus ihrer Mitte zu erwaͤhlende Kollektiv⸗ Abgeordnete auf den Kom⸗ 
munal= Landtag zu ſchicken, welche daſelbſt an der Rittertafel Plag nehmen und 
‚ mit berfelben ſtimmen. Der eine dieſer Kolleftio- Abgeordneten wird von den 
Vaſallen-Gutsbeſitzern der Herrfchaften Sorau und Triebel und Neuenzelle, der 
andere von denen der Herrſchaft Forft und Pförten gewählt. | 
$. 3. Den Befigern unmittelbarer Ritterguͤter, welche ald Mitglieder 
der Rifterfchaft auf dem Kommunal-Landtage bis jegt nicht zugelaffen worden 
find, ift,siberlaffen, in Gemäßheit Der nach der feitherigen Verfaffung .beftehenden 
Einrichtung, Die Aufnahme bei den Ständen nachzufuchen. Wird die Aufnahme 
in einzelnen Fällen verweigert, fü behalten Wir Uns, auf den Antrag. ded Be- 
theiligten, die Entſcheidung Allerhöchftfelbft vor. 
$. 4. Da nad der Beſtimmung des Landtagsabfd;iebes vom 17ten Au: 
guft v. 3. Litt. A. No. I. 3., und der Verordnung vom nämlichen Tage 
Artikel I. Litt. C. No. J. 1., die Provinzial = Landfagsabgeordneten ber Minden 
au⸗ 
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Laufisifchen Ritterfchaft auf Den Kommunal - Landfagen gewählt werben; fo find 
zu denjenigen Berfammlungen des Kommunal=Xandtaged, in welchen dergleichen 
Wahlen vorgenommen werden follen, alle nach Worfchrift des Geſetzes vom 
aften Juli 1823. und der unter dem heutigen Tage von Und erlaffenen befondern 
Merordnung zur Wahl und Waͤhlbarkeit befahigte Befiger der in den ritterfchafte- 
lichen Matrikeln aufgenommenen Güter hinzuzuziehen, ohne Unterfchied, eb die: 
felben zum Kommunal =Landfage admittirt worden find oder nicht, oder ob ihre 
Güter etwa zu den auf dem Kommunal-Landtage durch zwei Kolleftiv-Abgeordnete 
vertretenen Bafallengütern gehören. Ä 


$. 5. Den Abgeordneten der Städte Luckau, Lübben, Guben und Kalau, 
Denen bisher ausfchließlich Das Recht, auf dem Kommunal⸗Landtage gu erfcheinen, 
zugeftanden hat, treten die beiden nach Vorfchrift Artikel II. Litt. C. No. II. 2. und 3. 
der Verordnung vom 17ten Auguft v. 3. für den Provinzial= Landtag erwählten 
Kollektiv Abgeordneten der übrigen Städte hinzu. 


$. 6. Der bäuerliche Stand wird hinführo durch vier Abgeordnete und 
zwar durch Die jebesinaligen beiden Provinzial= Landtagsabgeorbnieten dieſes 
Standes und deren Etellvertreter, auf dem Kommunal-Landtage vertreten. 


$. 7. Sn dem Falle, wenn der Provinzial-Landtagsabgeordnete bed in 
der Verordnung vom 17ten Auguft v. J. Artikel IL Litt. C. No. I. 3, bezeichneten 
ftadtifchen Wahlbezirfd, aus den Städten Senftenberg und Finfterwalde, oder 
wenn der Abgeordnete des bäuerlichen Standed von dem, am angeführten Orte - 
unter No. TI. 2. aufgeführten Wahlbezirf aus den Aemtern Senftenberg und 
Finſterwalde erwählt feyn follte, fo ift, da den genannten Städten und Aemtern 
ein Antheil an den nftituten und fonftigen Kommunal =. Angelegenheiten ber 
Niederlauſitz nicht zufteht, mit Ausfchluß derſelben eine anderwig Wahl in dem 
betreffenden Wahldiſtrikte zu veranlaffen. er ee : 

$. 8. Die Abgeordneten des Bauernfianded erhalten ihren Platz an ber 
Kittertafel und ſtimmen mit derfelben; fie find aber berechtigt, in Angelegenheiten, 
welche nur ihren Stand betreffen, oder bei denen für ihren Stand ein von Der 
Kitterfchaft abweichendes Intereſſe ſtatt findet, ihre Meinung in; separato zu 
Protokoll zu geben und auf höhere Entfcheidung nach $. 9. zu provnziren. 

$. 9. In dem Falle, wenn ein Stand Tich Durch den Beichluß ver Vier 
fammlung in feinem Intereffe verlegt glaubt, oder, wenn ber Bauernfland nach 
dem $. 8. ein von dem der Witterfurie abweichendes Votum zu Protofoll giebt, 
ift die betreffende Angelegenheit durch den Dberpräfidenten zur Entfcheidung der- 
jenigen linferer Behörden zu bringen, non welcher diefe Angelegenheit reſſortirt. 

6 10. Zu Unferden Kommiffarius bei bem Kommunal⸗ Landfäge beftellen 
Wir ein für. allemal hiermit den Oberpräfidenten der Provinz Brandenburg; ber- 
Ä T 2 ſelbe 
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felbe ift alfo bei allen Verhandlungen die Mittelöperfon Unferer Behörden mit ben 
Dort verfammelten Ständen. 
$. 11. Der Vorfigende auf dem Kommunal=Landtage und deffen Stell 
vertreter, werden von fämmtlichen Kommunal -Landtagsmitgliedern nach Stim⸗ 
menmehrheit aus den Standeöherren und der Ritterfchaft, Für Die Dauer von drei 
Fahren gewählt, und Uns durch den Minifler des Innern zur Beftdtigung 
präfentirt. 
$. 12. Dem Vorfigenden ftehet die nämliche Wirkfamfeit mit gleichen 
Verpflichtungen und gleichen Befugniffen zu, welche dem Landtags» Marfehall 
auf dem Propinzial-Landtage angewiefen ift. 
$. 13. Der Kommunal=Landtag tritt alljährlich einmal, und zwar in 
den Wintermonaten, in Lübben zufammen. 
$. 14. Die Einberufung der Stände gefchieht nach bisheriger Obſer⸗ 
vanz durch die Landes= Deputation. Dem Oberpräfidenten ift jedoch zuvor von 
dem Zeitpunfte des Zufammentrittd der Stände Anzeige zu machen, und find 
demſelben die Gegenftände, welche auf dem KommunalsLandtage zur Sprache " 
gebracht werden follen, mitzutheilen. 
$. 15. Dem Oberpräfidenten ift endlich auch von dem Schluffe bes 
Kommunal» Landtages Anzeige zu erftatten, und find bie Landtags» Befchlüffe 
an ihn einzureichen. 


Abſchnitt IL 
Bon den Kreisdtagen. 


5. 16., In Beziehung auf die Einrichtung ber Kreistage wollen Wir, 
daß die un em 17ten Anguft v. J. für die Kur= und Neumark Branden⸗ 
burg erlafferie' Sireistags- Ordnung in den dermalen beftehenden ſechs landraͤth⸗ 
lichen Streifen der Niederlaufig mit ben folgenden befonderen Beflimmungen zur 
Anwendung komme. - 

& 17. Die Zabl der auf den Kreistagen zuzulaffenden flädtifchen Des 
putirten für einen jeden Kreis ift, wie nachfieht, feftgefegt: 

4) im Qubener Kreife: 


a) von der Stadt Guben auf...uuneesesisnnnensnereenner en 1 Abgeordneten 
b) s ss Fuͤrſtenberg auf ........................ 1 desgl. 


3) im Sorauer Kreife: 


a) von der Stadt Goran UF ..... .......... 1 Abgeordneten 
b) von ben übrigen im Streife belegenen. Städten auf... .1 desgl. 
zuſammen * ..... F 2 Abgeorbude; 5 


3) im 


3) im Lübbener Kreife: 


) von der Stadt Lübben Fir’ ER ............ 1' Abgeordneten 
b) = ⸗2Beeskow auf PP......................... 1 desgl. 
c) von den Übrigen Staͤdten des Kreifed auf ................ 1 desgl. 


zuſammen auf.....3 Abgeordnete; 


4) im Luckauer Kreiſe: 
a) von der Stadt Luckau auf .............................. 1 Abgeordneten ° 
b) von den übrigen Städten des Kreifed auf............... 1 desgl. — 
| zuſammen auf.....2 Abgeordnete ; 

5) im Kalauer Kreife: 
a) von ber Stadt Kalau auf........seeserenenennennenenee 1 Abgeordneten 
b) von den ' hörigen Städten des Kreifed auf ................ 2 desgl. | 
zufammen auf..... 3 Abgeordnete; 


6) im Spremberg Hoyerswerdaer Kreife: 

von den fämmtlichen im Kreiſe belegenen Städten auf.. .2 Abgeordnete. 

$. 18. Die zur Verwaltung der von dem Kommunal ⸗Landtage reffors 
tirenden Angelegenheiten nach ber diteren Kreiseintheilung ber Niederlaufi itz, 
unter Vorſitz der Landes⸗Deputirten Statt gehabten Konvente, finden in ihrer 
obfervanzmäßigen Einrichtung, jedoch mit Hinzuziehung von zwei unter Leitung 
der Landraͤthe zu erwählenden Abgeordneten der Magifträte ber bisher nicht ver⸗ 
treten geweſenen Städte, und von drei in eben der Art von den Deʒirlswaͤhlern 
zu waͤhlenden Abgeordneten des Bauernſtandes, noch ferner Statt. 


$. 19. Der Oberpraͤſident der Provinz hat die zu der Ausführung der 
vorftehenden Beftimmungen erforderlichen Verfügungen zu veranlaffen, 


Gegeben Berlin, ben 18ten November 1826. 


LS) Zriedrich Wilhelm. 


u Schuckmann. 
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(No. 1036.) Allerhoͤchſte Verordnung vom 18ten November 1826., wegen Befähigung zur 
Wahl und Wäplbarkeit ald Provinzials randtags Abgevrdnete der Ritter⸗ 
ſchaft der Niederlauſitz. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König on 
Preußen xx. 1. 


haben in Unferer Verordnung für die Kur- und Neumark Brandenburg und das 
Markgrafthum Niederlaufiß, wegen der in dem Edikte vom Aften Juli 1823. 
-porbehaltenen Beftimmungen vom 17ten Auguft v. J. Art. IN., die Anlegung 
von Matrifeln der zur Wahl und Wählbarkeit als Randtagsabgeorbnete ber 
Kitterfchaft befahigenden Güter angeordnet. Nachdem Wir hierbei bereits 
naͤher beſtimmt haben, was fuͤr Guͤter in die Matrikeln der Kur- und Neu⸗ 
mark Brandenburg aufgenommen werden ſollen, finden Wir Uns, nach gemuer 
Pruͤfung der hierbei in Beziehung kommenden Verhaͤltniſſe der Niederlauſitz, ge⸗ 
genwärtig bewogen, in aͤhnlicher Art auch für dieſen Landestheil die Befähigung 
zur Wahl und MWählbarkeit ald Provinzial: Landtagsabgeordnete der Ritterfchaft 
durch Die folgenden Vorſchriften naͤher feſtzuſtellen: 

Art. J. Das Recht einen Abgeordneten der Ritterſchaft zum Provinzial⸗ 
Landtage zu waͤhlen oder als ſolcher gewaͤhlt zu werden, wird im Markgrafthum 
Niederlauſitz begruͤndet 

1) durch den Beſitz eines daſelbſt belegenen unmittelbaren Rittergutes ,welches 
nach der ſeitherigen dortigen Verfaſſung einen Beſitzer adelichen Standes 
zur Land⸗ und Kreis-Standſchaft befaͤhigte; 

2) durch den Beſitz eines jeden andern daſelbſt belegenen Gutes, dem durch 
eine beſondere Urkunde das Vorrecht zur ritterſchaftlichen Siandſchaft auf 
dem Provinzial⸗Landtage zu befähigen von Und verliehen worden iſt, welche 
Auszeichnung Wir jedoch nur ſolchen Gütern ertheilen wollen, die einen 
nach den Abfchagungs- Grundfäßen des Neumarfifchen ritterfchaftlichen 
Kredit »Fnftituts zu ermittelnden Rein - Ertrag von mindeftens 1000 Rthlr. 
jährlich gewähren, und benen die Gerichtsbarkeit auf die auf ihten Grund⸗ 
ſtuͤcken wohnenden nicht eximirten Perſonen zuſteht. 

Art. II. In die nach der Verordnung vom 17ten Auguſt v. J. in einem 
jeden landraͤthlichen Kreiſe anzulegenden Matrikeln, ſind nur die zu den im 
Art. J. bezeichneten 2 Kathegorien gehoͤrenden Guͤter aufzunehmen. 

Gegeben Berlin, den 18ten November 1826. 


(L. Ss) Friedrich Wilhelm. 


von Schudfmann. 
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(No. 1037 3 Afferhöchfte Kabinetdorder vom 25ſten November 1826. , wegen wirffamerer 
Verbreitung ber durch dag Geſetz vom Z3oſten September 1821, einges 
führten neuen Scheidemünge in die Weftlichen Provinzen der Monarchie, 


D. die bisher ergangenen Anordnungen, zur allgemeinen Verbreitung der 
durch das Gefeg vom 30ften Seytember 1821. eingeführten neuen Scheidemünge 
in den wefllichen Provinzen der Monarchie, nicht ausreichend befunden find, indem 
bort noch immer nicht nur die von der Annahme bei den oͤffentlichen Kaſſen und 
im gemeinen Verkehr ausgeſchloſſenen g alten Landes⸗Scheidemuͤnzen, ſondern auch 
die durch Meinen Befehl vom 22ſten Juni 1823. außer Cours geſetzten fremden 
Silber⸗ und Kupfer⸗Scheidemuͤnzen , fi im Umlaufe. finden, und die Berech- 
nungsarten nach gemein Courant, gemein Geld, Frankfurter und Klevifchen 
Thalern, nach Stübern u. f. w. zu einer, bie arbeitende und untere Volksklaſſe 
befonders drücdenden Agiotage Veranlaffung geben; fo will Ich, nach den Bor: - 
fchlägen bes Staatsminiſteriums, für Die weftlichen Provinzen Kolgendes beftimmen: 

1) die durch Meinen Befehl vom 22ften Juni 1823. auf die Einbringung 
fremder filberner und kupferner Scheidemünze gefeßten Strafen der Konfis⸗ 
Fation und resp. der Konfifation und Zahlung des doppelten Nennwerthes, 
fol auch in den Fällen zur Anwendung kommen, wo biefe Münzen im Taufch 
oder gemeinen Verkehr gebraucht und angetroffen werben, und benjenigen 
treffen, der folche ausgiebt. 

Eine Ausnahme hiervon wird nur für den nachbarlichen Verkehr in 
ben Grenzftädten und Ortfchaften, welche in den Durch die Zollorbnung 
beftimmten Grenzbezirfen bis zur Binnenlinie belegen find und in den vom 
Zolloerbanbe ausgefchloffenen Landestheilen geftattet. 

2) Es ift zwar fchon den Unterthanen alle Gelegenheit gegeben, fich ber alten 
Landed-Scheidemünge in Silber (Billon) und Kupfer, zu ihrem vollen Nenn⸗ 
werthe durch Einzahlung und felbft Durch Verwechfelung bei den Königlichen 
Kaſſen zu entledigen; da dieſe Gelegenheit aber von ihren nicht überall gehoͤ⸗ 
rig benußt ift, und damit diefelben fich gegen den Nachtheil, welcher mit der 
fernern Ausgabe dieſer Münzen verbunden feyn foll, verwahren können, 
will Sch nachgeben, daß noch eine Frift von drei Monaten beftimmt werde, 
binnen welcher biefe Münzen, bei den näber burch die Regierung zu beftim- 
menden Kaffen, zum Nennwerthe in jedem Betrage umgewechfelt. werben 
Fönnen. Dagegen follen die alten Landes: Scheidemüngen, einfchließlich 
der fremden Konventiond - Zweigrofchenftüde, von nun an verrufen und 
außer Cours gefegt feyn, und, wo fie im Taufch oder gemeinen Verkehr 
angetroffen werden, konfiszirt werden. 

3) sm Handel und Verkehr in: Innern foll Feine andere Berechnungsart,. ald 
im Preußifchen Gelde, ben Thaler zu 30 Silbergrofchen und ben Silber: 

grofchen 
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groſchen zu 12 Pfennigen ſtatt finden, und jede dagegen entdeckte Kontra⸗ 
vention polizeilich beſtraft werden. 

Die Beſtimmung im $. 14. des Geſetzes uͤber die Muͤnzverfaſſung vom 
30ſten September 1821., wonach im Privatverkehr jede bisher erlaubte 
Berechnungsart ferner geflattet ift,- hört daher auf. 

Kaufleute und Gewerdtreibende, welche kaufmännifche Rechte haben, 
follen ihre Bücher, wo ſolches noch. nicht ftatt findet, vom Anfang bes 
Jahres 1827. an, nach dieſer Eintheilung führen, widrigenfalld fie, wenn 
bei einer, nach den gefeßlichen Beflimmungen eintretenden Vorlegung ber: 
Bücher, oder daraus zu fertigender Auszüge eine Kontravention gegen biefe 

Beſtimmung fich ergiebt, in eine Strafe von 20 bis 100 Rthlr. verfallen. 

Wird bei öffentlichen Verhandlungen der Verwaltungs⸗ und Juſtiz⸗ 

Behörden, Notarien, Auftiond = Kommiffarien u. f. w. bie neue Münzein: 
theilung nicht zur Anwendung gebracht, fo verfällt der Beamte, weldyer 
die Verhandlung aufnimmt, in eine Strafe von 2 bie 25 Rthlr. 

Nur der Wechfelverkehr bleibt von diefer Vorfchrift ausgenommen. 

4) Wegen der unterfagten Annahme fremder Gold- und Silbermünzen bei 
den Öffentlichen Kaffen, bleiben die bisher erlaffenen Beftimmungen in Kraft. 

Im Handel und gemeinen Verkehr follen die fremden Silbermünzen 
nur zu dem Werthe ausgegeben werden dürfen, welcher ihnen in ber ber 
Bekanntmachung vom 27ften Novernber 1821. (Gefeßfammlung von 1821. 
©, 190. ff.) beigefügten Bergleichungstabelle gegen Preußifches Geld bei- 
gelegt ift, und dürfen fie zu einem höheren Werthe bei Zahlungen nicht 
aufgedrungen werden, 

Zur Annahme diefer Münzen ift übrigens niemand verpflichtet. 

Ich beauftrage dad Staatsminiſterium, diefe Beſtimmungen durch Die 
Geſetzſammlung und Amtsblaͤtter zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen und auf 
Die Befolgung derfelben ſtrenge halten zu laffen. 

Berlin, den 25ſten Novernber 1826. 


Sriedrih Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
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Geſetz, Sammlung 
für die | 
Königliden Preußiſchen Staaten 
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(No. 1038.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Iten Dezember 1826., wodurch bie Tarifſaͤtze 
in der Erhebungsrolle vom 19ten November 1824. fuͤr die Gegenſtaͤnde 
der zweiten Abtheilung bis zu Ende des Jahres 1827. für gültig erflärt 

. werben, 


Ks dem Antrage ded Staatöminifteriumd und aus ben in beffen Berichte 
vom 23ften v. M. entwidelten Gründen, feße Ich hierdurch feſt: daß die Durch 
Meine Orber vom 28ften Juni v. J. bie zum Ablauf des Jahres 1826. ver: 
längerten Tariffäge der Eingangsabgaben in der Erhebungsrolfe vom 19ten No: 
vember 1824. für die Gegenftände der zweiten Abtheilung Art. 9., 22., 23. 
Lit. a, b,g, h, o, w, No. 2., Art. 25., 34., 37., 39. Lite. a, auf die 
gefeßliche Dauer der Grhebungsrolle, alſo bis zum Ende des Jahres 1827. 
gültig ſeyn, und die Abgaben nach biefen Sägen erhoben werben follen. Das 
Staatsminifterium, welches die Anlage zurüd empfängt, bat die Befanntmachung 
dieſes Befehls zeitigft zu veranlaffen. 


Berlin, den Iten Dezember 1826, 
— Friedrich Wilhelm; 
n 
das Staatsminiſterium. 


—X 


Jahrgang 1826. No. 17. — (No. 1038) u. 


(Ausgegeben zu. Berlin. ben. 19tem Dezember 1826.) 
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Geſetz-— Sammlung 


fuͤr die 
Königlichen Preußiſchen Staaten 





— No. 18. — — 





(No. 1039.) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom Zoſten Mai 1826., bie Zwang» Smpfung 
der Kriegs⸗-Reſerve und Landwehr⸗ Refruten betreffend. 


D), FR Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 12ten d. M., fee Ich hierdurch feft: 
daß die Zivilbehörden verpflichtet fenn follen, Die Schugblattern- Impfung der 
zum Militair-Verbande gehörenden Leute, namentlich) der Kriegs-Reſerve und 
Landwehr-Rekruten, die ihnen von den Militairbehörden als noch nicht geimpft 
namhaft gemacht werden, fofort, und nöthigenfalld durch Anwendung eines 
direften Zwanges, zu veranlaffen. Ich trage Ihnen auf, diefe Beſtimmung 
öffentlich befannt zu machen, und die betreffenden Behörden mit näherer Anwei⸗ 
fung zu verfehen, auch Sorge zu tragen, daß dem gemäß überall verfahren werde. 
Berlin, den 30ften Mai 1826. 


Friedrich Wilhelm. 
An 


die Staatsminiſter Frhr. v. Altenſtein, v. . Schuckmann, 
und General der Infanterie v. Hake. 





Jahrgang 1826. No. 18. — (No, 1039 — 1041.) x (No. 1040.) 
(Ausgegeben zu Berlin ben 3iflen Dezember 1826.) 
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(No. 1040,) Geſetz, bad Aufgebot ber Agnaten bei Veräußerungen ber Lehne in Pommern 
an Familienglieder betreffend, Nom 28flen November 1826, 


Bir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
| ‚Preußen x. x. | 
Thun Fund und fügen hiermit zu wiffen: 

Da Zweifel darüber entflanden find, ob bei den Pommerſchen Lehnen 
das Aufgebot der zur Sukzeſſion berechtigten Agnaten auch bei Veraͤußerungen 
des Lehnes innerhalb der Familie, und bei Ausuͤbungen des Revokationsrechts 
zulaͤſſig ſey; ſo verordnen Wir, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, 
nach Anhoͤrung der Pommerſchen Provinzialſtaͤnde, und erfordertem Gutachten 
Unſeres Staatsraths hiermit, wie folgt: 

$.- 1. Jedes Mitglied der lehnsberechtigten Familie, welches ein 
| Pommerfches Lebn - 

1) durch Kauf ober einen anderen läftigen Vertrag, oder 

2) durch eine Revofationsklage 
erworben hat, oder kuͤnftig erwirbt, ift berechtigt, auf Öffentliche Vorladung ber 
etwa vorhandenen näheren oder gleich nahen Agnaten, Mitbelehnten und Ge⸗ 
fammthaͤnder anzutragen. 


F. 2. Daſſelbe hat dieſes Aufgebot bei dem Richter, unter welchem das 
Grundſtuͤck gelegen iſt, nachzuſuchen. In Anſehung der Foͤrmlichkeiten haben 
ſich die Behörden nach den $$. 157. und 158. der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung Theil 1. Titel 51. zu richten, und die Verwarnung für die Nichts 
erſcheinenden geſchieht dahin: 

daß der Extrahent und deſſen lehnsfaͤhige Deszendenz als naͤchſte 
Lehnsfolger werden angenommen und dieſem gemaͤß fuͤr befugt erachtet 
werden, über-das im Beſitz habende Lehn, den Lehnsgeſetzen gemäß, 
zu verfügen; Die fich nicht meldenden Agnaten, Mitbelehnten und Ge- 
fammthänder Dagegen, mit ihrem etwanigen näheren oder gleich nahen 
Lehnsfolgerecht praͤkludirt werben follen. 

H. 3. Wegen der nicht erfchienenen Agnaten, Mitbelehnten und Ge- 
fammthänder wird, der Verwarnung gemäß, dad Präflufionsurtheil abgefaßt, 
und in Anfehung biefer, der Ertrahent und deffen lehnsfaͤhige Deszendenz für 
bie nächften Lehnsfolger in die namentlich beftimmten Lehne erflärt. 

Den erfchienenen Agnaten, Mitbelehnten und Gefammfhändern bleibt 
Dagegen das behauptete nähere oder gleich nahe zehnöfolgerecht vorbehalten; in 
dem Praflufionsurtheil ift ihnen jedoch jededmal eine angemeffene Friſt zu Aus⸗ 
fuhrung ihres Rechtes zu beſimmen, © und ſie ſind verplichtet, daſelbe auf a 

ls 
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Antrag bed Exrtrahenten, bei Verluſt bes Rechtes, in der ihnen geſetzten Frift 
geltend zu machen. 
$. 4. Geſchieht Diefes von ihnen nicht, fo werben fie ihres vermeint- 
lichen näberen oder gleich nahen Lehnsfolgerechts nach Ablauf der Frift Durch ein 
Erkenntniß verluftig erklärt, und es findet Darüber Das in der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung Theil 1. Titel 32. 99. 24 — 29. vorgefchriebene Verfahren Statt. 


$. 5. Auf Neu Vorpommern findet Das jetzige Geſetz einſtweilen noch 
keine Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhöchſeigenhandigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, "den 28ſten November 1826. 
LS) Friedrich Wilhelm, 


| Carl, Herzog von Mecklenburg. | 
v. Schuckmann. Graf v. Danckelmann. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 


(No. 1044,) 
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(No. 1041.) Geſetz, wegen Keftrafung ber Verfaͤlſchung von Geldbeuteln u. ſ. w. in ben 


Provinzen, in welchen das ‚franzäfifche Strafgeſetzbuch noch gilt. Vom 
Iten Dezember 1826. 


We Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen X. 1% 


Da Mir vernommen haben, daß in: denjenigen Unferer Prooinzen, in 
welchen das franzoͤſiſche Strafgeſetzbuch noch in Anwendung iſt, Bedenken uͤber 
die Beſtrafung derjenigen Art von Verfaͤlſchung der Geldbeutel, Geldpakete und 
Geldrollen entſtanden ſind, welche blos an deren Inhalte und nicht zugleich an 
dem Siegel oder an der Auffchnft oder Etiquette derſelben veruͤbt wird, unter 
welchen letzteren Umſtaͤnden das Vergehen unter unzweifelhafte Beflimmungen 
des erwähnten Strafgefeßbuches fällt; fo verordnen Wir hierdurch, auf den Anz - 
trag Unferes Staatdminifteriumd und nach Anhörung Unferes Staatsrathe: 

Daß jene Art der Verfälfchung verfiegelter, mit Angabe des Inhalts 
nach Zahl und Gewicht von dem Ausgeber auf der Etiquette unter 
feiner Unterfchrift bezeichneter Geldbeutel, Geldpafete und Geldrollen, 
mit derjelben Strafe belegt werden foll, welche in dem Artikel 401. 
bes franzöfifchen Strafgefegbuches für die darin genannten Vergehen 
vorgefchrieben ift. 

Urfundlich unter Unferer Allerhöchfteigenhändigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den Iten Dezember 1826. 
(L.S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog von Mecllenburg. 
Graf v. Dandelmann, 


Beglaubigt: 
Sriefe 


Anhang 
| zur 
GeſetzSammlun 
| für die | Ä 
Königliden Preußiſchen Staaten 





Konvention 
zu 


Vollziehung der. zwifchen Sr. Majeftät dem König von Preußen und Sr. König. 
Hoheit dem Großherzog zu Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach abgefchloffenen Staatsverträge 
d. d. Wien, am Aften Zuni 1815., und Paris, am 22ften September 1815. und 
zu näherer Beſtimmung der hierdurch veranlaßten Auseinanderfeßungen und Aus⸗ 
gleichungen in Beziehung auf die vormals Koͤnigl. Saͤchſiſchen Gebietstheile. 
D. d. Berlin, am 1ften Mai: 1826. 


(Die Katififationsurfunden find am Tten Juni beffelben Jahres ausgewechfelt worden.) 


Ns Igter Natifilation ber zwifchen den Bevollmächtigten Ihrer Königl Majefläten von Preußen 
und von Sachfen, unter dem 28ften Auguſt 1819., abgefchloffenen Hauptlonvention, find in Folge des 
Artikels X. des zwifchen Er. Königl. Majeftät von Preußen und Sr. Königl. Hoheit dem Großherzog 
von Sachen: Weimar: Eifenady, unter dein 22ften September 4815., geichloffenen Traktats, zur Aus: 
einanderfeßung rhdfichtlich der darin näher erwähnten Gegenftänbe, von beiden Regierungen vorberei- 
tende Erdrterungen und Unterhandlungen eingeleitet, demnächft aber zu Fortſetzung berfelben Bevoll⸗ 
mächtigte, unb zwar: 
Kdnigl. Preußifcher Seitd: der Geheime Legationsrath Wilhelm Joſeph Balan, Nifter bes 
Kdnigl. Preuß. rothen Adlerordens dritter Klaffe und bed Königl. Schwediſchen Nordfternordens ; 
und roßbergogl. Sachen «Weimar: Eifenachifcher Seitd: der Regierungsrath Chriſtian Sriedrich 
Aa itter des Großherzogl. Sachen »Meimar = Eifenadhiihen Hausorbene vom weißen 
@ en, 8 


ernannt worden. Gedachte Bevollmaͤchtigte ſind, unter Vorbehalt der beiderſeitigen landesherrlichen Ge⸗ 
nehmigung, uͤber folgende Artikel uͤbereingekommen: | J 
Art. J. Allgemeine Beſtimmungen: 
F. 1. Die gegenwärtige Uebereinkunft erſtreckt und beſchraͤnkt ſich auf die euflände ber 
durch amtlidyen Abbrnc befannt gemachten, vorhin erwähnten Hauptlonvention, vom Be 1819,, 
inſoweit diefelben nach den Staatöverträgen d. d: Wien am Aften Juni 1815. und Paris am 22ften 
September 1815., die an das Großherzogthum Sachfen »WeimarsEifenacy abgetretenen vormaligen 
Enigl. Sächfifchen Gebietötheile mit betreffen, und nicht zur befondern Verhandlung audgefet worden. 
gu I emeinen finden auf bie fo bezeichneten Gegerftänbe die in ber Hauptlonvention feſtgeſetzten 
nd Anwendung, wenn nicht etwas beforderö vereinbart worden. u 
Art. II. Wechfelfeitige dffentlive und Privatgerechtfame in ben getheilten 
Landesdiſtrikten. 
G. 2. Im Betreff vorſtehend bemerkter Gegenſtaͤnde finden, zufolge beſonderer Uebereinkunft, bie 
Beſtinmungen bed Art. II. der Hauptkonvention vom 28ten Haguft 1819. uͤberall volle Untwenbung. 
Zum Jahrgang 1826. u | Art. III. 
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Art. III. Gerichtsbarkeit⸗Verhaltniſſe. 
6. 3, a en ber zur Zeit ber erfolgten Gebletsabtretung vor den Gerichtöbehhrden anhängl 
Mechtöfachen, aud) Abgabe ber bazu gehdrigen-Alten, Dokumente und Depofiten, finden die IN ber 
Konvention vom 20ften gebruar 1816. und dem Art. IL ber Hauptlonvention vom 28flen Anguſt 1819. 


getroffenen Beftimmungen, fonft aber die in der Erflärung vom Ins 1819. und in ber Ueber⸗ 


Thellungg« 
Verhaltulß. 


einkuuͤft vom 2. Juni 1824. enthaltenen Feſtſetzungen Anwendung. 


Art. IV. Steuerkredit-Schulden und Steuerkredit-Kaſſe. 
$. 4. Da nad) Artikel IV. der gedachten Haupt- Konvention unb nach der derfelben an | 
Beilage Litt. A. hberhaupt die Summe von “ » " sejägten 
5 Sechs Millionen Ein Hundert ſechs und neunzig Taufend Acht Hundert und vier und 
nfjig Thalern 22 Gr. 5 Pf. | | 

in Steuerfcheinen auf das Serzogthum Sachſen wirklich übernommen worden; fo wirb in Zolge ber 
verfchiedenen Berechnungen Uber die an bad Broßherzogthfum Sachſen Weimar : Eifenach en 
Antheile der zur Berzinfung und Tilgung diefer Schulden beflimmten Steuereinfünfte und bed hieruͤber 
getroffenen Vergleichs, der Abtheilungsmaaßſtab für dad Großherzogthum auf Ä 
wegen ber im Öteuerkrebitipfteme vom Sahre 1763. begriffenen Altern, und auf 
sl wegen ber ‘von den Sahren 1807. und 1814. herrührenden neuern Öteuerfrebitfchulden 

angenommenen, und ed werben hiernach die reup. Seitd übernommenen | 

6,196,854 Rthir. 22 Gr, 5 Pf. | 
wovon. 


4A9%0,927 Rthlr. 11 Gr. 8 Pf. einſchließlich: Ä 
“ 83,790 Rthlr. wegen des Aufgeldes von den aus den ehemaligen 
Ehurbraunfchweigifchen Hypotbefenanlehn herrührenden Schule 
den und 24,693 Rthlr 10 Gr. wegen des Zinsnachſchuſſes von 
biefen Schulden nebft dem Aufgelde, auf bie Altern, dagegen 
4,705,927_ = 410 = 9 = auf bie neuern Schulen Bu 
6,196,854 Rthlr. 22 Gr. 5 Pf. Summa wie oben, 


erechnet werben, auf dad Großberzogthum vertheilt, wonach befien Gefammtantbeil au 
gerech ‚uf P 7991 Rtblr. 5 Or. 1 Ar j 


Sechthundert fieben Taufend, Neun Hundert ein und neunzig Thaler 5 Gr. 1 Pf. 


Art der 
Uebernahme. 


ergiebt. 

v * 5. An Betracht der Koͤniglich⸗Preußiſcher Seits bereits bewirkten Tilgung eines Theils ber 
von dem Königreih Sachſen übernommenenssöteuerfchuld, und auf den Grund der deshalb ſtattgefun⸗ 
denen Vereinigung, werben nach Maafgabe der sub No. I. anliegenden Berechnung Großherzogliche 
Weimar: Eifenachifcher Seitd auf obigen Antheil von Ä 

7,991 Rthlr. 5 Gr. 1 Pf. 
a) 515,534 Rthlr. 23 Gr. 10 Pf. an Brieffchulden in Natur zur Vertretung übernommen; 
b) 36,564 = 10 = 5 = wegen ber vorerwähnten bereitö bewirkten theilweifen Tilgung baar 


— berichtiget; 
. 0) 55891 s 18 = 90 s durch Mehr⸗Uebernahme an Kammerkredit⸗Kaſſenſchulbden ausge⸗ 


Oeffentliche 
Bekannt⸗ 
machung. 
Berl 
ei Hr 
lien. 


A. Zeitherige 
Mersinfung bis 


mit Oftern 1826 Pr angecdk, und der auf letzteres fallende Betrag bemfe 


glichen. 


| 607,991 Kthir. 56. 1 Pf. Summa wie oben. : | 


66 Die ber erwähnten Berechnung No. I. angeflgte Weberficht derjenigen Steuerfrebits 
Schulden, welche nunmehr von dem Großherzogthum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach vertreten werben, fol 
fogleich nach erfolgter Ratifikation bes gegentwärtigen Vertrages von beiden Regierungen burch in= und 
auslänbifche Blätter zur allgemeinen Kenntniß gebracht werben. | 

$. 7. "Da die Verzinfung fämmtlicher vom Kbnigreich .auf das Herzogthum Sachſen gekom⸗ 

mener Steuerkrebit Schulden, mit Einfluß der auf das Fe NR ER RT 4; I eibeilten 
Mate, zeither von der Königlich «Preußifchen Megierung ganz allein und bis zur Mitte des vorigen 
Sahred, ohne alle Theilnahme bed Großherzogthums, erfo gt ift; fo ift daruͤber eine befondere Berech⸗ 
en bei YAuseinanderfeßung ber Steuerkredit⸗ 


rechnung gebracht worden. 
s Beil 


. 3: — 


Well bie Gebietsabtretung zu zwei verfchiebenen Terminen, nämlich vom Juni und 
iften November 1815. ab, an dad Großherzogthum Weimar⸗Eiſenach —58 — und diejenige Summe 
von 1,585,500 Thalern Gentralz Steuerobligationen, welche in Kompenfation eines gleichen Betrags 
von den neuern Steuerkrebit- Schulden, den fogenannten Reichenbachſchen Obligationen, auf das 
Herzogthum Sachfen übernommen wurden, bi8 mit Michaelid 1817, bei der Steuerkrevits Kaffe mit 
er.intet worden, zerfällt die vorgebachte Zindberechnung in drei verfchiebene Abfchnitte. 

Nach Maaßgabe der $. A, des gegenwärtigen Artikels gedachten Ermittelungen, ift ber Antheil 
bed Karo pbergogthume Sachfen Weimar: Eifenach an ber in Rede ſtehenden Berginfung nach folgenden 
Verhaͤltniſſen berechnet worden, und zwar: 


a) für die Zeit vom Aften Juni bis 3iflen Oftober 1815. 
auf rain bei ber alten, und 
s zus bei ber neuen Schuld, 
b) für bie Zeit vom Iflen November 1815. bis ult. Scptember 1817. 
| Ä auf ‚sen. für die alte, und 
= oa. für die neue Schuld, und | 
e) für bie Zeit vom Iſten Oktober 1817. bis ult. März 1826. auf an; Aberhaupf bei der alten. 
_ und neuen Schuld, | 
Bom Aften April 1826. ab übernimmt bie Großherzogl. Sachfens WeimarsEifenadjifche Regie⸗ vn unuse 
rung bie Haftung für die, ſowohl Bid mit Oſtern 1826. bereits verfallenen aber unerhoben gebliebenen, 1. üoris 152€ 
als von biekem Feitpunkte an rätlig werdenden Zinfen der ihr nad) $.5. nun zur Laft fallenden Steuer: ab. 
Kreditjchulden, und wird deren Berichtigung auf Anmeldung der Gläubiger in foweit bewirken, die 
sicht dabei in einzelnen Fällen wegen Mangel an Legitimation, Verjährung ober ähnlicher Urfachen, 
Hinderniſſe eintreten. Zu dieſer Berichtigung der verfallenen und noch nicht erhobenen Zinfen von den 
von der Großherzogl. Regierung übernommenen Schulden, werden berjelben von. der Königl, Preußifchen 
Regierung die betreffenden Valuten verzeichnet und gewähret. r 
orderun 


H. 8. Mad den Antheil des Herzogthums Sachſen an ber Forderung ber Steuerkredit⸗Kaſſe — 358 
an die vormalige Koͤnigl. Weſtphaͤliſche Regierung anbetrifft; fo nimmt das Großherzogthum ſowohl Kereditkaffe 
an den am iſten Juni 1815. in Rückſtand geweſenen, ald an ben bis mit Oſtern 1825. fällig gewor⸗ an die vor⸗ 
benen Terminzahlungen, nach bemfelben Verhältuiß Theil, nach welchem es zur Zinszahlung in jedem a Ein 
Termin beizutragen bat. — 


Es find daher vorerwaͤhnte Zahlungen bei ber SteuerkrebitsKaffe in Einnahme geſtellt, dem 
gindbebarf eined jeden Termins in Abzug gebracht, und bierburch der Großherzogl. Regierung ihre 
ntheile an genannter Forberung bid mit Oftern 1825. gewährt worden. Im Betreff der von dieſem 
Termin an rüdflänbigen 3ahlungen von hberhaupt 25,986 Rthlr. 6 Gr. 8 Pf., welche in balbjährigen 
Terminen bis ult. Februar 1837. zu berichtigen wären, iſt man gegenfcitig bahin hbereingefommen, 
ber Sroßherzogl. Regierung für deren Antheil ein, Oftern 1825. zahlbares Uverfum von 1857 Rthlr. 
Gr. zu gewähren; und ſolches berfelben_ bei Abtheilung der Steuerfredit= Kaffe in gurechnung zu 
Bringen. Webrigend behält ſich die Koͤnigl. Preußiſche Regierung wegen ber folchergeftalt übernommenen 
Berichtigung ber gedachten Zahlungen ihre Rechte an bie übrigen Staaten des vormaligen Königreichs 
Weſtphalen ausdruͤcklich vor, | | 
. 9. Weber den gefammten, während ber Verwaltung ber Steuerfrebit-Schulben bis Dftern 1825. piesteund fon 
erwachjenen, und von dem Königreiche Preußen vertretenen NRegie- Aufwand, einjchließlich der durch Ieferigen 
Meberweifung der Gelder an die verfchiebenen Zahlungsſtellen entſtandenen Koften, ift von den beider: yeeung 
eitigen Rechnungsbeamten. Berechnung gepflogen, und der hiernach auf bas Großherzogthum Sachſen⸗ —* 
eimar« Eiſenach fallende Antheil bei der Steuerkredit⸗-Kaſſe der Weimariſchen Baarzahlung zugeſetzt mans. | 
“wo L ) 
$. 10. Mit‘ Berheffichtigung ber in ben vorhergehenden $$. erwähnten Verhältniffe ift über — dei 
bie Steuerkredits Kaffe der Rechnungsabfchluß erfolgt, und vorbehältlich ber im gegenwärtigen Bertrage Gteu 
Art. VIII. $. 48. flipulirten Nachweifung von ben beiberfeitigen Bevollmächtigten ald richfig anerfannt dit-Kafle. 
worben, wornach bie Großherzogl. Sächfifche ber Konigl. Preußischen Regierung außer der oben $. 5. 
bereitö Abernommenen Kapitalbaarzahlung vor 
2 . 36,564 Rthlr. 


0-4 — 


36,564 Rthlr. 10 Gr. 5Pf. noch die Summe von 
201,812 ec 49 = 10 = mithin überhaupt die Summe von 


238,377 Rthir. 6 Gr. 3Pf. oder 
Zweihundert acht und dreißig Tauſend dreihundert und fſieben und ſiebenzig Thaler 6 Gr. 3 Pf. 
baar zu gewähren hat. | 


Vechſelſei⸗ $. 11. Durch gegenwärtige Auscinanderſetzung werben alle weiteren Anſpruͤche und Forbes 
tige Bergicht« rungen, welche der Megierung und den Etänden ded einen, an bie Regierung und bie Stänbe bed 
leiſtung. andern Landestheiles, vermoͤge ber Traktate von: Aften Juni und reſp. 22ften September 1815., in 
Beziehung fowohl auf die Steuerfredit= Schulden, ald auch auf die Steuerfredits Kaffe, zuflehen, für 
erledigt erklärt und gegenfeitig aufgehoben. W 


Art. V. Steuerärar. 


- Beftände $. 12. An ben, vermdge der Haupflonvention vom 29ften Auguſt 1819. Art. V. auf das 
des Steuer Herzogthum Sachen gefommenen Beſtaͤnden bed erbländifchen und Stift-Naumburgifchen &teuerärard 
Aerars. und ben dazu gerechneten Gegenftänden, nimmt dad Großherzogthum Sachſen⸗Weimar-Eiſenach nach 
einem von den erbländifchen Steuereinkuͤnften entlehnten Maaſſtabe mit Antheil, wogegen ed, 
ba Fein Theil des Stiftes Merſeburg an Weimar-Eiſenach abgetreten worden, an ben Befländen bed 
Stift Merfeburgifchen Steuerärard nicht betheiliget if. 
einer $. 13. Die Beftände der Thhringifhen und Neuftäbtifchen Kreisfaffen, fo wie Ihrer Unter 
ter- Einnah- Einnahmen, follen, wie fie am Sten Juni und refp. Iſten November 1815. vorhanden waren, berjenigen 
men. Negierung ungetheilt zufomnien, in deren Gebiet fie fit) an den genannten Tagen befanden. | 
Einnahme⸗ $. 14. Jeder Regierung fallen ſaͤmmtliche ruͤckſtaͤndige Einnahmen und Ausgaben in ben Orten, 
n. Auegabe⸗ aud ober in benen fie am Sten Juni und refp. Aften November 1815. rhdfiändig waren, zu. Zu jenen 
Rüdkände, Ginnahmen gehdren auch die Proprereſte. Königl. Preußifcher Seits wird hiernach auf den K Kö 
und Großherzogl. Saͤchſiſcher Seitd auf den Großeichen Proprereſt, vorbehältlid der tchtlich 
nach dem Sten Juni und refp. Aften November 1815. fallenden Einnahmen nach $. 18. zu bewirkenden 
Abrechnung, Verzicht geleiftet, und die ruͤckſtaͤndigen Baubegnadigungs= Gelder werden gleich andern 
ruͤckſtaͤndigen Ausgaben von jeder Megierung in ihrem Gebietötheile getragen. | 
Sorderung der $. 15. Die Zorderung der-Grafen Stollberg an bad erbländifche Steuerärar, deren Vertretung 
ec Preußen hbernommen bat, wird rädfichtlih der gegenwärtigen Uuseinanderfehung ohne Vorbehalt einer 
erdiändiiche definitiven Feftftellung auf bie gone von 10,626 hir, — Br. 8 Pf. angenommen, und den Pafliven 
Eteuerarar. des Steuerärard vor deffen Abtheilung zugefeßt. 
Vertretung $. 16. Die Depofita wegen ber Seotbergiihen Roͤmermonate und des Großefchen Defekte 
der Depofita. ‚behält die Königlich = Preußifche Regierung mit 1059 Rthlr. 10 Gr. 8 Pf. aus den Beftänden zur alleinigen 
Vertretung; bad aus der Land-Lieferungskaſſe herrührende Depofitun von 432 Rthlr. 10 Gr. 11 5 
wird mit dem Steueraͤrar und nach gleichem Maaßſtabe abgetheilt. 
Siustiefernng $. 17. Die in dad Weimar-Eifenachiche Gchiet gehdrigen Kautionen der Steueroffizianten find 
nen. Königlich »Prenfifcher Seits bereitd überlicfert. | Ä } 
’ $. 18, Vorſtehendem gemäß wird bie befondere Auseinanderſetzung wegen bes gnetheilten Nette 
ss ftädtifchen und Thuͤringiſchen Kreifee „ ingleichen des Stiftes —— ‚ A abfiche der ruͤckſicht⸗ 
lid nad) dem Sten Suni und Aften November 1815. fallenden Einnahmen und Ausgaben, welche 
egen bie Beflimmungen ber vorſtehenden $$. 13. und 14. aus dem einem Gebiet in das andere noch 
tt gefunden haben und alfo zu erfiatten find, burch die beiberfeitigen Verwaltungsbehbrden erfolgen. 
So viel dagegen nad) Maafgabe der Übrigen Beſtimmungen die Audeinanberfegung wegen des durch 
die oft erwähnte Hauptlonvention abgetheilten Steuerärard betrifft, wirb ber von den beiberfeitigen 
Rechnungsbeamten entworfene Rechnungsſchluß Hierdurch genehmiget, in deſſen Folge die Großherzog: 
lich WeimarsEifenachifche Ne ierung BE . 
Dreitaufend Siebenhunbert acht und ſechszig Rthir. 15 Er. 
ber Königlich = Preußifchen Regierung zu erfelgen hat. | 
Verꝛichtlei⸗ .19. Wegen aller übrigen, das Steueraͤrar betreffenden, bier nicht zur Erwaͤhnung gekom⸗ 
Ph menen Gcgerfändes entfagen beide Regierungen —A allen weiteren — 88 
Sollten ſich wider Vermuthen in der Eolge noch wohlbegrändete Anfpräche der Stände an das 
Steueraͤrarium ermitteln, fo uͤbernimmt jede Regierung Hinſichts ihrer Stände, deren alleinige Wetrefung. 
rt, VL 


_ 5 — 


Urt, VI. KammerfrebitsKaffenfchulden und Kammerkrebit⸗Kaſſen 
mit ihren Nebenfonds. 

. 20. In Folge der über die Rammerfredit:Kaffe und deren Schulden ſtatt gefundenen Verhand⸗ ee 
kungen finb bie beiderfeitigen Bevollmächtigten, theils auf den Grund ber, in Betreff derjenigen fiöfaliichen ' 
Realitäten, auf welche bie Saͤchſiſche Kammerkrebit= Kaffenfchuld funbirt ift, und deren Erträge zur 
Verzinfung und Tilgung derjelben beſtimmt find, angeſtellten Erörterungen, theild zur Beſeitigung 
einiger hierbei flatt gefundener Differenzien dahin übereingefommen, daß die Großherzoglichs Weimars 
Eifenachifche Regierung von ber, laut Art. VI. des Preußiſch-Saͤchſiſchen Hauptvertrags vom 28flen 
Yuguft 1819. und beren Beilage sub E., von der Krone Preußen effektive hbernommenen Summe von 
1,480,265 Rthlr. Kammerkredit ⸗ Raffenfäulben einen ge ſonellen Antheil von 

I f r 
Fuͤnf und Sechszigtauſend Thaler zur Verzinfung von Aſten Juni und refp. Iften November 1815. und 
zur verfaffungsmäßigen Tilgung Kbernimmt. 
$. 21. Da Königlih=Preugifcher Seitd von ben, von Sachſen übernommenen Kammerkredit⸗ ent be 
Kaſſenſchulden bis mit Oftern 1826. bereitd eine Summe von 164,099 Athlr. durch baare Zahlung Uedernahme. 
getilgt if; fo hat das Großherzogthum nach deshalb gepflogener Berechnung (Beilage II.), auf bie 
vorgenannte Summe von 65,000 Rthir., einen Betrag von 8018 Rthlr. 9 Gr. 11 Pf. Achttauſend 
achtzehn Rthlr. 9 Gr. 11 Pf. baar an Preußen zu berichtigen. . 
| Nach Abrechnung diefer Baarzahlung würde die Großherzoglich Weimar: Eifenachifche Regie: 


rung noch 
56,981 Rtblr. 14 Gr. 1 Pf. Kapital, 549 Rthlr. 18 Gr. 3 Pf. terminlicdy Zinfen ven ben Kammer: 
. kredit⸗Kaſſenſchulden zu übernehmen 
haben; ba diefelbe aber 
55,891 = - 18 =:10= =: , 838 = 6 = 9 = bei den Steuerkredit:Schulden nach 
| Art. IV. $. 5. und 
12,340 2 — — 5 , 308 ⸗ 412 = — 2 bei dem Zentralfteuers Schulden nach 
Urt. VI. $.’40. zu wenig vertritt; 
fo wären von ihr 


I Ig I — 
125,213 Rthlr. 8 Gr. 11 Pf. Kapital, niit 1696 Rthlr. 13 Gr. — Pf. terminlich Zinſen in Kammerkredit⸗ 
Kaſſenſchulden zu uͤbernehmen; ſie 
uͤbernimmt aber 
125,224 Rthlr. — Gr. — Pf. Kapital, mit 1696 Rthlr. —— — = terminlich Zinſen dergl. Schulden in 
| Natur; wogegen 


10Rthlr. 15 Or. 1 A Mehrbetrag von ber Königlich: Preußifchen Regierung ihr baar vergütet wirb. 
Welche Kammerkredits Kaflenichulden in deffen Gemäßheit von der Großherzoglich⸗Weimar⸗Eiſenachiſchen 
Megierung übernommen werden, geht aus der, der angeführten Rechnungsbeilage No. II., beigeges 
benen Meberficht hervor, bie nach Ratifikation des gegenwärtigen Vertrages zu ffentlicher Kunde 
gebracht werden foll. 

6.22. Da die Verzinfung fännmtlicher von Preußen uͤbernommenen KammerkreditsKaffenfchulben, ve arinfung 
weit Einfchluß der nach dem vorhergehenben $. auf bas Großhergogihum Weimar⸗Eiſenach sten Ir Kaptta- 
Mate, zeither von der Königl. Preuß. Regierung allein unb bis itte voriged Jahres ohne alle Theile , zeigeige 
nahme Seitens des Großherzogthums bemirft worden ift; fo ijt hierhber eine befondere Berechnung ans Lersinnung ts 

elegt und der auf das Großherzogthum fallende Antheil demſelben bei Auseinanderfegung ber Kammer mitöften 1826. 
Kraft in Anrechnung gebracht worden. N 

biesfällige Verhaͤltniß iſt im Folge ber ad $. 20. erwähnten Ermittelungen auf ‚2. für 
den Zeitraum vom dten Juni bis 31ſten Dftober 1815. unb „34; für den Zeitraum vom Aften Novem⸗ 
ber 1815. bis DOftern 1826. berechnet worden. 

Die fernere Verzinſung der von dem Großherzogthum WeimarsEifenach nach $. 21. uͤbernomme⸗ tig 
nen Rammerfredit=Raffenfchulden erfolgt von Oftern 1826. an, in ber Urt. IV. $.7. B. bei der Stener onen 1820.0n. 
Kreditlafle beftimmten Art. Sorderung 

. 23. Da die Kbnigl. Preußifche Negierung bie Vertretung, ber feit dem Siften Auguſt 1843. der Kamm 
in Ruckſtand gebliebenen in 21 halbjährigen Terminen bis ult. Februar 1824. zu berichtigen geweſenen fredit« Kaffe 
Sorberungen ber Kammerkredit⸗Kaſſe an- Die Regierung des vormaligen KbnigreichE Weftphalen, mit Bors andie dormas 
behalt der Anfpräche an bie hbrigen dabei betheiligten Staaten, Abernommen hat; fo iſt ber bieraen Dem re 

rop⸗e rung. 
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G thum Weimar⸗ Eifenady nach dem Verhaͤltniß, in welchen es zur Verzinſung ber Kammer⸗ 
he — in jedem Termin beizutragen bat, zukommende Yutheil gutgefihrieben und biers 

durch vollftändig gewährt worden. | En 
Regle- und $. 24. In Betreff der Regie⸗ und fonfligen durch die Verzinfung und theilmeife Tilgung ber im 
fonfiger Auf · Rede ſtehenden Schulden bis mit Oftern 1825. erwachjenen Koſten find zwifchen den beiderfeiigen Rech⸗ 
wand. ı nungsbeamten die erforberlichen Berechnungen gepfiogen, und der auf das Großherzogthum Weimars 
Eifenach hiernach fallende Betrag ift der Baarzahlungds Verbindlichkeit deffelben zugefeit worden. I 
Abtheilung §. 25. it Beruͤckſichtigung ber in ben vorhergehenden $$. erwähnten Verhaͤltniſſe, iſt über bie 
der Kammer⸗ Kammerkredit⸗Kaſſe der Reanungsabichluß erfolgt, und von ven beiderfeitigen Kommiflarien, vorbehälts 
tredie- Kafle- fich der unten im Art. VIII. $. AS. zugeſicherten Nachweifung, als richtig anerkannt worden. Hiernach 
hat die Broßherzogl, Weimar -Eifenachifche Regierung, außer der oben $.21. bemerkten Kapitalbaarzahs 

lung von 8,018 Rthlr. 9 Gr. 11 Pf. noch die Summe von | 
16175 ss 85 = 3 s mithin bberhaupt — 


24,193 Rthlr. 18 Gr. 2Pf. ober 
Vierundzwanzigtauſend Einhundert drei und neunzig Thaler 18 Er. 2 Pf. 

bee Königl. „a eugifehen Megierung baar zu gewähren, Ä | 
Nebenfonds e . Preußen bei der Auseinanberfeßung mit Sachſen nach Urt. VI. $. 4. et 7. ber Haupt⸗ 
des Ranmer- konvention vom 28ften Auguſt 1819. 8874 Rthlr. 12 Gr. 6 Pf. weniger ald ed nach dem vertragsmäßigen 
redit « Kafle. Zeilungemanpficb zu den Kammerkredit=Raffenfchulden beizutragen hatte, bbernommen und die Königl. 
| Sächfifche Regierung dafür durch Ueberlaffung einer gleichen Summe von bem Dreußißhen Antheil an 
dem Nebenfonds der Kammerkredit-Kaſſe entichädigt hat, dieſe 8874 Rthlr. 12 Gr. 6 ‘Pf. aber bei der 
kn $. 20. bed „gegenwärtigen Artikels vereinbarten Auseinanderfegung der Kammerfredit= Kaffenfchulden 
nicht mit auf Weimar repartirt worden find; fo bleiben folche auch bei der Xheilung des gedachten 
Mebenfondd außer Anſatz. " 
Abthellung. $. 27. Der dem Herzogthum Sachſen hiernach aus dem fraglichen Nebenfonds mit 64,508 Rthlr. 
20 Gr. 2 Df. gewährte Antheil, wird nach dem bei Abtheilung der Kammerkredit-Kafſenſchuld angewen⸗ 
deten Verhaͤltniſſe repartirt, wornach das Großherzogthum Weimar: Eifenach einſchließlich der Zinſen vor 

dem in Staatspapieren beſtehenden Antheile bis mit Oſtern 1826. den Betrag von 

3454 Rthlr. 2 Gr. 10 Pf., 
Dreitauſend Vierhundert vier und funfzig Thaler 2 Gr. 10 Pf., und zwar: 
621 Rthlr. 12 Gr. 2 Pf. baar, =: 
6 = 14 = — s in dreiprogenfigen Kammerkredit⸗Kaſſenſcheinen, 
28314 s 416 = 8 s in zweiprozenfigen dergleichen Scheinen, 
11 = 8 = — s in unzindbaren dergleichen Scheinen, 


. 3454 Rthlr. 2 Gr. 10 Pf. Summe wie oben, 
‚ von ber Kbnigl. Preußiſchen Regierung zu empfangen hat. _ 
Urt, VIL Peräquations-LieferungdsUequivalentgelber und Zentralfteuers: 
Angelegenheiten. 

Weber bie Peräquationd-Lieferungs = Yequivalentgelder und Zentralfteuers Angelegenheiten ift auf 
ben Grund bed Art. IX. der Preußifch- Sächfifhen Hauptlonvention vom 28ften Auguft 1819. unb ber 
berfelben unter II. beigefhgten Spezialdonvention vom 23fter Juli 1817. zwifchen ben beiberjeifigen Bes 

 vollmächtigten folgende Bereinigung getroffen worden: 
Tpellungse $. 28. In Folge der Über ‚die Beiträge zur Peraͤquations⸗ und Zentralſteuer⸗ Kaffe, aus ben beis 
Maaßſtab. derſeitigen Gebietötheilen angeftellten Ermittelungen, ift bad Verhältniß, nad) welchem dad Großherzogthum 
Sachſen⸗Weimar⸗ Eifenacy an den Aktiven und Pafliven der genannten Kaflen Theil zu nehmen bat, auf 

Ä ze. Theile, Siebentaufend Neunhundert funfzig Einhunderttaufendtheile 

bei der Peräquationd-Anftalt, und auf | Ä .n 
ae cheile, Fuͤnftauſend Einhunbert Neun und funfzig Eiuhunderttauſendtheile 
. bei der Zen itener » Anftalt feftgeftellt worden. | 
Abtheilun §. 29. Beſeitigung mehrerer bei der Abtheilung ber Zentral⸗Steuerſchulden entſtandenen Di 
der Zentra ien, haben die beiberfeitigen Bevollmächtigten fi) dahin vereinigt, baß die Großherzogl. Sachſen⸗ 


ren 
BtenerfQuls Heimar s Eifenachiche Regierung von ſaͤmmtlichen, mit einem Betrage von 


f das Herzogthum Sachſen Ib en Central Senerfän ben, bie Su 
au er, um en ernomment n ⸗ en € mme von 
n 247,000 Riff, 


— 7 um 


| 247000 Rthlr. hundert ſieben und vierzig Taufend Thalern 
zur Berzinfung unb Tilgung Übernehme, | 
Da unter vorgebachter auf bad Herzogthum Sachſen Abernounnenen Zotalfumme auch ein 


Betrag von | 
| 1,585,500 Rthlr. 
enthalten ift, welcher der Königl. Preuß. Regierung auf die nach dem Proviforials Steuerfchlüffel zu 
theilen geweſenen Reichenbachſchen Obligationen in’ Zurechnung gebracht worben; fo ift daſſelbe Ver⸗ 
bältniß in Betreff ver von der —— Regierung uͤbernommenen Central⸗Steuerſchuld beobachtet, 
und ber hierunter begriffene diesfallſige erag auf aicht 
/ r. 


feſtgeſtellt worden. geacadndig⸗ 
F. 30. Die ruͤckſtaͤndigen Forderungen wegen Kriegd : Präftationen jeder Art, werben von ben ger en 
Beiberfeitigen Fontrabirenden Regierungen, ohne Nachrechnung und ganz in berfelben Art, zur Berichti⸗ 086- 
gung und Vertretung, übernommen, wie Died nach den $$. 2. 3. und A, der Spezial» Konvention vom Dräharionen. 
fien Zuly 1817, zwifchen Preußen und Sachfen beflimmt worden ift. 


6. 31. Soviel die in der Peräquationd = Lieferungs=Aequivalentgelders und Zentrals®teuerkaffe —8 der 
befindlichen Geldbefiänbe und bie zugehörigen Aktiv⸗- und —— (vorbehaͤltlich der in dem tlong« Liefes 
genwaͤrtigen Vertragsartikel enthaltenen Ausnahmen) betrifft; fo wird die Betheiligung des Groß» kungs Ae ur 


erzogthumd Sacıfen s Weimar sEifenach vergleichſsweiſe zur Befeitigung einiger Differenzen, auf einen palent Zen 
‚seinen Altivantheil von tral· Gtcuer 
13,593 Rthlr. 15 Gr. 3 Pf, | kaſſen. 


hierdurch feſtgeſetzt; hierauf ſollen jedoch diejenigen 

9593 Ahle. 15 Gr. 3 Pf 
in Abrechnung kommen, welche Königl, Preuß. Seits für Verpflegung NRuffifcher Truppen, bei beren 
Durmari durch den an das Großherzogthum abgetretenen Theil des Neuftädtfchen Kreifes, vorfchußs 
- weife bezahlt worden. | Ä 
a Königl. Preußifche Negierung hat demnach ber Großherzogl. Sächfifchen Regierung übere 


haupt no . 
4000 Rthlr. Wiertaufend Thaler 
auf obigen reinen Altivantheil zu gewähren. 
$. 32, So viel bie bereits abgethanen gorberungen ber allgemeinen Peräquationd s und Eentrals Borderutigen 
Steuerkaſſe an granfreich betrifft; fo baden die Königl. Preußifcher Seitd mit dem Vicomte de Bruges len 
vorgewefenen Verhandlungen, wegen bed burd Die Rüdmärfche franzdfifcher Kriegögefangenen dem . 
Rande verurfachten Aufwanded auf die an Weimar -Eifenach abgetretenen Gebietstheile ſich nicht mit 
erfiredt, und die Großherzogl. Weimar=Eifenach’fche Regierung entfagt diesfalls jedem rl an 
die, in Folge der erwähnten Verhandlung von der Kbniglich= Franzdfiichen Regierung gewährte, Ents 
fh&bigung. Dagegen gewährt die Königl. Preußifche Regierung, aus den von Preußen und Sachfen 
vermdge der Konvention d. d. Paris anı 2öflen glpril 1818. gemeinfchaftlicy bezogenen 
‚200, rancs 
franzbfifchen Reklamationsgeldern der Großherzegl. Regierung, bie berfelben durch die $. 31. erwähnten 
Quanta gut gerehnete Sunmme von Ä 
484 Rthlr. 14 Gr. 10. Pf. Wierhundert vier und Uchtzig Thaler 14 Gr. 10 Pf. 
wegen ber für die Etape Auma liquibirten 
‚600 Franken und 
ehr, in den Jahren 1808. unb 1812. ben franzbffeben ruppen geleiſteten, Geſchwindfuhren und T 
in ben Jahren 1808. unb 1812. den franzöftfchen Truppen geleifteten, Gefhwinbfuhren und Transporte; 
verfpricht aber die, auf die Liquidation gegen Frankreich bh fichen Verhandlungen, einzelnen Liquidationen 
und Beläge ber Großherzogl. Regierung demnaͤchſt mitzutheilen und vollftändig vorzulegen, auch bie, . 
die Großherzoglichen Gebietötheile betreffenden refp. in den Originalen oder in beglaubten Abfchriften 
audzuantworten. | 
Sollten außer ben obgebachten von Preußen und Sachfen, verndge ber Konvention d. d. 
Paris den 23flen April 1818. gemeinfchaftlich bezogenen 


Ä | 2,200,000 Francs. 
noch andere von Frankreich geleiftete Entichädigungen fich nachweifen laffen, welche entweder ba, ganze 
| erzog⸗ 


Herzogtbum Sachfen, oder. einzelne Diftrifte beffelben, wovon an bad Groͤßherzogthum eine Abtretun 
26 iſt, oder Privat⸗NReklamanten angehen, weiche Weimariſche FR a a ; fo werben he 
„Broßhergogl. Regierung die bieöfallfigen Unfpräche auf den Grund der $$. 20. und 21. der Spezial: 
Konvention vom 23ften Juli 1817. hiermit vorbehalten. Im Übrigen entjagt bie Großherzogl. Kr ie⸗ 
rung ben noch nicht abgethanen Anſpruͤchen der allgemeinen Peräquationds ober Gentrals teuerkaffe 
gegen andere Staaten zu Gunften der Königl. Preußifchen Regierung, und erflärt ſich Dafür, durch 
dad im vorfiehenden Paragraphen 31. enthaltene AverfionalsWebereinfommen unter ber Bedingung für 
abgefunden, daß dagegen die Königl. Preugifche Regierung diejenigen Anfprüche allein unb o ch. 
verpflichtung des Großherzogthums vertrete, welche auswärtige Regierungen an die gebachten Kaffen 
fielen koͤnnten. | * | 
Einige un- $. 33. Berner find unter dem vorftebend $. 31. enthaltenen Averſional⸗Uebereinkommen wit 
erlebte 31 m) Die aub der Finanz: Hauptlaffe In bie Bentralfleuer »Raffe gefloffenen landſ 
.- a) bie aus der Finanz Hauptlaife in die Zentralficuer sKafle gefloffenen lanbfchaftlihen fogenannten 
ae. Reichenbachſchen ineen von 72,000 Thal | chaftlichen ſog 
, aler, 


welche nach der Spezial⸗Konpention vom 23ſten Juni 1817. $. 13. der Koͤnigl. Preußiſchen 
Regierun vergleicpeioeife neben ihrem Antheile an dem Kaffenbeftande noch zugefommen find. 
b) Die durch die erwaͤhnte Spezials Konvention $. 19. nicdergeichlagenen wechfelfeitigen Forderungen 
ifcben ber Deräquationd s und Zentral⸗Steuerkaſſe der Königl. Preußifchen Regierung und der 
Berliner Bank; | 
c) die von ben Liegnißer Regierungsbezirk an bie Zentral: Steuerkaffe geſtellte Forderung von 
) ann oe hl 8 Or. fe geteilte Borberung 






wegen hberlaffener Spremberger Magazinvorräthe; " 
d) bie gegenfeitigen — en der peraguanionetaffe und der Oberlauſitz, ſo daß die Abrechnung 
des Konigl. Preußiſchen Theils derſelben, hinſichtlich feiner Altiv- und Paſſiv⸗Verhaͤltniſſe zur 
Peraͤquationskaſſe, von ber Koͤnigl. Preußiſchen Regierung allein und ohne Konkurrenz ber Groͤß⸗ 
hergoglichen Negierung erfolgen wird. " | 
Die Königl. Preußiiche und die Großherzogl. Sächfiiche Regierung entiagen hinfichtlich der genannten 
Gegenftände, wechielfeitig allen ferneren ainforberungen. Daffelbe gefchieht auch hinfichtlich des Cott⸗ 
buſſer Kreifed und deffen aftiver ober paffiver Betheiligung bei ber gegenwärtigen Auseinanderſetzung. 
. $. 34. Dagegen bezieht die auf die Perkquationd -Kieferungs = Yequivalentgelder- und Central⸗ 
—— Steuer⸗Ausſchreiben am Allen Funi und reip. Akten November 1815. außengeflandenen Reſte, jeder 
Landestheil, und bie beiderjeitigen Behbrben werben ſich die erforderlichen Nachweiſungen mittheilen. 
Verpfändete $. 35. Die von der Peräquationds und Centralfiener-Kaffe verpfändeten Staatöpapiere ſammt 
Staats Koupond verbleiben derjenigen Regierung, welcher, kraft gegenmwärtiger Konvention, die Zilgung ber 
papiere. ' Schuld zur Laſt fällt, für Die jene Staatöpapiere verpfändet wurden. | 
Natural⸗ $. 36. Die beziehungsweiſe am Sten Juni und 1ften November 1815. vorhanden geweſenen 
Behände. Naturalbeftände find mit den Orten, wo fie befindlid) waren, an jeden Lanbestheil hbergegangen, und 
nicht minder die an ben genannten Zagen darin außgeflandenen Reſte auf Naturalstieferungen. 
erhältniß - $. 37. Die Aktiv- und Paffiv »Verhältniffe der -allgemeinen Peräquationd » Lieferung s Aequis 
dert lien valentgelberz und Zentral⸗Steuerkaſſe zu anderen lanbeöherrlichen oder nicht PR Kaſſen 
Kafien zu au⸗ beſtehen nunmehr für jeden Landestheil nach denjenigen Beſtimmungen gänzlich abgeſondert, welche In 
derem Kafien. per mehrerwähnten Speziallonvention $$. 14. 15. und 16., zum ‚Dehuf ber gleichmäßigen Abfonderung 
zwifchen Preußen und Sachſen, enthalten. find, und hier durchgängig Anwendung finden follen. 


Krelskaſſen. $. 38. Ruͤckſichtlich der Auseinanderſetzung der Kreiskaſſen und der mit denſelben in Verbin⸗ 
2 dung ſtehenden Gegenftände in dem Neuftäbtiichen und Thhringifchen Kreife und dem Stifte Naum⸗ 
burg, follen, mit Fuͤckſicht auf die beiden GchietSabtretungd «Termine, ded FE Juni und Iflen No: 

vember 1815., alle diejenigen Beſtimmungen —— finden, welche durch die FF. 23—28. bed 

Vertrags vom 23ſten Juli 1817. für die Preuß. Saͤchſ. Stänbifchen Verhandlungen vorgefihrieben find. 

Wecielfeitige 8: 39. Beide Regierungen werben ihre Kreis ober A rg oder ihnen gleichgeltende Kaffen 
yerbsrungm an phnktlicher Berichtigung derjenigen — anhalten, welche die aͤhnlichen Kaſſen des andern 
358* en Sandeötheiles an bie vorerwähnten Kaffen und nicht an die Peraͤquationskaſſe ihred Landes, vermdge 
selber Kandel: Der SG, 30. 31. und 37. dieſes Artikels, zu flellen haben. | 60 


— 9 — 


$. 40. Da Koͤnigl. Preußiſcher Seits von den in Rede ſtehenden Zentralſteuer⸗Obligationen uchernahm⸗ 
bis mit Oſtern 1826. bereits eine Summe von 1,207,600 Rthlr. durch Verlooſung und Baarzahlung —A 


etilgt iſt; fo wird, nach deshalb getroffener Vereinigung, die Großherzogl. Regierung ihre Verbind- Sngeii an der 


chkeit zur Uebernahme einer Schuldenquote von gen alfewers 
247,000 Rthlr. —*8 

a) durch Uebernahme VON oo er een rear nen IKEKEN ERNEUERT KUREN 158,000 Rthlr. 

in Zentralſteuer-Obligationen; 
-  b) durch Kompenſation auf. ............................... ............... .... 12,340 = 

MehrzUcbernahme bei ber Kammer: Kreditkaffe, und 

c) durch Kapital: Baarzahlung von ..... ....... ...... ...... .................. 76,660 = 

ut s 
genügen. 


$. 41. Da bie von Preußen zur Berzinfung übernommenen 200,000 Rthlr. Landeskommiſſions⸗ Zeitherige 
Scheine vom Ajten Januar 1315. ab, die 1,500,000 Rthlr. Zentralfteuer- Obligationen aber binfichtlich Versinfun 
eined Betrages von 767,100 Rthlr. von Oſtern 1815. und hinſichtlich einer Summe von 732,900 Rtl. deſſelben bis 
von Oſtern 1316. an vertragsmaßig zu verzinfen waren, die Zinfen aber von den Eompenfationdweife M t Oferm. 
für die zu übernchmen gewejenen Reichenbachfchen Obligationen, übernommenen 1,585,500 Rthlr. Zen- 1826, 
tralfieuer Obligationen bis mit Michaelid 1817. bereits bei Abtheilung ber Steuerfredit= Kaffe in Anz 
rechnung gebracht worden find; endlich Die zeitherige Verzinfung ber vorbenannten Kapitalfunnne bis 
ruͤckſichtlich zu Deren Seinyablung und zu Dftern 1826. von der Königl. Preuß. Regierung allein und 
Bis zur Mitte voriged Jahres ohne Beitragsleiftung des Großherzogthums Weimar-Eiſenach erfolgt 
iſt; iſt hiernach und mit Beruͤckſichtigung der zwei verſchiedenen Abtretungs-Termine des Sten Juni 
und Aften November 1815. eine, zugleich den erforderlich geweſenen Uebermachungs- und ſonſügen 
Megie- Aufwand umfaffende, Berechnung von den beiberfeitigen Rechnungsbeamten gepflogen und von 
den beiderjeitigen Bevollmächtigten ald richtig anerkannt worden. Hiernach bat bad Großherzogthum 
außer der oben $. 40. erwähnten Kapital= Baarzahluny von 
76,660 Rthlr. noch die Summe von 
101,293 = 9IG6r. I Pf. an für deſſen Rechnung bezahlten Zinfen und beftrittenen Regie⸗ 

und Geldübermachungs = Aufivand, mithin 


177,958 Rthlr. 9 Gr. 9 Pf. Einhundert fieben und fiebenzig Taufend Neunhundert acht 
uud funfig Thaler 9 Gr. 9 Pf. überhaupt baar an Preußen zu berichtigen. 
$. 42. Die auf die Großherzogl. Weimar-Eifenachifchen Gebietötgeile Bezug habenden Meche qusantmor: 
nungen, Bücher, Verhandlungen und fonft Hierher gehörigen Schriften jeder Art werden, foweit es tumg der Rec 
noch nicht geichehen, nach Vollzichung biejer Konvention, gemäß den in der Spezial= Konvention vom nungen und 
23ſien July 1817. $.35. hierüber zwilchen der Königl. Preußifchen und der Königl. Sächfifchen Regie: Shriten, im 
rung getroffenen Beftimmungen, der Großherzog. WeimarsEijenachifchen Regierung ausgeantiwortet und Sautionen nup 
mitgetheilt werden. Gleicheriweife werden zu dem im $. 38. dieſer Spezial= Konvention ausgedrischtes Deyofiten. 
Zwecke, die nöthigen Verfügungen an die Deputationen Der getheilten Kreife erlaffen werden. Kautionen 
und Depofita, dafern dergleichen aud dem einen Gebiet in Dad andere gehörig, ſich finden follten, 
werben gegenfeitig ausgcantwortet. oo. 
Art. VIll. Die näheren Beftimmungen in Hinficht der durch Die Art. IV. VL 
und VII abgetheilten Schulden betreffend. 
In Beziehung auf bie in den vorhergehenden Artikeln IV. VI. und VII zur Theilung gebrach- 
ten Steuers und seip. Kanımerfredit= Kaffen= und CentralsSteuerfchulden haben beide Regierungen fich 
her folgende allgemeine Beftimmungen vereinigt: 
$. 43, Die Großherzogl. Sadıfen Weimar-Eifenadhiiche Regierung übernimmt, die ihr zur Vers sünrige Ver⸗ 
tretung zugewiefenen Schulbverkhreibungen von den genannten Drei Schulbengattungen, von Dftern 1826, maltung dieser 
an, zur felbiteigenen befondern Verzinfung, Werloofung und Tilgung, bie Königl. Preußiſche Regierung Sulden. 
aber und die Großberzogl. Weimar: Eifenachifche verpflichten ſich gegenfeitig, zur Aufrechtbaltung ber 
feftftehenden Kreditfufteme und Tilgungspläne diefer Schuldengattungen ganz unter denfelben Beſtim⸗ 
mungen, unter welchen nad) Inhalt der Haupt» Konvention vom 28ften Auguſt 1819. und ber Spezial⸗ 
Konvention vom 23ſten Juli 1817. die Koͤnigl. Preußiſche und die Koͤnigl. Saͤchſiſche Regierung gegen⸗ 
ſeitig ſich verpflichtet haben, und welche, wie hierdurch ausdruͤcklich feſtgeſetzt wird, auch zwiſchen 
Preußen und Weimar⸗Eiſenach Anwendung finden ſollen. 
Sum Zahrgang 1826, Soviel 
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Soviel insbeſondere bie Zind= und Kapitalzahlungen auf die Zentral-Steuer-Obligationen 
betrifft; —— bie Großherzogl. Weimar⸗Eiſenachiſche Regierung, dieſelben in Gemaͤßheit vor⸗ 
hender Uebereinkunft zu Leipzig, und zwar bis zu Aushänbigung neuer Zinskoupons von der Große 
erzogl. Regierung, durch bafielbe Hanblungähaus, weiches bie Zahlungen für Preußiſche Rechnung 
leiftet, unter gleichen Bedingungen wie Preußen bewirken zu laffen. 
Kuͤnftige $. 44. Die zu Oſtern d. J. ſtattfindende Verlooſung wird auf bisherige Weife fhr bie einzelnen 
Verloofung. Klaffen: erfolgen. Die ausgeloofeten Nummern ganzer an Weimar überwiefener Klaffen, werden von 
ber Großherzoglichen. Regierung im Micyaclistermin 1926. berichtigt; in fofern fie aber zu Klaffen 
chdren, welche zwiſchen Preußen und Weimar Eifenad) getheilt worden, wird bie nach dem betreffenden 
Fpeilun överhaͤltniß auf Weimar fallende Rate für daffelbe abgezweigt werben. 
Die in den Terminen Michaelis 1825. und Oſtern 1826. erwachfenen Regiekoſten, wird Weimars 
Eifenady antheilig vertreten, dagegen ihm bie in den genannten. beiden Terminen präklubirten Zinfen 
ebenmäßig erftattet werden. 
Vernichtung $. 45. Die bis jegt noch vorhandenen bereits singelbfeten oder bezahlten Dokumente und Koupons, 
der babiten ber von Preußen fibernommmenen vormald Saͤchſiſchen Staatsſchulden, follen, in foweit fie zur Revifion 
ne un und Dechargirung der betreffenden Rechnungen nicht mehr erforderlich. find, durch gemeinfchaftliche 
Kommiſſarien vernichtet werden. 
Zahlung oder 9.46. Da. in den Art. IV. VI. und VIT. erwähnten Berechnungen fiber bie Beitherigen Binde 
Mbrehnumg und Kapitalienzahlungen alle bid mit Oſtern 1826. fälligen Zahlungen ald bereit erfolgt, in Anreche 
ber Sesausju- nung gebracht worben find; fo wird bie Königl. greubiiche Regierung der Großherzoglid) ⸗ Weimar⸗ 
en Eifenachifchen ben Betrag, ber feit den Dfterternin 1824. fällig geivorbenen und nicht erhobenen Zinfen 


men. — gepachter Echuden attungen, baar gewähren, und es übernimmt nad) beren Einpfang bie Greßßengl. 
eimar=Eijenachijpe Regierung alle dicsfallfigen Vertretungen gegen bie fh noch meldenden Gläubiger. 
Verfahren $ 47. Hinſichtlich des Verfahrens, wegen verlorener und unangemeldeter Scheine, follen alle 


wegen ver- Beſtimmungen des Art. VII. $. 3. der Konven‘ion vom 2Sften Auguſt 1819. auch auf bad Großherzoge 
Iorner und chum Weimar sEifenach, wegen der oft genannten drei Echuldengattungen, Anwendung finden. 
—ãeS — Zu biefem Behuf wird die Königl. Preußiſche Regierung - 
a) alle zu den Großherzogl. Ecyuldenantheilen. gehörige unangemelbete Scheine, fo wie j 
b) die fonftigen zu den Weimar⸗Eiſenachſchen Schulbenantheilen gehbrigen noch unabgeforberten Zins⸗ 
feine und. Koupond, endlich 
©). eine Nachweiſung, wenn bie Weimar⸗Eiſenachſcher Seits zu hbernehmenden ausgeloosten und ur 
Zahlung: auögefeßten, imgleichen die unzinsbaren Scheine zur Zahlung auögefegt worden und 
unterlaffener. Anmeldung zu praͤkludiren find, fo wie überhaupt 
4) ſaͤmmtliche Bücher, Rechnungen und Verhandlungen, welche die Großherzogl. Weimar: Eifenache 
ſcher Seitd übernommenen Schulden ausſchließend betreffen, und j 
e) die nöthigen Abfchriften und Audzüge, aus denjenigen, welche die Schulden beider Landestheile 
betreffen. ber Großherzogl. Weimar «&ifenahfeen egierung Überantworten , endlich 
£) die zu den refp. Steuer= und Kammerkredit- Kaffenfchuloen L.itt. C. gehdrigen, in Merfeburg befinte 
lichen Verloojungäräver, an einen von der Großherzogl.chen Regierung dahin. abzufenbenben Kome 
miſſarius außliefern laffen. ü 
Einziehung 6.48... Die bis mit Oftern 4821. fällig getvefenen und bis mit Di 1825. unabgeforbert 
prätluhieter gebliebenen: und: mithin präffudirten Zinfen find bereitö dem Großherzogtyume Sacıfen Weimar: Eiſenach 
Zinfen und gut gerechnet worden. Rüuͤckſichtlich der von Oſtern 1825. bis dahin 1826. präfludirten Zinfen ift bereits 
Rapitalien. oben: $.. ät.. das:Erforberlichz feftgefegt; die fünftig zu präffubirenden oder fonft in Wegfall tommenden 
Zinfen. von: den. einer‘ jeden Segierung. zufallenben Schulden, werden von jeder bewfelben ohne Nache 
redbnung.eingezogen.. Coviel, aber die Kapitalzgahlungen betritt, die insgeſammt ald irktic) erfolgt, dem 
Großherzogthunm mit zur Laſt gerechnet worden find, fo wird, 0! feine derjelben immittelft präfludirt worden 
ober —8 unabgeforbert‘ geblieben,. Koniglich⸗ Preußiſcher Seits durch Vorlage der Bücher nachgewieſen 
werden. und bie. jerzoglichen Genußantheile bleiben für den. etwa. vorhandenen: Fall vorbehalten. 
eweder dae werde ie. Großhergoglihen Gi heile. bleib } rbchalt 
— fo: $.. 49:. Die Königlich: Preußifche Regierung. wirb die Tilgungspläne wegen ber genunnten 
ISchulden, fo wie. Iiberhaupt. bie das Steuerweien und. bie. Verhaͤltniſfe der KammerkreditsRaffe und. ber 
—— Peraquations⸗ und Zentraiſieuer⸗ Angelegenheiten · betreffenden, auf: die an. bad Großherzogthum: abgetre⸗ 
ienen Diſtrilte Bezug. habenden Alten, Rechnungen oder ſonſtige Schriften, in ſofern dies: nicht bereits 
eevrfjolgt iſt, in ber. Art. VA: $. 5. der Hauptfonvention und $.. 36. ber Spezialkonvention vom. 23flen 
ee 11.1817. beflimmten: Art, der: Großherzogl. WeimarsEifenach’fchen. Megierung, aushänbigen.. x 
den Eäriften.. . 
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Art. IX. Die Kaſſenbillets und dahin gehdrigen Fonds betreffend. Abtheilung 
F. 50. Das Großherzogthum Weimar-Eiſenach uͤbernimmt von der durch Art. I. der Preußiſch⸗ der Kaſſenbil- 
Saͤchſiſchen Spezial-Konvention vom 25ſten November 1815. auf dad Herzogthum Sachſen repartirten lets - Schuld, 
Summe von 1,910,000 Rthlr. der EAchfiichen Kaffenbilerts- Schuld einen riinen Paffiv- Antheil von 
85,000 Rthlr. — Fünf und Achtzig Tauſend Thaler. 
.51. Da die Königl. Preußifche Regierung die auf dad Herzogthum Sachfen übernommenen Art der 
Saͤchſiſchen Frffenbilletd wegen immittelft erfolgter Ausgabe neuer Kaffen-Unweifungen neuerdings eins Uebernahme. 
ezogen hat; fo ift man übereingelommen, daß das Großherzogthum Sachfen = Weimar = Eifenach auf 
ie Naturalvertretung des gewählten Seried verzichte und flatt denſelben zu Erfüllung feiner vorge 
dachten Verbindlichkeit der Königl. Preußiſchen Regierung nur eine Baarzahlung von 
Drei und Achtzig Tauend Vierhundert und Zwölf Thaler in Preußiſchem Kourant, 
mit icht auf einen weitern Vortheil wegen der durch die Praͤkluſion ausgefallenen Kaſſenbillets, 
grwähre. Ä 
$. 52. Da nad) genauer Berechnung ber, aus den an das Großherzogthum abgetretenen Vertheilung 
Sebietötheilen fließenden Land-Akziſe und fonftigen fisfalifchen Revenuͤen, auf welche bie chfifchen der Fonds, , 
Kaffenbilletd ald fundirt zu betrachten find, dem Großberzogthun Weimar = Eifenach eigentlich eine 
rbBere als die vorbezeichnete Summe zur Vertretung zugefallen fon würde; fo entjagt baffelbe in 
etracht dieſer Vergünfligung allen Uniprüchen as die zu den Kaffenbilletö gehörigen Fonds, und zwar 
namentlih an dad im Art. X. der Preußiſch-Saͤchſiſchen Hauptlonvention und deren Beilage sub 
Lit. H et 1. zur Theilung gebrachte Aktiv-Vermoͤgen und die von dem vormaligen General: Gouver- 
nement des Koͤnigreichs Sachſen aus der vormaligen Disfontofaffe zu Leipzig gezogenen 400,000 Rthlr. 
Kaffenbilletö; wogegen bie Königl. Preußiiche Regierung auch ihrer Seitd allen, fowohl wegen des 
Werluftes bei der im Jahre 184% ftatt gehabten Disfontirung der Kaffenbillets, ald auch wegen des 
fonfligen durd) Die Kaffenbilletö = Angelegenheiten entfiaudenen Regie: Aufivands an das Großherzogthum 
Weimar-Eifenady), zu machenden Anfprüchen entfagt. 


$. 53. Das Großherzogtfum MWeimar-Eifenach übernimmt die Berichtigung der, bem jet ranten, we: 
Weimarſchen Untertban Gröjchner zu Großheringen, wiegen Entdedung eines Kaſſenbillets-Verfertigers gen Tnetuma 
zuerfannte Praͤmie von 500 Rthlr. aus eigenen Mitteln, letöveriertigern, 

Art. X. Die Vorfchüffe, bie daher rührenden Korberungen und bie fiskaliſchen 
Kaffer und Einfünfte überhaupt betreffend. 
n Anfehung der, in Art. XI. und XII. des Preußiih-Sächfifchen Hauptvertraged vom 28flen 

Auguſt 1319., verhandelten Gegenftände, ift folgende Vereinigung getroffen worden: 

$. 54. Die von ber Königl. Preußifchen Regierung nady Urt. Xl. $. 1. des genannten Vers yreuß. Vor⸗ 
trages zu Gunſien ded Königreichs Sachfen erfolgte Verzichtleiſtung wegen der, während der Preußiſchen FRE und Berı 

Verwaltung bis Sten Juni 1815. für daffelde gemachten Vorjchuffe und Verwendungen, jo auch im das Konlgreih 

Beziehung auf die an das Großherzogthum WeimarsCijenach abgetretenen Gebietötheile gültig ſeyn. Eacen. 

$. 55. Dagegen ninımt dad Großherzogthfum Weimar: Eifenad) nicht Theil an den von der’ Die von Prem, 

Koͤnigl. Preußifchen Regierung, wahrend ihrer Verwaltung bes Königreiches Sachſen bi 5. Juni 1815. Sin aufdem ao: 

aus demielben bezogenen, Nußungen; eben fo wenig an den am benannten Tage aus ber Koniglich= besogenen Nur 

Saͤchſiſchen Finanz Hauptlajle gezogenen Beträgen an baarem Gelde, Kaſſenbillets und Staats- "den. 
apieren. 

Pop $. 56. Die Großherzogl. Weimar: Elfenadyifche Regierung tritt gleichfalld der nach Art. KIT. nedriges uno. 
. 1. ber genannten Hauptlonvention Königl. Preußifcher Seits erfolgten Derzichteiftung auf bad Supieuen der 
brige, hierdurch der Kbnigl. Sächfifehen Regierung überlaffene Aktiv-Vermoͤgen der Kduigl. Sächfifchen wansbuunttaie, 

Finanz : Hauptlaffe und Rentkammer bei, twogegen biefelbe auch von der Vertretung der Schulden der 

genannten Kaffen, in fofern ſolche von Koͤnigl. Sächfifcher Seite zur alleinigen Vertretung übernommen 

worden, gleichmaͤßig befreiet bleibt. 

$. 57. In Abſicht der fiskaliſchen Schulden findet jeboch eine Teilnahme ber Großherzoglich⸗ Weimarifche 
Welmar⸗Eiſenachiſchen Regierung bei folgenden Statt: Theilnahme 


a) bei der Kammer: Kreitlaffe in ber bereitd oben Art. VI. fefigefeßten Maaße; E ee 


S 
b) bei den auf Aemtern und Kammerguͤtern ober andern einzelnen Realbeſitzungen unterpfänblich ver⸗ Sinanffaffen, 
fiberten oder rabizirten, ober fonft auf ben jebeömaligen Beſitzer derſelben rechtlich übergehenden a Kammertrer 
fiöfalifchen Schulden, in derſelben Maaße, wie folche na $. 2. lit. b. ded erwähnten ertragee dit, Kaflenfhuls 
rti⸗ 


% 


5) Supotgenirte Artikels der Preußiſch⸗Saͤchſiſcher Hauptkonvention Bon dem ungetheillen Herzogthume Sachfen 
BL übernommen worden. NRüdfichtlidy nachbemerkter Kapitalien, nänılich: 
F 5,600 Rthlr. — Gr, der Schule Pforta auf dem Amte oder Kammergute Milbenfurth, | 
41,987 = 42 = ber Univerfität veipaig, auf den Amte Arnshaugk ober dem Kammergute Weltwig, 
.87 = 142 = bed Gotteskaſten zu Rahnis auf dem Umte Arnshaugf, 
770 = — = be Domfapitets 5 Naumburg auf dem Amte Tautenburg oder dem Amtsvor⸗ 
werke Wetzdorf, 
20 = — = des Stadtrathes zu Auma auf dem Amte Arnshaugk ober dem Kammergute Weltwitz. 


48,645 Rthir. — Gr. Summe. 
iſt man übereingekoinmen, daß hiervon Koͤnigl. Preußifcher Seitd das Kapital auf Mildenfurth, 
” und Großherzogl. Weimar-Eiſenachiſcher Seits die übrigen übernommen werden, und zwar leltere 
nur mit den rüuͤckſtaͤndigen Zinjen von dem Aften Juni oder vom 1ften Noveniber 1815. ab, je 
nachdem die Befißungen, worauf die Schulden haften, mittelft bed Vertrags vom Aften Juni oder 
vom 22ften September 1815. an Weimar: Eifenach abgetreten worben find; 

Aditions⸗ 0) bie einigen Geiftlichen und einem SKirchensAerario im Inſpektionsbezirk Ziegenräc zu zahlenden 
Dee und Mbditiondgelber und Befoldungszulagen, im jährlichen Betrage von 101 Rthlr. 12 Gr., welde 
— Preußen von Oſtern 1816. bis Oſtern 1826. mit 1065 Rthlr. 19 Gr. 6 Pf. vorgeſchoſſen hat, 
| nun aber gänzlich übernimmt, werden mit fünf Prozent zu Kapital gerechnet, und der Betrag 

mit Zweitaufend dreißig Thalern nebft Zinfen zu 5 vom Hundert, feit dem 1ſten November 3815. 

| der Sroßherzogl. Regierung zur Laſt gefchrieben; 

Br eh d) da bie im $. 2. lit. c. d. und c. de& genannten Artikels XIT. der Preußifch =: Sächfifchen Haupf: 

lich Weiffen- Konvention vom 25ften Auguft 1919. erwähnten brei Schuldenwefen: das Mannsfeldifche, Fuͤrſtlich⸗ 

felsfches und MWeiffenfeldiche und Weida ſche Kreditweſen, zwiſchen den Koͤnigreichen Preußen und Sachſen zu 

Weidaiſches näherer Erörterung der dabei einſchlagenden Verhaͤltniſſe und Feſtſtellung der hierunter anzuneh⸗ 

Kreditweſen. menden Grundfäße vorbehalten worden; fo bleiben biefe Gegenftände, wenn und in wiefern Daß 

Großherzogthum Weimar-Eiſenach daran betheiligt ſeyn follte, gleichmäßig auch zwifchen ber 

Sl reußiſchen und Großherzogl, Weimar: Eifenadhifchen Regierung zu Fünffiger Ausgleichung 
’ vorbehalten. 

Denfionen G. 58. Da feine von ben $. 3. bed gedachten Artifeld XIL erwähnten Penfionen, weldye bie 
Ser "eier An Königl. Sächfiiche Regierung einigen Gläubigern der genannten Kreditweſen als ein Aequivalent ihrer 
en u Forderungen en bat, und auch Feine von den cbendafelbft $. 4. berührten Gr Un welche 
gewsiter Steuer: aus ber Finanz⸗ auptkaffe einigen Städten bed Gerzogtpume auf gewiffe Steucrkapitalien bezahlt wurden, 

"nad den vertragsmäßigen Grundfäßen in die an Weimar: Eifenad) abgetretenen Gebietötheile fallen; 
fo findet deshalb ein Anfpruch an das Großherzogthun nicht Statt. 


ns 


Sogenamte $. 59. Bon den $. 5. des Preußiſch-Saͤchſiſchen Vertragsartifeld vorkommenden fogenannten ' 
ante = Kapis Amtskapitalien ſoll das Großherzogthum Weimar⸗-Eiſenach diejenigen der Aemter Tautenburg, Arnshaugk 
talien. und Weida mit Mildenfurth ungetheilt erhalten; namentlich 


2, Rthlr. 12 Gr, — Pf. Kypothelenfapital a 5 Prozent beim Amte Tautenburg zu Srauenpriedniß; 


=» id = — ⸗ desgleichen & 6 Prozent] „.. , 
154 ⸗ ⸗— ⸗ begleichen 35 —B beim Amte Arnshaugk; 
= 3; 


= in einem underwechfelten Steuerfchein à 3 Prozent ..: nn, 
193 = 19 s 6 Hypothekenkapital a 5 ei j } beim Amte Weida; 
wogegen bie ber uͤbrigen Aemter der König! Preußifchen Regierung ungetheilt verbleiben. 

Stiftiihe _ ._ _$. 60. Der Königl. Preufifchen Regierung verbleiben aud) ausſchließend die Aktivkapitalien ber 
KammerKa- Stift-Naumburg s Zeiziihden Rentfammer; die Großherzogl. Weimar: Eifenachifche Regierung, welche nur 
pitalien. wegen bes Dorfẽ Lachſtedt unerheblich betheiligt feyn würbe, verzichtet auf jeden Anfpruch an diefelben, 

und bleibt dagegen auch bei den Schulden der gedachten Rentkammer außer Betheiligung. | 

Binfen.von $. 61. Der Großperzogl. Weintar: Eifenadhifchen Regierung gebühren, bezichungdiweife vom 
bicien Kapie Sten: Juni und iften November 1515., auch die Zinfen von den ihr hberlaffenen erwähnten Amtskapi⸗ 
tallen.. talien, in fofern ſolche wicht bereits beim Abfchluß der Preußiſch⸗Sächſiſchen Hauptlonvention vom 

Königreich Sachen erhoben worden,. nur die bid mit Oſtern 1818, fällig gewordenen Zinfen von ben 
unter den fraglichen Amtskapitalien befindlichen Staatöpapieren find hiervon ausgenommen, ba fie nad) 
$. 7. bed mehr erwähnten Vertragä-Artifeld dem Koͤnigreiche Sachfen gebühren, und werden baber ber 
Königl, Preußifchen Regierung zuchd? gewaͤhrt. g. 62 


— 13 — 


. 62. Die über die an Weimar⸗Eiſenach kommende Kapitalien vorhandenen Dokumente find, Auslieferun 
foweit folche vom Königreihe Sachſen ausgeantwortet, nach Verficherung der Königl. Preuß. Behoͤrden, der diesfalfi- 
bereits vollftänbig abgeliefert worden. Sollten fidy jedoch wider Erwarten noch dergleichen Dokumente gen Dofu« 
in Preußifcher Gewahrfam befinden; fo follen felbiae auf diesfalljige Reklamation von Seiten der Groß⸗ Mente. 
berzogl. Regierung, unverzüglich berfelben übergeben werden. 

$. 63. Die im Art. XII. $. 9. und 10, der Hauptfonvention zwifchen Preußen und Eachfen „Belde und Ta: 
getroffene Vereinigung wird mit DBerhdfichtigung der beiden Gebiets-Abtretungstermine bes a uni des Hafaliihen 
und Iften November 1515. auch auf die Preufifche und Meimar- Eifenachifhe Regierung angewendet. Karten, 

64, Webrigend werden alle Unfpräche und Forderungen vorjiehender Art, weiche Beziehungs⸗ Vorſchüſſe 
weife bis zum 5ten Juni und Iften November 1815, zwiſchen den beiderfeitigen landesherrlichen Kaſſen und dab 
und Behörden entitanden feyn koͤnnten, gänzlich gegen einander aufgehoben. R ıbrende en 

Ucberhaupt folfen die int Art. XII. $. 11. der gedachten Hauptkonvention enthaltenen Beſtimmungen gen. 
wegen ber Vorſchuͤſſe auf die gegenwärtige Audeinanderfeßung Anwendung finden, und ed werben die 
Quittungen und Dokumente über die hiernach von Preußen an Weimar-Eiſenach überlaffenen Vorfchäffe 
und Darlehne, in fofern fie von den Königl. Saͤchſiſchen Behdrden eingeliefert, und nicht bereitd an bie 
Großherzogl. Regierung abgegeben worden find, unverzüglich derfelben ausgehändigt werben. 

F. 65. Saͤmmtliche ruͤckſtaͤndige fiöfalifche Einkünfte mit Einfchluß der Proprerefte der Einnehmer, Cintommen- 
ber ruͤckſtaͤndiſchen ſtaͤndiſchen Bewilligungen und ihrer Nefte, werden derjenigen Regierung überlaffen, Rüdftände 
in deren Gebiet fie am 5ten Juni und refp, iften November 1815, audgefianden. Hiervon find nur IND Berwal- 
ausgenommen; en ur 

a) ber Proprereft des vormaligen Nentbeamten zu Arnshaugk mit Ziegen it, Wollesky. Da berfelbe 
fowohl Das Königl. Preußische Amt Ziegenruͤck, als auch dad Großherzogl. Weinar=Eifenachiiche 
Ant Arnshaugk betrifft, fo foll die zu deren theihveifer Dedung vorhandene Kaution nach dem 
Verhaͤltniß der Einkünfte beider Aemter unter beiden Regierungen vertheilt werben. 

L) Diejenigen Nücjtände, auf die ftändifchen Bewilligungen zur Unterftüßung der allgemeinen Straf: 
und Verjorgungd-Anftalten, welche bei Abtheilung deren Fonds, zwiſchen der Konigl. Preugifchen 
Regierung und der Königl. Sächfijchen Regierung bereitd mit aufgerechnet worden find. 

Jeder Theil übernimmt für bie in feinem Gebiete bezichungswelfe am 5ten Juni und Aften November 
1815. noch unberichtigten Verwaltungdausgaben aller Art und ohne Ausnahme zu haften, 

$. 66. Sn Billiger Erwägung, daß die befondern Verhältniffe, um derentwillen die Königl, Vertretung 
Preußiſche Regierung die cigne Vertretung der, von Beamten und Pachtern des Herzogthums Sachſen der Kautids 
zur Königlibh-Sachfijchen Rentkammer baar eingezahlten Kautionen gegen die Kaventen nad) Art. XII. nen. 

8. 15. der Preußifch = Zachfifchen Konvention uͤbernahm, dieſes auch zum Vortheil ded Großherzogthums 
Weimar: Eifenady erfordern, ift man dahin hbereingefonmten, daß die Königl. Preußiſche Negierung 
ie von den Beamten und Pächtern ir dem Großherzog. Weimarifchen Gebietötheilen vor deren erfolgter 
Abtretung zur Könige. Saͤchſiſchen Rentkammer eingezahlten baaren. Kautionen cben ſowohl, ald Die 
in Dofuntenten und Staatepapieren eingelegten, der Großherzogl. Regierung volljiändig gewähre. 
Hierunter find jedod) die in der Beilage unter Ill. verzeichneten 5,200 Rthlr. baare Erbpacht⸗ 
Kautionen, weldhe aus den an Weimar abgetretenen Gebietötheilen an bie Königl. Saͤchſiſche Rents 
kammer gezahlt worden, nicht begriffen, indem deren Vertretung von der Großherzogl. Regierung 
übernommen wird. 

Eovicl die von dent Anıtöverwalter Wollesky mit 1000 Rthlr. wegen der Aemter Arnshaugk 
und Ziegenruͤck beftellte baare Kaution betrifft; fe gewährt folche Preußen zum Bchuf der gemeinfchafts 
lichen Theilung nad) Verhaltniß der ſchon ausgemittelten, oder noch auszumittelnden beiderſeitigen Uns 
ſpruͤche an den ꝛc. Wollesty. 

Nach den angefertigten hier unter IV. angefügten Verzeichniffen betragen Die zur Königl. 
Saͤchſiſchen Rentkammer eingezahlten baaren Kautionen mit Einfchluß des auf Weimar-Eiſenach fallen: 
den Antheild an vorerwähnter Wolles kyſcher Kaution von 1000 Rthlr. und mit Anschluß ber von 
dem Amtmann Laurich wegen bed Amts Zautenburg zu Frauenprießnitz beftellten. Kaution von 
500 Rthlr. die Summe von 

Siebzehn Taufend Eichen Hundert fünf und vierzig Thaler, zehn Grofchen, neun Pfennige, 
und fie werben nebſt ruͤckſtaͤndigen Zinfen der verzindbaren von Michael 1818. am gerechnet, der Große 
herzogl. Megierung. noch gewährt; dagegen find ald in Staatöpapieren und Dokumenten zur Königl. 
Saͤchſiſchen Rentkammer beſiellte Kautionen nady ben erwähnten Verzeichniffen unter IV. 





Zehn. 
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Zehn Tauſend Fünf Hundert flnf und ſechszig Thaler 
der Weimar-Eiſenachiſchen Regierung bereits abgewährt worden. | 
Sm übrigen bleibt der genannten Regierung die Nachliguidation wegen ber Kautionen vors 
behalten. So werben .auch die zu anderen Kaflen ald der Kbnigl. Sächfifchen Rentkammer eingezahlten 
auch in den Kreifen und Stiften befindlichen Kautionen, fo weit fie in dad Großherzogl. Weimar-Eifes 
3863. Gebiet gehoͤren und ſie nicht bereits abgeliefert worden, in den eingelegten Valuten gewaͤhrt. 
Die auf die Kautionen Bezug habenden Rechnungen und Schriften ſollen, wiefern es noch 
nicht geſchehen, der Großherzogl. Behoͤrde ausgeantwortet werden. 
Die zöntel. $. 67. In Betreff der mit einigen Beamten und Pächtern in den an das Großherzogthum 
Cell nt eins abgetretenen Gebietötheilen bereitd Könige. Saͤchſiſcher Seits gepflogenen Abrechnungen, treten bie 
Ad Sactern Deltimmungen bed £ 17. bed mehrerwähnten Vertragd-Artifeld auch für die gegenwärtige Ausein« 
berei gene anderfeßung in Wirkſamkeit, und es entfagt namentlid) Weimar: Eifenady allen öintorächen wegen der 
een 00 Rihir., welche Sachfen von ber Kaution des ıc. Wollesky inne behalten hat. 
Vertretung .$. 68. Die zur Königl. Sächfifchen Rentlammer und nachherigen Depofitenkaffe Jemen! baar 
derDepofiten. ald in Staatöpapieren und andern Dokumenten eingelieferten Depofita werden, foweit ſie in Die an 
' das Großherzogthun Weimar: Eifenady abgetretenen Sebictötheile gehören, von der Königl. Preußiſchen 
—A a ‚ fofern es nicht bereitd gefchehen, in den eingelegten Valuten obne Ausnahme 
vollſtaͤndig gewaͤhrt. 
Da der von Berlepſchiſche Nachlaß von ben Königl. Preußiſchen Oberlandesgericht zu 
Naumburg regulirt wird und die dazu gehörigen Depofita fich —*2— befinden; ſo hat Preußen ſelbige 
allein zu vertreten und die Großherzogl. Regierung wird den Preußiſchen Behoͤrden den Kammerſchein 
hber 6585 Rthlr. 9 Gr. Berlepſchiſches Depoſitum einhaͤndigen. Hiernach find als zur Rentkammer 
ober een Depofitenkaffe gefloffene baare Depofita die in ber angefügten Nachweifung unter 
. verzeichneten 
Sieben Taufend Ein Hundert fünf und zwanzig Thaler 6 Gr. 9 Pf. einfchlieglic) Zwei 
Thaler 16 Gr. 10 Pf. Aufgeld von 36 Rthlr. in Gold, 
und einfchließlich eines bei dem Juſtiz-Amte Wendelftein affervirten für Johann Chriſtoph Thieme 
zu Willerftädt reflamirten Depofttum von 50 Rthlr. Königl. Preußiſcher Seitd an das Großherzogthum 
zu gewähren. Dagegen find die in bad Großherzogl. Gebiet gehörigen, in Staatöpapieren und Dokus 
menten zur Rentlammer oder Depofitenkaffe eingelieferten in ber erwähnten Beilage V. verzeichneten 


Depofita an 

poſ Viertauſend ſiebenhundert fuͤnf und vierzig Thaler 
bis auf 32 Rthlr. 12 Gr. bei dem Amte Naumburg, imgleichen, ſoviel bekannt, bie bei Provinzial⸗ 
umb Unterbehörben befindlichen, in Baarſchaft oder Dokumenten beftehenden Depofita bereits an das 
Großherzogthum abgeliefert worben. 

Sollten in das Großherzoglicde Gebiet gehörige Depofita etwa noch nachträglicy aufgefunden 
werben, fo verfpricht Preußen deren Vertretung, ſoviel aber bie zur Königl. Saͤchſiſchen Renikammer 
oder Finanz.Hauptlaffe eingelieferten baaren Depoſita betrifft, nur für den San, daß folche noch innere 
halb der nad) Art. XII. $. 18. c. ber Hauptlonvention von Preußen zur Dedung uͤbernommenen 5000 Rtlr. 
liegen ſollten. Entgegengefeßten Falls, da, wo dad Abnigreidy Sachſen ſolche zu vertreten hat, wird Preußen 
feine Verwenbung bei der Königl. Sächfifchen Regierung, zu Gunften Weimar⸗-Eiſenachs, eintreten laffen. 

Gegenfeitige $. 69. Die Auseinanderfegung und Berechnung, Hinſichts ber einzelnen Gegenftände und Poften, 
Berechnung. ‚welche außer den in gegenwärtigem Artikel namentlid) erwähnten, noch weiter unter bie Beſtimmungen 
deſſelben fallen, — insbeſondere wegen ber demſelben entgegenlaufenden, nad) dem feftgefeßten Webers 
abetermin vom Sten Juni und iften November 1815., in Beziehung auf bad gegenfeitige Gebiet noch 
—* efundenen fiskaliſchen Einnahnten und Ausgaben, welche gegenſeitig zu erſtatten find, — bleibt 
den beiderſeitigen Verwaltungsbehoͤrden vorbehalten. 
Art. XI. Die Militair- und Kriegskaſſen-Angelegenheiten betreffend. 

Abtheilung G. 70. Nach Analogie der 6F. 60. und 61. bed vorhergehenden Artikels, verbleiben auch bie 
der Militair« Militairporräthe, Effekten amd Kaſſenbeſtaͤnde derjenigen Regierung ohne Nachrechnung, in deren Gebiete 

ehten.  folche am .Sten Juni ober Aften November 1815. ſich befunden haben. | 

Außerdem entfagt die Großherzogl. Weimar: Eifenacdhifche Regierung allen Unfprüchen, welche ſte 
auf den Grund der zwifchen den Kbnigreichen Preußen und Sachien, in Folge und in Gemäßpeit des 
Traktats vom 48ten Mai 1815. Art. 6. und 8. ‚gefchehenen Abtheiiung der Sächfifchen Armee, auf 
Artillerie und Ariegöposräthe, Regiments⸗ und Kompagnielaffen x., irgenb noch erheben koͤnnte. 
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$. 71. Die aus der Koͤnigl. Saͤchſiſchen General⸗-Kriegskaſſe an landesherrliche Kaſſen, ober 
Kreiſe, Diſtrikte oder Behoͤrden des Herzogthums etwa —— four, A —* F Kom reich der 6 
Sachſen nach Urt. XIII. g. 2. des Preußiſch⸗ Saͤchſiſchen Hauptvertrages zu Gunſten des Herzogthums Kal. ſerieg⸗ 
verzichtet hat, folgen den Kaſſen, Kreiſen, — oder Behörden, denen fie geleiſtet worden. 

872. Bon ben Schulden der Saͤchſiſchen General: Kriegekaffe uͤbernimmt die Großherzoglich⸗ Echulden der’ 
Weimar⸗Eiſenachiſche Negierung die Berichtigung der Forderungen der Unterthanen ihres — Generals 
für die in dem vorerwähnten Vertragsartikel $. 3. sub-a. bid mit h. nambaft gemachten Gegenftände in Kriegs Kafle. 
hen Ze wie dies Eritend der Königl. Preußiſchen Regierung, in Beziehung auf Dad Herzogthum, 
geſchehen iſt. 

F. 73. Die Königl. Preußiſche Regierung entſagt allen Anſpruͤchen an das Großherzogthum, Konten des 
Weimar: Eiſcnach, Hinſichts deffen Theilnahme an der —S wegen des —— zu HR 
Torgau und Wittenberg bereits angemeldeten oder kuͤnftig noch zur Sprache kommenden Forderungen, Wittenders. 
welche, ohne Unterſchied, die Konigl, Preuß. Regierung vertreten wird. 

$. 74._ Sollten nach $. 5. des mehrerwaͤhnten Vertrags-Artikels nod) Vertretungen wegen ber’ Anſprüche rem 
von fremden Staaten gegen das Konigreich Eachfen erhobenen ober vielleicht kuͤnftig noch zu erhebenden Yrrohenumg ſer 
Anſpruͤche für Verpflegung Säachſiſcher Militaırd von und ınit dem Jahre 1806. bid zum Sten Juni Königl. Sachfi, 
und Ijten November 1815. erwachſen, fo wird die Königl. Preuß. Regierung bdiefelben allein und ohne ſcher Zitate, 
Mitverpflihtung der Großherzogl. Regierung vertreten. 

$. 75. Es entjagt die Großherzogl, Weimar» Eifenachifche Regierung den Forderungen für bie „Lerpfesungs 
Verpflegung Preußifcher Truppen in den vormald Saͤchſiſchen Bebietötheilen. währen der —A — 
und 1806., wobei jedoch auch die Koͤnigl. Preußiſche Regierung die gegen Sachſen, wegen Verpflegun —R en 
Königl. Sächfifcher Truppen in. den Kheinprevinzen in Anregung: gebrachten Anfpräche, in foweit fie Juptrg,ge05- 
gegen Weimar: Eifenach gerichtet werden Fonnten, hierdurch: aufgiebt. . Mbrehnung 

$. 70. Kinfichtd der Abrechnung mit den vormals Königl. Saͤchſiſchen Militaird und’ deren Erben, mit Könial, 
wegen der ihnen oder ihren Erblaſſern zufichenden Anfprüche, innebehaltenen Traltamentögebührniffe —ã— — 
und dergleichen, kommen dieſelben Grundſätze in Anwendung, welche in dieſer Beziehung in den SS. 6. Ar nes ihres 
und 7. des alkgirten Vertrags: Artikeld fejtgeftellt worden find, Kricgsgrians 

$. 77. Wegen der Zraufcheingelders Kaffe hat man ſich gegenfeitig dahin‘ vereinigf,- daß bie Kae ein⸗ 
Großherzogl. WeimarsEifenachifche Regierung nach Maaßgabe der deshalb gepflogenen Berechnung ee 
19 Rthlr. S Gr. 8 Pf. in zweiprozentigen Kammerkredit-Kaſſenſcheinen nebft Zinfen;- j 

8 = 14 = 5 = in unzindbaren dergleichen Scheinen; 

164 = 18 » — s baar, einfchließlich der vorgedachten Zinſen bid Dftern 1826; 

252 Rthlr. 17 Gr. 1 Pr. Summa Zweihundert zwei und funfzig Thaler 17 Gr. 1 Pf. 
von Preußen empfängt. 

$. 78. Die wegen Kautionen der Militair-Nechnungsführer von ber‘ Großherzogl. Regierung gantionen der 
etwa zu erhebenben Anſpruͤche, werden nach ben Beſtimmungen bed $. 10. des mehrerwähnten KL Werc Finke 
trag6 = Artifeld beurtheilt. | j 

Art. XII. Die Penfionen und Wartegelber betreffend. 

$. 79. In Betreff der Penftonen, Wartegelder und ähnlichen Bewilligungen, werden bie Beſtim⸗ 
mungen bed Art. XIV. beö Preußiſch⸗Saͤchfiſchen Hauptvertrages vom 28ſten Auguſt 1819. auch zwiſchen 
der Königl. Preußiſchen und Großherzoglichen Regierung angewendet, Letztere übernimmt dem gemäß 
die Befriedigung beijenigen- Penfionärd, MWartegelder oder irgend eine andere Unterftligung. dieſer Art’ 
gerießenden Individuen vom Zivils und Militairftande,. weldye am Sten Juni und refp: Iften November 
1815. in ben jetzt Großherzogl.. Weimar-Eiſenachiſchen Gebietötheilen ihren wefentlichen Wohnftt hatten. 

Zugleich wird hiermit ausdruͤcklich feſtgeſetzt, daß bie feit dem’ erfolgte, oder in Zukunft noch 
erfolgende Verlegung des Wohnſitzes der in Rebe’ ſtehenden Genußberechtigten in dad Gebiet: ber andern 
Regierung, auf dieſe allgemeine Beflimmung von feinem’ Einfluß ift, und die ihnen zugeficherten Unter⸗ 
flüßungen, aus dieſem Grunde, ihnen weder‘ erſchwert noch entzogen werben follen. 

Was auf die hiernach von der einen Regierung zu’ vertretenden: Gebührniffe ven einer’ Kaffe der’ 
andern Negierung gezahlt worden ift, foll geyenfeitig baar erſtattet werben. 

Art. XIII. Ständifche und ritterfchaftlihe Kaffen betreffenp:- 
, 80.: Waß. die unter ben Beſtimmungen der vorhergehenden Artikel nichk‘ nit begriffenen' ſtaͤn⸗ 


diſchen: Sb ritterſchaftlichen Kaſſen des Thhringifchen und Neuſtaͤdtiſchen Kreifcd wie’ des Stiftes 
aume: 
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Naumburg⸗Zeitz anlangt, fo wird bie Abtheilung ber Beſtaͤnde dieſer Kaſſen und bie Auseinanderſetzung 
wegen ihrer Ruͤckſtaͤnde, fo wie ber übrigen auf den ſtaͤndiſchen Verbindungen in dieſen Kreiſen beruhen⸗ 
den Berhältniffe, in berjelben Urt durch, von den beiberfeitigen Regierungen bazu ernannte ftänbifche 
Deputirte bewirkt, wie bied durch Art. AV. der Preußifch=Sächfifhen Hauptlonvention für Preußen 
und Sachſen beftimmt worden ift, jedoch mit Wegfall der Beſchraͤnkung wegen ber biö zum Iten Juni 
1818. nicht erfolgten Einigung. 

Die von diefen önbifehen Deputirten abzufchließenden Konventionen follen, nachdem fie bie Ges 
aehmigung ber beiberfeitigen Regierungen erhalten, dieſelbe Kraft und Wirkſamkeit Haben, als wenn 
fie dem gegenwärtigen Vertrage woͤrtlich einverleibt wären. 

Art. XIV. Brandlaffe und Brandverſicherungs-Inſtitute betreffend. 
F. 81a. Bei AUbtheilung der Branbfaffe und der Brandverficherungd=-Sinftitute werben im All⸗ 
emeinen bie nämlichen Grundſaͤtze befolgt, welche bei der Auseinanderfegung zwifchen Preußen und 
achfen wegen biefer Gegenftände in Anwendung gebracht worden find. | 
AlteBranb- F. 81b. Die Untheile des Herzogthums Sachfen an den, unter ben gemeinfamen Namen ber 
ae " ‚olten Branblaffe begriffenen, den refp. Immobiliar- und Mobiliars Brandlaffen gehdrenden Kapitalien 
und Beſtaͤnden, werden nad) dem Verhältniß ber gefammten Beiträge oder der damit Ibereinftimmenben 
efanmten Aſſekuranzſumme der refp. Königl. Preußifchen und Großherzogl, Weinar: Eifenachifchen Ges 
Bietötpeile ‚ auf beide Regierungen reparfirt. 
Hiernach werben 
Abtbellungs⸗ $, 82. a) die Aktiva der Immobiliar⸗Brandkaſſe 
Maaßſtab. zu 7% Theile für Preußen, und 
58 Theile für Weimar: Eifenad), und 
b) die Aktiva der Mobiliar Brandfaffe 
zu 5 Theile für Preußen, und _ 
13355 Theile für Weimar : Eifenach 
abgetheilt. 


Abtheilung F. 83. Nach dieſen reſp. Verhaͤltniſſen und ben deshalb angefertigten und von ben beiderſeitigen 
"Bevollmächtigten als richtig anerkannten Berechnungen, erhält dad Großherzogthum von dem Vermoͤgen 
der alten Brandlaffe die Summe von 
Zwei Zaufend Neun Hundert und neunzehn Thaler 4 Gr. — Pf., nämlich: 
80 Rthir. I Gr. 9 Pf. an vier und ein halbprozentigen Hypotheken⸗Kapitalien, 


193 «© = 11 = an breiprogentigen Steuerfredit » Kajfenfcheinen, 

4414 s» 15 = 5 = an bergleihen Kammerkredit-Kaſſenſcheinen, 

840 = 2 = 9 = am ziveiprogentigen bergleichen Scheinen, 

8853 s 12 = 2 s haar mit Zinfen von obigen Kupitalien, bier bis Oſtern 1826. gerechnet und von 


da an vorbehalten. 
2919 Rthir. 4 Gr. — Pf. Summe, wie oben. 


biliar⸗ $. 84, Bei der Auseinanderſetzung wegen bed Immobiliar-Brandverſicherungs-Inſtituts find 
randverf- biejenigen Beträge in Unfag gebracht worden y 9 elche DH Orte feit ie 1814, FAR 
gerungs⸗In⸗ aus Königl. Preußifchen, ald aus Konigl. Sächfifchen Kaſſen erhalten haben, ba die Ichfgenannten 
ſtitut. Zahlungen von Preußen gegen Sachſen vertreten worden find. J 
lernach bat die Großherzogl, Weimar⸗Eiſenachiſche Regierung die Summe von 
2783 Rthlr. 19 Gr A Pf. Zwei Taufend Sieben Hundert drei und achtzig Thaler 19 Gr. 4 Pf. 
baar an Preußen herauszuzahlen, | 
Mobiliar $. 85. Fuͤr die Abtheilung des Mobiliars Branbverficherungs- Fnftituts iſt das Verhaͤltniß aus 
Brandverfi- ber Summe ber Neujahr 1816, in beiden refp, Landestheilen rhdRändig gewefenen Mobiliar Wronbe 
Aerungs-jt- ſchaͤden⸗ VBergätigungen | 
ru auf 4 Theile für Preußen, und 
auf 15, Theile für Weimar: Eifenacdy 
berechnet und fowohl das Aktivum dieſes Inſtituts, ald auch die, nady Urt. XVII. 6. A. der Breußi 
Saͤchſiſchen Hauptlonvention von: 28ften Auguft 1819. von Preußen an Sachſen —8* — 
von 2000 Rthlr. in Kammerkredit⸗Kaſſenſcheinen a 2 % abgetheilt worden. 17 
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Da auch bei dieſem Inſtitut mehrere Branbichäben-Verghtungen an Großberzogl. Drie nad) - 
dem zum Aber a ommenen iften Januar 1816. Kowohl aus Preußiichen als Sächfifchen 
Kaſſen vorfchußmeife geleiftet und leitere von Preußen gegen Sachſen vertreten worden find; fo hat das 
Großherzogthum in Gemäßheit geflogener Berechnung die Summe von 

Zwei Taufend Zwei Hundert neun und dreißig Thaler 16 Gr. 3 Pf., nämlich: | 
1,857 Rthlr. 16 Gr. 3 Pf. baar, einfchließlich der Zinfen von dem zindbaren Anteile bis Oſtern 1826. 
‚32 = — = — = an zweiprozentigen Kammerkreditkaſſen⸗Scheinen. 


2,239 Rh. — gi mer wie Den oo. 

an bie Königl. Preußifche Megierung zu berichtigen. lan 

$. 8%. Nach —* —* Gewährung ber vorgenannten refp. Zahlungsverbinblichleiten Verjicht⸗ 
entfagen beide Regierungen fhr fidy und ihre Unterthanen allen gegenfeitig an deren Branbverficherung- leitung. 
Inſtitute zu machenden Unfprüchen. 


Art. XV. Die Fonds der Hälfd: und Wiederherftellungds Kommiffion betreffend. 

587. Megen der Fonds der Huͤlfs⸗ und Wiederherſtellungs⸗-Kommiſſion finden bie Beſtime Wötbellung 
mungen bed Art. XVIIT. bes Preußifch- Sächfifchen Hauptvertrages vom 28ften Auguſt 1819. auch Hier der Fonds. 
Anwendung, und ed bleiben daher jeder Regierung diejenigen Berechnungspoften, Vorſchuͤſſe , Beſtaͤnde, 
Kapitalien und Pfänder zur eigenen Dispoſition und Einziehung überlaſſen, welche für die Unterthanen 
des cinen ober des andern Landestheiles verwendet worden find, und in letzterm am Sten Juni und 
tefp. iften November 1815. außenftanden oder indafigen Kaffen befindlich waren. Die darlıber ſprechen⸗ 
den Dokumente und Beweiſe, ſammt den von Behoͤrden oder Individuen der Eingangs benannten Koms 
miffion eingereichten Mechnungen werben, infofern fie bie Großherzogl. Gebietötheile betreffen und von 
Sadıfen an Preußen audgelicfert worden find, an die Großherzogl. Weimar: Eifenachifhe Regierung 
abgegeben. - ' ' 
$. 88. In Betreff ber von dem Herzogthum Sachfen zur Vertretung fbernonmenen ruͤckſtaͤn⸗ Regiekoften. 
eigen Negickoften der in Rebe ftehenden Kommiſſion hat man ſich dahin vereinigt, baß folche von der 
Idnigl. Preußifchen Regierung allein, vertreten werden, und es wird daher das Großherzogthum Weimar: 
Eiſenach aller diesfallſigen Verbinblichkeiten entbunden. | 


Urt. XVI. Hebammen⸗Fonds. 

$. 89. Die Großherzogl. Sachfen-WeimarsEifenachifche Regierung verzichtet -:f dad dem Heb⸗ 
ammeninftitut zu Wittenberg ausfchließend zugehörige Vermögen,. imgleichen auf die bi zum 5ten Juni . 
1815. für daffelbe aus dent allgemeinen Fonds verwendeten Sunmen, nicht minder auf bad von dem 
nen Fonds auf dad Herzogthum Suchen gekommene Averfional- Quantum von ZSmölftaufend 

alern. ' | 
Urt. XVIl. Das Soldatenfnabens Ynftitut zu Unnaburg betreffend. 

$. MW. Die Großherzogl. ehmar- Eijenachijche Regierung entfagk den Anſpruͤchen an die Fonds 
des Soldatenknaben-Inſtituts zu Annaburg, und die am Sten Juni 1815. bei demſelben befindlichen 
etwanigen Naturals und fonftigen Kaffenbeftände, 

Bon den aud dem von Unruhſchen Legatenkapital dem Herzogthum zugefallenen 1000 Rthlr., 
ſoll jedoch das Großherzogthum einen nach der Volkszahl berechneten Untheil von 52 Rihlr. 20 Gr., 
nebft Zinjen a 4 Prozent, vom Iften Zuli 1815. ab, welche leßtere bis Oſtern 1826. 22 Rthlr. 20 Gr. 10Pf. 
— alſo in Summe 75 Rthlr. 16 Er. 10 Pf. — Fuͤuf und ſiebenzig Thaler 16 Gr, 10 Pf. — 

a ten. . 

Fuͤr die nach den Grunbfäßen, welche in gleicher He zwifchen Preußen und Sachfen fefte 
gefteli worden, in die Großherzogl. Gebietötheile gehbrigen, feit dem Aften Juni und refp. 1ften Novem⸗ 

er 1815. in dieſem Juſtitut etwa verpfiegien Soldatenfnaben, bezahlt die Großherzogl. Regierung, auf 
bie Dauer dieſer Verpflegung, für jeden Kopf täglich A Gr. 3 Pf., oder jaͤhrlich 65 “hnler, und wird 

die diedfallfige Liquidation Königl. Preußifcher Seits vorbehalten, 
Urt. XVII. Die Straf: und Verforgungd= Unftalten betreffend. | 

In Unfehung der algemeinen Strafs und Verforgungds, Irren⸗, Waiſen⸗ und Lands Arbeitd« 
Uinftalten, deren Fonds, Beſtaͤnde und fonft hier in Frage kommende Verhältniffe, wird nach Unleitung 
bed Art. XXI. des Preußiſch⸗Saoͤchſiſchen Hauptvertrags vom 28ſten Auguſt 1819., und auf ben Grund 
der. deshalb flattgefundenen Ermittelungen, Folgendes hierdurd) feftgefett. 

Zum Jahrgang 1826. € 6, 9. 


Veſtimmungen $. 91. Die Großherzogl. Weimar⸗Eiſenachiſche Regierung entſagt allen Anſpruͤchen an bi 
w ⸗ ie in 
keinen ah bem l. Preußiſchen Gebietötheile gelegenen Unftalten re die —— —E— 
en und bad Waiſenhaus zu Langendorf, und an das einer jeden derſelben zugehbrige beſondere Vermoͤgen. 
Außenſtehen⸗ .$. 92. Die am Sten Juni und reſp. Iſten November i815. außengeflandenen Mefte jeder Urt 
de Aktiva. verbleiben bemjenigen Landestheile, in welchen: fie an den gebachten Tagen auögeflanden, fo wie Die 
gen Proper⸗Reſte der Kotteries Kollefteurd dem Lanbeötheile, in welchen: die damald wohnhaft 
geweſen. 
Ubtheilung der 6. 93. Die den Herzogthum Sachſen nad) Urt. XXI. $$. 3, 8., 12. und 13, bed Preußi 
Sonde ber ar Sächfifhen Hauptvertrages, und beffen Beilage unter dem Zeichen ©, Überwiefenen —* N m 
J — and: Urmenhauds und Landarbeitshaus-Hauptkaſſe und dem f. g. Unterftüßungsfonds, werben nad) tem Ver: 
des Unter niß ber Preußifchen und refp. Weimar-Eiſenachiſchen Seelenzahl in den altzerbländifcyen Kreifen 
fugungefonde, —2 ßiſch ſp. W Eiſenachiſchen Seelenzah ſchen Kreif 


Dieſes Verhaͤltniß iſt: 
a) in Betreff der durch den Staatsvertrag vom Aflen Juni 1815. an bad Großherzogthum abgetre⸗ 
tenen Ranbestheile ' 
auf 5 für Preußen, und 
. u für Weimar: Eifenad), und ' 
D) in Betreff der durch Die Konvention vom 22jten September 1815. abgefretenen Diftrifte 
auf Or für Preußen, unb 
1 für Weimar: Eifenach 
ermittelt worben. 


Hiernach erhält bad Großherzogtum Weimar» Eifenad) 
a) von dem fichern Vermögen tie Summe von 
Zehn Taufend Vier Hundert und dreifig Thalern 1 Gr. 141 Pf.’ 
nebft Zinfen von dem zinsbaren Vermögens: Antheile vom Sten Juni und refp. 1ften November 1815. 
an, in folgenden Valuten: 
1,785 Rthir. 18 Gr. 10 Pf. in fünfprogentigen Hypotheken-Kapitalien, 
22 i 


2,50 = = 6 = vierprozentigen dergleichen, 
3831 = 8 = 7 = = breiprozentigen Steuerfrebit- Scheinen, 
2A ss 21i11s 2s= = dreiprogentigen Kammerkredit s Kaffenfcheinen, 
104 = 4 = 11 = z zweiprogentigen dergleichen Scheinen, 
92 = 45 = 5 = = unzindbaren dergleichen Scheinen, 
4,520 5 3 8 6 * baar. 
40,430 Rthir. 1Gr. 11 Pf. wie oben. Hierzu 
2121 = 2 = 6 = Zinſen bid Oftern 1826. gerechnet, 


12,551 Rthlr. AGr. 5 Pf. Summe, 
"b) von dem unftchern Verindgen beſtehend in 
15,000 Rthlr. — Gr. — Pf. Kapitalien, 
15,654 = 412 = 4 = 3Zinöreften, 


63,654 Athlr. 12 Gr. A Pf. überhaupt Ä 

einen von dem was barauf eingehen wird, nach obigen Verhältnif zu berechnenden Antheil. J 
Vergutung des $. 94. Da der Verpflegungs-Aufwand für die, nach dem Sten Juni 1815. in ben Saͤchſiſchen 
Terofegunge: Strafe, Verſorgungs-⸗, Irren⸗ und Arbeits-Anſtalten noch befindlich geweſenen, in das Großherzog⸗ 
Aunwandes Cr thum Meimar- Eifenach gehörigen Individuen, nad) den durch den mehrermähnten Hauptvertrag bere 
machlihe Indie glichenen Eigen von rejp. 120 Rthir., 90 Rthlr. ünd 72 Rthlr. von Preußen vollſtaͤndig an Sache 
viduen. Derautet worden iſt; fo ift fowohl in Betreff dieſer Koſien, als bed, durch den Aufenthalt Weimar⸗ 
Eifenaifcher Individuen in den Preußifchen Unftalten zu Lichtenburg und Langenborf verurjachten 
Aufwanded, und endlich auch wegen ber Uebernahme- und Transportloften der an Weimar⸗Eiſenach 
abgegebenen Perſonen, mit Berhckſichtigung der zwei verſchiedenen Gebiets-Abtretungstermine des 
. 5ten Yuni und Aften November 1815. Berechnung, geflogen und hierbei die Frage, welche Individuen 
in das Weimar: Eifenachifche Gebiet gehören, nach den zmijchen Preußen und Sachfen diesfalls ange 
wendeten Grunbfäßen beurtheilt worden. In Gemäßheit diefer hierdurch) genehntigten Berechnung hat 
die Großherzogliche Rıgierung die Summe von Iwei 
ei 
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' Zwei Tauſend Ein Hundert neun und breißig Thaler 16 Gr. 
an die Königl. Preußiiche Regierung zu erflatten. er 
$. 95. Nach Berichtigung ber vorerwähnten gegenfeitigen $orberungen verzichten beibe Regie⸗ ' ersicht- 
rungen auf alle, wegen ber mehrgedachten Anftalten, ihrer Fonds, Nutzungen ic. zu machenden Anfpräche, eiſtung. 


Art. XIX. Fromme Stiftungen und Unterrichts-Anſtalten insgemein. 

F. 96. In Anſehung der frommen Stiftungen und Unterrichts-Anſtalten erſtreckt ſich die Umfang der 
egenwaͤrtige Auseinanderſetzung nur auf biejenigen, ‚welche durch die Hauptkonvention vom 28flen gegenwärti> 
Anguft 1819., Art. XXII. bid mit XXVIII. auf den Grund ber dafelbſt angezogenen Speztalfonvention Anperfegung 
vom Zijten Juli 1817. zwifchen den Königreichen Preußen und Sachien namentlich auseinander gefeßt j 
worden find. Alle andere und indbsfondere diejenigen, welche nad) Maaßgabe der erwähnten Haupte 
fonvention Art. XXII. $. 1. ziwifchen” der Koͤnigl. Preußifchen und Königl. Saͤchſiſchen Regierung zur 
befonbern Aussinanderfegung vorbehalten geblieben und zu denen unter andern auch die Wittwen= und 
Maifen-Verforgungsfaffe für Das Forſt- und SFagdperjonal gehört, bleiben, in foweit die an das 
Großherzogthum abgetretenen vormald Saͤchſiſchen Dijtrifte daran betheiliget find, gleichermeife zmifchen 
der Königl. Preußiichen und ber Großherzogl. Weinar » Eifenachifchen egierung, zur fünftigen Aus⸗ 
einanberjeßung, nach ben burd) Die vorerwähnte Spezialfonvention feftgefielten allgemeinen Grundfägen 
und den |pateren zwifchen Preußen und Sachſen, in Bezug auf diefe Stifiungen getroffenen, Vereins 
barıngen vorbehalten. Ä 

% 97. Es entiagt die Großherzogl. Sachſen-Weimar-Eiſenachiſche Regierung den an. das _ Univerfität 
Vermögen ber Univerfitat Mittenberg erhobenen Anſpruͤchen, vorbehältlich der hiervon unterfchiebenen zaittehberg 
Stipendienfliftungen, welche zu den zwifchen Preußen und Sachſen zur Auseinanderſetzung vorbehals Den 
tenen Stiftungen gehoeren. In wieweit diejelben di Landesſohne des geſammten Herzogthums Sachfen gen, 
oder der an bad Großherzogtfum abgetretenen Gebietstheile oder für Samilien, deren Glieder ſich in 
diefen Gekictötheilen befinden, beſtimmt feyn follten, in fofern bleibt die Auseinanderjeßung berjelben 
auc) zwiſchen der Konigl. Preußifchen und der Großherzogl. Sächfifchen Regierung vorbehalten. Die 
letztere entſagt namentlich auch den, nad) Art. AXLV. 9%. 1 und 2. des Hanptvertraged unter dem 
Namen der Freibergiiben Alzeffion der Univerfität Wittenberg ausgeworfenen Antheil an dem Ber: 
mögen tes Sungfrauenklofterd St. Jakob zu Freiberg und den nach Urt. XXV. sub 8. auf fie repar⸗ 
tirten Antheil an der fogenannten Ständilihen Penhond- und Gratififationdfaffe; dagegen entfagt die 
Kdnigl. Preußiſche Regierung allen Anfprücdyen an dad Großherzogtum wegen der auf die Dienfiges . 
ichirrgelder der Ballet Thüringen gewiefenen Stipendiengelder. 

$. 98. Sn Anſehung der von Privatkollatoren abhängigen Stipendien und Konviktſtellen, Deren Genußrechte 
Genuß, vermbdge der Stiftung, namentlich auf der Univerfität zu Wittenberg, oder nad) deren erfolgter an Lokal⸗ 
Vereinigung mit der Univerſitaͤt zu Halle, daſelbſt Statt finden ſoll, ſo wie in Anſehung der von Privat⸗ ien. 
Kollatoren abhängigen Freiftellen auf der Schule Pforta, follen den Landesſohnen aus den an das Groß- 
hergogthum abgetretenen vormals Königl. Saͤchſiſchen Gebietötheilen, bie gleichen Genußrechte, wie den 
Landedfdhnen aus dem Königl. Preußifchen Herzogthum Sachen ungefchmälert verbleiben. 

$. 99. Es befichen die Kollaturs und Übrigen Privatrechte, welche etwa Korporationen, Gemein⸗ grivatkolla⸗ 
den, Ghtern und Perfonen, in den an MWeimarEifenach abgetretenen Sächfifchen Gebietötheilen, in Bes tursRedhte. 
ziehung auf Dencfizien irgend einer Urt, zuftchen, 3.8. den Familien von Marſchall und von Wols 
ferstorf, in Rüdjicht Pfortaifcher Freiftellen, fortwährend ungekraͤnkt. Dergleichen Kollaturberechtigfe 
follen an der Aushbung ihrer Befugniß, wie Aberhaupt fo insbefondere zum Velten Großherzogl, Weimar 
Eiſenachiſcher Landesſoͤhne, auf Ecine Weife behindert werden. 


$. 100. Bei Abtheilung der Stiftungsfonds follen Abtheil 
a) fortdauernde Leiſtungen und Bezüge aus denſelben nach Fuͤnf Prozent, v. Orkunge 
b) temporäre Bezüge hingegen nach zehn Prozent Sonde, 


zu Kapital berechnet, und 
.) von dem fogenannten unfichern Vermögen, d. h. ſolchem, welches fi) im Konkurs befindet, bie 
Kapitalien mit zehn Prozent Abzug, und die Zinfen mit fünfzig Prozent Abzug. gewährt, und zwar 
letztere bis zum Michaelistermin 1819. berechnet werben. | 
Art. XX. Die Deutſch⸗Ordensgüter betreffend. Hebernabme 


6. 101. Da die zum Kompler der vormaligen Ballei Thhringen gehdrig gewefenen Kommende der auf den» 


Guͤter Zwäzen, Lehſten und Liebſtaͤdt, nach Art, LI. des Staatövertrages vom iften Inni 1815., ber felben baften: 
= a e 
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Großherzogl. Weimars Eiſenachiſchen Regierung in der Qualität als Domainen überlaſſen worben find; 
[e übernimmt die Königl. Preußifche Regierung die alleinige Entſchaͤdigung derjenigen Unterrichtsanftalten, 
n bie Ballei Thüringen und das zur vormaligen Ballei Heffen gehdrig geweſene Kommende: Gut 
Griffftäpt dur Verfügung Er. Majeftät des Konigs von Sachfen uͤberwieſen worden iſt. 
Dagegen bat die Großherzogl. Regierung fänmtliche Schulden und Laften, welche, von jener 
Stiftung unabhängig, auf den Eingangs erwähnten Gütern zur Zeit ihrer Abtretung hafteten und auf 
jeden Beſitzer rechtlich dıbergehen, mit alleiniger Ausnahme der im vorigen Art. XIX. $. 97. gedachten, 
auf Die Dienfigefchirr- Gelder der Ballei Thüringen gewieſenen &Stipendiengelder, antheilig zu vertreten. 
Zu diefen antheilig von Weimar zu Abernehmenden Schulden und Laften gehören namentlich: 
a) die auf ver Ballei Thüringen mit Hypothek oder cinem fonft auf jeden Beſitzer uͤbergehenden Recht 
haftenten ne , mit den davon feit dem Sten Juni 1815. bereitd fällig worbenen oder noch 
werbenden Zinſen; 
b) die, vermdge des zwifchen mehreren Höfen des vormaligen Rheinbunds unterm 18ten Mai 1815. 
fRergentheim abgefchloffenen Vertrages, auf die an dad Königreich Sachfen gelommenen Deutfche 
Ordensgüter gewiefenen, aus dem Verhältniß derjelben zum vormaligen Hoch: und Deutfchmeifters 
thum zu Mergentheim herrührenden Zentralstaften und Kompetenzen vormaliger Ordensglieder; und 
c) bie an einige Balleıbeamte und Diener auf deren Lchengzeit zu bezahlenden, auf den Kompler ber 
‚ genannten Ghter gewieſenen Penjionen. Ä 
Theilungs⸗ F. 102. Das Verhaͤltniß, nad) welchem dad Großherzogthum Weimar⸗Eiſenach zu ben sub a. —c. 
Maaßſtab. des vorfiehenden $. aufgeführten Schulden und Laſten beizutragen bat, iſt nach dem Verhaͤltniß ber 
Mevenhen biefer Güter, wie foldye von den Preußifchen und Saͤchſiſchen refp. Ausgleichungskommiſſionen 
ermittelt, und ber viebfallfigen Außceinanderfeßung zu Grunde gelegt worden find, berechnet worden. 
Hiernady bat die Großherzogl. Regierung 
- a) in Betreff ber, auf der Geſammtniaſſe der erwähnten Ordensguͤter haftenden Laften, nach dem 
Verhaͤltniß von 3 Theile, und 
b) in Betreff der auf der Vallei Thhringen allein haftenden nad) uno Theile beizutragen. 


Schulden⸗ 6. 103. Auf den Grund der in ben vorhergehenden $$. enthaltenen Beſtimmungen und in Fol 
Verthetlung. ber deshalb geiroffenen Vereinigung ift man zur Vereinfachuug der Audeinanderfeßung, wegen biefer 
Schulden und Laften, tiber Folgendes hbereingefonmen: u Ä 
‚a) die Grofherzogl. Regierung übernimmt dad auf dem Kompler ber vormaligen Ballei Thhringen 
hypothekariſch haftende f. g. Elziſche Schuldfapital von 2,500 Mthlr a A Prozent jährlicher Ver⸗ 
zinfung, vom iften Juni 1815. an, zur alleinigen Vertretung, und wird wegen des bei Preußen 
verbliebenen, unter obigen Kompler mit begriffenen Gutes Nägelftadt, Königl, Preuß. Seite, 
durch Gewährung eines Kapitald von 816 Rthlr. 6 Gr. und der Zinfen zu 4 Prozent vom 1ften 
Juni 1815. ab, alfo, dieſe bis Oſtern 1826. berechnet, mit 353 Rthlr. 16 Gr. 11 Pf. hberhaupt, 
demnach durd) Zahlung eined Betrags von 1,169 Rthlr. 22 Er. 11 Pf. ‚Eintaufend Einhundert neun 
und fechzig Thaler 22 Gr. 11 Pf. entfchäbigt; wogegen die Großherzogl. Regierung bie aus Preuß. 
Kaffen feit jener Zeit vorfchußweife bezahlten Zinfen an Preußen reſtituirt; 
b) die Königl. Preußifche Regierung übernimmt die Zahlung der dem vormaligen Komthur Zreiherrn 
SV eyer von Evenbad), auf beffen Lebenszeit gebührenden, auf dent Komplex der vormaligen 
alei Thhringen baftenden en tn jahrlich A oh 1 &r. 5 Lu , und wird für den davon 
auf dad Großherzogtfum fallenden Anthei ur ewaͤhrung ein apitald von 
f ßherzogthum | 498 Rthlr. 18 Gr. 10 Pf. 
und der feit dem Iften Juni 1815. bis Oſtern 1826. davon fallenden 


Zinfen à 5 Progent ............. onsonesenensssreseneneneinnnen 70 = 3e 8⸗ 
bberhaupt durch Zahlung‘ von.... .3 768 Rthir. 22 Gr. 6 Pf. 


f Siebenhundert acht und ſechszig Thaler 22 Gr. 6 Pf. 

baar entſchaͤdiget; 

vr) wegen * von Preußen an den vormaligen Ballei⸗Sekretair Riemſchneider, bis zu beffen 
Ableben, gezahlten Penfion, zahlt das Großherzogthum feinen diesfallſigen Beitrag baar mit 
297 Rthlri 16 Gr. Zweihundert ficben und neunzig Thaler 16&r. . 


. Mab dagegen bie anf ten an bad Großherzogthum abgetretenen vormaligen Kommenbeghtern 
Bivägen, chiten md Liebſtaͤdt ſpeziell haftenden Schulden, Laſten, Peuſionen, Unterflügungen ne 
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Eiche und Schullehrer u. ſ. w. betrifft, fo wird deren Berichtigung von ber Großherzogl. Regierung allein 
Abernommien. 
F. 104. Beide Regierungen werben fich dasjenige erftatten, tva8 obigen Beflimmungen entgegen Abrechnung. 
wechfelfeitig bereitö bezahlt worden. Sollten fi) außer den befonders genannten Schulven der vormali⸗ 
gen Ballei Thuͤringen noch andere finden, welche am Iſten Juni 1815. darauf hafteten und nach obigen 
Beftimmungen dem Großherzogtum zur Laft fallen; fo bleibt die desfallſige Auseinanderſetzung den 
Berwaltungsbehorten vorbehaten. | 
$. 105. Da die Auseinanderfeßung ber in Rede flehenden Ordensguͤter mit den Alledialerben des Anſoruͤche 
lebten Komthurs, Frhrn. v. Berlepſch, noch nicht definitiv erfolgt ift; fo verpflichtet fich die Öroßherzogl. an 
Weimar⸗Eiſenachiſche Regierung, deren etwanige Anſpruͤche an folche Gegenftänte, welche mit den ges Alnbial- Er« 
. bachten Gütern in ihren fisfalifchen Befiß übergegangen find, gegen bie genannten Erben zu vertreten. hen. 
So wie jebocdy der Großherzoglichen Regierung alle biergegen ftatt findende Exzeptionen vorbe⸗ 
halten worden, jo wird auch die Ko::igl. Preuß. Regierung die hierzu nöthigen Beweis- und Nertheidis 
gungdmittel, in fofern fie folche befißt, außliefern. 
In Anfehung der von einigen Beamten und Pächtern ber an Weimar: Eifenady abgetretenen 
vormaligen Ordensguͤter beſtellten Kaufionen, bleibt ed den Kautiondftellern überlaffen, fich entweder 
mit den von Berlepfcbifchen AUllodialerben oder mit der Großherzogl. Negierung, weldye, in fofern Er: 
ere nicht zu deren Vertretung für fchuldig erkannt werben follten, foldye Gbernimmt, auseinanderzu⸗ 
etzen und ſoll jedenfalls Preußen deshalb auf Feine Weife in Anfpruch genommen werben. 
Art. XXL Prokuratur Meißen. 
6. 106. An den, durch die Preußiſch-Saͤchſiſche Hauptlonvention, vom 28ften Auguft 1819. 
Art. XXIV. unter 3, auf dad Herzogthum Sadıfen gekommenen Vermoͤgen der Profuratur Meißen, 
nimmt dad Großherzogthun Weiniar-Eiſenach nach Tapitalmäfiger Dedung der bleibenden Bezuͤge 
mit 5 Prozent und der temporären Bezüge mit 10 Prozent in dent Bevölferungsverhältniffe der daran 
theilhabenben Kreife und Aemter Theil, welches einen Abtheilungs-Maaßſtab für daſſelbe von 0,0230 
zweihunderf dreißig ZIchntaufendtheilen gewährt, und hat hiernach 
a) 1,649 Rthir. 8 Gr. 6 Pf. ſicheres Vermoͤgen inel. Zinfen bis mit Oftern 1826. Mr empfangen und war: 
711 Rthlr. 15 Gr. 8 Pf. fünfprogentige Hypotheken-Kapitalien, 


79 = 18 = 9 = vierprozentige dergleichen, 
31 = 4 = — drreiprozentige dergleichen, 
158 2 8 = 5 =  dreiprozentige Steuerfrediticheine, 
6 = 20 = 7 =  breiprogenfige Kammerfrebit = Kaffenfcheine, 
122 = 19 = — =: gibeiprogentige dergleichen, 
508 = 183 = 1 = aar, einfchließlich Zinfen bis Oftern 4826, 


Eumme wie oben, Ein Tauſend Sechöhundert ncun und vierzig Thaler 8 Gr. 6 Pf. 
Die feit dem Aften April 1526, an Inufenden Zinfen werden der Großherzog. Saͤchſiſchen Re⸗ 
gierung vorbehalten. | 
b) Unfichered Vermögen: 0 
An Kapital................ .............. 47 Rthlr. 20 Gr. 2Pf. 
An Zinsruͤckſtaͤnden bis Michaelis 1819. ..... 10 = 44= A: 


Summe 58 Rthlr. 10 Gr. 6 Pf. 


Art. XXIL Landſchule Pforta und daher rührende Fonds. 

$. 107. Die Sroßherzogl. Weimar: Eifenadhifche Negierung entiagt den, auf bad Vermoͤgen 
der Schule Pfo:ta überhaupt und der Schul=Pfortaifchen Stiftung intbejondere, deren etwaige Ueber⸗ 
fchffe oder aus dieſen gebildete Fonds, erhobenen AUnfprüchen, wogegen die König. Preuß. Regierung 
ai auf jeden Beitrag des Großherzogthums, ſowohl wegen des Jogenannten Pfortaifchen Reluitions— 
infenfonds, ald auch wegen der, bezüglich auf die Pforkaiichen Fonds, von Preußen gegen Sachien 
bernommenen Verpflichtungen, indbefondere wegen. ded zur Entichadigung für Die aufgegebenen — 
aus der Schul⸗-Pfortaiſchen Stiftung gewährten Averſunis von 10, 0 Rthlr. in landſchaftlichen Sbli⸗ 

gationen Verzicht leiſtet. n 
. Die der Landfchule Pforta zuſtehende Gerichtsbarkeit uͤber das an Weimar⸗-Eiſenach abgetretene 
Dorf Darnſtaͤdt, nebft Zinſen, Sehnen, Frohnen und übrigen Gerechtſamen, auc) ben zeither von der 
Großherzogl. Regierung bezogenen Nußungen und den Rüditänden, wird dem Großherzogthun mn 

ifen Ä . 


, > 29 u ? 


Eifenach Aberlaffen und die Konigl. Preußifche Regierung übernimmt es, bie Lanbfchule Pforta für 
biefen Verluſt aus eigenen Mitteln zu entjchädigen. 

Urt. XXIII. Profuratur Zeiß, ae WI Aa Re end und Profuräturs 

Allmoſenkaſſe daſelbſt. . 

-$. 108. Bon der Profuratur der Schloßfirchen -Cimbel= und der Prokuratur⸗Allmoſenkaſſe zu 
Zeig werben die nad) Eapitalmäßiger Dedung der darauf Mhenden, bleibenden und temporären Leiftune 
gen, nach Urt. XA VI. der — — en en kon ‚ vom 28ſten —5 1819. bei dem 
Herzogthum Sachſen gebliebenen Vermoͤgens-Antheile nach dem Bevolkerungsverhaͤltniſſe des an das 
rs erzogthum Meimar- Eifenad) abgetretenen te Rad. ftedt zu bem Stifte taumburg = Zeig, getheilt, 
wonad) I ein Theilungsmaaßftab von 0,0025, fünf und zwanzig ZehntaufendtHeilen, beſtimmt. 
Das, Großherzogtum empfängt hiernacy von dem Königreiche Preußen: 

I. von ber Prokuratur Zeitz Ä 
A. Vier Hundert drei und neunzig Thaler 12 Gr. 6 Pf. . | Ä 

ſicheres Vermögen, einſchließlich und refp. vorbehältlich der Zinfen von dem zinsbaren Anthell vom 
Aſten Juli 1815. an, und zwar: 
325 Rihlr. 1 Gr. 7 PR. Hypothefenfapital A 5 Prozent, 


30 = :5 = 3 = bergleihen Kapital a 4% Prozent, 
3 > AV s:6 >= Deagleihen a 4 Prozent, | 
2 = 5 = 3 = Öteuerfrebiticheine a3 Prozent, 
9 = 9 = 2 =. Kanmerlkredit- Kaffenfcheine a 3 Prozent, 
14 = 47 = 9 = bear und zwar: | 


ut s. 15 Rthlr. — Gr. 10 Pf. von ben Veftänden und Refien vom Ifien Juli 1815, 
159: 16 = 11 = Zinfen vom Aften Juli 1815. bi Dftern 1826. ° 


ut 8. 
B. Sieben Thaler 12 Gr. 11 Pf. unfichered Vermdgen, und zwar: 
sh 9 Gr. 1Pf. Kapital und 
2 = 3 = 40 = Bindrädftände bis Michaclis 1819. 


ut 5. 

ll. von der Schloßfirchen= Eimbelkaffe zu Zeig " 
| Ein und ſechszig Thaler 8 Gr. fichered Vermögen, | 
einſchließlich und refp. vorbehaltlihd ber Zinſen vom zinsbaren Antheil vom Aften Juli 1815, au 
und zwar: . 


a 


12 Kthlr. 26r. 9Pf. Hypothekenkapital a 5 Prozent, 

2 =: i1=- 1 = beögl. a 5 

13 = 414 = 6 = GSteuerfredvit:Scheine a 3 Prozent, 

4 = Al = — = SKammerfredit=Kaffenfcheine a 3 Prozent, 
"419 = 1 = 10 = baar und zivar: 





ut s. . t1NEhlr. 13 Gr. 3 Pf. von ben Beftänben und Reften von Aften Juli 1815., 
17 z 42 = 7 = Zinſen von ba bis Oftern 1826. 


ut 8. 
111. Von der Prefuratur : Milniofenfaffe zu Zeitz: 
— Kthlr. 7 Gr. — Pf. baar von den Beftänden. 
| Was dagegen die Forberungen der in Rede ſtehenden drei Fonds an das Meidaijche Kreditweſen 
anbetrifft, fo bleibt die Dieefalfige Auseinanderfegung bid zum Ausgange der zwifchen der Königliche 
Preußiſchen und refp. Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung, wegen des Gegenſtandes noch obſchwebender Ver⸗ 
banblungen, vorbehalten. Was hiernach dieſen Kaſſen auf die "fraglichen Forderungen zu Theil wird, 
fol, fopiel davon an ben bei ber Theilung Sachſens an Preußen gekommenen Theil des Stifte Name 
burg⸗Zeitz fällt, ‚nach den vorftehenb erwähnten Maapftabe auf das Großherzogthum Weimar: Eifenac) 


mit vertheilt werden. 

Art. XXIV. Ullgemeiner Schulfonds. 
| $..109, Bon dem nad) Art. XXVIl. der Preußiſch⸗Saͤchſiſchen Hauptkonvention vom 28flen 
Yuguft 1819. dem Herzogthume Sachſen zugefallenen Untheile an dem allgemeinen Schulfonds, werben 
von der Königl. Preußifchen Regierung dem Großherzogthume Weimar:Eifenach zuddrderft Diejenigen, 

in⸗ 


— 23 — 
| ‚... Einhundbert Thaler Kapital a 5 Prozent, . 

mit Zinfen, vom 6ten Zuni 1815. an uͤberwieſen, weldye, nad) dem vorerwähnten Artikel, der Breußifchen 
Regierung, zur Dedung der Gehaltözulage des Schullehrers zu Wohldborn, von jährlidy 5 Rthlr., im 
Voraus gegeben wurden. | , 
Dos uͤbrige unzinsbare Vermoͤgen biefed Fonds wird nach dem Bevoͤlkerungsverhaͤltniſſe der an 
demfelben betheiligten Diftrikte abgetheilt, und es erhält fonach das Großherzogthum Weimar-Eiſenach, 

"außer dem vorerwähnten Kapital von 100 Rthlrn., nach dem Verhältnig von „u, heilen, noch als 

a) Antheil vom unzindbaren Vermoͤgen................... ............. .73 Rthlr. 1 Gr. 3Pf. 

b) Zinſen won obigem Kapital der 100 Rthlr. bis mit Oſtern 1826......... St = 2 = A: 
Zufamusen 127 Athlr. 3 Or. 7 Pf. 
mithin überhaupt vorbehältlidy ber Zinfen von Oftern 1826. ab: 

Zweihundert fieben und zwanzig Thuler 3 Gr. 7 Pf. 

’ In Betreff der an den Schullchrer zu Wohlsborn aus Preußifchen Kaffen bezahlten aber von Eachfen 
berichtigten und Preußen zugerechneten Gchaltözulagen, fo wie wegen einiger, nach dem Sten Juni 1815. 
aus der Dibzdfe Neuftadt a. d. O. an die Ober Konfiftorialfaffe zu Dresden abgelieferten ZTraufcheine 
Gelder, wird bie biesfaliige Berechnung den beiderfeitigen Verwaltungsbehdrden vorbehalten. 
on Art. XXV. Ständifhe Schullehrer-Beſoldungskaſſe. 

$. 110. Die in Folge der Preußiſch-Saͤchſiſchen Hauptfonvention von 2Sften Auguft 1819., 
Art. XXVII. sub 13., auf dad Herzogthum Sachfen gefommenen Anrheile an den Vermögen der 
&tänbifchen Schullchrer- Beroldungstare ‚ werden zwifchen der Königl. Preuß. und Großberzegl. Wei⸗ 
mar agiſchen Regierung nach dem Bevdlferungd=Verhältniß der betheiligten alt-erblaͤndiſchen 

reiſe getheilt. 
Der Theilungsmaagjtab beficht biernady für das Großherzogthum in 0,1039. 
Eintaufend und neun und dreißig Zehntaufendtheilen. 
Nach diefem erhält das Großherzogthum Weimar: Eifenac):: 
A. Siebenhundert ein und neunzig Thaler 12 Gr. 9 Bf. 
ficheres Vermögen, einſchließlich und refp. vorbehaltlich der Zinfen vom zinsbaren Vermdgen vom sten 
Juni 1815. ab, und zwar: Ä 
354 Rthlr. 13 Or. 5 Pf. Hpypothelen- Kapital a 5 Prozent. 
87 = 16 d a * 2 





2 = A = eögleichen und 
319 ⸗ 7 = — = baar, als; Ä 
ut s. . 
99 Rthlr. 6 Gr. 10 Pf. von den Beftänden und Neften bis Sten Juni 1815., 
29 = — = 2 = 3Zinfen von da bis mit Oftern 1826, 
Summe wıc oben. . 


B. Zwei und funfzig Thaler 18 Gr. 2 Pf. unſicheres Vermoͤgen, und zwar: 
43 Rthlr. 1 Gr. 8 Pf. Kapital —* gen, 
946Zinsrüuckſtande bis Michaelis 1819, 


ut s. 
Die ſeit dem 6ten Juni 1815. an das Oirophergogkun Weimar⸗Eiſenach (einſchließiich des 
Schullehrers zu Noͤda) von Preußen bezahlten, oder von Sachſen berichtigten und Preußen angerech⸗ 
neten Gehaltözulagen, werden von der Großherzogl. Weimar: Eifenachifchen Regierung erfiattet, und 
bleibt rücfichtlich ihrer die Berechnung ben beiderſeitigen Verwaltungsbehoͤrden vorbehalten. 
Urt. XXVI. Augufteifche Priefter s Wittwen: und Waifen = Fond. 
$. 111. Der nach der Preußifh:Sächfiihen Haupt: Konvention vom 9siten Auguft 1819. 
Urt, XXVIII., auf dad Herzegthum Sachſen gelommene Untheil an den Augufteifchen Vriefters Wittwens 
und Waiſen⸗Fonds, wird zwifchen bem Königreiche Preußen und dem Großherzogthun Weimar: Eifenach, 
in dem Verhaͤltniß der Superintendenten= und Predigerftellen in den betheiligten Provinzen und Diftrikten, 
unb ber für dieſelben beſtimmten verfchiebenen Penfionsfaͤtze, getheilt. 
Nach dem für das Großherzogtbum hiernach ermittelten Maaßſtab von 0,0955. Neunhundert 
fünf und funfzig Zehntaufendtheilen, erhält baffelde 
A. Vom fihern Vermdgen: 
Neunzehntaufend Achthundert zwei und fiebenzig Thaler 9 Gr. 4 Pf. einfchlieglich, und refp. - 
vorbebältlich der Zinfen vom zinsbaren Anthed, vom Aften Juli 4525. an, und zwar: 


4,173 Rthlr. 


— 24 — 


4,173 Rthlr. 17 Gr. 7 Pf. Hypotheken⸗Kapital a5 
8732 = IA se 3 = deögl. . a A, Prozent, 
‚42 = 3:8% desgl. a A Prozent, 
‚36 s 17 .:53s desgl. a 3 Prozent, 
78 = 5 s 2 s Steuerkredit⸗Scheine a 3 Prozent, 
s 10 = 2 s Kammerkrebitkaffenfcheinea 2 Prozent, - 
«5998 = 13 = 3 = baar und zwar; 


ut Ss. oo 
-396 Rthlr. 3 Gr. 11 Pf. von ben Beſtaͤnden und Neften bis iften Juli 4815., und 
5602 ss 9 s 4 = Zinfen von: da bis DOftern 1826. 


ut s. 

B. Vom unfidhern ent end Drei Hundert B fünfzig Thal ® 
nf Zaufend Drei Hundert vier unb funfzi aler 12 Gr., unb zwar: 

3,786 Rthlr. 9 Er. 3 Pf. Kapital, und ua ’ ö 

1,568 5: 2 = 9 = Zinfenrheflände bis Michaelis 1819., von dem auf. verfchiebenen Aemtern bes 
Herzogthumd Sachſen haftenden, fogenannten eiſtlichen Stiftungsgeldern 
hbernimmt die Großherzogl. Meimar-Efenachifch 
Amte Weida mit........................ ...........5. 61 Kthlr. 6 Gr. 
und dem Amte Arnshaugk .......................... 522 = 12 =. 


zuſammen mit. ....0.... Donerenueenernnnseennenens 113 Rthlr. 18 Ür. 
haftenden; die Königl. Preußiſche Negierung dagegen alle übrigen. WBorfichende Summe wird A 5 
Prozent Tapitalifirt und mit einem Betrage von | 
3wei Zaufend Iwei Hunbert fünf und fiebzig Thalern | 
dem Großherzogl. Antheil an dem zu 5 Prozent zinsbaren Vermögen in Atzug gebracht. 

Von dem Trinitatisſstermin 1815. an übernimmt die Großherzogl. Regierung bie Zahlung ber 
Penſionen an diejenigen Wittwen und Maifen, deren refp. Gatten und Väter zur Zeit ihres Ublebens 
in den jeßt Großherzoglichen Bebietötheilen angeftellt waren. - | 

Die ſeitdem vielleicht erfolgte oder etwa noch erfolgende Verlegung des Wohnſitzes dieſer Ge⸗ 
unßberechtigten, in die Staaten der andern Regierung, ſoll auf dieſe Zählungsverbindlichkeit feinen 
Einfluß haben; auch den Benefiziaten die ihnen zukommende Unterjiigung um deswillen weder ents 
zogen noch erſchwert werden, 

Die feit dem vorgenannten Termine an Prediger, deren Wittwen und Waifen, in ben Großher⸗ 
. zoglichen Gchietötheilen aus Königl. Preuß. Kaffen gezahlten, oder vom Koͤnigreich Sachſen berichtigten 

ab der Preußiſchen negierung, angerechneten Penſionen, Unterfiißungen oder Ochaltözulagen, werden 
von ber Großherzogl. Weimar »Eifenachifchen Regierung, fo wie unigekehrt diejenigen Stiftungägelder von 
ben Aemtern Weida und Arnshaugk, welche von iften Juli 1815. ab, nod) in Die gemeinfchaftliche Stifr 
tungskaſſe abgeliefert worden find, bon der Königl. Preuß. Regierung erftattet und bleibt deren Nach⸗ 
weilung und Feſtſtellung den beiderfeitigen Verwaltungsbchörden vorbehalten. 


Sicherftellung der Pfarrei zu Nöda. u | 

Ob zwar in Folge ber Beſtimmungen ded Stuatövertrags, vom 22ften September 1815., Art. IV, 

das gegen dad vormals Großherzogl. Weimar-Eiſenachiſche Dorf Ringleben ausgetaufchte, vormals 

Königl. Saͤchſiſche Dorf Noda bei der gegenwärtigen Auseinanderjeßung durch aͤngig und fo auch bei 

abebeiflung ded Augufteifchen Prieftenvittivene und Maifenfonds aktive und palfive außer Anfaß geblic« 

ben ifi; jo bleiben dennoch die Unjprüche der Wittwen und Waifen der bafigen Pfarrer auf die ihnen aus 

bem genannten Fonds zeither ſtatutariſch zukomnienden Unterfiigungen nichtd defto weriiger hierdurch 

ungefränft, und es verpflichtet fich die Großherzogl. Regierung, denjelben ganz gleiche Benefizien, als 
ben anberen Predigermithven und Waiſen in ihren vormald Sächfijchen Gebietstheilen zu gewähren. 


Urt. XXVII. Klengelſcher Stiftungd = Fondß. 

- 5412. Von dem nach Urt. XXVIII. unter No. 15., der Preußiſch⸗Säaͤchſiſchen Hauptkon⸗ 

vention vom 28ften Auguft 1819., auf das Herzogthum Sachſen gelummenen Antheile des Klengelfchen 

Etiftungdfonds, werden von ber Konigl. Preußifchen Regierung der Großherzogl. Sächftfchen nach benz 

Vevoͤlkerungsverhaͤltniß der hieran betheiligten fieben altserbländifchen Kreife, mithin nach einem Maaß⸗ 
ftabe von 0,1039, Ein Tauſend neun und dreißig Zehntaufendtheilen gewährt, Ay: 

3 o in 


e Regierung die auf dem 


A. Bom ſichern Bermbgen: | 
Funf Hundert fieben und Swanzig Thaler 3 Gr. A Pf. 
ee und refp. vorbehältlich der Zinfen von zinsbaren Autheil vom Sten Juni 1615. ab, und zwar: 
1Rihlr. 3 Gr. 9 Pf. Hypothekenkapital a 5 Prozent, ' 
196 = — s 1 = baar und zwar: Ä 
ut 6. 18 Rthlr. — Gr. 6 Pf, von den baaren Beſtaͤnden und Reſten bis 15ten Juni 1815. 
177 = 23 = 7 = Zinſen von da ab bis mit Oſtern 1826, 


ut 9. 
B Vom unfihern Bermdgen: | 
Acht Hundert zwei und breißig Thaler 23 Gr., und zwar: 
599 Rthlr. 21 Gr. 11 Pf, Kapital, und 
23 = 1 = 1 = Zinfenrädftände bis Michaelis 1819, 


ut s. » 

Urt. XXVIII. Abgabe der Alten. Ä 
$. 113. Alle etwa noch nicht abgegebene Urkunden, Alten, Bücher, Rechnungen, und anbere Schriften 
und Papiere, welche auf die Regierung und Abminijtration ber an bie Großherzogl. Sachfen-Weimar-Cifenachifche 
Regierung abgetretenen Gebietstheile ausfchliegend Bezug haben, follen, aud wenn deren in bem gegenwärtigen 
Bertrage nicht ausdruͤckliche Erwähnung geſchehen wäre, fobald es möglich, vollftändig ausgeliefert werben; von 
ondern aber, welche für beide Regierungen von Intereſſe feyn koͤnnten, wird man ſich gegenfeitig beglaubigte Ab⸗ 


ſchriften oder Auszüge mittheilen, 
Art. XXIX. Schlußberehnung,. 


$. 114. Nach Vollziehung dieſer Konvention wird fofart eine Haupt  Schlußberechnun über alle von bei- 

ten Regierungen uͤbernomniene gegenfeit e Zahlungsverbindli ! 
bereit8 genügt worden, tritt für beide Regierungen erft nad) erfolgter Genehmigung obiger Schlußberechnung bie 
bbernommene Zahlungsverbinblicykeit ein, indem durch mehrerwähnte Schlußberechnung 5 erft die Summen und 
Valuten ergeben koͤnnen, welche nad) Beruͤckſichtigung der nothwendig und dem Intereſſe ber beiderfeitigen Regie- 
rungen unnachtheilig Statt findenden Kompenfationen, von einer Regierung an bie anbere zu gewähren feyn werden. 
Die anpergefilt ermittelten Summen und Valuten werben fogleih, nach Wechfelung des ratifigirten Vertrages, 

ichtiget. 
Die folchergeftalt erforderlichen Zahlungen und Abgewährungen follen zu Leipzig erfolgen, 
geſt ans 4 Allgemeine Bersinttehunae Teig 
$. 115. Durd) die in den vorhergehenden Wrtifeln der gegenivärtigen Konvention erfolgte Auseinanderſetzung 
und Ausgleichung, werden alle Anſpruͤche, welche von einer oder ber andern Regierung, in Beziehung auf die in 
dem rt. I. bezeichneten @egenflände, unb aus ber dem Zriebendtraftat vom 18ten Mai 1815, vorange Angenen 
Verwaltung der Königl, Sächftfchen Lande, nach allen verfhiebenen Epochen derfelben, gemacht worden find, ober 
auf irgend eine Weile noch gemacht werben koͤnnten, für befeitiget und aufgehoben erflärt, unb beide Theile ver- 
Fe —5 — gegenſeitig felerlichſt auf alle ferneren, in ber gegenwärtigen Konvention nicht gegruͤndeten, bies- 
alfigen Anforderungen. 
Das von beiderfeitigen Bevollmächtigten bei Zeichnung biefer Konvention aufgenommene Protokoll folf jeb 
" gleiche Kraft und Wirkung haben „ als ob es berfelben ausdruͤcklich einverleibt worden wäre, ſol jeboch | 
Art. XXXI. Belanntmahung ber Konvention. 
$ 116. Gegenwärtige Konvention wird, zur allgemeinen Wiſſenſchaft, durch ben Drud bekannt gemacht 
n. ” . 


$. 117. Diefelbe ſoll S Art AEEIE Ratiribatlem, [. Hobeit ben G 
. 117. Diefelbe fo r. ai von Preußen und Br. Königl. Hoheit ben Großherzog v 
Eachſen Bemar-Eiferach ur Katiffation vorgelegt, und die Auöwechfelung ber Rafififafionen innerhalb * chen, 
oder, wenn ed gefcheben kann, noch rüber esfolgen, | un 
Zu Urkund deffen haben bie beibgrfeitigen ollmaͤchtigten biefelbe unterzeichnet und unterfiegelt, 
Geſchehen Berlin, den Aften Mai 1826. 


(L.S) Wilhelm Joſeph Balan, (L.S.) Chriftian Friedrich Schmidt, 


Zum Jahrgang 1326. D Beilagel. 





heiten angelegt werden. In fofern leßteren nicht . 


(Zu Art. IV. $. 5. und 6,) u —— uebet 
der Abtheilung der Steuerkedit- Schulden zwiſchen den reſp. Königliche 
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Jahren. übernommen. | getilgt worden. Steuerfredit 


Schulden 


u vertreten. 
Rithir. Gr. Y| Ribte. Ge. BE] Rise. Gr.pr| Arte. Gr-H. 


A. Unvermwechfelte und zur Zeit unverlooss 
bare Steuerfcheine. 
1]Bis jegt nicht angemeldete, als verjährt 
—E ealmmen as ꝑ — 
2] DepofitenKapitalien zu 2% vom Hundert zinsbar 


3] Andere Steuerfcheine zu 3 vom Hundert zindbar 


1714614] — II] 17,146 M 1,682] 5jtı 
21lıglıs 


549,586l10| 1] 53,921]11| 2 













2212] — |-|— 

519,5861101 1] — |—1- 
B. Berloosbare Obligationen. 

Al Fruͤher noch nicht audgeloofete zu 3 Progent.... 


5] Bereits andgeloofete, inzwifchen bezahlte 
A ee a — — —|—f 18,239] 4110 


61 Dergleichen bereitö auögeloofete Obligationen, 


worlber bie Dofumente verloren gegangen . 5,3000—|—] 1,746] 9140 


Wird die Soll⸗ Uebernahme gegen bie wirkliche 
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fo ergiebt ſich ein Minderbetrag der 


fidt Beilage I. 
Preußiſchen und Großherzoglich Weimar» Eiſenachiſchen Regierungen. 
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—2 51571,426 J sl 8,531| 2 
Uebernahme .1515,534 Ei 7,692 20 verglichen; 
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mel durch MehrsUebernahme bei der Kammerkrebit Rai Ib 
an N? wieder außgeglichen wirb. * eſſenſcet 
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Spezielles Verzeihniß 
‚der von dem Großherzogthum Zeinar- Eifenad zu übernehmenden Eteuerfcheine. 


⸗ 


3 

18 
12 
22 
22 


ut 8 


. 4,679 Rthlr. 14 Gr. — Pf. Summa ad. 1. 


2) An alten underwed) elten Steuerfcheinen zu 3 Prozent: 


ftaben 
955 5 95 10 5 Be; euer s Haupts Kaffencheine ‚ namlich: 


thlr. 8 Gr. — Pf. Litt. E. 

875 s — 3 ⸗HH. 

559 8 2 s 10 = s J. 

46 s i6 s — 3» s L. 

46 :=s 16 ss — 3 s L. 

1,750 323 — — — 3 s L. 
2,500 8 m 5 m. 5 5 L. " 

\ 2400 ss — ss — s ı |. 

ut 8 


der ganzen Klaſſe aus ber Verwilligung von 10 ‚ mit dem Buch⸗ 


ausfchließlich der Scheine unter No. 31. 32. 


70,255 Rtölr. 9 Gr. 10 Pf. Summa ad 2. 


3) Un verloosbaren Obligationen zu 3 Prozen 
442,600 Rthlr. Betrag der ganzen 


4) Un bereitö audgelo 


200 —* 1 Obligation Lit- 
200 4 3 ⸗ 


⸗2 
200 = 1 — 
⸗ 


1,000 Rthlr. Summa ad 4. 


& 
8 
5 


1,679 Rebe. r Gr. — 
70,255 ⸗ 
42600 = — 23 
— ⸗ 


1,000 ⸗ 


142. dem Amte Weyda gehoͤrig. 

228. der Kirche ir Neuftadt. 

251. ben Gotteskaſten zu — gehoͤrig. 
297. dem Predigtamt daſelbſt. | 
298. den Haußarmen bafelbft. 

299, dem Bbhmerfchen Legat bafelbft. 
307.]  bem Beſitzer des Ritterguts 


399, Muͤnchenberns dorf geh rig. 


aſſe der — Lie. C. & 200 Ahle. 
ofeten Obligationen ‚ worlber die Dokumente verloren gegangen; 
Os: 


Wiederholung der Beträge: 


Pf. 1 


1 
10 Pf. Summa. 


2 an nicht angemeldeten & 
0 s an alten unverwechfelten 


Heinen, 


s 3) an verloosbaren Obligationen zu 3 Prozent. 
s 4) an dergleichen, worlber die Dokumente verloren gegangeıt. 





(34 Urt, VI $. 21.) | Beilage I. 


Ueberfidt 
| n 
Abtheilung der Kammerkredit » Kaffenfhulden 
nwiſchen = 


der Königlich s Preußifchen und Sroßherzogfich s IBeimar » Eifenachifchen Regierung. 


— 9 — 






















Seehh og- 


Das gemeatbum Davon Es ——— — 

bat überhaupt iR bereits befinden ſich ſhat rt nr 

Benennung der Schulden. [mr Kammertzenit- mithin nad |bar Sericatsum 
Übernommen, [getilgt worden. achfen 

im Zirfulation. |Ehtgeannsenen 


zu übernehmen. 





No. 





















Rthle. Gr. Pl Reber. Gr. Pl Reber. Gr. Pf] Rtble. Gr. Pf. 
a) Scheine After Klaſſe mit Einem 
Buchftaben. 
4] Unauögeloofete . Scheine zu 3 Progent. ....... 217,550|—|—| 10,384|23|— 
2] Ausgeloofete Scheine zu 4 Progenf.......... 54411111 
3] Dergleihen, worliber bie Dohumente fehlen .. 20| 31 9 
b) Scheine 2ter Klaſſe mit Zwei 
Buchftaben. 
4] Unausgeloofete Scheine zu 2 Prozen 977001] 47,072 15] 8 
5 — —— u 3 Prozent ... 1,22731101 2 
6 eine, worüber 
— 43/21/10 
7 bare Scheine unter 50 Rthlr. Litt. E., 
fo früher nicht zur Zahlung audgefegt waren 4,653111) 6 
8] Dergleichen bereitd zur Zahlung audgefeßte . . 454/19)11 
91 Unverwandelte unangemeldete Scheine Litt. F. 573l11| 6 
c) Zum Depofitum gehörige Scheine. 





_ „ifter Klaffe, — — zu drei 











Wird gegen die wirkliche Uebernahme die Soll-Uebernahme 


verglichen; fo ergiebt fi ein Mehrbetrag der wirklichen Uebernahme 


Dagegen werben Fompenfirt bie Minderbefräge: a) Bei ber Steuerkrebit- 
b) Bei der Zentralfteuers 


— 31 — 
Au Es bleiben alfo von dem Anſtatt deſſen werden don dem 
diefen ens Großherzogthum an Brlefſchulden Großherzogthum an Briefſchulden 
mi zu übernehmen: wirflich übernommen: 


—— Kapitals | Terminlicher | Kapital-Terminlicher 
baar bezahlt. Betrag, Binsbetrag. Betrag. Binsbetrag. 


Rtble. Gr. df.| Rtblr._ Gr. Df.] Rtblr. Gr. Dfd Rthle. Gr. df.] Rebe. Gr. Pf. 






+0821/—[100,400|—|—] 1,5061— 
= ll 300\—|— ll 
440140| 3] 19,000|—|—] 4190| —|— 








1,146]18 
und der Ueberſchuß von...| _ 10]45] baar ausgeglichen, 


_ 3. — 


Verzeichniß 
der Kammerkredit⸗Kaſſenſcheine, welche von dem Großherzogthume Weimar⸗Eiſenach 
übernommen worden. 


4) Scheine After Klaſſe mit Einem Buchſtaben. 
400,400 Rthlr. an unausgelooſeten Scheinen, die ganze Klaſſe sub Lit. C. à 100 Rthlr. zu 3 Progent; 
4,000 dichir. an ausgeloofeten Scheinen, wordber x —E verloren PH nömtiche >. 
"300 Rthlr. an drei Obligationen mit dem Bucftaben C. No. 1,209. 2,195. und 2,989. a 100 Kthlr. 
200 Rthle. an zwei dergl. Obligationen sub _No. 3,236. und 3,341. ° 
500 Rthlt. an Aıf bergl, sub No. 3,234, 3,235, "3,237. 3,340, und 3,342. 


. . 2. Scheine 2er Klaſſe mit zwei Buchflaben. _ 
Rthlr. unaudgeloofete il 2 it sub Lit. Aa. 1 Ir., 419 Ethd; 
a ee — —8 Erb nich, en een find, zufammen 
Sthd 173 ö 


125,224 Rtple, Cumma, . 
urt. X. $. 66. j j eifage DIE. 
WBRG— Verzeichniß Veilage 
der zur Koͤnigl. Saͤchſiſchen Rentkammer —E baaren Erbpacht⸗ Kautionen aus den 
Ei 












Großherzoglich⸗Weimar⸗Eiſenachiſchen Gebietstheilen. 
9 Des trag FKinsft 
Kautions⸗ und Rame — ae Be⸗ 
5 Recoguitions · Scheins * Dienfiftelle, ME Kaution, PProzen- |merkungen, 
H Kaventen. Funktion. Rt. Gr] en. 
Erbpacht= Kautionen. 5 
as] 414| 23. Nov. 1805. [Johann Gottfr. Döpel. [Erbpächter des 
ae Safihofes zu... —— 1,600 —|— unsinde 
ein. « nid. bar, 
49] 415) eodem. Adam Friedrich Weife. [Deögleihen..... Webborf. 12,500—|—] dito. 
nebft vergl. und t 
1 Reverje vom 
14. März 1808, 
50] 416) eodem. Jeremias Walther. Erbpaͤchter ber 
—— Echente zu... tenburg-} —] dito. 
UN z 
51] 418)13. Dezbr. 1805.| Der Hufſchmidt Gottlieb Erbpaͤchter der 
nen dit, Dir zu Hibersborf, Schloßmähle zu· Mildenfurth 
52] 466| 23. Mai 1806. [Der Konferenze Miniſter [wegen der in Erb⸗ nebſi Zubehör. —] dito. 





nebft dito. u, wirfliche Gcheimerath| pacıt erhaltenen 


v. Hohenthalzu Dresden.| unterm ....... r —] dito 
1188| 20. Zan. 1790. |Der Finanz⸗ Kommiffas weger —J dito. 
u —S— rind Thriſtoph Heinrich Hungd.Kupferban, N 


e 
tiondfcpein. | dinzelberger. nern 


Mid. ©: 
ible und für St- 
erlelung des 








(Zu Urt. X. $. 66.) = A. 


Verzeichniß 
der zur Koͤnigl. Saͤchſiſchen Rentkammer eingezahlt geweſenen, an die Großh. Weimar⸗ Eiſenachiſche 
Regierung noch abzuliefernden baaren Kautionen, reſp. Kautions⸗ und Rekognitionsſcheine. 


Beilage IV. 
























z Ded Betr 
F Kautionds und Re: N N Dienſtſtell ar 3 Indfuß Be⸗ 
5 fognitione = Scheind * “ ken ienftftellg ei Rention. Yroyent merfungen. 
E No.| Datum. abenten. Funktion. Rthl. Gr.Pf. 
A. Rentbeamte und 
Paͤchter. 
41 684123. Maͤrz1801. Das Fleiſcher⸗Gewerk zuſwegen der in Pacht] Arnshaugk 600unzins⸗ 
Neuſtadt a. O. erhaltenen u. Zriptid, ber. 
Fleiſchſteuer bei 
den Aemtern 
2] 410! 4.Nop. 1805. Salomo Hedi, Pacht. des Vorwerks Gräfenbräd.] 1,000/ - 3 
311957 | 7. Juni 1776. IJohann Gottfr. Peßler. Desgl. Zoſſen mit 400 — -1 dito. 
Swafpres. 
eln 
41 399 13, Sept.1781. Johann Georg Anlıpfer. Amtsverwalter Weltwitz im 400)—|—| dito. 
und Pächter des/ AmteArnsf 
Vorwerks haugk. 
407 124. Oftb. 1805.Derſelbe. IDesgl. Daſſelbe. 600 -2-1 dito 
682|12. April 1809. Johann Wilh. Schubart. IMentbeamter. eyda. 1,7001 --dito 
1 39] 16. Mai1777. aeauers Gewerk zu ſwegen Fleiſch⸗ Wepda. 200] —1—I unzins⸗ 
fenerpachtee zu bar. 
3591| 27. Mai1805. Chrikenh Wilhelm Loß. Pächter der Taus örauenpricb: 5,000 —— 3 
tenburgichen nie, Weßs 
Amts⸗Vorwerke dorf und 
Rockau. 
8081| 9. Sept. 1811. ander Carl eifchfteuerpädhs Weyda. 200) —|—] unzinss 
briftian Thormann. H ter bei der Stadt bar, 
1011205125. &ept.1766. Shan Gottfr. Schäße. Pächter des Ealzs[Oufelbft. AI--dito. | 
11] 378] 5. April 1797. Carl Heinr. Wollesky. en erwalter Arnshau 1,0091 4 2 - [Die Kantion des 
12 419 24. D8t. 1797. wegen der —8— FH incl. Zinſen bie mit. isiedtn haftete 
ben ber Aemter Dltern 1825. | fir Kine Ber 


a Bene anf Arndhangt 
und Ziegenriick 
aniasbar. trandferirt. 


wurde nachmald 
und ri KR _ 
2,013) 4 2 


Summa A.. ‚| Rentbeamte und I Pächter. . 5; 11 ‚113) 4: - ——— mad 


Zum Jahrgang 1826. 





⸗ Des 
= | Rautions= und Re: Ram 
8 lognitions⸗Scheins des 


[No.] Datum. Datum. Kapventen 











B. Zuftiz Beamte. 




































13] 119] 5, Sept. 1794. Chriſtian Gottfr. Walther. — Arushaugl 60 3 
[8 Sportel⸗ mit Ziegen⸗ * 
Einnehmer. rück. 
414] 509|26.Sept.1806.|Chriftian Friedr. Matthai. * Tautenburg.h 150)—|—J dito. 
orteleinnehm. 
1 589| 4. Sept. 1807. ohann Simon Aumpe: g-Amtmann. | We s0-auo 
469111. $uni 1806.) — Gotthelf Traugott du zRopift a Daher. 200|— dito 
orteleinnehm. 
17| 40 23. Juni 1806.|Carl Ehriſtian Sattler. ——— —* Triptis. 100/—|—] dito. 
er in der Pflege. n 
18] 849|48. Dez. 1786.) gammer-Rommiffiond- 1x, c. = haug? sool——1 dito. 
iſtiz⸗ Amtmann. un 
19]1219|15.Mpr. 1790,) rath Carl Gottl. After. iegenrh. | 2001-1 dito 
20]1274| 31. Juli 1767. jJohann Conrad Rientann, [wegen der Amtds furtg.| 1,364]18] 7] dito. 
KammersKonmiffiond= | pacht und reſer⸗ 
rath und Amtmann, dirten Jutradenz 
dito. 


21] 9581. Oftbr. 1787.|305, Wilhelm Hedenus. 


Summa B... 


C. Xccife zund Zolls 
Beamte. 










23] 26123, Juni 1780.Johann Gottlob Heinrich Ki * Berga, Bien 
Aſſiſteny In 










Seyffarth. pelt. Bar * 
Gleits· und, Skat 
25] 912 wiſt BG. Kaufmann] ch ae | “7 


— Arnshaugk. 


Tenzoll=, a 
Ebꝛſtian @ottob Hate, gelder= u. Gene: Auma. 
ral= Afsifer Eins 


nehme, 
28] 60|21.Oft. 1790.|Cpriftoph Heinr. Hoffman. Genese Ute: Berga. 
mer. 
2911309] 9. upr. 1794, Pohann Gottlieb Alander. Peiglelten Land· I Großen⸗ 
afzife-Einnehmer.]| Ebersdorf. 














Seitenbetrag ] 















— 33 — 


* Des t 

Rautiong- und fe: Name | Drt B A Zinefuß] ge⸗ 

5 Eognitione s Schein. des Dienſtſtelle. der Kaution. a merkungen. 
SINo.T Datum. Kaventen Funktion. Mehl. Ger. Prozent 























.. En P.......... 3 
301 1826. Maͤrz 1794. IJoh. Shriftoph Sm ger, —— e⸗ Neugadt dito. 
nnehm. | a. 
311116323. Oft. 1789. 1Carl Chriſtian Tauſchmaũ. — Land⸗ —5 — dito. 
akziſe-Einnehmer. 
32111891241. Jan. 1790.Chriſt. Siegmund Gottlob] Deögleichen, Sorge im dito. 
Friebr. Windler, Amte Weyda 
331 903| 6. Suni 1787. Fe Heinrich Lauten⸗Desgleichen. Silberfeld. dito. 
341 30|27. Juni 1788. A Moriß Trainer. a — Triptis. dito. 
m. 
469| 3. Sul 1795. IJohann Sam. Gottſchalk. Ssauptgleitd- unbi Weyba. dito. 
Landakzife- Eins 
Generale di 
eneral = Alziie= ıto. 
45| 20. Oft. 1780. —— "en. Daſelbſt. dito. 
— 110. San. 1777. 1305. Chriſtoph Leithold. an, Aſſiſt. Enn., 
704112. Sept. 1809. Fl eifchftener-@in: Weyda und dito. 
nehmer. Mildenfurth 
670] 12. Fan. 1809.1Sottlob Lubw, Teichfuß. IGleits⸗ und Lands[Veitöberg, dito. 
akziſe⸗ auch Bruͤk⸗ 
kenzoll⸗Einnehm. 
65513. Sept. 1800. IAdolph Moritz Trainer. —58 u. Land: ITriptis. dito. 
akziſe⸗Einnehmer. 
411153028. San. 1801.1%05. Earl Auguſt Haſſe. General: Atzʒiſe⸗ Reuftabt dito. 
a. O I Infpektor.._ [aD I II _ 
Summa €... .| Xceifes und Zolle | Beamte ...| 2,742111 3 — 5* * Zoll⸗ 1 Beamte ...| 2,742]12I— 
D. Poft: Beante. 
867119. Aug. 1812.1übam Heinrich Pohle. Poſtmeiſter. 200 
172]16. uni 1803, ee Sottlob Morigl Dedgleichen. —ã 100 —i— äßto. 
ißer. 
917| 12. Ott. 1813. IGottlob Wilh. Mitlacher. | Deögleichen. Neuftabt. 200|—1—1 dito. 
731|10, Spt. 1785. ICarl Heinrich Zeufcher. IPoftverwalter. Weyda. 400 dito. 
155| 4. Mai 1803, JJohann Friedrich Gottlobf’Poftmeifter. Neuſtadt 175|—|—I dito. 
mann. a. — 
Summa D...1 Vofls Beamte. .Äo...2.....1 7750-1 3 PoflsBeamte...].... ..... 
Wiederholung. 
A. Mentbeamte und Paͤchter.. 
B. J ſtizbeamte. . 
C. 1Xccifes und Zollbeamte. ...............J. ........ 
D. IPoſt⸗Beamte. ........**4 .. . . . ..... 47 
Summa totalis...|.. ..... Be P.......... 





und zwar. .[15,732] 6] 7 Agasient 
und..d 2,013] Al 2] unsinssar. 
uts, 


€ 2 


. - 5 — 
(Qu Urt, X. $. 66.) j B. 
Verzeichniß 
der zur Koͤnigl. Saͤchſiſchen Rentkammer eingelegt geweſenen, an die Großh. Weimar ⸗Eiſenachiſche 
Regierung abgelieferten, Kautionen in Dokumenten und Staatspapieren. 


































Des Kautions⸗ 


und 
Rekognitionsſcheins 
No.] Datum. 


Bezeihnung 
ber als Kaution eingelegten Staats. J Bemerkungen, 
papiere und Dokumente, 


Name und Funftion — 
er 


bc Kaution. 
Kaventen | ep. Gr. 






A. Rentbeamte und 
Pächter. 

Carl Wilhelm Glühmann,f 1,200) —|— 

Rentbeamter, Landafzie) 

fe=, Zleifchfteuer ⸗ und 

SalzsLizent- Einnehmen) 

des Amts Tautenburg, 








4] 406| 7. Yug. 1809. 1000 Rthlr. in einer Tanbfchaftlichen 
Dbligation Litt. A. No. 10,932, 
audgeloofet Michaeli 1812.) nebſt 
nd] ein auf den es Er Me 8 
200 Rthlr. 2 Kammerkredit⸗Kaſſen⸗ i 1. 
feine Litt.E. No.58, nebft Amal wen 8 —5 — 
geftempelter insnote, Liit. Ce.| wohnt in Zeit. 
0.8443. (Michaeli 1812, auöge- 3 
I nebft Zindnofe, worauf die 
is mit Michaeli 1818. ab⸗ 
geſchrieben ſind. 
4 dergleichen, Litt. A. No. 304.[Hdlt fc u Frauen · 
u.1.itt.C. No.432. 1836.0,2247.| priesnid auf. 
mit Zindnoten Amal geſtempelt. 











in 3 dergleichen, Litt. B. No. 324. 
und C. No. 1110. und 1118, mit] 
insnoten Amal geftempelt, — 
landſchaftliche Obligationen C. 
No. 2084. und D. No. 1162, und) 
3641., mit Zinöfcheinen und Kous 
pons von n 1819, an. — 
1 Partial = Obligation Litt. B. 
No. 1356. mit Zinsnote u. 2 Kou⸗ N 
pons pro Oſtern u. Michaeli 1819. . 
In 3 Kammerfrebit = RaffenfcheinenfDie Zinfen von 
Ce No: Due — und Da au ds 
dd. No. 1233. nel insnoten J 
Amal geſtempelt. J fd Inbibieh. 
2,500|—|— ——— Aa. No. 1987. Bb. 
‘No. 222. Cc. No. 4159, 4382. 


4498. 8240. und 9481. 
u — Fr ‚No. 1987. 8. Ce Bad. 
Aut Den Babel Befmpficen Sinanotch Ki 

icjaelt 18 ben 


. Ben 
noren, be Amal aeempel en "Gernen. | 
—|—]1 Partial:Obligat. Litt. B. No. 458. 
nebſt Zindnofe und 2 Koupond pro 
Dftern u, MichaclisTermin 1519, 





4] 85] 4:08:1796. IJ. W. Hedenus, Amts: 
Aftuar und Refervaten: 
Einnehmer zu Milden:] 
furth. 

E. 8.4, Heindel, Amts 
verwalter u. Pachter de? 
Amts Mildenfurth nebſt 
zugehdrigen Vorwerken, 















37. 


















No. 


12. Aug. 1813.|€.5. Schmidt, ii 
en uno Beni 






123. Juli 1811. 






12. Febr.ii 







5. Sept, 1794. JC. G. Walther, Vize: A: 

tuar, ald Sportels 

nehmer bei den Aenıtern) 
u. Ziegenrüc. 








790|13. Juni 1814, 












p 
beim Ante Arushaugk, 


€. 5. Haad, Altuar und 

SportelsEinnehmer beim 

Amte Mildenfurth. 

H. C. W. Schauer, — 

und Amts⸗ Sportel · Ein⸗ 

nehmer zu Weyda. 
Summa B... 


C. Afzifes und Zoll: 
eamte. 


70014. Zuni 1813.J€: ©. Senf, Chauſſeegel⸗ 
bersEinnel mer zu Yuma. 


€. ren aupt⸗ 

gleits⸗ u. —8* Be 
nehmer zu Arnehauge, 

€. U. Büttner, General: 
Alziſe = Einnehmer zu 
Münchenbernsborf. 

C. W. Kaufınann, Gene: 
ralafzifes Ober » Einneb: 
mer zu Neuftadt a. D. 

C. G. Haſſe, Gencral = Uf: 
sife-Infpektor zu Triptis 






17. Mai 1910, 





12] 835/20. Oft. 1814. 
























749/23. Aug. 181% 
















15]19. Jath 1815. 









13. Aug. 1813. 


17l1352|20. Spt. 1810. 


2 Des — Name und Funktion Belag Bezeihnung 
8 Refognitionsfcheins bed 8 set om als Kaution eingelegten 
2 INS. Kaventen. papiere und Dokumente, 


500,—|—J1 PartialeObligation B. No. 947, 


100|—|—]Dergleiyen C. No. 206. nebft bergl. 
150|—|—]3 lanbfchaftliche Obligationen Eee.) 


200)—|—f1 Partial: Obligation C. No. 241. 


200|—|—]1 Landes = Kommiſſions · Schein C. 






















nebft Zinsnote und Koupons von 
Dftern 1819. an. 

1 landfchaftl. Obligat. A. No. 
nebft bergl. von Oſtern 1819. an. 


10 Kammerkrebit=Kaffenfcheine C: 
No. 8935. 9149. 10,404. 10,691. 
und 11,867. Dd. No. 108. 3019, 
4245. 60. und 3654. nebſt Amal 
geftempelten Zinsnoten. 





















Zinsnote. 


No. 2458, 2459. und 4272, nebſt 
Bindfcheinen u. Koupons von und 
mit Dftern 1819. 










nebft dergl. Zinsnote u. Koupons. 
» 


No. 602. nebft Zinsſchein und 
Koupons von Zohanni 1819. 























—f1 neue landichaftl. Obügation Dad. 
No. 5287. In Zinenote und 


—1 dergleichen Ddd. No. 1065. m 
dergleichen dito. eo 


—J1 neue Landfchaftl. Obligation Ddd. 
0. 7373. nebft Zinsnote u. 

ons von und mit Oftern 1819. 
rgleichen Ccc. No. 2360, ned 
ito und Coupons von und mit 
ftern 1817. an, 


@ 


nebft Zinsnote und Coupons von] 





Oſtern 1819, an. 


Koupons von u. mit Oftern 1819.] - 


Bemerkungen, 


ins. Er — 

3526.) der 

feande in Gleis. 

und —— 
en. 


artial=Obligation D. No. 680.| Sad 




















Des — Name und Funktion — Bezeichnumg 
Rekognitionsſcheins des Ken on. Pen als Kaution eingelegten Staatd-} Beinertungen. 
INo.| Datum. Kaventen. Hat. er; papiere-und Dokumente, 3 —F 



















Transport.. 


6 Maͤrz 1815. JM. G. Haller, desgl. zu 
Weyda, Berga und 
chenbernsdorf. 

— — 159 G. Müller, Bei⸗ 
——— zu 
R ro) —— 

201 — — — [8 Fuute, Landatziſe u.ſ 

— unter 7 

nehmer zu Willerftäbt. 


Summa * 


nebft. Zindnofe und 
oupond von Oftern 1819 an. 
Alaut Eonfens des. Amts zu en]; 
burg, .d.d. 3. Aug. 1767. 


t Conſens bed. Amtes. Went 
in, d. d. 4. März: 1769. 


o i Unbſchaftl. Obligation List, Dad. 
0.1208, 















D. Poft: Beamte. 


24] 802|12. Zul. 1814.13.©. Gottſchalk, Poftver- 
walter zu Weyda, 






4100—|— in seat nf, öl Da: 
3887. Ansnote und 
Eeipons von 'ern 1819. an, 








Recapitulatio. 
at. A. [Rentbeamte und Pächter. & 
- B. Puſtiz⸗ Offizianten. . .. .. n 3 
- C. JAtzʒiſe⸗ und Zoll⸗Beam ; . ‘ 
- D. Poſi-Beamte ........) 





Summa totalis.. 











— 40 — 
u ur. Xx. 5 6. A. Beilage V. 
Verzeichniß 
der zur Koͤnigl. Saͤchſiſchen Rentkammer eingezahlt geweſenen, an die Großh. Weimar⸗Eiſenachiſche 
Regierung noch abzuliefernden baaren Depofita und reſp. Depoſitenſcheine. 









Gegenſtand Betrag 
oder deſſelben. | Bemerfungen. 


Benennung bes Depofiti. en, 










A. Amt Arnshaugf. 
Den Gersvorffichen Konkurs betreffend. 


Hand Heinrich Klemms beponirte Gelber. 

Den Konkurs des Oberftlieutenantd Wolff Ernft 
von Schu zu Moosbach betr. r 
Weil, Karl Wilpelm v. Oebſchelwitz zu Moderwitz 

Konkurs betr. 

5* Georg Theiligs zu Strößwig Konkurs betr. 
eil, Amtöinfpetor Ehriftian Friedrich Hedenus 
zu Arnshaugk Konkurs betr. 

een * 
eil. Pfarrer Friedrich Gottlieb Richters zu Ober⸗ 
Pblnig_Krebitwefen betr. u 

Die abwefenden Fiſcherſchen Erben betr. 

Eine Schuldforberung aus dem v. Brandenſtein⸗ 
fen Konkurs, melde Johann Gottfried) 
Winkler und Sophie Günther, beide unbekann⸗ 
ten Aufenthalts, zu erhalten haben. 

Johann Adam MWeithaafens zu Börthen verfünt 
merte Feldkaufsgelder. ⸗ 


Summa AUmt Arnshaugẽ 













281 Kammerſcheiu 
vom 27. März 1732. 


356|beögl. vom s. Nob. 1797. 
222]deögl, vom 4. Nov, 1767; 


714 |deögl. v. 21. Juni 1799, 
709|deögl. v. 21. Juni 1799, 


1290|deögl. v. 19. Okt. 1801. 
1357 |deögl. vom 8. Oft. 1806, 


647 |deögl.vom 5. Apr, 1809. 
7 desgl. v. 28. Mat 1810. 




















































beögl. v. 26. Zul, 1811. 








B. Amt Mildenfurth. 
Wolf Ehriftian v. Steins Kreditwefen betr. 








413. Oktober 1772. 
. 5. Zuli 479%. - 
566) 16. November 1795. 
9. Auguft 1796. 
27. Zuni 1800. . 

26. November 1803. "\ Gottfried Freunde zu Arnshaugk Krebitwefen 
9. Dftober 1806. betreffend. B 

10. Dgyember 1808, . he 

20: März 1809. * 

41. Ber! 1809. ' 

22, Upril 1812, — 

4 SZanuar 1811. Die. der minorennen Chrift. Hilfiger zu Murien| 80 

thal zuftänbigen Auktionsgeider 
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—— g fand Betrag 
a ber itiond= 
jepofitenz vd ‚gefogni ion Gegen 


Bemerkungen. 
— — Benennung bes Depofiti. 













































Mebertrag..... 
2411282| 42. Februar 1811. | Die dem minorennen Hedenus a, * — 
Weyda zugehdrigen Kriegs⸗Entſchaͤdigungs gelder 
2511364) 9. Oltober 1806. Die Kaution bed Interimspoͤchters der iiden En 
R further Sahtoßmähle, Chriſtian Matthep, betr. m 
26] 444) 15. Juni 1795, Bardelebenfche Konkursgelder. 192 
Summa Amt Mibenfurth.... 
C. Amt Weyda. 
7 752| 12. Zuni 1787. Sohann Georg Froͤmmels zu Groß: Kumborf Kre⸗ [u J 
28 124 10. Auguft 1796. —28 ya — * 11 8 
29] 124 34 dato. Se Seorge Tellerd zu Friedemannsdorff Kre⸗ er 2 
efen 
30] 518| 26. Noven:ber 1803, ® 11 6 
31] 628] 24. März 1809. Die Umts > Armenfaffe betr. 6- 
SH] sn naenher — — verſtorbenen Amtmanns Jeremi FA 
33] 881] 10. Dezember . von bed forbenen Amtmannd ind 1,105 7 
34| 124] 10. Auguft 1796. Kaution verbliebene Nefiduun. — 
35] 124 eodem dato. Tobias Zeiplers zu Weyda Konkurs betr. R 20| 9% 
36] 124 eodem dato. Michael le Erben betr. 22/13] 2 
37] 6435| 4. ann ITS, Weißenbachs Pacht Differenz betr. = ’ 2 
= 10. u rg 479 Georg Reuters Unterſuchungsſache befr. 1las! 3" 
a0] 124 eodem Ir sth bie —— Kinder eingegangene Kos] 68— 
4] 932] 47: Dezember 1804. riſtian Fritzſcheus zu Zfchorba Kreditweſen betr. | 32 10 4 
4211362] 9. Dftober 1806. on Min 5 aſcen m ai er 11021] 6 
Be oj2s|< [san na 
. April 110118] — ein sus 
re 155 * —5 3807. Die a a tee — 57 a 3 | ehsutigfern. 

248] 27. April 5716| 6 
16T 394] 48, Oktober 1508. zu Fe hndpenbernstor betr, szu16| 6 
48| 868| 23. Oftober 1808. 57|16] 6 
49| 818] 41. Yuguft 1809, 5l— 
so] 293] 18. — 1794, R |, 
5ı] 294 en. Die wider Gottlob Heinrich Fiedler anhängige 36 1— de * 

1362] 9. Dttober. 1806. } Unt Bfache betr. 51 9 sofitene 
N 12a| 40. Muguft 1796. erſuchungeſache be so! 8 —— 
5411424| 22. Ditäber 1806. De OH Stucktnecht Hoffmann verwilligtes Gelts] 10l1i| 5 Ba is 

uantum. NO zur 
55] 9414| 11. Dezember 1809. | Des serftorbenen Kaufmanns Traugott Adam) wlicfern. 
Brehme, zu Weyda, wegen ber Manufaktur und) 
Grundftäde zu entrichtende Kehnngelder betr. 2 
5611362] 9. Oktober 1806. | Möllerfshe Veriaſfenſchaftsſache betr. 
Summa ER a6 Rihl. Eon. 


$ Des 

2 Depofiten: oder Refognitiond: 
€ Scheined 

S1No-| Datum. 







18, März 1809, 


7..Dftober 1806. 
2, November 1802, 












22. November 1787. 
13. Sanuar 1786, 











9. Juli 1801, 
11. Zanuar 1809, 
9. Juli 1801, 


9. Zuli 1811, 
2, April 1794, 
41. Januar 1809, 
9. Zuli 1811. 






















e#> 


Zum Jahrgang 1526. 


4 


Gegenftand 
oder 
Benennung des Depofiti. 


D. Amt Tautenburg. 





Betrag 
beffelben. 


Rthl. Gr. 


Bemerfungen. 






































Dis verftorbenen Vizealtuar MWüftemann Depo-) 11/13110% 
tum. 
Johann Gottlieb Scylevoigt3 Depoſitum. 61/44) 3 |Der Devöflten- 
Der Tautenburger Amts = Armenkaſſe Depofitum.| 117]211— en a aus· 
—— — — 
Summa Amt Tautenburg .. 191] 1 
E. Amt Edardtsberga. 
Eva Rohnftädt und Conf. zu Lautenthal Brande| 15123 — 
erstbafe: Di ſchen Johann Chrifeph| 6) 61— |Der Devonten- 
rbfchaftd: Differenz zwifchen Johann riftop! _ ei 
© Hi i chein it 2 
—— eontra Juſtine Marie Hilbert HR) au 
Sequeftration der Epleber Ritterguts-Zinſen betr. Er 17 IE Ad 63. und 2, find 
Die am 21. und 28. März 1781. in dem Dorfe Leu] 21/191 — | die biesfahfigen 
tenthal Abgebrannten betr. Beben h —28 — 
Die am 20. Febr. 1782. daſelbſt Abgebrannten betr.) 12|18|— | degieruna zu er. 
Rechtsfache Johann Ernſt Erlmanns in Naum—⸗ 54 20 — | febura zurüdbehals 
burg contra Hand Heydelmann, zu Rannfiädt.| 27 5 3 | ten worden, weil 
Der Gemeinde Leutenthal zur Bezahlung von Kom:] 35111] 7 feld auf Depp 
—— beſtimmt geweſene eingezahlte — der Krane 
2 reußen zu vi 
Summa Amt Edardtöberga....- a] freren find. 


Wiederholung. 
Amt Arnshaugk. 
Amt Mildenfurth 
Amt Weyda 
Amt Tautenburg ... 
Ant Ecardtsberga 


Summa..... 
Hierzu bei dem Juſtizamte Wendelftein affervirt 
aus des unmändigen Chriftoph Thieme zu 
Willerſtedt Vermögen 







line. 36Rrht. Bord. 









41 finch.36Rtpt. Bold. 








Bu At, X. 5.68.) B 


Verzeichniß 
der zur Koͤnigl. Saͤchſiſchen Rentkammer eingelegten und an die Großherzoglich⸗Weimar⸗ 
Eiſenachiſche Regierung abgelieferten Depoſiten in Staatspapieren und Dokumenten. 


Gegenſtand 
oder \ 
Benennung des Depofiti. 











Betrag 
beffelben. 


Athl. Gr. Pf. 






Depofkten« er Retognitionde 
epofiten= oder Refognition . 
Scheine 


No.] Datum 


Bemerfunger 













A Amt Arnshaugf. 


835 — Johann Paul Krahmers zu Burgwitz Mundelgelder, 
vom 45, März 1814. N einer lamjaptüie) Dbligation sub Litt.Ddd. 
0. . 













—| —- — — — ] deögleichen, bergl, sub Litt. Eee. No. 4117. 
— — — — — Jdessleichen, dergl. sub Litt. Eee. No. 4118. 
| — — — — [| Desgleidjen, dergl. sub Litt. Eee. No, 4119. 
| == 7 Wegen 





H 836 Kammerfchein Weil, Amts · Alt. Gumprechts Verlaſſenſchaftẽſache, 
vom 15. März 1814. R Een Kammerfreditz Kaſſenſcheine Litt. Bb. 
©. . \ 








— — — — — | Deögleihen, in einer landſchaftlichen DObligatio 
a - 


ıl 842 Kammerfcein Weil, Akziſe-Inſpeltor Adolph Friebrich Marbachs 
vom 25, Mai 1814. zu Moverwig Merlaffenfchaftsfache, in einer] 
Königl, S. Partial:Obligation Litt. B. No. 1247. 








—-| — — — — |] Doögleidyen, dergl. sub Litt. B. No. 1823. 





460 Dergleichen In des verftorbenen Amtsfrohn Chrift. Ehrgott 
vom 22, Oftober 1811, Lindigs Nachlaßſache, in einer landſchaftlichen 
Obligation sub Litt. Cec. No. 915. 
— — 


Summa Amt Urnshaugf 
B. Amt Mildenfurth. 
639| 25, Auguſt 1912. Siegmund von ige Kreditweſen betr., 


in einer landſchaftlichen Obligation, 
j Eine dergleichen. in . 



























Seitenbetrag. .. .- 


Des 


Depofitenz ober Refognitiond: 


Scheines 


den 2. Juni 1803, 


17. Dezember 1814. 






17. Dezember 1814, 


19. Februar 1812, 


29. April 1515. 





vom 7. April 1815. 


Datum. 
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— 








Gegenftand, 
ober 
Benennung des Depofiti. 


Uebertrag 


Gottfried Freunds zu Arnshaugk Kreditweſen betr., 
in einer Tandfipaftlicpen Dbligation. 


Der Ernfifchen minorennen Kinder zu Winfchenborf, 

väterliche Erbgelder in zwei Neuftäbt. KreissObli- 

ationen sub Litt. D. No. 183. und 184. ohne 
Ans: Talons und Koupons. 





Der minderjährigen Joh. Chr. Wilhelm. Jul. Edel⸗ 
mannin # yda, muͤtterliche Erbegelder in 
11 Stück Iandfchaftlichen Obligationen sub 
L.itt. Eee. No. 9230. 9231. 9232. 9233. 9234. 
9235, 9236. 9320. 9321. 9322, und 9323. ohne) 
Binstalond und Koupons. ie 


Summa Ymt Mildenfurth 


C. Amt Wepda. 


Die vom Vormund der Meupertfchen Kinder, 
Johann Gottl, Neupert, deponirten Gelder, 
50 Thlr. — Eine neue landſchaftliche Dbligation] 
sub Litt. Eee. No. 2571. und eine Schuidver⸗ 
Ppreidung des Querfurthſch. Kreifes sub Lätt. C. 

©. . 








"Johann Heinrich Dietfchend zu Sirbis Nachlaß 
betr., in 2 landſchafil. Obligationen a 50 Rthir. 
sub Litt. Eee. No. 1580. und 1581, 


Summa Ymt Weyda 


D. Amt Tautenburg. 


Der dafigen Amts-⸗Armenkaſſe Depofitum, in einem) 
Konfens. 





Summa per se. 


E. Amt Edardtsberga. 


Vacat. 


1,000 


1,900 


75 


100 


87 
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Bemerkungen. 
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J 















Betrag 
deſſelben. 


Gegenſtand 
oder 
Benennung des Depofiti. 


Bemerkungen. 


Wiederholung. 
Amt Arnshaugk 
Amt Mildenfurth 
















Amt Tautenburg. — —— 
Amt Ehardtöberga ............. . . . . o . · 













Hierzu: 
noch zu gewaͤhren 











F. Amt Naumburg. A 
41 — Depofitenfchein Der Allmoſenkaſſe des Dorfes Lachſtaͤdt Antheil an 712- 
10, Dezember 1814. drei Kammerfrebit: Kaſſenſcheinen sub Litt. C. 
No. 174. 1661. und 1257, a 100 Rthlr, 
25 —i— 





= Desgleichen. Derfelben, deögleichen Antheil an — 
sub Litt. B. No. 340. a 500 Rthir. und Hitt. C. 
Na. 2776. a 100 Rthlr. 












\ Kon⸗ 


—X 


‘ 


Konvention 
mit u 
der Koͤniglich⸗Sachſiſchen Kegierung 
wegen 
Auseinanberfeßung mehrerer milden Etiftungen. 
D. d. Dresden, am Aten April 1825. 


— —— 


J. Verfolg der, im Art. XXII. $. 1. der Hauptkonvention vom 28ſten Auguſt 1819., zu Vollziehung 
bed zwilchen Ihro Königlichen Majeftäten von Preußen und von Sachfen am 18ten Mai 1815. zu. 
Wien abgefchloffenen Friedenstraktats, enthaltenen Beftimmung, ift wegen Auseinanderſetzung ber nad)e 
benannten milden Stiftungen und einiger damit in Berhhrung ftehender Gegenflände, zwifchen ben 
unterzeichneten beiderfeitigen Königl. Kommiffarien, vernidge der ihnen dazu ertheilten Vollmachten, mit 
Vorbehalt der Genehmigung ihrer Allerhöchiten Hegierungen, folgende Vereinigung getroffen worben, 


1. 
Das Vermdgen ber zur Unterfiigung arıher Predigerwittwer befiimmten Carpzorifcher und Carxjeviſc 
Piftorisichen Stiftungen wird, nad) der Anzahl ber Predigerftellen in ben betheiligten Provinzen, ges — 53 
cheilt, wonach ſich ein Verhaͤitniß von ie 
0,52 Hunderttheilen für dad Königreich, und | 
0,48 ⸗ = = — Sachſen ergiebt. 
Dem letzteren werben daher zu Berichtigung ſeines Antheils uͤberwieſen: ⸗ 
a) von der Carpzoviſchen Stiftung 
108 Rthlr. in Kapitalien zu 5 Prozent zinsbar, 
23 Rthlr. 13 Gr. 4 Pf. unzinsbar; .— 
b) von der Piſtorisſchen Stiftung ‘ 
132 Rthlr. in Kapitalien zu 4% Prozent zinsbar, | Zn 
40 Rthlr. 2 Gr. unzindbar; " Ä 
wogegen ſich daffelbe alle, feit dem 6ten Junius 1815. etwa aus biefen Fonds dahin gezahlte, und 
ſolchenfalls bei der Fünftigen Berechnung nachzuweifende, Unterftügungen anrechnen zu — 2 — hat. 


| Il. 
An dem zur Lehmannifchen Stiftung für Arme in einigen Stäbten bed Erzgebirgifchen Kreifes, Lebmannifd 
imgleichen in den Städten Dresden und —X gehörigen Vermdgen bat das berpgthum Sachſen Stiftung. 
nur in ſofern Antheil, als von dem Stifter 2,000 Rthlr. für die Armen und Nothleidenden der Stadt 
Wittenberg ausgeſetzt worben find, und es follen diefe 2,000 Rthlr., wo möglich, durch Abtretung 

eined, für einen ber vom Königlichen Kirchenrathe und Oberklonfiflorio zu Dresden verwaltet werben 

ben Fonds im Sergathum Sachſen hypothekarifch verficherten, Kapitald von gleicher Hbhe und zu 

dem vorhandenen höchften Zinsfuße, nebft der bis zur erfolgenden Außlieferung davon in bisherigen 

Maße ferner fällig gewordenen Zinfen, in foweit leßtere, nach Ausweis der vorzulegenden bieöfall- 

figen Quittungen, nicht bereitd an bie Lofalbehörde zu Wittenberg berichtiget feyn follten, gewährt 

werden. 


' AH. 0 
Die Fonds der Buderiſchen Stiftung für arme Wenden werden nach dem Verhaͤltniß der Volks— Buderiſche 

zahl in der Öber- und Nicderlaufig und in Amte Stolpen, und mithin nach einem Maaßſtabe von Eriftme. 

0,4110 Theilen für dad Königreich, und von | 

0,5890 für dad Herzogthum Sachfen, 2. u 

efheilt; es empfängt 1cdoch das Königreich von den zu 5 Prozent vorhandenen ſichern Altivis bie 
Eumme von 4,000 tn. voraus, und übernimmt dafür die Verpflichtung, “bie in bem Teſtament 

de 


— 46 — 


bes Stifters feinen Verwandten ausgeſetzten jährlichen Legate, nebſt der etwanigen Vermehrung der⸗ 
ſelben bei Eintritt der diesfalls vom Stifter vorausgeſetzten Faͤlle ‚ vom Empfang dieſer Summe an, 
:* bis-mohin das Herzogthum zu biejen Vermächtniffen ferner in demfelben Verhältniß, ald es an dent 
Wermogen ber Stiftung Theil nimmt, dazu beiträgt, allein zu berichtigen und alle deshalbige Aniprüche 
zu vertreten, will aud) hierbei bie auslänbifchen und namentlich die im Königlich = Preußifchen Gebiete - 
mohnenben Legatarien chen fo, wie bie im Koͤniglich⸗Saͤchſiſchen Gebiete wohnhaften, ebanbelr ‚und - 
ihnen ihre Anteile unter feinem Vorwande jemald vorenthalten Iaffen. 
Hiernach hat dad Herzogthum: 
A. vom fichern Dermbgen 
a) von ben, zur Zilgung verbleibenden, zu 5 Prozent zinsbaren Aktivis, an -16,690 Rthlr., 
9,830 Rthlr. 9 Gr. 10 Pf., 
“ 5) von ben zu 4% Prozent zindbaren Aktivis, an 3,525 Rthlr., 2,076 Rthir. 5 Gr. 5 MH 
0) von a, heibar gebliebenen unzindbaren Vermögen, an 4,445 Rthlr. 16 Gr. 3 Pf., 2,018 Rthlr. 
12 Sr. 1 Pf.; | . 
B. vom wunfihern Vermdgen, in fofern ſolches volftänbig cingehet, 

a) von 29,712 Rthlr. 42 Gr. in zindbaren Aklivis, 17,500 Rthlr. 15 Gr. 11 Pf., 

b) von 5,740 Rthlr. 14 Gr. 4 Pf. an Zinsruͤckſtaͤnden, 3,381 Rthlr. 5 Gr. 4 Pf. zu erhalten, und 
in bemfelben Verhältniß, wie bad übrige nuernfogen biefer Stiftung getheilt worden, foll aud) 
dasjenige, was ehwa Auf bie, noch einer nähern Erörterung bebürftigen, Heinen Kapitalien bies 
fer - Stiftung, zufammen an 1,496 Rthlr., fo wie auf die, bei den Vergleichen mit den Erftehern 

. des Hittergutd Obergurf mit Soran und des fogenannten großen Bauergutd zu Obergurf der Stif- 
fung vorbehaltenen Regreßanfprüche, dafern die beiderfeitigen Regierungen ſich entſchließen follten, 
Jetztere zu verfolgen, erlaugt werden moͤchte, Fünftig zur Theilung gebracht werden. 

Ä IV. 

Yeltere Bon den allgenteinen Fonds ber fogenannten älteren Schullehrer = Befoldungd = Kaffe, welche 
Schullehrer⸗ nad) ber Bevdlkerung der bei berfelben ald betheiligt angenommenen Provinzen, die einen Theilungs- 
nolbungs- Maapfiah pon Ä 
aſſe,ſ. w. d. a. 0,6652 für das Koͤnigreich, und von 

0,3348 = s SHerzogthun Sachen . 

giebt, getheilt werben, erhält bad Herzogthum | 

4. vom fihern Vermögen ' 

41,255 Rthlr. 12 Gr. von den mit 5 vom Hundert zindbaren Kapitalien, 

‚63 Rthir. 9 Gr. 7 Pf. von den mit 4% vom Hundert zindbaren Kapitalicn, 

41,089 Rthlr. 17 Gr. 7 Pf. vom unzinsbaren Vermdgen, mit Inbegriff von 123 Rthlr. 16 Gr. 

4 Pf., als dem Betrage ber am 5ten Junius 1815. rheftändig gewefenen Beſoldungszula⸗ 
. „gen für Schulichrer im Herzogthum; | 
IT.’ vom unficdern Wermdgen, dafern ſolches voffänbig eingehet 
669 Rthlr. 14 Gr, 5 Pf. von eiuer mit 5 vom nen zinsbaren Aftiopoft, 
483 Kthlr. 11 Er! 9 Pf. von uuzindbaren Ruͤckſtaͤnden, — ferner von dem Vermögen der, mit 
diefer Kaffe in Verbindung geftandenen Weigandifchen Etiftung, welches nach den vom 
Stifter außgefeßten Zulagen mit 
Einem ——— für das Königreich, und mit 
»- für dad Herzogthum getheilt wird, 
J. som fihern Vermögen 3,750 Rthlr. von dem mit 5 vom Hundert zindburen Kapitale, 
4,127 Rthlr. 8 Gr. 8 Pf. von insrhcftänden ; Ä 
II. vom unfichern Vermoͤgen, in fofern foldyed unverkuͤrzt eingehet, 
5,625 Mthlr.. von dem mit 5 vom Hundert zindbaren Kapitale, und 
1,989 Rthlr. 5 Gr, 3 Pf. von unziusberen Rüditänden; | 
dagegen hat das Herzogthum zu der auf den allgemeinen Fonds ber Altern Echullehrerz Befoldungds 
Kaſſe haftenden jährlichen Leiſtung an 300 Rthlr. bis zur Realifirung dieſer Theilung in dem Verhaͤlt⸗ 
niß, als ed an biefen Fonds Theil nimmt, beizutragen, fowohl bei Vollziehung dieſer Theilung cine 
Summe von 2,008 Rtchlr. 19 Br, 3 Pf. in mit 5 vom Hundert zindberen Onttiis der wougie: 

Saͤchſi⸗ 


U) 47 unlın 


Saͤchſiſchen Regierung, welche dafur die Verbindlichkeit, vorbemeldete Leiſtung an 300 Rthlr. jährlich 
ferner abzufuͤhren, und nach deren Wegfall den Deszendenten der jetzigen Empfängerin eine Summe 


von 6,000 Rthlr. auszuzahlen, übernimmt, auszuliefern, nicht minder die ſeit dem 6ten Junius 1815. 


aus der altern Schullehrer-Beſoldungskaſſe auf oberwähnte rückſtaͤndige Zulagen, oder ſonſt, in das 
Herzogthum geleiftete Zahlungen fid) anrechnen zu laffen, und endlich die wegen der dem allge 
Fonds dieſer Kaffe oder der Meigandifchen Stiftung zugehörigen Aftivorum feit gebachten Tage aufge 
wendeten Koflen in dem Verhältniß feiner Theilnehmungsrechte mitzutragem. 

Es wird jedoch der Königl. Preußifchen Regierung hierbei noch zugefichert, daß ihr, wenn bie 
Empfängerin, ber mehrerwahnten Rente an 300 Mthlr. mit Tode abgegan en feyn wirb, Davon, 


mit Brifuͤgung eines Zeugniſſes über die von ihr nachgelaffene Deögenbeng, achricht gegeben, auch, 


wenn diefelbe Diszendenten nicht hinterlaffen haben, und mithin die Yußzahlung ber den leßteren.legirten 
6,000 Rthlr. nicht eintreten follte, die dazu beigetragene Summe von. 2,008 Rthlr. 19 Gr. 2Pf. unver⸗ 


gbalic bar zuruͤckgezahlt werden folle. Sollte auch bei dem Ableben der Empfängerin der Rente 


ber deren Dedzendenz rechtlihe Gewißheit nicht ſofort zu erlangen feyn, und daher ber Anfall ber 


fraglichen 6,000 Rthlr. erjt ſpaͤter Etatt finden; ſo foll der König. Preußifchen Regierung auch von 
der durch obervormundfchaftliche oder fonftige Verwaltung diefer 6,000 Rthlr. etwa flattgefundenen 


meinen 


Vermehrung ded Hauptſtamms, ihr Antheil, nach Verhaͤltniß ihres geleifteten. Beitrags, mit ſolchem, 


fobald ald jene Verwaltung. beendigt ift, außgeliefert werben, 
V — 
Das Kapitals und fonfi e Vermögen der von ben Kirchenrathe und Oberkonſiſtorlo zu Dredden 
verwalteten Bußtags:Kolleften ae wird nach den aus berfelben dem Anitskrankenhauſe, dem Almoſen⸗ 
Amte, und der Sriedrichöftadter Real und Armenſchule zu Dredden, den allgemeinen Zucht» und 
Armenhäufern, dem Landarbeitöhaufe zu Coldig und ber aͤltern Schullehrer = Befolbungkafle angewiefen 
geweſenen jährlichen Bezugen zur Theilung gezogen. Hiernach nimmt bad De um Sachfen an 
den für die allgemeinen —*— und Armenhaͤuſer, das Landarbeithaus zu Colditz und die ältere Schuls 
Zchrer-Befoldungsfaffe ausgefallmen Quoten in. denfelben Verhältnig Theil, als es bei der Auseinander⸗ 
feßung dieſer Inſtitute theilnehmend geworden ift, ‘wobei in Betreff ber Repartition der auf dad Lands 
Arbeitshaus zu Colditz gekommenen Quoten der bei der Armenhaus: Hauptlaffe flattgefundene Abthei⸗ 
lungsmaaßſtab in gegenwärtigenr Falle cbenfalld in Auwendunge kommen fol, In deſſen Verfolg hat 
das Herzogthum von dem Vermoͤgen der Bußtagskaſſe uͤberhaupt: u 
. Bon dem fihern Vermögen: 


Bußtanst 
lektenkaſe 
den Erblat 


263 Rthlr. 15 Gr. — Pf. Zweihundert drei and ſechszig Thaler 15 Gr. von den Kapitalien zu 5 | 


vom Hundert zindbar, mit Fubegriff einer Summe von 87 Rthlr. .12 Gr. zur Dedung: 


einer jährlichen Zulage von 4 Rthlr. 9 Gr. für dern Schullehrer zu Weltewig in der Neue 


rer Ephorie; 
7,542 Rthlr. 20 Gr. 8 Pf. Eiebentaufend Fuͤnfhundert' zwei und vierzig. Thaler; 20 Gr, 8 Pf. von 
den Rapitalien zu 4% vom Hundert zindbar; W 
281 Rthlr. 14 Gr. 11Pf. Zweihundert und ein und achtzig Thaler 14 Gr, 11 Pf. vom unzinsbaren 
Vermögen, mit Inbegriff zweier ne often, zuſammen an 67 Rthlr. 15 Gr. 5 Pf. 
I. Vom unfichern Vermögen, dafern ſolches unverfürzt eingehen würde: . 
2,526 Rthir. 20 Gr. 6 Pf. Zweitauſend Fuͤnfhundert und ſechs und zwanzig Thaler 20 Gr: 6 Pf. 
von außenfichenden Kapitalien, und on 
772 Rthlr. 3 Gr. 11 Pf. Siebenhundert und’ zwei und fiebenzig. Thaler 3 Gr. 11 Pf. au rckſtaͤn⸗ 
digen Zinfen von dieſen Kapitalien zu erhalten, bagegen alle feit dem 6ten Juni 1815. 
aus der in Frage befangenen Kaffe in das Herzogthum auf dahin gehbrige, beponirt gewe⸗ 
| fene, Kolleftengelder, rudftändige Leiftungen, oder fonft gefchehene an ungen, in. jofer 
gtere nicht fehon in Abrechnung gefommen find, fih anrechnen zu laffen 


VE Ä 
Die Geſangbuchskaſſe wird nach der Baht ber Prebiger iv ben: 7 Kreifen, nebfl dem Fuͤrſten⸗ 
sum Querfurt, und mithin nach einem Berhältniffe von on 
Sinftaufend Fuͤnfhundert und.neun und vierzi heilen 0 für das Königreich, und’ vom 
iertaufend Vierhundert und ein und funfzig 3. ntauſendtheilen für dad Herzogthum getheilt; hier⸗ 
nach erhaͤlt das Herzogthum. | 
9,302 Rthle 


Fe 


9,302 Rtelr. 14 Er. 2 Pf. Neuntauſend Dreihundert und zwei Ihuler 14 Gr. 2 Pf. von den. mit 
5 vom Hundert zinsbaren Kapitalien, | 
445 Rthlr. 2 Gr. 5Pf. Vierhundert und flnfund vierzig Thuler 2 Gr. 5 Pf. von den mit 4, vom 
Sunber zinsbaren Kapitalien, und 
41,516 Rthir. 8 Gr. 10 Pf. Eintauſend Flinfhundert und ſechszehn Thaler 8 Gr. 10 Pf. vom unzind- 
x baren Vermögen, mit Inbegriff 188 Rthlr. 13 Gr. 7 Pf. Einhundert acht und achtzig Thaler 
413 Gr. 7 Pf. an bis mit dem Sten Juni 1815. in dad Herzogthum rhdftändig gewefenen 
Reiftungen, hat jedoch alle feit dem ten Juni 1815. auß ler Kaffe auf die vorbemelbeten 
ruͤckſtaͤndigen Leiftungen und fonft erfolgte Zahlungen fich anrechnen laffen, 
| Ueberdies werden dem Herzogthum | U 
923. Neunhundert und drei und zwanzig Eremplarien des erſten, und 
913. Reunbundert und dreizehn Eremplarien bed zweiten Theils des Kirchenbuch® in natura aus⸗ 
geantwortet, | | 


VII. 


Schullehrer⸗ Die Schullehrerſeminarien⸗Hauptkaſſe wird, nach den, fuͤr die Schullehrerſeminarien zu Friedrich⸗ 
Seminarien ſtadt und Weiſſenfels beſtandenen, Etatquantis, welche, wie ſolche in dieſer Hinſicht berechnet worden 
Baunttafie u. I einen Abtheilungsmaaßftab von _. 
den geweſene 0,5855. ' —8 Achthundert nf und funfzig Zehntaufendtheilen für das Königreich, und von 
Stiftungen 0,4445. Viertauſend Einhundert fünf und vierzig Zehntaufendtheilen für das Herzogthum en 
von Private . geben, getheilt. Dagegen wird bie, im Sjahre 1794. wegen gewiffer Anfprüche bed ches 
verſonen. | maligen Gymnaſiums zu Meiffenfeld ausgeſetzte und zu vorerwähnter Saft ezogene, jähr: 
liche Rente von Eintaufend und. Achthundert Thalern — zu deren alleiniger Vertretung | 
Königl. Sächfifcher Seits ſich erflärt worden ift, zum Behuf der egeumwärt en Auseinander⸗ 
. — nach Sun vom Hundert zu Kapital gerechnet, und dieſes Kapital nach dem Vers 
haͤltniß der Bevblkerung der Provinzen, für deren nicbere Schulanftalten die Unterſtuͤtzun 
‚arfprünglich bewilligt worden ift, chen fo, wie bei der älteren Schullehrer-Beſoldungskaſſe 
- (8. 1V.) geſchehen, mithin nach dem Verhältniß von 
0,6652. eheiaufend Sechshundert zwei und funfzig Zehntaufendtheilen für das Königreich, und von 
0,3348, Dreitaufend Dreihundert acht und vierzig ZJehntaufendtheilen für Dad Herzogthum Sachfen, 
‚getheilt, 
iernach hat das Herzogthum 
1 on unbeweglichen Vermoͤgen: Ä 
außer dem Bergiſchen Getreive-Stipenbio, und den bisher von gemiffen Thüringifchen Städten an 
das Seminar zu Weiffenfeld gezahlten jaͤhrlichen Beiträgen, welche beide Gegenftände dem nur gedach⸗ 
ten. Seminar .allein gan ‚ und demfelben ferner verbleiben, ‚gufammen | ' 
x 42,299 Rthlr. 43 Gr. 84 Pf. Zmdlftaufend Iweihundert neu und neunzig Thaler dreizehn Grofchen 
acht und zwei Fuͤnftheil Pfennige, und zwar mit oo 
595 Rthlr. 8 Gr. A Pf. Kapitalwerthe Der bisher in Weiffenfeld erhobenen Lehnen und Zinfen, welche 
dem Herzogthum ganz tiberwiefen worden find, und mit 
. 41,704 Rthlr. 5 Gr. 4% Pf. ald Untheil an ber vorbefchriebenen, mit Fünf vom Hundert zur Kapital 
erhobenen, jährlichen Rente von 1,800 Rthlr., welcher, weil der Untheil des Herzogthums 
an dem SKapitalwerthe der ihn allein überwicjenen oben berührten Lehnen und Zinſen nur 
"in 246 Rthlr. 18 Gr. 6 Pf. befteht, fih um 348 Rthlr. 13 Gr. 10 Pf., und folglich von 
dem eigentlichen Betrage an 12,052 Rthlr. 19 Gr. 24 Pf., bis auf die angegebene Summe, 
. sermindert, baar. | \ 
2) Vom beweglichen Dermdgen, außer den zeither fchen in Weiſſenfels verwalteten, Heinen -Kapitalien, 
uſammen an . Ä \ 
3» thlr. 12 Gr. Dreihunbert neun und achtzig Thaler 12 Gr., 
auf welche, fo wie auf die vorfiehend dem Herzogthum überlaffenen Gegenftände des unbeweglichen 
Dermdgend, Koͤniglich⸗Saͤchſiſcher Seits gänzlich verzichtet wird, und nach ber bereitö in ber foms 
miflariichen Darftellung vom 17ten Dftober 1822. enthaltenen Ab= und Zurechnung anno) 
406 Rthlr. 15 Gr. IP. Einhundert und fechd Thaler 15 Gr. I Pf. von den Kapitalien zu 5 Pro: 


zeit zindbar 
. 4,145 Rthlr. 
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4,145 ah. Diertaufend einhundert fünf und vierzig Thaler von den mit 4% Prozent zindbaren 
apitalien, 
559 Rthlr. 13 Gr. 10 Pf Fünfgundert neun und funfig Thaler 13 Or. 10 Pf. von den mit 
3 Prozent zindbaren Kapitalien, 
849 Rthlr. 17 Gr. 5 Pf. Achthundert neun und "vierzig Thaler 17 Gr. 5 Pf. von den Kapitalien 
u 2 Prozent zindbar, 
4,170 Reölr. 8 Or. 3 Pf. Eintaufend einhundert und fiebenzig Thaler 8 Gr. 3Pf. vom unzinsba⸗ 
| ren Vermdgen, . 
zu erhalten, dagegen aber alle vom dten Juni 1815. an aus dem zugemeinen Fonds dieſer Kaſſe 
in das Herzogthum erfolgte Zahlungen, mit Ausfchluß eined an dad Seminar zu Weiffenfeld ges 
leifteten, bereitö in Anrechnung ekommenen, Vorſchuſſes von 87 Rthlr. 22 Gr. 5 Pf. zu reſti⸗ 
tuiren, oder ſich anrechnen zu fen. 
" Da Übrigens aus dieſer Kaffe eine temporäre Leiflung von 30 Rthlr. — Dreißig Thaler — 
jährlich zu beftreiten ift, ſo find hierzu af bie Dauer biefer Leiftung vom 6ten Juni 1815. an jährlich 
17Rthlr. 13 Gr. 7Pf. Siebenzehn Thaler 13 Gr. 7 Pf. vom Königreiche, -und Ä 
42 Rthlr. 10 Gr. 5 Hl: Zwölf Thaler 10 Gr. 5 Pf. von Serogtum beizutragen, 

Demnaͤchſt enıpfüngt dad Herzogthum von dem bei ber Reinhardtiſchen Stiftung für Die beiben 
ScullchrersScminarien zu Friedrihftadt und Weiſſenfels am Sten Juni 1815. vorhanden gewefenen 
unzinsbaren Beſtande, an 24 Rthlr. 11 Gr. Vier und zwanzig Thalern 11 Gr., die Hälfte mit 
12 Rthlr. 5 Or. 6 Pf. Zwoͤlf Thaler 5 Gr. 6 Pf., und uͤberdies werben demfelben die aus einem Ver⸗ 
mächtniffe ded vormaligen Buchhändler Weigand zu Leipzig, an 3,000 Rthlr., für dad Seminar zu 
Meiffenfeld annoch, nachdem deshalb fonft die Befriedigung bereitö erfolgt ift, herrührende Forderung 
von A50 Rthlr. in dem, bei dem Studtrathe zu Dresden anhängigen, Börnerifchen Kreditiwefen, fo wie 
die von nurbemeldetem Weigand chenfalld dem Seminar zu Weiffenfeld legirte Hälfte rudftändiger | 
infen von einem, in dem, dermalen bei dem DOber= Landesgericht zu Naumburg obſchwebenden, Belt: ” 

eimifchen Konkurſe liguidirten Hauptſtamm, an 18,600 Rthlr., imgleichen die gleichfalld, vermoͤge des 
Weigandfchen Teſtaments, dem Seminar zu MWeiffenfeld zuſtehenden eventuclen Anſpruͤche in Anſehung 
eines Legats flr Ehriftian Auguſt Ifen, aus Leipzig, und ſaͤmmtlicher Legatarien, welche Streitigkeiten 
und Prozeß erregt und Unrecht behalten gaben, zur alleinigen Einyiehung und resp. Verfolgung uͤber⸗ 
laffen; es find jedoch die wegen nur erwähnter Forderungen und Anſprüche nad) dem Sten Yuni 1815. 
etwa aufgewendeten Koſten vom Herzogthum zu erflatten. 0 


VIII. | 


Die von der Königl. Saͤchſiſchen Hof und Landjägerei, im Jahre 1755. errichtete Wittwen- Jager⸗Witt 
und Waifen-Verforgungdfaffe, deren YUuseinanderfeßung von den beiderfeitigen Regierungen für anges wen= u. Wut 
meffen erachtet worden ift, fol dergeftalt getheilt werden, daß von ben am Ziften Dezember 1814., fe » Verfor: 
als dem im gegenwärtiaen Zalle fejigeiehten Normaltage, vorhanden gewefenen Vermögen biejer Kaffe gungskaſſe. 
nach dem, zum Theilungsmaaßſtabe angenommenen Verhaͤltniß des Geſammtbetrags ber von den, im \ 
der Beilage unter A. angegebenen Mitgliedern in beiden Lanbeötheilen am Iiften Dezember 1814, 
geleifteten Beitrage das Herzogthun Sachſen für die in demfelben befindlichen Mitglieder: ' 

a) von 3,000 Rthlr. zu 5 vom em zinsbarem Vermögen - 
1,336 Rthlr. 14 Gr. 5 Pf. Eintaufend und Dreihundert und ſechs und achtzig Thaler 14 Gr. 5Pf., 
und zwar Ein Drittheil diefer Summe in Louisd’or, zu 5 Thalern den einfachen gerechnet, 
oder mit kursmaͤßigem Aufgelbe, ſowohl 
b) von bem zur Theilung verbliebenen unzinsbaren DVermdgen, nach gegenfeitiger, in ber gemeins 
(haftüich vollzogenen Darſtellung ber Verhaͤltniſſe diefer Sache angegibenen, Zu⸗ und 


bredhnung, . 

75 Rthlr. 11 —* 6 Pf. Fuͤnf und ſiebenzig Thaler 11 Gr. 6 Pf. Aberhaupt, zu empfangen, nicht 
minder die von Mitgliedern im Herzogthum rıdftändig gelaffenen Veiträge und von Unter 
einnahmen in demfelden einzulicfern gewefenen Ueberfhyußgelder zu feinen alleinigen Vor⸗ 
theile einzugichen, fo wie die von Mitgliedern im Herzogthum feit dem 1ften Januar 1815. 

u ber bisher gemeinfchaftli gewefenen Kaffe etwa geleifteten Beiträge zurücd zu erhalten, “ 
agegen aber auch nicht nur die bis zum Siften Dezember 1814. in das Herzogthum zu 
zahlen geweſenen Begraͤbniß⸗ und Unterfiiitungsgelder und die von einigen Untereinnahmen 

Zum “Jahrgang 1826. & im 
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im Herzogthum ‚geleifieten Vorſchuͤſſe allein zu berichtigen, fonbern auch vom Aften Januar 
-. 4815, an alle Verbinblichkeiten und Obliegenheiten, gegen die Hinterlaffenen und Erben 
berjenigen, die bei der Hof⸗ und Landjägerei angeftellt und ald folche beitragende Mitglie- 
der dieſer Kaffe waren, allein zu erfüllen hat. ollten fi) in der Folge etwa gegen bie 
- bei Auseinanberfeßung biefer Kaffe zum Grunde gelegte, in der angegebenen Beilage. unter 
A. angenommene Zahl ihrer Mitglieder, oder gegen die ald noch ruͤckſtaͤndig bezeichneten 
Beiträge und Unterflüßungen Verjchiedenheiten ergeben; fo. übernimmt die daraus abzuleir 
senden Anfprüche die künftig in jedem Landestheile befonderd beftehende Jaͤger-Wittwen- 
und Waiſen-Verſorgungs-Kaſſe, bei deren Angehdrigen dergleichen Verthiedenheiten vor— 
fommen, zur alleinigen. Pertraunß, ohne weder bei der kuͤnftigen Hauptberechnung, noch 
[ont jemals, zu dieöfallfigen Reklamationen oder Entfehädigungs - Unfprüchen an die Jaͤger⸗ 
ittwen= und Waiſen-Verſorgungs-Kaſſe im andern Landestheile oder an beren Megies 
rungen berechtigt zu feyn. 
Soviel hingegen " 
. | IX.’ 
eizehiger- a. bie in einigen, durch die Lanbeötheilung getrennten, Provinzen und Ephorien beftchenden Prebiger: 
Sculehretz und Schullchrer-Wittwen- und Waifen-, auch Begräbniß-Kaflen anlangt; fo wollen Die beiberfeitigen 
wer- U- Megierungen nicht nur das Zortbeftehen diefer Verbindungen auf Feine Weiſe behindern, fondern auch 
Waiſen⸗, auch ; ! ge * 
Begräpnig- Darauf ſehen, daß weder den dermaligen Mitgliedern dieſer Sozietaͤten und ihren Hinterlaſſenen, welche 
kaſſen in ges ſich in Dem andern Landeötheile befinden, der Genuß der erworbenen Rechte und bie verfalfungsmäßige 
trennten Pro- Theilnahme an Aushbung der Gefellfhaftd-Befugniffe, in fofern die verfaffungsmäßigen Verbindliche 
Kan ud keiten gehdrig erfüllt werden, unter irgend einem Vorwande entzogen, noch denjenigen, welche vor 
p der Landestheilung, vermdge der ihnen übertragenen Aemter einen gültigen, ſeitdem nicht durch aus⸗ 
druͤckliche Uebereinkunft der Intereſſenten in beiden Landestheilen, und mit Genehmigung ihrer vorge 
feßten Behoͤrden aufgegebenen, Anfpruch gehabt haben, Mitglieder dieſer Gefellfhaften zu bleiben 
oder zu werden, bad fernere Verbleiben bei folchen, oder der Beitritt zu denſelben, wegen ihrer Unges 
börigkeit an eine andere Landeöhoheit verweigert, auch, in fofern bei einigen dieſer Sozietaͤten, nad) 
ben am Sten Junius 1815. beflandenen Statuten und Verfaffungen, den Inhabern gewiffer Aemter 
als foldyen, die VerbindlichFeit zum Eintritt in die Sozietät obliegt, ferner, fo lange diefe nicht durch 
Einverftändniß der in beiden Landestheilen befindlichen Mitglieder und ihrer voraefeßten Bchörden aufs 
gehoben wird, auf Erfüllung der erwähnten Verbindlichkeit gehalten werde. 
Sperberifches Uebrigens macht ſich die Königl. Preußifche Regierung hierbei noch verbindlich, dahin Verfl- 
Dermächtnig, gung u treffen, daß dad von dem vormaligen Pfarrer zu Eythra und Bosdorf, Georg Friedrich 
perber, in feinen, unterm 2iften Noveniber 1806. errichteten Teflamente der im Jahre 1798. 
gegründeten PrebigerwittiwenPenfionsanftalt zu Merfeberg, ald Andenken, jedoch mit der Verpflich« 
tung, die Zinſen jedesmal vorzäglid den Wittwen feiner Nachfolger im Eythraer Pfarr: Amte abzu⸗ 
reichen, legirte Kapital von Zweihundert Thalern — jederzeit bejonderd verwaltet, fowohl ber Zinfens 
Betrag befielben den Mittwen Eythraer Pfarrer, wenn deren vorhanden find, auf Anmelden unwei⸗ 
gerlich veräbfolgt, und nur bei Ermangelung folder Wittwen über biefe Zinfen von der Sozietät nad) 
ihrem Gefallen verfügt werben folle, ’ 


X. 

In Nnfehung der in einigen, durch bie Lanbestheilung getrennten, Aemtern, Gerichtöbezirten 
Ne und Parochien beftehenden gemein chaftlichen men af und Stiftungen r Arme, ift für angemeſſen 
fichberiehende erachtet worden, die Auseinanderſetzung derfelben, in jofern von ben in einem ober dem anbern Landes⸗ 
Etiftungenin theile befindlichen Intereffenten darauf angetragen wird, durch beiderfeitige Lokal⸗Kommiſſarien bewirken 
etrennten p laſſen. Es werden daher die beiderſeitigen ProvinzialsMegierungen, zu deren Bereich bie bethei⸗ 
emtern, Ee ſigten Orte gehbren, wenn bei ihnen Anträge auf Theilung des Vermogens ber in Frage befangenen 

richtsbezirt 
* —* Armenkaſſen und Stiftungen bereits geſchehen ſind, oder noch geſchehen, ſich deshalb mit einander 
"vernehmen, und zu deren ———— unverzuͤglich Lofals Kommiflarien ernennen, welche ſich 
egenfeitig alle, zu vollfländiger Kenntniß der Verhältniffe der fraglichen Kaffe oder Stiftung ndthige, 
en, Urkunden, Nachrihten und Mechnungen mitzutheilen, biernach die Entſtehung und den Zweck, 
die daraus hervorgehenden Zheilnehmungßrechte, die bisherigen Kollaturs, Wominiftrationd s und 
AuffichtösGerechtfame, unb den Dermbgend Be and biefer Kaflen und Stiftungen, zu ermitteln, bei 
ber Theilung felbjt aber die biöher bei Auseinanderſetzung ber milden Stiftungen überhaupt befolgten 


Rn 
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— 51 — 

allgemeinen Grundſaͤtze, ſoweit ſolches thunlich iſt, in Anwendung zu bringen haben. Wenn von dieſen 
Lokal⸗Kommiſſarien eine Uebereinkunft getroffen, und von ihren Auftragsbehoͤrden genehmigt worden 
ift, fo wird folche fofort durch Leiſtung der Zahlungen, welche nach denfelben der eine Theil an ben 
andern zu beivirfen hat, und jonjt vollzogen werden. Bid nad) erfolgter Auscinanderjegung der bier 
in Frage fichenden Kaſſen und Stiftungen, foll cbenfalld den Betheiligten in beiden Landestheilen ber 
fernere Genuß ihrer verfaffungsmgfigen Rechte verbleiben, und ihnen, wegen der veränderten Landes⸗ 
hoheit, oder unter einem andern Vorwande, auf Feine Weife geichmälert werden. 

Die von dem vormaligen Befiger des im Bezirk ded Amtes Wurzen gelegenen Nitterguts Söeenerſche 
Roitzſch, Ulrich von Spener, in feinem Teftamente vom 3Often November 1764. gemachte Stiftung Stiftung. 
für Urme, wird jedoch hiervon ausdrücklich) ausgenommen, und zu ferneren Verhandlungen zwifchen - 
den unterzeichneten Kommiffarien ausgeſetzt. | 


Da die General: Almofenkaffe zu Merfeburg einen jährlichen Beitrag von 262 Rthlr. 12 Gr. Stift Merfe- 
aus den Etift- Merfeburgiichen Rentkammer-Einkuͤnften zu bezichen hat, ;, ift zuvorderſt Die Weber: ee er 
einkunft getroffen worden, F vom 6ten Juni 1815. an, Die Koͤnigl. Preußiſche ‚Regierung fünf fentafe. 
Schötheile, und die Königl. Saͤchſiſche Regierung ein Sechötheil hiervon uͤbernehmen folk, 
Das, nach) Dedung eines, in das Herzogthum Sachſen gehörigen fortdauernden jährlichen Bezu⸗ 
e8 von 100 Rthlr. bleibende Dermdgen diefer Kaffe, wird nach dent Verhältniß ber Volkszahl des 
Stifts Merfeburg getheilt, wornach fi) der Theilungsmaaßftab auf 
0,8114. Achttaufend Einhundert und vierzehn Zehntaufendtheile für dad Herzogthum, und 
0,1856. Eintaufend Achthundert fechd und achtzig Zehntaufendtheile für das Königreich Sachfen 
—J38 — Nach dieſem Theilungsverhaͤltniß werden dem Koͤnigreich Sachſen zu Berichtigung des ihm 
zuſtehenden Antheils uͤberwieſen: 
4) der von der Koͤnigl. Saͤchſiſchen Regierung vom 6ten Juni 1815. an jährlich mit 43 Rthlr. 18 Gr. 
forfiwährend zu leiftende antheiige Rentfammer=DBeitrag, welder nad 5 Wrozent zu Kapital bes 
rechnet, ſich auf 875 Rthlr. beläuft; Ä 
2) in na zu 5 Prozent zindbar 166 Rthlr. 4 Gr. 9 Pf. Einhunbert ſechs und fechözig Thaler 
1 Gr. .3 


3) in Kapitalien zu 4 Prozent zinsbar 46 Nthlr. 5 Gr. Sechs und vierzig Thaler 5 Gr.; 

4) in Kapitalien zu 3 Prozent zinsbar 301 Rthlr. 18 Gr: 3 Pf. Dreihundert und einen Thaler 18 Gr. 3 Pf.; 
5) in Kapitalien zu 2 Prozent zindbar 94 Rthlr. 7 Gr. 2 Pf. Vier und neunzig Thaler 7 Gr. 2 DE; 
6) vom unzinsbaren Vermoͤgen 66 Rthlr. 21 Gr. 5 Pf. Sechs und —— Thaler 21 Gr. 5 Pf., 
wogegen daffelbe ſich alle feit dem 6ten Juni 1815. an Königl. Saͤchſiſche Drte etwa audgezahlte, und 
foldyenfallö bei der künftigen Berechnung nachzumweifende, Unterfiigungen anrechnen zu laflen hat. 


XII. | 
Bon dem Beſtande der Stift = Merfeburgifchen Bußtagd s Kollektenkaffe am Sten Juni 1815., Stift Merfe- 
welcher vergleichöweife zu 66 Rthlr. 16 Gr. 3 ap. angenommen worden ift, und ebenfalls nad) der 8 —* 1 
Volkszahl der beiderfeitigen Antheile des Stifts Merfeburg getheilt wird, erhält dad Königreich Sarhfen ; Bußtagskol⸗ 
412 Rthlr. 13 Gr. 10 Pf, Zwoͤlf Thaler 13 Gr. 10 Pf. unzinsbar. lektenkaͤſſe. 
| XIII. | 
Nach demfelben Verhältuiß wird dad Vermögen bed Stift Merfeburgifchen Hebammen⸗Juͤſtituts Stift Merfe⸗ 
getheilt, und ed empfängt hiernach das Königreich Sachfen von bemfelben _ ” te 
169 Rthlr. 17 Gr. 9 Pf. Einhundert neun und ſechſszig Thaler 17 Gr. 9 Pf. von dem mit 5 Pro: Hebammen 
zent zindbaren Aclivo, und | Souds. 
91 Kehle. 16 Er. 7 Pf. Ein und neunzig Thaler 16 Gr. 7 Pf., incl. der von ber Parochie Quefiß - 
“ angefammelten Taufgrofchen nad) dem Sten Juni 1815. eingelieferten — 11 Gr. — unzindbar. 
" R RR — Wiſtehende unzinsbare Summe hat die Koͤnigl. Saͤchſiſche Regierung 
5 t r. r. 
fo die Koͤnigl. Preußiſche Regierung auf die Zeit vom ſten April bis Sten Juni 1815. an 
ruͤckſtaͤndigen, aud ber Merjeburgifchen Stiftö-Rentlammer bewiligten, Lehrergehalt begablt 
bat, ſich anrechnen zu laffen. 
Mebrigend werben jeder Regierung bie, dieſem Inſtitut gewidmeten, Bezüge aus ihrem Gebiet 
anf die Zeit nach bem Sten Juni 1815, äberlaffen, 82 xiv 
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| | | XIV. | 
Hift Merfe- Das Vermögen der bei dem vormaligen Stiftöfonjiftorio zu Mierfeburg verwalteten fogenannten 
| IR, Ihe er Ealzburger Kollektentaffe wird gleichfalls nach dem obbenterkten Verhältwiß der Volkszahl der Deiberfeitie j 
Roleftenfape gen YUntheile des Stifts Merfeburg getheilt. Hiernach erhält das Königreich Eachfen , - 
« ° 4) an fiherem Vermögen: ' " 
94 Athlr. 7 Gr. 2 Pf. von 500 Rthlr. A 5 Prozent zinsbar, e 
336 = 13:5 = = 210 = ad ⸗ ⸗ 
10 = 5 — 35— 54 2 4 Gr. 5 Pf. unzineber 
2) an unficherem Vermögen: 
| 33 Rthlr. 1 Pf. von 175 Rthlr. a 5 Prozent zinsbar, 
2 Rthlr. 4 Gr. 3 Pf. von 11 Rthlr. 13 Gr. 1 Pf. unzinsbar, \ 
wogegen daffelbe bie feit dem 6ten Juni 1815. nad) Befinden aus diefer Kaffe erhaltenen Zahlungen fich 
anrechnen zu laflen hat. | 


XV. 


‚Stift Merfe- | ‚ Wegen bes Stifis⸗ Gymnaſiums zu Merſeburg, feiner Fonds, Bezuͤge und der mit demſelben in 
— a bung ftehenden Stipendien: Etifftungen fommen beide Regierungen Vergleichsweiſe dahin hberein, 
a 


Gymnaſium. | 
4) die Königl. Preußifche Regierung ben Anſpruͤchen auf einen Koͤnigl. Sächfifcher Seitd antheilig zu 
hbernehmenden Beitrag zu ben auf die Stift Merfeburgifche Nentkammer angemwiefenen, zu Unter 
haltung des Gymnafiunis und Lei ng ewiſſer Schulftipenvien beftimmten, Geld: und Natural- 
- Deputaten entfagt, und ſich blos den Anſpruch an die Stiftäftände des Koͤnigl. Preußischen Stiftds 
Antheild wegen der aus der GStiftöbebärfniß.: Kaffe zum Gymnaftum = Sonde zu bezahlenden 
Supplementfteuer=Zinfen vorbehält, ben bie all en Anſpruch an bie Stiftöftände des Königlichs 
Saͤchſiſchen Stiftdantheild aber der Königl. Sächfiichen Negierung abtritt; wogegen diefe 
2) nit nur dem Anfpruche auf MWiedererftattung der für die Zeit von öten bis 3often Juni 1815. 
aus dem Königl. Sächfifihen Landeszahlamte zu Berichtigung des baaren Stiftöfanmers Beitrags 
an dad Gymnaſium bezahlten 37 Nthir. 14 Gr. 6 Pf., fondern auch allen fonfligen Anfprächen 
: an dad Vermögen ded Gymaſiums entſagt, ſowohl 
3) das Kollaturrecht der Stadt Zwenkau auf zwei, bisher von dem daſigen Stabtrathe vergebene, 
- für Schüler des gedachten Gymnaſiums beſtimmte, Etipendien und den Antheil, weldyer von vier 
- dergleichen Schuljtipendien, fo’ biöher von den Stiftöjiinden vergeben wurden, auf den Königl. 
Saͤchſiſchen Stiftoͤ⸗ Antheil fommen wärde, dem Herzogthum Sachſen dergeſtalt abtritt, daß die 
Königl. Sächfifhe Regierung die diesfallfige Entſchaͤdigung der Stadt Zwepfau, und ded Königl. 
Saͤchſiſchen Theild der Stiftsflände, ohne weiteren Anſpruch, hberninmt. Ä 
4) Es wird jedoch den Eingebornen des Königl. Saͤchſiſchen Stifts-Antheils, wenn fie dad Merſe⸗ 
burger Gymnaſium befuchen wollen, nicht nur dad Recht hierzu, fondern aud) die rechtliche Faͤhig⸗ 
keit, an den ihnen folchenfalld vor der Landestheilung zugeftandenen Vortheilen und Denefigien, 
jedoch mit Ausjchluß derer, welde aus den vorfichend abgetretenen Kollaturrechten hergeleitet 
werben koͤnnten, unter den, im ber jebesmaligen Schulverfaffung gegrändbeten, Borausfeßungen, ' 
Theil zu nehmen, in ſoweit zugeftanden, daß ihnen, wenn fie 7 onft hierzu qualifiziren, ihre 
nunmehrige Eigenfchaft ald Ausländer nicht entgegen ſtehen foll. | 
53 Daß Bin Fe Schulftiipendium verbkeibt fernerhin in der bisherigen Maaße dem Gymnaſio, 
und wird zu Den Zofalftiftungen bed Herzogthums gerechnet. oo. 
XVI. 
tift Merſe⸗ Bei dem Stift Merſeburgiſchen Schulderbeſſerungs⸗Fonds kommt auch die Volkszahl der 
—A— beiderſeitigen Antheile des Stifts Merſeburg als Theilungs » Maaffiab in Anwendung. 
Scuiverbef- Hiernach hat das Königreid” Sachfen _ 
ferungsfonds. 1) 3m erhalten: 
420 Kthlr. 4 Gr. Einhundert und zwanzig Thaler 4 Gr. vom fichern unzindbaren Vermögen; 
848 Rthlr. 16 Gr. 10 Pf. Achthundert acht und vierzig Thaler 46 Gr. 10 Pf. vom unfichern, zu 
5 Prozent zinsbaren, Vernibgen; | 
46 Mthlr. 9 —* Sechszehn Thaler und 9 DE. von den unfichern Zinsrudfländen des vorerwaͤhnten 
zinsbaren Vermögen? ; Ä 53 Rest 
r. 


— 53 — 


83 Re 12 Dr * Drei und achtzig Thaler 12 Gr. 5 Pf. von außenſtehenden unſichern 
otterie = Neffen, \ \ 
in fofern dieje verfchiedenen unfichern Aktiva eingehen. ſollten; dagegen hat baffelbe 
2) beizutragen: . 
660 Rthlr. 2 Er. 5 Pf. Sechshundert und ſechszig Thaler 2 Gr. 5 Pf. zum zinsbaren Paſſivo, 
nebft Zinfen vom éten Juni 1815. an, zu 5 Prozent, _ | 
in fofern diejer Zinsfuß ſeitdem nicht herabgefeßt worden, imgleichen den nach obigem Bers 
haͤliniß zu berechnenden Antheil an den auf Eintreibung des unftchern Vermögens verwens 


deten Koften. , = 
XVII. , Stift Merſe⸗ 
Don dem Vermögen des StiftMerſeburgiſchen neueren Schulverbeſſerungs⸗ oder —— aller 
Katechetenfonds erhält dad Königreich Sachſen, nad) dem mehrerwähnten Verhältniß der Volkszahl in — uk 
den beiderjeitigen. Antheilen des Stiftd Merfeburg, überhaupt | Fonds, uns 


40 Rthlr. 15 Sr. 7Pf. Vierzig Thaler 15 Gr. 7 Pf., unzinsbar. | 
XVII. Stift Merfe- 


Von dem bei der vormaligen Stiftöregierung zu Merfeburg verwalteten fogenannten Ueberſchuß⸗ burgtfcher 
fond&, welcher nad Dedung eines darauf ‚angeiwiefenen, bem Herzogthum Sachen verbleibenden Bezugs, Meberfchuße 
wieder im Verhaͤltniß der Bevölkerung der beiderfeitigen Theile des Stifts Merfeburg, getheilt wird, Fonds. 
erhält das Königreid; Sachfen 0 

A. Un fihern Bermdzen: | Ä 
2,510 Rthlr. 6 Gr. 5 Pf. Zweitaufend fuͤnfhundert und zehn Thaler 6 Gr. 5 Pf., à 5 Prozent zinsbarz 
744 Rthlr. 23 Gr. 3 Pf. Eiebenhundert vier und vierzig Thaler 23 Gr. 3 Pf., & 3 Prozent zinsbar; 
328 Athlr. 3 Gr. 5 Pf. Dreihundert acht und zwanzig Thaler 3 Gr. 5 Pf., unzinöbar, nad) Abzug 
derjenigen 54 Rthlr. 4 Gr., welche noch aus ber König. Sächjifchen Rentkammer an den 
Ueberſchußfonds zu zahlen waren. 
B. An unficherm Vermögen, in fofern folched unverfhrzt zu erlangen feyn follte: , 
56 Rthlr. 13 Gr. 11 Pf. Sechs und funfzig Thaler 13 Gr. 11 Pf., a 5 Prozent zinsbar; 
4 Rthlr. 16 Gr. Vier Thaler 16 Gr., bis 5ten Juni 1815. ruͤck Inbige Zinſen davon; 
75 Rthlr. 10 Gr. 7 Pf. Fuͤnf und fiebenzig Thaler 10 Gr. 7 Pf., a 4 Prozent zinsbar; 
ne Gr. 5 9 Vier und zwanzig Thaler 10 Gr. 5Pf., bis Sten Juni 1815. ruͤckſt aͤndige 
inſen davon; | 
499 Rthlr. 6 Gr. I Pf. Vierbundert neun und neunzig Thaler 6 Gr. I Pf., unzinsbar an ausſtehen⸗ 
den LotterieReften. | 
. Als Antheil an 955 Rthlr. Neunhundert fünf und funfzig Thaler, welche unterm 
24ſten September 1813. für Rechnung des Ueberſchußfonds erhoben und bis jest nicht 
nachgewieſen worden, in jofern ſich bei ber deshalb vorbehaltenen weiteren Ausmitte⸗ 
lung J rechtlicher Anfpruch an ben Ausſteller der Quittung oder fonft an Jemand 
"ergeben jollte; 
180 Rthlr. 2 Gr. 9 Pf. Einhundert und achtzig Thaler 2 Gr. I Pf., und haft dagegen auch nad) dem 
Merhältnig feiner Theilnahme zu den Unfoften, weldye dad unfichere Vermdgen veranlaßt, 


beizufragen. 
XIX. 


Das Vermdgen des Waiſenhauſes zu Merjeburg wirb, nach Abzug bed für die Stadt Merfeburg Waiſenhaus 
befonbers davon gerechneten Antheild, nach Verhaͤltniß der Einwohnerzahl in den übrigen Stift Merfeburgi- jü Merſe⸗ 
ſchen Ortſchaften, welches ut. 

0,7794. Siebentaufend Siebenhundert vier und neunzig Zehntaufendtheile für da8 Herzogthum, und 
0,2206. Zweitaufend Zweihundert und fech& Zehntaufendtheile für das Koͤnigreich Sachfen beträgt, 


getbeilt. 
Hiernach erhält das Königreich, 
A. An ficherm Vermögen: 
1,942 Rthlr. 4 Pf. Eintauſend Reunhundert zwei und vierzig Thaler und 4 Pf., durch Ueberweiſong 
bed Kapitalwerths der im Koͤnigl. Saͤchſiſchen SCFt-Öntheil fundirten Bezüge; 
1,299 Rihlr. 20 Er. 2 Pf. Eintaufend Zweihundert neun und neunzig Thaler 20 Gr. 2 Pf., von ben: 
—ſicheren zu 5 Prozent zinsbaren Aktivis; 142 Reh 
r. 
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142 Rthlr. 22 Gr. 6 Pf. Einhundert zwei und vierzig Thaler22 Gr. 6 Pf., von ben ſicheren zu 
4 Prozent zinsbaren Aktivis. | 
B. Un unfiherm Vermögen. | 
812 Rthlr. 1 Gr. H af. hAchthundert und zwoͤlf Thaler 17 Gr. 8 Pf, von unfichern zu 5 Prozent 
" zinsbaren Aktivis; 
284 Ahr. 11 Gr. Zweihundert vier und achtzig Thaler 11 Gr., von den unſichern zu A Prozent 
zinsbaren Aktivis. | 
u . Un Natural: Borräthen aus dem Buͤcherverlag des Waiſenhauſes: 
40 Eremplare Gefangbicher klaren Drudes auf Schreibpapier, . 
21 dergleichen auf ordinaired Papier, 
52 Creinplare Spruchbücher, " ZZ * 
7 Exeuiplare Paſſionsgeſaͤnge, 
außer den nach demfelben Verhältnig zu berechnenden Antheilen an ben auf weiterer Ermittes 
lung beruhenden Exemplaren von Gefangbüchern groben Drudes, und von gedrudten Waifene 
haus-Nachrichten; hierüber hat dad Koͤnigreich noch zu erhalten: _ 

a) ben verhältnigmäßigen Antheil von dem, was nach Befinden von den ausftehenden LotteriesReften 
noch eingehen follte, welcher Antheil, nach Abzug ber aufgewendeten Koften und des auf bie Statt 
Merfeburg kommenden Theild, nad) obigem Verhältnig zu theilen ſeyn wuͤrde; | 

b) ne en! j zeit nach dem: SOften Juni 1815. aus dem Königreid, etwa noch zum Waifenhaud 
gefloffenen Bezüge. >. | 
r Dagegen hat das Königreich noch zu vertreten und fich anrechnen zu laſſen: 

a) 21 Rthlr. 5 Gr. Rentlammterbeitrag auf ben Termin Pfingften 1815., in fofern beffen bereit8 erfolgte 
Berichtigung nieht durch Quittung nachgewiefen werben Tann; 

b) 88 Rthlr. 4 Gr. 4. Pf. antheiligen Beitrag zu den unzinsbaren Passivis: 

c) bie Alimentationdfoften für die am Aften Juli 1815. im Waiſenhnus gewefenen Kinder aus bem 

Kdoͤnigl. Sächfifchen Stiftsantheil, für jedes jährlidy 65 Rthlr. vom gedachten Tuge an bis zur 
Entleflung aus dem a te 

d) den im Verhältniß ber Theilnahme des Königreichd an dem Mermdgen zu berechnenden Antheil, an 

den auf Fintreibung bes unficheren Vermdgend verwendeten Koften, aud), da Übrigens nad) diefer _ 
AYuseinanderfeßung die Theilnahme ber Stände des Kbnigl. Sächftfchen Stiftöantheild an der Aus⸗ 
übung bes fiändifchen Kollaturrechts von vier Stellen megfällt, biefelben deshalb abzufinden, und 
die Koͤnigl. Preußifshe Regierung gegen alle diesfallfige Anſpruͤche zu vertreten. 


Ed 


Beſtimmun Jede der beiden Regierungen hat von ben ihr im Vorſtehenden uͤberwieſenen Antheilen an dem 
wegen der 9 zinsbaren beweglichen und zu Kapital erhobenen unbeweglichen Wermdgen einer Stiftung auch die Zinfer 
ginfen der uach ben, bei ven Kupitalantheilen angegebenen, oder den feit ber gefchehenen Ausmittelung des Vermögens 
ntheile am jeder Stiftung, veranderten Zptfußen in ſo weit nicht ſeit dem im Einverſtaͤndniß der beiderſeitigen 
sinsbaren Behoͤrden, ein Erlaß an ruͤckſtaͤndigen Zinſen bewilligt worden iſt, und in fo weit vom unſichern Vermoͤgen 
Vermoͤgen. Sperhaupt Zinſen zu erlangen find, vom 6ten Juni 1815. an zu erhalten; allein bei der Jaͤger ⸗Wittwen⸗ 
- und Waiſen⸗Verſorgungskaſſe ($. Me tritt diefer Termin fchon mit bein Iſten Januar 1815. und bei 

dem Fonds des — zu Merſeburg (F. XIX.) erſt mit dem Aſten Juli 1815, ein, 

| . XXL | 

arales Sobald ven beiden allerhoͤchſten Regierungen diefe Uebereinkunft genehmigt worben ift, fol fofort 
Pe eine Berechnung über alle, von beiden Regierungen in berfelben uͤbernommenen ahlmnaßberbinblichfeiten 
epflogen, und dasjenige, was hiernach Der .eine {heil ben andern auszuliefern und herauszugeben hat, 

Berishtigt werben, xxır | | 


ee Nach diefer erfolgten Vollziehung werben alle Anfprlche, welche von ber einen Regierung an Bie 
dierer Konvens anbere in Beziehung auf bie, in Diefer Konvention erwähnten Seftungen und Fonds, wegen der Theil⸗ 
nahme an Genußs ober Kollaturrechten, oder fonft auf irgend eine Weife gemacht werben kdnnten, fo 
— weit deshalb nicht ausdruͤcklich beſondere Vorbehalte im Obigen enthalten find, für beſeitiget und auf⸗ 
oh Tuekinnoen gehoben erflärt, und beide Theile verzichten auf alle fernere, in dieſer Konvention nicht gegrlnbete, 
we orfomenen, diesfallſige Anforderungen, fo wie Koͤnigl. Preußifcher Seits noch beſonders allen Auſpruͤchen mil 

: enuße 


_ 25 _ 
Genußrechte wegen ber, mit ber älteren Schullehrers Befoldungskaffe verbundenen Gehiſchen, Weiganbifchen «) wegen » 


und Rresgigerifihen Stiftungen, mit Vorbehalt der, auf letztere Bezug habenden, oben ($. IV.) erwähnten, mir bee Ale 
2008 Rthir. 19 Gr. 2 Pf, imgleichen den Anfprüchen auf die mit ber Schullehrer »Sentinarienkaffe iinungstais 
bereinigten Stiftungen, namentlidy die Scheueredifche, Reinharbtifche, Weigandifche, Dieterifche, die ſo wie 
eines Ungenannten, und die Heiniſche, nicht minder aller Theilnahme an dem fernern Gewinn aus dem —— 
Verlauf des Dresdner Geſangbuchs und des Kirchenbuchs, und hingegen Konigl. Sächfifcher Seits allen Harientafıes 
Anſpruͤchen auf die mit den oben $$. XI. bis mit XIX. bemerkten Stifts Dierfeburgifcgen Kaffen und mi ei 
Inſtituten vereinigten befondern Stiftungen entſagt wird, fl hen Kal 
Außerdem leiftet auch die Koͤnigl. Preußifche Regierung auf alle Theilnahme an bem Zwecke ded versundenen 
von Fohann Andreas v. Dften auf Raaſchau und Dürenthal in feinen: Teftamente vom 7ten Dezember del en 
1757. geftifteten Waifenhaufes au Plauen wegen der vormaligen Enflaven bed Voigkländifchen Kreifes 8) wegen v 
im Reußifihen BO ankenberg, Blintendorf, Gefell und Sparemberg, fo wie wieder die Kdnigl. Sächfifhe v.orentae 
Regierung auf alle Unfprüche an Die, zu den bei ber Domäirdk ‚und Stiftöfchule zu Merfeburg vors aiicut 
fallenden Bedürfniffen beftimmte, DomsECpmbelfaffe zu Merfeburg Verzicht, - e) wegen Di 
Endlich bewendet es xxrr . ee au Def 
. burg. 


wegen bed von Friederiken Chriſtianen Eliſabeth Freifrau v. Fletcher ausgeſetzten y. Fletch« 
Bermaͤchtniſſes zu Errichtung und Unterhaltung eines Schullehrer-Seminarii in Kurſächſiſchen Landen, rifche, Sttf 
in Folge der nur für biefen Sa getroffenen befondern Webereinkunft bei dem, von bem Koͤnigl. Groß: tung. 
britannifch-Hanndverifchen Ober-Appellationdgericht zu Zelle unter dem 15ten November 1822, ertheilten 
ſchiedsrichterlichen Erkenntniſſe. | 
| xXIV. | 

| In Anſehung aller übrigen, in ber gegenwärtigen Konvention nicht erwaͤhnten, milben Stifs Iehrfaened 
tungen verbleibt es für jetzt noch bi zu einer befinifiven Vereinigung darhber, bei ben deshalb hi nicht erledtg 
Urt. XXII. $$. 1. und 2, der Eingangs berührten Hauptlonvention vom 28ſten Auguft 1819. enthals te Stiftun- 
tenen Beſtimmungen; es follen jedoch die Verhandlungen äber diefe Stiftungen, imgleichen über die 8- 
dabei zur Sprache kommenden fißfalifchen Punkte, midglichft befchleunigt und die darlıber zur treffenden . 
Vereinigungen nach beiderfeitö erfolgter Ullerhöchfter Genehmigung, durch eine anderweite nachträgliche 
Konvention zum Abſchluß gebracht, und nebft der gegenwärtigen Konvention, bffentlich befannt gemadt „ 
werden, \ 

kei Er beffen Urkund haben die beiberfeitigen Kdnigl. Bevollmächtigten die gegenwärtige Konvention 
untefzeichnet. | 

Geſchehen zu Dresden, am Aten April 1825, 


D. Pinder, | Muͤller, 
Koͤnigl. Preußifcher Kommiſſarius. | KAbnigk, Eichfifcher Kommiſſarius. 


Die Ratifilation iſt unfer dem Sfien ımb ten Suli 1825, erfolgt, 





A. Geber 


Meberfidt 


von ber Zahl der Mitglieder und Penfiongire bei der Kaffe, fo wie von ben Summen ber 
rücftändig verbliebenen Beiträge und der noch zu zahlen gewefenen Benefizien-Belber 


ult. Dezember 1815. 
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.. Gececſettz-Sammlung 
fuͤr die 
origlihen Preußiſchen Staaten. 
1827, 


* i Enthaͤlt 


2 mit Inbegriff von 6 Verordnungen aus dem Jahre 1826. 
zu (Bon No. 1042. bis No. 1111.) 


: 0 No. 1. bie incl. 22. 


Berlin, 
zu haben im vereinigten Geſetzſammlungs⸗Debits- und Zeitungs- Komtoir. 


die Verordnungen vom 5ten Januar bis zum 27ſten November 1827,, 


Chronologiſche Weberficht 
der | 
in der Sefeg-Sammlung für die Königlichen Preußifchen Staaten 
vom Jahre 1827, | 
enthaltenen VBerordnungen. 





Datum | Ausgege- No. | No. u 
des ben zu Inhalt. des des Ge⸗ESeite. 
Geſetzes. Berlin. | Stuͤcks. ſetzes. 





2. Dezbr, 116. Sanuar.[ Vertrag mit Seiner Königlichen Hoheit dem 
1826. 1827. Großherzoge von Medlenburg = Schwerin, we: 
en Beitrittd zum Preußifchen indireften Steuer: 
* mit den vom Preußiſchen Staate um⸗ 
chloſſenen Großherzoglichen Landestheilen .... 1042 I . 4 
4, Desbr. | — — [Üllerhöchfte Kabinetsorber, durch welche mit Auf⸗ 4 
bebung ber bergichen Defrete vom 17ten Des 
zember 1814. und 2iften Februar 1813. uͤber 
die Ermächtigung ber Gemeinden, bei benen 
bie franzdftiche oder bergſche Gefeßgebung noch 
gilt, gut Auflage direkter oder indirelter Kom⸗ 
munals Steuern, Beflimmung getreſyp wird.. 1043 6 
49. Dezbr. 120. Zebruar.| Vertrag mit Seiner Königlihen Hoheit dem | 
Großherzoge von Medlenburg: Schwerin, we: 
gen gegefeigen Aufhebung alled Unterfchies 
des in der Behandlung ber beiberfeitigen Schiffe 
und deren Ladungen in den Preußifchen und 
Mecklenburgſchen Häfen ................... 4 1049 | 24 
27. Dezbr. 116. Januar. Allerhöchfte Kabinetsorber, enthaltend bie nähern 
Vorfohriften zu den Art. IT. und XII. der 
Verordnung wegen der nach dem Edikt vom 
iften Juli 1823. vorbehaltenen Beftimmmungen 
vom 17ten Auguft 1825. und zu dem $. 6. 
der Kommunalstandtagsordnung für die Kur: 
| und Neumark, vom nämlichen Tage and Zahre.. 4 1044 7 
31, Dezbr. [27. Januar. Allerhöchfle Kabinetdorder, wegen Entrichtung Eu 
eined Schleufengeldeö-auf der Saale und Uns 


firut; nebft Tarif ......................4. 2 1045 9 
= — 127. März. Verorbnung, wegen bed geſetzlichen Umfchlags- 
Termins in Neus Vorpommern ..........5.. 5 1052 25 
5. $anuar. 120. Sebruar.| Allerhoͤchſte Kabinetsorder, betreffenb ben gleich- 
1827, zeitigen Derluft des eifernen Kreuzed und bed 
Ruf en St. Georgen⸗Ordens Ster Klafle.... 4 1050 23 


13. Janunar.10. Februar. | Allerhoͤchſte Kabinetöorder, betreffend bie Berich⸗ 
tigung bed Befittiteld von den zum Retabliſſe⸗ 
ment der Stadt Magdeburg abgetretenen Do: 
mainengrundſtuicken....................... 3 1048 20 
23. Januar. 27. Juni. Erklaͤrung, wegen der mit der Herzoglich⸗Braun⸗ 
fehweigifchen Regierung verabrebeten Maaß⸗ 
" regeln zur Verhütung der Zorfifrevel in ben , _ 
Orenzwaldungen ..ooonucnuennnunnnns ....0 41 1070 59 


IV 
i MEERE 


Datum Ausgege⸗ No. | No. 





des | benzu Inhalt. des Ides Gel Seite. 
Geſetzes. | Berlin. Stuͤcks. feßes. 
31. Fanuar.|10. Zebruar.| Allerhoͤchſte Kabinetsorder, wegen Regulirung des | 
1827. 1827. 1 Preußifhen Antheild an der Zentralfchuld des | 
| ehemaligen Königreich8 Weftphalen .......... 1046 13 
— — — — Jaulllerhoͤchſie Kabinetsorder, wegen des zu erlaſſen— 3 


den praͤkluſiviſchen Aufrufs zur Liquidation der 
von Preußen zur Regulirung uͤbernommenen 
weſtphaͤliſchen Sentralfepulben ............... 1047 19 
— — — — JUllerhoͤchſte Kabinetsorder, betreffend die Befug| 
niß der Seehandlung zum -außergerichtlihen] )/ 
| Verkauf der ihr verprändeten Effekten ......- A 1051 2A 
— — 2. Juni. JAllerhoͤchſte Kabinetsorder, die Inkorporation der 
Goͤrlitzer Fuͤrſſenthums-Landſchaft in den Schle⸗ 
| fifhen landfchaftlicyen Kreditverein betreffend. . 
10, $ebruar.]| 27. März. I Deklaration über die Anwendbarkeit des F. 73. 
u. ff. auf SS. 61. u. 62. Titel 17. Theil II. 
_ bed „Allgemeinen Landrechtd, bie. Beftrafung 
Ä geringerer Polizei-Vergehen betreffend ....... 
13. Februar] 15. Mai. | AUllerhöchfte Kabinetdorder, wegen eined Praͤkluſiv⸗ 
| Termins, Behufs der Kiquidation und Feſt⸗ 
ftellung der aus dem fiebenjährigen Kriege her⸗ 
rührenden, . von den ehemaligen Landfänben 
bdes Herzogthund Weſtphalen verbrieften fo= 
enannten Fourage= Kapıtalien ......... au. 
6. März. | 27. März. | Deklaration: des Gefeßed vom 7ten Juni 1821., 
' | wegen Unterfuchung und Beflrafung des Holz⸗ . 
: Diebftahle ....... .. 5 1054 27 
11. Maͤrz. — — [Verordnung wegen der von den Menoniten ſtatt 
| ded Eides abzugebenden Verficherungen...... 1055 28 
— — 3. Mai. JAllerhoͤchſte Kabinetsorder, die Ernennung des 
-Beneral = Lieutenantd von der Marwiß zum 
Mitgliede ded Staatsraths betreffend........ 
414. März. | 2. Juni. | Handeld- u. Sciffahrtd-Vertrag mit Sr, Majeftät 
- bem Könige von Schweden und Norwegen... .. 
20, März. 1 7. April, | Ullerhöchfte Kabinetsorder, enthaltend die Defla- 
tation des $. 4. ber Berorbnung vom 7ten 
Dezember 1816. wegen effentlicher Ausſpielung 
| beweglicher und unbemeglicher Gegenflände. . 
22, März. | 3. Mai. JAllerhoͤchſte Kabinetsorder, die Anwendung des 
| 2 54. des Anhangs zur- Allgemeinen Gerichtd- 
rdnung, oder bie von den Zivilgerichten er- 
laſſenen Borladungen ber Unter: Offiziere und 
emeinen Soldaten, im ganzen Umfange der 
onarchie betreffend ..................... 
3. April. I 15. Mai. Jallerhoͤchſte Kabinetöorder, wegen nicht mehr ein= 
zubolender unmittelbarer Beſtaͤtigung der, bei 
den Zivilgerichten wider beurlaubte Feldwebel 
und MWachtmeifter der Landwehr ergebenden, 
auf Degradation und Verluſt des. Portepees 
gerichteten, Erkenntniſſe. ...... 000000000... 
Aller⸗ 


7 1058 31 


s I 10631 36 







Datum | Ausgege- 
des ben zu 
Sefeßes. | Berlin. 






AUllerhöchfte Kabinetdorder, fiber die Befreiung von 





fonen in der unterfien Steuerflufe.........-- 


22.Apri,. | — — | Ullerböchfte Kabinetsorder, wegen Vermehrung ber 
Kaffen - Unweifungen um 6 Millionen Thaler 
gegen Singiebung eined gleichen Betrages 
außer Kours zu feßender Staatd:Schuldfcheine 
oder Domainen-Pfandbriefe................ 


28. April. | — — JExtrakt aus der Ullerhöchfien Kabinetdorder, fo 
weit Diefelbe die Auflöfung der durd) die Kas 
binetdorder vom Adten Mai 1823. (No. 801. 
niedergefeßten Königlichen Smmediat- Kommil: 
fion für Die abgefonderte Reftverwaltung betrifft 


— — [15 Mai. [ Bekanntmachung, das Privilegium für den Buch: 
und Muflfhändler A. M. Schlefinger betreffend 


30. April. ]| — — uUlllerhoͤchſte Kabinetsorder, die Ernennung bed 
Staatd - Minifterd Freiherrn vom Stein zum 
Mitgliede ded Staatsraths betreffend.......- 

17. Mai. I 9. Juni, JPerordnung, die nad) dem Gefeß vom 27ften März 
1824., wegen Unordnung der Provinzialftände 

in der Provinz Sachfen, vorbehaltenen Beſtim⸗ 

mungen betreffend... ...... ................. 

— — ſKreisordnung für die Provinz Sachſen ........ 


27ften rz 1824, vorbehaltenen Beſtimmun— 
en für dad Herzogthum Schleften, die Graf: 
Earl Glatz und dad Preußifhe Markgraf: 
thum Ober-Lauſitz ....................7.. 
— — — — „Kreisordnung für dad Herzogthum Schleſien, die 
Grafſchaft Glatz und das Preußiſche Mark: 


2. Juni. J27. Juni. Werorbnung, wegen der nad) dem Geſetze ; 


grafthum Ober-Lauſitz ..................... 

— — 20. Juli. JaAllerhoͤchſte Kabinetsorder, uiͤber die Anwendung 
des F. 4. zu b und c. des Geſetzes wegen 

Entrichtung der Mahl- und Schlachtſteuer 

vom Z30oſten Mai 1820; auf die Braumalz- 

euer und Über deren Fixation bei laͤndlichen 
rundbefißern-in-Erweiterung bed Zulaffes nad) 

$. 20, des Geſetzes vom 8ten $ebruar-1819. BR 

— — — — [Verordnung wegen Serabfehung des im Oſtpreu⸗ 
ßiſchen Provinziälrechte beſtimmten Zinsſatzes 
— — 148. Septor. Verordnung, betreffend die polizeilichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe des Leinengewerbes in Schleſien und der 

Grafſchaft Glatz .......................... 

9. Juni.20. Juli. | Verordnung, wegen Ergänzung der $$. 5. und 7. 
ber Verordnung vom iiten März 1818. Über 

ie Lehn⸗ und Fideikommiſſe in ben jenfeitd 

ber. Elbe. gelegenen Provinzen ............ 


der Klaffenfteuer für die fechszigjährigen Per⸗ 
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Datum Ausgege⸗ 


des ben zu 


Geſetzes. Berlin. 


| 419. Ani. 127. Juni, 
1827. 


28, Juni. 117. Auguſt. 


I. Juni. 20. Juli. 


12. Juli. 117. Auguſt. 


13. Zuli. J31. Juli. 





Inhalt. 


Erklaͤrung wegen anderweiter Erneuerung der 
unterm 1818. mit ber Fuͤrſtlich-⸗Lippe⸗ 
Detmoldiſchen Regierung abgeſchloſſenen Durch⸗ 
marſch⸗ und Etappen-Konvention bis zum 
Aſten Januar 1833........................ 


Allerhoͤchſte Kabinetsorder, die Ergaͤnzung der Vor⸗ 
ſchriften in der Maaß- und Gewichtsordnung 
vom 16ten Mai 1816. $$. 10. u. 12. betreffend. 


Allerhöchfie Kabinetsorder, durch welche ben Bes 
ißern unverſchuldeter oder nur bepfandbriefter 
ehn = und Sibeifommißgüter bei gutöherrlich- 
bäuerlichen Regulirungen geftattet wird, das 

Einrichtunge = Kapital auch auf die Subftanz 
bes Hauptguted zum halben Betrage der Ab: 
findung, ohne Konfend ber Ugnaten und An⸗ 
warter, in Pfandbriefen aufzunehmen....... 


Allerhoͤchſte Kabinetsorder enthaltend die Beſtaͤti⸗ 
ung bes, von der General-Verſammlung der 
ftionaire der ritterfchaftlichen Privatbank in 

Pommern, zu $. 36. der Statuten gefaßten 
Befchluffes, nach welchem auch Gutsbeſitzer von 
Neuvorpommern als Mitglieder der Sozietät 
zugelaffen werben follen, wenn gleich noch Fein 
Hypothekenbuch von ihren Gütern angelegt ift. 


Verordnung zur näheren Beflimmung des Art. 5. 
Buchſt. a. der Deklaration vom 29ften Mai 1816. 
wegen, Regulirung ber gutöherrlichen und baͤuer⸗ 

| liegen Verhältniffe in der Anwendung uf bie 
Särtuer und andere Beſitzer geringerer Ruſti⸗ 
Balftellen. in Oberfchlefien u. f. w. ..... ..... 


Allerhoͤchſte Kabinetsorder, die Erweiterung der 
Kompetenz der Gerichtsamter bei den nach her 
anftruttion vom Aten Mai 1820. organifirten 

erichten betreffend................. .... 


7. März 1824. vorbehaltenen Beftimmungen 
r die Rheinprovinzen..... ern 


2 
befteinhen für die Provinz Meftphalen........ 


Kreisordnung f. d. Rheinprovinzer u. Weftphalen, 
Bekanntmachung, in Betreff der mit dem Königl. 
franzöfifchen a namens abgefchloffenenüber- 
einfunft, Behufs der gegenfeitigen Gewähr ber 
Miederaufnahme folcher zur Handwerk treiben: 
ben Klaſſe gehörigen Unterthanen, welche fich 
ur Ausuͤbung ihres Gewerbes auf das ‚Gebiet 

ed andern Staates begeben -..2ucrn sauce. 
Aller: 


Verordnung, wegen der nach bem Geſetze "| 
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Datum | Ausgege: I Not Not . 

des ben zu Inhalt. Des Idea Ge⸗ Seite. 
Gefebed. | Berlin. Stuͤcks. ſetzes. 
31. Juli. 117. Auguft. | Ullerhöchfte Kabinetsorder, betreffend die aber⸗ 

1827. 1827. malige Verlängerung der in dem Patente vom 
21 uni 4825., wegen Einführung des Allge⸗ 
meinen Landrechtd u. der Allgemeinen Gerichtö- 
ordnung in das Herzogthum Weſiphalen ıc. 
$. 22. den ältern Hppothefengläubigern zur An⸗ 


meldung ihrer Realanfpräche beftimmten Sriftf 
bis zum iften September 1828............. " 


46, Auguft. | 4. Oktober. | Allerhöchfte Kabinetsorber, wegen Einleitung einer] 
Bereinbarung mit den einzelnen Staaten des 
deutſchen Bundes zum Zweck gemeinfchaftlichen 
Schutzes der Rechte der Schriftfleller und Ver⸗ 
leger wider den Buͤcher-Nachdruck....... 


2. Septbr. 125. Septbr. | Allerhöchfte Kabinetdorber, die Modifikation des 
er | ep Geſetzes vom 17ten Mai d. J. in Beziehung 
mi die Stadt Debiöfelde betreffend......... 
9. Septbr. 16. Dftober.| Allerhöchfie Kabinetöorder, über bie Theilnahme der 
Nitterfchaft des Nofenberger Kreifed und ber 
Stadt Deld an den Wahlen ber Abgeorbneten | 
zum Schlefifchen Provinzial =Landtage ...... . 
— — — — lAllerhoͤchſte Kabinetsorder, enthaltend bie Dekla⸗. 
ration des F. 17. No. 6. der Verordnung vom 
18ten November v. J. uͤber die Verfaſſung dert 
Kommunal- Land⸗ u. Kreistage, hinſichtlich be 
zum Sprembergſchen Kreiſe gerechneten Städte, 
10. Septbr. — — Allerhoͤchſte Kabinetsorder, betreffend die Berich⸗ 
tigung der aus der weſtphaͤliſchen Verwaltungs⸗ 
zeit berrührenden und zur weſtphaͤliſchen Zen⸗ 
tralfchuld gehdrigen Unforlche an die Preußi⸗ 
fen Domainen, fo wie an. die aufgehobenent 
Stifter und Klöfter, beögleichen der Anfprüche 
‘ wegen der in die Meftphälifche YAmortifationss 
Kaffe und den Weftphälifchen Staatsſchatz ein⸗ 
1. gegahlten Depofitengefder .. ....-uuruurenee- 
41. Septbr.] 1. Oktober. F Minifterial=Erflärung, uͤber die mit Hannover 
getroffene eeinbarung ben Schuß ber Rechte 
der Schrififieller und Verleger in den beider: 
feitigen Staaten wider den Buͤcher-⸗Nach⸗ 
druck betreffend ........ ............. wer 17 
13. Septbr.[16. Oktober. | Börfen Ordnung gür bie Korporation der Kauf- 
mannfchaft zu Königöberg in_-Preußen....... 48 
48, Septbr.f 3. Oktober. | Minifterlal= Erflärung Über die mit dem Großher- 
zogthum Heflen getroffene Bereinbarung, ben 
Schuß der Rechte der Schriftfteler und Verleger] 
in den beiderfeitigen Staaten wider den Bhcher- | 
Nachdruck betreffend .„-u.creorererrern nn 47 
24. Septbr.| 9. Novbr. Eine gleiche Erflärung bezuͤglich auf Schaumburg: 
PPt. ._..................co0 
Mini: 
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ben zu 
4 Berlin. 


27. Septbr. 1. Oktober. 


1827. . 4827, 

4. Oktbr. | 9, Novbr. 
6. Ottober.. — — 
14, Oktbr. — — 


19. Oktbr. 120. Novbr. 


20. Oktbr. — — 


_ _ 14 Depbr. 
38. Oktbr. 


—— 


6. Novbr. 


5, Novbr. FA. Dezbr. 


22. Novbr. = — 
27. Novbr. — — 


Eine gleiche Erklaͤrung bezuͤglich auf das Fuͤrſten⸗ 
Desgleichen auf die freie u: Hanſeſtadt Bremen. . 


Allerhöchfte Kabinetdorder, die Ermäßigung des 


Minifterial-Erflärung, über die mit dem Herzog: 
thum Dldenburg getroffene Vereinbarung, wegen 
Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und 
Verleger wider den Bücher-Nachdrud........ 

Eine gleiche Erflärung bezüglich auf Braunfchiweig 

Deögleichen auf Schwarzdurg = Sonderöhaufen... 

Allerhöchfte. Kabinetdorder, die Herabfeßung des 
Straf-Ugio’d bei unterlaffener Zahlung in Kaſſen⸗ 
Anweifungen von 2 Sgr. auf 1 Ögr. betreffend. 

MinifterialeErflärung, überdie mitder freien Hanſe⸗ 
ſtadt Lübe® getroffene Vereinbarung, die Sicher: 
ftelung der Rechte der Schriftfteller u. Verleger 
wider den Buͤcher-Nachdruck betreffend .... 


thum Schwarzburg-Rudolfladt .......%...... 


Te 


— anuf das Fürftenthum Lippes Detmold . 
und auf das Königreih Sachfen............ 
Allerhöchfte Kabinetdorder, die Beſchraͤnkung bed 
Handels mit Getraͤnken auf dem Lande betreffend. 
Verordnung, wegen ber: Erhebung der Eingangdz, 
Ausgangs und Durchgangs = Abgaben und we⸗ 
en Ergänzung ber Zoll⸗Ordnung; nebft der 
rbebungs-Rolle für die Jahre 1828 — 1830. 
und den Tarifen über den Elbs u. Wefers3oH.. 


nen man) que 







Porto fuͤr gefehriebene über 16 Loth ſchwere Ges 

enftänbe bei deren Verſendung mit den Fahr⸗, 
Kariol- und Botenpoften, fo wie die Herabfeßung 
des Scheingelded für gewöhnliche Packete bes 


thum Naffau getroffene Vereinbarung, bie 
ftellung der Nechte .dver Schriftfteller und Verle⸗ 
ger in den beiberfeitigen Staaten wider den Buͤ⸗ 
cher⸗Nachdruck betreffend ................ 
Eine gleiche Erklaͤrung bezuͤglich auf das Fuͤrſten⸗ 
thum Hohenzollern⸗Sigmaringen .......... 
Desgleichen auf dad Herzogthum Sachſen⸗-Coburg 
und Gotha ....... ...................... 
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Geſetz⸗ Sammlung 


fuͤr die 


Königlichen Dreußifben Staaten —— 


— No. 1. — 








Eto. 1042) Wertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von. Preußen und Geiner 
Königlichen Hoheit den Großherzoge von Mecklenburg⸗Schwerin, wagen 
Beitritts zum Preußifchen indirekten Steuerſyſtem mit ben vom Preußifchen 
Staate umfchloffenen Ger; Merzoslichen Landestheilen. Vom 2ten De⸗ 
zember 1826. 


D. die Grundſaͤtze des durch das Königliche Preußiſche Zoll⸗ und Verbrauchs⸗ 

Stener⸗Geſetz vom 26ften Mai 1818. eingeführten Steuerfyftend nicht wohl 
geftatten, zu Gunften der in dem Umfange bes Preußifchen Staats eingefchloffes 
nen fouverainen Befigungen anderer deutſchen Bunbedftaaten Ausnahmen von 
den an den aufßeren Grenzen bed. Staats: zu erhebenden Gefällen eintreten zu 
laſſen; Seine Majeftät der König von Preußen aber ‚geneigt find, dasjenige 
Einkommen, welches Allerhoͤchſt⸗ Yhren Kaſſen in Folge dieſes befonderen Vers 
haͤltniſſes zufließt, den landeöherrlichen Kaffen gebachter Staaten für den Ball 
überweifen zu laffen, daß eine gemeinfchaftliche, billige Webereinkunft deshalb 
getroffen werben koͤnnte; fo haben Seine Königliche Hoheit der Großherzog von 
Medienburg : Schwerin Sich zu einer folchen Uebereinfunft in Ruͤckſicht —* 
Ihrer vom Preußiſchen Staate umſchloſſenen Gebietstheile bereit erklaͤrt, und 
es iſt hierauf zwiſchen den Bevollmaͤchtigten beider Theile, naͤmlich: x 

son Seiten Seiner Majeftät des Königs von Preußen, durch Allerhochſt 

Ihren wirklichen Legationsrath Michaelis, und 
won Seiten Seiner Koͤniglichen Hoheit des Großherzogs von Mecklenburg⸗ 
Schwerin, durch Hoͤchſt⸗Ihren Kammerrath, Freiherrn von Meerheimb, 
nächftehenber Vertrag verabrebet, und unter Vorbehalt der beiberfeitigen lan⸗ 
besherrlichen Genehmigung „ abgefchloffen worden. 
— Artikel 1. 

Die im Jahre 1799. zwiſchen den beiderſeitigen Regierungen getroffene 
Uebereinkunft wegen Verhuͤtung des Schleichhandels aus den eingeſchloſſenen 
Großherzoglich⸗ Mecklenburg⸗Schwerinſchen Gebietstheilen, und Beguͤnſtigung 
derſelben in Hinſicht gewiſſer aus dem elande zu begiepenber Waaren, wird 
für völlig aufgehoben und erlofchen erflärt | 

Wahrsang 1327. No. 4. — (de, 1042 — 10%) a Kr: 


(Ausgegeben zu Berlin den 16ten Januar 1827 .) 


Hoͤchſtdero Anweifung gezahlt werben fol, 


v 


— 2 — 


Artikel 2. 
Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Mecllendurg⸗ Schwerin 
wollen hierdurch, unbeſchadet Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, mit Hoͤchſt⸗ 


Ihren vom Preußiſchen Staate umſchloſſenen Gebietstheilen Roſfow, Megehand 


und Schönberg dem Preußifchen indirekten Steuerſyſteme beitreten, wie ſolches 
durch das Geſetz vom 26ſten Mai 1818., und durch die feitdem deshalb erlaffenen 
Bellimmungen und Erhebungsrollen, feftgefegt worden ift, oder fünftig noch 


durch gefegliche Deklarationen und Erhebungsrollen weiter befiimmt werden wird, 


Artikel 3. 
Seine Majeftät ber König von Preußen verfprechen bagegen,. basjenige 


' Einfommen, welches Ihren Kaffen in Folge biefer Anfchließung zufließen dürfte, 


Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Medienburg- Schwerin übere 
weifen zu laffen. Ä 
Artikel 1. 
Da, nach den Beſtimmungen des gedachten Zoll: und Verbrauchsftenee 
Gefehed vom 26ſten Mai 1818., Die Gefdlle auf der äußeren Grenze des Preußi⸗ 


ſchen Staats erhoben werben, und Deshalb nicht zu ermitteln ift, wie viel Die 


Sroßherzoglichen Unterthanen in den. Enflaven davon für die aus dem Auslande 
zu beziehenden Waaren entrichtet haben dürften: fo foll der jebesmalige letztdrei⸗ 
jährige Ertrag des Einkommens: au Berbrauchäfteuern bei den Königlichen. Zoll 
Aemtern in den fieben öftlichen Provinzen des Preußifchen Staats dergeftalt für 


- die drei ndchften Jahre. zur Grundlage ber Theilnahme Seiner Königlichen 


Hoheit des Großherzogs von Mediienburg s Schwerin dienen, daß Höchfibeflen 
Antheil nach dem Verhältniffe. der Bevölkerung der gedachten fieben Preußifchen 
Provinzen zu der Bevoͤlkerung Der eingefchloffenen Medienburgifchen Gebiets⸗ 
theile Roffow, Netzeband und Schönberg berechnet werden wird. . 

Es wird babei, um die Schwierigkeiten. bes Sonderung ber Zollgefäfle Ä 
von ber Verbrauchöfteuer zu befeitigen, welche leßtere nach der dermaligen Es 
hebungsrolle unter den Eingangsabgaben mitbegriffen ift, angenommen, daß die 
Verbrauchöfteuer Fünf Achtel des Einkommens an Ein», Aus⸗ und Durchgang: 
Abgaben zufammengenommen betrage. 

. Wrtilel 5. 

IJ Mit Rackſi cht auf die vorhergehenden Beflimmungen ift der Antheil an 
dem Steuereinfomnten, welches Seine Königliche Hoheit ber Großherzog für 
bad Jahr 1827. zu erheben haben, auf Dreibundert Sechs und Sechs— 


‚zig Thaler Preuß. Kurant fefigefeßt worden, welcher. Betrag, wie die 


ehnftig vom Jahre 1828. ab feflzufeßenden Summen, in gleichen Quartalraten 
den Monaten März, Juni, September und. Dezember bei ber Königlichen 
— in Potsdam fuͤr Seine risliche Hbein bereit ſtehen, und uf 


‚Ir 


— 3 — 


Artikel 6. 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und Seine Koͤnigliche Hoheit der 
Großherzog von Mecklenburg⸗ Schwerin verſichern Ihren Unterthanen gegenfeitig 
ben völlig freien und ungeftörten Verkehr zwifchen den Innerhalb ber Preußifchen 
Zolllinie an ber äußeren Grenze des Staats belegenen Königlich: Preußifchen und 
Großherzoglich⸗ Medlenburg » Schwerinfchen Landen bergeftalt, DaB bie von ben 
beiderfeitigen Unterthanen innerhalb bes bezeichneten Bezirks zu verführenben 
Waaren und Erzeugniffe aller Art überall den eigenen inländifchen gänzlich gleich 
behandelt werden follen, 


- Artikel 7. 


Wenn, in Folge des vorſtehenden Artikels, auch ſolche inlaͤndiſche Erzeug⸗ 
niſſe, welche in dem Koͤniglich⸗Preußiſchen oder Großherzoglich⸗ Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Gebiete innerhalb der Preußiſchen Zolllinie mit beſonderen Steuern 
zur Zeit belegt ſind, oder kuͤnftig belegt werden moͤchten, voͤllig freien Umlauf 
haben ſollen: ſo iſt dazu erforderlich, daß jene beſondern Steuern im Großher⸗ 
zoglich⸗Mecklenburgſchen enklavirten Gebiete auf völlig gleichen Fuß mit den 
Preußifchen gefeht, und mittelft gleich firenger Kontrole wirflich erhoben, auch 
in feinem alle durch zugeftandene Ruͤckverguͤtungen bei der Ausfuhr oder ſonſt 
an ihrer —— geſchwaͤcht werden. | 


Um diefe Gleichftellung der Befteuerung ber inlänbdifchen Erzeugniſſe i in den 
Großherzoglichen Enklaven, binfichtlich: der durch das Königlich » Preußifche 
Geſetz vom Sten Februar 1819, wegen Befleuerung bes inländifchen Brannfs 
weind, Braumalzes, Weinmoſtes und der Tabadöbldtter betroffenen Gegen 
ftände moͤglichſt vollftändig zu erreichen und: zugleich den Nachtheilen der fir 
Medienburg läftigen. Kontrole und Steuererhebung auszuweichen, wollen Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗ Schwerin nicht allein bie , 
Preußifchen hierauf ſich beziehenden Steuergefege fofort in den gedachten Ens 
Haven einführen, fondern auch, unbefchadet Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, 
es geflatten, daß die daſelbſt nach diefen Gefegen zu entrichtenden Steuern uns 
mittelbar Durch das nächfigelegene Königlich» Preußifche Steueramt zu den. Koͤ⸗ 
niglichen Kaſſen erhoben, auch nach ben darüber ergangenen. Anordnungen und 
Inſtruktionen durch Die Königlichen Steuerbeamten Eontrolirt werben. 


: Die mit Diefem Dienfte in den Enklaven beauftragten Steuerbeamten 
werben zwar. von Seiner Mofefidt dem Könige von Preußen angeftellt, befoldef 
web uniformirt; doch follen fie in Beziehung auf denfelben, beiden Landes⸗ 
herren dien erfprberlichen Dienfteid leiften, und bei ‚ihren Dienfiverrichtungen: in 
ben Entlaven ſtets bad Koniglich⸗Preußiſche und Großherzoglich ⸗Meclenb 
Schwerinſche Wappen vereint auf bes Ropfbcbedung tragen. nn ur | 

ts 
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Artikel 8. 
Die Beſtimmungen des vorſtehenden Artikels ſollen vom tſten März 1827. 
an in vollftändige Ausfährung treten, und Seine Königliche Hoheit der Groß⸗ 
berzog von Mecdlenburgs Schwerin verpflichten Sich, Ihrer Seits Die erfordere 
lichen Einleitungen zu treffen, damit am gedachten Tage bie Steuererhebung 
von der Branntwein=, Bier» und Eſſigfabrikation in ber verabredeten At ohne 
irgend ein Hinderniß beginnen könne, | 
Artikel 9. 
Seine Majeftät der König von Preußen wollen, in Rüdfi cht auf die 
Beſtimmungen des Artikels 7. Seine Koͤnigliche Hoheit den Großherzog von 
Mecklenburg⸗Schwerin an dem Geſammt⸗ Ertrage der durch das Geſetz vom 


Sten Februar 1819. eingefuͤhrten Steuer in den ſieben oͤſtlichen Provinzen des 


Preußiſchen Staats einen verhaͤltnißmaͤßigen Antheil nehmen laſſen, weicher in 
Erwaͤgung ber dabei in Beruͤckſichtigung kommenden eigenthuͤmlichen Umſtaͤnde 
und Verhaͤltniſſe auf eine jaͤhrliche Summe von Eintauſend Zweihundert 
und Fuͤnf und Zwanzig Thalern in Friedrichsd'or feſtgeſetzt worden iſt, 
die in gleichen Quartalraten vom 1ſten Mai, Auguſt, November und Februar 
jeden Jahres zu Seiner Königlichen Hoheit Erhebung oder weiteren Aaweiſuns 
bei der Koͤniglichen Regierung in Potsdam bereit ſtehen wird. 
Artikel 10. 

Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗ Schwerin 
wollen weder in der Enklave Roſſow eine Branntweinbrennerei oder Bier⸗ und 
Eſſigbrauerei anlegen laſſen, noch geſtatten, daß in der Enklave Netzeband und 
Schönberg die Zahl der bafelbft jet beſtehenden brei Brannfweinbrennereien ’ fo 
wie der Bier⸗ und Effigbrauereien, vermehrt werde, 

Artikel 11. 

Da das Salz im Prenßiſhen Staate nur in ſofern freien Umlauf hat, 
als daſſelbe von den dazu beſtimmten Anſtalten erkauft worden iſt: ſo verpflich⸗ 
ten Sich Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Meclenburg⸗ Schwerin, 
um auch in Diefer Beziehung ein Hinderniß des im Artikel 6. im Allgemeinen 
verabrebeten freien Verkehrs zwifchen dem Königlich Preußifchen und Höchft: 
Ihrem Gebiete innerhalb der Preußiſchen aͤußeren Zolllinie zu entfernen, den 
Salzbedarf der Enflaven nur von ben oben gedächten Anftalten entnehmen zu 
laſſen. Seine Majeſtaͤt der König von Preußen wollen jedoch Dagegen den Eins 
wohnern ber gedachten Enklaven die Beziehung dieſes Bedarfs Dadurch erleich« 
rern, daß für Diefelben ein angemeſſenes Konfumtionsquantum von Sech szehn⸗ 
tauſend Pfund Salz aus der Salzniederlage zu Neu⸗-Ruppin zu einem Preiſe 
von 5 Rthlr. Preußiſch Kurant fuͤr die Tonne son 400 Preußiſchen Pfunden, 
auf Befcheinigungen des Großherzoglichen Amtes Wredenhagen und reſpektive der 
Gusherrſchaften zu Netzeband und Schönberg verabfolgt werben ſoll. 

an. r⸗ 


ck _ Brtifel 13. 

Beide Landesherren werden in den zur Sicherung Ihrer landebherrliche 

Gefau⸗ und Aufrechthaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwendigen 
Maaßregeln einander gegenſeitig freundſchaftlich unterſtuͤtzen⸗ 

Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin 
wollen namentlich geftatten, daß Die Königlichen Zollbeamten die Spuren begans 
deiner. Kontraventionen gegen das. Zoll: und Merbrauchöfteners Gefek und die 
Zoll· und⸗ Verbrauchäfteuer-Ordnung vom 26ften Mai 1818., oder fpätere die⸗ 
fen Gegenftand betreffende Beftimmungen, auch. in Ihr Gebiet verfolgen, und 
fih des Thatbeftandes verfichern. 

Menn auch zu deſſen Feſtſtellung, oder Sicherung ber Gefälle und Stra 
fen, Vifitationen, Befchlagnahmen und Vorkehrungen von den Königlichen Zolls 
Beauiten. bei. den Großherzoglichen Ortsbehoͤrden in Antrag gebracht werden; 
fo ſollen Iegtere, fobald fie ſich von. ber Iutäffägkeit, den limftänden nach, über» 
zeugt haben, fotche alsbald willig und zweckmaͤßig veranſtalte. 
| ‚Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Medienburg» Schwerin wol⸗ 
len endlich auch anordnen, daß alle, entweder durch die Koͤniglichen Zoll⸗ und 
Steuerbeamten in den Enklayen entdeckte, oder ſonſt zur Kenntniß der daſelbſt be⸗ 
findlichen Behoͤrden gelangende Uebertretungen der in dem Koͤniglich⸗ Preußiſchen 
Zoll⸗ und Verbrauchsſteuer⸗Geſetze und Ordnung vom 26ſten Mai 1818., oder 
in den ſpaͤteren, dieſen Gegenſtand betreffenden Geſetzen, Verordnungen und De⸗ 
klarationen enthaltenen Vorſchriften, vor den nach Maaßgabe der vorkommenden 
Faͤlle in den gedachten Enklaven nach allgemeinen Grundſaͤtzen kompetenten 
Behoͤrden und Gerichten unterſucht, und nach Vorſchrift der erwaͤhnten Geſetze, 
welche dieſen Behoͤrden und Gerichten deshalb zur Nachachtung zugefertigt werden 
ſollen, auch den Einwohnern der Enklaven zu publiziren ſind, beſtraft werden. 

In eben der Art ſoll es zwar auch in Anſehung der Kontraventionen gegen 
das Steuergeſetz und Ordnung vom Sten Februar 1819. und die ſpaͤterhin hierauf 
ſich beziehenden Verordnungen und Beſtimmungen gehalten werben, doch follen bie 
Stenerbeamten, welche in dieſer Beziehung Stontraventionen in ben Enklaven ent⸗ 
beiten, befugt ſeyn, fogleich und ohne. Zuziebung der Obrigkeit den Thatbeftand 
feſtzuſtellen, und, ſo weit es noͤthig ſeyn duͤrfte, an den Gegenſtaͤnden der Kon⸗ 
travention Beſchlagnahmen zu bewerkſtelligen. 

Die Geldſtrafen, auf welche die Mecklenburgiſchen Bebörben in dergleichen 
Kälten ertennen möchten, ‚fallen, fo wie bie Konfiskate, nach Abzug ded Denuns 
Zemen⸗Antheils, dem dortigen betreffenden Fiskus anheim. 
ee 14,ñ. 

Die in der erſien Norhellung der Preußiſchen Erhebungsrolle vom 19ten No⸗ 
vember 1884. benannten Gegenſtaͤnde, weiche gar keiner Ein⸗ Aus⸗ ober 
Durchfuhr⸗ gabe unterworfen ind, ſollen fün.ben Eingang and. dem Großher⸗ 

dog⸗ 


zogthum Mecklenburg⸗ Schwerin in die Großherzoglichen Enklaven abgabenfrei 
bleiben, wenn auch in der Folge der allgemeine Tarif in dieſer Beziehung Abaͤnde⸗ 
rungen erleiden ſollte. Auch dad Korn⸗ mb Heu⸗Deputat für den Großherzog⸗ 
lichen Sörfter zu Roffow foll jederzeit, gegen. gehörige Deheinigung bed Großher⸗ 
zoglichen Amts. Wredenhagen, engere eingelaffen werben. 

Artikel 14. -. 

Die Dauer: dieſes Vertrages wirb-vorkäufig auf sehn Jahre ‚ und, war bie 
zum Schluffe. des Jahres 1836., feſtgeſetzt, und joll, wenn ein Jahr wor bem 
Ablaufe beffelben nicht von: ber einen ober der andern Seite eine Aufkuͤndigung er⸗ 
folgt feyn wird, ftete als noch auf ſechs Jahre weiter hinaus verlängert angefchen 
werden. 


Artikel 43. 

„Gegenwärtig er Vertrag ſoll unverzuͤglich zur laubesherrlichen Rentate⸗ 
vorgelegt, und nach Auswechſelung der —E ſofort zur Bol 

ziehung gebracht werden. 

Zu Urkund deſſen iſt derſelbe von den  beiberfeitigen Bevollmächtigten unter 

Beidruͤckung ihres Siegeld unterzeichnet worden. 

So gefchehen Berlin, ben Aten Dezember 1826. 


(L. 5) Ernſt Michaelis. (LS) Wilhelm Freiberr von Meerheimb. 


Voꝛſiehender Vertrag iſt von Seiner Majeftaͤt dem Könige am 1iten De⸗ 
zember, imgleichen von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Mecklen⸗ 
burg-Schwerin am Iten Dezember 1826. ratifizirt worden, und bat Die Auswech⸗ 

felung ber Ratifikations⸗Urkunden am 21ften Degember 1826, Start gefunden, 





’ (No. 1043.) Merhoche Kabinetsorder vom Atem Dezember 1826., durch welche mit 
Aufhebung ber bergfchen Dekrete vom 17tem Dezember 1814. und 21ften 
—Februar 1813., Über die. Ermächtigung ber Gemeinden, bei denen bie 
franzöfifche oder bergſche Geſetzgebung noch gilt, zur Auflage birelter ber 
indirekter Kommunals Stenern Befinrming getroffen wird. 


I. die Beſtimmungen der franzöfifchen und bergiſchen Geſetzgebung über die 
Anlegimg und: Bewilligung von KommunalsAbgaben, . weder mit ben Reſſort⸗ 
Verhaͤltniſſen der Preußifchen Verwaltungs⸗Behoͤrden und beren allgemeinen 
Inſtruktionen, noch mit den gefeglichen Anfprächen ber Kommunal: Gläubiger 
vereinbar find; fo habe Ich bereits: im Geſetze vum Teen Maͤrz 1822, die Res 
gulirung bed Schulbenweiens i in den Rheinprovitzen / betreffend, SS 49: ımb 30. 
Deftimmungen getroffen, burch weiche ‚jene: Werartnungen für das linke "fe 

er 
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Uſer ihre Kraft verloren haben, Indeſſe⸗ find neuerlich Aber Die Kompetenz 
der Behörden in dem ehemaligen Großherzogthum Berg, in Beziebung auf 
obigen Begenftand ‚Zweifel erregt worden, zu deren Beſeitigung Sch hiermit, 
urnter Aufhebung der Defrete vom 17ten Dezember 1811. und vom 2iften Fe⸗ 

bruar 1813., verordne, daß, fo wie. überhaupt in Beziehung auf die Reſſort⸗ 
Verhaͤltniſſe der Verwaltungs » Behörden in allen neuen und wieder eroberten 
Provinzen, in welchen Die fremdherrliche Geſetzgebung gegolten hat und noch 
gilt, fich nur nach den allgemeinen Inſtruktionen der. gedachten Behörden geriche 
tet werden, und jede mit:folche nicht zu vereinbarende Beſtimmung der fremden 
Geſfetzg „ hiermit außer Kraft geſetzt ſeyn ſoll, alſo auch insbeſondere Sie, 
die Miniſter des Innern und der Finanzen, authoriſirt ſeyn ſollen, die Kom⸗ 
munen, auf ben Antrag ihrer Vorſtaͤnde, oder nach Maaßgabe der ihnen geſetz⸗ 
lich obliegenden Verpflichtungen, unb mac, dem vom Miniſterio bed Innern 
genau zu prüfenden nothwendigen Bedarf; auch außer Den: durch. das allgemeine 
Abgabengefeh. vom 30ften Mai 1820. $. 13. bereits nachgelaffenen Zufchlägen 
zu ber Klafien» und Mahl⸗ und Schlachtfieuer, und anderen bereite beftehenden 
Kommmals Abgaben und Zufchlägen, zur Auflage anberweiter Direkter oder ins 
Direfter Kommunal Steuern zu ermächtigen. 
Berlin, ben Aten Diyember 1826. | | 
| Friedrich Wilhelm. 
| * das Enaltalitim | 2 . F 


— — 


Ma 1044.) Aeröbähfe Kabinetborher vom 27ften Dezember 1826., enthaltend bie naͤhern 
VWVorſchriften zu den Wirt. IE. und KIT. der Berordnung wegen bes nach bem 
Erift vom Aſten Juli 1823, vorbehaltenen Beſtimmungen vom 17ten 
Auguſt 1826., unb zu bem F. 6. ber Bommuals Landtags⸗Orbnung für 
bie Kurs aud Neumart, vom naͤmlichen Tage und Jahrt. 


4. bie Mir burch den Minifter des Innern vorgelegten Anfräge, ber bier 
ud in Cuͤſtrin in biefem Herbſte verfammelt gemeienen Konimunal⸗Landtage 
der Kurs und Neumark, finde Ich Mich bewogen, zu den Art. II, und XII. 
Meiner Verordnung, wegen der nach dem Edikt vom 1ften Juli. 1823. vorbe⸗ 
halten gewefenen Beflimmungen vom 17ten Auguſt v. J., und. zu dem G. 6. 
Meiner anderweiten Verordnung vom nämlichen Tage und Jahre, wegen Ein« 
sichtung ber Kommunal » Lanbtage in ber Kurmark und Neumark, hiermit 

folgende Vorſchriften zu erlaſſen: 
I. Da im Artikel I. der zuerſt genannten Verordnung, bie Vertheilung der 
nach $. 4. B. des Geſetzes vom Alten Juli 1823., von ber Ranmatien | 
itter⸗ 


NRitterfchaft zum YProvingial:Lanbtag zu entfendenben 6 Abgebrdeuten, in det 
Art angeordnet iſt, daß von den zum ſtaͤndiſchen Verbande der Neumark 
gehoͤrenden 12 Kreiſen, jedesmal 2 Kreife einen Abgeordneten erwaͤhlen, 
und da nach $. 6. der zuletzt gedachten Verordnung, auf dem Kommunal- 
Landtag der Neumark, bie bortige Ritterfchaft Durch ihre für ben Provine 
zial= Landtag erwählte Abgeordneten und deren Gtelloertreter repräfentirt 
- werben foll, Die gedachte Ritterfchaft aber wuͤnſchet daß auf dem Kom⸗ 
munal⸗Landtage die Ritterfchaft eines jeden Ktreiſes, durch einen eigenen 
Abgeordneten aus ihrer Mitte vrrtreten werden moͤge; fir verorbne Ich, 
mit Aufrechthaltung der Vorſchrift des F. 6. der Kommunal⸗ Landtages 
Ordnung, daß die Neumdrfifche Ritterfchaft bie Wahl ihrer Provinzial 
Landtags: Abgeorbneten und ihrer Stellvertreter, hinfuͤhro in der Art bewerts 
-  fiellige, daß ber Abgeorbuete aus dem einem, und der Stellvertreter aus 
> dem andern der 2, . den Wahlbezirk bildenden Reife, : beide niemals aber 
aus ein und bemfelben Kreife. entnommen werden: Deumähf. . 
ı beftimme Ih, daß die in Gemaͤßheit ber ferneren Beftinmung des gedach⸗ 
ten $. 6. gegenwärtig beſtehende Vertretung, ber nach ber Vorſchrift des 
angeführten Artikeld Meiner Verordnung vom 17ten Auguft v. J., wit 
alternirenden Virilſtimmen verfehenen Stähte Arnswalde, Königsberg, _ 
Eandsberg und Soldin auf. dem Neumärfifchen Kommunal Landtage durch 
die —* Landtags⸗Abgeordneten und deren Stellvertreter von zweien 
Diefer Städte, dahin abgeändert. werbe, daß von jeigt an eine jede derſelben 
den Kommunal = Landtag mit den für den Provinzial⸗Landtag von ihr 
erwählten Abgeordneten zu befchiden befugt feyn fol. Endlich 
m genebmige Ich, daß bie Adgeorbneten bes Standes ber Landgemeine, 
deren Diäten und Reifeloften in dem Art. XII. der letztgedachten Verord⸗ 
nung, auf 1 Rthir. 15 Ser. für den Tag und Beziehungsweiſe 1 Rthlr. 
. für die Meile beftimmt worben find, binführo die naͤmlichen, ben Abgeord⸗ 
neten der beiden andern Stände eben daſelbſt bewilligten Diäten und Reife: 
koſten beziehen duͤrfen. | 
Ich beauftrage das Staatsminiſterium, Meine gegenwaͤrtige Order durch 
Aufnahme in die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen, und 
wegen Ausfuͤhrung der barin enthaltenen Deftiunmungen d bie: erſordeniche⸗ Dar 
| gen zu treffen. \ 
Derlin, den 27ſten Degember 1826. 


Friedrich wuheim. 
An das Staatsminiſterium. \ Ta 
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Geſetz Sammlung 


fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 





— No. 2. — 





(No. 1045.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 31ſten Dezember 1826., wegen Entrichtung 


eines Schleuſengeldes auf der Saale und Unſtrut. 


u. die Schiffahrt und Holzflößerei auf der Saale und Unſtrut zu er⸗ 
leichtern, beſtimme Ich nach Ihren Vorſchlaͤgen: 


1) 


Dom Aften Februar 1827. ab, ſollen alle auf der Saale und. 
Unftrüt von der Schiffahrt und der Holzfloͤßerei bisher erhobenen 
Abgaben, fie mögen zur Staatöfaffe oder an Privatberechtigte ent- 
richtet feyn, aufhören. Yusgenommen find hievon nur die Abga- 
ben, die von dem Flößholz auf der Saale bei Saale und Köfen 
zur Staatöfaffe erhoben, und unverändert beibehalten werben. 


Statt diefer aufhörenden Abgaben foll Eünftig auf der Saale und 
Unftrut an fieben Hebeftellen, zu Salbe, Alsleben, Halle, 
Weißenfels, Freiburg, Nebra und Artern, ein Shleufen- 
geld nach dem beigefügten Tarif entrichtet werben. 


Jedoch uͤberlaſſe Ich es Ihrer nähern Erwaͤgung der Um: 
ſtaͤnde: ob an der Hebeſtelle zu Calbe der Tarif ſchon jetzt zur 
Anwendung zu bringen, oder mit der Erhebung der bisherigen 
Abgaben daſelbſt einſtweilen noch zu verfahren ſey. 


Die zur Hebung von Abgaben bisher berechtigten Kommunen und 
Privatperfonen follen für den erleidenden Verluft, nach ber Be⸗ 
ſtimmung des Geſetzes vom 26ften Mai 1818. $. 19., entichädigt 
werden. 


Jahrgang 1827, No. 2. — (No. 1045.) - BB Ich 


(Ausgegeben zu Berlin den 27ften Januar 1827.) 
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| Ich Hberlaffe Ihnen Die weitere Befanntmachung und Ausführung 
- diefes Befehle. | 


Berlin, den 3iften Dezember 1826. 


Friedrich Wilhelm, 


An 
die Staatdminifter von Schuckmann 
und von Moß, 


/ 


Tarif, 


— 1 — . 


Tarif, 


nach welchen die Schleufengefälle auf der Saale und unſtrut bei jeder 
Hebeſtelle zu erheben ſind. 


1. Ban einem Elbfahn, Schute oder Selle, beladen........... 
unbeladen . 
. Bon einem Oderfahn und allen andern zum MWaaren-Trandport 
beftimmten Eleineren Schiffen, beladen.................. .... 
unbeladen .................... 
Fiſcherkaͤhne, Anhaͤnge, Handkaͤhne, Nachen, Sondeln..... 
. Bon jeden zwanzig Stuͤcken Floßholz, ſie ſeyen in Boden, 
Tafeln, Pletzen, Karinen, oder auf irgend eine andere Art |- 
verbunden............................................... 
Unverbundenes Brenns und Nutzholz darf auf der fchiffbaren Saale 
und Unftrut nicht ferner verflößt werden. Wird ed auf Pleben 
oder Flößen fortgefchafft, fo wird eine Klafter Brennholz, und 
ein Ring Stabholz, einem Stud Floßholz gleich gerechnet. 


| Beſondere Beftimmungen. 

1) Sind die zu 1. und 2. genannten Gefäße blos mit Salz, Erzen, Stein: 
oder Braunfohlen, Holz, Torf, Bruch⸗, Kalk⸗, Schiefer- und Ziegel: 
fteinen, oder mit Erden, imgleichen mit thierifchem Dünger oder anderen 
Düngungsmitteln, 3. B. audgelaugte Afche, Düngefalz u. |. w. beladen, 
fo werden nur die für unbeladene Schiffögefäße feftgefeßten Säge entrichtet. 

2) Die Schleufen- Abgabe trägt der Schiffer, welcher ohne eine befondere 
Uebereinkunft nicht berechtigt ift, das ntrichtete dem Cigenthümer der 
Waare anzurechnen. 

3) Wer ed unternimmt, fich der Abgabe zu entziehen, zahlt, neben berfelben, 
ben vierfachen Betrag der Abgabe ald Strafe. 


Gegeben Berlin, den 31ſten Dezember 1826. 
(LS) Friedrich Wilhelm 


von Schuckmann. von Mob. 


1) 


>» 





⁊ 


No 
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Geſetz— Saunluig 


| für Die 
Rönigligen Prenbifgen. Staaten 





— No. 3 — 





(No. 1046.) Alerhöchfte Kabinetsorder vom 31ſten Januar 1827., wegen Regulirung 
Des Preußifchen Untheild an der Zentralſchuld des ehemaligen Könige 
reichs Weftphalen, 


NY, Ihrem über das Echuldenwefen des vormaligen Königreichs Weſtphalen 
Mir erſtatteten gemeinſchaftlichen Bericht habe Ich erſehen, daß die mit den 
uͤbrigen betheiligten Regierungen dieſerhalb angeknuͤpften Verhandlungen bisher 
keinen Fortgang gewonnen haben, und die erwartete Uebereinkunft noch zur Zeit 
nicht hat herbeigefuͤhrt werden koͤnnen. Ich finde jedoch erforderlich, daß diesſeits 
ein entſcheidender Schritt hierin geſchehe, damit in Beſeitigung der bei Der Bundes: 
Verſammlung eingegangenen Beſchwerden den fortdauernden Reklamationen der 
Glaͤubiger des ehemaligen Koͤnigreichs Weſtphalen, ſoweit Preußen dabei hethei— 
ligt iſt, ein Ziel geſetzt, und oͤffentlich nachgewieſen werde, daß und in welcher 
Art die Preußiſche Regierung ſowohl den Forderungen der Gerechtigkeit gegen 
die eigenen Provinzen und Unterthanen entweder -fchon ein Genuͤge geleiſtet habe 
oder zu leiſten bereit ſey, als auch in wie weit fie nach dem Verhaͤltniſſe des ihr. 
jugefallenen Antheils an dem ehemaligen Königreich Weſſphalen die YUnfprüche 
felcher fremder Unterthanen anerferne, welche Peinem der übrigen bei dieſem 
Schuldenweſen betheiligten Staaten angehören. 


In dieſer Hinſicht bin Ich mit gIhren Antraͤgen dahin einverſtanden, daß 
diesſeits in Anwendung und Ausführung der Grundfäge, welche in ber bei 
Gröffnung der Verhandlungen geſchehenen Art der Kommiſſarien der übrigen 
berheiligten Höfe zur Ausgleichung des gefammten weftphälifchen Schuldenweſens 
jur Berathung bingegeben find, fo weit e8 die Verhäitniffe jetzt fchon geſtatten, 
mit einer abgejonderten Manfregel vorgegangen, und, unter Vorbehalt der 
fernen Theilnahme an ber definitiven Regulicung des weitphälifhen Echulden- 
Weſens durch die Dabei betheiligten Mächte, beftimmt und befannt gemacht werde, 
Jahrgang 1827. No. 3. — (No, 1046 — 1048.) C welche 
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welche Verpflichtungen die Preußiſche Regierung ihrer Seits entweder ſchon erfuͤllt 
bat, oder zu erfüllen gegenwärtig bereit if. Aus Ihren Mir vorgelegten Nach⸗ 
weifungen geht 

A. hervor, daß die Preußifche Regierung, ohne eine Theilnahme der 
andern bei Diefem Schuldenwefen betheiligten Regierungen in Anfpruch zu nehmen, 
gemäß Meinen deshalb erlaffenen Beftimmungen, nachitehende Verpflichtungen 
der ehemaligen weftphalifchen Regierung bereits au ſchließlich übernommen und 
das Erforderliche zur Befriedigung der Intereffenten verfügt bat: 

41) Auf den Grund Meiner Order vom 22ften uni 1815. fämmtliche For⸗ 
derungen, Die vor der Organifation des Königreichs Weſtphalen ald Staats« 
und Landesſchulden auf ſolchen Provinzen ruheten, welche nach deſſen Auf⸗ 
loͤſung wieder in den Beſitz von Preußen gekommen ſind, mit Inbegriff der 
auf den Preußischen Domainen gehafteten Schulden. 

2)- Auf den Grund Meiner Orderd vom 14ten April 1819., 17ten Dezember 
4821. und 17ten Februar 1823. die Schulden, die während der französ 
fiihen Dffupation eben diefer Provinzen von den Verwaltungs - Behörden 
und den Landftänden zu Öffentlichen Zwecken, namentlich zur Abtragung 
ber Kriegs-Kontribution und zur Unterhaltung der Truppen aufgenommen 
und verwendet worden, mit Einfchluß derer, die in wertphälifche Reiche: 
Obligationen umgefchrieben waren. 

3) Auf den Grund Meiner Orderd vom 22ften Juni 1815. und 31ſten Auguft 
1825. die Anfprüche an Die in den jeßt Preußifchen Provinzen aufgehobenen 
Stifter und Klöfter, die Aufhebung mag vor ber Errichtung des König- 
reichs MWeftphalen oder Durch die weftphälifche Regierung verfügt feyn, mit 
alleiniger Ausnahme der Anfprüche an die ehemaligen. Befißungen Des 
deutſchen und Johanniter⸗Ordens. | 

4) Die Anfprüche aus Verwaltungs - Ruͤckſtaͤnden, und zwar: 

a) auf den Grund Meiner Order vom 27ften April 1820. aus der Zentrals 
Verwaltung, in fofern diefe Anfpräche urfpränglich- an die Preußifche 
Regierung vor dem iften Auguft 1806. entftanden, und auf die weft 
phälifche Regierung übergegangen waren, wobei die Anfprüche aus Kies 
ferungen für die Preußifchen Truppen nicht nur bis 1ften Auguft 1806., 
fondern bis zum Tilfiter Frieden zugleich Befeitigt worden; 

b) auf den Grund Meiner Orders vom 30ften Juli 1822. und 19ten 

Juuli 1823. ans der Provinzial-Staatöverwaltung der jeßt Preußifchen 
Provinzen, fie mögen während der franzöfifchen Okkupation oder waͤh⸗ 
send ber Dauer der weftphälifchen Regierung entftanden feyn. 

8) Auf den Grund Meiner Order vom 14ten April 1826. die Anfprüche an 
bie jegt Preußifchen Departements ber Elbe, ber Saale und des Harzes. 

| 6) Auf 


6) 


7) 


8) 


Auf den Grund Meiner Order vom Iiften Mai 1822, die Forderungen an 
das Vermögen der Innungen und Gilden in: den jegt Preußifchen Provinz 
zen, foweit Daffelbe von der weftphälifchen Regierung eingezogen worden. 
Auf den Grund Meiner Orders vom 29ſten Januar 1823. und 21ften Auguft 
1825., die Forderungen an die weftphälifche Amortifationg = Kaffe und den 
Staatöfchat, wegen der in Diefelbe eingezahlten gerichtlichen und vormund⸗ 
fohaftlichen Depofitengelder, wenn fie Diesfeitigen oder fremden Unterthanen 
gehören, deren Vermögen von jeßt Preußifchen Behörden in die Amortis 
fationd = Kaffe der weftphälifchen Regierung eingezahlt iſt; ſo wie, wenn 
der Reklamant ein perſoͤnlicher Unterthan einer mitbetheiligten Regierung 
iſt, nach erfolgter Nachweiſung: daß ſeine Regierung daſſelbe Verfahren 
gegen diesſeitige Unterthanen beobachte. 


Auf den Grund, Meiner Orders vom 29ften April 1817. und 17ten Dezems 


ber 1821., die von ehemald weftphälifchen Beamten in weflphälifchen 
Reichs - Obligationen, Die aus urfprünglich Preußifchen Landesfchulden ents 
ftanden find, beftellten Kautionen, oder, in fofern die Kaution in andern 
weftphalifchen Reichs Obligationen oder baar beftellt worden, Falls der 
Kautionsfteller ein Preußifcher Unterthan ift, und feine vormalige Rendan⸗ 
fur fich in einer jetzt Preußifchen Provinz befunden hat, fo wie, wenn ber 
Kautiounsſteller kein Preußifcher Unterthan ift, Die Kaution aber in weftphä« 
lifchen Obligationen aus Landesfchulden Preußifchen Urfprungs geleiftet 
bat, nach geführtem Nachweis, daß die betreffende Regierung die in folchen 
Obligationen beftellten Kautionen, welche dem Urfprunge nad) ihr angehören, 
den Preußifchen Unterthanen berichtigt. 

Bon den Verpflichtungen der ehemaligen weftphälifchen Regierung, 


welche hiernach noch zu erledigen find, wird die Preußifche Regierung, unter den 
sub C. folgenden nähern Beftimmungen, nunmehr alle diejenigen, welche nicht 
beſonders ausgenommen werden, unter den nachfolgenden Maaßgaben zur aus⸗ 
fihließlichen Berichtigung übernehmen, namentlich: 


9) 


10) 


- gung = Gefchäften. 


Penfions- Rücftände, fie mögen ſich auf frübern Preußifchen Berwilligun- 
gen, oder auf dem Reichd- Deputationsfchluffe vom Jahr 1803., oder auf 
Bewilligungen der ehemaligen weftphälifchen Regierung gründen, und an 
Zivil- oder Militairperfonen verliehen worden feyn. 

Ruͤckſtaͤndige unverzindliche Forderungen aus der Zentral: Verwaltung Der 
wefiphälifchen Negierung, fie mögen die Zivil⸗ oder Militairverwaltung _ 
betreffen, und es mögen daruͤber von derfelben bereit Bons ertheilt feyn, - 
oder nicht, rüdjichtlich der letztern infonderheit die Sehaltsräditände der 
Sentral= Zivilbeamten, bed Militaird und der Gensdarmerie, fo wie Ges 
fandfchaftskoften und Anfpräche aus Lieferungs- und Militair-Verpfle⸗ 


11) 


12) 
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Depoſiten⸗Kapitalien, in ſofern ſie unter den vorangefuͤhrten Beſtimmun⸗ 


gen Meiner Orders vom * Januar 1823. und 21ften Auguſt 1825. 


nicht begriffen ſind. 
Ruͤckſtaͤndige Zinſen von verzinslichen bereits berichtigten Kapitalien, 
namentlich uͤberhaupt von urſpruͤnglich Preußiſchen, ſchon vor dem Kriege 


von 1806. vorhandenen Landesſchulden aus Dokumenten, die nicht in 


weſtphaͤliſche Reichs⸗Obligationen umgeſchrieben worden, insbeſondere von 
verzinslichen Schulden aufgehobener Kloͤſter und Stifter, und von den auf 
diesſeitigen Domainen gehafteten Darlehnen, fo wie von den in die Amor- 
tifationd = Kaffe oder den Staatöfchaß erhobenen gerichtlichen Depoſite iten und 
von den Kautionsſummen. 


C. In Hinſicht auf vorbenannte Verpflichtungen der weſtphaͤliſchen Regie 


| ring, ſowohl die Kiquidationdfähigkeit derfelben, ald das bei der Liquidation zu 
eobachtende Verfahren und die Berichtigung der anerfannten Forderungen betref⸗ 
fend, beſtimme Ich Folgendes: 


1) 


3) 


In Uebereinftiimmung mit den für Prioat⸗ Anſpruͤche an Frankreich durch 
den Pariſer Frieden vom 30ſten Mai 1814., und durch die Separat-Kon⸗ 


: vention vom 20ften November 1815. fefigeftellten Grundfägen, fi find nur 


folche Forderungen zuzulaffen, welche auf einem in verbindlicher Form 
erfolgten Verfprechen beruhen, und bereitd vor Auflöfung des Königreichs 
Weſtphalen, namentlich vor dem 31ſten Oktober 1813., zu erfüllen 
geweſen find. 

Die Liquidanten müffen entweder jetzt Preußifche Untertbanen feyn, oder 
solchen Staaten angehören, welche nicht bei Regulirung der weftphälifchen 


‚... Bentralverhaltniffe betheiligt find; auch müffen die einen wie die andern 
2. fchon am ZAften Oktober 1813. Inhaber der Borderungen geweſen, ober 


durch Erbgang Nachfolger damaliger Inhaber mit jener Unterthans⸗Eigen⸗ 
fhaft geworden feyn. 

Die Forderungen für Lieferungen zur Militairverpfiegung müffen fich auf 
beshulb geichloffenen, Kontraften gründen; Diejenigen Forderungen aber, 
welche durch die von dem franzdfifchen Militairgouvernement in Magdeburg 
gefchehenen R:quifitionen, Behufs der Bekleidung, Verpflegung und Ka⸗ 
fernirung der dortigen Garnifon, desgleichen zur Errichtung und Erhaltung 
der Militairhospitäler veranlaßt worden, find nur in foweit zu berücfichti- 
gen, als fie nach den zwifchen dem ehemaligen Königreich Weftphalen und 
dem damaligen franzöfifchen Gouvernement gefchloffenen Konventionen, den 


- weftphalifchen Staatskaſſen zur Laft gefallen waren, und außerdem für den 


einzelnen Fall ein ausdrädliched Zahlungsnerſprechen oder ein Kontrakts⸗ 
Verhältniß Fompetenter Behörden nachgewiefen werben kann. 
| Ä u 4) Die 


5) 


| - 1 —- 
Die: Verifikation ber Gehaltsruͤcſtaͤnde weſtphaͤliſcher Militairperſonen und | 
ber Gensdarmerie, Fann nur durch Borlegung bes Sold = Livret gefchehen; 


indem nur dieſe Ruͤckſtaͤnde der weftphälifchen Militairs und Gensdarmerie, 
und zwar nım unter ebenbemerkter Bedingung, liquidationdfähig find. 


Berwaltungs-Rüdftände, uber welche Die weſtphaͤliſche Regierung: Bong, 


ohne Bezeichnung des Urfprungs, ausgegeben bat, koͤnnen von dem Berech- 


tigten nur durch Produktion der Bond und der Verfügung des weftphälifchen 
- Behörde, womit ihnen diefelben zugefertigt worden, in Ermangelung ber 


leßtern aber, durch Uttefte, auf den Grund der Bücher derjenigen Cin- 
nehmer, von welchen fie Diefelben erhalten haben, verifizirt werben, 


: 6) Alle hiernach zu berüdfichtigende Forderungen follen bei einer von Ihnen, 


7) 


8) 


dem Finanzminifter, niederzufeßenden Liquidationd = Kommiffion angemeldet, | 
liquidirt und verifizirt werden. 


Diefe Liquidationsbehörde fordert, gemäß Meiner an Sie, den Finanz. 
minifter, heute befonders ergangenen Order, zur Anmeldung und Liquidation 
der Anfprüche auf, giebt den Intereſſenten Anleitung tiber die Form ihrer 
Liquidationen, prüft Die angemeldeten Forderungen nach den vorftehenden. 
Beftimmungen und fragt nach Maaßgabe des Befundes bei der General: 
Verwaltung der Reft: Angelegenheiten des Finanzminifteriums, auf Anerfen- 
nung oder Verwerfung an. Hält die Generalverwaltung die liquidirten 
Anfprüche zur Verwerfung geeignet, und glaubt der Liquidant, fich ‚hierbei 
nicht beruhigen zu Fönnen, fo foll die Sache Durch die gedachte General: 
Berwaltung zur Entfcheidung an bie für das frangöfiiche, bergifche, weft: 
phälifche und warfchauer Liquidationswefen fchon beftehende ſchiedsrichter⸗ 
liche Kommiffion gebracht, und hierbei das bei diefem Liquidationsweſen 
beobachtete Verfahren angewendet werden. 

Bei ber Entfcheidung ber fchiebsrichterlichen Behörde ‚bat es ei 
unabänderliched Bewenden. Was endlich 
die Berichtigung der als richtig anerfannten und feſtgeſetzten Anſproche 
betrifft; ſo ſoll ſolche in Staatsſchuldſcheinen nach dem Nennwerth oder 
nach Bewandniß der Umſtaͤnde und näherer Beſtin mung Durch UÜebernahme 
auf den Provinzial-Staatsſchulden-Etat in der Art erfolgen, daß | 


a) die Preußifchen Unterthanen, wie e biöher auch ſchon gefcheben, ben vollen 


Betrag, 


b) Diejerigen Sremden aber, welche feinem der bei dem weftphälifchen 


Schuldenwefen betheiligten Staaten angehören, zwei Fuͤnftheile ihrer 

Forderungen, nach Maaßgabe bed mutbmaaßlich auf Preußen fallenden 

Antheild an der weitphälifhen Schuld erhalten. | 
. D. Aus 


\ 


D. Ausgeſchloſſen von ber Kiquibation und Feſtſetzung bleiben 
a) für jet und vor endlicher Auseinanderfeßung mit den Abrigen hierbei betheis 
ligten Regierungen 

41) die Forderungen aus den 3 weftphälifchen Zwangsanleihen von resp. 20, 
10 und 5 Millionen, mithin namentlih aus ben hierzu mitgehörenden 
Obligationen Litt. A.; 

2) die Forderungen aus allen von ber weftphälifchen Regierung über ruͤckſtaͤn⸗ 
dige Zinſen ausgefertigten Bons, ſo wie Zinſenruͤckſtaͤnde aus weſtphaͤliſchen 
Reichsobligationen und dieſen gleichgeltenden weſtphaͤliſchen Verbriefungen 
uͤberhaupt; 

3) Anſpruͤche an die ehemaligen Beſitzungen des Deutſchen und des Johanniter⸗ 
Ordens, indem uͤber dieſe hierunter begriffenen Anſpruͤche vor endlicher 
Auseinanderſetzung mit den uͤbrigen betheiligten Staaten kein Beſchluß 

gefaßt werden kann. 

b) Gaͤnzlich und fuͤr immer ausgeſchloſſen bleiben 

1) alle Anſpruͤche an die Zivil-Liſte und an die Perſon des ehemaligen Königs 
von Weſtphalen; 

2) die Rüdftände aus den Finfünften von ehemaligen weftphäfifchen Orden; 

3) alle Anfprüche aus Lieferungen zur Militairverpflegung die ſich nicht auf 
Kontrakten gruͤnden; 

4) alle Entſchaͤdigungs-Anſpruͤche wegen des Berluftes von Rechten, die durch 
allgemeine Maaßregeln der weftphälifchen Regierung ohne Entfchädigung 

aufgehoben worden. 
Ich überlaffe Ihnen, diefen Beftimmungen gemäß, in Ihren beiderfeitigen 
Reſſorts, und da, wo die Sache folches erfordert, gemeinfchaftlich das Weitere 
zu verfügen. 


Berlin, den Ziſten Januar 1827. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter Graf von Bernstorff und von Motz. 


(Ne. 1047.) 


(No. 1047.) Allerhöchfte Kabinetöorber vom Jiften Januar 2827., wegen be zu erlaffene 
den präflufivifchen Aufrufe zur Liquibation der von Preußen zur Regulitung 
übernommenen weftphälifchen Zentralfchulben, | 


Mr Bezug auf bie Order, Die Ich wegen Berichtigung bed Schuldenwefend 


ber Regierung des Königreichs Weſtphalens an Sie und den Minifter der aus» 
wärtigen Angelegenheiten heute erlaffen babe, trage Ich Ihnen hierdurch auf, 
einen öffentlichen Aufruf zu veranlaffen, wodurch fowohl die Inhaber folcher 
Forderungen an die ehemalige weftphälifche Regierung, welche bereitd auf den 
Grund Meiner frühern Beftimmungen diesſeits übernommen und in ben unter 
Lite. A. 1 — 8. verzeichneten einzelnen Gattungen der Anforderungen begriffen, 
aber noch nicht zur Liquidation und Verififation aufgerufen worden find, nament⸗ 
lich wegen ber auf Preußifchen Domainen gehafteten Schulden (No. 4.), aus 
Ansprüchen an die aufgehobenen Stifter und Klöfter (No. 3.), aus Depofitals 
YAnfprüchen (No. 7.) und aus Kaufiond =Keiftungen (No. 8.), ald auch die Ins 
haber folcher Forderungen, die nach Meiner heutigen Order erft jeßt uͤbernommen 
werden, und in derfelben unter Litt. B. No. 9 — 12, verzeichnet find, öffents 
lich aufgerufen werden, ihre Forderungen und Anfprüche vor der von Ihnen 
zu ernennenden Kommiſſion anzumelden und zu verifiziren. Die Anmeldung vor 
diefer Kommiffion muß gefchehen, ohne Unterfchied, ob fie fchon früher bei 
irgend einer Behörde erfolgt fey, oder nicht. Den Inhabern folcher Forderun⸗ 
gen wirb eine vom Tage der erften Öffentlichen Bekanntmachung ab zu berech- 


nende Friſt von 6 Monaten unter der Verwarnung’ gefeßt, daß diejenigen‘, bie - 


fi in derfelben- nicht melden, mit allen ihren Anfprächen an die Preußifche 
Regierung für immer abgewiefen und praäfludirt werden. Die Aufforderung 
an die Gläubiger und die Befanntmachung des Termind gefchieht theild durch 
Die Amtsblätter fanmtlicher Regierungen, theild durch bie Berliner und die⸗ 
jenigen Zeitungen, die in den diegfeitigen, dem Königreich Weſtphalen einvers 
leibt gewefenen Provinzen erfcheinen, theild durch Die gelefenften auswärtigen 
deutfchen Blätter, wobei Ihrem Ermeſſen überlaffen bleibt, wie oft und im 
welchen Zwifchenrdumen die Bekanntmachung wiederholt werden foll. Die ges 
genwartige Order ift in die Gefetzſammlung einzuräden. 


Berlin, den 3iften Sanuar 1827. 


Friedrich Wilhelm. 
An 


den Staats und Finanzminifter von Motz. 





\ (No. 1048.) 


a 


use 20 .—— , 


* 1048.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 13ten Januar 1827., betreffend bie Berich⸗ 
tigung bed Beſitztitels von den zum Retabliſſement ber Stadt Magdeburg 
abgetretenen Domainengrundftlden, 


U. Den Zweifel zu erledigen, der nach dem Berichte des Staatsminifteriums 
vom 2ten Dezember v. J. das Ober: Landesgericht zu Magdeburg veranlaßt hat, 
die Berichtigung der Befigtitel über diejenigen Domainengrundſtuͤcke zu verweis 
gern, die Sch den dortigen Eigenthuͤmern ber im Jahre 1813. feindlich zerftörten 
Befißungen, mittelft Meiner Order vom 13ten Juli 1816., im Wege dir Gnade 
zur Grleichterung des erlittenen Verluftes habe überweifen laffen, erfläre Ich 
hierdurch: daß diejenigen Verfügungen, die vor der Bekanntmachung des Geſetzes 
vom Iten März 1819., über Domainengrundſtuͤcke in den reu= ober wieder⸗ 
erworbenen Provinzen, von Mir erlaffen worden, unter, den Veftimmungen dieſes 
Geſetzes und des Allgemeinen Landrechts nicht begriffen find, indem auch das 
Landrecht da, wo e8 in jene Provinzen eingeführt worden, nur über die Ange⸗ 
legenheiten des bürgerlichen Privatrechtd verbindliche Kraft erlangt hat, mithin 
die über die rechtliche Natur der Domainen darin enthaltenen Vorfchriften, erfi 
mit dein Gefeß vom: Iten März 1819. für eingeführt: zu achten find. Das 
Landrecht und das Gefeß vom Iten März 1819. koͤnnen hiernach nicht auf folche 


Domainenbeſitzungen bezogen werden, über. weldde Sch zu Gunften der verun: 


glücdten Einwohner Magdeburgs fchon durch Meine Order vom 13ten Juli 1816. 


“verfügt hatte. Ich trage dem Staatsminifterium auf, die gegenwärtige Beftims 


mung befannt zu machen, in deren Gemäßheit Sie, der Juftizminifter, Dad Obers 
Landesgericht zu Magdeburg, zur ungefäumten Berichtigung der Beft senken für die 


u betreffenden Eigenthümer, efonbers anzuweifen haben. 


Berlin, den 13ten Januar 1827. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatdminiftertum. 
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(No. 1052.) Verordnung wegen bes gefeblichen umſchlags⸗ Termin | in Neu-Borpommern, 
| Dom Iiften Dezember 1826. 


Mir Friedrich Wilhelm, von’ Gottes Snaden, sönig von 
Preußen x. x. 


haben Und vortragen loffen, baß Die unſietigkeit des allgemeinen Umſchlags⸗ 
und Ablieferungs-Termins, wie er in Neu-Vorpommern durch die Verordnung 
vom 12ten Sebruar 1776. bei Darlehnen, Gutd = Webergaben u. f. w. beftimmt 
ift, mannigfaltige Uebelftände in dem- Betriebe und Gange der Gefchäfte und 
des Verkehrs zur Folge hat. Zur Abftellung derfelben verordnen Mir, auf den 
Antrag Unferer zum Neu-Vorpommerſchen Kommunal: Landtage verfammelt 
geweſenen getreuen Stände und nad) dem Gutachten Unferes Staatsminiſteriums, 
wie folgt: 
§. 1. 

Der geſetzliche Umſchlags-Termin in Neupommern, welcher bisher auf 
den Donnerſtag nach dem erſten Sonntage, welcher auf Trinitatis folgt, be⸗ 
ſtimmt war, ſoll fernerhin der 24ſte Junius jeden Jahres und Falls dieſer einen 
Sonntag trifft, der 25ſte Junius ſeyn. | 

2% 
Die Beftimmung foll zuerft im Jahre 1827. zur Anwendung fommen. 
Gegeben Berlin, den 3iften Degember 1826. 


(L.S) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprin. 
Sreiherr v. Altenftein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Dandelmann v. Mo. 


_ 





Jahrgang 1827. No. 5. — (No. 1052 — 1055) - E (No. 1053.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 27ften März 1927.) 
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(No. 1053.) Deklaration über die Anwendbarkeit bes $. 73. und ff, auf $S. 61. und 62, 
— Titel 17. Theil 2. des Allgemeinen Landrechts. Vom 10ten Februar 1827. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von 
Preußen 2. ı% | 
Da bei einigen Behörden Zweifel daruͤber entftanden find, ob und in welcher 


Art die in dem Allgemeinen Landrechte Theil 2. Titel 17. $$. 61. und 62. er- 


wähnten geringeren Polizei Bergehungen oder Verbrechen von den Patrimonial: 
Serichtöherren perfönlich) und ohne Zuziehung ihrer Gerichtöhalter unterfucht 
und beftraft werden Fönnen oder wie weit, nach $. 73. und ff. bafelbft, Die 
Gerichtshalter dabei mitwirken müffen: fo erklären Wir hiermit, nach erfor: 
dertem Gutachten Unſers Staatsraths, Daß die Bellimmungen des vorgedachten 
$. 73. und ff. auf die in den $S. 61. und 62. Titel 17. Theil 2. des Allge⸗ 
meinen Landrechtd bezeichneten Straffälle nicht zu beziehen find. 


Urfundlich unter Unferer Allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und beige- 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 10ten Gebruar 1827. 


(LS) Friedrich Wilhelm. 


Carl, Herzog von Medienburg. | 
v. Shudmann. Graf v. Dandelmann. 


Beglaubigt: 
Sriefe. 


(No. 1054.) 


_ . 

, , ann 97 nun 

(No. 1054.) DeBlaration bed Gefeßed vom 7ten Juni 41821, wegen Unterſuchung und 
Beſtrafung des Holzdiebſtahls. D. d. den 6ten Maͤrz 1827. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Snaden, König ı von 
Preußen xx. x. 

Da nach dem Bericht Unſers Staats miniſteriums Zweifel entſtanden ſind, 

ob die in dem Geſetz vom 7ten Juni 1821., wegen Unterſuchung und Be⸗ | 

, firafung bes Holzbiebftahld, dem Waldeigenthuͤmer überwiefenen Strafen ihm 

auch in dem Falle zuftehen, wenn der Holzdiebftahl von Mehreren verübt wors 

den; ſo erflären Wir, nach erforbertem Gutachten Unſers Staatsraths, den 
Sinn des gedachten Geſetzes dahin: 


daß dem Waldeigenthuͤmer auch die, von ſaͤmmtlichen Theilnehmern 
an einem von Mehreren gemeinſchaftlich veruͤbten Holzdiebſtahle, ver⸗ 
wirkten Geldſtrafen und Forſtarbeiten zu gut kommen. | 


. Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige: 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 6ten März 1827. 
(LS) Friedrich Wilhelm. 
Earl, Herzog von Mecklenburg. 
Graf v. Dandelmann. v. Moß. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 





(No. 1055) - 
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(No. 1055.) Verordnung wegen der von den Menoniten ſtatt des Eides abzugebenden 
WVrecrerſicherungen. Vom 1iten März 1827. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gettes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. x. 

Um ſaͤmmtliche, in Unſern Staaten wohnende, Menoniten von der ihren 
Religionsgrundſaͤtzen zuwiderlaufenden, foͤrmlichen Eidesleiſtung zu entbinden 
und in dieſer Beziehung uͤberall dasjenige Verfahren ſtatt finden zu laſſen, 
welches in einem Theile Unſerer Monarchie gefetzlich beobachtet wird; verordnen 
Mir, auf den Antrag Unfers Staatdminifterrums, hierdurch Folgendes: 

Wenn ein Menonit als Partei einen Eid ſchwoͤren, oder als Zeuge ab⸗ 
gehoͤrt werden ſoll, oder zu einem Amte berufen wird, zu deſſen Ukebernahme 
die Eidesleiſtung erforderlich iſt; ſo muß er durch ein Zeugniß der Aelteſten, 
Lehrer oder Vorſteher ſeiner Gemeine nachweifen, daß. er in der menonitifchen 
Sekte geboren worden, oder fich doch, ſchon wenigſtens feit einem Jahre vor _ 
den Anfange des Prozeffed oder vor der Berufung zum Amte zu diefer Relis 
gionsgeſellſchaft bekannt und bisher einen 1, untahelpaften Wandel geführt. habe. 


$. 
m Attefte muß zugleich * bei den Menoniten uͤbliche Bekraͤfti⸗ 
gungsfonmet bemerkt feyn. 


3. 
Die nach diefer Bekraͤftigungsformel, mittelſt Handſchlages, abzugebende 
Verſi icherung hat mit der wirklichen Eidesleiſtung gleiche Kraft. 
F. 4. 


Wer ſolche zur Beſtaͤtigung einer Unwahrheit mißbraucht, den trifft die 
Strafe des falſchen Eides. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11ten März 1827. 


(LS) Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Freiherr v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Danckelmann. v. Motz. 


= 
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(No. 1056.) Allerhöchfte Kabinetdorber vom 20ften win 1827. y enthaltend die Deflaration 
des $. 4. ber Verordnung vom 7ten Dezember 1816., wegen äffentlicher 
| Ausſpielung beweglicher und unbeweglicher Gegenftände, 


D. über bie Auslegung der Vorfchriften des $. 4. der Verordnung vom 
Tten Degember 1816., durch welche nur Die öffentlichen Ausfpielumgen deweg⸗ 
licher und unbeweglicher Gegenftände von der ausdrädlichen Genehmigung des 
Staats abhängig gemacht find, binfichtlich bes Unterfchiebes berfelben von 
Privat: Ausfpielungen Zweifel erregt und befonders in Bezug auf das Ausfpielen 
ber Grundftüce, wiewohl daffelbe durch Das Geſetz vom 31ſten März 1812. 
und Meine Order vom 26ften März 1825. ausdruͤcklich unterfagt ift, dennoch 
zu Mißverftändniffen Anlaß gegeben worden ift; fo will Ich, auf den 

des Staatsminifteriumsd, zur Deflaration der gedachten Vorfchriften, oe 
nähere Beſtimmungen ertheilen: 


4) Als erlaubte Privat « Auöfpielungen, im Gegenfag der verbotenen öffent. 
lichen, find nus ſolche zu betrachten, welche in Privatzirfeln zum Zweck 
eined gefelligen Vergnuͤgens oder der Milbthätigfeit, veranftaltet werben. 

2) Diefer Deflaration gemäß, find alle-Ausfpielungen von Grundſtuͤcken, als 
in einem Privatzirfel unausführbar, unbedingt verboten und unterliegen, 
in welcher Form oder zu welchem Zwed fie auch unternommen werden 
mögen, ben Verboten vom 3 1ſten März 1812. und 26flen März 1825. 
fo wie den im $. 4. der Verordnung vom 7ten Dezember 1816, enthalte: 
nen Strafbeſtimmungen. 

3) Fuͤr einzelne Fälle, insbefondere zur Ausführung wohlthätiger Zwecke ober. 
zur Beförderung bed Kunfifleißed, ermächtige Ich die Minifter des Innern 
und der Binanzen, auch Öffentliche Ausfpielungen beweglicher Gegenflände, 
mittelſt gemeinfchaftlich zu ertheilender Konfenfe, unter den Manßgaben zu 

Jahrgang 1827. No. 6. — (No. 1056.) ® ges: 


(Aubgegeben zu Berlin den 7ten April 1827.) 


— 30 — 
geſtatten, daß gelbige miemate ie. Werbinpung mit einer in⸗ ober ausländi- 
fchen Lotterie ünternominen und in ſedem Falle die Bedingungen der Aus⸗ 
führung, infonderheit: ob die Bekanntmachung durch Zeitungen oder an= 
dere Öffentliche Blätter, fo wie der Drud der Loofe und des Ausſpielungs⸗ 
Plans. ftatt finden dürfe, im Erlqubnißſcheine heſtinunt und Deutlich: ver- 
gefchrieben werben. “ En . 





4) Berloofungen, Behufs der Auseinanberfegung und Theilung gemeinfchafts 


licher Sachen, find unter den vorfiebenden Beltimmungen nicht begriffen, 
vielmehr hat es dieferbalb bei’ben geſetzlichen Vorfchrifien fein Verbleiben. 


Ich trage dem Staatsminiſterium auf, dieſen Befehl durch bie Geſetz⸗ 


fammlung befannt zu machen, 


An 


Berlin, den 20ften Maͤrz. 1827. Bu 
u u Friedrich Wilhelm... 


das Staatöminifterium. ... : : - - ur ut 
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(No. 1057.) Allerhochſte Kabinetsorder vom 4iten März 1827. ‚, bie Ernennung des 
Generals Lieutenants von der Marwitz zum Mitgliede des Staatsraths 
betreffend. 


Br? Häße den General: Lieutenant von ber Marwig zum Mitgliede des 
Staatsraths ernannt, an beffen Sitzungen derſelbe, ſo oft er ſich in Berlin an⸗ 
weſend befindet, Theil nehmen wird. Ich uͤberlaſſe dem Staatsrath, wegen 
ſeiner Einfuͤhrung das Erforderliche zu verfuͤgen. 

„Berlin, ben 14ten März 1827. 


ee griedrich Bügeln. 
An dem Ctantsrff “ Zu I 





He. 1058.) .Allerhöchfte Kabinetdorber vom 22ften März 1827. ., bie Anwendung bes 
$. 54. des Anhanges zur Allgemeinen Gerichtsordnung im ganzen Umfange 
der Monarchie betreffend. 


g), Die Borfchrift des 54. des Anhanges zur Allgemeinen Gerichtsordnung, 
welche beſtimmt: 
„die von den Zivilgerichten erlaſſenen Vorladungen der Unteroffiziere 
und gemeinen Soldaten werden nicht dem Vorzuladenden ſelbſt, ſon⸗ 
dern dem Chef der Kompagnie oder Eskadron, und wenn ſolcher 
abweſend iſt; dem Kommandeur derſelben zur weiteren Beſtellung an 
den Vorzuladenden eingehaͤndigt. Von dem vorgeſetzten Offizier wird 
auf der bei der Vorladung jedesmal befindlichen Abſchrift der. richtige 
Empfang mit dem VBerfprechen vermerkt, daß die Borladung dem 
Vorgeladenen zur gehörigen Zeit hekannt gemacht werben fol,“ 
fih auf das militairifche Subordinationd-Verhältniß gründet, und mithin in 
allen Landestheilen, wo Militair ftationirt ift, zur Anwendung kommen muß; 
fo verordne Ich hierdurch, daß darnach bei Vorladung der gedachten Militair- ⸗ 
Jahrgang 1827. No. 7. — (fo. 1057 — 1061.) G Per⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den Iten Mai 1827.) 
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Perſonen auch in denjenigen Landestheilen, worin zug Zeit die Allgemeine Ge- 
richtsordnung noch nicht Geſetzes Kraft erhalten hat, Kberall verfahren werde, 
und beauftrage Sie, diefe Beitimmung Durch bie Geſetſammlung zur allge⸗ 
meinen Kenntniß und Nachachtung zu bringen. 


Berlin, den 22ſten Maͤrz 1827. 
Friedrich Wilhelm. 
An 


den Kriegsminiſter, General der Infanterie v. Hake und 
ben Staats⸗- und Juftizminifter Grafen v. Dandelmann. 





& - 


‚No. 3059) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom. 2iften April 1827. über die Befreiung don 
der Klaffenfteuer für bie, kaciiataicen Perfonen in der unteren 
Steuerſtufe. 


J. wuͤnſche mit Ihnen den Zeitpunkt eintreten zu ſehen, wo auf einen nach⸗ 
haltigen Ueberſchuß der Staatseinnahmen mit Sicherheit zu rechnen ſteht und 
auf. Ermaͤßigung einzelner laͤſtlgen Abgaben und Leiftungen Meiner getreuen - 
Unterthanen gedacht werben fann. ch genehmige daher ch gern auf Ihren 
Bericht vom 12ten März d. J., daß bei ber Beranlagung der zur unterften 
Steuerſtufe der klaſſenſteuerpflichtigen Perſonen nicht nur wie bisher die Steuer 
fuͤr einen und denſelben Haushalt, hoͤchſtens 3 Perſonen beſchraͤnkt bleibe, 
ſondern außerdem auch uͤberall gen Perſonen diefer Stufe, welche am 
iften Sanuar des Sahres, für welches die Veranlagung gefchieht, ihr HOftes . 
Lebensjahr bereitd zuruͤckgelegt haben, nicht mitgezählt werben follen, indem es 
der Billigfeit entfpricht, biefelben, wegen geringerer Erwerbsfähigfeit, von der 
Klaffenfteuer ganz frei zu laffen. Sie haben hiernach ſchon vom 2ten Semeſter 
des laufenden Jahres an, verfahren zu laffen. 


Berlin, ben Ziften April 1827. 
| Friedrich Wilhelm. 
An 
den Staats» und Fi mangmiife von Motz. 


(No. 1060.) 
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Wo 1060) allerhochfte gabinetsorder vom 22flen April i897, T wegen Vermehrung bes 
Kaffenanweifungen um 6 Millionen Thaler gegen Eingiehung eine gleichen 
Betrages außer Kourd zu ſetzender Staatd= Schuldfcheine oder Domainens 
Pfandbriefe. | 


er | 
5 Habe aus Ihrem, des Finanzminifterd, Berichte erfehen, baß die Summe 
von 11,242,347 Rthlr. Kaffenanweifungen, in welche die auf dem Etat der 
Staatöfchulden vom 17ten Januar 1820. ftehende frühere unverzinsliche Staats⸗ 
ſchuld der Trefor- und Thalerfcheine und der Kaffenbillets Litt. A. nach Meiner 
Order vom 2iften Dezember 1824. (Gefetfammlung No. 904.) umgefchrieben 
worden find, bei dem jeßigen Umfange des Verkehrs für bie Beduͤrfniſſe des 
Publikums und zur Berichtigung des geſetzlichen Theils der Abgaben in Kaffen- 
Anweiſungen nicht mehr. ausreichend ift, und will beshalb. eine Vermehrung 
dieſes Zirfulationsmitteld gegen Einziehung von verzinslichen Staatspapieren 
nachgeben, jedoch ben Betrag ber neu auszufertigenden Kaffenanweifungen auf 
Sch Srillionen Thaler Kourant befehränfen. Ich weife beshalb Sie, ben 
Finanzminifter, hierdurch an, bie oben erwähnte Summe in Staatd: Schulb- 
Scheinen ober Domainen =. Pfandbriefen der Hauptverwaltung ber Staatsſchul⸗ 
ben zu. überweilen ,..und heauftrage. bie: letztere hiermit, biefe Sechs Millionen - 
Thaler Staatspopiere nachdem fülche von ihr. durch ein Vermerk außer Kours 
eſetzt find, in ihrem Depofitorio verwahrlich nieberzulegen, bagegen aber Sechs 
Drillionen Thaler Kourant Kaffenanweifungen, in Apoints zur einen Hälfte von 
50 Rthlr. und zur andern von 1 Rthlr., auszufertigen und an bie Generals 
Staatskaſſe, nach Maaßgabe der niebergelegten vorgedachten Staatöpapiere, ab⸗ 
zuliefern. Die Hauptverwaltung.der Staatsfchulden hat jedesinal nach erfolgter 
Depofition der Staats- Schulbfcheine oder Domainen- Pfandbriefe die Litterä 
und Nummer und den Betrag derfelben, burch die hiefigen Öffentlichen Blätter 
befannt zu machen. Die Fonds des Realifationd: Komtoird in Berlin, bei wel- 
chen die Raffenanweifungen nach $. IH. Meiner Orber vom 2 1ften Dezember 1824. 
zu jeder Zeit gegen baares Geld umgefegt werben fünnen, find, foweit es 
nöthig ift, zu verftärfen, wornach Ich das Erforderliche bereits befonders er: 
laffen habe. Die Hauptverwaltung der Staatöfchulden hat die Aufbewahrung 
der hiernach bei ihr zu Deponirenden Staatöpapiere bis zur Kinlöfung und Ver⸗ 
nichtung der Dafür ausgegebenen Kaffenanweifungen fortzufegen und gilt übrigend 
alles, was Sch in Meiner Order wegen Einführung der Kaffenanweifungen vom 
Ziften Dezember 1824. und in der wegen Gültigkeit befchädigter Kaſſenanwei⸗ 
fungen vom Iten April 1825. (Gefeßfammlung No. 927.) angeordnet habe, 
auch von den Sechs Millionen Thaler Kourant Kaffenanweifungen, welche nad) 
Meiner gegenwärtigen Order auögegeben werben, weshalb auch diefe, um eine 
Mer: 
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Verſchiedenheit zwiſchen den Raffenanmeifungen ſelbſt zu beſeitigen, unter dem⸗ 
ſelben Datum, wie die bereits zirkulirenden, auszufertigen find. 

Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kennt- 
niß zu bringen. 


Berlin, den 22ften April 1827. 


ae a u öriedri Wilpem. 


An 
ben Staats⸗ und Finanzminifter von Motz und 
an die Hauptverwaltung der Staoröiäutben. 





1 


CNo. 1061.) Extrakt aus ber Allerhoͤchſten Kabinetsorber vom 26ſten April 1827., ſoweit 
dieſelbe die Aufloͤſung der durch Kabinetsorber vom 1bten Mail 1823, 
(No. 804.) niebergefeßten Königlichen Immediat⸗ Kommiſſion fuͤr die 
‚ abgefonberte Reſtoerwaltung betrifft. 


>, FR dem Berichte vom 25ften v. M. habe Ich bie Refultate erfehen, welche bie 
der Immebiats Kommiſſion von Mir aufgetragene Verwaltung der Reftangelegen« 
heiten durch ben regelmäßigen und thätigen Bang ihrer Amtswirkfamfeit herbei 
geführt hat, und in welcher Kage bie einzelnen Gefchäftözweige biefer Berwaltung 
fich gegenwärtig befinden. Da Ich bereits Durch Meine Order vom 31ſten v. M. 
Die Reftenfonds dem Finanzminifter zu Abarweifen Mich veranlaßt gefehen babe; 
fo will Ich die Immediat⸗-Kommiſſion für die abgefonderte Reſtoerwaltung, nad 
Ihrem Antrage, nunmehr definitiv auflöfen, ‘und Die weitere Bearbeitung. und 
Bollführung der ihr übertragen geweſenen Geſchaͤfte dem Finanzminiſter uͤber⸗ 
weiſen. ꝛc. 


Berlin, den 28ſten April 1827. Fu — 
Friedrich Wilhelm. 
An 


die Immediat⸗Kommiſſion fuͤr die abgeſonderte Reſtverwaltung. 
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(No. 1062.) Allerhoͤchſte Kabinetöorber vom 13ten Februar 1827., wegen eines Praͤkluſiv⸗ 
Termind, Behufs der Liquidation und Feſtſtellung der aus dem fiebenjähris 
gen Kriege herrührenben, von ben ehemaligen Landſtaͤnden bes Herzegthums 

Weſtphalen verbrieften ‚, fogenannten Fourage⸗Kapitalien. 

Masten Ich uͤber den Antrag der Hauptverwaltung ber Staatöfchulden, hin⸗ 

fichtlich -der unter den landftändifchen Schulden des Herzogthums Weſtphalen 

befindlichen Sourage= Rapitalien, zuvor das Gutachten des Staatdminifteriums 
vernommen habe, ertheile Ich nunmehr Meine Genehmigung: daß dieſe in 
ber zurücderfolgenden Anlage verzeichneten, unter der Benennung ber Fourages 

Kapitalien im Herzogthum Weftphalen befannte, in das Lagerbuch eingetragene 

Forderungen für Lieferungen und Leiftungen während des fiebenjährigen Krieges 

ſammt den, den Kapitalien hinzuzurechnenden, Zinſen⸗-Ruͤckſtaͤnden vom Iſten 

Januar 1820. bis zum 1ſten Januar 1827., nach vorgängiger Liquidation und 

Sefiftellung der einzelnen Beträge, auf "den provinziellen Staatöfchulden- Etat 

der Regierung zu Arnsberg übernommen und vom Aften Januar 1827. ab aus 

ber Regierungs⸗Hauptkaſſe gefeglich verzinſet werden. Ich auforifire Die Haupt: 

Verwaltung der Staatsfchulden, ein Liquidationd= und Verififationsverfahreh 

hierüber zu eröffnen und die Inhaber der Forderungen, Behufs der Anmeldung 

und Verifikation derſelben, zu einem auf vier Monate hinaus zu beflimmmenben 

Termin unter ber Verwarnung ber Praflufion aufzuforbern.. 


- Berlin, ben 13ten Februar 1827. 


Zriedrich wuhelm 


An 
die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 





Jahrgang 1827. No. 8. — (No, 1062 — 1065.) " 9 2 (No. 1063.) 
(Ausgegeben zu Berlin ben 16ten Mai 1827.) | 


(No. 1063.) Allerhoͤchſte Kabinetöorber vom Iten April 1827., wegen nicht mehr einzus 
holender unmittelbarer Beftätigung ber, bei ben Zivilgerichten wider beurs 
Iaubte Feldwebel und Wachtmeifter der Landwehr ergebenden, auf Degrabas 
tion und Verluft des Portepeed gerichteten, Erdenntniffe. - 


D. nach Meinen Beftimmungen vom 1ften Dezember 1825. und 28ſten Ja⸗ 
nuar 1826. die, auf Degradation und Werluft des Portepees Iautenden Er. 
Benntniffe gegen Feldwebel, Wachtmeifter 2c. des ftehenden Heeres, mit Ausfchlug 
der Garden, nicht mehr von Mir zu beftätigen find; fo bedarf e8 auch der Ein- 
fendung der auf dieſe Strafe Iautenden Erkenntaiſſe der Zivilgerichte gegen beur⸗ 
laubte Feldwebel und Wachtmeiſter der Landwehr zu Meiner Beſtaͤtigung nicht 
mehr, und Ich beauftrage Sie, in Verfolg Meiner Order vom 22ſten Februar 1823. 
dies bekannt zu machen. 


Berlin, den Iten April 1827. 


— 


Friedrich Wilhelm. | 


An 
die Staatsminifter, General der Infanterie v. Hake und 
Graf v. Dandelmann. 





(No. 1064.) Befanntruachung vom 28ften April 1827,, bad Privilegium fhr den Buche 
und Mufifgänbler Adolph Martin Schlefinger betreffend. 


Dis bem Buch⸗ und Muſikhaͤndler Adolph Martin Schleſinger in 
Berlin, nach der in der Geſetz⸗ Sammlung enthaltenen Bekanntmachung vom 
29ſten Juli 1826., ertheilte Privilegium, des Inhalts: 

„In Gemäßheit der von ded Könige Majeftat erlaffenen Allerhöchften 
„Sabinetsorber vom Aften d. M., wird dem Buch- und Mufifhändler 
„Adolph Martin Schlefinger biefeldft, das Recht zum ausſchließ⸗ 
„lichen Verlag innerhalb ſaͤmmtlicher Koͤniglich⸗Preußiſcher Staaten der in 
„feinem Verlage erfcheinenden Arrangements, der von dem Königlich - 
„Sächfiihen Kapellmeifter Maria.von Weber: komponirten Oper 

„„Oberon,“ als: 

1) eines vollſtaͤndigen Klavier⸗Auszugs; 

2) eines dergleichen ohne Worte; 

3) eines dergleichen zu vier Haͤnden; | 
J te 4) eines 
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4) eines Arrangements fuͤr Militair⸗ Mauſi k; 

5) eines dergleichen zu Duetten, Quartetten, "für Streich. und Blaſe⸗ 
Inſtrumente; | 

6) eined Arrangements zu Potpourri's, und 

7) ber Ouvertüre für das große Orchefter; 

„dergeſtalt ertheilt, daß in den Koͤniglich⸗ Preußiſchen Staaten dieſe Muſt 

„ſtuͤcke weder in demſelben, noch in einem andern Format nachgedruckt, auch 
„der Verkauf eines etwa anderweit unternommenen Nachdrucks nicht allein 
„nicht geſtattet ſeyn ſoll; ſondern auch aͤhnliche Arrangements derſelben von 
„ben ſpeziell erwaͤhnten Gattungen, welche der ꝛc. Schleſinger veran⸗ 
„ſtalten wird, nicht herausgegeben, noch verkauft werden ſollen, bei Ver⸗ 
„meidung der durch das Preußifche Allgemeine Landrecht fefigefegten Folgen 
„des widerrechtlichen Nachdrucks. 


Berlin, den 29ſten Juli 1826. 
(L. S.) u 
Koͤniglich-Preußiſche Minifterien 
des Innern und der Polizei, Der geiftlichen, Unterrichts- und 
Ä Medizinal⸗Angelegenheiten. 


v. Schuckmann. In Abweſenheit und im Auftrag 
des Herrn Miniſters. 
| v. Kamp. 
„Publikandum 


„fuͤr den Buch⸗ und Muſikhaͤndler 
„Adolph Martin Schleſinger 
hieſelbſt.“ 
wird hiermit zur oͤffentlichen Kenntniß und Nachachtung bekannt gemacht. 
Berlin, den 28ſten April 1827. 


Minifterien 
Der geiftlichen, Unterrichts⸗ und des Innern und der Polizei. 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 


Frh. v. Altenſtein. v. Schuckmann. 





(No. 1006.) 
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(No. 4065) Aleröchfte‘ Kabinetsorder vom Zoſten April 1827., bie Ernennung des 
Staatsminiſters Freiherrn von Stein zum Digi des Staatsraths 


betreffend. 


Ar babe den Staatöminifler Keeibeirn vom Stein zum Mitglied d. des Staats⸗ 
Raths ernannt, und den Staatsrath bievon in Kenntniß zu ſetzen nicht unter⸗ 
laſſen wollen. 


Berlin, den Zoften April 1827. | 
| Sriedrih Wilhelm. 


An den Staatsrath. 





Geſetz⸗ Sammlung 
für die. 
Rönigtigen Dreupifgen Stasten 


. Ye... . 
ar 





— No. 9. — — | \ 





(No. 1066.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 3iften Januar 1827,, bie Stnkorporation ber 
Goͤrlitzer Fürftenthums=Landfchaft In ben Gchlefifchen Ianbfchaftlichen 
Krebitverein betreffend. 


. A, Ihren Bericht vom 26ſten d. M. genehmige Ich hierdurch die ns 
forporation ber Goͤrlitzer Fuͤrſtenthums⸗Landſchaft in dem Edleſſſchen land⸗ 
ſchaftlichen Kreditverein. | | \ 


Berlin, den Ziften Januar 1827. | . 

| Zriedrich Wilhelm. 
. An . | , | 
den Staatsminifter von Söndmann 
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(No, 1067.) Consention En ‚commerce e& Go. 10673 Handels und Schiffahriövertrag. 


de navigatign. entre Sa Majeste \ zwilchen Sr. Majeftät dem Könige 
..l\e Roi de, Prusse ‚et Sa Majeste_ .; . von Preußen und Sr. Majeftät dem 
iije Roi de s*urde et de Norvt en Kdnige von Schweden und Note 
ir Bur1äi Mars 1827. “ wegen. Vom Jäten März 1827. 
L „ir 
= Ad nom e la Tres- Saihte'“ * Im SRainen ber. hbochheiligen Fe 
en) J N u. 
f ei indieisible. Trinikt nutheilbaren Dreieinigtei 


e Majeikt le Roĩ:de Pre‘ ‚et: 5a. i Sie Majeſtaͤt der König von Yrengen 
Majest& je Roi de Suede er'de Nor- und Seine Majeftäf der Kbi g von een 
vöge €galement animes da desir' ‚dei den und Norwegen, von gleich em W Er 
teridtej' ei de Cöhschider pour Te‘ Bien’ beſeelt, die zwiſchen Fri —2 
rciproquæ d Leurs suſeis Ies refa- Staaten beftehenden Hundelsverbindungen 

J 


Jabrgang 1837. No. 9. — (No. 1066 — 1067.) 
(Ausgegeben zu Berlin Ben 2ten Juni 1827.) 
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tions commerciales, qui subsistent ‚zum gegenfeitigen hle Ihrer Untertha⸗ 
entre Leurs Etats respectiſs, · et.con- nen zu erweilern und zu befefligen, und 
vaincus que ce but salutaire ne sau- überzeugt, daß biefer heilfame Zweck auf 
rait &tre mieux rempli que par ‘l’a- feine Weiſe beffer als durch Annahıne eines 
doption d’un syst&me de parfaite r&- rauf Grifadſaͤtzen der ‚Yilfgfgit; beruhenden 
ciprocité, bäse sur des principes Eyſiems vollkommner Gegenſeitigkeit er⸗ 
€quitables, sont convenus en consé- reicht werben koͤnne, find in Folge deffen 
quence d’entrer en negociation pour übereingefonmen, wegen Abſchließung ei⸗ 
la conclusion d'un Traite de com- nes Handelsvertrages in Unterhandlung 
merce, et ont nommé pour cer-effer::3n- treten, und haben zur biefem Behufe 
des Pi&nipotentiaires, savoir; Bevollmaͤchtigte ernannt, naͤmlich: 


* Sa Majesté le Roi de Prusse, Ie eine Majeftät der König von Preu⸗ 
Sieur Frangois Frederic Louis de gen, ben Herm Franz Friedrich Lud⸗ 
Tarrach, Son Conseiller intime d’Am-. wig won Taxrach, Allrhöcit= Ihren 
bassäde,, Son Enyoge 'extraprdinaire Geheimen Fegotiausrath und außerordent⸗ 
et Ministre plenipotentiaire pr&s $a lichen Gefandfep „und, bevollmächtigren 
Majest& le Roi de Suede et de Nor- Minifter bei einer Majeftät dem Könige 
vege, Chevalier‘ de Son ordre de von ESchweden i und Norwegen, Ritter 
rAigle rouge de Ja seconde Classe, Allerhöchft: Ihres rothen Adlerordens 2ter 
Commahden? ' de celni de PEtoile Kaffe, und Kommandeur des Schwedi 
polaire de Suède; et Sa Majest& le ſchen Norbfternorbens; und Eeine Maje— 
Roi de Suede et de Norvige, le Sieur _flät der König von Schweden und Nor 
Gustave, Comte de Weiterstedt, Son’ wegen; den Herrn Guͤ ſi av / Grafen von 
Ministre d’Etat et des affaires &tran- Wetterftedt, Allerhöchft-:Ihren Staats- 


geres, Chevalier Commandeur ae 
Ses ordres, Chevalier des ordres de 
Russie de St. Andre. de St. Alexar-, 
Are UNewsky. et "ae'St. ‘Anne de la 
premiere’ classe, "Chevalier, ‚de Vor- 
dre de V’Aigle ronge de. Prusse de 


la „Premiere — Grand'craix de 
Yordre ‚de 1£öpold. d’Autrich ee 
e Sudoi- 


des dix-hoit de PAcademi 
se; et le,Sieur Paul, Chrftign Hole) 
Son Conseiller d’Etat. du Royaume, 
de Norvege,; ‚Commandeur ‚de | 

de, VEtoile polaire, „Jesqneli 





eis. 


si ayoir, ‚gchange, eurs pleippaiie, Ordens; 


8. Na 2 20 


Minifter und Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten, Ritter und Kommandeur 
Allerhoͤchſt: Ihrer Orden, Ritter detr Ruſ⸗ 
Men Sk. Anbrögp:; &t."Alerander- 
Rareh⸗ und Et. unen Iden erſter 
— Ritter des. Preußſchen rothen 
ns erſter. Klaſſe, Gro des 
Be en Leopold » Drbe — 
ri oe itglieder der Schwedi⸗ 
feben Akademie; „nd. ben / Han. Naul 
CEhriſtian. Holſt/ Allerhochſt⸗Ihren 


m: Ctantörash des. Kehnigreich⸗ 


Norwegen. 
Kommandeur Allerhächfihren, Morkfigene: 
— 2* ——— m 


are SER 4 SH AMEINASE 


. * * 


vol’ ‚respectifs;: Arouvé6, en bonne 
et vle: fornie, sont! tconvents des ar- 


itles ‘spiWahs: "2% 9° {7 
* .* huge on “ . lb el 
Are Le Bätimetie. Pyüssieils 


qui krrivetit ſur leur lest ou char- 
ges dans:les ports des Royitimes de 
Susdstet'HE'Notbege, de mime que 
6 bätimeris 'Su&deig et Norvögiene‘ 
de arrivehe"dans’ies ports du Ro- 
yaüme- des. Prusse, sur leur lest'-ou- 
chätges, seront traltes tant à leur en- 
tree qu'à leür sbrtie; sur' le m&me: 
pied que Jes bätimens nationaux, 
par rapport aux droits de port, de 
tonnage, de fanaux, de pilotage, et 
de’satmetäge;,: :ainssı ia ‚tout autre 
drolt''ou.'charge, "de quelle espète 
oil’ äenominationgus ce süitj'zeve- 
Bat Ar Cowtörnne,: ‚aux. villes, on: 
d'des Etabfisderniens phreioäliers‘ quel- 
donqlies. ' nn | 
a. nd A. J 

Te 2 —E— —E— — 
säh! ei dbjets. de Ihöihıtieröl, Seit Breit 
— I deıfindasirie die: 
Röyauihe de Prüsse; Jolt -de- tont au- 
tre pays, "dont Pimportatich - dans 
les ports des Royaumes de Sudde 
er de Noiwßk: est Kgalemeniliper- 
mise dans des bätimens Suedois et 
Norvögiens, pourront &galement y 
ee s'sür es bätiniens Prus- 
slens’sans ktre assujettis à · des droits 
pkäs forts ou autres de quelle deno-: 
mihation que 'ce sdit; que sw bes mn- 
tes michandises on Brödnetions 
ävaient&re importeek dans’ des DAR" 
timeas Suedois er Norvägiers,' et 
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gütter und gehöriger Form befundenen ge- 
 genfeitigen Vollmachten, über folgen 
Artikel uͤbereingekommen ſi nd: net 


"Art. 1. Die Preufifchen, mit Bal- 
(oft oder ‘mit Ladung’ in den Häfen der 
Königreiche Schweden und Norwegen ana 
kommenden, ingleichen die Schwebifchen 
und Norwegiſchen, mit Ballaft oder La⸗ 
bung in Den Häfen bes Königreichs Preu⸗ 
en ankommenden Schiffe, ſollen, bei ihs 
rem Einlaufe wie bei ihrer Abfahrt hin; 
fitlich der Hafen-, Tormene;; Leucht⸗ 
thürm⸗, Lootſen⸗ md Bergegelber, vote 
anch hinfichtlidy aller anderen ber Krone, 
den Städten, oder Privat: Anftalten ze⸗ 
fließenben Abgaben und Kaften irgend 
einer Art oder Benennung, auf demfel- 
ben Füße wie die: Rationalſchiffe behan⸗ 
delt werben.“ | 


2 0 


—* 


1* 2 Ale Waaren umnd Gegenſtaͤnde 
des Handels mögen es Erzeugniſſe des Bo⸗⸗ 
dens obere Kunſtfleißes des Rönigreiche 

‚über jedes andern Landes fehn; 
welche giſehlichuf Schwediſchen und Nor⸗ 
wegiſchen Schiffen ir die Haͤfen der Konig⸗ 
reiche Schweben und Norwegen eingefährt 
werben duͤrfen / ſollen duſelbſt gleicherweife 
auf Preufifchen Schiffen eingeführt wers 
Der Pöfineh, vhne mit Höheren ober anderen 
Abgaben rgenb einer Benennung belegt zu 
werden/ als wenn biefe Waaren oder Er⸗ 


zegniffe vef Schwediſchen ımb Norwegi ⸗ 


ſchen Schiffen eigeführt‘ worden waͤren en; 

und in deffen ſollen dale Waa⸗ 

ren und Vegenſtaͤnde des Handeld;'tidgen 
J 2 


ciproquement toutes les marchan- 
dises et objets de commerce, . sgit 
productions dw sol. ou de l’industrie 
des Royaumes de Suede et de Nor- 
vege, soit de tout autre pays, dont 
l’importation dans les ports du Ro- 
yaume de Prusse est legalement per- 
mise dans des bätimens Prussiens, 
pourront €galement y être importäs 
sur des. bätimens Suedois et Norve- 
giens sans être assujettis ä des droits 
plus forts ou autres ‚de quelle de- 
nomination que ce soit, que si.les 
m£mes marchandises on productions- 
ayaient ete importees dans des bä- 
timens Prussiens. 

, Les .stipulations. de Varticle pre- 
cödent et de celui-cisont dans toute 
leur plenitude applicables aux. na- 
vires Prussiens, qui entreront dans 
les ports des Royaumes de Suede et 
de Norvtge, ainsi qu'aux navires 
Su2dois et Norvögiens qui entreront 
dans les. ports du Royaume ‚de Prus- 
se, alers..möäme . que..ces. NATig£$ .LE>. 
spectifs, sans venir ‚directement des. 
ports..de -la.-Monarchie Prussienng, 
ou. bien de ceux des Royanmes.. de, 


Suede et de ‚Norwöge; arriveraient. 


en: Asgituge ‚des ports due, domina-, 
sion, sieroe ou nangare· Aue 


sy * 4 ° 


4. rl; un 


Anke 3, "Toutes, les. marchandiser, 


* objets de conmerce, :sgit produe-: 


tions, du: sol ou de ‚industrie du, 
Royanme de Prusse,.soit,de ‚sont au- 


ste. pays, dont. Vexportafion.des ports, : 


‚dis, Boyaume ‚dans... se#,propreg. 
bösimens . gs: lögalement „permise, 


“. 
[0 “ 
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y. 


e8 Erzeugniſſe des Bodens oder bes Kanſt⸗ 


fleißes der Königreiche Schweden und Ror⸗ 


wegen, oder jedes anderen Landes ſeyn. 
welche geſetzlich auf Preußiſchen Schif⸗ 
fen in bie: Haͤfen/ des Königreichs Preu⸗ 
Ben eingeführt : werden duͤrfen, gleiche 
mäßig auch auf Echwediſchen und. Nor⸗ 
wegiſchen Schiffen daſelbſt/ eingefuͤhrt wer⸗ 
ben koͤnnen, ohne haͤheren odex anderem 
Abgaben irgend einer, Benennung, als 
wenn: dieſe Waaren ‚und, Erzeugniſſe auf 


Preußiſchen Schiffen eingeführt worden 


ar! 


wären, unterworfen zu. ſeyn. 


. ıi fi Far \ Fu " „1 .." Lın 


2 ge 


. Die ‚Beflimmungen bed vorhergehen⸗ 
den und des gegenwärtigen Artikels ſind in, 
ihres ganzen Ausdehnung auf die Preußie 
ſchen, in. die Häfen der Koͤnigreiche Schwer 
ben und, Norwegen, einlaufenben, und. auf; 
die Schwebifchen und Norwegiſchen, it, 
die Häfen des Koͤnigreichs Preußen ein⸗ 
laufenden. Schiffe felbft, dann anwendbar, 
wenn biefe beiderſeitigen Schiffe nicht un⸗ 
mittelbar, aus den Häfen. des Koͤnigreichs 
Preußen , oder reſpektive ber Koͤnigreiche 
Schweden und Norwegen, fondern gera⸗ 
den Weges aus den. Häfen einer dritten 
oder. fremden Macht autommen. fon, y> 


2 roh sis‘ 2,37.* ⸗ u... 3111 
IT Ir. ah DEYEEE — * 


Ark de: Ye Waaren und Hanbels⸗ 
gegenfänbe, ‚fowohl Erzeugniffe des Bo⸗ 
dens ,nden des Kunſtfleißes Des Koͤnig⸗ 
reichs Preußen, als auch jedes anderen, 
Landes, deren Ausfuhr aus den. Häfen, 
does gedachten Königreichs auf inlaͤndiſchen 

Schiffen. gefeglich erlaubt it, follen aus 


* 
———n 


parent dä-mäise Urs; Aapartäs * 
er Nuatregiendigans sörre Iaspujettis, A, 
des; duoksiplas 1harasins gan —RX 
XEXXCEC nömimtion gun-ae,seiti 
que :;si Vexportation wait: te: faite. 
6 des. biaimens Pınssiehs.; is Une 
et: Teciprpeite.:.sera:.t&bnerke. 
daris IeapostsdenNoyaımesrdeSudde 
a.de Norwge;: daraarte mer: pe 
tes: les murchandises- et. ahjets ‚de: 
eommeror,.sait Proscuions ;dunsel; 
on: de-Tinkatttrie des ;AnyaAumer! dei 
Späde:es de. Narnege, Aeitide,, fauf; 
autre pays, dont l’exportssian..des 
ports des dits Royaumes dans leurs 
propres Maimenia ext 1&galemene’per- 
WisbZ;pokirnont dk mema fir Bor 
Var des; Ada. portasur. des :bitämnens: 
Bruzsieng,. Anand’ $ere anamjektin A des: 
dies Hlns fores, om autyes. de.nelle: 
dkiomiiation ‚que ce. sat. 'qme ;8h. 
Pexpörtstipn: ayait:&t& faite: dann, dee: 
kizinsHBnedain er Nalteghensäsr. 
— ιMj 

Art. 4. Les stipubhfiona gém 
rales des articles premier, second et 
roiat inblusirvement, aexorit. de 
meme: appligpnkea:aux navizes Prus-, 
stens;aul:enrkerast dans:la Kolonie: 
de St. ‚Barthelemyıtle: Sa: .Majest& le 
Beeii da Sue eride:Nonttgertix Indes: 
occhlentälles, Ab;aux naritea de aett® 
Golonie quu entterons daus,les Par 
de la Monarchie Fopsieume.; “ 
ii ist sl an 


| —8 5 * ne: —— ni- di- 


zsetemenit: ni indinectemeny..ni- gar 


rUn des deux Gonvernements ni pur 
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dieſen Haͤfen, Auch auf Schwebiichen und 
Norwegiſchen Schiffen aus gefuͤhrt werden 
duͤnfen, ohnue mit hoͤheren oder anderen 
Abgaben, welchen Namen ſie haben 
moͤchten, belegt zu werden, als wenn die 
Ausfuhr, auf Preußiſchen Schiffen Statt 
fände::o: Be: den Häfen der Königreiche 
Schweien::umb Morwegen foll eine voll⸗ 
konunene: Gegenſeitigkeit besbachtet were, 
ber, dergeſtalt, daß alle Waaren und Han⸗ 
delsgegenſtaͤnde, ſowohl Erzeugniſſe des 
Bodens oder des Kunſtfleißes der Koͤnig⸗ 
reiche Schweden und Norwegen, als auch, 
jedes anderen. Landes, deren Ausfuhr aus. 
den Häfen der gedachten Koͤnigreiche „auf 
inlandifchen Schiffen gefeßlich erlaubt ift, 
aus biegen Hafen ‚auch auf Preußiſchen 
Schiffen ſollen ausgefiihrt werben Dürfen, 
ohne mit: höheren ober. .anberen Abgaben, 
welchen Namen fie haben möchten, belegt. 
zu warden, aß, wenn Die, Ausfuhr: auf, 
— u and Nomegiſchen Schiften 
Blatt fin de. 

"grt.. 4, Die allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen der Art. 1. 2. und 3. ſollen auch auf 
diejenigen Preußiſchen Schiffe Anwen⸗ 
dung erhalten, welche in die Seiner Ma⸗ 
jeſtaͤt dem Könige von Schmeden und Nor⸗ 
wegen angehoͤrende Kolonie St. Barthe⸗ 
lemy is Weſundien, und auf die Schiffe 
biefer Kolonie, welche in Hafen des Koͤ⸗ 
nigreichs Preußen eingeben werden. . 


rt. 5. Bei dem Eialaufe der in ben 
einen Staat. eingeführten Erzeugniffe be 
Bodens oder bed Kunfifleißes bes andern 


atcule compapnle, corporatisrtt:ont 
äßeht ägissking eri Son nom ouisonsSon 
aittorite, 'aücune.pref&rense'quelogemi 
que pour l'achat d’auothieiproduraneil‘ 
du sol ou de Tindustrie:;soit de / m: 
des deux Etats, soit. de tout’aultre 
pays, importse dans letewrltoice:de: 
l'autre, A cause ou! eh Gonsidenatipu 
de la ationalit6 du iaviræ; qui auxuit 
transporter cette’ prodäction (bigale: 
ment permise, Fintontion bienyasi« 
tive des deux hHautes Parties weni! 
tractantes etant, gu’aucune differerioer 
ou distinotion ende n’&it ken; 
ä'get ‚egard.:: | be. x Wi ed 

Art. 6. Les bAtimens Prussiens 
alhai que les’ bätimens: Subdois.;ed 
Norregiens rie pourront pröfiter dem 
iilmmünites et avaintages, que Teuctuv⸗t 
oörde 1e present :-Tiaite, qu’autant 
qu'ils se trouveront munis des Papiers 
et certificats voulus par les regi£mens 
existans des deux cotes, pour con- 
stater leur port et leur nationalite. 
re 

: .L, .” oe: ‘ : er 4 war 

Les hautes parue⸗ ——— 
Se'Y&servent d’echanger. des'd&clara:: 
tions poor faire une dnumteräsion; 
clafr& et pr&cise des papiers et doch: 
mens dont Pan et: autre Etat exigent: 
que leurs':narires: sdient 'munis. Bi; 
après cet ébhange qui aura lidu: au. 
plus tard deux mois après la signa- 
ture du present Traite, I’Une des 
hautes Parties contractantes Se ıtzou- 
verait dans le cas'de changet on mo- 
‚difier Ses ordonnances à cet &gard, 


[2 . 
dr .. „» ! — 0." i7 
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ebee jebeo hritten i SGtaatᷣ fol laufıbie: Na⸗ 
tionalutae des Schiffes burchewelches bez 
gleichen: geſetzlich zur Sisfuhrgefiattere Geo 
genſtaͤnde eingefuͤhrtworden gnd ein Ruck 
ſicht genommen, und sub ſollhem Grunde 
wedet unmittelbar noch mittelbar, weder 
durch dieRegierung des einen odeb des 
anderen Staatsnoch derch in Deren Na⸗ 
min oderbunter deren Auboritaͤ· handelnde 
Gefellſchaften/ Korpoͤrationen oder Ayers 
te, irgenid che Vorzug gewaͤhrt werben; 
indem 28 Die wahre und beſtimmte Po 
der hohen tontikhirenden Mächte liſt/ daß 
in vieſer Hinſteht Durchs Fein Unterſchiedð 
gerhacht werden] Seo. 2, 95 
ι. DR & FOL TR EIUEE BT I Fuer DPRBP ALTERS, 
Avt. 6, Di Preußiſchen ſbwohl wie 
————— Mrwegiſchen Schiffe 
folten der Freiheiten und Vorcheile / welch⸗ 
ihnen ‚ber. gegeawaͤrtige Werkrag Zufichert) 
air in ſofern genießeng als ſie zultdenjend 
gen Papiertu und Zengniſſen verfehen ſeyñ 
weiden/ welche nach · den auf. beiden Seiten 
beftehenbea Anordrungen ziun · Beweife⸗ 
ihrer Traͤchtigkeit und ihrer Nationalität 
erferberich Far a), u * 68 
‚Die hohen —— —— 
halten fich: die Auswechſelung von Er⸗ 
Märmigen vorz um deutlich und Seftanme 
die Papiert · und Dokumente zu bezeichnen, 
womit,⸗ ihren. Anordnungen gemaͤß, it 
Schiffe verſehen ſeyn muͤſſen. Wenn nuch 
dieſer, ſpaͤtſtens zwei Monate nach Unier⸗ 
zeichnung - des » gegenwaͤrtigen Vertrages 
vorzunehmenden Auswechſelung, der eine 
oder der tandere derbeiden hohen kon⸗ 
tratzrenden Cheile in den: Fall komnen 
ſolite/ ſeine in Beziehung hierauf beſtehen⸗ 


cation öfficielle. 


el ara 


Fr: 
we .ye. ....9 


aan enge ass onen 

Art. 7. Les " tipulations de 
l'areicle sonze'.du Traitéh chain à 
Viehne:le seps Juin mil hnit cent 
quimze: ntre les deux :bautes ‚Parties 
contractantes, sont maintenues dans 
toute leur ingru& -: ,;, J 
| ar un oem BZ (.- 
Art. 8. Le Prösent Traité sera 
en vigueur pendant huit années ä 
compter du premier Avril de la pre- 


26 
F 
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den Vorſchriften abzuandern oder zu mo⸗ 
difiziren, ſo ſoll dem andern Theile Davon 
amtliche Mirheiung gemacht werden. 
27. ei” uni as 
Art. 7. Die Beflimmungen bes ei 
ten: Artikels des aan: ſiebenten Juni ncht- 
zehnhimdert und »funfzehn zwifchen ‚ben 
beiden hohen Eontrahirenden Theilen abges 
fchloffenen Vertrages werben in Ihrer vol- 
len m Guttigkeit auſrecht erhalten . 
alerts sh 1 
a 8. Segenmwärige Vertrag fd 
vom erften April des gegenwärtigen Jah: 
red ab, acht Jahre hindurch in Kraft be: 


sente arinee;. et si douge mp ayant.., ſtehen, und wen. nicht zwoͤlf Monate vor 


lexpiration de ce terme l’Une ou. 
Y’Autre des deux hautes Parties con- 
tractantes n’aura point annonce ä 
l’Autre. Son intention d’en faire 


‚ben, Ablcufe. Diefgs Zurauns die eine 

oder die andere der beiden hohen kon⸗ 
trahirenden Maͤchte ihre Abſicht, denſelben 
aufzuheben, der anderen kund gethan ha⸗ 


cesser Peffet, ce Traité restera encore Ben wird, fo ſoll dieſer Vertrag noch ein 


obligatoire une anne&e au-de-läet ainsi 


de suite, jusqu’a l’expiration des 
douze mois, qui suivront l’annonce 
officielle faite par l’Une des deux 
hautes Parties eontractantesä l’Autre, 
pour qu’il soit annulle. 


Art. 9. Le pr&sent Traite sera 
ratifi€ par les hautes Parties contrac- 
tantes, et les ratifications en seront 
€chang£es ä Stockholm dans l’espace 
de quatre semaines après la signature 
ou plutöt, si faire se peut. 


Fahr weiter und fo fort bis zum Ablaufe 
eines Zeitraums von zwölf Monaten, nach 
der von der einen der beiden hohen kon⸗ 
trahirenden Mächte der anderen wegen 
deffen Aufhebung gemachten amtlicken Er- 
Öffnung, verbindlich bleiben. 


Art. 9. Der gegenwärtige Vertrag 
foll von den hoben Eontrahirenden Theilen 
rotifizirt, und die Ratififationsurfunden 
follen innerhalb vier Wochen nach der 
Unterzeichnung, oder, wo möglich, noch 
früher in Stockholm ausgewechfelt werben. 


“En foi: de quoi Nous Soussign&s; 
en vertu de Nös pleinpouvoirs avons 
signe le present Traite, et y avons 
‚appose le cachet de Nos armes. 

1) W 
Fait & Stockholm. le quatörze 

Mars, !’arn de gräce, mil huit cent 

vingt· sept. ae a 


(L.S.)'F: de. Tarrach. 
(L.S.) G. Comte de Wetterstedi. 
dl. 2 C. Holst. 


a Dr Be Er 


46 


re Urkund deſſen haben wir,- Die Mi: 
terzeichneten, Kraft unferer VBöllmachten, - 
den gegenwärtigen Vertrag vollzogen und 
mit t umferen Wappen befi iegelt. 

BET yR Ur — 

 Sefihohen Stocholm den —* 
ten en Rän, j im: Sabre unferd Herrn, dem. 


u achtzchahndert und fieben und wadgigſien. 


. BE Zus I —* 23268 


(L.S.) J. v. Turn. 
(L. S.) G. Graf v. iterſuedt. 
(H 8) Hol, 


| “ Ing —8 F V 


Dieſer —8— if ratifizirt und’ die Karat. * am 
oten· Mai 1827. ais gewechſelt worden. sr. en wen 


En et oe. ein 

2 7 ti un u re FT EEE ur ! 
‘ X ee 5 Ba Zu . Ed a Bee „1 i 
| Mr 2 X 
ey v2 
Ar j: BEE Dur) Kap zu al BET EEE Er BEE Te Tre 
23 RR RA ec als a Ber BEE TIITR UT aaa POBEEE 3— nei 
. äd Bo509 Sllunsean: "no Sirmır 

“ ? Möν 2 1277 U ˖B3r. 
\ et gehst Zain esipg T oenrerl safe XGSB 
ur I Ip ter en 2eile lt ro ey tert 
„th EL ie tb rn dar oe, 
— J rn ee san sn gb 
Dr ! Mc zum) Fnip Go 
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Gefes- Sammlung. 


fuͤr die 
Königtigen Preußiſchen Staaten. 





— No. 10. — 


— ⸗ 








(No. 1068.) Verordnung, bie nach dem Geſetze vom 27ften März 1824, .; Wegen Unorbs 
nung ber Provinzialftände in der Provinz Sachen, vorhepaltenen Veſim— 
mungen betreffend, Vom 17ten Mai 1827, 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen X. X. | 
Haben über bie im Gefeße vom 27ften Min 1824., wegen Anordnung ber 
zovinzialfiände in der Provinz Sachfen, vorbehaltenen Seftfegungen unb nähern 
immungen das Gutachten Unferer dortigen getreuen Stände vernommen 
und ertheilen hierüber nachftehende Vorſchriften. J 
Artikel 1. 


Um bie nach $. 4. bed Geſetzes für Die Ritterſchaft, die Städte und 


Landgemeinden beftimmte Anzahl von Abgeordneten gehörig zu vertheilen, wer: . 


den aus ber Provinz Sachfen ſechs Wahlbezirke gebildet, als: 

1) Der Thäringifche Wahlbezirk, welcher enthält: den Alt: Thäringiichen, 
den Alt: Querfurtbifchen Kreis, die Theile des Stifte Naumburg - Zeig und 
des Neuftädtifchen Kreiſes mit den Voigtländifchen Enflaven, des Füuͤrſten⸗ 
thums Erfurt, die Graffchaft Denneberg: Schleufingen, und die Graf: 
[haften Stolberg und Rosla; nach den Ianbräthlichen Kreifen: Sanger⸗ 
hauſen, Eckardtsberge, Weißenfels, Querfurt, — Beig, Weißen⸗ 
ſee, Langenſalze, Ziegenruͤck, Schleuſingen und 

I) Der MWittenbergifche Wahlbegirk, welcher enthält: bie. bei ber Provinz 
Sachſen befindlichen Teile des Alt» Mittenbergifchen Kreifes, fo wie Die 
Theile des Leipziger und Meißner Kreifes und des Stiftes Merfeburg; 
nach den Iandräthlichen Kreifen: Wittenberg, Liebenwerda, Schweinig, 
Torgau, Bitterfeld, Delisfch und Merſeburg. 

3) Dir Manöfeldifche Waͤhlbezirk, welcher enthält: big Grafſchaft Mans⸗ 

feld, den Saalkreis und das Kreisamt Ermsleben; nn bem lanbräthlichen 
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Daneſeniſchen Set⸗ und Gebirgskreiſe, dein 1 Ercitait und dem Stadt: 
eife H 

4) Der Eichöfeldifche Wahlbezirk, welcher enthält: das Fuͤrſtenthum Eichs⸗ 
feld, die Grafſchaft Hohenſtein, die Diſtrikte von Treffurt und Dorla, 
und die Staͤdte Nordhauſen und Muͤhlhauſen mit ihren Gebieten; nach 
ben landraͤthlichen Kreiſen: Muͤhlhauſen, Heiligenſtadt, Woxrbis und 
Nordhauſen. 

5) Der Magdeburgiſche Wahlbezirk, welcher enthaͤlt: das Depot Mag⸗ 
deburg, die Grafſchaft Barby, das Amt Gommern und das Amt Wal⸗ 
ter⸗Nienburg; nach den landraͤthlichen Kreiſen: Magdeburg, Calbe, 
Wanzleben, Wolmirſtaͤdt, Neuhaldensleben, Jerichow J., Jerichow I., 
mit Einſchluß des beim Kreiſe Gardelegen befindlichen Weiles vom Her⸗ 

zogthum Magdeburg. 

,6) Der Halberſtaͤdtſche Wahlbezirk, welcher enthält: das Fuͤrſtenthum Halber⸗ 
ſtadt, die Grafſchaft Wernigerode und bie Baronie Schauen; nach den 
landraͤthlichen Kreiſen: Halberſtadt, Aſchersleben, Oſchersleben und der, 
einen eigenen Kreis bildenden, Grafſchaft Wernigerode, mit Einſchluß des 
beim Kreiſe Gardelegen befindlichen Theiles bes enthums Halberſtadt. 
| Alle. Enklaven,. wenn fie auch hiſtoriſch mit einem, andern Landestheile 
verbunden waren, werben, in fofern fie wicht bereits ſpeziell ausgenominen find, 
oder fünftig auögenommen werden, auch in ftändifcher Beziehung zu denjenigen 
landraͤthlichen Kreiſen gewirſen, welchen die Verwaltungs⸗ Eintheilung ſie 


beilegt. 
Artikel 2. 
Tach der in vorſtehender Maaße —* Cinheilung der Provinz in 
Wahlbejirte werben zugewiefen: 
es Ritterſchaft: 
1) in —* Bezirke.................. —RRXx Shen 


8 och mit ber ——— daß u. 58 Alt: 
srfurtifchen Kreiſe, Einer aus dem Stifte urg⸗ 
Zeitz Ten aus dem Reufläbtifchen Kreiſe gewaͤblt werde 3 
2) im Wittenbergiſchen Bezirke... 5 — 
jedoch mit der Beſtimmnung, daß Zwei aus dem Alt- Witten: 2 
besgifchen, Einer aus dem Meißner, Einer aus bem Leipziger 
und Einer aus bem Mesfeburger Theile gewählt weht; 





3) im Mansfelbifchen Bezipb.. „üerarenneseenerensnrenenee 3 ie 
4) * Eichsfeldiſchen 8. Beeren co..... 4 j ER 
8 ⸗ aan 2 unensugssenrenpenenennunnnn DO € 
6) ee en BEE 83 3 


ber —*5 fine. .., 29 Immer | eortneie 


9 4 


oe 
0. 


Wiefern es angemeffen fey, Die auf einen einzelnen diefer Wahlbezirke 
| Angewiefene Anzahl der Abgeorbneten auf einzelne Theile eines foldden Bezirks 
fpezieller zu vertheilen, behalten Wir Uns vor, nach ‚gefedebener Anferiigung 
der Matrikel über die Ritterguͤter anzuordnen. 

| B. den Staͤdten: | 


iii ss schien esesensesnnee 1 Abgeordneter 
3 ⸗ "Naumburg ........ . ..................... er 
OD) = Langenfalge .............................. 1 ⸗ 
h ⸗Zeitz und Weißenfels...............1 ⸗ 
e) = Suhl und Schleufingen.. ..... ........... A4- % 
f) = bie Städte Sangerhaufen, Arten, Brücken, | 


Kelbra, Heringen, Wallhauſen, : Stolberg, 
Hohenmoͤlſen, Ofterfeld, Schkoͤlen, Stöffen, 
Teuchern, Quafert,. Sreiburg, Lauche , 
Mücheln und Mebre.. ................... 4 ⸗ 
g) ⸗ die Staͤdte Bibra, Coͤlleda, Eckardtsberge, 
Wiehe, Weiſſenſee, Soͤmmerda, Kindelbruͤck 
Gebeſee, Tennſtaͤdt, Thamsbruͤck, Ziegenruͤck, 


Ranis und Gefaͤll Codecs Corona nene 4 ⸗ 
2) im Wittenberger Bezirk, — | | 
a) für Wittenberg................... .......... 1 ⸗ 
b) = .Zorgan und —X ... ......... ‚4 ⸗ 
c) = die Übrigen Staͤdte ................... 1 ⸗ 
3) im Mansfeldiſchen, J — J | 
a) für Halle .................. .... ....... .......1 ⸗ 
"b) = Die Abrigen Stäbe. ...... ner: nennen „1 ⸗ 
4) im Eichsfeldiſchen, | | | 
a) für Mühlhaufen..... ........ ................. 1 ⸗ 
b) = Norbhaufen ......:.. ......... ... ......... 12 
c) ⸗die uͤbrigen Städte. ..... lrsenereenenennen Du oo, 8 
5) im Magbeburgifchen, Ä | 
a) für Magdeburg .. ............ 2 ⸗ 
b) = Burg, Schönebeck und Caibe 1 . 


co) = Neuftadt - Magdeburg, Sudenburg,- Aden, 
‚Barby, Srohfe, Groß: Sala, Staßfurt, 
Wanzleben, Hadmersleben Seehanſen und 

Egein. ———— — ren 1 ⸗ 

Latus 19 Abgeordnete. 

K 2 d) für 
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a oo. . Transport 19 Abgeordnete, 
0) für Wolmirſtaͤdt, Neuhaldensleben, Goͤrzke, | | 

J Gommern, Leitzkau, Loburg, Moͤckern, Zieſar, 


Genthin, Jerichow und Sandau......... 1. = 
6) im Halberftädtifchen Bezirk, | | 
a) für Halberfladt .................... .......... 1 ⸗ 
b) = Quedlinburg ............... .............. 1. = 
OD) Aſchersleben ............... ......... ..... 1 ⸗ 
d) ⸗die uͤbrigen Staͤdte......................1 ⸗ 
⸗ | den Städten Bfommen. ..... 24 Abgeordnete. 


C. Den Landgemeinden: 
1) im Thuͤringiſchen Bezirk, 
a) fuͤr die landraͤthlichen Kreif e ‚Schleufi ingen - und 
Erfurt alternirend............................ 1 Abgeordneter. 
b) für Die Kreife Querfurt, Sangerhaufen, Weißen: | 
feld, die Graffchaften Stolberg.- Stolberg, und 


Stolberg⸗Rosla............................. 1 ⸗ 
c) für die Kreiſe Zangenfalze, Weißenfee "und 
Eckardtsberg | SE 1 ⸗ 


qh fuͤr die Seife Naumburg, Zeig, und Ziegenruͤck. 1 ⸗ 
2) im Wittenbergiſchen, 
a) fuͤr die Kreiſe Wittenberg, Schweinik und ben 
Bitterfeldifchen und Gräfenhainifchen Wahlbeznf - 
des ‚Bitterfelder Kreifed....... ............... 1 ⸗ 
b) für die zwei Zörbigfchen Wahlbezirke des Bitter: 
felder Kreifes, den Kreis Merfeburg und für den 
Landsberger und bie drei Deligfchen Wahlbezirfe 
des Delipfchen Kreiſes......................... 1 . 
c) für die beiden Eilenburger Wahlbezirke des Delig- 
ſcher Kreiſes, Die Kreiſe Torgau und Liebenwerda 1 
3) im Mansfeldifchen Bezirk. ICERELDERETERTELTEETTE ET 1. 
4) im Eichsfeldiſchen, 
a) für die Kreife Heiligenftabt und Denölhaufen. . 
5b) = = =  Moröhaufen und Worbis.. 1: 
. 9) im Magdeburgifchen, 
u a) für Die Kreife Calbe, Wanzleben, Wollmirſtaͤdt, 
Neuhaldensleben und den hieher gebdiigen Zeil 
des Gardelegenſchen Kreiſes. .............. ..1 s 


Latus 11 Abgeorbnete. 
| b) für 


X |) 


’ 


Transport er Abgeordnete. 


Dy für ben erſten und zweiten Serichowfchen Kreis. . s 
. 6) im Halberſtaͤdtiſchen Bezirk.............. ......... .... 
den Landgemeinden zufammen..... 13 — 
Artikel 3. 


Damit das Hecht zur Mahl und Waͤhlbarkeit in der Ritterſchaft vollſtaͤn⸗ 
dig feftgeftelit werde, fo haben die Landräthe mit Zuziehung ber Kreisftände für 
einen jeben Kreis eine Matrikel von fämmtlichen, im Kreife- belegenen, ihren Bes - 
figer nach dem Gefeße vom 27ften März 1824. zır dem Rechte ber. Standfchaft 
befähigenden Rittergütern fofort anzufertigen, welche durch Unfern Kommiſſarius 
demnaͤchſt dem Staat - Miniſterium, und von dieſem Uns zur Voltzebung vor⸗ 
zulegen iſt. 

In dieſe Matrikel konnen jeboc m nur aufgenommen werben: | 

1) Rittergäter, deren Cigenfchaft als ſolche bereits im Jahre 1805. unbe⸗ 
ſtritten feſtgeſtanden hat; 

2) ein jedes andere, mittelſt von Uns vollogener beſonderer Urkunde zu einem 
Kittergute erhobene Gut, welche Auszeichnung Wir jedoch nur ſolchen 
Gütern gewähren wollen, die als vollftänbiges Eigenthum beſeſſen wer⸗ 
den, über welche einem andern Dominio bie —— nicht zuſte⸗ 
het, und mit deren Beſitz die Gerichtsbarkeit mindeſtens uͤber die auf den 
Dazu gehörigen Grundſtuͤcken wohnenden Nichterimirten verbunden iſt. 

Artikel 4. 

Der Werth, den ftäbtifcher Grumbbefig und Gewerbe zufammengenom- 
men haben follen, um die Wählbarfeit zum Landtags - Abgeordneten des Stans 
des der Städte zu begründen, wird _ 

1) in den Städten, welche mit Ausſchluß des Militairs 10,000 Einwohner 
und darüber haben, auf 10,000 Thala; 

2) in den Städten von 3500 bis 10,000 Einwohner auf 4000 Thaler und 

3) in ben Städten unter 3500 Einwohnern auf 2000 Thaler, hiermit fefte 
gefett. Der Werth ded Gewerbes wird nach dem Betrage bed in dem⸗ 
felben ſteckenden Anlages und Betriebs: = Kapitald berechnet. Sobald die 
Waͤhler mit dem Wahl: Kommiffarius darüber einig find, baß ber Grund⸗ 
befig und das Gewerbe des Erwäßlten zuſammen ben vorfiehend beſtimm⸗ 
ten Werth haben, iſt eine naͤhere Ausmittelung dieſes Werths nicht er⸗ 
forderlich. 

Zu den ſtaͤdtiſchen Gewerben gehoͤrt weber bie Ausübung der Heilkunde, 
noch die Praxis der Juſtiz⸗Kommiſſarien. Amtes 

Art. 5. 


y2 


. , | ’ 
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Artikel 5. 

Im Bauernſlande muß der Grundbeſitz, um zur Waͤhlbarkeit in dieſem 
Stande zu befähigen, . .. 

1) im Thüringifchen Wahlbezirk minbeftens 40 Magdeburgifche Morgen ober 
50 Berliner Scheffel Ausfaat; 

2) in ben fünf andern MWahlbezirken mindeitend 80 Magdeburgifche Morgen 
oder 100 Berliner Scheffel Ausſaat artbaren Landes, nach Winter⸗Roggen 
berechnet, betragen. 

Wenn bie. Wähler mit dem Wahl⸗ Kemmiflarins Darüber einig find, 
daß der Grumbbefig des Erwählten Die vorfiehend beſtimmte Größe babe, fo 
ift eine nähere Ausmittelung berfelben nicht erforberlih. 

Artikel: 

Die in denjenigen Städten von Pasifkaten, welche bei entftehenben Be 
kanzen fich felbft ergänzen, getroffenen. oder: noch. zu treffenden Wahlen ſtaͤdti⸗ 

ſcher Landtags⸗Abgeordneten find nur fo lange gültig, bis die Verfaffung der 

Städte dafelbft gefeglich new geordnet feyn wird, indem fobann in jenen Orten 
eine neue Wahl der Landtags - Abgeorbneten, nach Maaßgabe der dann bes 
- fiehenden Vorfchriften, und zwar das _erflemal auf fo viele Jahre getroffen wer- 
den foll, als bie frühere Wahl noch gültig gewefen ſeyn wuͤrde, wenn -fie felbfi 


ober ihre Vorgänger gleich Anfange mit ſaͤmmtlichen übrigen Deputirten gewaͤhlt | 


worden wären. 
Artikel 7. 

Der Verluſt der Elgenſchaft eines Rittergutes durch Zerſtuͤckelung tritt 
alsdann ein, wenn in Folge der Parzellirung ſich der Ertrag deſſelben bis 
zu weniger als 1000 Thaler reines Einkommen aller Art, nach landwirth⸗ 
ſchaftlichen Prinzipien berechnet, vermindert hat. 

Artikel 8. 

Wo e8 in den Dorfgemeinden berfömmlich ift, daß die Ehemänner von 
AdergutöBefigerinnen in allen Bemeinde- Angelegenheiten für ihre Ehefrauen 
flimmen, da find, weil bei der Wahl ber Ortswähler auf das Herkommen im 
$. 21. des Geſetzes verwiefen ift, bergleichen Chemänner bei dieſem Wahlge⸗ 
ſchaͤft fuͤr ihre Ehefrauen zuzulaſſen. | 
Artikel 9. | 

Zur Wahl des Lanbtäge » » Abgeorbneten ber kollektiv waͤhlenden Staͤdte, 
ernennt eine jede derſelben von weniger als 150 Feuerftellen überhaupt einen, 
die Städte größeren Umfangs aber eine jede für jedwede 150 Feuerſtellen 
allemal einen Wähler. 

Beiden Städten fiehet das Wahlrecht bes Landtags » Abgeorbnöten, und 


. bei dem kollektiv waͤhlenden Städten Die der Beurtewãler denjenigen zu, welche 


den Magiſnat waͤhlen. 
Art. 
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Artikel 10, - | 
Begen Bildung der Diftitre für die Wehi ber Bejirfömähler ber vand⸗ 
Anden durch die Ortswaͤhler, haben die Landraͤthe für einen jeden Kreis bie 
erforderlichen Feſtſetzungen unter Zuziehung der Kreisſtaͤnde zu machen. 
Artikel 11. | 
' Bei Wahlen, bei welchen mehrere tandraͤthliche Kreiſe bethetigt ſind, ge⸗ 
Sat. bem Alteſten, der mit einem Rittergute anſaͤßigen Landraͤthe, die Leitung. 
Artikel 12. | 
Zur Erhaltung der Vollzähligkeis der Landtags - Abgeorbneten verordnen 
Wir hiermit, daß für ſolche Abgeordnete der Ritterſchaft, deren Einer aus 
äinem einzelnen beſtimmten Landestheile zu wählen iſt (Art. 2.), fo wie für die 
Abgeordneten der Städte und Landgemeinden nicht ein Stellverfeter, fondern ein: 
erfter und ein zweiter ‚Stellvertreter gewählt werbe, , Für Diejenigen Wahls 
bezirke ber Ritterfchaft hingegen, welche. mehrere Abgeordnete zu ſtellen haben, 
ſoll zwar die Anzahl der. zu waͤhlenden Stellvertreter der Anzahl der Abgeordneten 
gleich ſeyn; fie follen jeboch nicht namentlich für einen einzelnen, fondern für bie 
fämmtlicieh Abgeordneten eines folchen Bezirks gewaͤhlt und nach ber Ordnung ber 
fie getroffenen Stimmahl dur Vertretung biefer Abgeorbneten einberufen werben. 
Eee Avptikel 13. | 
Wenn ein vandtago Wögeordneter bei ber Erdffaung des Landtags bis. 
zum Ablauf der erften, von dieſem Zeitpunkte an laufenden Woche zu erfcheinen- 
behindert ift, fo verbleibt der für ihn einberufene Stellvertweter Mitglied Des. 
Landtags für Die: ganze Dauer befielben; der Abgeerdnete aber sehe in die 
Sieg bes Seelloertreters Aber. - 5. 
— Artikel 44. 
Die Landtage⸗Abgeordnen erhalten Pr die Zen der Aaweſenheit am 
——— und für die der Reife von ihrem Wohnorte dahin und wieder zürück, 
der ohne Unterſchied des Standes Drei Thaler Diäten, und: eine Ent: 
able ung fr die Unkoſten der Reife von’ 1 Thaler 20 Sgr. für die Meile. 
Urfundlich unter Unferer Göchneigenhänbigen Unterfeprift und vngeruds 
tem ‚Königlichen. Inſiegel. 
nn | Berlin, den 17ten Mai 1827. 


ER ( PIE Ws Friedrich Wilhelm, 
grievrich Bitperm, tom. 


. — — 2. Sqhuckmant. Graf v. Lottum. 
Graf v. — v. Hake. Graf v. Danckelmann. v. Motz. 
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(No, 1069) Kreiäorbnung für Die provin. Sochſen. Vom 17ten Mai 1827. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden/ J adnig 
von Preußen ꝛc. x. 
ertheilen wegen Einrichtung der Kreistage in Unſerer Provinz Sachſen, in 
Gemaͤßheit des $. 58. Unſers Geſetzes vom 27ſten März 1824., nachdem 
Wir die Vorſchlaͤge Unſerer getreuen Provinzial = Stände Darüber vernommen 
haben, folgende Vorſchriften: 


| $ 1. 
Buch der . „Die Kreidverfammlungen haben ben Zweck, bie Kreisverwaltung des Rande 
—— raths in Kommunal = Angelegenheiten zu begleiten und zu unterflügen. 
Diefe Verwaltung innerhalb der befiehenden Geſetzgebung macht den Ge⸗ 
genſtand ihrer Berathungen und Beſchluͤſſe aus. 
| $. 2 
gti ° Die befisbenben landraͤthlichen reife büben bie Bar ber Aristänh 
Fa 6, 3 
Geſchafte der Die Kreisſtaͤnde vertreten die Sreißkorporationen in allen den ganzen 


Kreisflänbe. Kreis betreffenden Kommunal» Angelegenheiten, ohne Ruͤckſprache mit den eins 
zelnen Kommunen „oder Individuen. Sie haben Namens berfelben verbindende 
Erklaͤrungen abzugeben. . Sie haben Staats» Präftationen, welche Kreisweiſe 
aufzubringen ſind, und deren Aufbringung durch dad Gefeg nicht auf eine be⸗ 
flimmte Art vorgefchrieben ift, zu repartiren. Bei allen Abgaben, Leiſtungen 
und Naturaldienſten zu den Kreisbeduͤrfniſſen ſollen ſie zuvor mit ihrem Gut⸗ 
achten gehoͤrt, auch von allen dazu verwendeten Geldern ſollen ihnen die Rech⸗ 
nungen zur Abnahme jährlich. vorgelegt werben, . und wo eine ſtaͤndiſche Ver⸗ 
"waltung ber Kreid = : Kommunal» Angelegenheiten Statt findet oder Fünftig Statt 

finden duͤrfte, verhleiht den Kreisſtaͤnden das Recht, die Beamten vo zu waͤhlen. 
$ 4 . In 
Zuſammen⸗ Die areisſaniſche Verſammlung beſteht: | 
ae A. aus ben zum perfönlichen Erſcheinen auf dem Propinzial« Lanbtage berech- 
tigten Prälaten, Grafen und Herren,.oder beren Bevollmächtigten; 
B. aus allen Rittergutöbefigern bes Kreiſes, denen die im $. 6. aufgeführten 
Beſtimmungen sub. a. und oc. nicht entgegenflehen, n aͤmlich: 

a) aus allen qualißzirten Beſitzern eines in der Matrikel der Ritterfchaft 
aufgeführten Rittergutes oder fonfligen zur Kreisſtandſchaft altberech⸗ 
tigten Gutes, 

perſoͤnlich, 

— b) aus 
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P) aus ben nicht qualifizirten Beſitzern ſolcher matrikulirten Ritter⸗ ober 
ſonſtigen zur Kreisſtandſchaft altberechtigten Guͤter, Durch Vertretung ($.5.); 
C. aus einem Deputirten von einer jeden in dem Kreiſe belegenen Stadt; 
D. aus drei Deputirten des baͤuerlichen Standes. 


9. 5. m 
Vertretungen fi find geftattet: j Vertretung. 
a) unmuͤndigen Rittergutsbeſitzern durch ihren Vater ober Bormund, und | 
b) Ehefrauen durch ihre Ehegatten, in fofern Vater, Vormund und Ches 
gatte felbft zum Ritterfchaft des Preußifchen Staats ‚gehören. Wenn dies 
jedoch nicht der Fall ift, fo fteht ihnen das Recht zu, zur Abgabe ber 
Stimmen zu bevollmächtigen; 
c) unverheiratheten Befiterinnen; | 
d) allen qualifizirten Befigern, in fofern fie behindert find, perfönlich zu 
erfcheinen. 
Die Vertreter miüffen jederzeit felbft zur Nitterfchaft des Preußifchen 
Staats gehören und Die Bedingungen des $. 6. ihnen nicht entgegenftehen. 
Wir wollen auch der ganzen Ritterſchaft des Kreiſes geſtatten, ſich, wenn 
die Mehrzahl derſelben es wuͤnſcht, durch eine aus ihrer Mitte zu erwaͤhlende 
Deputation auf den Kreistagen vertreten zu laſſen. 


. 6. 
Zur perſoͤnlichen Ausuͤbung des Stiminenrechts auf ben Kreiöfagen if Qualifta 
bei allen Ständen und geflatteten Vertretern erforberlih: tom be der Mit⸗ 


a) die Gemeinfchaft mit einer der chriftlichen Kirchen, 
b) die Vollendung des 24ften Lebensjahres, 
c) unbefcholtener Ruf. 
$. 7. 
Nittergutäbefiger, ‚geiftliche oder milde Stiftungen, fo wie Städte, welche Rubende 
mehr als ein Rittergut im Kreiſe befigen, find jebergeit nur zur Fuͤhrung Einer “Men. 
Stimme berechtigt. 
S 8. 
Städte, welche als folche Die Berechtigung ‚haben, auf dem greibtage een 
burch einen Abgeordneten zu erfcheinen, und fich im Beſitze eined Ritterguts güter befiben. 
befinden, find ebenfalld nur zu Führung Einer Etimme auf dem Kreidtage 
berechtigt. Sie beſchicken aber die ritterfchaftlichen Derfammlungen und, wenn 
Jahrgang 1827. (ad No. 10, — 1069) | fie‘ 
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fie noch in einem audern Kreiſe Rittergater befigen, auch bie dortigen Kreis⸗ 
ſtaͤndiſchen Verſammlungen. 
| 9 


Staͤdtiſche Die ſtdtiſchen Abgeordneten zu den Kreistagen müffen jederzeit wirklich 
Abseordueten. fungirende Magiftratöperfonen feyn. 


g. 10. 
Bauerliche Die Ahgeordneten der Landgemeinden fönnen nur aus wirklich im n Dienfe 
Nogeordneten. befindlichen Schulgen oder Dorfrichtern gewählt werben, welche wenigftens das 
zur Quelififation eined bäuerlichen Abgeordneten zum Proningal«Sanbtege 
erforderliche Grund -Eigenthum befigen. 


$. 11. 
Stellvertre⸗ Fuͤr einen jeden Abgeordneten der Staͤdte und kandgemeinden wird ein 
ter. Stellvertreter gewaͤhlt, welcher gleichfalls die SS. 6%, 9, und 10, beftimmten 
Eigenſchaſten haben muß. 
| G 12. 
Wahlen Ign den Staͤdten ewablt der Magiſtrat ben Kreistags⸗Abgeordneten 
aus ſeiner Mitte. 
$. 13. 


Dei ber Wahl der Abgeorbneten der Landgemeinden und der Etellver: 
treter berfelben, wird wie bei der Wahl der Bezirkswaͤhler verfahren. Ein 
jeder Landrath hat, Behufs dieſer Wahlen, ſeinen Kreis in drei Bezirke einzu⸗ 
theilen, in deren jedem ein Deputirter und ein Stellvertreter zu wählen iſt. 


⸗ N‘ 14, 
Die Wahlen der Landgemeinden fiehen ımter Aufficht des Landraths. 
15. 


Saͤmmtliche Wahlen erfolgen auf Lebenszeit, jedoch ift sin jeder Ge: 
wählte berechtigt, die Stelle nach drei Jahren niederzulegen. Mit dem Ber: 
luſte des Grundbeſitzes oder der amtlichen oder moralifchen Qualifilation, hört 
das Recht für Kreisſtandſchaft auf. 


$. 16. 


Vorſit. Der Landrath, oder wenn derſelbe behindert iſt, der aͤlteſte Kreis- = Des 
putirte, als der geſetzliche Wertreter des Landraths, beruft die Stände zum 
Kreistage, führt Dafelbft, wenn Rechte von Bamilien oder geiftlichen Stiftungen 
nicht eine entgegenſtehende Obſervanz begründen, den Vorſitz, leitet die Ges 

| fchäfte 
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ſchaͤfte und iſt verpflichtet, die Ordnung in den Berathungen zu erhalten. Wenn 
feine Erinnerungen Fein Gehör finden, iſt er befugt, die ordnungsſtoͤrenden Mit⸗ 
‚glieder von der Berfammlung einftweilen auszufchließen, jedoch hat er darüber 
fofort an ben Oberpräfidenten der Provinz zur weitern Verfügung zu berichten. 


$. 17. 

Der Landrath ift verpflichtet, alljährlich wenigftens einen Kreistag an⸗ Zuſammen⸗ 
zufegen; außerdem ift er aber hierzu berechtigt, fo oft als er e8 den Bebürfnif- — der 
ſen der Geſchaͤfte fuͤr angemeſſen haͤlt. | veisflände. - 

Er hat der ihm vorgefegten Regierung von jebem Kreistage Anzeige zu | 
machen. Ban 
$. 18. | 


So lange Kommunal = Gegenftände früherer Kreis Verbände abzuwickeln Verſamm⸗ 
find, ift die Vereinigung mehrerer Kreife oder der Theile verfchiebener Kreiſe —— 
zu dieſen Zwecken geſtattet. Gegenſtaͤnde, welche nur eine Klaſſe der Staͤnde — 


‚betreffen, koͤnnen auf beſondern Konventen dieſer Stände verhandelt werden. Kreistheile, 


In Gemoͤßheit der zeitherigen Verfaſſung, bleibt die Zuſammenberufung, 
nicht minder die Direktion dieſer Verſammlungen derjenigen Behoͤrde, welche 
bisher dieſe Funktion ausgeuͤbt hat, uͤberlaſſen; ſie werden aber, in ſofern ſie das 
gemeinſchaftliche Intereſſe aller Staͤnde umfaſſen, aus eben den Deputirten 
oder zum perſoͤnlichen Erſcheinen Berechtigten der betreffenden Kreiſe oder Kreis⸗ 
theile zuſammengeſetzt ſeyn, welche zum Erſcheinen auf den Kreistagen be⸗ 
fugt ſind. 

| 6 49. | 

Die Stände verhandeln auf den Kreistagen gemeinfchaftlih. Die Ber Beſchlufe. 
fchlüffe werden nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Der Landrath bat als 
folcher keine Stimme. Cr flimmt mit, wenn er zugleich Kreisftand iſt, kann 
jedoch auch ohne Stimme den Vorfig führen. Bei gleichen Stimmen entfcheis 
det die Stimme des Vorfißenden, und wenn derfelbe nicht flimmfähig ift, die 
Stimme des dlteften Kreisdeputirten. Cr bat der ihm vorgefegten Regierung 
bie Kreistagsbefchläffe vorzulegen, welche zur Ausführung deren Zuftimmung 
erfordern. 


$. 20. 

Findet ein ganzer Stand burch einen Kreißtagsbefchluß in feinen In⸗ Sonderung. 
tereffen fich verlegt, fo ſteht ihm mittelft Einreichung eines Separat:Boti ber U 
Rekurs an diejenige Behoͤrde zu, von welcher die betreffende Angelegenheit reſ⸗ 
ſortirt. Bei der Zuſammenberufung der Kreisſtaͤnde hat der Vorſitzende in der 


Kurrende die zu verhandelnden Gegenſtaͤnde anzugeben. Die Erſchemenden 
in 
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ſind dann befugt, einen Beſchluß; zu faſſen und durch ſolchen die Ausbleiben: 
den, wie die Abwefenden, zu verbinden. 


Ä $. 21. | 
Ausführung Der Landrath führt die DBefchläffe der Kreisſtaͤnde aus, in fofern bie 
derBeihläffe. Regierung nicht eine andere Behörde mit ber Ausführung ausbrädlich beauf: 
tragt, oder die Sache, ald ftändifche Kommunal - Angelegenheit, nicht befonders 
gewählten Beamten übertragen iſt. 


$. 22. 


Einfährung Der Ober: Präfident der Provinz bat die zu bem Zuſammentritt der 
vu Kreisord- Kreisſtaͤnde nach vorftehenden Vorfchriften erforberlichen Verfügungen ungefdumt 
uns. zu veranlaſſen. 


Gegeben Berlin, den 17ten Mai 1827. 


LS) Friebrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Sreiperr v. Altenftein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Dandelmann. v. Mog. 
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Geſet— Sammlung 


fuͤr die | 
Königli ben Preußiſchen Staaten. 
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(No: 1070.) Erflärung, wegen ber zwifchen ber Königlich » Preußifchen und ber Herzoglich⸗ 
Braunſchweigiſchen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhuͤtung 

N der Forſtfrevel in den Grenzwaldungen. Vom 23ſten Januar 1827, 
achdem bie Koͤniglich-Preußiſche Regierung mit der Herzoglich-⸗Braun⸗ 
fhweigifchen Regierung uͤbereingekommen ift, wirffamere Maaßregeln zur Vers 
hütung der Forfifrevel in den Orenzwaldungen gegenfeitig zu treffen, erklären 

beide Regierungen Folgendes: . 
Artikel 4. 

Es verpflichtet fich fowohl die Königlich- Preußifthe als bie Herzoglich- 
Braunfchweigifche Regierung, bie Sorfifrevel, welche ihre Unterthanen in ben 
MWaldungen des andern Gebiets verubt haben mögten, fobald- die betreffenden 
Forſtbedienten oder Beamten, welche Darauf mit zu achten haben, davon Kennt: 
niß erhalten, unterfuchen und beftrafen zu laffen. Die Königlich = Preußifchen. 
Gerichte werden in folchen Sällen die in Preußen geltenden Gefege zum Grunde 
legen, und auch bie Herzoglich-Braunfchweigifche Regierung macht fih ans 
heiſchig, die Herzoglich-Braunſchweigiſchen Gerichte anzuweiſen, in ſolchen Faͤl⸗ 
len, wo von Braunſchweigiſchen Unterthanen in Forſten des Koͤniglich⸗ Preußi⸗ 
ſchen Territorii gefrevelt worden, nach den anjetzt beſtehenden im Ganzen ge⸗ 
lindern Königlich = Preußifchen Gefegen- zu erkennen. Sollte jeboch in Zukunft 
etwa eine Veränderung in der Gefeßgebung über die Forſtfrevel in dem einen 
oder andern Lande getroffen werben, fo wollen bie. beiderfeitigen Regierungen 
ſich auf folchen Fall ein -anderweites Uebereinfommen vorbehalten. 

Artikel: 2. 

Von ben beiderfeitigen Behörden fol ‚zur Entdeckung ber Frevler alle 
mögliche Huͤlfe geleiſtet werden, und namentlich wird geſtattet, daß die Spur 
der Frevler durch die Foͤrſter oder Waldwaͤrter und das Polizei⸗Militair bis 
auf eine Stunde Entfernung von der Grenze verfolgt und Hausſuchungen, ohne 
vorherige Anfrage bei den obrigkeitlichen Behörden und Aemtern, auf der Stelle, 
jedoch nur in Gegenwart und nach den Anordnungen bed zu diefem Behnfe 
mündlich. zu requirirenden Bürgermeifterd oder Ortsvorſtehers, vorgenommen 
werden. 

Jahrgang 1827. No. 11. — (Ro. 1070 — 1073.) M Art. 3. 


(Ausgegeben zu Berlin den 27ften Juni 1827.) 
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Artßkel 3 

Bei dieſen Hausſuchungen muß ber Ortsvorſteher ſogleich ein Protokoll Aufs 
nehmen, und ein Sremplar dem requirirenden Angeber einhändigen, ein. zweites 
Eremplar aber feiner vorgefegten Behörde (Landratb oder Beamten) überfenden, 
bei Vermeidung einer Polizeiftrafe von 1 bis 5 Rthlr. für denjenigen Ortsvor⸗ 
fteher, welcher der Requifition nicht Gentige leiftet. Auch kann der Angeber vers 
langen, daß ber Förfter, oder in deſſen Abwefenheit der Waldwärter des Orts, 
worin bie Hausfuchungen vorgenommen werben follen, Dabei zugezogen werde. 

Artikel 4. 

Fuͤr die Konſtatirung eines Forſtfrevels, welcher von einem Angehoͤrigen 
bes einen Staats in dem Gebiete des Andern veruͤbt worden, ſoll den offiziellen 
Angaben und Abſchaͤtzungen des kompetenten Forſt⸗ oder Polizeibeamten bes 
Orts des begangenen Frevels die wolle gefehliche, zur Verurtheilung des Be⸗ 
ſchuldigten hinreichende Beweiskraft, von ber zur Aburtelung geeigneten Ges 
sichtöftelle beigelegt werben, wenn biefer Beamte, ber übrigens keinen Denun⸗ 
zianten- Antheil an ben Strafgeldern und Beine Pfandgelder zu genießen hat, 
vor Gericht auf bie wahrheitmäßige, treue und gewiffenhufte Angabe feiner 
Wahrnehmung und Kenntniß eiblich verpflichtet worden. | 

Artikel 5. / 

Die Einziehung ber Gerichtskoſten und Pfandgebũhren verbleibt demjeni⸗ 

Staate, in welchem ber. verurtheilte Frevler wohnt. Die nach Preußiſchen 
Geſetzen zu erfennenbe Strafe und ber Erfa bes tarmäßigen Werths des ent: 
wenbeten Holzes fällt dem Walbeigenthämer anheim. In folchen Fällen, wo 
ber Holzbieb nicht vermögend ift, die Geldftrafe ganz oder zum Theil zu erlegen, 
amd wo Gefängnißftrafe eintritt, foll lettere niemals nach ber Wahl bes Wald⸗ 
Eigenthuͤmers in Forſtarbeit verwandelt werben fönnen. 
Artikel 6. 

Den unterfuchenden und beftrafenden Behörben in den Stöniglich- Preußiſchen 
und in den Herzoglich⸗Braunſchweigiſchen Staaten wird zur Pflicht gemacht, die 
Unterfuchung und Beſtrafung der Forſtfrevel in jedem einzelnen Falle fo ſchleunig 
vorzunehmen, als e8 nach der Derfaffungbee Landes nur immer möglich feyn wird. 

Artikel 7. 

Begenwärtige, im Namen :Seiner Majeſtaͤt bes Königs von Preußen 
imd Seiner Durchlaucht des Herzogs von Braunfchweig zweimal gleichlautend 
ausgefertigte Erklaͤrung foll, nach erfolgter gegenfeitiger Auswechfelung, Kraft 
und Wirkfamkeit in den beiderfeitigen Landen haben, und öffentlich bekannt 
gemacht werden. So geſchehen Berlin, den 23ſten Januar 1827. 

— 
Koͤnigl. Preuß. Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
vaon Schoͤnderg. 
— — 
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(No. 4071.) Verordnung wegen der nach bem Gefehe vom 27 ſten März 1824. vorbehal⸗ 
tenen Beſtimmungen fuͤr das Herzogthum Schleſien, die Grafſchaft Glatz 
und das Preußiſche Markgrafthum Ober⸗Lauſitz. Vom 2ten Juni 1827, 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von 
Preußen xX. xX. 


haben über bie in Unſerm Gefege wegen Anordnung von Provinzial. - Ständen 
im Herzogthum Schlefien, der Graffchaft Glat und dem Preußifchen Mark- 
grafenthume Ober=Laufig vom 27ften März 1824. einer befonderen Verordnung 
vorbehaltenen Gegenftände, die gutachtlichen Vorſchlaͤge Unferer dortigen getreuen 

Ständevernommen, und ertheilen Darüber nunmehr Die nachfolgenden Vorfchriften. 
Artikel I. Ä 

Ein jeber der den ftändifchen Verband bildenden Landestheile, nämlich 
dad Herzogthum Schlefien, die Graffchaft Glat und das Proußifche Marks 
graftum Ober-Laufig wird, die erftern beiden Landestheile in der im Fahre 
1806. und der letztere in der im Sahre 1815. flatt gehabten Begränzung anges 
nommen, mit alleinigem Auöfchluß der Enklaven, welche bei den Diftrikten verbleis 
ben, zu. denen fie, vermoͤge der neuern erwaltungs = Eintheilung, gelegt find. 

Artikel II. 

Im Stande ber Zürften und Standesherren, find bie Fürften von Hatz⸗ 
feld und von Carolath, in Gemäßheit Der, ihren Vorfahren bei ber Ers 
bebung der vormaligen freien Standeöherrfchaften Trachenberg und Carolath- 
Beuthen zu Fürftenthämern, gefchehenen Verleihungen bereitd auf Unfern Befehl 
aus der Zahl der $. 4. des Gefehed vom 27 ſten März 1824. benannten Stans 
desherren ausgefchieden und den mit Viril- Stimmen berechtigten Fuͤrſten zuges 
treten. Demnaͤchſt haben Wir dem Durchlauchfigen Landgrafen zu Heffen« - 
Rothenburg, wegen ded Herzogthums Ratibor und dem Durchlauchtigen 
Bürften zu Anhalt-Cdthen-Pleß, wegen der von Uns zu einem Fuͤrſten⸗ 
thum erhobenen feitherigen freien Standesherrfchaft Pleß für Sich und bie 
nachfolgenden männlichen Befiker des Herzogthums Ratihor und Fuͤrſtenthums 
Pleß, fofern‘ diefelben aus dem Landgräflichs Heffifch- Rothenburgifchen ober 
Fürftlich » Anhaltifch » Cöthen= Pleflifchen Haufe ſeyn werden, Biril - Stimmen 
verliehen und endlich auch die dem Erb⸗ ⸗Landhofmeiſter Grafen von Schaff- 
gotfch gehörende Majoratsherrſchaft Kienaſt zu einer freien Standesherrſchaft 
erhoben, und denen im $. 4. bed Geſetzes vom 27 ſten März 1824. aufgeführ- 
ten Stanbesheirfchaften hinzutreten laffen. 

Sm Stande der. Ritterfchaft ertheilen wir hiermit den nachftehenben 
Majorats⸗ und Gefchlechts - Fideifommiß = Befigern, nämlich: 

4) Er. Hoheit dem Herzog von Wuͤrtemberg, wegen des Maforats von 
Karlsruhe; | 
M 2 Ä Ä 2) dem 


’ 
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2) dem Fürften von Hohenlohe, wegen des Beſitzes der Herrſchaften 
RKoſchentin, Boronow und Harbultowitz und Landsberg; 
9 dem Grafen zu Stolberg-Wernigerode, wegen der Majorats-Herr⸗ 
fhaft Ober-, Mittel= und Nieder: Peterdwaldau; 
4) dem Grafen von Hochberg, wegen der Herrſchaft Fuͤrſtenſtein nebſt 
Friedland und Waldenburg; 
5) dem Fuͤrſten von Lychnowsky, wegen ber Majorats- Befitungen von 
| Kuchelna, Grabowfa und Krziczanowitz; 
6) dem Grafen von Sandregfy, wegen des Langen-Bielaufchen Majorats; 
7) dem Grafen von Oppersdorff, wegen Ober: Glogau; 
8) dem Grafen von Altbau, wegen des Beſitzes * Mittelwaldeſchen 
Majorats; 
9) dem Grafen von Herberſtein, wegen des Grafenorthſchen Majorats; 
10) dem Grafen Dorf von Wartenburg, wegen der Majorats:Herrfchaft 
Klein: Delze; 
11) dem Grafen von Dyhrn, wegen ber Familien⸗Fideikommiß⸗Beſi itzungen 
Reeſewitz, Muͤhlwitz und Gollbitz; | 
bie Befugniß, ſi ſich aus einem von ihnen aus ihrer Mitte zu erwaͤhlenden Ab⸗ 
geordneten in der Ritterſchaft vertreten zu laſſen, beſtimmen aber zugleich, daß 
dieſer denenſelben verwilligte Abgeordnete in der Zahl der im $. A. des ange⸗ 
führten Gefeges unter No. II. für bie Ritterfchaft des Herzogtums Schlefien 
und ber Graffchaft Glatz beflimmten Abgeorbnefen mit einbegriffen ſeyn folle, 
Dem Stande der Städte und dem. der Landgemeinden verleihen Wir das 
Recht, daß ein jeder derfelben über die, im Gefege vom 27ften März 1824. 
$. 4. ihm zuerfannte Zahl. von Landtags: Mitgliedern noch 2 Abgeordnete auf 
den Landtag ſchicken Eönnen, | 
Artikel II. 
Hiernach werden auf dem Provinzial-Tandtage bed Herzogthums Schleſien, 
der Grafſchaft Glatz und Markgrafthum Ober⸗Lauſitz erſcheinen und ſtimmen: 


J. In dem Stande der Fuͤrſten und Standesherren: 
1) Wegen des Fuͤrſtenthums Oels, Se. Durchlaucht der Herzog 


von Braunſchweig-Oels.......................... ‚mit 1 Stimme. 
2) wegen des Fürftentbums Jaͤgerndorff und Troppau Preußi- 
ſchen Antheils, der Sürft von Lichtenftein........... :s 1 5 
3) ‚wegen des Fuͤrſtenthums Sagan bie Herzogin von 
Curland. ............................................ -1— 
4) wegen des Fuͤrſtenthums Trachenberg der Fuͤrſt von 
Hatzfeld ee nn une :- 141 3 
Latus..... 4 Stimen, 


5) wegen 


6) 
7) 
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Transport ..... 4 Stim̃en. 
5) wegen bes Fuͤrſtenthums Carolath der Fuͤrſt vonSchoͤnaich⸗ 
Carol ath.. trennen une ⸗ 4 ⸗ 
wegen des Herzogthums Ratibor, Se. Durchlaucht der | 
Landgraf zu Deffen- Rothenburg... ............... 1 5 
wegen des Fürftenthums Pleß, Se. Durchlaucht der Fuͤrſt 
zu Anhalt-Coͤthen-Pleß .......................... -12 


8) 
9) 
10) 
11) 
12) 


13) 


4) 
2) 


3) 


4) 


wegen der Standesherrſchaft Ober-Beuthen, der Erbland- 
Mundfchent Graf Henkel von Donnersmard; 
wegen der Standesherrfchaft Wartenberg, der Prinz Biron 
von Curland; 


wegen der Stanbeöherrfchaft Militſch, der Erb: Ober: ammen 
Kaͤmmerer Graf von Maltzahn; zuſamm 
wegen der Standesherrſchaft Goſchuͤtz, der Erbland-Poſt—⸗ mit 
meiſter Graf von Reichenbach-Goſchuͤtz; 3 Stimmen. 


wegen der Standesherrſchaft Muskau, der Fuͤrſt von 
Puͤckler-Muskau; 

wegen der Standesherrſchaft Kienaſt, der Erblandhofmeiſter 
Graf von Schaffgotſch; 


zuſammen im Stande der Fuͤrſten und Standesherren mit 10 Stimmen. 


II. Im Stande der Ritterſchaft. 

A. Fuͤr das Herzogthum Schleſien und die Grafſchaft Glatz. | 
Der Abgeordnete der im Artikel I. benannten Majorate und Familien- 
Fidei⸗Kommiß-Beſitzungen............................ mit 1 Stimme. 
von der Ritterfchaft der Freiſe Glogau, Gruͤnberg, Freyſtadt, 

Sagan und Sprottau, 3 in dem Wahlort Glogau zu er⸗— | 
wählende Abgeordnete................................. : 3 5 
von der Ritterſchaft der Kreif e Kiegnig, Loͤwenberg, Bunzlau, 
Haynau und Lüben, 3 in dem Wahlort Liegnig zu erwähs 

lende Abgeordnete..................................... :» 3 : 
von der Ritterfchaft der Kreiſe Schönau, Hirſchberg, Bol⸗ 

kenhayn und Jauer, 2 in bem Wahlort Hirſchberg zu er⸗ 


waͤhlende Abgeordnete............................... Fe — 


5) 


von der Ritterſchaft der Kreife Schweibniß, Striegau, 
Landshut, Waldenburg und Reichenbach, 3 in dem Wahl⸗ | 
orte Samen ı zu erwählende Abgeordnete. ........... : 9 2 
Latus..... 412 Stimen. 
6) von 
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Transport..... 12 Stim̃en. 
6) von der Stitterfchaft der Kreiſe Glatz, Habelſchwerdt, Fran⸗ 
kenſtein und Muͤnſterberg, 2 in dem Wahlorte Glatz zu 
erwaͤhlende Abgeordnete............................... nt2 4 
7) von der Ritterſchaft der Kreiſe Breslau, Neumarkt, Streh⸗ 
len, Nimptſch und Ohlau, 3 in dem Wahlorte Breslau u 
"erwählende Abgeordnete................................ 3» 
. 8) von ber Ritterfchaft der Kreife Deld, Trebnig, Namelan 
und Wartenberg, 2 in dem Wahlorte Deld zu erwählende 
Abgeordnete ........................................ .9 » 
9) von der Ritterfchaft der Kreiſe Brieg, Oppeln, Ereugburg 
und Salfenberg, 2 in dem Wahlorte Brieg zu ermählende 
Abgeordnete ......................................... : 9 
40) von der Ritterſchaft der Kreiſe Groß⸗Strehlitz, Toſt und 
Lublinitz, 2 in dem MWahlorte Groß⸗ Strehlig zu erwähe 
lende Abgeordnete.................................... 2 » 
44) von der Ritterfchaft der Kreiſe Ratibor, Pleß, Ober⸗ Beuthen | 
und Rybnick, 2 in dem MWahlorte Ratibor zu erwählenbe 
Abgeordnete ......................................... .: 9. » 
ID) von der Ritterfchaft ber Kreiſe Neuſtadt, Neiße, Groitkau, 
Koſel und Leobſchuͤtz, 3 in dem Wahlorte Neuſtadt zu 
erwaͤhlende Abgeordnete...... ......................... ⸗3 0 
13) von der Ritterſchaft der Kreiſe Wohlau, Steinau, Guhrau und 
| Militfh, 2 in dem Wahlorte Wohlau zu erwählende | 
Abgeordnete ....... ..... ..................... nenne 2⸗ 
Zufammen.. 30 Stimñ̃en. 
B. Fuͤr das Preußiſche Markgrafthum Ober « Laufitz. 
Don der gefammten Ritterfchaft ded Preußifchen Mark: 
‚ grafthums Ober⸗Lauſitz, 6 Abgeordnete................. mt 6 = 
der gefammten Ritterfchaft. .mit 36 Stim̃en. 
IL Im Stande der Städte 
A. Sm Herzogthum Schlefien und der Graffchaft Glag: 


1) von der Stadt Breslau ............................. 3 Abgeordnete. 
2) von der Stadt Brieg ............................... 1 s ⸗ 
3) von der Stadt Glogau. ................... .......... Is ⸗ 
4) von ber Stadt Gruͤnberg .......................... 1 ss s 
5) von der Stadt Liegnitz ............. P.............. 1 2. 
6) von der Stadt Neiſſe............................... 3 ⸗ 
75 von ber Stadt Schweidnitz.......................... 1 : ⸗ 

Latus..... 9 Abgeordnete. 


8) von 


- 65 — 


Transport..... 9 geordnete. 
8) von den Städten Glatz und Branfenflein, alternirend. . ee 


9) von den Städten Hirfchberg und Landshut, alternirend. 1 =» . 
10) von den Städten Sauer und Goldberg, alternirend..... 1 > ⸗ 
11) von den Städten Bunzlau und Sagan, alternirend..... ee 
12) von den Städten Oppeln und Ratibor, alternirend..... 1» ⸗ 


13) von den Staͤdten Freyſtadt, Kontop, Naumburg am 
Bober, Neuſalz, Neuſtaͤdtel, Pribus, Primkenau, 
Schlawa, Sprottau, Wartenberg, durch gemeinſchaft⸗ | 
liche Wahl in Slogau .............................. 1 5 ⸗ 
14) von ben Städten Beuthen, Bolkenhayn, Haynau, Hohen⸗ 
friedeberg, Koͤben, Luͤben, Parchwitz, Polkwitz, Raudten, 
Schönau, durch gemeinſchaftliche Wahl in Liegnig... 1⸗ ⸗ 
15) von den Staͤdten Friedeberg, Greiffenberg, Kupferberg, 
Laͤhn, Liebenthal, Loͤwenberg, Naumburg am Queis, 
Schmiedeberg, Schöneberg, Liebau, durch gemeinſchaft⸗ | 
liche Wahl in Hirſchberg.......................... A e.» 
16) von den Städten Griebland, Gottesberg, Münfterberg, 
Nimptfh, Reichenbach, Silberberg, Freyburg, Wal: 
denburg, Durch gemeinfchaftliche Wahl in Schweinig. 1 = ⸗ 
17) von den Staͤdten Habelſchwerdt, Landeck, Lewin, Mit⸗ 
telwalde, Neurode, Reichenſtein, Reinerz, Wartha, 
Wilhelmsthal, Wuͤnſchelburg, durch gemeinſchaftliche | 
Wahl in Olaf ..................................... > er Be > 
48) von den Städten Canth, Neumarkt, Ohlau, Strehlen, | 
Striegau, Wanfen, Zobten, Durch gemeinfchaftliche Wabl . 
in Breslau ......................................... , er Sy 
19) von den Städten Freyhahn, Guhrau, Herrnftadt, eeubue, 
Militſch, Stroppen, Sulau, Trachenberg, Groß⸗Tſchir⸗ 
nau, Winzig, Wohlau, Steinau, durch gemeinſchaft⸗ 
liche Wahl in Wohlau............................. Fe 2 ⸗ 
20) von den Staͤdten Auras, Dyhrnfurth, Feſtenberg, | 
Hundsfeld, Juliusburg, Medzibor, Prausnig, Trebnig, 
Wartenberg, durch gemeinfchaftlihe Wahl in Oeld... 
21) von den Städten Carlsmarkt, Conftabt, Creugburg, 
Namslau, Pirfchen, Reichthal, Bernftadt, Löwen, Fal⸗ 
Eenberg, durch gemeinfchaftliche Wahl in Brieg........ 1 + =. 
Latus,.... 23 Abgeordnete; 
22) von 


nn & 


-. 
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Transport..... 23 Abgeordnete. 
23) von- den Städten Krappitz, Landsberg, Leſchnitz, Lubli⸗ 
nitz, Roſenberg, Groß⸗Strehlitz, Schurgaſt, Toſt, Ujeft, Ä 
Kieferftädtel, Guttentag, durch gemeinfchaftliche Wahl in 
Groß⸗Strehlitz .......................... 1 
23) von den Staͤdten Ober-Beuthen, Gleiwitz, Koſel, xLos⸗ 
lau, Nicolai, Pleß, Peiskretſcham, Rybnick, Sohrau, Tar⸗ 
nowitz, Hultſchin, durch gemeinſchaftliche Wahl inRatibor 1 = ⸗ 
24) von den Staͤdten Bauerwitz, Ober-Glogau, Grottkau, 
Katſcher, Leobſchuͤtz, Neuſtadt, Ottmachau, Patſchkau, Zie⸗ 
genhals, Zuͤlz, durch gemeinſchaftliche Wahl in Neuſtadt 1 = ⸗ 
Zufammen.. 26 Abgroronete, 


B. Sm Markgrafthum Ober-Lauſitz. 
1) von der Stadt Goͤrlitz...,.... ...., ................. 2 — 
2) von der Stadt Lauban.............................. 1: s 
3) von den Landftäbten Reichenbach, HZelben, Schoͤmberg, 
Seidenberg, Markliſſa, Wiegandsthal, Goldentraum, Ro⸗ 
thenburg/ Muskau, Hoyerswerda, Wittichenau und Ruh⸗ 
land durch gemeinſchaftliche Wahl in Goͤrlitz.. 1 = - 
Zufammen. 4 Abgeordnete. 
Dem Ilften Stand der Städte zufammen.. 30 Abgeordnete. 
IV. Im Stande der Landgemeinden. 
A. Für das Herzogthum Schlefien und die Grafichaft Glatz: 
aus einer jeden ber vorſtehend unter No. II. für Die Wahl ber ritterfchaftlichen 
Abgeordneten Durch Zufammenlegung mehrerer Landräthlichen Kreife gebildeten 
12 Verbände, mit Ausnahme des in den Kreifen Löwenberg, Bunzlau, Hay: 
nan, Liegnitz und Lüben beftehenden und bed aus ben Kreifen Neuſtadt, Neiße, 
Grottkau, Coſel und Leobſchuͤtz beſtehenden Verbandes einen Abgeordneten, 
aus einem jeden der zwei eben genannten Verbaͤnde aber zwei Abgeord⸗ 
nete, im Ganzen alſo —. 14 Abgeordnete. 
B. Fuͤr das Markgrafthum Ober-Lauſitz: 
aus den A landraͤthlichen Kreiſen Goͤrlitz, Lauban, Rothen⸗ 
burg und Hoyerswerda, Behufs ber Wahl unb Zufammene | 
fretung befondexer Wähler. ............... .............. . 2 : . 


dem IVten Stande zufammen.. 16 Abgeordnete. 
Artikel IV, 


Die Sütften nehmen nach ber Reihefolge, in welcher fie in den. Arti⸗ 
rel ID. unter No. I. aufgeführt fi fi nd, auf dem Landtage Platz, mit der Aus⸗ 
Ä nahme, 
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nahme, daß wenn der Fuͤrſt von Hatzfeld nicht in Perſon, ſondern durch 
einen Bevollmächtigten, der Fuͤrſt von Carolath aber in Perſon erſcheint, 
Diefer den Platz über jenen nehmen ſoll. | 
Artikel V. 

Es wird den Standeöherren überlaffen, über die Orbnung, in welcher 
fie das ihren $. 4. des Gefeged vom 27ften März 1824, verliehene Stimm: 
recht ausüben wollen, unter fich eine Einigung zu treffen; wenn aber eine Eini- 
gung dieferhalb nicht zu Stande kommt, fo foll jenes Stimmrecht jedesmal 
durch 3 der anweſenden Standesherren ausgeuͤbt werden, und diefelben hierin nach 
der durch das Alter ihrer Standesherrfchaft beftimmten Reihefolge abwechfeln. 

Artikel VI 

Dem Kolleftiv - Abgeordneten der Artikel TI. in der Ritterfchaft bevorrech- 
teten 11 Majorats= und Familien Fideifommißbefiger, gebührt am Landtage 
der erfte Plag unter den ritterfehaftlichen Abgeorbneten. 

Derfelbe muß fich im Befiß aller der im F. 5. des Gefehes vom 27ften 
März 1824. für die Waͤhlbarkeit vorgefchriebenen Erforberniffe befinden. | 

Sämmtlihen 11 Theilhabern an diefer Bevorrechtigung verbleibt das. 
Recht der Wahl und der Wählbarfeit in den ritterfchaftlihen Wahlbezirken,' in 
welchen die zu ihrem Fideikommißbeſitz gehörigen Güter belegen find. 

Artikel VIL - | 

In dem Falle, wenn der Befiß eined Grund⸗Eigenthums Durch Abtres. 
tung des Vaterd an den Sohn, auf diefen übergegangen ift, foll Die Zeit des 
Beſitzes des Vaters mit der des Sohnes in gleicher Art zufammengerechnet 
werden, als folche8 die Bellimmung des $. 5. No. 1. des Geſetzes vom 27ften 
März 1824. für den Vererbungsfall ruͤckſi chilich der Zeit des Beſi ites des Erb⸗ 
laſſers mit der des Erben vorſchreibt. 

Artikel V II. | 

Penn Zweifel daruͤber obwalten, ob Jemand fich in Dem wirklichen Beſitz 
eines zur Standſchaft qualifizirenden Grundſtuͤcks befinde, ſo iſt in der Ritter⸗ 
ſchaft der Nachweis über Ableiſtung des Homagii, in den andern Staͤnden aber 
der Beweis des wirflich erlangten Zivil-Beſitzes zu erfordern erforberlich. 

Artikel IX 

Damit das Recht zur Wahl und Waͤhlbarkeit in der Ritterſchaft vollſtaͤndig 
feftgeftellt werde; fo haben Die Landraͤthe mit Zuziehung der ritterſchaftlichen 
Kreisſtaͤnde fuͤr einen jeden Kreis eine Matrikel von ſaͤmmtlichen im Kreiſe gele⸗ 
genen, ihre Beſitzer zu dieſem Rechte befaͤhigenden Guͤtern ſofort anzufertigen, 
welche durch Unſern Kommiſſarius demnaͤchſt dem Staatsminiſterio und von 
dieſem Uns zur Vollziehung vorzulegen iſt. 

In dieſe Matrikel koͤnnen jedoch nur aufgenommen werden: | 

1) a) In Schleſien, und der Grafſchaft Glatz Landguͤter, deren Beſitztitel 
in dem Hypothekenbuche eines Ober⸗Landesgerichts oder eines Fuͤrſten⸗ 
Jabtgang 1827. (ad No. 41. — 407 1- 1071.) N thums⸗ 


9) 
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thums⸗ oder Standesherrlichen Gerichts unter Ableiſtung des Homagii 
eingetragen werden muß und die gleichzeitig dem Domanial - Steuer- 
Divisor unterworfen find. | 
b) Sm Markgrafthum Ober⸗Lauſitz Guͤter, von denen Die Verreichung 
zu Lehn oder in Erbe von einem der Ober-Landesgerichte zu Glogau 
und Frankfurth, ein eigenes Folium im Hypothefenbuche eines Diefer 
Ober=Landesgerichte, ober einer Standeöherrlichen Kanzlei und Die 
Entrichtung ber Mundgutfteuer nachgewiefen werden kann; und 
außer biefen, fowohl in Schlefien und der Graffchaft Glatz als in dem 
Markgrafthum Ober-Laufis Belißungen, denen Wir mittelft befonderer 
von Und Allerhöchftfelbft vollzogenen Urkunde die Cigenfchaft als zur 


Standfchaft im Stande der Ritterfchaft befahigenden Rittergüter verliehen 


haben; welche Auszeichnung Wir aber nur folchen Gütern gewähren wollen, 
die als vollftändigesd Eigenthum befeffen werben, über welche einen andern 
Dominio die Oberberrlichkeit nicht zufteht, und mit deren Befige die Ge⸗ 
richtöbarkeit mindefteng, über bie auf den dazu gehörenden Grundſtuͤcken 
wohnenden Nicht: Srimirten, verbunden ift. 

Artikel X. 
Der Werth welchen ftäbtifcher Grundbefiß und Gewerbe zufammenge: 


nommen. haben follen, um die Waͤhlbarkeit zum ftädtifchen Landtags Abgeord- 
neten zu. begründen, wird: 


a) 


15) 


in Schlefien und der Graffchaft Glatz i in großen Städten auf 10,000 Rthr. 


in den mittleren Städten auf.......................... . 4,000 

in ben Eleinen Städten auf........................... .. 2,000 >» 
in dem Marfgrafenthum Ober: -Raufi itz: 

in der Stadt Goͤrlitz auf........................ ....... 3,000 = 
in der Stadt Lauban auf................. ............ 1,500 ⸗ 
in den übrigen Städten auf..................... sure 800 = 


hiermit feftgefeßt. 


Der Werth des ftäbtifchen Gewerbes wird nach dem Betrage des in dem⸗ 


ſelben ſteckenden Betriebskapitals berechnet. Zu demſelben gehoͤren weder die 
Ausuͤbung der Heilkunde noch der Geſchaͤftsbetrieb der Juſtizkommiſſarien. 


Artikel XI. 
Im Stande der Landgemeinden muß ber zus Waͤhlbarkeit in demſelben 


befäpigende Grundbeſitz 


b) 


) in Schlefien und der Graffchaft Glatz, mit Ausnahme ber Kreife Creutz⸗ 


busg, Rofenberg, Oppeln, LZublinig, Groß-Strehlig, Toft, Beuthen, 

Pleß und Rybnid, einer jährlichen Grundftener von 12 Rthlr., in den 

genannten Kreifen aber einer von 6 Rthlr. unterliegen; - 

im Markgrafthum Ober -Laufig Dagegen mindeftens Die Größe von 50 Ber: 

liner Scheffeln Ausfaat an Aecker- und Wiefewachs enthalten. 
Ä Ä | Art. X. 


Artitel XII. 
Die in den Oberlauſitziſchen Staͤdten von Magiſtraͤten, welche ſich ſelbſt 
ergaͤnzen, getroffenen und noch zu treffenden Wahlen ſtaͤdtiſcher Landtags⸗-Ab⸗ 
geordneten find nur fo lange gültig, bis Die Derfaffung der Städte daſelbſt 
‚gefeglich nen geordnet feyn wird, indem fodann in jenen Orten eine neue 
Wahl der Landtags: Abgeordneten, nach Maaßgabe der dann beftehenden Vor⸗ 
fchriften, und zwar das erſte Mal auf fo viele Jahre getroffen werben foll, 
als die frühere Wahl noch gültig gewefen feyn würde, wenn fie felbft oder ihre 
Vorgänger gleich Anfangs mit fämmtlichen übrigen Deputirten erwaͤhlt worden 
waͤren. 
Artikel XIII. 

Der Verluſt der Eigenſchaft eines Rittergutes durch Zerſtuͤckelung tritt 

alsdann ein, wenn in Folge freiwilliger Parzellirung 
a) in Schleſien und der Grafſchaft Glatz die beim Gute verbliebenen Grund⸗ 
ſtuͤcke und Gefälle nicht noch einen, nach den Abſchaͤtzungs-Grundſaͤtzen 
des landfchaftlichen Kreditvereind der Provinz zu ermittelnden jährlichen 

Ertrag von mindeftens 1000 Rıblr. gewähren; | 

b) in der Dber»Laufig, wenn bei einem Gute nicht mindeftend 500 Morgen 
verblieben find. 

Rittergüter, welche bis unfer dem bier vorgefchriebenen Betrage oder 
Umfange zerftücdelt find, follen die Befugniß zum Wahlrecht und zur Waͤhlbarkeit 
wieder erlangen, fobald fie die vorfchriftsmäßigen Saͤtze wieder erreichen. | 

Artikel XIV. 

Da bei der Wahl der Ortöwähler im Stande der Landgemeinden im - 
Geſetze auf das Herfommen verwiefen ift, fo werben in denen Orten, wo es 
berfömmlich ift, daß bie Ehemänner in allen Dorf- Angelegenheiten für ihre, 
Adergüter befißende Ehefrauen flimmen, dergleichen Ehemänner bei dem Wabl⸗ 
geſchaͤfte an Stelle ihrer Frauen zuzuziehen ſeyn. | 

Artifel XV. 

Wenn fi ch i in Schleſien und der Grafſchaft Glatz in einer Gemeine nicht 
mindeſtens 12 ſtimmfaͤhige Grundbeſitzer befinden, ſo iſt dieſelbe Behufs der 
Wahl des Ortswaͤhlers mit einer benachbarten Gemeine zu vereinigen. 

Artikel XVI. | 

Zur Mahl der Landtags - Abgeordneten ber kollektive wählenden Städte 
ernennt eine jede derfelben von weniger als 150 Feuerſtellen überhaupt einen, 
die Städte größeren Ilmfangs aber eine jede für jedwede 150 öeuerftellen alle- 
mal einen Waͤhler. 

Artikel XVII. 

Wegen Bildung der Diſtrikte fuͤr die Wahl der Bezirkswaͤhler durch die 
Ortswaͤhler, haben die Landraͤthe fuͤr einen jeden Kreis die erforderlichen Feſt⸗ 
ſetzungen unter Zuziehung der Kreisſtaͤnde zu treffen. 

N 2 Art. XVII. 
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F. 4. Die Kreisſtaͤndiſche Verſammlung beſteht: 

A. aus allen quallfigirien Beſitzern von Fürftenthümern, Standesherrfchaften, 
oder in der Matrifel der Ritterfchaft aufgeführten Rittergütern, fo wie derer 
ehemaligen Domainengüter, denen in Gemaͤßheit Unferer Inſtruktion für 
Deräußerung der Domamen vom 10ten Dftober 1810. alle Rittergutß-Cigen- 
Schaft im Veräußerungsfontratte ausdräclich beigelegt worden ift, perfönlich: - 
— aus den Vertretern der nach $. 6. zur perfünlichen Grfcheinung nicht qua⸗ 

liäfizirten Standesherren und Rittergutsbeſitzer folcher matrifulirten Güter. 

B. Aus einem Deputirten von einer jeden in dem Kreiſe belegenen Stadt. 

C. Aus drei Deputirten des bäuerlichen Standeß. 
GSG. 5, Vertretungen find geflattet: J 
a) unmuͤndigen Rittergutsbeſitzern durch ihren Vater oder Vormund, und 
b) Ehefrauen durch ihre Ehegatten; inſofern Vater, Vormund und Ehegatten 
felbft zur Ritterfchaft des Preußiſchen Staats gehören. 
Menn dies jedoch nicht der Fall ift, fo fteht ihnen das Recht zu, zur Ab- 
gabe der Stimmen zu bevollmächtigen. 
c) Unverheiratheten Belißerinnen ; Ä 
d) allen qualifizirten Befigern, infofern fie verhindert find, perfönlich zu erfcheinen. 
Die Vertreter müffen jederzeit zur Ritterfchaft des Preußifchen Staats 
gehören, und die Bedingungen des $. 6. ihnen nicht enfgegenftehen. 
$. 6. Zur perfünlichen Ausuͤbung des Stimmenrechts auf den Kreistagen 
ift bei allen Ständen und geftafteten Vertretern erforderlich: 

a) die Gemeinfchaft mit einer der chriftlichen Kirchen; 

b) die Vollendung des 24ften Lebensjahres; 

c) unbefcholtener Ruf. | | | | 

$. 7. Mird die Unbefcholtenheit Des Rufes beftritten, fo hat, wenn dies ein 

Mitglied der Ritterfchaft, oder einen Vertreter eines folchen betrifft, die Nitterfchaft 

Des Kreifes die Befugniß, in einem beſondern Konvente Durch Stimmenmehrheit von 

2 tel der Anmwefenden darüber in erfter Inſtanz zu entfcheiden und Falld die Ente 

fcheidung für Die Befcholtenheit des Rufs ausfällt, die Ausfchließung zu beftimmen. 

Will der Betroffene oder die abgeftimmte Minoritat bei dem Befchluffe ſich nicht 

beruhigen, fo ertheilen die Mitglieder des Provinzial Landtages von.der Ritterfchaft 

die Entfcheidung in der zweiten und letzten Inſtanz. Wird die Unbefcholtenheit des 

Rufes eines Kreistagd- Abgeordneten der Städte oder des Bauernflandes in Zwei 

fel gezogen, fo ift folcheß in erſter Inſtanz zur Entſcheidung des Magiftrats, der 

Etadtverordneten oder der Bezirkswaͤhler zu bringen, von denen die Wahl ausge: 

angen ift (15. 16.), und bei denfelben auf Die Wahl eines andern Deputirten anzu⸗ 

agen; die Entfcheidung in 2ter Inſtanz gebfihrt hier ebenfalls den Landtags = Mit: 
glie er ge der beiden Stände, zu welchen ber betreffende Kreistages - Ab- 
ordnete gehört. | " 
ge $. 8. Sobald eine Entſcheidung der 2ten Inſtanz nachgeſucht worden, 
bleibt es den Kreistags⸗Mitgliedern des Standes, zu dem derjenige gehört, deſſen 
unbefcholtener Ruf beftritten worden, überlaffen, das Theilnehmungsrecht deffelben 
an den Kreißtagen bis zu erfolgter Enticheidung zu fuspendiren, 

| $. 9. Auch) die Wiederzulaffung zu den Kreistagen eines in denſelben Aus- 

. gefchloffenen, kann auf Antrag der Kreistags- Mitglieder des betreffenden Standes, 
durch Die Mitglieder Des Propinzial-Landtages yom nämlichen Stande verfügt werben. 
| 0 | $. 10. 
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| $. 10. Ritterguts-Beſitzer, geiftliche oder milde Stiftungen, fo wie Staͤdte, 
welche mehr als ein Sittergut im Kreife befigen, find jederzeit nur zur Führung 
einer Stimme berechtigt. | 
$. 11. - Etädte, welche als folche die Berechtigung haben, auf dem Kreid- . 
tage durch einen Abgeordneten zu erfcheinen, und fich im Beſitz eines Rittergutes 
befinden, find ebenfalls nur zu Führung einer Etimme berechtigt. Wenn fie aber 
noch in einem andern Kreife Rittergüter befigen, fo find fie befugt, auch die Dorfigen 
Kreisftändifchen Verſammlungen zu befchiden. 
G. 12. Die ftädtifchen Abgeordneten zu den Kreistagen, müffen jederzeit 
wirflich fungirende Magiftratsperfonen feyn. | 
G. 13. Die Abgeordneten des Bauernflandes koͤnnen nur aus wirklich im 
Dienfte befindlichen Echulzen oder Dorfrichtern gewählt werden, welche wenigfteng 
das zur Qualififation eines bäuerlichen Abgeordneten zum Provinzial: Landtage 
erforderliche Grund = Eigenthum befigen. — 
$. 14. Für einen jeden Abgeordneten ber Staͤdte und der Landgemeinden 
wird ein Stellvertreter gewählt, der gleichfalls bie $. 6., 12. und 13. beftunmten 
Eigenſchaften haben muß, | = 
$. 45. In den Städten ermählt der Magiftrat den Kreistags:Abgeorbneten 
aus feiner Mitte, | 
$. 16. Bei der Wahl der Abgeordneten und Etellvertreter des Etandes ber - 
Landgemeinden wird wie bei der Wahl der Bezirköwähler verfahren. Ein jeder 
Zandrath hat Behufs diefer Wahlen feinen Kreis in drei Bezirke einzutheilen, in 
deren jedem ein Deputirter und ein Stellvertreter zu wählen ft. | 
$. 17. Die Wahlen der Landgemeinden ftehen unter Aufficht Des Landraths. 
5.48. Die Wähler der Kreistags- Abgeordneten der Etädte und des Stan⸗ 
des der Landgemeinden erfolgen auf fechs Jahre; die des leßteren Standes werden 
bei Gelegenheit der Wahlen der Landtags- Abgeordneten vorgenommen, . 
6.19. Mit dem Verlufte des Grundbefißed oder der amtlichen oder mora⸗ 
chen Qualifikation hört das Recht zur Kreisftandfchaft auf. Ä 
$. 20. Der Landrath iſt verpflichtet, alljährlich wenigftend einen Kreistag 
anzufeßen; außerdem aber ift er hierzu berechtigt, fo oft ald er es den Bedärfniffen 
der Geichäfte für angemeffen halt. 
Er hat der ihm vorgefeßten Regierung von einem jeden anzufegenden Kreis⸗ 
tage Anzeige zu machen. — 
$. 21. Die Stande verhandeln auf dem Kreistage gemeinſchaftlich. Die 
Beichlüffe werben nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Der Landrath hat ale 
folcher feine Stimme. Cr ſtimmt mit, wenn er zugleich Kreisftand ift, kann jedoch 
auch ohne Stimme den Vorfig führen. | 
Bei gleichen Stimmen entfcheidet die Stimme des PVorfißenden, und wenn 
berfelbe nicht ftimmfähig ift, die Stiinne des diteften Kreis= Deputirten. Er hat 
der Fi vorgeſetzten Regierung diejenigen Kreistages = Befchlüffe vorzulegen, welche 
zur Aus 3 nn Ä 
$ 


führung deren Zuſtimmung erfordern. 

.22. Findet em ganzer Stand durch einen Kreistags= Beichluß in ſeinem 
Intereſſe fich verlegt, fo fteht ihm, mittelft Ginreichung eines Ceparat=Boti, Der 
Rekurs an diejenige Behörde zu, von welcher Die betreffende Angelegenheit reffortirt. 

Bei 
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Bei Zufammenberufung der Kreisftände hat ber Landrath in Der Kurrende die 
zu verhandelnden Gegenflände anzugeben. Die Erfcheinenden find dann befugt, 
einen Beſchluß zu faſſen, und durch folchen die Außenbleibenden wie Die Abwefenden 
zu verbinden. J | 

$. 23. Der Landrath führt die Befchlüffe der Kreisſtaͤnde aus, in fofern 
die Regierung nicht eine andere Behörde mit der Ausführung ausdruͤcklich beauftragt, 
oder Die Sache nicht als ftändifche Kommunal = Angelegenheit befonders gewählten 
Beamten übertragen ift. 

$. 24. Der Oberpräfident der Provinz hat die zu Dem Zufammentritt ber 
Kreisftände nach vorftehenden Vorfchriften erforderlichen Verfügungen ungefäumt 
zu veranlaffen, und hören mit deren Wirkſamkeit Die Durch das Gendarmerie - Ehift 
vom 30ften Julius 1812, angeordneten Kreisverwaltungen, da, wo fie eingeführt 
worden, auf. 

Gegeben Berlin, den 2ten Juni 1827. 


(LS) Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Freiherr v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Danckelmann. v. Motz. 





(No 1073.) Erklaͤrung wegen anderweiter Erneuerung ber unterm -, 1818. mit ber 

Fuͤrſtlich⸗ Lippe⸗ Detmoldiſchen Regierung abgefchloffenen Durchmarich= und 

Etappen: Konvention bis zum 1ften Januar 1833. Vom 19ten Zuni 1827. 
Noaaghem die zwiſchen der Königlich = Preußifchen und der Fürftlich = Lippe- Dete 
molbifchen Regierung unterm Ein, 1818. abgefchloffene und unterm 25ften 
Februar 1823. erneuerte Durchmarfch- und ‚Etappen » Konvention in allen 
ihren Punkten dergeftalt anderweit erneuert worden ift, daß diefelbe bis zum 1ften 
Januar 1833. ferner gültig feyn, und den durchmarfchierenden Nemonte- Romman⸗ 
dos auch Fünftig in der Etappe Lemgo ein Ruhetag gewährt werden folle; fo ift 
darüber „Königlich- Preußifcher Seits gegenwärtige Deinifterial= Erklärung ausge⸗ 
fertigt und mit dem Königlichen Infiegel verfehen worden. _ 
Befcheben Berlin, den 19ten Juni 1827. 


‚(L. S.) 


Koͤnigl. Preuß. Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
| von Schönberg. 
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Gele Sammbung 


für bie 


Könisliden Preupifgen Staätin 
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Ra. s074) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 2ten Juni 1827., über bie Anwendung des 
$. A. zu b. und c. bed. Geſetzes wegen Entrichtung der Mahls und. 

Luk. —— 3 Schlachtfieuer von ZOſten Mai 1820. auf die: Braumalzſteuer und Aber 
„5° beten. Zirafien: bei Undlichen Grumdbeſitzern in Erweiterung bed Zulaſſe nach. 

1 re 9. 20. des Geſetzes vom ‚Sten Februar 1819. 

5, I deu / Bericht und nach: dem Antrage des Staatsminifteriums, will Ich in 
Ergaͤnymg und: Erläuterung des. Geſetzes wegen Beſteuerung. bed inlaͤndiſchen 
Branntmeins, Braumalzes ıc., vom ten Februar .1819., und ber zu dieſem 
Geſetze gehoͤrenden Ordnung vom, gleichen Tage, beflimmen, daß die Vorſchrif⸗ 
ten. deß ·Geſetzes über die Mahls und Schlachtfisuer. vom ‚g0fen Mai 1820. 
6. 4. wonach ‚ 
zu b.. bei Der Verwiegung von ıfteuerpflichtige® Korn ober. ‚Mahlwerk für ben 





Sad nichts abgerechnetwird, auch ed feinen. Unterfchied macht, ob DaB: 


Getreide trocken oder angefeuchtet fey, und . 


zu c. dagegen bei der Verwiegung jeder Setreidepoſt ein Uebergewicht unter 


5Ir tel Zentner nicht beruͤckſichtigt wird, 


in gleichem Maaße auf das Zur Verſteuexung kommende Braumalz Anwendung 


finden fol, - 

- Bugfeich will Ich den Finanzminiſter ermächtigen, Abfindungen wegen 
ber Braumalzſteuer ‚bei ländlichen. Srundbefigern ‚auch in weiterem Umfange, 
als dies nach $. 20. des Geſetzes vom Sten Februar 1819; zuläffig ſeyn wuͤrde, 
namentlich auch bei bezwecktem Abſatz an bie, dauernd oder zeitweiſe, im Lohne 


des Gewerbtreibenden ſtehenden Tageloͤhner und Dienſtfamilien, fo wie zum . 


Debit an einzelne, beftimmt anzugebende laͤndliche Schankftätten, unter Feſt⸗ 


fegung ber erforderlichen: Kontrollvorfchriften, zu geftaften. Jeder Abſatz an 


andere, als die im Fixationsvertrage bezeichneten Perſonen, ſoll in einem ſolchen 
Falle nach Vorſchrift der $$. 35. und 76. der Ordnung vom Sten Februar 1819. 


geahndet werben, Ich überlaffe-dem Staatsminiflerium, dicſe Deklaration durch. 


die Oefeßfammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 2ten Juni 1827. 


u m Friedrich Wilhelm. 
—* Staatsminiſterium. 
Jehegaug i823.. No. 12. — (No, 1074 — 1077.) "9 I CNo. 10759 


(Cunsgegeden zu Berlin den 20ſten Juli 1827.) 
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(No. 1078) Verordnung wege in Herköfetiinng vB im Oftgschkhen, Provinzialrechte bo 
ſtimmten — Vom 2ten gun 1827. 


Bi Sriedrih Wilhelm, von Bottes Enaden, Honia yon 
Preußen X. Xx. | 


Thun Fund: Wenn Wir auch zur. zeit mob Behenfen tragen maſſen 
ben in dem 22ften Zuſatze des Oftpreußifchen- Provinzialrechts beſtimmten Zins⸗ 
fuß von Sechs vom Hundert allgemein berabzufeßen; fo wollen- Wir dennoch 
dieſe Herabſetzung in Bezug auf die durch. Das Geſetz unmittelbar beſtimmten, 
imgleichen auf die Zoͤgerungszinſen in ſolchen Faͤllen, in walchen die verabrede⸗ 
ten Zinſen nicht mehr als Fuͤnf vom Hundert betragen, eintreten laſſen. 

Wir verordnen daher, auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums, nach * 
ſiattetem Gutachten Unſerer ‚geireuen Stände des Königreichd Preußen, folgend 
= Gets In allen Fallen, in welchen die- Verbindlichkeit: zur--Zinszahlung: 
nicht auf-einer Verabredung, fondern unmittelbar auf dem Geſetze beruhet, rollen 
vicht mehr als Fünf vom Hundert an Zinſen geforbert werden duͤrfen. 

9 2: - Gleichergeflalt‘ werden. bie Zoͤgerungszinſen von Sechs auf Bin 
vom Hundert herabgeſetzt. 

8,3. Betragen die verabredeten Zinſen jedvch mehr als ganf vom Sa; 
bert, fo werden danach auch. Die Zögerungszinfen beftimmt. * : 
94. Iſt in dem Allgemeinen. Sandrecht ein hoͤherer Zuelat medrud. 
lich feſtgeſetzt worden; fo hat es dabei fein Bewenden. 
Urkundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterfchrift und beizedmic. 
tem Königlichen Inſiegel. Berlm, den 2ten Juni 1827. . \. .... 


(LS) Friedrich Wilhelm. ' 


Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Freiherr v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Date. "Graf v. Dandelmann: v. ms 





ko. 1076, Verordnung wegen Ergänzung der $$. 5. und 7. ber Verordnung vom —8E 
Maͤrz 1818. uͤber die Lehne und Fideikommiſſe in den jenſeits ber Elbe 
gelegenen Provinzen. Vom Iten Juni 1827. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König 
von Preußen 1. c. 

finden Uns bewogen, die im den $$. 5. und 7. der Verordnung vom 11fen 

März 1818. über die Lehne und Fideikommiſſe in den jenfeits ber Elbe gelege 

nen n Provingen enthaltenen Beſtimmungen, | | 

wo⸗ 


2 


— * u 


an Wir lediglich bie Orb, pottut wech nt 
3 .,. boß'in_berfelben Familie einige —5— die ortheile ber franzoͤſi 
ſchen Geſetzgebung und die bes wieberhergeſiellten ‚frühern Rechts 
"s gleichgeitig genießen:, andere. aber. nur von Den Nachtheilen dieſer Ge⸗ 
ſetzgebungen betroffen werden, nν. J 
.‚ weäpalb: Mir bei gedachten Beſtimmunger vur bezmuecttan.: bie —*—* | 
: nen in / dieſem Falle befindlichen Mitglieder Der Familie Durch die-den erſtern 
. u. Bachgelaffene Wahl zwiſchen den eigenthämlichen Vortheilen ber einen ober 
„‚ber,anbern Geſetzgebung gegenfeilig auszugleichen, ...: .: ut 
auf; ‚den Bericht Unſers Staatsminiſteriums, und nach erfpebertem Gutachten. 
Unſers Staatsraths, wie. folgt, zu ergaͤnzen. 3 
©... Gele. Wem die vor: Einführung. des vitgemeinci Bandbreite in. freieh: 
Eigenthum perwanbelten: Lehne und Fideikammiſfe mehreren, zu einem und demſeb⸗ 
ben Lehnss ader Fideikommißverbande gehoͤrigen Mitgliedern. eiuex Famille zuges: 
fallen waren, es ſey zu gleichen oder ungleichen Theilen, ‚fo iſt es zw Char 
tung: der. Erbfolgerechte in die bleibenden -Lehne und Fibeikommiſſe: derſelben 
Familie, welche die, Erwerber jener: Antheile noch außerdem beſaßen, im Ver⸗ 
haͤltniß ihrer felbf- und. ;ihrer. lehns4 vder fideikommißfaͤhigen Nachkommen zu 
einander nicht als Erforderniß anzuſehen, daß, das vormalige Lehe ober Fidel 
Eommiß..in den betreffenden Atgtheilen nach $. 7. der Verordnung wiederherge⸗ 
ſtellt wurde. Es ſind vielmehr in einem ſolchen Falle jene bleihenden Lehne 
und Fideikommiſſe nach $. 2. der Verordnung auch ohne Wiederherſtellu g der 
vormaligen Lehne und Fideikommiſſe in dem angegebenen Verhaͤltniß die von 
Neuem beſtatiget zu betrachten. 
$. 2. Iſt aber im Falle der Tpeilung unter mehrere Familjenglieder dag 
vormalige Lehn oder Fideikommiß von einem oder dem andern Mitgliede bei dem 
ihm zugefallenen Untheile wiederhergeftellf; fo ift durch Diefe Wiederherfiellung 
für jenes Mitglied und deffen Nachkommen per Verluſt der Erbfolgerechte in 
alle an Lehne oder Fideikommiſſe derfelben Kamilie ohne Unterfchied * 
gewendet. gen haben dadurch die Erwerber der uͤbrigen Antheile, we 
das vormalige ve tn oder Fideifommiß bei biefen gt wieberherffelften, —* 
für ſich noch für ihre Nachkommen einen Anfprich auf Lehns⸗ oder Fideikom⸗ 
miß⸗Folgerechte in demjenigen Antheile erlangt, wobei, Die Miederherftellung‘ 
erfolgt if. Urkundlich unter Unferer Alterhöchfteigenhändigen Unterfchrift und 
beigedrucktem Königlichen Inſiegel. Gegeben Berlin, den Iten Juni 1827.- 


(1.5) -Sriedeih Wilhelm, 
Earl, Herzog von Mecklenburg. Graf v. Danckelmann. 
| Beglaubigt: | Sriefe 


U. 1077.) 
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8 1077.) EEE Kabineföorber, vqm. SOfey Juni 4827., durch welche, b 
ern unberſchuideter oher nur — — Lehn⸗ und: Fidel- Kom Ir 
re a bei gutsherrlich⸗ bäuerlichen Regulirungen geſtattet wird, das Ein 
\ = gichtung&sKapital auch auf die Subſtanz des Hauptguts zum halben Be 
15.. trage ber Abfinbung,: ohne Konſens un ‚Ygnaten “a Anvaniet, in Pfand⸗ 


briefen aufzunehmen. | 
when Bericht und. nach dem Anfrage‘ des Staatsininifteiume. beftimme 
Ich hierdarch, Daß“ in: denjenigen Propinzen, woſelbſt das Edikt -vom- 14ten 
September 1811., wegen Regulirung der gutsheeslich bäueslichen Verhaͤltniſſe 
Unwenbung findet, den Befitern von Lehn⸗ und Bibeifommißgütern, auf. wel« 
den '.ntır Yfanbbriefe oder gar feine Schulden haften, geſtattet ſeyn ſoll, das 
bei den bäuerlichen Abfindungen zu. den Koſten Der-neuen Wirdkfepaftscinriche: 
‚töng. erforderliche. Kapital," für-Welches. fie nach. dem Urfikel :53; ber Deflaration 
vom 2Sften Mait1816: nur. bie Abfindungsabjekte zu. verpfänben berechtigt ſiad, 
zum halben Betrage des nach landſchaftlichen Abchäkumgsprinzipien ermittelten 
Werths dieſer bei ber Auseinanderſetzung Ihnen: zugewieſenen Abfindung, ohne 
Einwilligung bes. Agnaten oder Anwarter, auch: auf · die Subſtan; des Hauptguts, 
jedoch nur bei der: Landſchaft in MPfandbriefen, unten. det in der Deklarcition 
vom 29er -Mai:1816. Art. 51. — 55. und Der. Verotdnung vom 2oſſen 
Rai 3845; vorgeſchriebenen Sicherheitsmaaßregeln, aufzunehmen. 

Ich uͤberlafſe dem Stantsminifterium die offentliche Vekanntmachung die | 
(m —2 


Potadam/ dem Zoſten Juni is27. J 
"Brian wilpelm.. Ä 
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8, und, I. iñ für " land = undſchent,“ „Ober: kand⸗ Mundſcheute 
u Balin, den. A7ten Juli 1827. . J 


* Das Otaatsminiſterium. 


8 v. Lottum. Stop v. Bernätörff. -Grafv. Dandelmann. 
Be a Me keiegsminifet;- u Säöler :: « 


“ Geſetz, Sammlung 
für die 
aönigtigen Dreußifgen Staaten. 
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(No. 107 8.) Verordnung zur näheren Beſtimmung des Art. 5. Buchſt. a. ber Deflaration 
vom 29ften Mai 1816., wegen Regulirung ber gutäherrlichen und bauer 
lichen Berhältniffe in ber Anwendung auf die Gärtner und andere Befiger 
geringer Ruftifalftellen in Dberfchleft en u. few. Vom 13ten Juli 1827. 


Mir Friedrich Wilhelm ‚ don Gottes Snaden, sönig ! von 
Preußen X. ı% Ä 


Do die Beflimmungen des Artikels 5. Buchftabe a. der Deklaration vom 
29ſten Mai 1816., wegen Regulirung der gutäherrlich = bäuerlichen Verhältniffe, 
in der Anwendung auf bie ganz .eigentbämlichen und abweichenden Rechtsver⸗ 
hältniffe der fogenannten Gärtner und anderer Beſitzer geringer Ruftifalftellen 
in bem größten Theile von Dberfchlefien bauptfächlich in dem -Betracht, weil 
auf dergleichen fonft nicht fyannfähigen Stellen, wegen der dort fehr allgemein 
Etatt findenden Gelegenheit zum Nebenverdienft, dennoch Zugvieh gehalten 
wird, fich nicht als zureichenb bewahrt haben, um den Gutöherrfchaften, Unſe⸗ 
rer Abſicht gemäß ‚, bie zur Erhaltung ihrer Wirthfchaften erforderlichen Hand: 
arbeiter, und eine genügende Entfchabigung für die mit Verleihung des Eigen« 
thums verbundene Ablöfung der bisherigen Keiftungen zu fichern; ſo verordnen 
Wir, nach Anhörung Unferer getreuen Stände von Schlefien, auf den Bericht 
Unferes Staatdminifteriums, und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staats⸗ 
raths, wie folget: 


$. 

In denjenigen Landestheilen, Kucht zum Bezirk der oberſchleſi ſchen Land⸗ 
ſchaft gehoͤren, mit Einſchluß des Ujeſter Halt und des Kreutzburger Kreiſes, 
ſoll von jetzt an, die im Artikel 5. Buchftabe a. der Deklaration vom 29ften 
Mai 1816. ertheilte Vorfchrift, wann eine Stelle im Gegenſatz zu einem Dienft- 
Stabliffement für eine Ackernahrung zu halten ſey, nicht mehr angewendet 
werden. 


| $. 
Es ſollen vielmehr alle in der ſi eaten 1 Abtheiluing des Katafterd einges 
tragene Stellen, fie ınögen daſelbſt als Gaͤrtner, Dreſchgaͤrtner, oder ſonſt mit 
Jahrgang 1827. No. 13. — (No. 1073 — 1079;) P einer 


(Ausgegeben zu Berlin ben Siften Juli 1827.) 
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einer anderen Benennung aufgeführt ſiehen, als Dienſt-Etabliſſements im Ge⸗ 
genfaß einer Adernahrung, und daher nicht als keguliruugsfäbig betrachtet 
werden. 

$. 3. 

Menn jeboch eine folche Stelle zu Epanndienften ($. 4.) verpflichtet Mi 
und gleichzeirig. zu berfelben ein Aderbeftand, einfchließlich der ald Gärten ober 
Wurthen benußgten Städe von mindeflend 25 Morgen mittlerer Bodenklaſſe, 
“und bei einer befferen oder geringeren Befchaffenheit beffelben, ein dieſem Nor: 
malſatze gleich zu achtender Betrag folder Ländereien gehört; fo fol die Stelle 
regulirungsfähig ſeyn. 


$. 
Die Verpflichtung zu Enannbienfin mug in dieſem Falle entweber 

a) aus dem Satafter bervorgeben, oder 

b) auf Grundbriefen, rechtögültigen, einfeitig nicht widerruflichen Verträgen 
oder rechtöverjährter Obfervanz beruhen, in fofern dieſe Grundbriefe, Vers 
träge und Obfervanz zur Zeit der Publikation des Edikts vom 14ten Sep⸗ 
tember 1811. fchon beftanden haben, es mögen übrigens Die Spanndienſte 
zur landwirthſchaftlichen Benutzung des berechtigten Guts oder zu einer 
dazu gehoͤrigen Fabrikationsanſtalt beſtimmt ſeyn. Es ſind alſo hierunter 
Fuhrleiſtungen nicht begriffen, die entweder nur auf voruͤbergehende Zeit⸗ 
raͤume bedungen, oder mittelſt beſondern Abkommens gegen beſondere 
Verguͤtung erworben, oder bei Verleihung ſolcher Laͤndereien, welche die 
Dominialſteuer zahlen, vorbehalten — nd. 


$. 
Ä Der im $..3. beftimmte Känbreibertand allein, ohne Spanndienſtpflich⸗ 
tigkeit, begruͤndet nur dann den Anſpruch auf Regulirung, wenn 
a) die Entſchaͤdigung des Gutsherrn in Kapital geleiſtet, und 
b) das Entſchaͤdigungs⸗Kapital in ungetheilter Summe ſofort gezahlt wird. 
Es find jedoch auch in dieſem Falle die Vorſchriften der Deklaration 
vom 29ften Mai 1816. Art. 70. zu beobachten. 
Urkundlich unter Unferer Allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und beis 
gedruckten Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, ben 13ten Juli 1827. 


(LS) Friedrich Wilhelm, 
Cart, Herzog von Mecklenburg. Graf v. Dandelmann. 
Beglaubigt: Frieſe. 





(No. 4079.) 
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(No. 1079.) Bekanntmachung vom 24ften Juli 1827., in Betreff der zwiſchen dem Könige 
| lich⸗Preußiſchen und dem Königlich = Franzöfifchen Gouvernement, Behufs 
a | der gegenfeitigen Gewähr der Wicderaufnahme folcher zur Handwerk treibene 
0 ben Klaffe gehörigen Unterthanen, welche fi ch zur Ausuͤbung ihres Gewerbes 
auf das Gebiet des andern Stänted- ‚begeben, ‚abgefehloffenen Bebereintnft. 


Madsen mi zwiſchen bem Königlich: Preußifchen und bem Königlich Franzoſi ſchen 

Gouvernement, Behufs der gegenſeitigen Gewaͤhr der Wieberaufnahme ſolcher 

zur handwerktreibenden Klaſſe gehoͤrigen Unterthanen des einen Staates, welche 

zur Ausuͤbung ihres Gewerbes ſich auf das Gebiet des andern Staates bege⸗ 

- ben, eine Uebereinkunft abgeſchloſſen worden ift, werben bie diesfaͤlligen Der: | 
abredungen hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. . . 


1. 


Jedes zur Klaffe ‚der Handwerker gehörige Individium, welches im u 


Preußifchen feine Heimath anzufprechen bat, und fich zur Husäbung feines 
Handwerks nach Frankreich begeben will, muß, außer Dem üblichen Wanderbuche, 
mit einem, die bieffeifige Verpflichtung feiner dereinftigen Wiederaufnahme 
unbedingt enthaltenden Heimathfcheine verfehen feyn, gegen defien Vorzeigung 
allein ihm von jeßt ab ber Eingang in das Franzoͤſiſche Gebiet geſtattet wer⸗ 
den kan. 1222 

Eben ſo kann auch kuͤnftig den zur handwerktreibenden Klaſſe gehoͤrigen 
Franzoͤſiſchen Unterthanen der Eingang in das Preußiſche Gebiet nur dann 
geſtattet werden, wenn dieſelben mit einem dergleichen unbedingten Heimath— 
ſcheine verſehen ſind. 


Dieſe Heimathſcheine werden den Inhabern auf den Graͤnzen der resp. 
Staaten abgenommen und ihnen dagegen andere Atteſte ausgehaͤndiget, mit 
denen fie in dem fremden Staate frei umher reifen koͤnnen. 


. 3. 

Die beiden Gouvernements werden, jedes an.feinem Theile, bie nötigen 
Maaßregeln treffen, Damit resp. die Königlich: Preußifche Gefandtfchaft zu Paris 
und bie Königlich : Franzäfifche Geſandtſchaft zu Berlin genau von dem Ein⸗ 
gange ihrer resp. Nationalen in bad Gebiet des andern Staates unterrichtet 
werden. 4 


3ur Ertheilung von Heimathicheinen find in ben beiberfeitigen Staaten 
Diejenigen Behörden berechtiget, welche nach der Verfaffung und Gefeßgebung 
ber resp. Staaten die Befugniß zur Ertbeitung von Paͤſſen zur Reife ind Aus⸗ 


land haben. 
5. Diefe 


. .. 5, 

Diefe Zeftmmangen, welche vom Aften- db. M. an in Kraft treten, 
find allein auf biejenigen gegenfeitigen Unterthanen anwendbar, welche zuf 
handwerktreibanden SKlaffe gehören unb bie ſich auf bad Gebiet bes andern 
Staates lediglich in ber Abficht begeben ‚um dort ihr Handwerk auszuüben, 

In Anſehung affer, nicht firenge zu dieſer Kathegorie gehörigen Indivi- 
duen, behält es bei ben, Hinſichts der Legitimation von Neifenden überhaupt, 
in den beiderſeitigen Staaten geſetlich felgeiien Grunbfägen auch künftig 
jein Bewenden. 


Berlin, ben 21 im uf‘ 1827. 


| Kinlilich-Peenlilche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. S ch oͤnberg. 
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— Geſetz⸗Sammlung 
| für bie 
Koͤniglichen Preußifhen Staaten 





— No. 14. — 


-—— [m 





‘ 


(No. 1080.) Allerhoͤchſte Kabinetäorber vom 28ften Juni 1827,, die Ergänzung der DBors 
fchriften in ber Maaß⸗ und Gemichteromung vom A6ten Mai 1816. 99. 10. 
und 12. betreffend. 


I, den Bericht des Staatsminifteriume vom 25ſten d. M., beſtimme Ich, 
zur Ergaͤnzung der Vorfchriften in der Maaß- und Gewichtordnung vom 
16ten Mai 1816. 99. 10. und 12,, daß derjenige Maarenverfäufer, in beffen 
DBefig oder Gebrauch ein ungeftempeltes Maaß oder Gewicht gefunden wird, 
außer der verwirkten Polizeiftrafe von 1 bis 5 Rthlr., auch Die Konfiskation 
des Maaßes oder Gewichts erleiden, und mit der Behauptung des Privatge⸗ 
brauchs in ſeiner eigenen Wirthſchaft, zur Entſchuldigung nicht gehoͤrt werden 
ſoll. Ich trage dem Staatsminiſterium auf, dieſe Beſtimmung durch die Ge- 
feßfammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 28ften Juni 1827. 


| Friedrich Wilhelm, 


An dad Staatdminiftertum. 


Jahrgang 107. . No. 14. — (No. 1080 — 1082.) Q (No. 10814.) 


| (Ausgegeben zu Berlin ben 17ten Yuguft 1827.) 
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(No. 1081.) Allerhöchfte Kabinetsorber vom 12ten Juli 1827., enthaltend die Beftätigung 
bes, von der General-Verſammlung der yftionaire ber ritterfchaftlichen Privat: 
Bank in Ponmern zu $. 36. der Statuten gefaßten Befchluffes, nach 
welchem auch Gutöbefiger von Neuvorpommern ald Mitglieder der Societaͤt 
zugelaffen werben follen, wenn gleich noch Fein Hypothefenbuch von ihren 
Gütern angelegt ift. 


Ba den in Ihrem Berichte vom Iten v. M. angezeigten Verhaͤltniſſen, will 
Sch den, von der letzten General: Berfammlung der Aktionaire der ritterfchaft- 
lichen Privatbank in Pommern zu $. 36. der Etatuten gefaßten Befchluß, nach 
welchem auch Gutöbefißer von Nteuvorpommern als Mitglieder der Societät 
zugelaffen werden follen, wenn gleich noch Fein Hypothekenbuch von ihren Gütern 
angelegt ift, angetragenermaaßen hiermit beftätigen und Ihnen die dieferhalb 
weiter erforderlichen Verfügungen überlaffen. 


Berlin, den 12ten Suli 1827. 
Sriedrih Wilhelm, 


An 
den Staatsminifter von Schuckmann. 


(No. 1082.) 
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CEo. 1082.) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom 3 Iſten Zuli 1827., betreffend Die aberninlige 
| Verlängerung ber, in dem Patente vom 21flen Juni 1825., wegen Eins 
führung des Ullgerneinen Landrechtd und der Ullgenieinen Gerichtdordnung 
in das Herzogtum Meftphalen ꝛc. $. 22. den älteren Hypothekenglaͤue⸗ 


bigern zur Anmeldung ihrer Realanfprüche beſtimmten Friſt bie zum 
A4ften September 1828. 


DB den von dem Staatdminifterio in dem Berichte vom 2iften Juli d. J. 
angeführten. Umftänden, will Ich die im Patente vom 2iften Juni 1825., 
wegen Ginführung des Allgemeinen Landrechtd und der Allgemeinen Gerichte: . 
Ordnung in das Herzogthum Weftphalen, das Fürftentbum Siegen und bie 
Grafſchaften Wittgenftein - Wittgenftein und Wittgenftein= Berleburg $. 22. den 
altern Hppothekengläubigern zur Anmeldung ihrer Realanfprüche beftimmte, 
durch die Kabinetsorder vom 20ften Juli 1826. bereitd bis zum Aften Septem⸗ 
‚ber 1827. verlängerte Frift, abermals auf Ein Jahr, alfo bis zum 1ften Sep- 


tember 1828., ausdehnen. 
Teplig, den 31ſten Juli 1827. 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminifterium. | | | 


- 4 
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Geſetz Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 





— No. 15. — 





(No. 1083.) Verordnung, betreffend bie polizeilichen DVerhältniffe bes Leinengewerbes in 
Schlefien. und der Graffchaft Glatz. Vom 2ten Juni 1827. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen x. x. 


Schon ſeit mehreren Jahren iſt das Beduͤrfniß anerfannt worben, die 
Leinwand - und Schleierorbnung für das fouveraine Herzogthum Schlefien. und 
die Graffchaft Glatz vom bten April 1788, einer Reviſi ion zu unterwerfen, 
und dieſes Beduͤrfniß hat ſich in neuerer Zeit, nach den in der allgemeinen Se: 

. werb= und Öfeuergefeßgebung eingetretenen Veränderungen, fo mie nach ben 
Fortſchritten des Gebirgs -Handelftanded in Bildung und eigener Thätigfeit, 
bei welchen die frühere befondere Einwirkung ber Landespolizei auf das Leinen⸗ 
Gewerbe nicht mehr in gleichem Grade noͤthig wird, noch deutlicher an den | 

Tag gelegt. 

| Hievon in Renntni geſetzt, haben Wir den Gegenſtand, nach ſeiner 
Wichtigkeit fuͤr Unſere getreue Provinz Schleſien, unter mehrmaliger Zuziehung 

der ſachkundigſten Leinen = Kaufleute des Gebirges, in ſorgfaͤltige Erwaͤgung 

nehmen laſſen. 

Wir haben dadurch die Ueberzeugung erlangt, daß die gegenwaͤrtigen 
allgemeinen Verhaͤltniſſe des Leinen-⸗Manufaktur- und Handelsgewerbes ander⸗ 
weite geſetzliche Anordnungen fuͤr daſſelbe auch in Schleſien erforderlich machen. 


Indem Wir daher die vorgedachte Leinwand und Schleierordnung, nebſt 
allen in Beziehung auf, Diefelbe ergangenen fpäteren Beftimmungen, hierdurch 
aufheben, verorbnen Wir, nach angehörtem Gutachten Unferer getreuen Stände, 
für Unfere Provinz Schlefien, mit Ausnahme des dazu gefohlagenen oberlaufigi- | 
ſchen Gebiets, wie folgt: 


$. 1. In Anfehung des Flachshandels im Großen ſoll es uͤberall bei Flachsbandel. 
den oͤrtlichen Gewohnheiten ſein Bewenden behalten. 
Jahrgang 1827. No. 15. — (No. 1083 - 1084.) R | §. 2. 


(Ausgegeben zu Berlin den 45ten September 1827.) . 


Garnmaaß. 


Weifen. 


Garnhandel. 


— ss — 


$. 2. Auch beim Verkaufe nach Kloben, es ſey auf öffentlichen Maͤrk— 
ten, oder außer denfelben, fol dad Gewicht der Kloben, wie biöher, unbeftimmt 
bleiben; da es fich von felbft verfteht, daß der Verkäufer dem Käufer für das - 


ihm angegebene Gewicht haften muß. 


Die Kloben müffen jedoch fo gebunden feyn, daß bie innere Beſchaffen⸗ 
heit des Flachſes leicht unterfucht werden fann. 

$..3. Zum allgemeinen Garnmanße foll auch ferner, bis auf weitere 
Beſtimmung, in Gemaͤßheit der Maaß- und Gewichtsorbnung, vom A6ten -- 
Mai 1816. $. 21., eine Weife (Haspel) dienen, welhe 3-5, *) preußifchen 
Ellen im Umfange hat, und alfo mit der bisher üblichen langen Weife genau 





‚übereinfommt. 


Zwanzig Fäden diefer Länge bilden ein Gebind, zwanzig Gebind eine 
Zaspel, fechezig Gebinde ober drei Zaspeln eine Strähne, vier Strähnen ein 
Stuͤck, und ſechszig Stüde ein Schock. 

F. 4. Eben ſo ſoll es in Anſehung des Maſchinengeſpinnſtes bei der 
den Garnfabrikanten in dem vorgedachten F. der Maaß- und Gewichtsordnung 


vorlaͤufig zugeſtandenen Freiheit noch ferner verbleiben. 
Haspel oder 


$. 5. Wer Handgarn zum Verkaufe ſpinnt, oder dazu durch feine Haus⸗ 
genoſſen ſpinnen laͤßt, darf ſich keiner andern, als geeichter Weifen bedienen, 
noch uͤberhaupt andere als dieſe, beſitzen, noch in ſeiner Behauſung dulden; 
bei Strafe von Einem Thaler fuͤr jede ungeeichte Weife, die bei ihm ange⸗ 
troffen wuͤrde. 

Ungeeichte, wenn gleich richtige Weifen ſolcher Perſonen muͤſſen nach⸗ 
traͤglich geſtempelt, unrichtige aber verbrannt werden. 

F. 6. Eine Straͤhne Handgeſpinnſt, die auf öffentlichen Märkten feil- 
geboten oder verfauft wird, und in ber gefeßlichen Meiflänge, Faͤden⸗ oder 
Gebindezahl Unrichtigfeiten enthält, muß Fonfiszirt werben. 

Hierbei macht es feinen Unterfchied, in welcher Hand dergleichen unrich- 
tiges Garn vorgefunden wird; es ſey des Spinners, des Spinnherrn oder 
eines Garnhaͤndlers, das iſt eines Solchen, der es zum Wiederverkauf an fich 


gebracht hat. 


$. 7. Garnhaͤndlern, die wegen Unrichtigfeit ihres Garns in Meifes 

oder Gebindezahl, fchon zweimal mit Konfisfation der betroffenen Waare beftraft 

worden find, foll, wenn fie fich zum dritten mal einer folchen Kontravention 
ſchuldig machen, ber Betrieb bed Gewerbes unterfagt werden. 

$. 8. Mer Handgarn auf öffentlichem Markte feilftellt, muß das Kett⸗ 

und das Schußgarn, jedes beſonders, in Buͤndeln auslegen, die mit einem 

⸗ ein⸗ 


*) ober beinahe 3 preußifche Ellen, 1 Viertel, 4 1 Ace ‚und 1% Sechögefntel, 
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einzigen Bande in der Mitte umſchlungen, und mit des Verkaͤufers Namen 


bezeichnet ſind. 

Außerdem muß jedes Buͤndel nur Garn von gleicher Feinheit und Stärke 
enthalten, und durch Ueberfchrift, ald zur Werfte (Kette) oder zum Schuß (Ein- 
ſchlag) beftimint, ‚bezeichnet ſeyn. 


Handgarn, welches nicht in dieſer Art fuͤr den Marktverkehr zugerichtet iſt, 


deſſen Feilbietung und Verkauf duͤrfen die Marktpolizei-Behoͤrden nicht geſtatten. 
| $. 9. Mafchinengarn, wenn deffen Weiflänge und Eintheilung von der 
$. 3. ungeoröneten abweicht, darf nur mit.einem daran gebefteten Zettel, worauf 
die Ellenzahl, welche der Verkäufer vertreten will, mit feiner Namensunterfchrift 


angegeben ift, verkauft oder auf Öffentlichen Märkten feilgeboten werden, bei - 


Strafe von Einem Thaler für jeden Uebertretungsfall, 

Smpfängt der Käufer dennoch weniger, al& die angegebene Ellenzahl; ſo 
iſt der Verkaͤufer ſchuldig, ihm den Schaden zu erſetzen, und verfaͤllt außerdem 
in eine Geldſtrafe, welche dem achtfachen Werthe des fehlenden Garns 
gleich iſt. 

$. 10. Auf jedem Weberblatte ſoll die Breite, die Gangzahl und die Art 
bes Gewebes, wozu das Blatt beflimmt if, deutlich bezeichnet feyn. 

Die Bezeichnung foll gemäß den Vorfchriften gefchehen, welche Die Regie: 
rungen ber Provinz, nach Maaßgabe bes Bebürfniffes der Manufaktur und des 
Handels, jest oder fünftig ertheilen werden. 


MWeberblätter. 


Ausgenommen hiervon bleiben für jeßt lediglich diejenigen Blätter, welche | 


zu Haus⸗, Sad-, Pack- und Schetterleinwand, beögleichen zu Geweben, die 
Durch <ritt oder Zug gemuftert werben, oder zu folchen, die Wolle, Seide oder 
Baumwolle in Kette oder Einfchlag enthalten, dienen follen; fo wie Diejenigen, 
welche Fabrikherren oder Verleger zum Gebrauch ihrer Lohn oder Berlagsmeber 
anfertigen laffen. \ 

$. 11. Kein Blattbinder darf ein neues Meberblatt, ober ein in Breite 


oder Rietzahl geänbertes, wenn e8 nicht zu den im vorftehenden $. ausgenonimenen - 


gehört, aus der Hand geben, ohne bie ebendafelbft gedachten Bezeichnungen, 
und außerdem feinen Namendzug, deutlich eingebrannt, auch zugleich etwanige 
ältere, unpaffend gewordene Bezeichnungen ausgelöfcht zu haben; bei Strafe von 
Einem Thaler für jeden Uebertretungsfall, | 

$. 12. Iſt die Bezeichnung, womit der Blattbinder ein Blatt verabfolgt, 
blos unvollftändig. geſchehen; fo muß berfelbe den Fehler unentgeldlich verbeffern, 
und bat Einen halben Thaler Strafe verwirft. Enthält fie aber fogar 
eine falfche Angabe; fo muß er den Werth bed Blatts als Strafe erlegen. 

$. 13. Die Eichungsaͤmter ſollen den Blattbindern die Stempel, deren 


fie zum Einbrennen der Bezeichnungen (SS. r und 11.) bebürfen, ‚gegen 
2 


/ 2 


Weberei. 
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Erſtattung der Koften, liefern, und fie von abgehenden Blattbindern wieder 


einziehen. 


Die Örtliche Polizei ift verpflichtet, für die Zurüclieferung  derfelben zu 
forgen, wenn ein Blaftbinder flirbt, oder fein Gewerbe aufgiebt. 


$. 14. In allen Weberblättern ohne Ausnahme, fie mögen nach $$. 10. 
und 11. bezeichnet werden follen oder nicht, müffen dennoch die Riete in durch⸗ 
aus gleicher Entfernung von einander ſtehen. 
| Blatibinder, welche neue Blätter verfaufen, oder ausgebefferte verabfolgen, . 
in denen der Rietftand ungleich ift, follen diefelben unentgeldlich umarbeifen . 
und außerdem den-MWerth des Blattes ald Strafe erlegen. 


$. 15. Iſt ein Blaftbinder dreimal in die 99. 11. 12. oder 14. ange- 


drohten Strafen verfallen; fo foll ihm, wenn er zum vierten Male fehlerhaft 


verfertigte oder bezeichnete Blätter in den Gebrauch der Weber bringt, der Be⸗ 
trieb feines Gewerbes nicht weiter geſtattet, und es ſollen ihm dann die Stem⸗ 
pel abgenommen werden. | 


$. 16. Mer. zur Ausübung des Blattlinder- Gewerbes nicht befugt ift, 
(das heißt, wen überhaupt Feine Stempel anvertraut gewefen, oder wen fie 
‚wegen Mißbrauchs nach $. 15. abgenommen worben) Dennoch aber ein geſtem⸗ 
peltes Blatt in Breite oder Rietzahl aͤndert, oder ein Blattbinderzeichen nach⸗ 
macht, ober verfaͤſſcht, fo wie ein Jeder, der den gleichfoͤrmigen Rietſtand eines 
Blattes abandert, hat, infofern dabei ein bloßed Verſehen aus. fahrläffigen 
Gewerböbetriebe zum Grunde liegt, eine Strafd von Zehn Thalern ver- 


wirft; wo aber Verdacht eined abfichtlichen Betruges aus Einverſtaͤndniß mit 


dem Befteller entftehet, muͤſſen die Polizei- Behörden den Fall weiter verfolgen, . 
und ihn dem Befinden nach zur Kriminal=Unterfuchung und Beftrafung nach 
dem Allgemeinen Zandrechte Theil U. Titel 20. $. 1441. bringen. 


F. 17. Meber, welche andere Leinenwaaren, ald: Haus-, Sad, Pad: 
und Schetter- Leinwand, gemufterte, oder mit Wolle, Seide oder Baumwolle 
gemifcehre Gewebe C$. 10.) verfertigen, dürfen ſich dabei nur folcher Blätter 
bedienen, welche mit dem Blattbinderftempel ($$. 10. und 11.) vollftändig ver: 
ſehen find. 

Ungeftempelte, oder unvollfiändig geftempelte Blätter werben konfiszirt; 
und ſind ſie zugleich unrichtig, ſo ſollen ſie dem Verkehr entzogen, und daher 
verbrannt werden. 

In beiden Faͤllen muſſen die Behoͤrden zugleich auf Anzeige des Verfer⸗ 
a duingen, um.auch dieſen nach ber gegenwärtigen Verordnung zur Strafe 
zu ziehen. 

§. 18. Blaͤtter, welche Fabrikherren oder Verlegern gehoͤren, und die 
alſo, nach $.10,, der Stempelung nicht nothwendig beduͤrfen, muͤſſen gleichwohl 

mit 


— 1,— | 
mit Dem ‚eingebrannten Namen des Beſitzers verfehen ſeyn; im entgegengefeßten 
Falle find auch fie den im vorftehenden $. beftimmten Strafen unterworfen, 


| $. 19. Den Webern, welche nah $. 17. zur Führung „geftempelter 
Blätter verpflichtet find, wird durchaus verboten, an den Saal:Euden Riete leer 


gehen zu laffen; das ift, weniger Kettfäden auszufpannen, ald das eingelegte 


Riet und die Gattung des zu fertigenden Gewebes erfordern. 

Wo ein folher Betrug auch nur im geringften Grade angetroffen wird, 
da foll dig Kette dicht hinter dem vollendeten Theile bed Gewebes abgefchnitten, 
und das Stuͤck dadurch unfauglich gemacht werben, in den Großhandel zu 
gelangen. 

$. 20. Zur Grleiehterung des Ueberganges gewiffer für den Großhandel 
beftimmten Leinenfabrifate aus der Hand des Webers an den Kaufmann, und 
um dieſen zu Defto zuverläffigerer Bedienung der auswärtigen Käufer in 


den Stand zu fegen, foll in dem Schlefifch - Glatziſchen Leinenmanufaktur⸗ 


Bezirke, das ift, in ben Iandräthlichen Kreifen: Habelfchwerdt, Glatz, Schweib- 
vie, Waldenburg, Landshut, Bolkenhain, Schönau, Hirfchberg, Loͤwenberg 


und im.altichlefiichen Theile des Kreiſes Lauban die bisherige Öffentliche Bes 


fi ichfigung oder Schau noch ferner beftehen. 


$. 21. Der Gegenftand der Schau ift, zu unterfuchen: ob bie Fabrikate | 


durchgaͤngig gleichartig und unverleßt find? und daß das einzelne Stüd in dieſen 


Beziehungen tadellos, auch von welcher Länge und Breite es fen, durch Auf⸗ 


bruden eines Stempels zu beglaubigen. 


$. 22. 8 follen auch Fünftig, wie bisher, nur folgende Leinenfabrifate 
ald Diejenigen, welche vorzüglich Gegenftände des auswärtigen Handels find, 
zur Schau angenommen werden, oder ſchaubar feyn, namlich: 
798 


1) fuͤnf⸗ und ſechsviertelige Schleier und Leinwand, deren Breite 143 und 
1 Ellen beträgt *); 
2) ſechs⸗ ein ‚halb viertelige und fieben viertelige Schleier: und Schock⸗Leinwand, 
breit 1 und Ellen“: 25); 
3) ſieben⸗ ein halb viertelige-und acht viertelige Stuͤcke Schleier, breit tic 
und 11, Ellen*); 
4) ſechs 


9 Ober beinahe 1 Elle, 12 Sechszehntel und 
1 Elle, 4 "Wiertel 2 1 Sechögehntel, 
E Ober beinahe 1- Elle, 1 Viertel, 1 Achtel, 7, Sechdzehntel und 
1 Elle, 2 Viertel, 2 ie, Sechszehntel. 
“) Oder beinahe 4 Elle, 2 Viertel, 11 Sechösehntel und 
1 Elle, 2 Dierteh, 1 Achtel, 12, Sechszehntel. 


Schau. 
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ſechs⸗ ein halb viertelige und ſiebenviertelige Weben und achtviertelige Schock⸗ 
und Stuͤck⸗ Leinwand von 1yoooor Iroooo Und 1raoos Ellen Breite”). 


$. 23. Die Schau: foll auch fernerhin durch Stempelmeifter und Schau: 
ämter verwaltet werden. 


Die Stempelmeifter fi find beflimmt, bie ſchaubaren Fabrifate der Weber 
($. 22.) in ihrem rohen Zuftande zu unterfuchen, und wenn fie nach $. 21. 
tüchtig befunden worden, zu ftempeln. 


Die Pflichten und Gefchäfte der Schaudimter enthält ber unten fol⸗ 
gende $. 48. 


$. 24. Geber Weberort muß an einen beftimmten Stempelmeifter ge⸗ 
wiefen, und jeder Stempelmeifter einem gewiffen Schauamte untergeordnet werden. 


$. 25. Da dad Schau-nftitut zugleich den Webern zum Vortheil 
gereicht, infofern es ihnen den Abfaß ihrer Fabrikate erleichtert, ohne ihnen 
Koſten zu verurfachen; fo ift zu erwarten, daß fie ihre fchaubaren Fabrikate 
auch ferner von felbft zur Unterfuchung einliefern werden. 
Wbeoer indeſſen für feine Fabrikate der Schau entbehren zu koͤnnen glaubt, 
dem foll hierin fein Zwang aufgelegt feyn. 


$. 26. Gleichergeftalt, wenn einige ober mehrere Leinen· Groß⸗ Handlun⸗ 
gen es vortheilhafter finden moͤchten, ſich mit denjenigen Webern, mit welchen 
ſie ohnehin ſchon durch gewoͤhnliche Abnahme ihrer Fabrikate in Verbindung 
ſind, oder mit einer gewiſſen Anzahl derſelben, durch freien Vertrag dahin zu 
vereinigen, daß ſie gegenſeitig der oͤffentlichen Schau entſagen, die Privatbe⸗ 
glaubigung an deren Stelle ſetzen, und etwanige Streitigkeiten durch ſchiedsrich⸗ 
terlichen Ausſpruch beſeitigen wollen, ſoll Died denſelben nicht nur, jedoch unter 
der Verpflichtung, der vorgefegten Regierung davon Anzeige zu machen, geftattet 
ſeyn, fondern ihnen zugleich zur Vermittelung folcher Verträge, auf ihr An⸗ 
fuchen, aller zuläffige Beiftand von der Regierung geleiftet werben. 


$. 27. Den Stempelmeiftern foll als Lohn für ihre Mühwaltung das 
Stempelgeld zu Theil werben; und zwar fuͤr jetzt nach den bisher uͤblichen 
Saͤtzen, naͤmlich: | 


1) Sechs Pfennige für ein Stüd fünf und fechsviertelige Leinwand oder - 
Schleier ($. 22. No. 1.); 
2) Acht 


*) Oder beinahe 1 Elle, 1 Viertel, s Achtel, Z Sechszehntel, 
Elle, 2 Viertel, 2, Sechözehntel und 
4 Elle; 2 Viertel, 1 Achtel, 12, Sechözehntel. 


- 
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2) Acht Pfennige fuͤr ein Stuͤck ſechs⸗ ein halbviertelige ober ſiebenviertelige 
Schock-Leinwand und für ein Stuͤck ſechs- ein halb» — ſieben-— fieben 
ein halb- oder achtviertelelige Schleier ($. 22. No. 2. und 3.); 


3) Ein Silbergrof hen für eine fechd=, ein halb⸗ oder fi iebenviertelige 
Webe, oder ein Stud dchtoiertelige Schoc⸗ und Stuͤck-Leinewand ($. 22. 
No. 4.). | 


$. 28. Diefes Stempelgelb muß der Weber, wie es in älterer zeit 
eingeführt war, und feit dem Jahre 1821. wieder hergeftelit ift, gleich bei Vor: 
legung des Stuͤcks, unmittelbar an den Stempelmeifter bezahlen; er foll Daffelbe 
aber von den Großhändlern beim Verkaufe der Waare zurüdempfangen, und 
zwar"über den bedungenen Kaufpreis. 


Großhändler, welche ſich der Wiedererflattung unter irgend einem Vor- 
wande weigern follten, haben für jeden einzelnen Fall eine Strafe von Zehn 
Thalern verwirft. 


9. 29. Wenn ein Weber fich) an einen Stempelmeifter wendet, welchem 
fein Wohnort zugewiefen ift (F. 24.), und wenn er das Stempelgeld ($5.27.28.) 
im Voraus erlegt; fo foll fein Fabrikat, infofern ed überhaupt zu den ſchau⸗ 
baren ($. 22.) gehört, ohne Widerrede zur Beſichtigung angenommen werden, 

$. 30. Den Stempelmeiftern ift unterfagt, von den Webern ein Meh⸗ 
reres, ald das Stempelgeld ($. 27.) betragt, unter welchem Vorwande es fey,. 
zu fordern oder anzunehmen; bei Strafe, ihred Amts fofort entlaffen, auch zu 
ſolchem für die Zufunft unfähig erklärt zu werden. | 

$. 31. Wird die Waare bei der Durchmeffung und Befichtigung nach 
Vorſchrift des $. 21. für tuͤchtig anerkannt; ſo bezeugt ber Stempelmeifter 
dieſes durch Aufdrucen des ihm anvertrauten Stempelß. 

Im entgegengefegten Falle wird das Stuͤck ohne Bezeichnung zuruͤck⸗ 
gegeben. | 

Der Stempel muß, wie e bieber, unterfcheidend angeben, weißer Stem⸗ 
pelmeiſter ihn fuͤhrt. 

$. 32. Stempelmeiſter, welche Waaren zur Schau annehmen, die nicht 


zu den fchanbaren ($. 22.) gehören; oder, welche untüchtige Waaren mit dem 


Echauftempel belegen; ober, welche die Länge ober Breite unrichtig bezeichnen: 
muͤſſen fofort, bei der erſten Kontravention, von ihrem Amte entfernt, und 
niemals wieder als Stempelmeiſter angeftellt werben. 


$. 33. Wenn ein Stempelmeifter die Annahme eines Waarenſtucks zur 


Schau, oder die Stempelung nach derſelben, verſagt, weil er das Stuͤck ent⸗ 
weder 


Verkehr 
zwifchen den 
Mebern und 
den Kauf⸗ 
leuten. 
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weder nicht fuͤr ſchaubar haͤlt, oder fuͤr untuͤchtig erkennt; ſo kann der Weber 


fordern, daß er ihm die Zuruͤckweiſung genuͤgend beſcheinige, um die weitere 
Entſcheidung bei dem vorgeſetzten Schauamte ($. 24.) nachzuſuchen. 


$. 34. Den Stempelmeiſtern wird zwar, wie bisher geftattet, auch ihre 
eignen, fo wie die Sabrikate ihrer Verwandten und Schmäger im erften ober 
zweiten Grade, felbft zu ſchauen und zu flempeln; fie müffen abet auf folche 
Waaren ihren Namen neben dem Stempel deutlich aufichreiben. 


Wer fich hierbei Unredlichkeiten zu Schulden kommen laßt, foll nicht nur 
fogleich bei dem erften Kontravenfiondfalle feined Dienfted auf immer entfeht, - 
fondern auch, nach dem Maaße ber Verſchuldung, mit polizeilichen Gefängniß- 
firafe bis auf vier Wochen belegt werden. 


$. 35. Die Stempelmeifter müffen die ihnen anvertrauten Etempel | 
forgfältig aufbewahren, und fie durchaus nicht in bie Hände unbefugter Per⸗ 
fonen gelangen laffen; bei gleichmäßiger Strafe unverzüglicher Dienftentfegung. 


$. 36. Wer für einen unbefugten Befteller Stempel fchneidet, fticht oder 
gießt, in ſofern hierbei ein bloßes Verſehen aus Nachlaͤſſigkeit zum Grunde liegt, 
hat eine Strafe von Zehn Thalern verwirkt; wer aber die Anfertigung, im 
Einverftändniß mit dem Befteller, zu befrägerifchen ‚Sweden, oder zu feinem 
- eigenen Gebrauch, unternommen hat; beögleichen, wer einen Stempelabdrud 
durch Nachahmung oder fonft verfaͤlſcht: foll zur Kriminal: Unterſuchung ge⸗ 
zogen werden. 


$. 37. Die Stempelmeiſter ſollen nur auf Kuͤndigung angeſtellt werden, 
damit ihre Entlaſſung ohne Weitlaͤuftigkeit erfolgen koͤnne, wenn ſie ihren Ob⸗ 
liegenheiten zu genuͤgen nicht geſchickt befunden wuͤrden, oder ſie vernachlaͤſſigen, 
oder auch in Anſehung des Schauweſens uͤberhaupt andere Einrichtungen noͤthig 
erachtet werden ſollten. 


$. 38. Auf den Leinwandmaͤrkten duͤrfen nur ſolche Gewebe feilgeboten 
werden, welche auf die halbe Breite gebrochen, in Buchform blaͤtterweiſe zuſam⸗ 
mengelegt und mit drei Heften verſchloſſen find, die vom Rüden- und Saals 
Ende mindeſtens vier Zoll abftehen, und durch Aufziehen der Echleifen- leicht 
geöffnet werden können; bei Strafe von Einem halben Thaler für jede 
Uebertretung. . 


$. 39. Mer rohe Gewebe verfauft, fie mögen gefchaut feyn ober nicht, 

® oder auch überhaupt nicht zu ben’ fchaubaren gehören, muß dennoch nicht nur 
Die andegebene Länge und Breite. berfelben, fondern auch bie. gleichmäßige 
Beinbeit Des Garns, und den gleichen Stand der ‚Bäben in Kette.und Schuß, 
ſo 


— 85 — 


ſo wie, daß das Gewebe ohne Scheuerritzen und andere Loͤcher ſey, ver⸗ 


treten; es ſey denn, daß er ſelbſt das Waarenſtuͤck beim Feilbieten als fehler⸗ 
haft bezeichnet haͤtte. 


Daß dieſes geſchehen ſey, ſoll angenommen werden, wenn bei der Keil 


bietung aus dem nach $. 38. zufammengelegten Gewebe, ein Zipfel an beiden 
Enden, wenigftend zwölf Zoll’lang, berausgehangen bat, und wenn zugleich 
anf diefen Zipfeln, und zwar bei gefchauten Stüden neben den Schauftempeln, 
ein 5. (fehlerhaft) mit Zinte deutlich gefchrieben, vorgefunden wird. 


$. 40. Derjenige Leinwand = oder Schleierfäufer, welcher auf ihm ange- 
tragene Waare, wider den Willen des Befißerd, fein von dieſem zurückgewiefenes 


Gebot ſchreibt, oder ſonſt irgend ein Zeichen darauf ſetzt, verfällt für jeden u 


einzelnen Fall in eine Strafe von Zehn Thalern. 


F. 41. Leinwandkaͤufer, welche wegen geſetzwidriger Bezeichnung der 
ihnen zum Kauf angetragenen Waare dreimal beſtraft worden ſind, ſollen ein 


Jahr lang von allen Märkten vom Ankaufe rober | Waaren ausgefehlofen 


werden. 


| $. 42. Wenn ein Bleicher ſchadhafte Gewebe zum Bleichen empfaͤngt, 
ſo kann er ſie binnen vierzehn Tagen dem Eigenthuͤmer zuruͤckgeben. 


Nach Ablauf dieſer Friſt ſoll angenommen werden, daß der Schaden 
durch ſeine Schuld entſtanden ſey, und er iſt alsdann zur Vertretung ver⸗ 
pflichtet. 


Bleichſcha⸗ 
den. 


$. 43. Unſern Regierungen zu Breslau und Bignig uͤberlaſſen Wir, Ausfübrung 


in ihren Bezirken, und wo dieſe ſich beruͤhren, den Umſtaͤnden nach, unter ges ven 


meinfchaftlichem Einverftändniffe, die Orte zu beftimmen, wo Stempelmeifter, n mung. 


und in welcher Anzahl angeftellt, fo wie diejenigen Weberorte, welche jebem 
Stempelmeiſter zugewieſen werden ſollen (9. 24.). 


$. 44. Den Kreislandraͤthen liegt ob, Die Stempelmeifter zu wihlen, 
ſie Ru ihren Dienſtgeſchaͤften anzuweiſen, zu vereidigen, und in Aufſicht zu 
halten 

Eben denſelben ſteht auch die Kündigung und Entlafung, den Entlaffenen 
jedoch der Rekurs an die vorgefegte Regierung zu. 


$..45. Die zur Zeit vorhandenen Schau= und Stempel = Utenfi lien find 
und bleiben Inventarienſtuͤcke. Die Stempelmeiſter ſind ſchuldig, dieſelben aus 
eigenen Mitteln in dienſttauglichem Stande zu erhalten. Was davon unbrauch⸗ 


bar wird, muß, auf Anordnung des Landraths, New angeſchafft, und die Aus: 


Yabrgang 1827. (ad No. 15, — 1083 — 1084.) © gabe 


der vorfichen» 


en Beflim- _ 
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gabe von bem Stempelmeifter erfegt werben. Sollten neue Stellen, außer den 
ſchon vorhandenen, -errichtet werben; fo muͤſſen bie dazu beftiimmten Stempel⸗ 
meifter die Koſten für die Utenfilien tragen, wogegen fie oder ihre Erben ſich 
| daruͤber mit ihren Nachfolgern vergleichen koͤnnen. 


G. 46. Die zur Zeit beſtehenden flädtifchen Schauaͤmter follen beibes 
halten, und den Umftänden nach, fo weit bie Regierungen es für nöfbig ers 


achten, vermehrt werben. 


$. 47. Jedes Schauamt foll aus einem fachkundigen Mitgliebe der 
DOrtöpolizeibehörde, ald Dirigenten, und aus zwei bis vier fachverfländigen 
Schaumeiftern aus dem Weberftande beftehen. 

Der Dirigent wird von ber Regierung beftellt, die Schaumeifter find 
von den Landraͤthen anzuſetzen. ($. 44.) 


Der Dirigent verwaltet fein Amt unentgelblich; die Schaumeifter zu⸗ 
ſammengenommen beziehen, in vorkommenden Faͤllen, das doppelte Schaugeld 
der Stempelmeiſter. 


$. 48. Die Beſtimmung ber Schauaͤmter iſt: 
a) Streitigkeiten zwifchen den Kaufleuten und Webern über ge= und verkaufte 
Leinenfabrifate, oder zwifchen jenen oder dieſen mit den Stempelmeiftern, 
» welche auf die Gefchaftsführung berfelben Bezug haben, ſchiedsrichterlich 
| zu entfcheiden; 


by) Kontravenfionen gegen dieſe Verordnung, in ſoweit ſolche die Schau 
betreffen, auf Anzeige eines Betheiligten, oder auf Anordnung der vor⸗ 
geſetzten Behörde, ſchnell und genau zu unterſuchen; wobei ſie die in An⸗ 
ſpruch genommenen Gewebe einer beſonders aufmerffamen Nachſchau zu 
unterwerfen haben. 


In beiden Fällen hat berjenige wel, wider welchen entſchieden wird, 
die Koſten zu tragen. 


$. 49. Die Schaumelfter | in den größern Städten follen zunaͤchſt den 
Magiſtraten untergeordnet. ſeyn; in den kleinern Städten hingegen, und, wo 
.. 8 .etwa der Fall wäre, in den Dörfern, find die Regierungen ermächtigt, nach 
Maaßgabe der örtlichen WVerhältniffe, die Behörde zu beflimmen, weiche den 
Schauaͤmtern zunächft vorgeſetzt ſeyn ſoll. 


$. 50. 
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$. 50. Saͤmmtliche Schaubeamte, ſowohl die Stempelmeiſter, als bie 
ſachverſtaͤndigen Mitglieder der Schauaͤmter, ſind zwar, als Organe der Lan⸗ | 
beöpolizei-VBerwaltung, mithin ald Staatöbeamte, zu betrachten; wie aber bereits 
($. 37.) in Anſehung der Stempelmeifter\werorbnet ift, daß fie nur auf Kuͤn⸗ 
digung angeftellt werden follen, fo foll eben dieſes, aus benfelben Gründen, 
auch bei den ſachverſtaͤndigen Mitgliedern der Schauaͤmter beobachtet werden. 


$. 51. Die Stempelmeifter und die Echaudmter follen von Unfern 
Regierungen mit Inftruftionen verfehen werben, worin zugleich beftimmt werben 
muß: welches Derfahren die Beamten biefer Klaffen bei ber Waaren-Be⸗ 
fihtigung zu beobachten haben; wie und wo die Gewebe von ben Stempelmei⸗ 
ſtern zu bezeichnen ſind, um eine gewiſſe Laͤnge, Breite und innere Beſchaf⸗ 
fenheit derſelben anzudeuten; auch in welcher Art die Stempelmeiſter bei etwa⸗ 
nigen Hinderungen vertreten werden koͤnnen. 


Ueber den ſpeziellen Inhalt dieſer Inſtruktionen haben beide Regierungen = 


ſich zu vereinigen, oder nöthigenfalld bie Entfheidung Unſers Minifters des 
Innern einzuholen. | 
G. 52. Die flädtifchen und Ländlichen Ortspolizeibehoͤrden ſind zunaͤchſt 

verpflichtet, uͤber die Befolgung dieſes Geſetzes zu wachen. 

Den Kreis⸗Landraͤthen liegt ob, fie dabei unausgeſetzt in Aufſi cht | 
zu halten. | 

$. 93. Bei denjenigen Perſonen, welche nach $. 5. in. ihren Behaus 
fungen feine andere ZBeifen, ald geeichte, dulden ſollen, müffen bie Weifen all- 
jaͤhrlich, wenigftend einmal, revidirt werden. 


$. 54. Eben fo oft ift bei den Webern die Befichtigung der Blätter 
vorzunehmen, ob fie verbotwidrig (SS. 17. 18.) unbezeichnete, oder unvoll⸗ 
ſtaͤndig bezeichnete Blaͤtter fuͤhren. 

$. 55. Die Marktpolizei⸗Behorden ſollen an jedem Markttage auf den 
Flachs⸗Maͤrkten einige feilgeſtellte Flachskloben willkuͤrlich auswählen, und nach⸗ 
ſehen, ob ſie (F. 2.) ſo gebunden ſind, daß den Kaͤufern die innere Beſchaffen⸗ 
heit des Flachſes nicht betruͤgeriſch verſteckt iſt. 

Desgleichen ſollen ſie auf den Garnmaͤrkten einige autgebotene Buͤndel 
Handgarns an ſich nehmen, und ſich uͤderzeugen, ob fie in Weiflange— Gebind⸗ 
und Faͤdenzahl ($. 3 richtig find, Ä 

S2 | $. 56. 


..$. 56. Werden den Ortöpolizei- Behörden, und namentlich den Aufſe⸗ 
bern der Flachs-, Garn: und Leinwand: Märkte, Uebertretungen dieſes Geſetzes, 
Durch wen es immer fen, angezeigt; fo müffen fie ungefaumt zur Aufnahme 
des Thatbeftandes fehreiten, und bie Gegenftände, welche zum Beweiſe der 
Kontravention dienen können, fofort unter Befchlag legen. 


$. 57. Alle durch einzelne Beamte ermittelte Uebertretungen möffen dem 
nächftvorgefeßten Polizei = Dirigenten ohne Auffchub gemeldet werden, damit 
derfelbe die nähere Unterfuchung durch Vernehmung ded Denunzianten, der 


etwanigen Zeugen und bed Angefchuldigten, bienfigemäß entweder felbft verans - 


laffe, und darauf entfcheide, oder Die Sache zur Kenntniß des Landraths bringe. 


.- FS. 58. Ueberſteigen Die Geldſtrafen und der Werth des zu konfisziren⸗ 
den Gegenſtandes, zuſammengenommen, nicht die Summe von Zehn Thalern; 
ſo hat der Landrath, den es angeht, das Strafreſolut abzufaſſen, es zu publi⸗ 
ziren, und wenn der Verurtheilte den Rekurs nicht binnen 10 Tagen anmeldet, 
zu vollziehen. 

Der Rekurs gehet lediglich an die vorgeſetzte Regierung. 


$. 59. Wenn dagegen die Geldſtrafe und der Werth des zu koͤnfiszi⸗ 
renden Gegenftandes, zufammengenommen, mehr ald Zehn Thaler betragen; 
fo wird dad Reſolut von der Regierung abgefaßt, an welche der Landrath die 
Alten einzufenden bat. 
| Will der Denunziat fich bei dieſem nicht beruhigen; fo kann er binnen 
Zehn Tagen auf richterliches Erkenntniß anfragen, oder, unter Berzichtleiftung 
auf dieſes, fü ch an Unſern Miniſter des Innern wenden, bei deſſen Entſchei⸗ 
dung es ſein Bewenden behaͤlt. 


§. 60. Saͤmmtliche Seldftrafen. (5. 5. 9. 11. 12. 14. 16. 28. 36. 
38. 40.) follen zur Armenkaſſe besjenigen Orts fließen, wo das Vergehen ent- 
deckt worden ift, nach Abzug des dritten Theil, welcher dem Denunzianten 
zufallen foll, felbft dann, wenn berfelbe von Amtswegen zur Aufſi cht. und 
Anzeige verpflichtet war. 


$.:61. Iſt der Verurtheilte zur Erlegung der Geldſtrafe unvermoͤgend, 


ſo ſoll dieſelbe in Arreſt oder Strafarbeit in der Gemeinde verwandelt, und 


dabei die Strafe von Fuͤnf Thalern einer achttaͤgigen Gefaͤngnißſtrafe gleich 
geachtet werden. 


Die 


— 


— ss — 


Die Verwandlung der Geld - in Sefängnißftrafe foll | Durch dieſelbe 
Behörde erfolgen, welche das Strafrefolut abgefaßt hat. 


$. 62. Mit der Einnahme aus dem Verkaufe der Konfisfate ( SI. 5. 
6. 17. 18.) foll e8, wie mit den Geldftrafen ($. 60.), gehalten werden. 


$. 63. Konfiszirte Gegenftände Dürfen nicht eher verkauft werben, 
als bis fie in denjenigen Zuftand gefeßt worden, welchen Die gegenwaͤrtige 
Verordnung fuͤr den Verkehr mit denſelben vorſchreibt. | 


$. 64. Sollte fih ein Blattbinder weigern, ‚Die von dem Landrathe 
verfügte Umarbeitung eines Blattes (ſ9. 12. 14.) vorzunehmen, fo iſt der 
Landrath berechtigt, ihn Dazu durch die bereifeften Zwangsmittel anzuhalten. 


- 9 65. . Daß eine unrichtige Kette ($. 19.) durchgefchnitten, ober falfche 
Weifen und MWeberblätter ($$. 5, 17.18.) vernichtet werben; Diefed anzuordnen, 
ftehet auf dem Lande dem Landrathe, in den Städten den Polizei» Obrigkeiten 
zu, und es foll Dagegen fein Rekurs ftatt finden. 


$. 66. Suspenfion der Gewerbe-Befugniß (H. 44.) wird gleich: 
falld durch die Landrathe, und wenn die Betroffenen fich bei deren Beftim- 
mung nicht beruhigen wollen, durch die Negierung feſtgeſett, wobei es ſein 
Bewenden behaͤlt. 


Aufhebung der Gewerbe⸗ „Befugniß aber (SS. 7. und 15.) wird durch 

die Regierung, und- wenn bie Betroffenen bei deren Beftimmung fich nicht bes 

ruhigen wollen, Durch das Minifterlum des Innern feftgefegt, wobei es ebenfalls’ 
fein Bewenden behält. 


$. 67. Eben fo verfügen Die Landräthe die $. 34. angedrohete Se 
fängniß » Strafe. Im Ball der Beſchwerde entfcheidet Die Regierung ohne 
weitern Rekurs. | 
$. 68. Wird Semand beſchuldigt, gegen bie Beſtimmungen der SS. 16. 


und 36. fich vergangen zu haben, und tritt der Verdacht abfichtlicher Ueber: 
‚tretung biefer Verbote hervor; fo müfjen die Ortöpoligeis Behörden davon in 


allen Faͤllen dem vorgefeßten Kreiß-Landrathe Kenntniß geben, welcher bie, _ 


Anzeige weiter zu verfolgen und Die inftruirten Akten bei der Regierung einzus 
reichen hat, Damit ber Fall, nach Befinden, zur weitern Unterfuchung durch Den 


Kriminalrichter an die kompetente Juſtizſtelle gebracht werden koͤnne. | 
| Die 
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Die Regierungen haben zwecdienliche Anordnungen zu treffen, daß Die 
Landraͤthe und Ortöpoligei-Behörden von den entfchiedenen Beftrafungen gegen- 
feitig in Kenntniß gefeßt werden, um beurtheilen zu koͤnnen, ob dieſes oder jenes 
nach der gegenwärtigen Verordnung beftrafte Individuum zum 1ften, 2ten oder - 
sten Male über einer diesfälligen Unrichtigfeit betroffen worden ift. 


Diefe Verordnung foll fpäteftens fechd Monate nad) ihrer Belanntmachung 
überall in Kraft treten. . 


Wir beauftragen Unfern Minifter ded Innern, das Weitere zu verfügen, 
und befehlen Allen, die es angeht, fich hiernach zu achten. 


Gegeben Berlin, den 2ten Juni 1827. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Shudmann. 


(No. 4084.) 


| — 11 — 
(No. 1084.) Wllerhöchfte Kabinetdorber vom 13ten Juli 1827., bie Erweiterung ber Kos 


petenz ber Gerichtöämter bei den nach ber Iofrution vom Aten Mai 1820, 
organifirten Gerichten betreffend. 


MM Morbehalt der allgemeineren Beflimmungen, welche ſich nach erfolgter 
Kevifion.der Gerichtöordnung als nothwendig und zweckmaͤßig ergeben werben, 
genehmige Sch, ald vorläufige Maaßregel, die von Ihnen in dem Berichte 
vom Iten d. M. in Antrag gebrachte Erweiterung der Kompetenz der Gerichts: 
Aemter bei den nach ber Inſtruktion vom Aten Mai 1820.. organifirten Ge: 
richten, und fee demnach folgende Abänberungen des $. 10. der gebachten 
Inſtruktion hierdurch feft: 

4) Letztwillige Verordnungen konnen, wenn die Teſtatoren nicht die Aufbe⸗ 
wahrung im Depoſitorium des Landgerichts verlangen, auch bei den Ge⸗ 
richtsaͤmtern in einem im Geſchaͤftslokal unter dem gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
ſchluß des Richters und des Aktuarius aufzuſtellenden Behaͤltniſſe guͤltig 
aufbewahrt und zu ſeiner Zeit publizirt und aͤusgefertiget werden. 

2) Vermoͤge eines perpetuirlichen Auftrags gebuͤhrt den Gerichtsaͤmtern die 
Leitung aller Vormundſchaften uͤber ihre Gerichts-Eingeſeſſenen, wenn 
das Geſammtvermoͤgen ber Pflegebefohlenen nicht uͤber Zweihundert Thaler. 
betraͤgt. Die Aufbewahrung des dazu geeigneten Vermoͤgens ſolcher Pflege⸗ 
befohlenen erfolgt in den Depoſitorien der Landgerichte. Eben ſo wird 


3) den Gerichtsaͤmtern die Inſtruktion, das Erkenntniß und die Vollſtreckung 
der rechtskraͤftigen Urtel in allen Prozeſſen, welche einen Gegenſtand bis 
zu Einhundert Thalern einſchließlich betreffen, uͤbertragen. 


Ich uͤberlaſſe Ihnen, dieſe Beſtimmungen durch die Geſetzſammlung. be⸗ 
kannt zu machen und die zur Ausfuͤhrung derſelben erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. 


Berlin, den 13ten Juli 1827. 


Friedrich Wilhelm. 
An | | 


den Staats⸗ und Fuftizminifter Grafen von Dan delmann: 





Berich 


® 
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Berid tig 1 9. 


2 

Sm Abdruck der Allerhöchften Order vom 30ften SSuni 1827. No. 12, der 
diesjährigen Gefeßfammlung Seite 78., Zeile 13. 14. muß anflatt, „2äften | 
Mai 1818.” gelefen werden: „Iten Mai 41818.” 


Berlin, den 16ten Auguft 1827. 


Das Staatöminifterium. 


v. Shudmann.. Graf v. Lottum. Graf v. Dandelmann. 
Fur den Kriegsminifier in deſſen Abweſenheit: Kür das Miniftertum der auswärt. Angelegenheiten: 
v. Schoͤler. v. Schoͤnberg. -_ 
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Geſetz Sammlung 
für die 
Königlichen Dreußifben Staaten 





— No. 16. — 





(No. 1085.) Verordnung, wegen ber nach dem Geſetze vom 27ften Diärz 1824, vorbehalte 
nen Beſtinnaungen für bie Rhein Provinzen. Dom 13ten Juli 1827. 


| MW Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koni von 
Preußen x. ı.  . 

haben über bie einer befondern Verordnung borbehaltenen näheren geſtſehun 

gen einiger in Unſerm Geſetze vom 27 ſten März 1824., wegen Anordnung der 

Provinzialftände in den Nheinprovinzen enthaltenen Vorſchriften, die gutachts 

lichen Borfchläge Unferer, auf dem Landtage verfammelt ;gewefenen; getreuen 


Stände vernommen und ertheilen nunmehro Darüber die nachfiehenben befonbern | 


DBeflimmungen. - 
Artikel L 
Nachdem die Grafſchaft Wied⸗Runkel dem Fuͤrſten von Neuwied an⸗ 
heimgefallen iſt, Wir auch dem Fuͤrſten von Hatzfeld fuͤr ſeine Herrſchaft 
Wildenburg⸗Schoͤnſtein, nicht minder den Fuͤrſten von Salm-Reifferfcheidt« 


ad 6. 2. 1. 


Dyk für fein großen Theil aus ehemaligen reichdunmittelbaren Befigungen 


geftifteted Majorat Virikftimmen im Stande der Bürften verliehen haben, bee 
nieht diefer Stand aus . 
dem Fürften von Solms⸗Braunfels; 
dem Kürften von Solms- Hohenſolms-Lichz 
dem Fuͤrſten von Wied; 
dem Fuͤrſten von Zabfeid; 
dem Fuͤrſten von Salm⸗Reifferſcheidt⸗ Dyk. 
Artikel II 
Zum Stande der Ritterſchaft qualifizirt nach dem Geſetze (bie nötbige 
perſoͤnliche Qualififation vorausgefegt) der Beſitz eines ehemals reichBritterfchafts 
lichen oder landtagefähigen Gutes in der Provinz, von welchem wenigſtens jährs 
lich eine Grundfteuer von Ganf und Siebenzig Thalern ale Hauptſteuer ent⸗ 
richtet wird. 
Jahrgang 1827. No. 16. — (Wo. 1085 — 1088.) 7 Art. IH. 


(Uußgegeben zu Berlin ben 25flen September 1827.) 


«d 5. 8. 1. 


ad $. 8, 2. 
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| Artifel- IIL 

Das Normalfahr; in welchem . die gedachte Steuer entrichtet worden feyn 
muß, ift dad Jahr 1824. ft feitdem die Subſtanz des Guted vermindert 
worden, fo treten die Art. XVI. feitgefebten Grundfäge ein. Dahingegen foll 
ein im Jahre 1824. durch feine Grundſteuer zur Ritterſchaft geeignet geweſenes 
Gut auch ferner dazu qualifiziren, wenn die Steuer ohne Verminderung ber 

Subſtanz durch die Kataftrirung heruntergefegt worden ift. 

Artikel IV. | 

Beim gemeinfchaftlichen Beſitze eines Ritterguts, welcher Bruͤdern oder 
mehreren Mitgliedern eines Geſchlechts zuſteht, iſt einer der Mitbeſitzer in’ der 
Ritterfchaft flimmfähig und wählbar, Dagegen befähigt der Befig mehrerer 
nicht konſoͤlidirten Eleinen ablichen, Güter, deren ichsß einzeln weniger ald 75 
Thaler jährlich entrichtet, nicht zur Theilnahme am Stande der Ritterfchaft. 
—— iſt Dazu der Beſitz eines; hauptſaͤchlich aus altritterſchaftlichen ehemals⸗ 
ndtagsfaͤhigen Grun Tücken beſiehenden konſolibeeten Gutes, welches die er⸗ 
waͤhnte Grundſteuer als Minimum entrichtet, erforderlich. Die mit einem ſolchen 


„Gute konſolidirten andern Pertinenzien können jedoch zu Erfallung des gedachten 


Steuerbetrages mit angerechnet werden. 
Artikel V. 

1 Nach dieſen Grundſaͤtzen ſoll Unſer Landtags⸗ Kammifarius eine , Datri- 
kul der zu. dieſem Stande gehörigen Güter, nad) den Kreifen geordnet, entwer⸗ 
fen, zu deren Prüfung Wir eine aus acht Mitgliedern, nämlich aus zwei von 
jedem Stande, beftehende fländifche Kommiffion beflimmen, deren Mitglieder 
der Kommiffarius aus den Fürften und Deputirten zum Provinzial Landtage 
zu waͤhlen hat. Dieſer Kommiſſion ſollen alle Beweiſe uͤber die Eigenſchaften 
eines in die Matrikul aufzunehmenden Gutes und deſſen Zubehoͤrungen vor⸗ 


gelegt werden. 


Die Entſcheidung uͤber die etwa ſich ergebenden Erinnerungen und die 

Beſtaͤtigung der Matrikul behalten Wir Uns Allerhoͤchſtſelbſt vor. 
Artikel VL — 

In dieſe Matrikul ſollen kuͤnftig auch die von Uns mittelſt beſonderer 
Urkunde zu landtagsfaͤhigen Ritterguͤtern zu erhebenden Beſitzungen aufgenom⸗ 
men werden. Vorbehaͤltlich der Begnadigung mit dieſer Verleihung aus beſon⸗ 
dern Ruͤckſichten, wollen Wir dieſe Bevorrechtung ‚angebeihen laſſen: 

1) denjenigen, welche, unter Beobachtung der in Unſerm Allgemeinen Land⸗ 
rechte Thl. II. Tit. 4. $. 47. und ff. aufgeſtellten Grundfäge, einen Inbe⸗ 
griff von laͤndlichen, in der Provinz gelegenen Grundſtuͤcken, welche min⸗ 
deſtens einen Rein⸗Ertrag von 2500 Rthlr. jährlich gewaͤhren und von 
allen gutsherrlichen Laſten frei ſind, zu einem Familien⸗Fidei⸗-Kommiß 
ſtiften, für fie und ihre Nachfolger im Fidei: Kommiß. 
—.. Wir 


> Wir wollen. jedoch: hin 


. 5) auch Unſern auf den dortigen kandtagen verſammelten Ständen der Rit⸗ 


terfchaft verftatten, Uns zus Aufnahme in ihren Stand auch Beſitzer fol 
cher Güter, welche wenigſtens Eintauſend Thaler Rein⸗Ertrag gewaͤhren, 


von allen gutsherrlichen Laften frei find, und ald ein Ganzes bewirth- 


fchaftet‘ werden .Fönnen, in Vorſchlag zu bringen, . 
Artikel .VIL. .. — 

Zur Mahl der der Kitterfchaft äugewiefenen fünf und zwanzig Abgeord⸗ 
neten werden zwei Bezirke gebildet: 

1) aus den Regierungsbezirken Coͤln, Coblenz und Trier; 
2) aus den Regierungsbezirken Duͤſſeldorf und Aachen. 

In dem erſtern ſind zwoͤlf, in dem zweiten dreizehn Abgeordnete zu waͤh⸗ 
len. Es ſoll jedoch im erſtern Wahlbezirke aus jedem der Regierungs⸗Depar⸗ 
tements Trier, Coblenz und Eoͤln, im zweiten aber aus den Departements 

Aachen und Duͤſſeldorf und dem ehemaligen Regierungsbezirke Cleve vorweg 
ein dort angeſeſſener Rittergutsbeſitzer, und fuͤr jeden derſelben' ein ebenfalls 


dort angeſeſſener Stellvertreter von ‚der Geſammtheit der Wähler erwaͤhlt wer⸗ 


den. Die übrigen Deputirten werden, ohne Rüdficht auf die Lage ihres Beſitzes, 
aus bes Sefammtheit der Wahlfähigen Durch Stimmenmehrheit ernannt, eben 
fo die nach vollbrachter Wahl der Deputirten befonderd: zu wählenden Stellver: 
treter. Letztere vertreten in Behinderungsfällen die Deputirten des Wahlbe⸗ 
zirfö, zu welchem fie felbft gehören, und Treten nach der Zahl der Stimmen, 
welche ſie fuͤr ſi ft ch gehabt haben, ein. 


Wenn einer der aus den Kegierungäbezirfen befonbers gewählten Depu⸗ 


tirten und zugleich deſſen Stellvertreter behindert ift, fo wird’ er, dafern unter 
den aus der Sefammtheit gewählten Stellvertretern noch einer aus Dem betreffen- 


den Regierungsbezirke vorhanden iſt, durch dieſen erfegt, im entgegengeſetzten 


Falle aber durch denjenigen der noch nicht einberufenen Stellvertreter aus ber 
Sefammtheit, welcher die wmeiften Stimmen für fich gehabt bat. 
....: Artikel. ‚VIII. 


Bon den, den Städten: zugetheiten 25 > Ranbtag + Abgeordneten erhalten 
a) Die Städte: 


Cöln.. — lin eo 2 Abgeordnete 
Yachen . I EWENSETWERLNERETE NT TEN T I I De rn co ereene ii > 
Duͤſſeldorf. ........... | —— EEE Er 4 ⸗ 
u Coblenz ............................... v......... 1 ⸗ 
mer. Trier — 4. * 
er ‚Elberfeld . —EXX 1 ::. 
Barmen... IRKTERERTEITEERRILZEFLELERKELT EN TG .. u .. 
Crefeld.. ...... ..... ............. . . . 2.. 


Zufamme 1... 9 Mogeorbnete. 
j T 2 b) zur 
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b) zur gemeinfchaftlichen Wahl von Abgeordneten werben vereinigt Die Stäbte 
und Orte: 
Kreuznach, Kirn, Sobernheim, St. Goar, Boppard, 
Oberweſel, Bacharach ...................... zu 1 Abgeordneten 
Stromberg, Trarbach, Zell, Cochem, Mayen, 
Andernach, Archweiler, Sinzig, Remagen, - 


Emmen ......... U oreeen enter nee 1 2 
Ehrenbreitſtein, Vallendar, Bendorf, Neuwied, 

Linz, Wetzlar, Braunfels.................. 21 ⸗ 
Saarlouis, Saarbruͤcken mit St. Johann, Dttweiler » 1 ® 
Merzig, Pruͤn, Bitburg, Wittlich, Bernkaſtel, 

Saarburg ................................. 21 
Montjoie, Gupen, Malmedy, St. Virh....... 4 ° 


Düren, Gemuͤnd, Stolberg, Burtfcheid ....... » 1 ⸗ 
Juͤlich, Eſchweiler, Heinsberg, Erkelenz, ðelen— 

kirchen incl. Huͤnshoven .................... 21 ⸗ 
Bonn, Muͤnſtereiffel, Enskirchen, Zuͤlpich. ..... 
Deutz, Muͤhlheim a. Rhein, Gladbach, Gummers⸗ 

bach, Wipperfuͤrth, Piegburg, Koͤnigswinter 1 . 
Ratingen, Kaiſerswerth, Angermünd mit Gerres⸗ Ä 

heim, Mettmann, Hardenberg mit Langenberg, 

Wülfrath, Valbert, Kronenberg. ........... 21 ⸗ 
Duisburg, Muͤhlheim a. d. Ruhr, Eſſen, Kettwig, 

Werden, Ruhrort, Dinslaken, Emmerich, 


u 
ei 
u 


% 


Cim Kreife Reed) Reed, Iſelburg ..........- 4 ⸗ 
Cleve, Weſel, Goch, Geldern, Rheinberg, Meurs, 
Orſoy, Xanten ............................ 21 ⸗ 


Neuß, Grevenbroich, Webelinghofen, Gladbach, 
Vierſen, Dahlen, Odenkirchen, Rheydt, Uerdingen, 


Kempen, Suͤchteln, Duͤlken, Kaldentirchen...... 4 . 
Lennep, Ronsborf, eüftringhaufen, Rade vormWald. 
Burg, Huͤkkeswagen....................... 21 ⸗ 


Solingen, Remſcheid, Dom, Graͤfrath, Wald, 
Höhefcheid. mit Meiswinkel, Burfcheid mit Side 
lingen, Opladen mit Neukirchen, Hittorf.. 21 ⸗ 
| Zufammen.. 16 Abgeordnete. 
Bei den Wahlen Bonkurriren bloß bie ebengenannten: Orte felbft und die in 
ben Feldmarken derfelben gelegenen ftäbtifchen Etabliffements, Die mit ihnen in 
einem Buͤrgermeiſterei⸗Verbande ſtehenden Doͤrfer dagegen werden zu den Wahlen 
der kandgemeinden gezogen. EEE W 
as 
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Maß bie mit Kollektivſtimmen verſehenen Städte anlangt, fo behalten Wir 
Und, nach Regulirung ded Kommunalweſens wegen anderweiter Beftimmung 


ihrer Verbände, Entfchließung vor. 
Für jeden ftädtifchen Abgeordneten follen infähro zwei Stellvertreter 
gewählt werben, welche nach der bei ber Wahl derſelben ſtattgefundenen Stimmen⸗ 


mehrheit einruͤcken. 
Artikel IX. 
Zur Vertheilung der den Landgemeinden beſtimmten 25 Landtags⸗Abge⸗ 


ordneten, werben nach Dem Umfange der dermaligen Regierungöbezirte 5 Wahl⸗ 


Bezirke gebildet, und hiernach zugewiefen: 


1) dem Wahlbezirke Eoln....................... 4 Abgeordnett 
2) ⸗ ⸗ Duͤſſeldorf................. 6 ⸗ 
3) ⸗ ⸗ Aachen ....... .............. 4 ⸗ 
4) ⸗ Coblenz .................... 6 
5) ⸗ ⸗ Trier.......... ............. 5 


Zufammen. .25 Abgeordnete. 


Dem Landtagstommiffarius bleibt Kberlaffen, den Wahlort zu beflimmen, 
und dafern in einem Orte gewählt wird, in welchem Eein Landrath ifl, einen 
benachbarten Landrath zum Wahlkommiſſarius zu ernennen. Wir behalten Uns 
jedoch wor, nach Negulirung des ländlichen Kommunakvefens, nach Befinden 
die Abgeoröneten auf die dann zu errichtenden Sammtgemeinden fpezieller zu 


vertheilen. 
Artikel X. 


Der Betrag der die Wahlfähigkeit im Stande der Städte begrůndenden 


Grund⸗ und Gewerbeſteuer⸗-Entrichtung wird beſtimmt: 
a) in den zu Virilſtimmen berechtigten Staͤdten auf 30 Thaler, einſchließlich 
._ wenigftens 18 Thaler Gewerbeſteuer; 
b) m den zu einer gemeinfchaftlichen Stimme berechtigten Stäbten und Oer⸗ 
tem auf 15 Rihlr., einfchließlich mindeſtens 8 Rthlr. Gewerbefteuer, 

Stäbtifche Grundbefiger, welche Vertreter der Gemeine find, werben 
den Magiftratöperfonen in Beziehung auf die Wahlfäpigkeit zum Abgeordneten 
gleich geachtet. 

Die Gewerbeftener, welche von KRomyagnie- Handlungen entrichtet. wird, 
kann einem ber Theilnehmer einer ſolchen Handlung, nicht aber mehreren der⸗ 
ſelben zu gleicher Zeit in Beziehung auf feine Wahlbarken im Stande der 
Staͤdte zu gut gerechnet werden. 

Der Betrieb bed Ackerbaues auf ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken iſt für ein ſtaͤdti⸗ 
ſches Gewerbe zu achten. Die auf ſtaͤdtiſcher Feldmark wohnenden Grunds 
befiger, werden den ftädsifchen gleichgeſtellt. er 


ads, st. 


ad $. 22. 
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Auch follen ſtaͤdtiſche Grumdbefiger, die zum minbeflen 10 Jahre lang 
ein. fkdbtifches Gewerbe ‚betrieben, von demfelben aber fich zurücgezogen haben, 


gleich den wirklichen Gewerbetreibenden waͤhlbar ſeyn. 


Artikel XI. J 

Der Betrag der von einem Abgeordneten der Landzemeinden zu entrich⸗ 
tenden Grundſteuer wird auf zwanzig Thaler beſtimmt. In den Gegenden 
jedoch, in welchen der Gewerbebetrieb mit dem Grundbeſitz verbunden zu ſeyn 
pflegt, ſoll ein Steuerbetrag von zwanzig Thalern an Grund und Gewerbe⸗ 
ſteuer zuſammen, die Waͤhlbarkeit begründen. 

Artikel XII. 

In den zu Virilſtimmen berechtigten Staͤdten waͤhlen kuͤnftig nach Ein. 
führung der Städteordnung die von den flimmfähigen Bürgern, als erften 
Mäplern zu ermäßlenden Stadtverordneten, die Landtags » Deputirten und 
Stellvertreter. 

Dagegen wählen. in den zu Kollektioftimmen berechtigten Städten bie 
Stadtverordneten aus ihrer Mitte in den Städten von weniger ald 150 Feuers 
ſtellen einen, in den Staͤdten groͤßern Umfangs aber auf jede 150 Feuerſtellen 
einen Waͤhler, welche denn aus dem ganzen Waptbeirt zur Wahl des Abgeords 
neten und der Stellvertreter zuſammentreten. 

Artikel XIII. 

Die Bezirkswaͤhler zur Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden, wer⸗ 
den kuͤnftig nach Regulirung des laͤndlichen Kommunalweſens von den Gemein⸗ 
deverordneten jeder Sammtgemeinde aus ihrer Mitte erwaͤhlt. Das Weitere 


| wird nad Publikation der Kommunal= Ordnung beftimmt. werben. 


ad $. 14, 


Artikel XIV. 

Den ehemals unmittelbaren Reichsſtaͤnden ift der Zutritt zum Landtage 
zur nach Ableiftung der $. 3. der Inſtruktion vom Zoſten März 1820. vors 
gefchriebenen Huldigung, den fonfligen Inhabern von Birilfiimmen aber und 
den Rittergutöbefißern, welche im Auslande wohnen, ift diefer Zutritt, nicht 
minder den legteren bie Theilnahme an den Wahlen nur nach Leiſtung bes 
Homagii geſtattet. 

Artikel XV. 

Wenn ein Landtagsabgeordneter bei der Eröffnung bes Landtags bis zu 
Ablauf der erften von diefem Zeitpunfte an laufenden Woche zu erfcheinen be= 
hindert ift, fo verbleibt der für ihn: einberufene Stellvertreter für die ganze 
Dauer des Landt Mitglied deffelben, der Abgeordnete aber geht unterdeſſen 
in die Stellung * llvertreters uͤber. 

Artikel XVI. 

Die Landtagsfaͤhigkeit eines Rittergutes geht durch Iefihdelung vers 
loren: 

1) bei 
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1) bei Guͤtern, welche mehr als Eintauſend Thaler Rein⸗Ertrag gewaͤhren, 
wenn ſolcher bis unter dieſen Betrag vermindert wird; | 
2) bei Fleineren Gütern fofort nach jeder Verminderung ihrer Subftanz. 
Artifel XVII 
Was den zur Landtagsfähigfeit fämmtlicher Abgeordneten erforderlichen 
zehnjährigen Beſitz anlangt, fo beftimmen Wir, daß bie Abtretung eined Grund- 


ſtuͤks vom Vater an den Sohn bei Lebzeiten des Erfteren, und in der Ritterfchaft 
die Sufzeffion der Seitenverwandten in einem Lehnſtamm⸗ oder Fideikommiß⸗ 


Gute, welches von einem gemeinſchaftlichen Stammvater herruͤhrt, der Verer⸗ 
bung in abſteigender Linie gleich geachtet werden ſoll. 
Artifel. XVIII. 
Die Landtags - Abgeordneten erhalten für jeden Tag ihrer Anweſenheit beim 
Landtage und der Hin- und Zurücreife Drei Thaler an Diäten und Einen Thaler 
Zehn Silbergrofchen an Reifekoften für jede Meile hin und zuruͤck. Die Beiträge 


Dazu und zu den fonftigen Landtagskoſten, follen zwar nach dem Verhältniffe der . 


Grund: und Gewerbefteuer auf die Gemeinden repartirt, von den leßtern aber 
ihre Quoten aus den Kommunalfaffen gedect und, da noͤthig gleich den andern 
Kommunalbeduͤrfniſſen aufgebracht werden. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Bei⸗ 
druͤckung Unſers Koͤniglichen Inſiegels. 

Gegeben Berlin, den 13ten Juli 1827. 


LS) Zriedrich Wilhelm 


Friedrid) Wilhelm, Kronprinz. 
v. Shudmann. Graf v. Lottum. Graf v. Bernstorff. 
Graf v. Danckelmann. Faär den Seigsminien v. Schöler. 


> * 





(No. 1086.) Verordnung , wegen der nach dem Geſetze vom 27ſten Maͤrz 1824. vorbehalte⸗ 
nen Beſtimmungen für Die Provinz Weſtphalen. Vom 13ten Juli 1827. 


Mr Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden , König von 
Preußen x. x. 


haben uͤber die einer beſondern Verordnung vorbehaltenen ndberen Feſtſetzungen 
einiger, in Unſerm Gefetze vom 27ften März 1824. wegen Anordnung ber Pro⸗ 
vinzialftände in Weſtphalen enthaltenen Beſtimmungen, die gutachtlichen Bor: 
fchläge Unferer, auf dem Landtage verfammelt gewefenen, getreuen Stände ver- 
nommen, und ertbeilen Darüber nunmehr die nachſtehenden befondern Boribrtien 

rt... 


N 


2dg.5.1 


ad $, 56. | 
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Artikel 1. 


zu 55.A. u. 22. Nachdem der Fuͤrſt vom Salm⸗Kyrburg feine ſtanbesherrliche Be⸗ 
ſihung veraͤußert hat, und Wir die Unſerm Staatsminiſter Reichsfreiherrn 
vom Stein gehörenden Beſitzungen Sappenberg und Scheba zu einer Here 
ſchaft mit Virilſtimme im Stande der Fuͤrſten und Herren erhoben haben; fo 
befiept diefer Stand gegenwärtig aus 
4) dem Herzoge von Aremberg, 
| 2) = Büren von Salm:Salm, 
oo 3) = Fuͤrſten zu Sayn⸗ MWittgenftein- Berleburg, 
| 4) = Fuͤrſten zu Sayn-Wittgenftei Wittgenftein, 
s Hürften von Kaunig:Rietberg, 
⸗Fuͤrſten von Bentheim: Tedlenburg:Rheba, 
) » ürften von Bentheim: Steinfurt, | 
8) ⸗ Bürften von Salm:Horfimar, 
⸗Herzoge von Looz, 
⸗Herzoge von Croy, 
⸗Freiherrn vom Stein, wegen den Henſchaften Cappenberg 
und Scheda. 


Artikel II. 


Zur Vertheilung der Abgeordneten der Ritterſchaft, der Städte und des 
Standes ber Landgemeinden, werden mit Veachtung des früberen biftorifchen 
Derbandes, ſechs Wahlbezirfe gebildet: 


4) Der Minden : Rävensbergfche, 
diefer enthält Minden, Ravensberg, Reckenberg, Rbeda und Rietberg; 
2) der Paderbornſche, 
| welcher Paderborn und Eorwey umfaßt; 
3 der Mefiphälifche, 
er enthält dad Herzogthum Weſtphalen, Siegen, Wittgenſtein und 
Lippſtadt; 
4) der Maͤrkiſche, 
dieſer umfaßt die Grafſchaft Mark, Dortmund und Limburg; 
5) der oͤſtlich Münfterfche, 
welcher den Öftlichen Theil von Münfter, Tecklenburg und Lingen 
unmfaßt; 
6) Der wefilich Münfterfobe, u 
welcher den weftlichen Theil von Münfter, Recklinghauſen, Anholt, 
Gehmen und Steinfurth enthält. 
Nach diefer Eintheilung in Wahlbezirke werben zugewiefen und zwar: 
A. der 
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A. Der Ritterſchaft: 
1) im Minden-Ravensbergſchen Wahlbezirke....... .... 2 Abgeordnete 
2) ⸗ —— Wahlbezirke ..... ............. ee. dd 
s haͤliſchen Wahlbezirke ...................... 3 
4) ⸗ Fo ſchen Wahlbezirke .............. ............. 5 
⸗ oͤſtlich Muͤnſterſchen Wahlbezirke ........ ...... .... 4 
⸗weſtlich Muͤnſterſchen MWahlbezirfe . ................ 3 


VUeberhaupt ber Ritterſchaft ..... — 
B. Den Städten: | 
1) im Minden Ravensbergifchen Mahlbezirke: 
a) den zu Viril- Stimmen berechtigten Stibten 
Minden .............................. | Abgesrdn. 
Bielefeld ............................. 1 Bu 
Herford und Vlotho bergeftalt mit einander 
wechfelnd, daß erftere zwei Landtage hinter 
einander und letztere den dritten beſchickt.. 
b) den Staͤdten Luͤbbecke, Petershagen, Wieden⸗ 
bruͤck, Rheda, Guͤtersloh, Halle, Versmold, 
Borgholzhauſen, Werther, Buͤnde, Rietberg, 
zuſammen............................... 1 = 


2) im Paberbornfchen Wahlbezirke: 
a) den zu Birilftimmen berechtigten Städten 
Paderborn und Hörter bergeftalt mit einans 
Der wechfelnd, daß erftere zwei Landtage und | 
leßtere den britten.befchiden . . ........... 1 Abgeorbn. 
b) den Städten Bradel, Warburg, Borgentreich, 
Nieheim, Beverungen, Luͤgde, Steinheim, 
Salzkothen, Driburg, Dellbrüd.......... 1 ⸗ | 
3) im Mefipbälifchen Wahlbezirk: — 313 
a) ben mit Virilſtimmen berechtigten Staͤdten 
Siegen.................... .......... 1Abgeordn. 
Hamm und Arnsberg mit einander wechſelnd 1 *i 
b) den Staͤdten Geſecke, Brilon, Medebach, 
Hallenberg, Berleburg, Laasphe, Olp,⸗, 
Freudenberg, Hilchenbach, Schmalenberg, _ 
Attendorn, Neheim, Winterberg, Marsberg, - 
Meſchede ............. ..... | ⸗ 


un ww u 


[1] 


ni 
n 





3 = 
| Latus 9 Abgeordn. 
Jahrgang 1827.  (adNo.16. — 1086 — 1088.) u a)im 
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Transport 9 Abgeordn. 
4) im Märkifchen Wahlbezirk: 

a) den zu Birilftimmen berechtigten Städten 
Iſerlohn ....................... ..... .1Abgeordn. 
Dortmund ............................. 1 ⸗ 
Soeſt und Lippſtadt dergeſtalt mit einander - 
wechfelnd, daß erftere zwei Landtage und 


Lippſtadt den dritten beſchickt ............1 ⸗ 
Hagen, Altena und Schwelm, mit einander 
wechſelnd ........ ....................... | ⸗ 


b) den Städten Unna, Herdecke, Bochum, 
Hoͤrde, Luͤnen, Schwerte, Weſthofen, Bre⸗ 
ckerfeldt, Lüdenfcheid, Plettenberg, Neuen⸗ 
rade, Hattingen, Camen, Werl, Menden, 
Limburg, Witten ..... ................. 1 ⸗ 


5) im oͤſtlich Muͤnſterſchen Wohlbezitk: 

a) den zu Virilſtimmen berechtigten Staͤdten | 
Muͤnſter........................... 2 Abgeordn. 
Warendorf und Bochold dergeſtalt wechſeind, | | 

daß erflere zwei Landtage und Iehtere ben - 
dritten beſchickt..... .................... is 


b) den Städten Ahlen, Beckum, Olde, Werne, 
Sendenhorſt, Lädinghaufen, Telgte, Ibben⸗ 
bühren, Lengerich, Tellenburg........... 1 = 


6) im wefllich Münftesfchen Wahlbezirke: | 
a) ben zu Virilftimmen berechfigten Städten . 
Recklingshauſen, Dorften, Rheine, Coesfeld 
und Stabt-Lohn, ‚unter einander wechfelnd. 4 Abgeordn. 
b) den Staͤdten Dülmen, Steinfurth, Ahaus, 
Vreden, Borken, Anholt, Gronau, Horſtmar, 
Billerbeck, Haltern ..................... 1 ⸗ 
| 2 = 


Sufammen 20 Wbgeordn. 


C. Dem Stande der Landgemeinden: 


1) im Minden⸗Ravensbergſchen Wahlbezirk: 
| a) dem 


| ed — I 
a) dem Kreiſe Minden ........... .........1 Abgeordn. 





b) = SKreife Rhaden .................... 1 ⸗ 
c) den Kreiſen Bünde und Herford ....... 4 ⸗ 
d) ⸗Kreiſen Bielefelt, Halle und Wieden⸗ 
bruͤck............................... ....1 ⸗ u 
4 Abgeordn. 
2) im Pabderbornfhen Wahlbezirk: 
a) den Kreiſen Paderborn und Bühren...... 1 Abgeorbn. 
b) den Kreifen Bradel, Warburg und Härter 1 ⸗ 
— — — 2 ⸗ 
3) im Weſtphaͤliſchen Wahlbezirke: 
2 den Kreifen Lippſtadt und Brilon... ...... 1 Abgeordn. 
) ⸗ Klreiſen Wittgenſtein, Siegen und Olpe 1.9 | | 
c) = Kreiſen Arnsberg und Edlohe....... 1 ⸗ | 
) — 3 ⸗ 
4) im Maͤrkſchen Wahlbezirfe: | 
a) den Kreifen Soeft und Hamm .......... 1 Abgeordn. 
b) = Kreifen Dortmund und Bochum..... 1 = 
c) = NKreifen Iſerlohn und Altena ....... 1 ⸗ 
d) dem Kreiſe Hagen............... none 4 ⸗ 
— — 4 ⸗ 
5) im oͤſilich Münfterfchen Mahlbezirke:. 
a) dem Kreife Tecklenburg................. 4 Abgeordn. 
b) ⸗Klreiſe Muͤnſter .................... 1 ⸗ 
) ⸗Kreiſe Warendorf und Beckum. 1 . 
d) ⸗ sKreife Luͤdinghauſen................ 1 ⸗ 
— — 4 —⸗— 
6) im weſtlich Muͤnſterſchen Wahlbezirke: 
a) dem Kreiſe Recklinghauſen............... 1 Abgeordn. 
b) den Kreiſen Borken und Ahaus........1 *i 
c) ⸗ Klreiſen Coesfeld und Steinfurt ..... 1 ⸗ 
— — 3 2 


Zufammen 20 Abgeordn. 


Artifel II 
Die Vertheilung der Abgeorbneten der Städte behalten Wir Und vor, 
wenn fih nach Kinführung der Stäbteordnung in bortiger Provinz dad Bes. 
dhrfniß dazu erweifen follte, mit Beirat Unſerer getreuen Stände, anberweit 
feſtzuſtellen. 
u 2 Art. IV. 


u $. 5. 


u‘ 8 
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Artikel IV. 


Die Abtretung eines Grundſtuͤcks vom Vater an den Sohn, bei Lebzeiten 
des Erſtern, und in der Ritterſchaft, die Sukzeſſion der Seitenverwandten in 
ein Lehn-⸗ Stamm⸗ oder Fideikommißgut, wenn dad Gut ſich in dem Beſitz 
eines gemeinfchaftlichen Staminvaterd des Erben. und Verftorbenen befunden bat, 
find der Vererbung in abfteigender Linie gleich zu achten, und ift bie Zeit bes 
Beſitzes bed Vorbefigerd mit dem des Befikerd in diefen Fällen zufammen zu 
rechnen. 
Artikel V. 


Damit das Recht zur Wahl und Wählbarfeit in ber Ritterfchaft vollfidns 
big feftgeftellt werde; fo haben bie Landrathe mit Zugiehung ber Kreisſtaͤnde für 
einen jeden Kreis, eine Matrikul von fämmtlichen im Kreife gelegenen, ihren 
Befiger zu diefem Rechte befähigenden Gütern fofort anzufertigen, welche durch 
Unfern Kommiffarius demnächft dem Staatsminifterio und von dieſem Uns zur 
Vollziehung vorzulegen iſt. 

In dieſe Matrikul werden aufgenommen: | 

a) bie vormald reichöritterfchaftlichen, vormals Iandtagsfähigen und in denen 
Landestheilen, in welchen es Feine Landſtaͤnde gab, bie fogenannten ade: 
- lichen erempten Güter, von welchen im Jahre 1824. 75 Rthlr. jaͤhrlicher 
| Hauptgrundfteuer entrichtet worden; 
b) Die durch befondere von Uns vollzogene Urkunden zu Iandtagsfähigen Rit- 
tergütern erhobenen Befigungen. 
Diefe Bevorrechtigung wollen Wir jedoch, vorbehältlich von Begnadigun⸗ 


- gen in einzelnen Fällen und aus befondern Rücfichten nur 


1) benjenigen, welche in Gemäßheit der BVorfchriften Unferes Allg. Landrechts 
einen Inbegriff Ländlicher von allen gutöherrlichen Laſten freien Grundftüde 
von mindeſtens 2500 Rthlr. jährlichen reinem Ertrage mit Feſtſetzung einer 
geſetzlichen fideikommiſſariſchen Erbfolge in denſelben zu einem Familien⸗ 
Fideikommiſſe in der Provinz ſtiften, fuͤr ſie und ihre Nachfolger in ſolche 
Fideikommiſſe gewaͤhren; 
2) wollen Wir Unſern getreuen auf den dortigen Landtagen verfammelten 
Ständen ber Ritterfchaft verflatten, Uns dazu Befißer von Güter: Rom: 
leren von mindeſtens 4000 Rthlr. reinen Ertrag, die von allen guts- 
ben lichen Laften frei find, und ald ein Ganzes bewirthfchaftet werben 
können, in Vorſchlag zu bringen. | 


Artikel VI 
- Den: vormaligen ummittelbaren —2* iſt der Zutritt auf den Land» 


· 


Inſtruktion vom 30ſten Mai 1820. den **— Ritgliebern des Standes der 
Fuͤrſten 
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Fuͤrſten und Herren und der Ritterfchaft, fo wie den Befikern Ianbtagsfähiger 
Nittergäter die Wahl und MWählbarkeit in der Ritterfchaft nur nach, vorher ab⸗ 
geleifteten Homagio zu geſtatten. 

Artikel VII. 
Der Betrag der nach F. 11. des Geſetzes vom 27ſten März 1824. Die 
Mählbarkeit ald Abgeordneter der Stäbte begrändenden Grund- und Gewerbes 
feuer Entrichtung wird beftimmt, an beiden zufammen oder an Grundfteuern 


alen in den Staͤdten der 2ten Gewerbeſteuer⸗Abtheilung auf 24 Thaler Haupt⸗ 


Steuer; 
b) in den Staͤdten der 3ten und dten Gewerbeſteuer⸗ Abtheilung auf 16 6 Thaler 


Hauptfteuer. 
Artikel VII. 


Stäbdtifche Grundbefiger, welche gewählte Vertreter der Gemeinden find, 
werben den Magiftratöperfonen in Beziehung auf bie Wahlfaͤhigkeit zum Ab⸗ 
geordneten gleich geachtet. 

Der Betrieb des Ackerbaues auf ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken iſt fuͤr ſtaͤdtiſche 
Gewerbe, und die außer den ſtaͤdtiſchen Mauern aber auf ſtaͤdtiſcher Feldmark 
wohnenden Grundbeſitzer den ſtaͤdtiſchen gleich geſtellt. 

Auch ſollen ſtaͤdtiſche Grundbeſitzer, die zum mindeſten 10 Jahre lang ein 
ſtaͤdtiſches Gewerbe betrieben, von demſelben ſich aber zuruͤckgezogen haben, gleich 
den Gewerbetreibenden waͤhlbar ſeyn. 

Die Gewerbeſteuer, welche von Kompagniehandlungen entrichtet wird, 
kann einem der Theilnehmer einer ſolchen Handlung, nicht aber mehreren der⸗ 


u 6. 11. 


felben zu gleicher Zeit in Beziehung auf feine Waͤhlbarkeit im Stande der Städte 


zu gut gerechnet werden. 
Artikel IX. 

Der Betrag der nach $. 12. des Geſetzes von einem n Abgeordneten des 
Standes der Landgemeinden zu entrichtenden Grundfteuer wird auf 25 Thaler 
feftgefet; in den Gegenden, wo Gewerböbetrieb mit Dem Grunbbefige verbunden 
zu ſeyn pflegt, foll biefer Betrag an Grund» und Gewerbefieuer zufammen bie 
Waͤhlbarkeit begruͤnden. | 

Artifel X. j 

Bei dem gemeinfchaftlichen Beſitze, welcher Bruͤdern oder mehreren Mit⸗ 
gliedern eines Geſchlechts zuſteht, iſt einer ber Mitbeſitzer zur Ausuͤbung des 
Wahlrecht und zur Waͤhlbarkeit in ber Ritterfchaft befugt. 

| Artikel XL 
Der Verluſt ber Eigenſchaft eines anbtagefibigen Ritterguts tritt in 


Folge von Zerſtuͤckelungen ein: 
a) bei 


zu $. 13, 


su $. 14, 


zu $. 20. 


zu 8. 21. 


ziu 8. 25. 


a) bei denen von weniger als 1000 Thaler reinem Ertrag, bei einer jeden 
Veräußerung eines Theil deffelben, ohne Rüdficht auf den Umfang des 
Veräußertin oder bed bei bem Gute Verbleibenden; 

b) bei denen von mehr ald 1000 Thaler reinem Ertrage, fobald das beim 
Gute verbleibende nicht mehr 1000 Thaler reinen Ertrag gewaͤhrt. 


Artikel XII. 
In den zu Virilſtimmen berechtigten Staͤdten waͤhlen kuͤnftig, nach Ein⸗ 


fuͤhrung der Staͤdteordnung, die von den ſtimmfaͤhigen Buͤrgern, als erſte 


Waͤhler zu erwaͤhlenden Stadtverordneten, die Abgeordneten oder Stellvertreter. 


"Sn den zu Kollektioſtimmen berechtigten Städten wählen die Stadtverordneten 


aus ibrer Mitte, in den Städten von weniger ald 150 Feuerſtellen einen, in 
den Staͤdten groͤßern Umfangs aber auf jede 150 Feuerſtellen einen Waͤhler, 
welche dann aus dem ganzen Wahlbezirk zur Wahl der Abgeordneten und der 
Stellvertreter zuſammentreten. 


Artikel XIII. 

Die Bezirkswaͤhler zur Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden wer⸗ 
den kuͤnftig, nach Regulirung des dortigen baͤuerlichen Kommunalweſens, von 
den Gemeinde⸗-Verordneten jeder Sammtgemeinde aus ihrer Mitte erwaͤhlt. 
Das Weitere hierüber wird nach Publifation der Landgemeinde- Ordnung für 
Meftphalen beftimmt werden. Zur Wahl der Abgeordneten treten die Bezirks⸗ 


waͤhler nach den Art. IH. angegebenen Wahlbezirken zur Wahl des Abgeordne⸗ 


ten zufammen. 

In den aus mehreren Iandrathlichen Kreifen zufammengefegten Mahl: 
bezirken darf der Abgeordnete und Stellvertreter nicht aus ein und bemfelben 
Kreife entnommen werden, und ift mit Eintritt einer neuen Wahlperiode der 
Abgeordnete fowohl, wie der Stellvertreter, jededinal aus einem andern Kreife_ 
zu entnehmen, wobei die Kreife nach der im Art, III. Lit. C. bei den einzelnen 
Wahlbezirken getroffenen Reihefolge untereinander abwechfeln. 


Artifel XIV. M 
Die Einberufung ber Stellvertreter der Abgeorbneten bes Ritterſchaft 


and der Eollektio- wählenden Städte gefchieht in den betreffenden Wahlbezirken 


nach der Reihenfolge, welche Durch die Stimmmehrheit, bie fie bei der Wahl 


gehabt baben, entfieht. 


- Artikel XV. 

Ä Wenn ein Landtags: Abgeordneter bei Eröffnung des Landtages bis zu 
Ablauf der erften von biefem Zeitpunkte an laufenden Woche zu erfcheinen 
behindert ift; fo verbleibt ber für ihn einberufene Stellvertreter für die ganze 
Dauer des Landtags Mitglied beffelben, der Abgeordnete aber geht unterbeß 
in bie Stellung bes Stelloertreters über, 

Art. XVI. 
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Artikel XVI. 

Die Landtags » Abgeordneten erhalten für Die Zeit ihrer Anwefenheit beim iu 5. 56. 
Landtage und für die Tage der Reife von ihrem Wohnorte dahin und wieder 
zuruͤck, ein jeder täglich drei Thaler Didten, ımd für bie Unkoſten der Reife 
eine Entfcehädigung von 1 Thaler 20 Sgr. für die Meile’der Hin⸗ und 
Zurädreife. 

Artifel XVII 

Ein jeder Stand hat die Diäten und Keifekoften für feine Abgeordneten 
unter fich aufzubringen; die Beiträge ber Ritterfchaft werden nach der Grund⸗ 
ſteuer der ftimmberechtigten Güter auf die einzelnen Güter, die Der Städte und 
der Landgemeinden nach dem Fuße der Fumulirten Grund⸗ unb Sewerbefteuer 
auf bie einzelnen Kommunen vertheilt. 


Die durch ben Landtag verurfachten fonftigen Koften werben auf bie. vier 
Stände zu gleichen Theilen vertheilt und in ben drei legten Ständen in glei. 
cher Art, wie die Diäten, aufgebracht. 


Gegeben Berlin, den 13ten Juli 1827. | Ä 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm . 


Friedrid) Wilhelm, Kronprinz. 
v. Schuckmann. Graf v. Lottum. Graf v. Bernstorff. 
Graf v. Danckelmann. Für den Kriegsminiſter: v. Schoͤler. 





(No. 1087.) Kreisordnung für die Rheinprovinzen und Weſtphalen. Vom 13ten Sun 1827. 


Mir Sciedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden ‚ König von 
Preußen x᷑. x. 


ertheilen wegen der Einrichtung der Kreistage in Weſtphalen und den Rhein⸗ 
provinzen, nachdem Wir das Gutachten Unſerer getreuen Staͤnde dieſer Provinz 
daruͤber vernommen haben, folgende Vorſchriften. 
$. 1. Die Kreisverſammlungen haben den Zweck, bie Kreisverwaltung „get der 
des Landraths in Kommunal: Angelegenheiten zu begleiten und zu unterftägen. —ã— — 
Dieſe Verwaltung innerhalb der beſtehenden Geſetzgebung macht den 
Gegenſtand ihrer Berathung und Beſchluͤſſe ($. 21.) aus. 
$. 2. Die landräthlichen Kreiſe bilden die Bezirke der FRailiude. Bezirke. 
$. 3. 


Geſchafte der 
Kreisſtaͤnde. 


Zuſammen⸗ 
ſetzung der 
Kreisſtaͤnde. 


Vertretungen. 
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§. 3. Die Kreisſtaͤnde vertreten Die Kreiskorporation i in allen, den ganzen 
Kreis betreffenden Kommunal⸗Angelegenheiten, ohne Ruͤckſprache mit den ein⸗ 
zelnen Kommunen oder Individuen. 

Sie haben Namens derſelben verbindende Erklaͤrungen abzugeben. Sie 
haben Staatspraͤſtationen, welche kreisweiſe aufzubringen ſind, und deren Auf⸗ 
bringung durch das Geſetz nicht auf eine beſtimmte Art vorgeſchrieben iſt, zu 
repartiren. 

Bei allen Abgaben, Leiſtungen und Naturaldienſten zu den Kreisbeduͤrf⸗ 
niſſen ſollen fie zuvor mit ihrem Gutachten gehört werden, auch von allen Gel: 
dern, welche dahin verwendet werden, follen ihnen die Rechnungen jährlich zur 
Abnahme vorgelegt werden, und mo eine fländifche Derwaltung ber Kreid- 
kommunal= Angelegenheiten eintritt, verbleibt ben Kreisfländen das Recht, bie 
Beamten dazu zu wählen. Auch wählen fie die Zivilmitglieder der Kreis-Erſatz⸗ 
Kommiffi on. 


$. 4. Die Ereisftändifche Verſammlung beſteht: 

A. aus denjenigen Beſitzern ber im Kreiſe gelegenen, ehemals reichsunmittel⸗ 
baren Landestheile, welche auf die durch Unſere Verordnung vom 30ſten 
Mai 1820. den Standesherren zugeſtandenen Regierungsrechte Verzicht 

geleiſtet haben, und aus denjenigen, welchen Wir im Stande der Fuͤrſten 

und Herren Virilſtimmen verliehen haben oder verleihen werden. 

B. Aus fämmtlichen Befigern der in die Matrikul der Ritterfchaft aufzuneh⸗ 
menden Güter. Bid zu Entwerfung. der Matriful erfcheinen biejenigen, 
welche bei der erften Wahl der ritterfchaftlichen Deputirten zu dem Provinzials 
Landtage als ftimmfähig anerkannt worden find. 

C. Aus einem Deputirten von jeder im Kreiſe gelegenen, ar der Wahl der 
ftäbtifchen Deputirten zu dem ProvinzialsLandtage Theil nehmenden Stadt, 
wobei Wir jedoch Uns vorbehalten, ben größeren Städten, befonders in 
folchen Kreifen, in welchen außer denjelben Feine, oder nur wenige Stäbte 
find, nach Verhältniß ihrer Bevölkerung und Bedeutſamkeit, auf befons 
dern Antrag, die Abfendung mehrerer Deputirten zu geftatten. 

Aus einem Deputirten jeder im Kreiſe befindlichen, aus Landfommunen dus 

fammengefeßten Sammtgemeinde (Bürgermeifterei oder Amt). 

$ 5.  VBertretungen find geftattet: 

A. den $. 4. A. benannten Befitern ber ehemals reihöunmittelbaren Landes: 
theile, imgleichen ben Inhabern der Virilſtimmen burch ein Mitglied ihrer 
Familie, oder einen fonftigen zur Ritterfchaft des. Preußifchen Staats 

gehoͤrigen Bevollmächtigten. 

B. Im Sfande der Ritterfchaft den Ehefrauen durch ihre Ehegatten, ben 
Kindern Durch ihren Vater und den Minderjährigen durch ihren Vormund, 

nicht 


D 
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uicht minder ben Vätern ober ‚Müttern durch: ihre volljaͤhrigen Söhne. '.' 
:" Ehemänner und Vormuͤnder muͤſſen jedoch ſelbſt zur Ritterſchaft des 
Preußiſchen Staats gehören. Perſoͤnlich qualifizirte Beſitzer Finnen; wenn 
ſie durch triftige Entſchuldigungsgruͤnde, über deren Zuldfligkeit: die Kreis⸗ 
Verſammlung entſcheidet, am Erſcheinen behindert ſind, uͤber Die in ber 
Kurrende angegebenen Gegenſtaͤnde ihre Stimme fhriftlich abgeben...  : 
G Den Deputirten. der Stadt: und Landgemeinden im Behinderungsfalle 
durch die für fie zu erwählenben Stellvertreter. 
$. 6. Zur perſoͤnlichen Ausuͤbung bes Stimmenrechts auf ben Kreista⸗ —e 
gen, iſt bei allen Staͤnden und geſtatteten Vertretern erforderlich: en ktgliee, 
a) bie Gemeinfchaft'mit einer der” chriftlichen Kirchen; 
b) die Vollendung des 24ften Lebensjahres ; 
0) unbeſcholtener Ruf. | 
: KT Wird die Unbefcheltenheil des Rufes beftritten, ſp hat, wenn Entjcheidung 
dies ein Mitglied der Ritterſchaft, oder ben Vertreter eines ſolchen betrifft, bie Aber bie e gegen 
Ritterichaft des Kreiſes Die Befugniß, in einem beſondern Konvente Durch be Pen 
Stimmenmehrheit von. der Anweſerden daruͤber im erfter Inſtanz zu entfcheis Mitgliebs ex. 
den, und falld die Entſcheidung für die Beſcholtenheit des Rufes ausfaͤllt, die regtenZweifel. 
Ausſchließung zu beſtimmen. | 
Will der Betroffene oder bie abgeſtimmte Minoritaͤt bei dem Beſchluſſe 
ſich nicht beruhigen; ſo ertheilen die Deputirten der Ritterſchaft beim Provin⸗ 
zial⸗Landtage die Entſcheidung in zweiter und letzter Juſlanz. Br us 
Iſt die Zahl der Rittergufsbefiger im Kreiſe fo gering, daß nicht wenige Ba 
ftend außer dem Betheiligten drei zur Abftiminung vorhanden find; _ fo baben . .. . 
fich die vorhandenen: mit der Ritterfchaft eines von’ ihnen auszuwählenden bes 
mächbarten Kreiſes zu biefer Entfcheidung zu vereinigen. Wird die Unbeſchol⸗ 
tenheit bed Rufes eines Kreistagsabgeorbneten. ber Städte ober ber Lande 
meinben. in. Zweifel gezogen; fo ift daruͤber die Entfcheidung in erfter Inſtan 
dem Wablkollegio, von welchem er gewaͤhlt worden iſt, uͤberlaſſen und bei dem⸗ om. 
felhen die Wahl eines gudern Deputisten in Antrag zu bringen. Die: Entfheir .. :: 
bung, in zweiter Inſtanz ‚gebührt, ebenfalls den ‚Landtagsmitgliebern von demje⸗ 
nigen der beiden ber Stände,. zu welchen der betreffende Keistagsabgeordnete 
get re. | 
Sobald eine’ Entſcheidung der zweiten Inſtanz nacheſucht wors-. Susvenſion 
den fügt 6 den Kreistags⸗ Mitgliedern desjenigen Standes, zu welchem der, And 
deſſen Ruf beſtritten wird; gehört, 'überlaffen, das Theilnehmungsrecht deffel- 
ben ‚al den ——— bis ‚zu etfolgter, Entſcheidung zu · ſuspendiren. mit, 
89 Auch die Wieberzulaffung eines Ausgefchlogenen zu ben Kreis⸗ Wiens 
tagen: dann anf Arttrag- bes «betreffenden Standes burch-ıbie Witglieber —— 
vinzial⸗ Landtags vom nämlichen: Stunde verfuͤgt · werden .. . 22 
Jahtgang 1827. (ad No. 16. = 1087 — 1088.) X $. 10. 
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Babe, $. 10. Rittergutsbeſiher, geiſtüche ober milde Stiftungen, fo wie Staͤte, 
Emmen. weiche mehr als ein Rittergut im Kreiſe befigen, finb jeber Zeit nur zut Fuh⸗ 
zung einer Stimme berechtigt. 

$. 11. Staͤdte, welche als ſolche bie Berechtigung haben, auf dem 

Krristage durch einen Abgeorbneten zu erfiheinen, und fich im Beſi itz eines Rit⸗ 

terguts befinden, find ebenfalls nur zur Faͤhrung der Stimme im Stande ber 

©räbte, berechtigt. Wenn fie aber noch in einem andern Kreiſe Rittergätir 

befißen, fo —* fie auch die dortigen Kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen, der⸗ 

| © gtal, daß ihr Deputirter zu dem Stände der Ritterſchaft gehoͤrt. 

PR $. 12. : Die Abgeoibneten. ber Städte follen nur aus den Magiſtrats· 

Nder Stat © perfonen ober Gemeinbevertretern gewählt werben. 


b) der Land⸗ $. 13. Deögleichen follen die Abgeorbneten der Landgemeinden mir aus 
gemeinen. — — Beamten oder den Vertretern der Sammtgemeinden gewaͤhlt 
wer en. 


—— ‚9414. Se jeden Abgeordneten der Staͤdte unb Landgemeinden wirb 
ca Stelloertreter ernannt, welcher aue bei den Deputirten ſelbſt erforderlichen 
.REigenſchaften befigen muß. 
Wablen. $. 15. Die Wahlen der Deputirten. ber Städte und Landgemeinden 
| werben von den in ein Wahl⸗Kollegium zu vereinigenben Mitgliedern ber. fiäb«. 
tiſchen ober : Ländlichen: Hoininifirationd + Behärben unb Kepräfentanten ber. 
Stadt oder ber ländlichen Sammtgemeinde vollzogen. 






asf welche . 16. Die Wahlen zum Kreistage erfolgen auf ſechs Jahre beugen. 
Beh fe erfol⸗ ſtalt, dag’ alle brei Jahre die Hälfte der. Abgeordneten ber Staͤdte und Landge⸗ 
meinden ausfcheidet, und zu neuen. Wahlen gefchritten wird. Die nach ben. 
erſten drei Jahren Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. 
ee 9 17. Mit dem Berufe. des Grundbeſitzes oder der amtlichen oder 
** nieroliſchen Quauiſtkation erliſcht Dad Recht zur Kreisſtandſchaft. 

Wert. 8.18. Der Landrath, oder wem berfelbe behindert if, ber ättefte Kreis- 
Deputirte, beruft die Stände zum: Kreisſtage, führt bafelbft ben Morfig, leitet 
bie Geſchafte, und ifl: Berpflichtel, die Ordnung ta den Beratungen zu erhalten. 

Wenn feine Erinnerungen fein Gehör.finden, iſt er befugt, die-Ordnung” - 
” ‚fiörenben lieder von ber Verſammlung auszufchließen; jeboch bat er daruͤber 
er dit ben Oberpräftdenten ber Provinz zur weitern Verfügung zu berichten, 


Ba 5 194:. Der Banbratp:ift Serglächtet, ajäpelich veenkgfiens einen Kreistag: 
Krchonimde,  anpmiekens mußerbens aber iſt er hierzu berechtigt, ſo oft, 68 eues den Beduͤrf 

niſſen bay Goſchaͤfte füx angemeſſen hal In der deohalb zu:ertaffenben Karrende 
* der Landrach alle diclerigen Degenfüinbe: ampageben, weiche er ber Are: 


Ki t .” (' 
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Verſammlung zur Berathung sürgiltgen beabſichtigt. Er hat ber ihm dorgefegten 
Regierung von einem jeden anzuſegenben Kreistage Anzeige zu machen, | 

$. 20. &o lange Kommunal-Gegenſtaͤnde früherer Randeöverbänbe abzu⸗ —— 
wickeln ſind, iſt die Vereinigung mehrerer Kreiſe, oder der Theile verſchiedener Fr 
Kreife, zu diefen Zweden geflattet. Gegenflände, welche nur eine Klaffe ber | 
Stände betreffen, Eörinen auf befonderh Konventen diefer Stände verhandelt 
werden. | Ä | | 


— 21. Die Stände verhandeln auf dem Kreiſtage gemeinſchaftlich. Die Beſchluͤſſe. 
Beſchluͤſſe werben nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, dergeſtalt, daß die 
Anwefenden, ohne Hinficht auf ihre Anzahl, die Außengebliebenen und Abwe⸗ 
fenden durch ihre Befchläffe verbinden. Der Landrath bat als folcher Feine 
Etimme Er flimmt mit, wenn er. zugleich Kreisſtand ift, kann jedoch auch 
ohne Stimme den Vorfik führen. Bei gleichen Stimmen entfcheibet Die Stimme 
bes Vorfigenden, und wenn derfelbe nicht ftimmfähig ift, die Stimme bed dlteften . 
Kreisdeputirten. nu | | | 

522. Findet ein ganzer Stand durch einen Freistagebefchluß in feinen. Sonderuns. 
Intereſſen fich verletzt, ſo ſieht ihm mittelit Einreichung eines Separat⸗Voti 
der Rekurs an diejenige Behoͤrde zu, von welcher die betreffende Angelegenheit 
8. 23. Der Landrath hat ‚alle Kreiſtaͤgsbeſchlaͤſſe ber: Ihm vorgeſetzten Betatigung 
7 vorzulegen, und es beduefen ſolchr zur Ausführung ber Genehinigeeng ""Resieruns. 
derfe . 


. 24. In denjenigen Krelfei, welche aus Mediatgebleten beftehen, Ta Hehte de 
welchen ehemalige Reichsſtaͤnde bie in ber Verordnung vom 30ften Mai 1820. PH 3 
denſelben vorbehaltenen Regierungsrechte auduͤben, hat der Landrath die Beſchluͤſſe nde. 
ber Kreisſtage zuvoͤrderſt dem Beſitzer bes Gebietes, in ſofern derſelbe darin wohne 
haft iſt, vorzulegen. Der letztere jſt berechtigt, feine Erinnerungen dagegen beis 
zufuͤgen, uͤber welche dann in geſetzlicher Art zu entſcheiden iſt. Die Regierung. 

. bat in allen Fällen ben Beichläffen nicht eher ihre Zuſtimmung zur ertheilen; als 
bis fie fich uͤberzeugt hat, daß fie ben anweſenden Fuͤrſten vorgelegen haben. Sind 
bie legtern nicht im Kreife wohnhaft, fo hat der Landrath dies im Berichte zu 
bemerken, und Die Regierung dann wegen Beftdtigung ber Befchläffe Entfchließung 
zu. faffen. | 

$. 25. Der Landrath; führt die Vefchläffe der Kröisflände aus, in für Aucfaͤbrung 
fern die Regierung nicht eine andere Behörbe mit ber Ausführung ausdrücklich der Beſchluͤſſe. 
beauftragt, ober die Sache als ftändifche Kommunalangelegenheit nicht befons 
ders gewählten Beamten übertragen iſt. | so 

Zu | 6. 
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Einfößrung 8. 28. : Der. Oberpräfibent der Proping hat bie zu dem Zuſammentritt 
bes Geſches. Her Kreiöftände nach vorſtehenden Vorſchriften ‚erforderlichen Vafuguagen unge⸗ 
banmt zu treffen. 


Gegeben Berlin, den 13ien Inli 1827. 


(LS) Friedrich Wilhelm, 


u Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
v. Schumann. Graf v. Lottum Graf v. Bernstosff. 
Grof v. Dandelmann, Zür ben Kriegeminiuer: v. Sabter 





Oi 1088.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 2ten September 1827., bie DMoviftation be 
Geſetzes vom 17 ten Mai d. 3 in Bezichung auf die Stadt Oebisfelde 
betreffend. on | 


NW; ben Mir gemachten Vornag Bela Ich hiermit, pe die Stadt 
| Oebisfelde den im Geſetze vom 17ten Mai d. J. Art. 2. B. 5. d. aufgefuͤhrten 

Magdeburgſchen Staͤdten, Behufs der Wahl eines Abgeordneten zum Provinzial⸗ 
Landtage, zutreten ſoll. Das Staatsminiſterium hat hiernach das Erforderliche 
anzuordnen pnd gegenwärtige Kabinetsorder ur. ‚bie Geſetzlaumlung bekannt 
zu machen. | on . 

ı Bell, ben 2ten ‚September 1827. - 

Be Friedrich Wilhelm, 


An das Staatsminiſteriumm. 


;32 *7 
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Geſetz,Sammlung 
| für Die | 
Königti ben Preußiſchen Staaten 


— No. 17. — 





.(No. 1089.) Ullerhöchfte Kabinetdorber vom 16ten Auguft 1827., wegen Einleitung einer 
Vereinbarung mit den einzelnen Staaten des deutfchen Bunbes zum Zweck 
gemeinfchaftlichen Schußes ber Rechte ber Schriftſteller und Verleger 
wider ben Buͤcher-Nachdruck. 


I, zur Zeit die Verhandlungen am Bundesdtage in Frankfurt am Main, um 
in Folge des 18ten Artikels der deutſchen Bundesakte zu gleichfoͤrmigen Bez 
ſtimmungen uͤber die Sicherſtellung der Schriftſteller und Verleger gegen den 
Nachdruck zu gelangen, noch nicht zum gewuͤnſchten Reſultat gefuͤhrt haben; 
pr genehmige Sch die in Ihrem gemeinfchaftlichen Berichte vom 23ften v. M. 

in Antrag gebrachte Einleitung einer Verhandlung mit benjenigen beutfchen - 
Staaten, in denen der Bücher Nachdruck verboten ift, um mit Vorbehalt der 
weiteren Erledigung dieſes Gegenftanded durch gemeinfamen Bundesbefchluß, 
fich vorläufig über den Grundfag zu vereinbaren, daß in Anwendung ber vor⸗ 
handenen Gefege der Unterfchied zwifchen Inlaͤnder und Ausländer in Beziehung 
auf die gegenfeitigen Unterthanen aufgehoben und denfelben wegen ihrer Verlags» 
Artikel ein gleicher Schub wie dem Inländer zu Theil werde. Auch genehmige 
Ich, daß die Vereinbarungen, fo bald fie durch Austaufch von Minifterials 
Erklärungen vollzogen worden, Durch die Geſetz⸗ Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werben, um auf den Grund Meiner gegenwärtigen, ebenfalls‘ 
in die Geſetz⸗ Sammlung aufzunehmenden, Order Geſetzeskraft zu erhalten. | 


Tepliß, den 16ten Auguft 1827. 
Sriedrich Wilhelm. 
An 


die Staatöminifter: Freiherr v von Altenſtein, von Schuckmann, 
Grafen von Bernstorff und Grafen von Danckelmann. 
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(No 1090.) Minifterials Erklärung vom 11ten September 1827., Aber bie mit Hannover 
| getroffene Vereinbarung, den Schuß ber Rechte der Schriftfteller und Ver⸗ 
D leger in den beiderſeitigen Staaten wider den Buͤche Machdruck betreffend. 


x as Königlich- Preußifche Miniftertum der auswärtigen Angelegenheiten erklärt 

hierdurch, in Gemäßheit.der ihm von Seiner Majeftät ertheilten Ermächtigung: 

ü nachdem von der Königlich Großbritannifch-Hanndverfchen Regierung die Zu: 
ſicherung ertheilt worden ift, Daß vorläufig und bis dahin, Daß ed nach Art. 18. 
der Deutfchen Bundedafte, zu einem gemeinfamen Bundesbefchluß zur Eicher: 
ftelung der Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen den Bücher: 
Nachdruck kommen wird, diejenigen gefeglichen Beftinmungen, welche zu 
Gunften der einheimifchen Schriftfteller. und Verleger in den Königlich: 
Hanndverfchen Landen gegenwärtig beftehen, in ganz gleichem Maaße auch 
zum Schuße der Schriftfteller und Verleger der Örenkifchen Monarchie, für 

gültig erflart und in Anwendung gebracht werden follen, 

daß das Verbot wider den Buͤcher-Nachdruck, fo wie folches bereitd im ganzen 

Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schuß der inländifchen Schriftfteller 
und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefeßen befteht, auch 
auf die Schriftfteller und Verleger des Königreich Hannover Anwendung findet, 
und mithin jeder durch Nachdruck oder deffen Verbreitung begangene revel gegen 
letztere, nach denſelben gefeglichen Vorfchriften beurtheilt und geahndet werben folle, 
als handelte es fich von.beeinträchtigten Schriftftellern und Verlegern in den Preußi⸗ 
fchen Staaten felbft. | 

Gegenwärtige Erflärung foll, nachdem fie gegen eine übereinftiimmende von 
dem — - Großbritannifch- Hanndverfchen Kabinets⸗-Miniſterium vollzogene 

Erklärung ausgewechfelt worden feyn wird, Durch öffentliche Bekanntmachung im 

den diegeige Staaten mit dem iften November des laufenden Jahres 1827. in 

Kraft und Wirkſamkeit treten. 


Berlin, den 11ten September 1827. _ 
(LS) 


Koͤnigl. Preußifches Minifterium Der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
von Schoͤnberg. 


,Vrorſtehende Miniſterial-Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine überein: 
ſtimmende, von dem Koͤniglich⸗Großbritanniſch⸗ Hannoͤverſchen Kabinets⸗Miniſterium 
unterm 7ten September 1827. Paigogene, Erklaͤrung ausgetaufcht worden ift, unter 

Beziehung auf die Ailerhöchfte Kabinetsorder vom 16ten Auguft 1827., hierdurch 
zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 27ften September 1827. 


Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
“ von Schönberg. 
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(No. 1091.) Winifterial = Erklärung vom 18ten September -1827., Über die mit bem 
Großherzogtum Heffen getroffene Vereinbarung, die Sicherftellung ber 
Nechte der Schriftfteller und Verleger in den beiderfeitigen Staaten wider 
den Bücher: Nachdruck betreffend, 
Macssem der Königlich Preußifchen Regierung, zum Zweck des beffern Schuges 
der Schriftfteller und Verleger wider den Buͤcher-Nachdruck bis dahin, daß 
e8 zu den im 18ten Artifel.der deutſchen Bundes Afte verheißenen gleichfürmigen 
Manfregeln, ımittelft gemeinfamen Bundes - Befchluffes, kommen wird, von der 
Großherzoglich = Heffiichen Regierung Die Zuficherung gemacht worden ift: . 
daß die Königlich Preußischen Unterthanen — Schriftfteller oder Verleger — 
hinfichtlich des Buͤcher-⸗Nachdrucks und der Sicherung Dawider, eben fo und 
nicht anders als die eignen Großherzoglichen Unterthanen behandelt werden 
und demnach die Großherzoglich⸗Heſſiſchen Gerichte gehalten feyn follen, allen - 
Königlich= Preußifchen Unterthanen, welche fich durch einen im Großherzog- 
thum Heffen durch Nachdruck gegen fie begangenen Frevel beſchwert erachten, 
in jeder Beziehung denfelben Schuß zu gewähren, welchen fie den Groß- 
herzoglich -Heffiichen Unterthanen zu gewähren verpflichtet find, — Daß ferner 
auch, wenn Königlicy= Preußifche Unterthanen, nach reifliher Würdigung 
ihrer SSntereffen, in einem nach der Großherzoglichen Verordnung vom 1iten 
Mai 1826. zu ertheilenden befondern Privilegium, einen vollftändigern und 
geficherteren Schuß gegen ben Nachruf im Großherzogthum zu finden 
auben follten, Großbergoglicher Seits dem um ein folcheg Privifeggum nach⸗ 
uchenden Koͤniglich⸗Preußiſchen Unterthan eine ganz gleich guͤnſtige Beurthei⸗ 
lung der Verhaͤltniſſe zu Theil werden ſolle, als waͤre von dem Privilegien⸗ 
Geſuche eines Großherzoglich⸗-Heſſiſchen Unterthans die Rede, endlich auch 
von jenem keine Taxe, ſondern nur die Stempelgebuͤhr, welche auch dieſer 
A bezahlen hat, entrichtet werden folle; — nn 
fo erklärt das unfergeichnee Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, m 
Gemaͤßheit der von Seiner Majeftät ihm ertheilten Ermächtigung: 
daß das Verbot wider den Bücher-Nachdrud, fo wie folches bereits im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inlaͤndiſchen Schrift: 
fteller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefegen 
befteht, auch auf die Großherzoglih=Heffifchen Unterthanen Anwendung finden, 
und mithin jeber Durch Nachdruck begangene Frevel egen Letztere nach den⸗ 
ſelben geſetzlichen Beſtimmungen beurtheilt und —* et werden ſolle, als 
handelte es ſich von beeintraͤchtigten Koͤniglich⸗ Preußiſchen Unterthanen. 
Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem fie gegen eine uͤbereinſiimmende, von 
dem Großher valich - Heffiichen Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten voll 
zogene, Erklärung ausgewechfelt worden feym wird, Durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung in den Dieffeittgen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 
Urfundlich der Lnterfchrift und Des beigedruckten Siegels. 
Berlin, den 18ten September 1827, 


(LS) 
Königl, Preußiſches Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
| | von Schönberg. 
—n Vor⸗ 
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WVrorſtehende Minifterial- Erklärung wird, nachdem folche gegen eine ber: 
einfiimmende, von dem Großberzoglich = Heflifchen Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten unterm. 10ten September 1827. vollzogene, Grflärung ausge⸗ 
taufcht worden ift, unter Beziehung auf die Allerhöchite Kabinetsorder vom 16tem 
Auguſt 1827., hierdurch zur öffentlichen Kenntmiß gebracht. | 

Berlin, den 27ften September 1827. 


Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
von Schönberg. 





(No. 1092.) WMinifterial=Erflärung vom 27ften September 1827., über die mit bem 
Herzogthum Dlvenburg getroffene Vereinbarung wegen Eicherftellung der 
D Rechte der Schriftſteller und Verleger wider den Buͤcher-Nachdruck. 


as Koͤniglich⸗Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten erklaͤrt 
hierdurch, in Gemaͤßheit der ihm von Seiner Majeſtaͤt ertheilten Ermaͤchtigung: 
nachdem von der Serzoglich - Dibenburgfchen Regierung die Zufage gemacht 
worden ift, daß, mit Vorbehalt der in Folge des 18ten Artikels der deutfchen 
Bundesafte noch zu erwartenden allgemeinen Maaßregeln, ‚zur Sicherftellung 
der Rechte der Schriftfteller und Deren gegen den Buͤcher-Nachdruck, vor⸗ 
Läufig diejenigen gefeglichen Verbotd - Beftimmungen, welche das Herzugliche 
Strafgeſetzbuch im Artifel 416. zum Schuße wider den Nachdruck enthält, in 
„ganz gleichem Maaße ausdrücklich auch auf Die Deriage  Alrtike der Schrift: 
J eller und Derleger der Preußifchen Monarchie Anwendung finden follen, 
daß das Verbot wider den Buͤcher⸗Nachdruck, fowie folches bereits im ganzen Bereiche 
der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schriftfteller und Verleger, 
nad) den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefegen befteht, auch auf die Schrift: 
fielen und Verleger des Herzogthums Oldenburg Anwendung finden, und mithin jeder 
urch Nachdruck oder deffen Verbreitung begangene Frevel gegen letztere nach denfelben 
gefeelichen Vorſchriften beurtheilt und geahndet werden folle, ald handelte es fich von 
eeinträchtigten Schriftitellern und Verlegern in der Preußifchen Monarchie felbft. 
| Öegerwärtige Erklärung foll, nachdem fie gegen eine übereinftiinmende, von 
dem Herzoglich: DOldenburgfchen Minifterium vollzogene, Erklärung ausgewechfelt _ 
worden feyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung in den Die eigen Staaten 
Kraft und Wirkſamkeit erhalten. Berlin, den 27ften Eeptember 1827. 


(L. S) 
Koͤnigl. Preußifches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
von Schönberg. 

Vorſtehende Minifterial Erklärung wird, nachdem folche gegen eine über: 
einſtimmende, von bem Serzoglich - Dlberbargfeben Kabinets-Minifterium unterm 
14ten Septembes 1827. vollzogene, Erklärung ausgetaufcht worden ift, unter 
Beziehung auf die Allerhöchfte Kabinetdorder vom 1Ibten Auguft 1827., hierdurch 
zur öffentlichen Kennmiß gebracht. | 

Berlin, den 27ften September 1827. 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
| von Schönberg. 
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(No. 4093.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Iten September 1827., uͤber die Theilnahme | 
der Ritterſchaft des Rofenberger Kreifed und der Stadt Oels an den - 





Wahlen der Abgeorbneten zum Schlefifchen Provinzial⸗Landtage. 


Auf den Antrag der für die ftändifchen Angelegenheiten, unter dem Vorſitze Meines: 
„Sohnes bes Kronprinzen Königlichen Moheit, angeorbneten Rommifiton will Ich 
biermit nachträglicdy anordnen, daß die Ritterfchaft des Kofenberger Kreifes den: 
Ritt en der in Meiner Verordnung vom 2ten Juni d. J., wegen der nach 
dem Geſetze vom 27ften März 1824. für Schlefien vorbehaltenen Beftimmungen im. 
Artikel II. No. II. Lit. A. unter No. 10. aufgeführten Kreife zur Mahl zweier - 
gememfoaftlichen Provinzial» Landtags «Abgeordneten und eben fo die Stadt Oels 
en bafelbfi No. III. Lit. A. unter No. 20. aufgeführten Städten zur Wahl eines 
emeinſchaftlichen Landtags⸗Abgeordneten hinzutreten folle. Das Staatsminiſterium 
dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen und das dieſer⸗ 
halb ſonſt Erforderliche zu verfügen. | 
Berlin, den Iten September 1827. 


Friedrich Wilhelm. 


⸗ 


An das Staatsminiſterium. 





(No. 1094.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Iten September 1827., enthaltend bie Des 
Maration des $. 17. No. 6. ber Verordnung vom 18ten November v. J. 
Aber bie Verfaffung-der Kommunals Lands und Kreistage, hinfichtlich der 
9 zum Sprembergſchen Kreife gerechneten Stäbte, | 
Ja von den Städten bes ehemaligen Spremberg: Hoyerswerbaer Kreiſes der 
Miederlauſitz, die Städte Hoyerswerda, MWittichenau und Ruhland zum Regie: 
vungdbeant siegt übergegangen find, und bei dem Kine Spremberger Kreiſe 
nur die Stadt Spremberg verblieben iſt, ſo kann dieſer auf dem Kreistage nur eine 
Stimme zugeſtanden werden. Dies iſt in Beziehung auf den $. 17. No, 6. Meiner 
Berorbnung vom 18ten November v. J., wegen Abänderung in ber Verfaflung 
der Kommunal: Land und Kreistage der Nieberlaufiß, ‚durch die Gefeßfammlung 
befannt zu machen Berlin, den Iten September 1827. 
Friedrich Wilhelm, 


An das Staatsminifterium. | 
u — — 
Jahrgang 1827. No. 18. — Eo. 1093 — 10%.) 3 - (No. 1095.) 


(Ausgegeben zu Berlin ben 16ten Oktober 1827.) 
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(No. 1095.) Axlerhoͤchſte Kabinetsorder vom 10ten September 1827., betreffend bie Bes 
richtigung der aus der Weſtphaͤliſchen Verwaltungs Zeit herruͤhrenden und 
zur Weſtphaͤliſchen Zentralſchuld gehoͤrigen Anſpruͤche an die Preußiſchen 
Domainen, ſo wie an die aufgehobenen Stifter und Kloͤſter, desgleichen 

"der Unfprhche wegen der in die Weſtphaͤliſche Amortiſationskaſſe und dem 

X Meftphälifchen Staatöfchat eingezahlten Depofitengelder. 

uf Ihre Anträge im Berichte vom 31ſten Mai d. J. und nach Dem (anliegenden) 

Berichte der Haupfverwaltung ber —— vom bten v. M. habe Ich, zur 

Berichtigung des Weſtphaͤliſchen Zentral⸗ Schuldenweſens, genehmigt, daß zu 1. 

und 2, die Anfprüche an die Preußifchen Domamen, fo wie an die aufge 

Stifter und Klöfter, mit Ausſchluß der unter den letztern noch befindlichen — 

ber laufenden Verwaltung, auf den Provinzial⸗Staatsſchulden⸗Etat übernommen 

werden, wornach Ich bie Hauptverwaltung ber Staatöfchulden angewielen habe. 

Was Dagegen die Depofitengeiber betnit, 8 müflen feige, fo wie die Schule 

den aus der laufenden Verwaltung. der Stifter und Klöfter, aus dem Ihren· 

uͤberwieſenen Fonds, in Ausfuͤhrung Reiner Order on ‚3iften Januar d. J. ge⸗ 
tigt werben. Ich autorifise. Sie Augleich nach: Ihrem Antrage, die. gemaß:der- 
eben erwähnten Order in Zahlung zu. je genden Staats⸗Schuldſcheine mit Zins⸗ 

Coupons von demjenigen Zins zahlungs⸗ Termin ab, welcher ber Feſtſetzung zunaͤchſt 

We zu. verfehen, und. überlaffe: sonen, biermadh das weiter Crforberliche zu 

gen. 


Berlin, den 10ten September 1827. | | 
Friedrich Wilhelm. 


An | 
ben Staats⸗ und Finanzminiſter von Motz. 





CEo. 1096) Boͤrſen ⸗ Orbnung Air bie Korporation ber Raufmannfchait zu Königäberg in 
| Preußen, Vom 13ten ee 1827. 


N. Boͤrſe ift der Ort, wo unter Seen des Staats Kaufleute, Mädler, 
* Schiffer und andere Perfonen fich verfamm um Handels⸗ und Srachtgefchäfte 
zu befprechen, zu unterhandeln und auch abzufchließen. 0 
$.2. Die Börfen-PVerfammlimgen werben täglich, mit Ausnahme der 
Fan von 12 Uhr Vor: bie 2 Uhr Nach⸗Mittag gehalten. Die Handeld- und 
Brachigeihäfte felbft find aber ſchon eme halbe Stunde vorher, alfo um 1% Uhr, 
urch das Anfchlagen der Glode das Zeichen dazu gegeben worden, als 
beendigt anzufehen. 


$. 3. In der Zeit von 12 bis 1% Uhr Mittags, koͤnnen alfo Verträge über 
alle Arten von Handels = uud Braten in der Börfe geſchloſſen werben. " 


* 
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$. 4. Erklaͤrungen über ben Rücktritt von‘ gefchloffenen , ober über. den. 


Anschluß unterhandelter Verträge, welche nach ber Uebereinkunft der Kontrahenten 
ap ber Börfe erfolgen. follen, müffen von dem berfelben, ber fich folche vorbehalten 


bat, vor 1% Uhr dem andern abgegeben werden. Erfolgen fie ir diefer Zeit nicht, 


fo ift der gef@toffene Vertrag ats aufgehoben und ber unterhandelte Vertrag als 
nicht zum Abfchluß gekommen, zu betrachten. | 


95 Die Regulirung der Courfe von Wechfeln, dffentlichen Schuldpapieren. 


| und von Geld, fo wie Der Preis-Courante von Waaren, geichieht an der Bärfe unter 
der Aufficht der von dem Worfteheramte der dortigen Kaufmannfchaft ernannten 
Kommiffarien mit den betreffenden Maͤcklen. | | 


$. 6. Diefe Kommiffarien haben.mit aller Sorgfalt dahm zu wachen A; 
e £ 


bie Sourfe und Preis- Courante dem wahren. Verkehr angemeffen, richtig feftg 
werben. 


und der Staats⸗ und öffentlichen Papiere, der zweite bie Preis: Courante der Mate 
rialwaaren, und der dritte der Granenwaaren. 


$. 8. Die Gelpwechfel-und Fonds-Eourfe werden Montags und Donnerſtags 


um 1 Uhr, Die Preis-Courante der Materialmaaren Dienftags, und die der Granen 
ittwochs und Sonnabends um 1% Uhr feftgeftellt. on er 
$. 9. Diefe Feftftellung gefchieht auf folgende Weiſe: An den in dem vors 
bergehenden $. beftimmten Bürfentagen und Stunden verfügen fich die Boͤrſen⸗ 
Kommiffarien mit den das Handelsfach betreffenden Maͤcklern in. die beftimmten 

Zimmer des Börfenhaufed. 1 J 
Sie erfordern von den Maͤcklern die pflichtmaͤßige und auf ihren geleiſteten 


Amtseid zu nehmende Anzeige, zu welchen Preiſen Wechſel, Geldſorten, Fonds 


und die Waaren zu haben geweſen ſind; was dafuͤr geboten, und auf welche Summe 
wirklich abgeſchloſſen worden. Sie koͤnnen von den Maͤcklern die gutachtliche Mei⸗ 
nung daruͤber, wie die Preiſe zu notiren ſeyen, erfordern, brauchen aber ſich daruͤber 
mit ihnen in keine Diskuſſionen einzulaſſen, noch ſolche unter den anweſenden Maͤck⸗ 
lern ſelbſt zu geſtatten, fobald fie dieſelben für uͤberfluͤſſſg halten. Sie find auch 
befugt, von den Macdlern die Vorlegung beren Tafchenbücher, jedoch mit Verdeckung 
der Namen der Kontrahenten, zu verlangen. 


Auf den Grund der folchergeftalt nach den Angaben ber Mädler, ober aus 


deren Tafchenbüchern gefammelten Materialien, beftimmt der Boͤrſenkommiſſarius 
in Gegenwart derfelben die Eourfe und die Waarenpreife. Bei diefer Verhandlung 
darf außer dem Kommiffarius und den Mäcdlern Niemand im Courszimmer ans 
weiend feyn. 
$. 10. Eobald die Courſe und Preife feftgeftellt find, werden fie m Gegen 
wart der Maͤckler von dem betreffenden Kommiffarius in das Börfenbuch ein- 
getragen. | 
$. 11. Aus diefem Buche laffen die Mäder die Courszettel und Preis- 
Courante unter ihrem Namen drucken, liefern Die vorfchriftömäßige Zahl von rem 
| | plaren 


$. 7. Einer biefer Kommiffarien-regulirt den Cours der Wechſel, bes Geldes. 


y 
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plaren den Behörden ein, und vertheilen bie beftellten Exemplare an ihre Kunden ; 
fie dürfen fich aber mit der Berfendung derfelben nach andern Orten nicht befaffen.. 

GSG. 42%. Die Courszettel und Preis-Courante follen, in fofern fie mit dem 
$. 10. geadten Börfenbuche übereinftimmen, auch im ftreitigen Fallen den richter- 
lichen Entſcheidungen zur Grundlage dienen. | 

..$ 13. Die Börfenfommiffarien haben darüber zu wachen, daß die Mäcker, 
Schiffs⸗ und LandfrachtAbrechner ihren Verpflichtungen bei der Bermittelung und 
Abſchließung der Gefchäfte während der Dauer der Börfenverfammlungen,, und bei 

egulirung der Courfe und Preis-Courante, nachkommen, | 


9 14. Der Mädler, welcher, ohne fich bei den Kommiſſarien mit erheb⸗ 
lichen Hinderungsurfachen entfchuldigt zu haben, von ber Börfe wegbleibt, ober 
ſpaͤter fich einfindet, oder vor deren Schluß entfernt, verfällt in eine Strafe von 
Drei Thalern, der, welcher von der Cours ‚ Kegulirung in gleicher Art wegbleibt, 
in eine Geldbuße von Fuͤnf Thalern, und der, welcher die Vorzeigung feince 
Tafchenbuchs dem Kommiſſarius verweigert, in eine Strafe von Zwanzig Thalern.- 
Diefe Strafen werden von dein Vorfteheramte der Kaufmannfchaft feftgefegt, wos: 

en der Rekurs nach den Beftinmungen bed Abfchnittd XI. des Statuts vom . 
Titten April 1823. ſtatt findet. | 

$. 135. Der Mädler, welcher Courözettel und Preis-Courante ausgiebt, 

die mit dem Börfenbuche nicht übereinftimmen , verfällt, außer dem nachgewiejenen 
Falle eines Drudfehlers, in eine Beldftrafe von Zwanzig Thalern. 0 

G. 16. Die obigen Strafgelder fallen der ſtaͤdtiſchen Armenkaſſe anheim. 

. $ 17. Die Mädler find verbunden, die von ihnen Aber abgeſchloſſene Ge⸗ 
fchäfte zu ertheilende Schlußzettel den Kontrahenten am Tage bes gefchloffenen 
Geſchaͤfts zuguftellen. : . 
Hiernach hat fich Jedermann, den ed angeht, zu achten, 


Begeben zu Berlin, ben 13ten September 1827. 
(L.$S) Friedrich Wilhelm. 


.. Ä .. von Schudmann. Graf von Dandelmann. 


a! 
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(Mo. 41097.) Berorbnung wegen ber Erhebung ber Eingangs⸗, Ausgangs⸗ und Durchgangs⸗ 
Abgaben, und wegen (Ergänzung ber Zollordnung. Vom 30ften Oktober 1827. 


Bir Sriedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden ꝛ, König von 
Preußen x. x. 


haben, mit Ruͤckſicht auf die Beſtimmungen des von Uns unterm 26ſten Mai 
1818. vollzogenen Geſetzes, an bie Stelle der durch Unſere Verordnung vom 
iIten November 1824. publizirten Erpebungerolle und Der nachherigen Deklara- 
tion berfelben, unterm heutigen Tage anbermweit eine. Erhebungsrolle der Abga⸗ 
ben, welche von eingehenden, auögeenben und durchgeführten Waaren ent: 
richtet werben follen, vollzogen und der gegenwärtigen Verordnung beigefügt 
Wir ſetzen babei noch Folgendes fefl: 
4) Die Unternehmer inländifcher Zuderfiebereien find verpflichtet, allen in 
ihren Fabrikanſtalten gefertigten. Hutzuder im Boden mit einem felbft ge— | 
wählten Stempel. welcher ihr Fabrikat bezeichnet, zu belegen. 


-&) Ueber bie Verwendang des fuͤr inlaͤndiſche Siedereien zum Raffiniren ein⸗ 
gehenden Zuckers kann von dem Finanzminiſterium Kontrolle angeordnet 
werden, unter welcher nur Zucker von inlaͤndiſchen Siedereien zum Raffini⸗ 
ren gegen den geringern Steuerſatz bezogen werden kann. 


3) Da bei den Beſtimmungen der Zollordnung vom 26ſten Mai 1818., uͤber 
den Waarentransport im Grenzbezirk, Bedenken erregt worden, ſo ſetzen 
Wir zu deren Hebung feſt, daß zwar nach der Zollordnung $. 77. beim 
Eingang von Waaren die imgeichhnete Zollftraße von ;der Grenze bis zum 
Grenz⸗ Zollamte durchaus, nicht verlaffen werben darf, Jeder auf Diefer 
Straße ohne Aufenthalt fü ch nach dem Grenz Zollamt begeben und dort 
anmelden muß; beim weitern Transport: ber beim Grenz Zollamte ans 
gemeldeten Begenftände ed aber dem Waareninbaber freigeftellt bleibt, 
welchen Weg er nehmen will. Es muß derfelbe jedoch allemal Die erfolgte . 
Anmeldung bei der Zollftelle Durch eine Steuerquittung, einen Begleitſchein 

Jabczang 1827. No, 19. — (No.197) Aa oder 


(Ausgegeben zu Berlin ben ten November 1827.) 
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oder andern Legitimationsſchein, worin bie Transportfrift im Grenzbezirk 
und der Weg bemerkt wird, den Grenzbeamten bei ihren Nachfragen 
nachweiſen koͤnnen. 

Bei der Verſendung von Gegenſtaͤnden, welche nicht an ſich von aller 
Transport = Kontrolle befreit find, innerhalb des Grenzbezirfs, oder aus 
dem Binnenlande in ben Grenzbezirf oder in das Ausland, beögleichen: 

aus dem Grenzbezirt in das Ausland, ift eine Befcheinigung, wie fie 
nach Unterfchied. der alle $S. 6., 11., 14., 16., 92. ꝛc. der Zollordnung 
. vorgefchrieben worden, nur allein in dem Falle nicht erforderlich, wenn 
der Transport auf einer Straße erfolgt, welche als Zollfiraße von einem 
Grenz⸗Zollamte zur Binnenlinie führend bezeichnet iſt, und auf biefer 
Straße außer der Hegel an der Binnenlinie kein Kontrollz oder Anmels 
dungsamt fich befinden follte, 
9 Der F. 108. der Zollordnung wird aufgehoben und Dagegen Folgendes 
feſigefetzt: 

Die Beamten muͤſſen bei ber Zoll⸗ und Steuererhebung ſich genau nach 
ben vorgefchriebenen Sägen richten. Zuviel erhobene Gefälle werben zu⸗ 
ruͤckgezahlt, wenn binnen Zahreöfrift, vom Tage ber. Verfteuerung ange 
‚rechnet, der Anfpruch auf ben Erſatz angemeldet und befcheinigt wird. 
3u wenig oder gar nicht erhobene Gefälle können gleichfalls innerhalb 
Jahresfriſt von den Steuerfchuldigen nachträglich eingezogen werben. 
Nach Ablauf des Jahres ift jeder Anfpruch auf Zuruͤckerſtattung oder 
Nachzahlung der Gefälle beziehungsweife gegen ben Staat und den Steuers 
fhuldigen erlofcehen; dem Etaate bleiben jedoch feine Rechte auf Schaden- 
erfag gegen die Beamten, durch deren Schuld Die Gefälle unrichtig erho⸗ 
ben worden, infofern lestere von dem Steuerfchuldigen nicht zu erlangen 
find, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten befugt find, ben 
Steuerfchuldigen wegen Nachzahlung der Gefälle in Anfpruch zu nehmen. 


Gegeben Berlin, den 30ften Oftober 1827. ' 
| (LS) Friedrich Wilhelm. 
Friedrih Wilhelm, Kronprinz. 
| Sch. v. Altenflein. v. Schuckmann. Graf v. Kottum 
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Dandelman. v. Moß. 
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Erhebungs- Rolfe 
| der le 
Abgaben, welche von Gegenfländen zu entrichten find , die entweder aus dem 
Auslande eingeführt, oder durchgeführt, oder aus dem Lande ausgeführt 


werden; für die Zahre 1828., 1829. und 1830. 
Bom 3often Oktober 1827. 





Erfte Abtheilung. | 
Gegenftände, ‚ welche gar Feiner Abgabe unterworfen ſi nd. 





Ganz frei bleiben: 


1) Panne, zum Berpflanzen, und Reben; 

2) Bienenftöcde mit lebenhen Bienen; 

3) Branntweinſpuͤlich; 

4) Duͤnger, thieriſcher, beögleichen andere Düngungsmittel,. ald: ausge⸗ 
Jaugte Abe, Kalkaſche, Düngefalz, vorafpäne, Abfälle von der 
Sabrifation der Pottafche; 

5) Eier; 

6) Erben und Erze, Die nicht mit einem Zollfage namentlich betroffen find, als: 
Bolus, Bimsftein, Blutſtein, Gips, Sand, Lehm, Mergel, Schmirgel, _ 
gewöhnlicher Toͤpferthon und Pfeifenerde, Trippel, Walkererde, u. a.; 

MD) Erzeugniffe des Aderbaues und ber Viehzucht eines einzelnen von Der Grenze 

durchfchnittenen Landguts; 

8) Kifche, frifche, und Krebie; 

9) Grad, Futterkräuter und Heu; 

40) Gartengewächfe, frifche, als: Blumen, Gemäfe und Krautarten, Eichorien 
(ungetroctnete), Kartoffeln und Rüben, eßbare Wurzeln ıc,; 

11) Geflügel und kleines Wildpret aller Art; 

12) Blafur= und Hafnererz (Alquifoux); 

13) Gold und Silber, gemänzt, in Barren und Bruch, mit ro der 
fremden filberhaltigen Scheidemuͤnze; 

14) Hausgeraͤth, gebrauchtes, von Aniehenden zur eigenen Demutung; Pr 

| ol; 
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15) Holz GBrenn⸗ und Nutzbold welches zu Lande verfahren wird, und nicht 
nach einer Holzablage zum Verſchiffen beſtimmt iſt, Reiſig und Beſen 
daraus, Flechtweiden; 

16) a der Reifenden, der Fuhrleute und Schiffer, deren Bahr. 

Reiſegeraͤth, auch Viktualien zum Reifeverbrauch ; 

m —* (ausgelaugte Lohe als Brennmaterial); 

18) Milch; 

19) Obſt, friſches; 

20) Papierſpaͤne (Abfaͤlle) und beſchriebenes Pepier Akten, Mafulatur); 

21) Saamen von Walbhölzern; 

22) Schachtelhalm, Schilf und Dächrohr; | 

23) Scheerwolle (Abfall beim Tuchfcheeren),, begleichen Flockwolle (Abfälle 
von der Spinnerei) und Tuchtrimmer (Abfälle bei der Weberei); 

24) Steine, alle behauene und unbehauene, Bruch, Kalk⸗, Schiefer-, Ziegel» 
und Mauerfteine, beim Land« Transport, infofern fie nicht nach einer 
Ablage zum Berfchiffen beftimut find; 

25) Stroh, Spreu, Häderling; 

26) Thiere, alle lebende, für welche kein Tariffog ausgeworfen iſt; | 

27) Torf und Braunkohlen; 

28) Trebern und Treſtern. u 


3weite Abtheilung. 


Geoegenſtaͤnde, welche bei der Einfuhr oder bei der Ausfuhr 
einer Abgabe unterworfen ſind. 


Funfzehn Silbergroſchen ober ein halber Thaler vom Preußiſchen Zentner 
Brutto» Gewicht wird in der Negel bei dem Eingange, und weiter Beine Abgabe 
bei dem Merbrauche im Lande, noch auch Bann erhoben, wenn eine Waare 
Hiernächft. ausgeführt werden: follte. - . 

Ausnahmen hiervon treten bei allen Gegenflänben ein, welche entweder 
nach dem Vorhergebenden (erſte Abtheilung) ganz frei, ‚, oder nach dem Folgenden 
namentlich | 

a) einer geringern ober höhern Eingangsabgabe, als einem halben Thaler 
vom Zentner, unterworfen, oder 
b) bei der Ausfuhr mit einer Abgabe belegt find. 


Es 
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Es fürd folgende Gegenftände, von welchen die beigefehten Gefälle erhoben werden: 


Gewicht | Abgabenfäge Im; let 
Benennung der Gegenjtände. ober beim “s ae 

5 " Eingang. Juusgang h GOewicht: 
2 Anzahl. ost. Sar.beist. war Pfund. 


4] Adfälle 
von Glashätten, beögleichen Glasfcherben und 
Bruch; — von der Fabrikation der Salpeterfäure 
und Salzfäure; — von Salz» und Seifenfiede- 
reien, bie Mutterlauge; — von Gerbereien, das 
Leimleder. — Ferner: Thierflechfen, Hörner, 
Hornfpigen, Klauen und Knochen, legfere mögen 
ganz oder zerfleinert feygn....znssnnnennnennenn 1 3entn.| frei) —] — 110 
2]Baumwolle und Baumwollenwaaren. 
a) Rohe Baumwolle .............. 1 Zentn.] —| 2]— 115 
b) Baumwollengarn, “ 
1) weißes ungezwirntes und Watten, 
aa) in den öfllichen Provinzen. . ......-nser 000: 1 3entn.] 2] —1—|— 
bb) in den weftlichen Provinzen IAl Zentn.] 4 
2) gezwirntes Gam, Strickgarn, imgleichen alles 
gefärbte Gar ..uuerenene nenne ft Zentn.) 6] |—H18ingifen, 
c) Baumwollene Stuhl und geft oſa⸗ —— 
mentierwaarenαν. 1 3entng 50 —I— |— —533 — 

3 Blei. 10 in Ballen. 
a) Blei in Blöcden und altes5* 1 Zentn. 
b) Grobe Bleiwaaren, als: Keffel, Röhren, Schrot, 

Platten Were ads aanaanaen anne ae 1 Zentn. 7 in Kifien 
©) Seine Bleiwaaren, ald: Spielzeug u. f. w., wie Dder Häfen, 
grobe furze Waaren. 

4 Buͤrſtenbinder⸗ und Siebmacherwaaren, 
a) grobe, 
b) feine, wie grobe kürze Waaren. 

5] Droguerier und Apotheker auch Farbe- 


aaren. 

a) Chemiſche Fabrikate für ben Medizinal⸗ und Ge⸗ 
werbsgebrauch, auch Praͤparate, aͤtheriſche auch 
andere Oele, Säuren, Salze, eingedickte Säfte, 
desgleichen Maler= und Warhfarken uͤberhaupt 
die, unter Apotheler⸗, Droguerie- und Farbe: ” 
waaren gemeiniglich begriffenen Gegenftände, fo- 14 in Kiften 
fern fie nicht befonders ausgenommen find... ..- 1 3enn] 31 —[— 





10 in Ballen, 








| 
| 
| 


| 
l 
| 


4 Zentn.] 11-1 |— 











| 

= 
5 
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Gewicht | Abgabenfäge In vage 
vi 


jütet 

Benennung der Gegenftände. oder beim a 
. Eingang. JAusgang ewicht: 

Aweb Pfund. 


No. 


Ausnahmen treten jedoch folgende ein, und zah⸗ 
len weniger: 
nnn ⸗ 1 Zentn.| 1 
c) Bleiweiß und Kremferweiß, rein ober verfeht,... [1 Zentn.] 2 
d) Glaͤtte (Blei- und Silber-), Mennige, Schmalte, 
gereinigte Soda (Mineral » Alkali), ‚gernichter 


Kupfer= und Eifen= und weißer Vitriol. . ...... 1 Zentn.] 1 
e) Eifen- Vitriol, gruͤner, .. 1 Zentn.] — 
D) Selbe, gehn, rothe Farbenerde, Braunroth, 

Kreide, Ocker, Rothftein, Umbra...........- 1 Zentn.] — 





Eckerdoppern, Knoppern,- Rrapp, Kreuzbeeren, 
® KRurfume, Dxterzitron, Cafflor, Sumad, Waid 














und Wau. sesienssassenannnenneasueee 1 Zentn.g —| 5|—| 5 
h) Sarbehölger, in Blöcfen oder geraspelt, »11 Zentn. —| 5|—| 5 
i) Korkholz, Pocholz und Buchsbaum.......... 1 Zentn.] —| 5I—| 5 
k) Pottafche und Waidafche, auch ungereinigte Soda li Zentn.] —| 7%] — |— 
)) Mineralwaffer, in Blafchen ober EN, nenn. 1 3entn.] — 72 1— 
m) Salpeter, gereinigter und ungereinigter, . 1 Zentn.] —| 101 — |— 
n) Salzfäure und Schwefelfäure. .........+ 1 3entn.] 1)10)—|—] 22 
0) Schwefel. uueeesnnneensnnnennene nun «1 Zentn.] —| 5) —|— 
pP) Terpentin und Terpentinöl (Kiehnöl)........ 1 Zentn.) —| 101 — |— 

Anmerk. Rohe Erzeugniffe des Mineral-, Thier— 
und Pflanzenreich®, zum Gewerbes und Medizinalge⸗ 
brauch, die nicht befonders höher oder niedriger bes 
feuert find, insbefondere auch anderswo nicht genannte 
außerenropdifche Tifchlerhölzer, tragen die allgemeine 
Eingangsabgabe. 

G6Eiſen und Stahl. 
a) Gußeifen in Gänfen und Maffeln, Stahlkuchen, 

altes Brucheifen, Gifenfeile, Yammerfchlag. ... 1 Zenn.] — —]— 15 
b) Roheifen. ....... — —— 1 Zentn.) —| —] — 17% 


Anmerk. Eifenguß in Gänfen und Maffeln und 
Roheiſen ift in den weftlichen Provinzen auch beim 
Ausgange frei. 
©) Gefchmiebetes Eifen, ald: Stab- oder Stangen», 
Reifen⸗, Schlöffer:, Rede, Kneip⸗, Bandz, 
Zain-, Krauss, Bolzen, Welleneifen, desgleis 
hen Rohſtahl, Guß- und raffinirter Stahl. .... [1 Zentn. 





Aus: 





Gericht | Abgabenfäge In 


für Thara 
rd vergütet 


vom Zentner 


Benennung der Gegenftände, oder beim uttoe 
Anjahl. Eingang. Ausgang Gicht: 
Rthl, Ear.IRthl. Sar. 











Ausnahmen. 

1) Links der Elbe, landwaͤrts eingehend, auf der 
Linie von der Elbe bis Heiligenftadt und in den 
weftlichen Provinzen von Warburg bis Sobern- 
beim wird nur Die allgemeine Eingangsabgabe 








erhoben. 
2) In den weftlihen Provinzen von Sobernheim 












e) Eifenwaaren: * 
H grobe Gußwaaren in Oefen, Platten, Gittern ꝛc. 
2 8* die aus geſchmiedetem Eifen, Eiſenblech, 
tahl- und Eiſendraht gefertigt find, als: Aexte, 
Degenklingen, Feilen, Himmer, Hecheln, Hes— 
pen, Holzfchrauben, Kaffee-Trommeln und -Müh- 
Ien, Ketten, Mafchinen von Eifen, Nägel, Pfanz 
nen, Plätteifen, Schaufeln, Schlöffer, grobe 
Schnallen und Ringe (ohne Politur), Schraubs 
ftöde, Senfen, Sicheln, Stemmeifen, Striegeln, 
Thurmuhren, Tuchmacher= und Schneiderfchee- 
ren, grobe Wagebalken, Zangen u. |. W......- 
3) feine Werkzeuge und andere feine Eifemvaaren, 

wie grobe Eurze Waaren. 

Erze, nämlich Eiſen- und Stahlftein, Stufen, 
Braunftein, Reiß- und MWafferblei, Graphit, 
Galmei, Kobalt. 
In der Provinz Sachfen, desgleichen in Weit: 
Dale und Niederrhein, auf der Grenzlinie von 
iilnsdorf bis Rentriſch, Eifenerz ............J.* v 


Flachs, Werg, Hanf, Heede...........- 
Getreide, Huͤlſenfruͤchte, Saͤmereien auch 


eeren. 

a) Getreide und Huͤlſenfruͤchte, als: Weizen, Spelz 
oder Dinkel, Gerfte (auch gemälzte), Hafer, Hei⸗ 
beforn ober Buchweizen, oggen, Bohnen, Erb⸗ 
fen, Hirfe, Linfen und Widen......... 5— 

b) Saͤmereien und Beeren, 












































Pfund. 









11 in Kiffen 
oder Faſſern. 


11 in giſten 
oder Faſſern. 


- 13 — 


Gewicht | Abgabenfäge —— 
Benennung der Gegenſtaͤnde. oder beim * 


Anzahl. Eingang. [rusgang Gewicht: 


1120] 7 im Ballen 
— 110 
3-|_R 


No. 


41) Anis und Kuͤmmel ..... 
2) Delfaat, als: Hanffaat, Leinfaat und Leindotter 
oder Döder, Mohnjamen, Raps, Rübefaat.... 
3) Kleefaat und alle nicht namentlich im Tarif ges 
nannte Sämereien, imgleichen Wachholderbeeren 
Aumerk. Auf einen Scheffel Klecfaat koͤnnen, 
mit Einfchluß des Sacks, 95 Pfund gerechnet werben. 
10| Glas. 
a) Grünes Hohlglas (Glasgefchirt)............ 
Anmerk, Bei lofer Verpackung werden 5% Kubik⸗ 
fuß zu einem Zentner veranfchlagt. 
b) Weißes Hohlglas, ungefchliffenes oder mit ab- 
eſchliffenem Boden und Hüttenranbe, imgleichen 
: Kafelgtas ohne Unterfchied der Farbe... .....- 
©) Gefchliffenes, gefchnittenes, vergolbetes, gemal⸗ 
tes, beögleichen alles maffive und gegoffene las, 
Behänge zu Kronleuchtern von Glas, Glas: 
Enöpfe, loſe Glasperlen und Glasfchmelz..... 
d) Spiegelglas, belegtes ober er — 
1) gegoffenes, wenn das Stuͤck nicht über 1 II Fuß; 
geblafenes, wenn das Stüc nicht über 2 Fuß 
üiccc ——— 
2) gegoffenes, wenn das Stuͤck über 144 [I] Zoll 
bis 288 I Zoll mißt,. ....... TÄ.. 
gegoffenes (3) Aber 288 Zoll bis 576 Toll... 
md |) = 5756 = =4100 = .. 
geblafenes 15) = 1000 = : 1400 = 
ohne 16) = 1400 = 21900 =... 
Unterfchied 7) = 1900 ⸗..... ......5. 
111 Häute, Felle und Haare. 
a) Rohe grüne und trodene Häute und Felle, im- 
gleichen rohe Pferdehäare, * 
b) Ruh⸗ und Kaͤlberhaare . ... 
42] Hol, Holzwaaren ꝛXc. 
a) ——— beim Waffertransport. ...........- 
b) Nußholz beim Waffertransport ober beim Land⸗ 


transport zur Verfchiffungsablage: 
1) Maften 








wer | | I 1 -CE 
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Benennung der Gegenſtaͤnde. 


2) Bugfprieten oder Spieren 
3) Blöde oder Balken von hartem Holz. e 
4) Balken von Kienen= oder — 

5) Bohlen, Bretter, Latten, Faßholz (Dauben), 








gebeizt, gefaͤrbt, lackirt oder polirt ſind, auch feine 
Korbflechterwaaren. ............ 

D Ganz feine Holzwaaren, wie grobe kurze Waaren. 

8) Gepolfterte Meubles, wie grobe Sattlerwaaren. 

h) Grobe Böttcherwaaren, gebrauchte, ohne eiferne 
Reifen —* 

Anmerk. Grobe Böttcher: und Drechsler⸗, Korb⸗ 
flechter⸗, Tifchler= und alle rohe oder bloß gehobelte 
Holzwaaren, Wagnerarbeiten und Mafchinen von Holz 
fragen die allgemeine Eingangsabgabe, 

0Hopfen— — —— re 

14| Inftrumente, muſikaliſche, mechaniſche, mathe 
matifche, optifche, aftronomifche, chirurgifcje. . 

45] Kalender, 

a) bie fuͤr's Inland beftimmt find, werden nach den, 
der Stempelabgabe halber gegebenen, befondern 
Vorfchriften behandelt; 

b) die durchgeführt werben, tragen bie allgemeine 
Abgabe von 15 Sgr. für den Zentner. Der 
MWiederausgang muß nachgewieſen werben. 

461 KalE und Gips, gebrannter,. 
171Karden oder Weberdifteln ................. 
48| Kleider, fertige neue, desgleichen getragene Klei— 
ber und getragene Waͤſche, beide legfere, wenn 
fie zum Verkauf eingehen. ..uncnneeneneneenne 


Jahrgang 1821. (ad No. 19. — 1091.) 











Gewicht | Abgabenfäge [te zuuin, 
ober beim von zen 


Anzapı. Eingang. | 


Reh, Sur, 





1 Städ.] —| 1 
1 Sairstan.]| —|15 
1 Zentn.| frei )— 
1 Zentn.| frei — 
1 Zentn.] 3)— 
1 Senn] —| 5 
1 Zentn.] 1] 
1 3entn| 6— 
me —| 5 
1 3entn.| frei l— 
1 Zentn.|100|— 
3b 


Ausgangf Gewicht: 
por. &ar. | Pfund. 


ff Stüd.] 1—1—|— 
ji Etüd.| — 5 





— | [22 in Riten, 
gen 


19, Kupfer 
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Benennung der Gegenſtaͤnde. 
S 
zZ £ 
49 Kupfer und Meſſing, 

a) rohes, fhwarges, gahres; alted Bruchfupfer 
oder Meffing, desgl. Kupfer und Meffingfeile, 
Glodengut, Kupfermuͤnzen zum Einfchmelzen, 
in den Öftlichen Provinzen. ........... 

Anmerk. In ben weftlichen Provinzen wird. bloß 
die allgemeine Eingangsabgabe gezahlt. 

b) gefchmiedetes, gewalztes, gefchlagenes, gegoffe- 
Es zu Gefchirren; Blech, Bachpfatten, gewöhn- 
licher und_plattirter Draht, desgleichen polirte, 
gewalzte, auch plattirte Tafeln und Bleche... 

c) Waaren: Keffel, Pfannen ımd dergl., auch alle 
fonftige Waaren aus Kupfer und Meffing....- 


20 Kurze Waaren, Duincaillerien ꝛc., 
a) grobe, gefertigt ganz ober theilweiſe aus Alabafter, 
fie, Holz, Horn, Knochen, Lack, lohgahrem 
eder und Juchten, Marmor, Meerjchaum, un— 
edlen Metallen, Papier, Stroh; oder theilmeife 
aus Elfenbein, Gmail, Gips, Glas, Kork, 
Steingut und weißem Porzellan, in Verbindung 
mit uneblen Metallen oder Anfangs genannten 
Urftoffen gefertigt, als: feine Bürftenbinder=, 
Drechsler-, Nadler⸗ und Giebmacherwaaren, 
anz feine Tifchler» und Korbflechter= Arbeit, 
lei- und. Rothftifte, Fingerhuͤte, Kämme, 
Klavierdraht, Knöpfe, Meffer, Naͤh⸗ und Sted- 
nabeln, fogenannte Nürnbergerwaaren aller Art, 
— Paftellfarben und Tuſche, Pfeifen⸗ 
oͤpfe und Pfeifenroͤhre, Scheeren, Schnallen, 
Streichen, feine Seife in Kugeln und Taͤfelchen, 
Siegellack, Spielzeug, Stroh= und Baſtgeflechte, 
& e Strohhüte und Decken aus ungefpaltenem 
troh; Spahn, Rohr: und Fiſchbeinhuͤte ohne 
Garnitur; echte und umechte gefchliffene Steine, 
Perlen und Korallen ohne Safıng, Glasperlen 
und Glasfchmelz, auf Faͤden gereihet; Tuch- und 
Zeugmuͤtzen in Verbindung mit Leder, Holzuhren, 
feine Werkzeuge u. ſ. w......... ... ——— 


Gewicht | Abgabenſaͤtze Ri 
er 


oder beim 
Anzahl. Eingang. [Ausgang 


vom Zentn 
Srutte⸗ 
Gewicht: 


aut. Sar.laisı. ca] Pfund. 


413entn.| 4—|—|—] 7 
1 3m] 9 |—|—1 11 
1 Zentn.| 101—1— |—] 11 
1 Zen. 10|— |— | {22 in Suter. 


Anz 


— 11 — 


Gewicht | Abgabenfäge In; et 
Benennung der Gegenftände. oder beim une 


Eingang. Juusgang | Gewicht: 
l. 
Anzah tt. Sar.laise. Sr] Pfund. 


S 
zZ 





Anmerk. Wenn dergleichen Furze Waaren, 3. B. 
Pfeifenköpfe, aus den Art. 38, litt. f und g.. bezeichne 
ten Porzellangattungen beftehen, treten die dort be— 
flimmten Steuerfäße ein. 

b) feine, nämlich Waaren vorgenannter Art, welche 
zum Theil oder ganz aus Gold, Silber, Platina, 
mit Gold= oder Eilberbelegung, oder aus Semi⸗ 
lor, Bronze und andern feinen Metallgemifchen, 
ober aus feinem Stahl, Elfenbein, Schilbpatt, 
Perkmutter, Bernftein, Bergkryftall, echten und 
unechten Steinen, Perlen und Korallen gefertigt 
find; Pfeifenföpfe mit feinen Befchlägen, Etuis, 
Tafchenuhren, Stuß= und Pendeluhren, Kron⸗ 
leuchter mit Bronze, Goldfaͤden, Goloblatt, ganz 
feine ladfirte Waaren; Waaren, ganz aus Elfen⸗ 
bein gefertigt; ferner: Pußfachen, ald: Bonnets, 
Fächer, Blumen, Schmudfedern, gehäfelte und 

eſtickte Arbeiten, feine Baft- und Strohhlte, 
eruͤckenmacherarbeit u. ſ. w. ...........8 1 Zentne] 50 Kitten. 


12 in Ballen. 
21lReder, und daraus gefertigte INaaren. 

a) Gelohetes Fahlleder, Sohlleder, Kalbleder, Satt- : 
lerleder, Stiefelfchäfte, besgleichen Juchten . ..... 1 Zentn.| 6 1 |} 8 in Kifen. 

b) Sämifchgahres, weißgahres Xeder, Grlangerz, 
Bruͤſſler⸗ und Dänifches Handfchuhleder, auch! 
Korduan, Marofin, Saffian, Pergament :..... 1 Zentn.) 8] — = fıs in Kiften, 

Ausnahme. Halbgahre Ziegenfelle für inländi- 7 in Ballen, 
{che Saffian= Fabrifanten werden unter Kontrolle 
für die allgemeine Gingangsabgabe eingelaffen. 

c) Grobe Schuhmacher= und Sattlerwaaren, Bla⸗ 
febälge, auch Wagen, woran Leber =. oder Polfter- 
0 —— 1 Zentn.| 10|—1— |—F18 in Kifen. 

d) Feine Lederwaaren von Korduan, Saffian, Ma— 
rofin, Grlanger=, Brüffler= und Dänifchem Le⸗ 
der, von fämifch- und weißgahrem Leder und 
Pergament, Sattel: und Reitzeuge und Gefchirre 
mit Schnallen und Ringen, ganz oder theilweiſe 
von feinen Metallen und Metallgemifchen, Hand- 22 in Kiftem. 
ſchuhe von Leder und feine Schuhe aller Art ... [1 Zentn.| 20] — |—F 7 in Balken. 


* Bb2 22. Leinen⸗ 















ober beim 

> Eingang. Jausgang 

2 Anzahl. Rehl. Sar.IRtbL. Car. 
22] Leinengarn, Leinwand und andere Leinen- 

Waaren. 

a) Rohes Garn. .unaenseeseenenneseeen ls i— 15 

aus den Oftfechäfen ausgehend, ....... x —— 5 

b) Gebleichtes, gefaͤrbtes Garn, auch Zwirn 11— = 

c) Graue Padleinwand und Segeltuh ........ —20 — 
Ben (unappretirte) Leinwand, Zwillich und 

BRD. Ru nase area — 2— — 


Ausnahme. Rohe ungebleichte Leinwand geht 
auf ber Grenzlinie von eobjchüg bis Reichenbach 
in der Oberlaufiß nach fchlefiichen Bleichereien 
ober Märkten, auch an ber Grenze der Provinz 
Weftphalen nach Bleichereien in den weftlichen 
Provinzen, frei-ein. 

e) Gebleichte, gefärbte, gedruckte ober in anberer 
Art zugerichtete (apprefirte) Leinwand, Zwillich 
und Drillih, des Ben rohes und gebleichtes 
Tiſch⸗ und Handtücherzeug, leinene Kittel, auch 








neue TBAfhE annnensncnnnnnnneeennnnennn nenn 

N) Bänder, Batift, Borten, Srangen, Gaze, Kam: 
mertuch, gewebte Kanten, Schnüre, Strumpf: 
waaren, dergleichen Waaren aus Leinen und 
Baumwolle, oder aus Leinen, Seide und Floret- 

feide gefertigt, auch Treffen auf Leinen . 

g) Zwirnfpigen. .... EEE ——— 

23] Lichte (Talg⸗ Wachs⸗ und Wallrath.) —— 
24 a and und andere Abfaͤlle zur Papierfabri⸗ 





a) gan, daumwollene und mit Wolle gemiſchte 

umpen........... 

b) Wollene meet alte Fifcherneße, altes Tau- 

werk und Stricke. 

251 Materials und Spezereis, auch Konditor⸗ 
waaren und andere Konfumtibilien. 

a) Bier aller Art in Faͤſſern, ne Meth und ges 





ohrne Getränfe aus Dbft in Bäffern ........ 2 
1) Branntiweine aller Art, auch Arrak, —— 
Franʒbranntweine und a Branntweine.. 8 





Gewicht | Abgabenſaͤtze 


ir Thara 
wird vergütet 
om Zentner 


Gewicht: 
Pfund. 














a1 in Kiſten. 


20 

22 in Kiften, 
12 in Ballen. 
18 


14 in Kiften ir. 
5 * —* 


— 


— 13 — 


Gewicht | Abgabenfäge este 
ne 
Benennung der Gegenftände, oder beim ter 
g 
Ausgang Gewicht: 

































Pi Eingang. 
2 Anzabl. — Sar.Äxst. Sar.. Pfund. 
<) Effig aller Art in Fäffern. 22... ensseenene- 1110| — 
d) Bier und Eſſig, in Flaſchen oder Kruken ein- 
chendndndndndndndeee — 8—1— mir in Kiften 
e) Del in Flaſchen oder Krufen.. 8 — | f Mer Kören. 
g) Wein und Moft, [| 
1) in bie Öftlichen Provinzen eingehend, .......- || Jin aiten 
2) in die weftlichen Provinzen eingehend, ....... 6—I—I—L worin 
3) aus ben weftlichen Provinzen beim Uebergang „Baiben, 
in bie öftlichen Provinzen. ..... — — 41101 — |) fäern. 
Butte 3 ——sw in daſern 
Anmerk. Einzelne Stuͤcke, welche eingehen, find, 
wenn fie nicht mehr als 3 Pfund wiegen, frei. 
h) Fleiſch, frifches, ausgefchlachtetes, geialgenes, gez 
räuchertes ; auch ungefchmolgenes Fett, Schinken, 
Speck, Würfte, desgleichen großes MWild...... 2—1—|—[ 14 
i) Hrüchte (Südfrüchte), frifche und getrocknete, als: 
Apfelfinen, Zitronen, Limonen, Pommeranzen 
und Pommeranzenfchaalen, Granaten, Datteln, 
Feigen, italienijche Kaftanien, Korinthen, Ro— 18 in Kitten. 
finen, Mandeln 4—1— 14 im gällern- 
Verlangt der Steuerpflichtige die ag ber —— 
friſchen Suͤdfruͤchte, fo zahlt er 4 Eräd 
1 Silbergrofchen. 
Berdorbene bleisen umverftenert, wenn fie in Ge: 
enwarf von Beamten weggewvorfen werben. 
k) Gerwirze ‚ nämlich: Galgant, Ingber, Karda- 
momen, Kubeben, Lorbeeren, Lorbeerblätter, 
Muskat: Nüffe und Blumen (Mazis), Nelken, 
Pfeffer, Piement, Saffran, Sternanis, Vanille, 18 im sirfen un 
Zimmt und Zimmt⸗ Kaſſia .............4 6-1 1— u kaum, 
N Heringe TE 2/1 tr 
Ausnahme. Beim Cingange durch die Hafen 
von Danzig, Pillau und Memel Bi 1110] — |— 
m) Kaffee und Kaffee- Surrogate.. 6—ã6836* 
n) Kakao ........ ir | 
0) Käfe aller Art ........... as . 2/15 ken ad 
p) Konfitüren, Zuckerwerk, Kuchenwerk aller Art, —— 
eingemachte Fruͤchte und Gewuͤrze mit Zucker 
und Eſſig, desgl. Chokolade, Kaviar, Dliven, 


Pafteten, 


— 1444 — 


Gewicht 
Benennung der Gegenſtaͤnde. oder 


No. 


Pafteten, Sago und Sagoſurrogate, zubereiteter 
Senf und Tafelbouillon ....... 1 Zentn. 
g) Kraftmehl, worunter Nudeln, Puder, Stärke 
mit begriffen,......- Eee nern Ha . 1 3entn 
r, Muͤhlenfabrikate aus Getreide und Huͤlſenfruͤch⸗ 
ten, nämlich: gefchrotete oder gefchälte Körner, 
Graupe, Gries, Grüße, Mehl... 
s) Mufchel: oder Schaalthiere aus der See, als: 
Auftern, Hummern, Mufcheln, Schildfröten .... [1 Zentn. 
————— 1 Zentn. 





1 Zentn. 





y) Zuder: 
1) Brod= oder Hut, Kandis⸗ Bruch= oder Lum⸗ 
pen=, und weißer geftoßener Zucer. ..........- 1 Zentn. 
2) Gelber oder brauner Farin und Zucermehl 
RT TO ORTE RIERERESEEFET ER 1 Zentn, 
3) Roher Zucker oder Zuckermehl für inländifche 
Siedereien zum Raffiniren senennsennennnnnnn 1 Zentn. 


26 Matten und Fußdecken von Baſt, Stroh und 
Schilf 
271 Del, in Faͤſſern eingehend,.. EN 
Baumöl zum Fabrifgebrauch wird ‚gegen bie 
allgemeine Eingangsabgabe eingelaffen, wenn bei 
den Zollaͤmtern an der Grenze vorher .auf einen 
Zentner Del ein Pfund Terpentinöl zugeſetzt 
worden, 
2s| Papier. 
a) Graues Löfch- und Packpapier ...... sneenees. [il Zentn, 






Abgabenfäge Im — 





vom Zentner 


beim Brufto- 


Anzahl. Eingang. 
€ Kehl. Gar. 





a 


Ausgang| Gewicht: 
zur. ea. Pfund. 


22 in Kiften 
— |__} und Säfern, 
7 in Ballen, 


11 in Kiften, 
Tin Ballen, » 


14 


14 in Fäffern, 
1778 7 in Ballen 
oder Kbrben. 







14 


20 in giſten von 
3 denen. umd 
darlıb 





b) unge 












Benennung der Gegenftände, oder beim 
F Anzahl. Eingang. [Ausgang 
zZ [xtnt. Sar.. 





Rehl. Gar. 











b) ungeleimtes Drucpapier zu einer Bogengröße 
Ber 270 DI Zoll, oder 15 Zoll Hlbe und 
18 Zoll Breite, auch weißes und gefärbtes Pad- 


papier und Pappbedele.uuanensenensansnnnee 1 Zentn.]| 11— 
©) alle andere Papiergattungen > 3 
d) Papiers Tapeten ........... PORTELERTTOCEN. 61— 


29] Pelzwerk. 

a) halbgahres, auch gegerbte, behaarte Schaaf⸗ 
Lämmer- und Ziegenfelle, imgleichen fertige 
Schagfpelllße 

b) andere Kuͤrſchnerarbeit, Rauchwaaren . * 

30] Schießpulver .............. —— 
31|Seiden und Seidenwaaren. 

a) Rohe und ungefärbte Seide .. ........... 

b) Gefärbte, auch weiß gemachte Seide ......... 

©) Seidene Stuhl: und Strumpfwaaren, Blonden, 
Borten, Chenille, Srepinen, Frangen und Schnüre, 
auch Gold» und Siüberftoffe. ...u...-uenenn0- 1 Zentn.|100|— 

d) Halbfeidene Waaren, nämlich: Waaren aus 
Bloretfeive (Bourre de soye); aus Seide und 
Sloretfeide; aus Seide (oder Floretſeide) und 
Baumwolle; desgleichen Gefpinnfte und Treffen 





auf Seide oder Floretfeide......... PER 1 Zentn.] 501 — 
32] Seife, 
a) gemeine weiße, ....................4. 1 Zentn.| 3 
b) grüne und ſchwarze,..................... u... fi Zenm.]| — 


33] Spielfarten von jeder Geftalt und Größe find 
um Gebrauch im Lande einzuführen verboten. 
erden dergleichen zum Durchgange angemeldet, 
fo_wird bie allgemeine Cingangsabgabe mit 

15 Sgr. vom Zentner erhoben. 

34] Steine, 
Bruchfteine und behauene Steine aller Art, Muͤhl⸗ 
und Schleiffteine, Tufffieine, Traß, Ziegel: und 
Backſteine aller Art, beim Transport zu Waffer | esirun.f — |10 
Anmerk. Flinten- und Webfteine, auch Waaren 
> Serpentinftein zahlen die allgemeine Cingangd« 
abe, 








s 
— fia in Siften. 
— 7 in Ballen. 
18 in Kitten. 


Gewicht | ‚Abgabenfäge —— — 


vom Zentner 
Brutto 
Gewicht: 


Pfund. 





10 in Ballen. 


14 in Kiften und 
Tin Balken, 


22 in Sitten. 
37 in Balten, 
] 14 


| in Kiſten. 


Stein⸗ 


Benennung der Gegenftände, 

S 

zZ 
35 35] Steinfopten ......2..2.0000000000. [Een] SIT 
Anmerk. In den meftlichen Provinzen auf ber 
Grenzlinie von Grotenrath bei Geilenkirchen bis Twi— 
fieden bei Kävelaer, die auf beide Orte führenden Zoll- 
ſtraßen einbegriffen, imgleichen auf: der Grenze des 
Regierungsbezirks Minden, wird nur 1 Sgr. vom 

Zentner erhoben. 


36] Talg (eingeſchmolzenes Thierfett).. 
37|<heer, Daggert, Pech —— — 
381Toͤpferthon und Toͤpferwaaren. 








Toͤpferthon für Porzellanfabriken (Porzellanerde) [1 Zentu. 


b) Gemeine Toͤpferwaaren, liefen, Schmelztiegel. 
<c) Einfarbiges oder weißes Fayence oder ©teingut, 
irdene Pfeifen. cuuunnsesnnnesnnunne nunnnnnen 
d) Bemaltes, bedrucktes, vergoldetes ober verſilber⸗ 
tes Fayance oder Steingut 
e) Porzellan, weißes, 
f) Porzellan, farbiges, und weißes mit "farbigen 
und goldenen Streifen ober gröbern Verzʒierungen 
und ——38 von einer Farbe 
) Porzellan mit Malerei oder Vergoldung. ...... 
39 Dich, 
a) —3 — Mauleſel, Maulthiere, Eſel. 
b) O⸗ 


Anmerk. Pferde und andere. vorgenannte Tiere 
find fteuerfrei, wenn aus dem Gebrauch, der von ihnen 
beim Eingange gemacht wird, überzeugend hervorgeht, 
daß fie ald Zug⸗ ober Laftthiere zum Angeſpann eines 
Reifes oder Frachtwagens gehören, oder zum Waaren⸗ 
fragen dienen, oder die Pferde von Reifenden zu ihrem 
Fortfommen geritten werden müffen. 




















d) Rinder 
e) Schweine, ausgenommen Spanferfel, 
ST) Hammel 2... 5..0&3e20 —— * 
o⸗ — Schaafvieh, Ziegen, Kälber und Span 


—* Saugevieh, welches der Mutter folgt, geht frei ein. 





Gewicht | Abgabenfäge — 


oder 


beim 


vom Zentner 
Brutto= 


Anzahl. Eingang. Jausgang | Gewicht: 






1 Zentn. 


1 Zentn. 
1 Zentn. 


1 3entn, 
1 Zentn. 
1 Zentn. 
1 Zentn. 


1 Zenm. 
4 Zenm. 


I Stüuck. 


1 Stüd, 


[1 Stüd. 


1 Stud. 
1 Stuͤck. 
1 Stüd, 


fr 1000 


all 





3l— 


II 


or 
| 


EI Vausı earkaui eu Pfund Pfund. 


— | 14 in gi0cn 
vor Faferm, 
18 


14 in Kiften 
—f oder Körden, 


as 





il 25 in Kitten, 
40: 
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Denennung der Gegenftände, 
=} 
Z. 
40) Wachsleinwand, Wachsmouffelin und 
Wachstafft. 
a) Ganz grobe Wachsleinwand. ......... 
b) Alle andere Gattungen, imgleichen Wachs: 
moufelin und Wachstafft. ..... .............. 


41 Wolle und Wollenwaaren. 
a) Rohe Schaafwolle ...........4 
b) Weißes gezwirntes, gefärbtes wollenes und 
Rameelgerninsswansainaunen —— 
c) Wollene Stuhl» und Strumpfwaaren, besgl. 
Borten, Chenille, Frangen, Schnüre, auch Hutz 
macherarbeit (gefilzte); ferner dergleichen Waaren 
aus andern <hierkaaren , wie auch halbwollene 
Waaren obiger Art aus Wolle oder andern Thier⸗ 
baaren mit Baumwolle, Keinen, Seide, Floret- 
feide, theilweife oder mit allen diefen Stoffen ge 
NilOfes. 2a nan 
Ausgenommen hiervon find allein: 
d) Teppiche aus Wolle oder andern Thierhaaren, 
und dergleichen mit Leinen gemifcht. .......... - 
e) Slanelle und Moltong (weiße, oder mit Streifen 
gewebte), grobe Frießdecken, Tuchleiften, Warp 
oder Bauerzeug aus Wolle und Leinen; biefe 
zahlen 
Anmerk. Oeltuͤchet aus Roßhaaren zahlen die all 
gemeine Eingangsabgabe. 
42] ZinE, 
a) OT nase 
b) in Siechenn. 
43| Zinn und Zinnwaaren. 
a) Grobe Zinnwaaren, als Schhffeln, Teller, Löffel, 
Keffel und andere Gefäße, Röhren und Platten. 
b) Seine, wie grobe kurze Waaren. 
Anmerf. Don Zinn in Blöden und altem Zinn 
wird die allgemeine Eingangsabgabe erhoben. 


Yahrgang 1827. (ad No. 19. — 1097.) 


Gewicht 
oder 


hr Tbara * 
Abgabenfäge Inird vergütet 
bei vom Zentner 
em Brutto⸗ 


Gewicht: 
Anzahl. Eingang. Jausgang 
seh Aust. Sar.losı. eu] Pfund. 


1 3entn 

1 Zentn.] 6 
1 Zentn.|frei 
1 3Zentn.] 6 
1 Zentn.] 30 
1 Zentn.| 20 
1 3entn.| 10) 
1 Zentn.] 2 
1 Zentn.) 3 
4 Zentn.) 2 
Ce 


43 A in doppel⸗ 
—TF ten Saden. 

— — |_] 18 in Kiften, 
10 in Ballen, 





14 in Kifien.. 
7 in Ballen, 


22 in Rifien. 
10 in Ballen. 


41 


— — |— [| Tinitenn, 
daſſern. 





Dritte 
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Dritte Abtheilung. 
Von den Abgaben, welche zu entrichten ſind, wenn Gegenſtaͤnde 

zur Durchfuhr angemeldet werden. 

Die in der erſten Abtheilung benannten Gegenſtaͤnde bleiben auch bei der 
Durchfuhr in der Regel abgabenfrei. | | 

- Die Abgaben, welche nach der zweiten Abtheilung bei der Einfuhr und Aus 
fuhr von Waaren zu entrichten find, müffen in der Regel auch für den Durchgang 
erlegt ‘werden; folglich der allgemeine Abgabenfag von einem halben Thaler für 
—— oder, ſtatt deſſen, die daſelbſt anders, hoͤher oder niedriger, feſtge⸗ 

en e. 

Ausnahmen hiervon treten durch Beſtimmung einer beſondern Durchgangs- 
abgabe nur ein, wo theild Durch Konvention die Abgaben für den Tranfito abwei- 
chend feftgeftellt, theild aus andern Ruͤckſichten, insbefondere auch nach den 
Etraßen, auf welchen die Waaren verfahren werden, niedrigere Säge den Umftäns 
den gemäß befunden find. . — 

Dieſe Ausnahmen ſind folgende: 

1. Abſchnitt. 

Bei dem Durchgange von Waaren, welche rechts der Oder, ſeewaͤrts ober 
landwaͤrts von Memel bis Berun (die Straße über Zabrzg und Berun audges 
ſchloſſen) eingehen, desgleichen durch die Odermuͤndungen oder anderswo links 
der Oder zuerſt eingehen, aber rechts der Oder auf ebengenannten Wegen 
ausgehen, wird erhoben: | en 
1) Bon baumwollenen Stuhlwaaren (zweite Abtheilung Art. 2. c.), 3 Dom 

neuen Kleidern (18.), kurzen Waaren (20.), gebleichter,, gefärb- j 

ter oder gedructer Leinwand und andern leinenen Stuhlwaaren 
(22, e, f, g.), Seide, feidenen und halbfeidenen Waaren (31.), 
wonenen und haarnen Stuhlwaaren, auch Hutmacherarbeit (41. 
c,d. und e. | = | 

a) infofern die Ein= ober Die Ausfuhr durch die Oftfeehäfen gefchieht 

b) auf anderem Wege .................. ......... . .. ....... 
2) Bon Zaunwouenga (2. b.) und gefaͤrbtem Wollengarn (41. b.) 
3) Von Kupfer und Meſſing und daraus gefertigten groben Waaren 

(19.), Gewürzen (25. k.), Kaffee (25. m.), Tabacksfabrikaten 
(25. w. 2.), raffinirtem Zucker (25. y. 1. und 2.), rober Schaaf: 
wolle (41. a.) .............................................. 

4) Bon rohem Zucker (25. y. 3.) ......................... ...... 

5) Bon Glaͤtte, Schmalte, gereinigter Soda (Mineral⸗Alkali) (5.d.), 

Schwefelſaͤure (5. n.), Kolophonium, überhaupt Harzen; außer: 

europaͤiſchen Tiſchlerhoͤlzern (5. Anmerk.), rohen Haͤuten und 

Fellen zur Gaͤrberei und Haaren (11.), Muſchel⸗ oder Schal⸗ 

thieren aus der See (25. s.), getrockneten, geraͤucherten oder 
alzenen Fifchen, Heringe ausgenommen, Hanf= und Leinoͤl (27.), 

lmiak, hietglan (Antimonium), Thran .................. 

6) Von Zink (42. a. und b.) .. ......... .... ................... 


Aus⸗ 
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Ausnahmen: 

a) wenn folcher auf der Linie von der Oftfee bei. Memel bis 
Weichſel, dieſe eingefchloffen eingeführt, und durch bie * 
von Danzig, Memel und über illau ausgeführt wird, ober 





umgekehrt, vom Zentner .......................... 10 
b) wenn folcher über Danzig mit der Beftimmmung nach —* 
durchgeht, vom Zentner .......................... 3 Sgr. 


7) Bon Blei (3. a.), Stahlkuchen (6. a.), geſchmiedetem Eiſen und 
Stahl (6. c.), groben Eiſengußwaaren (6. e. 1.), Kraftmehl 
(25. q.), Müblenfabrifaten aus Getreide und Shrfenfräcten 


(25. r.), imgl. Schiffözwiebad ............................... 17%. 
Ausnahmen: 
a) Fuͤr geſchmiedetes Eiſen, aus Rußland oder Polen kommend und 
feewartd ausgehend, vom Zentner ...............5. 3 
b) Für Mehl, in Tonnen verpadt, auf Dem unter 6. a. Ögeihmete 
Tranfitozuge, vom Zentner .......................... 


5 Von Hömern, Hornfpigen, Klauen und Knochen (1. ), —— | 
(5. d.), grünem Eifenvitriol (5. e.), Mineralwaffer in Flafchen 
ober Krügen (5. 1.), robem Agatſtein und Marmorarbeiten in 
koloſſalen egenſtaͤnden, als: Statuͤen, Buͤſten, Kaminen ....... — 5 


9) Von Salz (25. u.), auf dem unter 6. a. erwähnten Tranfitozuge |, sah, 


zum Bedarf der Königl, Polnifchen Daty Adminiftrafion, unter], 
Kontrolle der Königl. Preußifchen Salz: Adminiftration, von der st 
Laſt .............. ................... ... ........... 3 Rthlr.J | 
10) Bon Steintohlen (6 5 20 ..................................... —!415. 
11) Bon Bruch: und behauenen Steinen aller di. Muͤhl⸗ und Schliff] |. 
‚flenen (34) 2 sesenoconuonennnnonnnnnentnn entre nen nen anne —| 10 
| Bon 
| ber Tanne. 
19) Don Heringen (23. 1.) .......... ‚Be 


13) Bon Weizen und andern unter. No. 14. nicht befonders genannten 
Getreidearten, deögleichen von Hülfenfrüchten, als: Bohnen, Erb⸗ 
fen, Linfen, Wicen, auf der Weichfel und dem Niemen eingehend,| / 
und durch die Häfen von Danzig und Memel, auch durch Sling 
und Königsberg über Pillau ausgehend, vom Scheffel ..... 2 Sur. 

(Die iſt zugleich die Eingangsabgabe auf Diefen Strömen, wenn 
dieſe Getreidearten und Huͤlſenfruͤchte nicht, weiter auf ber Drabe 
verfchifft werden, gericht dieß aber, fo wird der Unterfchieb zwi- 
ſchen dieſer Abgabe und der für dieſe Getreidearten und Huͤlſen⸗ 
fruͤchte in der aiveiten Abtheilung allgemein beftunmten Eingangs: 
abgabe nach erhoben. ) 

14) —** Gerſte und ddfer auf denſelben Stroͤmen ein⸗ und uͤber 
die vorgenannten Häfen ausgehend, vom Scheffel ........ 4 Ser. 


Ce2 15) Vom 


a 





Sie 
15) Vom Vieh: some: 
a) von Ochfen und Stieren ........... ........................ 
b) von Kuͤhen und Rindern. ................................... — 
c) von Schweinen ............................... ............. — [10 


16) Alle andere Gegenftände werden nach den Beftimmungen der erften 

und zweiten Abtheilung behandelt, insbefondere auch Diejenigen, für 

welche die vorftehenden Säge nur in beftiinmten Richtungen gelten (6. 9. 

13. 14.), fofern fie aber beim Eingange oder beim Ausgange höher 

als mit der allgemeinen Gingangsabgabe belegt find, wird Doch vom 
Zentner nur 19 Sgr. erhoben. 


II. Abſchnitt. 


Bei dem Durggange von Waaren, welche durch die Odermuͤndungen oder 
auf allen uͤbrigen im Abſchnitt J. nicht benannten Wegen, einſchließlich uͤber Zabrz 
(bei Berun) in die oͤſtlichen Provinzen eingehen, und auf dieſen Wegen oder dur 
die Odermuͤndungen wieder ausgehen, wird, inſofern ſie in der zweiten Abtheilung 
nicht mit einer geringern Eingangsabgabe belegt find, die allgemeine Eingangsab⸗ 
. gabe entrichtet mit Funfzehn Silbergrofchen vom Zentner. 







Eine geringere Durchgangsabgabe wird in Diefer Richfung Beni —8 
erhoben: . Anzahl. Ian. |Ear. 












1) Von Alaun, Blei, Bier, Borften, groben Böttcher- und 
Holzwaaren, Cichorienwurzeln, gefchmiedetem Eiſen, Eiſen⸗ 
blech, Eifendraht, Ankern, Eifengußwaaren, grünem und 
weißen Hohlglafe, Tafelglafe, Glasgalle und Glasfcherben, 
Kaͤſe, Kienruß, Knochen und Rindshoͤrnern, Sinoppern, 
weißem, rothem und fchwarzem Kümmel, Laugenfluß, Mehl, 
Graupen, Grüße, „Gries, Mineralmaffer, Muͤnzkraͤtze, 

Pottaſche, gedörrtem Obfte, Delfuchen, Schleif: und Web: 


..: ftemen, Pitriol ne — 5 
9) Bon friſcher Butter und gemeiner Töpferwaare........... —| 2 
- 3) Bon Ohfen........ ... .............................. 12 
4) Von Kuͤhen und Rindern................. .............. — 15 

5) Von Schweinen und Hammeln.......................... —| 5 


III. Abfchnitt. 
- Bei der Durchfuhr von Waaren, welche in bie weftlichen 
Provinzen eingehen, wird in ber Regel erhoben: 
1) Don wollenen Tuchen und andern unter 41. c. bezeichneten 
Gegenſtaͤnden .................. PR NE 
2, Bon baumwollenen Stuhlwaaren (2. c.), neuen Kleidern, 
Leder und Lederarbeiten (21.), Wolle, wollenem gezwirnten 
und gefärbten Gam (41... b.)................. .5..... 
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Gewicht J Geld⸗ 
oder betrag. 
Anzahl. I xt. SEgr. 


3) Von Blei (3); gegoſſenem (6. a.), geſchmiedetem Eiſen (6. €.); 
roben Eiſengußwaaren (6. e.), grünem Hohlglaſe (10. a.) 

4) Bon allen andern Gegenftänden, welche in der zweiten Ab⸗ 
theilung bei der Ein⸗- und Ausfuhr höher, als mit der allge- 
meinen Cingangsabgabe belegt find, aber. nur dieſer Saß, 
namlich... .. .. .................... ................. 

5) Bon Ochſen....... ................................. 
6) Von Kuͤhen und Rindern............................... 


7) Bon Schweinen und Hammeln.................. ....... 


IV. Abſchnitt. 


Bei der Waarendurchfuhr ohne Umladung auf verſchiedenen, 
das Land auf kurzen Strecken durchſchneidenden Straßen, wo oͤrt⸗ 
liche Verhältniffe eine weitere Ermäßigung der Gefälle erfordern. 

Alls folche werden für jet bezeichnet, und bei der Waaren⸗ 
durchfuhr auf felbigen folgende geringere Säße feftgefeßt: 

Fuͤr die Straße: 

1) über Pegau und Zeiß......-.cecnenenennsenentnnnnne nen | 
von großem Vieh (39. a. b. c.)................... Fr 
‘von den Fleinern Biehgattungen (39. d. e. £).......... 
Langenfalza und Heiligenftadt oder Teiftungen.......... 

3) = Rangenfalza und Luͤtzen.............................. 
4) = MWandfried und Treffurth............................ | 
5) = Petershagen, Herford oder Vlotho, Lippfpringe und. zuleg 
über Warburg oder Gieröhagen............. 
6) = geteröhagen, über Herford oder Vlotho...... F...... . 
ippfpringe, über Warburg oder Gierehagen. | 
s Kreuznach und die Bingerbrüde, oder Oberftreit oder 







2) 


vw 


a) von großem Vieh (39. a. b. c.).................. 

b) von den kleinern Viehgattungen (39. d. e. £.)..... 

Zu ähnlichen Ermäßigungen in geeigneten Fallen iſt der 
Finanzminiſter ermächtigt. | | 


Vierte 
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DBierte Abtheilung. 
Von den Abgaben, welche beim Waarentransport auf der Elbe, 
der Weſer, dem Rhein und der Moſel ſtatt finden. 


Ladungen der Schiffe, welche auf den zuvor genannten Fluͤſſen eingehen, 
und bloß durchgefuͤhrt werden ſollen, ſind den in der dritten Abtheilung beſtimmten 
Durchgangsabgaben nicht unterworfen, wenn der Tranſit entweder ohne Um: 
labung erfolgt, oder beftehende Anordnungen oder Nothfälle es erforderlich machen, 
Daß Die Umladung gefchehe, ober Die Ladung an's Ufer gebracht werde. 

Es ift aber an den Empfangsftätten, bei welchen ein Schiff vorbeigeführt 
wird, zu entrichten: . 
A. An der Elbe: | 
9 Der Elbzoll von der ganzen Ladung der Schiffe, die mit Waaren eingehen, 

welche auf der Elbe unmittelbar durchgeführt_werben follen, wie diefer Zoll 
‚durch die Elbfchiffahrts-Afte vom 23ften Juni 1821. und fypatere Verab⸗ 
redungen beftimmt, und aus der Beilage unter A. zu erfehen ift. 


2) Eine Rekognitionsgebühr von jedem Fahrzeuge, welches zu Mühlberg oder 
zu MWitttenberge vorbeigeführt wird, nach Maßgabe der Laften, welche daß 
felbe tragen Eann. . Diefe Abgabe ift aus der Beilage A. ebenfalls zu erfehen. 
3) Ein Wage- und Krahngeld von vier Silbergrofchen für einen Zentner von 
“ folgenden MWaarens Artikeln: 
Baummollengarn, Baumwollene Stuhl» und geſtrickte Waaren, Brannt⸗ 
wein, Drogueries, Apotheker⸗ uud Farbewaaren (Zweite Abtheilung, 
Art. 5. Lit. a.b. c. d. e. f. g. h. m. n. p.), Eiſenblech und Eiſenwaaren, 
Elephantenzaͤhne, Eſſig, außereuropaͤiſche Tiſchlerhoͤlzer, geſalzene und 
getrocknete Fiſche, namentlich auch Heringe (— bei letztern werden 3 Zent⸗ 
ner auf die Tonne gerechnet —); Gewuͤrze, Glas, Haͤute und Felle, Horn⸗ 
platten, Kaͤſe, Kaffee, Kakao, Konfituͤren, Oel, Papier, Porterbier 
und Ale, Reis, Seide, Seidenwaaren, Sirop, Suͤdfruͤchte, Taback, 
Thee, Thran, Wein, Wollengarn, Wollenwaaren, Zucker, 

wenn ſolche die Elbe herauf uͤber Wittenberge eingefuͤhrt werden und mittelſt 

Verſchiffung auf der Havel fuͤr das Innere des Landes beſtimmt find. 


B. An der Weſer: 
1) Der Weſerzoll von allen Waaren, die auf der Weſer, ohne den Fluß inner⸗ 
halb des Landes verlaſſen zu haben, durchgefuͤhrt werden, wie ſolcher in der 
Weſerſchiffahrts⸗Akte vom 22ften November 1823. und ſpaͤtern Verabredun⸗ 


gen beftimmt und aus der Beilage unter B. zu erfehen ift; 
Fa 2) Ein 


— 193 —- 


2) Ein Wage⸗ und Krahngeld von einem und einem halben Silber: 
grofchen vom Zentner von den Waaren, die, wenn fie auf dem Fluſſe trans. 
fitiren, dem vollen Weſerzoll unterworfen find, welche aber nach erfolgter 
Umladung oder Zagerung zu Minden oder Vlotho, entweder vermittelft der 
Weſer wieder ausgeführt werben, oder auch nach erfolgter Ausladung nicht 
wieder auf den Fluß kommen. 


C. An dem Rhein und der Moſel: 
Bei der Schiffahrt auf dem Rhein und der Moſel behaͤlt es fuͤr jetzt bei der 
beſtehenden Einrichtung ſein Bewenden. 


Fuͤnfte Abtheilung. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


1) Werden Waaren unter Begleitſchein⸗Kontrolle verſandt, oder bedarf es zum 
Waarenverſchluſſe der Anlegung von Bleien, fo wird erhoben, | 
für einen Begleitſchein........................... 2 Silbergrofchen. 
für ein angelegte Blei........................... 1 ⸗ 
Andere Neben» Erhebungen find unzulaͤſſig. 
2) Die Abgaben werden vom Bruttogewicht erhoben: 

a) von allen verpackt tranfitirenden Gegenftänben; 

b) von ben im Lande verbleibenten, wenn die Abgabe’einen Thaler vom Zent- 
‚ner nicht überfteigt; auch 

c) m andern Fällen, wenn nicht eine Verguůͤtung fuͤr Thara im Tarif aus⸗ 
druͤcklich feftgefegt if. Gehen Waaren, bei Denen eine Tharaverguͤtung 
zugeftanden wird, bloß in Säden gepadt, ein, fo fann 4 Pfund vom 
Zentner für Thara gerechnet werden. In wiefern der Steuerpflichtige Die 

Wahl hat, den Tharatarif gelten zu laffen, oder Nettoverwiegung zu ver⸗ 
langen, beſtimmt die. Zollordnung $. 58. 

d) Wo bei der Maarendurchfuhr auf kurzen Straßenſtrecken Chritte Abthei⸗ 
lung, Abſchnitt IV.) geringere Zollſaͤtze ſtatt finden, auch wenn ſonſt die 
Abſchaͤtzung des Gewichts nachgelaſſen wird, kann, mit Vorbehalt der 
ſpeziellen Verwiegung, im Ganzen berechnet werden: 

die Traglaſt eines Laſtthiers zu drei Zentner, 
die Ladung eines Schubkarrens zu zwei Zentner, 
2eines einſpaͤnnigen Fuhrwerks zu funfzehn enter, Ä 
= = eines zweifpännigen Fuhrwerks zu vier und zwanzig Zentner, 
und für jedes weiter vorgefpannte Stuͤck Zugvieh zeit Zentner mehr. 

3) Sind 
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3) Sind in einem und demfelben Ballen Waaren zuſammengepackt, welche nicht 

: gleich belaftet find‘, fo muß bei der Deklaration zugleich die Menge von einer 
jeden Waarengattung, welche der Ballen enthält, nach ihrem Nettogewicht 
angemerkt werden, woidrigenfalld der Inhaber des Ballen entweder beim 
Grenzzollamte, Behufs der fpeziellen Revifion, auspaden ınuß, oder von dem 
ganzen Gewichte Des Ballens der Abgabefag erhoben werben foll, welcher von 
der am höchften befteuerten Waare, die darin enthalten, zu erlegen ift. 


4) Von den Waaren, welche zum unmittelbaren Durchgang angemeldet werben, 
muß die Tranfitoabgabe gleich beim Cingangsamte erlegt werden. 
Don den Waaren, welche Feine höhere Abgabe beim Eingange tragen, als 
einen halben Thaler vom Zentner, müffen die Gefälle ebenfalld gleich beim 
Eingangsamte erlegt werben. 


5) Waaren Dagegen, welche höher belegt, und nach einem Orte, wo fich ein 
Hauptzoll⸗ oder Haupt-Steueramt befindet, adreffirt find, können unter Bes 
gleitfchein = Kontrolle von den Grenzämtern dorthin abgelaffen und daſelbſt die 
Befälle davon entrichtet werden. An folchen Drten, wo Niederlagen befindlich, 
erfolgt fodann die Gefälle - Entrichtung erft, wenn die Waaren ans der Nieder- 
lage entnommen werden follen, 


6) a). Bei den Nebenzollämtern After Klaffe (Zollordnung $. 11.) können fortan 

Ä alle Gegenftände ein= oder ausgeführt werden, von welchen die Gefälle nicht 
Aber 4 Rthlr, vom Zentner betragen. Bei höher belegten Gegenftänden 
findet die Einführung über dieſe Aemter nur ftaft, wenn die Gefälle von der 
ganzen Ladung nicht über 50 Rthlr. befragen, oder Örtliche Verhältniffe das 

“ Sinanzminifterium beftimmen, erweiterte. Befugniffe einer folchen Zollftelle 
beizulegen. 


b) Bei den Stebenzollämtern 2er Klaffe kann Getreide in unbefchränfter Menge 
eingehen. Waaren, wovon die Gefälle weniger ald 6 Rthlr. vom Zentner 
betragen, und Vieh, koͤnnen in ber Regel bei dieſen Aemtern nur ein⸗ und 
ausgeführt werden, wenn Die von der ganzen Ladung oder Dem Transport 
zu erhebenden Gefälle überhaupt nicht 10 Rthlr. iberfteigen, auch von höher 
belegten Gegenſtaͤnden nicht mehr als 10 Pfund mit einemmal eingeführt 
werden. 


c) Bei den Nebenzollaͤmtern muͤſſen die Gefaͤlle in der Regel ſogleich erlegt 
werden. Ausnahmen finden nur ftatt bei-folchen Nebenzollämtern, die vom 
Sinanzminifterium zur Ertheilung von Begleitfcheinen oder Abfertigung von 
Waaren, ohne daß bie Gefälle fogleich entrichtet werben, befonders ermäch- 
tigt find. 

n& 
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7) Es bleiben bei der Abgabenerhebung, außer Betracht, und werben nicht verzollt 
oder verſteuert: u — 


a) Quantitaͤten unter 5. Zentner, wenn die Abgabenſaͤtze zwei Thaler für den 
Zentner nicht uͤberſteigen, und Quantitäten bis 4 Loth auch bei den hoͤchſten 
Acgabeſaͤtzen; Be ee 
BY ein⸗ dder ausgehende Waarenpoften, .bie. fo. gering: find, Daß bie tarifmäßige 
Abgabe Davon. überhaupt nicht einen vollen Silbergrofchen beiträgt. .Au 
bei Zahlungsleiſtungen für größere‘ Poften wird Ber DIE Zahl Der —ES 
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8) Die Zahlung der Eingangs, Ausgangs» und Durchgangsabgaben (zweite 
und dritte Abtheilunh) muß, went Fünf Thaler und mehr'in einer Poft zu 
zahlen ift, halb in Gold (den Friedrichsd'or zu S-Ntklr. gerechnet), halb: in 
Silbergeld, entrichtet werben. mit der Ausnahme jedoch, daß bei Dem Durch⸗ 
gange rechtd der Ober (dritte Abtheilung, Abſchnitt J.) von Produkten und 
Waaren, welche land⸗ oder ſtromwaͤrts aus Rußland ober Polen fommen, die 
Durchgangsabgaben. ganz in Preußifchem. Silberfourant anzunehmen find. 
Zwifcherfummen unter Fuͤnf Thaler werden auch nicht zur Berechhung bes 
Goldantheils gegpgeh. | 


Berlin, den 30ſten Oktober. 1827. 


(L,S.), Friedrich Wilhelm, 

Friedrich Wilhelm, Kronprinz. * 
SIrh. v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Dandelha, 9. Bo. 
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Diefer w wirb erhoben ger Sentner in r eh Sonnen 
| rue Konyenons zen 
A. Vonn Bri gewicht der Ladung: ae 1 on Geld 
1) Kür bie ganze e von der ren. das 8 7 
ne ee — Greꝛge gegen © en 
2) Fuͤr die —— v 


J Wenn. eine —* blos bürchgefährfı wird; | 
a) von der Saͤchſiſchen bie zur ı Anfalefstien Grenge.. 


V—— bis zur Grenze gegen / 
. Hannover und M effenbara dis zur Grenze geger N. 


6) dns dem Anhalſchen nad; ber Saale oder nach |" 
. Domburg . 


1111000000101 0100001010000 .2 


dhvon Schnakenburg und Gegenb bis zur Bienze J 






gegen Meklenburg...........................: | 1 | 7% 
S Nr Bi * dt... 
B. Für folgende Artikel find biefe Saͤtze ermäßigt, und zwar: 
) auf ein Biertel des Eibgelles für 
Amboffe, FE Seftügel,. Bu 
nfer, Gerſt 
—— v PAR — Hl he Untere, 
unausgelau ae Ye BGlasgall 
DB ui en des Fremden; FE auden, Gries und Gruͤtze, von allen 
Getreidearten, 
eier, ‚ Bußeifen, 
Bohnen, —V Gußeiſenwaaren , 
Bolus, afer, 
Bomben, anfſaamen, 
Bombenmoͤrſer, irſe, 
Eiſenblech ohne Unterſchied, olzkohlen, 
Eiſendraht, unverarbeitete Hornſpitzen und Horn⸗ 
en, | p latten, 
Erz, | | Kanonen, 
Fenchel, Kienruß, 


.E. 20 .eor Gr of hir) ut rn RBRP- 


Knoppern i — ze. pe, 
Korn ( En ge en), marmorne € und der liche Platten, 
weiße, —5* e und rothe Are, ,.. Rindshoͤrner und mac 
d 
—ez — 
mmel, ur 
eiferne Kugeln, u: Gamen aller. Art, 


Seen, Ä a Sauerkraut, 
a . , See: und Steinſalz, 


— (Borke), feine Schleif⸗ und Wetzſteine, 
roher Marmor, Seineborſten, | — 
Mehl von allen Getreidearten, Fu ” 
Metallifche Mineralerde, | , gimiodn Stangeneifen,, | 
Mineralwaſſer, | bee, Du 
Münzfräge, Tuppel 
5* eiſerne Naͤgel, Machholberbesren, 

. Meizen, 


Selkuchen, | Wi en; 
: 2) auf ein Fünftel des Elbzolls für ' 


gröbere Boͤttcher⸗ und andere Ho olgman: a: —— von Baummurzeln ıc. 
ren, als: Xeitern, Mulden, Schau: zu Fuft 
feln, Schwingen und dergleichen Feld⸗ lee Kiffer, Riften und Tonnen ‚ 


eräth fon wie edörrte Fruͤchte (Backobſt), 
gerath/ | 1: gebdrrte Hagebutten; 
3) auf ein Zehntel des Elbzolls für | Bu 

Baus: and Nutzholz, “2 Knochen, | 
Blut von Schlacht: Sieh ,  Laugenfluß, 
an —* lztiegel aller Art 
altes Eiſen —— —* —* 
friſchen Kaͤſe, Toͤpferwaaren — 
| 4) auf, ein. Biwanzigfel‘ des Elb zolts Par: J u 
Braunkohle, Bi, eu * oh J 
Brennholʒz, RU us ern 
Bufch aller Art, Ti Mae " 
Cichorienwurzel, | Sr, ET 
Dach⸗, —* und Schilf, Stroh ⸗/ in 
ei . nn i — a ul 
Friebe Grete ( Da ER Beim = —* RE 
friſches Gtmuͤſt, BER 4* are 3 ee 2 Te Te 
Gras — * I 


D» 2 5) auf 
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5) auf ein Vierzigftel bes Elbzolls für 








Alaun und Vitriolſtein, Ba Muͤhlſteine, 

ausgelaugte Aſche, nt Pfeifenerde, ! 

Dachfchiefer, Eriofterfteine, 

Drufen (Trefter), 

Dün, je, „as: Miſt, Berge, Siep⸗ — und Bruchſteine aller un, Bu: 

gemeine Steinkies, u 

—— Floßgeraͤth, teinkohlen, .. 
allmeiftein, - Thon 

Kerr und Topficherben, i Ze, und Walkererde 

Kalkſtein, 


uffſtein 
Kufen, Rinnen und Tröge ıc. von Stein, Pr und Ruftziegel, 
gu Bafler zuruͤckgehende Leinpferde, —— 
oͤrtel von Ziegel und Tuffſtein Xraß), 


C. Frei vom Eibzolle find: 


a) bie zum Verdecke eines Fahrzeugs einmal ein= und zugerichteten Bretter, ba 
fie zum Schiffögeräth gehören. In Crmangelung folcher find frei bie zur 
Bedeckung der Ladung nöthigen lo fen Bretter, und zwar: 

ki Gaßrzeugen unter 10 Laſt Ladungsfaͤhigkeit 1 Sand, 
von 10 bis unter 25 Laft 2 

- « von 25 bie unter 5Lft 2 U = 

⸗ = von. 45 und mehr Laft 3 ⸗ 


b) Reiſende und deren Reifegepäd; 3 


©) Die Reiſeviktualien der Schiffer, bie nicht im Manifeft ftehen und befunbers 
beftimmte Qusntitäten nicht uͤberſteigen. 


U. Refognitionsgebüpr. Zu 3 Zu — 
Dieſe iſt zu entrichten: “ut Sen. — Sen 
2 Don einem beladenen Fehrʒeuge 19 Re. Car. Pi. |Rtir. Gr. |Xttr. Sar. Di. 
After safe, ober ımter 10 Hamburger Laft 
4000 mrger Pfund, ober {0-5 
Preuß. Laſt Laodungsfäpigkät.....- 
a ober um von 10 bis unter 25 Sam 
ober 2535 Preußiſche Laft. 
a Su oder von 25 bis unter. 45 9an- 
burger ober 4655 Prewpifche Laſt 
Ater Klaſſe, rd von Hawburger —* 
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2) Unbeladene Fahrzeuge, und wenn die Ladung folgende Zentnerzahl nicht 
uͤberſteigt: | 

bei der Aften Klaffe 10 Hamburger Zentner oder 10 Zentner 60 Pfund Preußifch, 
= e 2en - 20 ⸗ 2 | 21 ⸗ 10. = . - 
= = sten < 31 ⸗ 70 
s = 4ten Le 42°» 
zahlen ein Viertel der vorfiehenden Gebühr. : - | 
3) Bon Schiffen, welche nur Reiſende und deren Reifegepäd führen, wird bloß 
die volle Rekognitionsgebuͤhr erhoben. | 


4) Von Schiffen, welche von Schnafenburg und Gegend abwaͤrts, oder von der 
Meklenburgiſchen Orenge aufwärts bis Schnafenburg geben, ift die Rekog⸗ 
nitionsgebühr nach den Saͤtzen zu entrichten, Die zu Mühlberg gelten. 

5) Frei von ber Rekognitionsgebuͤhr find: | 

a) die das Haupffchiff nur auf kurzen Strecken zur Ueberwindung drtlicher 
Hinderniſſe begleitenden Xeichterfähne, . | 


b) Eleine Kähne und Anhänge, bie zu einem Hauptfchiffe gehören, und nicht 
zum Waarentransport dienen. 


vn 
eb) 
= 


av VW 


vw 9 


W ef er N ot 


Diefer wird erhoben: 


A) Dom * ⸗Gewicht der Ladung, welche vurch⸗ | Sairgefund. 


rt 
Dhefer ing 


Essläfel urg 


everumgen, für die Strecke vom Eintritt der. 

reußifche Gebiet, oberhalb Beverungen, 
bis Bi ihrem Austritt aus bemfelben, unterhalb I. 

2) In Minden, für Die Strecke vom Wiedereintritt der | 
Weſer ins Preußifche Gebiet, oberhalb Vlotho, bie 
zu ihrem Wiederaustritt aus > Demfelben ‚ anterhalb 
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Vom Bremer Macht vom Preu⸗ 
if en an 
reußtfchem 
ventionsgeld. Gelde. 
Sar. wm 


B) Von dieſem Zolle wird fuͤr nachſtehende Gegenſtaͤnde nur er hoben . 
1) die Hälfte für | 


Alaun, 
Anis, - 
Blut ‚_ 


Ger, | 
Eiſenblech, 
Eiſerwaaren, bei der Fahrt ſtromab⸗ 


—* he, mit Ausſchluß von Beien— 
Gallmei und Zinnober, 

Farbenerden, 

Farbenhoͤlzer, 

Feuerſchwamm und Zunder, 

lebendige und gruͤne Fiſche, 

leinenes Garn, 

Gartengewaͤchſe, mit Ausnahme von 
Saͤmereien, Bohnen und Kartoffeln, 
arz, 

ruß, 


anze und gemahlne Kreide, 
Ki 


Mi 
trocknes Obft, 


Pech, 
Schmirgel , 
S » 


tärfe, 
Stuhlrohr, 
Theer, 
Trippel, 
Birsbohnen 


außerdem auch für 
Eſſig, aus einem der an dem 
Rüchenfal; , 


Meferzoll theilnehmenden 


einwand, Etaaten; 


2) das Viertel für 


Perl⸗, Wa⸗ und von Aſche auch 
Aſchenkalk, 
ot, 


Dleierz, | 
Bohnen, außer Vitsbohnen, 

d ug ’ “ 

Bomben, 


Bomben, = '- 

Borſten, 

Braunſtein, 

game und Zemahlne Eihenborke | 
tabeifen, 


ni endrabt, 


Erbfen, 
Getreide aller Art, 
Glasgalle, | 
Glaͤtte, 
Graupen, 
Grieß, 
Gruͤtze, 


Gußeiſen, in Gaͤnſen und rafiein, | 


Kanonen, 

Icere Kiften und Fuſtagen, 
Knicker, 

eiſerne Kugeln, 


3) das Achtel für 


roher Marmor , 


Mennig, 


Metallerden, 
Bombenmoͤrſer, 
Muſchelkalk, 


friſches Obſt, 


Ocker, 
—*— (Reißblei), 
Rappſaat und alle Xabdlkorner, 


Schilf und Dachrohr, 
irſe, | u \ Bu weine KLopferwaare, * 
Zeſchlen, En = Ä * 5 u 


außerbem auch = 


Glas aller Art aus "einem ber an dem 


Weſerzoll theilnehmenden Staaten; 


unausgelaugte Aſche, Kandiskiſtenbretter, 
Bau⸗- und zugeſchnittenes Nutzholz aller Kartoffeln, 
Art, mit Ausſchluß Des geringer tari-⸗ Oelkuchen, 
firten Holzes und der dem vollen Satz Yadmatte von Schilf und Baſt, 
unferliegenben anöländifchen Holzgat⸗ Pfeifen 
kungen für Tifchler, Soda, _ 
altes Liſen, Stroh, 
Oras, Thon, 
Traß und Cement, 
grobe Holzwaaren, Wachholderbeeren; 
Kalf und Gips, 
\ 4) das Vierundzwanzigſtel fuͤr 
ausgelaugte Aſche, Flaſchenkeller, 
Auſier⸗ und Mufchelfchaalen aller Art, Glasfcherben, 


Braun und Steinkohlen, 
Brenn⸗, Bufch- umd Safdyinenholz aller 
Art, Bandholz für Böttcher-, und 


Ruthenholz ei Korbmacherarbeiten, 


Dirkenbefen und Haidbeſen, 
Dachſchiefer, 


Dünger / 
gemeine Erde, Sand und Kies, 


Mergel, 

Mühl. =, Schleif⸗, Solinger⸗, behauene 
und unbehanene Bruch: und Feldſteine 

aller Art; desgleichen aus gemeinem 


Material gefertigte ſteinerne Troͤge, 
Kuͤmpe, Krippen, bLeichenſteine u, 
gebrannte Ziegel. 


©. Bon 





Aus ua Er 
| u 5 , | Pfennige. |, . - 
C. Bon lebenden vierfüßigen. Thieren, für das Sl ......| 4 | 54 
von lebenden Vögeln, für das Städ.............. Feen Be 5 15 
von Bäumen zum Verpflanzen, für Das Schod........ A 5 


an jeder Empfangsftätte. 


. Keere Schiffe, imgleichen die im Manifeſte nicht angegebenen Reifeviktunlien Der 
Schiffer in verhälmißmäßigen Quantitäten, Die zum Verdeck eined Fahrzeuges 
einmal zugerichteten Bretter, oder, in Ermangelung folder, die zur Bedeckung 
der Ladung nöthigen Iofen Bretter, und zwar 1 Schod bei Schiffen’ unter 
10 Laſt, 2 Schod bei Schiffen von 10 bis unter 25 Laſt, und 2% Schock bei 
Schiffen von arbherer Ladungsfaͤhigkeit, find gänzlich. frei. Tote 
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(No. 1098.) Dieffeitige Minifterial- Erflärung Über die nit Schaumburg⸗Lippe ge 
froffene Vereinbarung wegen Sicherftellung der Rechte ber Schriftfteller und 
D | Verleger wider den Buͤcher-Nachdruck. Vom 2Aften September 1827, 
a8 Königlich Preußifche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten erklärt 
bierdurch, in —*8 der von Seiner Majeſtaͤt ihm ertheilten Ermaͤchtigung: 
nachdem von der Surflich -Schaumburg-kippefchen Kegierung bie Zufage ges 
macht worden ift, Daß von ihr vorläufig und bis dahin, Daß es nach Artikel 18, 
der deutfchen Bundesakte zu einem gemeinfamen Befchluffe zur Sicherftellung 
der Rechte der Schriftiteller und Werleger gegen den Buͤcher⸗Nachdru 
kommen wird, jedem Königlich-Preußifchen Unterthan, Schriftfteller oder Ver⸗ 
leger, auf gefchebenes Nachfuchen, ein Privilegium wider den Nachdrud 
unter benfelben Bedingungen, wie ben Inländer und ohne allen Koften- 
Anſatz, ertheilt und in dem Privilegium jedesmal die Strafe des Nachdrucks 
ausdrüdlich beftimmt werben folle, welche außer der Konfiskation ber nachge- 
druckten Gremplare auch auf Bezahlung des rechtmäßigen Labenpreifes von 
500 bis 1000 Sremplaren gerichtet werben und was der Handel mit folcherge= 
ſtalt privilegirten anderswo nachgedruckten Werken betrifft, in Konfiskation 
aller vorgefundenen Exemplare beitchen folle, 
Daß bis zu gebachtem Zeitpunfte das Verbot wider den Buͤcher-Nachdruck, fo 
wie folches bereitd im ganzen Umfange der Preußifchen Monarchie zum Schuße Der 
inländifhen Schriftfteller und Verleger nach den in den einzelnen Provinzen . 
eltenden Gefegen befteht, auch auf die Schriftfteller und Verleger des Fürftenthumg 
Schaumburg. ippe Anwendung finden und mithin jeder Durch Nachdruck oder 
deſſen Verbreitung begangene Frevel gegen letztere nach Denfelben gefeglichen Vor⸗ 
fchriften beurtheilt und geahndet werden folle, als handele es fich von beeinträchtigten 
Schriftftellern und Ver egerm in ber Preußifchen Monarchie ſelbſt. 

Gegenwärtige Erflärung foll, nachdem fie gegen eine übereinftunmenbe, von 
der Fürftlich- Schaumburg-Lippeichen Regierung vollzogene, Erklärung ausgewech- 
felt worden feyn wird, Durch Öffentliche Bekanntmachung in den Dieffeitigen Etaaten 
- Kraft und Wirkſamkeit erhalten. “Berlin, den 24ften September 1827. 


(L. 8.) 


Koͤnigl. Preußifches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 2 


Jahrgang 1827. No. 20. — (No. 1098 — 1101.) &e Por: 


(Ausgegeben zu Berlin den Iten November 1827.) 


\ 
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Vorſtehende Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem folche gegen eine uͤber⸗ 
einſtimmende, von der Fuͤrſtlich⸗ Schaumburg⸗Lippeſchen Landes⸗-Regierung unterm 
12ten September 1827. vollzogene, Erklaͤrung ausgetauſcht worden iſt, unter Be⸗ 
giebung auf die Allerhöchfte Rabinetsorder vom 16ten Auguft 1827. (No. 17; der 
gen Gefeg- Sammlung, Seite 123.) hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 
gebradt. | \ 
Berlin, den 28ften Oktober 1827. 


Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 





(No, 1099.) Dieffeitige Dinifterials Erflärung über die mit Braunfchweig getroffene 
Vereinbarung wegen Eicherftellung ber Rechte ber Schriftfteller und Verleger 
D wider den Buͤcher-Nachdruck. Vom aten Oktober 1827. 
as Koͤniglich⸗Preußiſche Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten erklaͤrt 
hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeftät ihm ertheilten Erindchtigung: 
nachdem von der Herzoglicdh » Braunfchweig « Tiineburgfchen Regierung. Die Zus 
ficherung ertheilt worden ift, daß mit Vorbehalt der ın Folge des Artikels 18. 
der Deutfchen Bundes Afte noch zu erwartenden allgemeinen Maaßregeln zur 
Eicherftellung der Rechte der Echriftfteller und Verleger gegen den Bücher 
Nachdruck, in den Herzoglichen Landen vorläufig eine ausdruͤckliche Beſtim⸗ 
mung, wonach der Nachdruc und deffen Tr breitung mit- Konfisfation und 
einer Geldbuße von 10 Rthlr. zu beftrafen ift, zum Schuße der Echriftfteller 
und Verleger der —* en Monarchie in Anwendung gebracht 
werden folle; 
daß das Verbot wider den Buͤcher-Nachdruck, ſo wie ſolches bereits im gan 
Bereiche der Preußiſchen Monarchie zum Schutze der inlaͤndiſchen Echriftfteller 
und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefeßen befteht, auch 
anf die Echriftfteller und Berleger der Herzoglich-Braunfchweigfchen Lande Anwen⸗ 
dmg finden, und mithin jeder durch Nachdrud oder deffen Verbreitung begangene 
Frevel gegen leßtere, nach denfelben gefeglichen Vorfchriften beurtheift und geahndet 
werben folfe, als handele e8 fich von beeinträchtigten Schriftftellern und Verlegern 
m den Preußifchen Staaten felbft. | 
Begenwärtige Erflärung foll, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende, vor 
dem Herzoglich - Braunfchweig- Luͤneburgſchen Staatd- Minifterium vollzgogene, Er: 
klaͤrung ausgewechfelt worden feyn wird, durch öffentliche Befanntinachung in den 


dieffeitigen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 
Berlin, den Aten Oftober 1827. 
| (L. S.} 
Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium ber auswärtigen Angefegenheiten. 
v. Schoͤnberg. | 


Vor⸗ 
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Vorſtehende Minifterial-Erflärung wird, nachdem folche gegen eine uͤberein⸗ 
flinmende, von dem Herzoglich- Braunfchweig- Lüneburgfchen Staatsminiſterium 
unterm 15ten Dftober 1827. vollzogene, Erklärung ausgetaufcht worden ift, unter 
Beziehung auf die Allerhöchfte Kabinetsorder vom 16ten Auguſt 1827. (No. 17. 
ber Besjährigen Gefeg- Sammlung, Eeite 123.) hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. 2 

Berlin, ben 28ften Oftober 1827, 


Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten, 
" v. Schönberg. 





(No. 1100.) Dieffeitige Minifterials Erflärung über die mit Schwargburg-Sonderss 
haufen gefroffene Wereinbarung , wegen &icherftellung der Rechte 
ber Schriftfieller und Verleger wider den Bücher Nahhdrud, 

9 Vom 6ten Dftober 1827. " 


g 08 Königlich - Preußifche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten erklärt 

hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majeftät ihm ertheilten Ermächtigung: 
nachdem bie Echwarzburg = Sondershaufenfche Regierung die Zuficheruug 
emacht bat, daß in dem Fürftenthum Schwarzburg- Sondershaufene, mit 
orbehalt der weitern Eicherftellung, welche in —* des 18ten Artikels der 
deutſchen Bundesakte, die Rechte der Schriftſteller und Verleger gegen den 
Buͤcher⸗Nachdruck Durch die daſelbſt verheißenen gieich foͤrmigen Maaß— 
regeln noch zu erwarten haben, vorlaͤufig zu erlaſſende beſondere Verordnung, 
wodurch der Bücher-Nachdrudf und deſſen Verbreitung bei Strafe der Kon⸗ 
fisfation und einer Geldbuße von 100 Rthlrn., und zwar ohne Unterſchied, 
ob dabei inländifche oder ausländifche Schriftfteller und Verleger beeinträchtigt 
werden, fofern nur in Beziehung auf das Ausland, die Unterthanen des 
Fuͤrſtenthums Schwarzburg-Sondershaufen dort gleiche Beguͤnſtigung genießen, 
ausdruüclich unterfagt wird, zu Gunften der Schriftfteller und Verleger in 

den Königlich = Preußifchen Staaten in Anwendung gebracht werden fol, 

Daß das Verbot wider den Bücher-Nachdrud, fo wie folches bereitd im ganzen 
Umfange der Preußifchen Monarchie zum Schuß der inländifchen Schriftfteller 
und Verleger, nad) den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen befteht, auch 
auf die Schriftfteller und Verleger der Fuͤrſtlich⸗ Schwarzburg = Sonderöhmufenfchen 
Zande Anwendung finden, und mithin jeder Durch Nachdrucd oder deffen Verbreitung 
begangene Frevel gegen legtere, nach denfelben gefeglichen Vorſchriften beurtheilt 
und geahndet werden foll, als handele es fich von beeinträchtigten Schriftitellern 
und Verlegern der Preußifchen Monarchie felbft. . 

Gegenwärtige Erklärung foll, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende, von 
der Fuͤrſilich⸗ Schwarzburg⸗ Sonderöhaufenfchen Regierung vollzogene, Erklärung 
aus⸗ 
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gewwechfelt worden feyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung ie ben dies⸗ 
feitigen Staaten Kraft und Wirkfamteit haben, 0 


Berlin, ben 6ten Oftober 1827. 

2 (L. S.) | 

Koͤnigl. Preugifhes Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
| | v. Schönberg. 


Vorſtehende Minifterial: Erklärung wird, nachdem folche gegen eine uͤberein⸗ 
ftimmende, von dem Färftlich-Schwarzburgfchen Geheimen Consilium zu Sonderss 
haufen unterm 22ften September 1827. vollzogene, Erklärung ausgetaufcht worden 
. Mt, unter Beziebung auf die Allerhöchfte Kabinetsorder vom 16ten Auguft 1827. 

(No. 17. der diesjahrigen Gefegfammlung, Seite 123.) hierdurch zur erentlichen 
Kenntniß gebracht. | u 
Berlin, den 28ften Oftober 1827. 


Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
, v. Schönberg. 


—X 





(No. 1101.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 14ten Oktober 1827., bie Herabſetzung bes 

BR Straf: Apio’s bei unterlaffener Zahlung in Kaſſen⸗Auweiſungen von 2 Egr. 

| auf 1 Sgr. betreffend. — 
N. den Bericht ded Staatsminiſteriums vom 29ſten v. M., genehmige Ich, nach 
deffen Antrage aus den dafuͤr angezeigten Gründen, Daß das —— welches 
bei unterlaſſener Zahlung in Kaſſen⸗Anweiſungen, gemäß $. VII. Meiner Order vom 
Aiſten Dezember 1824., mit 2 Sgr. für den Thaler gezahlt werden muß, auf 1 Egr. 
für den Thaler herabgefegt werde. Ich überlaffe dem Staatdminifterium, dieſe 
Ermäßigung gehörig befannt zu machen, und die betreffenden Behörden zur Befol⸗ 
gung der ergangenen Vorſchrift anzuweiſen. 
Berlin, den 14ten Oktober 1827. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Etaatsininifterium. 
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Geſetz⸗ Sammlung. 


für die 
Röniglihen Preußiſchen Staaten 





— No. 21. — 


. * \ s . 





(No. 4102.) Minifterisl- Erklärung vom 19ten Oftober 1827., -über die mit ber’ freien 
Hanfeftabt Lübeck getroffene Vereinbarung, die Sicherftellung der Rechte 
ber Schriftfteller und Verleger wider ben Buͤch er⸗Nachd ruck betreffend. 


Das Königlich - Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
erklaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt ihm ertheilten Er⸗ 
maͤchtigung: 
Nachdem der Senat der freien Hanſeſtadt Luͤbeck die Zuſage gemacht Hat; 
daß vorläufig und bis ed nach dem Artikel 18. der deutſchen Bundesakte 
zu einem gemeinfamen Bundesbefchluffe wegen Sicherftellung der Rechte 
der Schriftjteller und Verleger gegen den Bücher Nachdruck fommen wird, 
jedem Preußifchen Unterthan, er fey Schriftfteller oder Verleger, der in 
dem Koll ift, auf ein Privilegium wider den Nachdrud bei dem Senat 
anzutragen, ein folches nad denfelben Ruͤckſichten, wie es gefchehen würde, 
wenn ber Nachfuchende ein Luͤbeckiſcher Bürger oder Angehöriger wäre, 
jederzeit in gewöhnlicher Form koſtenfrei bis auf kleine, auch Luͤbeckiſche 
Buͤrger betreffende, Stempel- und Expeditions-Gebuͤhren ertheilt werden, 
uͤberdieß der damit verſehene Koͤniglich⸗Preußiſche Unterthan von den 
Luͤbeckiſchen Gerichten und Behoͤrden in der Aufrechthaltung des ertheilten 
Privilegiums einem wider den Nachdruck privilegirten Luͤbeckiſchen Buͤrger 
oder Angehoͤrigen gleich geachtet und geſchuͤtzt werden ſolle; 
daß das Verbot wider den Buͤcher-Nachdruck, fo wie ſolches bereits im ganzen 
Bereiche der Preußiſchen Monarchie, zum Schutze der inlaͤndiſchen Schrift: 
fteller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefeßen 
befteht, auch auf die Schriftfteller und Werleger der freien Hanfeftadt Luͤbeck 
Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder deſſen Verbreitung be: 
gangene Frevel gegen Letztere nach denfelben gefeglichen Vorfchriften beurtheilt 
und geahndet werden ſoll, als handelte es ſich von beeintraͤchtigten Schrift⸗ 
ſtellern und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 
Jahrgang 1827. No. 21. — (No. 1102 — 1106.) Sf Ge: 


(Ausgegeben zu Berlin den 20flen November 1827.) 
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Gegenwaͤrtige Erklaͤrung fol, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von Seiten des Senats: ber freien Hanfeftadt Luͤbeck vollzogene, Erfldrung aus— 
gewechfelt feyn wird, Durch oͤffentliche Bekanntmachung in den bieöfeitigen 
Staaten Kraft und Wirk ſamkeit erhalten. 


Berlin, der 19ten Oktober 1827. 


(L. 8.) 
| Königl, Preußiſches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 





Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende, 
son dem Senat der freien Hanſeſtadt Luͤbeck unterm 3ten Oktober 1827. voll 
zogene, Erflärung ausgetauſcht worben ift, unfer Beziehung auf die Ailerhöchtte 
Kabinetdorder vom 16ten Auguft 1827. (diesjährige Geſetzſammlung No, 17; 
Seite 123.) hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 12ten November 1827. 


Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten, 
v. Schönberg. 


(No. 1403.) 
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(No. 1103.) Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 20ſten Oktober 1827., uͤber bie mit dem Fuͤrſten⸗ 
thum Schwarzburg-Rudolſtadt getroffene Vereinbarung, die Sichere 


ftellung ber Rechte der Sehriftfteller und Verleger wider den Buͤcher⸗⸗ 


Nachorue betreffend. 


D, Königlich - Preußifche Minifterium der aubwartigen Angelegenheiten 

erklaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt ihm ertheilten Er⸗ 

maͤchtigung: 
Nachdem von der Fuͤrſtlich⸗ SchwarzburgeRu dolſtaͤdt ſchen Regierung 
die Zuſage gemacht worden iſt, daß vorlaͤufig und bis es nach Artikel 18. der 
deutſchen Bundesakte zu einem gemeinſamen Bundesbeſchluſſe zur Sicherſtel⸗ 
lung der Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen Den Buͤcher⸗Nachdruck 
kommen wird, in dem Fürftentbume Schwarzburg : Rubdolftadt 
eine ausdrücdliche Beflimmung, wonach der Nachdruck und deſſen Verbrei⸗ 
tung mit Ronfiskation und einer Geldbuße von 10 Rthlr. zu beſtrafen iſi, 


zum Schutze der Schriftſteller und Verleger Der Koͤniglich-Preußiſchen 


Staaten in Anwendung gebracht werben ſolle; 


Daß das Verbot wider den Buͤcher⸗Nachdruck, fo wie foldhes bereit im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schrift: 
fleller. und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefegen 
befteht, auch auf die Schriftfteller und Verleger Des Fuͤrſtenthums Schwarg 
burg-Rudolftadt Anwendung finden, und mithin jeder durch Nachdruck oder 
deſſen Verbreitung begangene Srevel gegen letztere nach denſel ben gefeglichen 
Morfchriften beurtheilt und geahndet werden folle, als handelte es fich von beeins 
trachtigten Schrififtelleen. und Verlegern in der Preußischen Monarchie felbft. 


Gegenwärtige Erflärung foll, nachdem fie gegen eine übereinftunmende, 2 


von dem Fürftlich.- Schwarzburg - Rubolftädtfchen Geheime-Rath8- Kollegium voll- 
zogene, Erklaͤrung ausgewechſelt worden ſeyn wird, durch oͤffentliche Bekannt⸗ 
machung in den diesſeitigen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 


Berlin, ben 20ften Oktober 1827. 
(1. N ). 
Rdonish. Preuß. Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
8% Scoͤnberg. 


„Sf 2 Vor⸗ 
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Vorſtehende Erflärung wird, nachdem ſolche gegen eine Abereinfimende, 
von dem Fürftlich- Schwarzburgifchen Geheime-Rath8 Kollegium zu Rubolftadt 
unterm A0ften Dftober 1827. vollzogene, Erklärung ausgetaufeht worden ift, un: 
ter Beziehung auf die Allerhöchfte Kabinetsorder vom 16ten Auguft 1827. (dies⸗ 
jährige Geſetzſammlung No. 17. Seite 123.) hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß 
gebracht. 


Berlin, den 12ten Rovember 1827. 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angfegenhiten. 
v Shönderg 





(No. 1104.) Minifterial- Erflärung vom 20ſten Oktober 1827., über bie mit dem Senat 
ber freien und Hanfeftabt Bremen getroffene Vereinbarung, die Sicherftellung | 
ber Rechte der Schriftfteller und Verleger in den beiberfeitigen Staaten wiber 
ben Buͤcher-Nachdruͤck betreffend. 


NN. Königlich = Preußifche, Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 


erflärt bierburch, in Gemäßpeit der von Seiner Majeftdt ihm ertheilten Sr: 
mädkgung: 

Nachdem von dem Senat der freien und Hanfeftadt Bremen die Zufage 

gemacht worden ift, daß das für die Stadt Bremen und beren Gebiet, 

mit Vorbehalt der in Folge des 18ten Artikels: der deutſchen Bundesakte 

‚ noch zu erwartenden allgemeinen Maaßregeln zur Sicherftellung der Rechte 

der Schriftfteller und Verleger gegen den Buͤcher-Nachdruck, vorläufig 

befonders zu erlaffende Verbot wider den Nachdruck und deffen Verbrei— 

tung, in ganz gleichem Maaße auch ausdruͤcklich auf die Verlagsartikel 

ber Schriftfteller und Verleger der Preußifchen, Monarchie Anwen- 
dung finden folle; 

daß das Verbot wider den Bücher- Nachdruck, ſo wie ſolches bereits im ganzen 

Bereiche der Preußiſchen Monarchie, zum Schutze der inlaͤndiſchen Schrift: 


‚fieller und DBerleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefeßen 


befteht, auch auf die Schriftfteller und Verleger der freien und Hanfeftadt 
Bremen und deren Gebiets Anwendung finden und mithin jeder durch 
Nachdruck oder deffen Verbreitung begangene Frevel gegen Ießtere nach Denfelben 
gefetlichen Vorfchriften beurtheilt und geahndet werden folle, als handelte es 
fih von beeinträchtigten Schriftſtellern und Verlegern in der Preußiſchen Mo⸗ 
narchie ſelbſt. 


Gegen⸗ 
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Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Senat der freien und Hanſeſtadt Bremen vollzogene, Erklaͤrung aus⸗ 
gewechſelt worden ſeyn wird, durch öffentliche Befanntniachung in den dies⸗ 
feitigen Staaten Kraft und Wirffamfeit erhalten. 


Berlin, den Loſten Oftober 1827. 
| (LS) 
Koͤnigl. Preußiſches Minifterium der austwärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 





Vorſtehende Erklärung wird, nachdem folche gegen eine Kbereinftimmende, 
von bem Senat der freien Hanfeftadt Bremen unterm 3iften Oftober 1827. 
vollzogene, Erklaͤrung ausgetaufcht worden ift, unter Beziehung auf die Aller- 
böchfte Kabinetdorder vom 16ten Auguft 1827. (diesjährige Geſetz⸗ Sammluug 
Nr. 17. Seite 123.) bierburch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 13ten November 1827. 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnb erg. 





(No. 4105.) 
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Ao. 4105.) Miniſterial⸗Erktaͤrung vom 28ſten Oktober 1827., Aber bie mit dem Königreich 
Sachſen getroffene Vereinbarung, den Schuß der Rechte der Schriftſteller 
and Berleger in. ben beiberfeitigen Staaten wider ben Bücher - Nachprud 

‚betreffend. oo: 


DD. Königlich = Preußifhe Minifterium der auswärtigen "Angelegenheiten 
erklärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majeflät ihm ertheilten Er: 
maͤchtigung: 
Nachdem von der Koͤniglich⸗Saͤchſiſchen Regierung die Zuſicherung ge- 
ſchehen it, Daß die im Königreich Sachfen beftehenden gefeßlichen Vor: 
Schriften wider den Bücher Nachdrud und deffen Verbreitung, mit Vor: 
behalt der weitern Sicherftellung, welche in Folge des 18ten Artikels der 
Deutfchen Bundesakte die Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen ben 
Bücher: Nachdrucd durch die dafelbft verheißenen gleihförmigen Maaß— 
‚regeln zu erwarten haben, in ganz gleichem Maaße zum Schuße ber 
Schriftfteller und Verleger der Königlich- Preußifchen Staaten zur Ans 
wendung gebracht werben folle, als wäre von betheiligten Königlich: 
Sächfifchen Unterthanen die Rede, und ohne baß es deshalb befonderer 
Privilegien wider den Nachdruck beduͤrfe; | 
daß das Verbot wider den Bücher Wachdrud, fo wie ſolches bereitd im ganzen 
Umfange der Preußifhen Monarchie, zum Schuge der inländifchen Schrift 
fteller und Verleger, nach ben in den einzelnen Provinzen geltenden Gefegen 
beſteht, auch auf die Schriftfteller und Verleger des Königreichd Sachen An- 
wendung finden und mithin jeder durch Nachdruck oder deſſen Verbreitung be- 
gangene Frevel gegen leßtere, nach denſelben gefeglichen Vorſchriften beurteilt 
und geahndet werden folle, als handelte es ſich von beeinträchtigten Schrifte 
ftellern und Verlegern der Preußifhen Monarchie felbft. 


Gegenmwärtige Erflärung foll, nachdem fie gegen eine übereinflimmenbe, 
von. dem Königlich = Sachfifchen Minifterium vollzogene, Erklärung ausgewechſelt 
worben feyn wird, Durch Öffentliche Befanntmachung in Den Diesfeitigen Staaten 
Kraft und Wirkſamkeit erhalten. " 


Berlin, den 28ften Oktober 1827. 
(L. S) 


Koͤnigl. Preußifches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
| v. Schönberg, 


Vor⸗ 


Vorſtehende Erftdrung wird, nachdem folche gegen eine uͤbereinſtimmende, 
son dem Königlich Sächfifchen Kabimetsminifter und Staats -Sefretair Grafen 
oon Einſiedel unterm 3ten November 1827. vollzogene, Erklärung ausgee 
taufcht worden ift, unter Beziehung auf die Allerhöchfte Kabinetsorder vom 
+6ten Auguft 1827. Cdiesjährige Geſetzſammlung No. 17. Seite 123.) biere 
durch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 12ten November 1827. 


Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten, 
v Schönberg. 


(No. 1106.) 
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(No. 41106.) Wllerhöchfte Kabinetöorder vom 28ften Dftober 1827., bie Befepräntung des 
; Handels mit Getraͤnken auf dem Lande betreffend. 


>, I den im Berichte des Staatsminiſteriums vom i6ten d. M. angefuͤhrten 
Gruͤnden, ſetze Ich, nach dem Antrage deſſelben, hierderch feſt: daß vom 
iften Juli 1828. an in allen Landestheilen, in welchen das Gewerbe⸗Polizei⸗ 
Geſetz vom 7ten September 1811. zur Anwendung kommt, den Viktualien⸗, 
Material» und Kramhändlern auf dem Lande, fie mögen fich dafelbft ſchon 
angefegt haben oder fünftig anfegen, der Handel mit Getränken nur auf Ge: . 
nehmigung ber Kreiß-Polizeibehörden geftattet und diefe Genehmigung nur 
unter benfelben Bedingungen ertheilt werben foll, unter welchen nach der Be— 
ſtimmung im $. 55. des Geſetzes vom 7ten September 1811. bie Errichtung 
einer neuen Schanfftätte zuläffig if. Das Etaatsminifterium hat die öffentliche 
Bekanntmachung diefer Beflimmung zu veranlaffen. 


Berlin, den 28ften Oktober 1827. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatdminifterium. 
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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Dreußifgen Staaten 








— No. 22 





(No. 1107.) Minifterial- Erklärung vom 20ften Oftober 1827., über die mit den: Zürftens 
thume Lippe= Detmold getroffene Vereinbarung wegen Sicherftellung 
ber Rechte der Schriftfteller und Verleger in ben beiberfefigen Landen 

wider den Buͤcher-Nachdruck. 


Das Koͤniglich⸗ Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten 

erklaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt ihm ertheilten Ermaͤch⸗ 

tigung: 
Nachdem von der Farſtlich⸗ Lippeſchen Regierung die Zuſage 
gemacht worden iſt, daß das in dem Fuͤrſtenthume Lippe, mit Vorbehalt 
der in Folge des 18ten Artikels der deutſchen Bundesakte noch zu erwar⸗ 
tenden allgenseinen Maaßregeln zur Sicherſtellung der Rechte der Schrift: 
fieller und Verleger gegen ben Buͤcher⸗Nachdruck, vorläufig befonders zu 
‚erlaffende Verbot wider ben Nachbrud und deffen Verbreitung, in ganz 
gleichem Maaße auch ausdruͤcklich auf die Verlagsartikel der Schriftſteller 
und Verleger der Preußiſchen Monarchie Anwendung finden ſolle, 


daß Das Verbot wider den Bücher-Nachdrud, fo wie ſolches bereits im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie zum Schuge der inländifchen Schrift: 
fteller und Merleger, nach ben in ben einzelnen Provinzen ‚geltenden Gefegen 
beſteht, auch auf die Schriftfteller und Verleger de8 Fuͤrſtenthums Lippe 
Anwendung finden, und mithin jeder Durch Nachdrucd oder deffen Verbreitung 
begangene Frevel gegen leßtere nach denfelben gejeglichen Vorfchriften beur- 
theilt und geahndet werden folle, als handelte es fich von beeinträchtigten Schrift⸗ 
ſiellern und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 


Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine abereinſtimmende, 
von der Fürftlich = Lippefchen Regierung vollzogene, Erklaͤrung ausgewechſelt 
Jahegang 1827. No. 22. — (No. 1107 — 1111.) Gg worden 


(Ausgegeben zu Berlin ben Aten Dezember 1827.) 
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worden feyn wird, durch öffentliche Betonntmachung in ben bieſſeitigen Staaten 
Kraft und Wirkfomfeit erhalten. 

Bein, den 20ften Oktober 1827. 


(L. S.) 


Ä Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen A ngeiegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 


Vorſtehende Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤber⸗ 
einſtimmende, von der Fuͤrſtlich⸗Lippeſchen Regierung zu Detmold unterm 23ften 
Dftober 1827. vollzogene, Erklaͤrung ausgewechfelt worden ift, unter Beziehung 
auf die Allerhöchfte Kabinetsorder vom 16ten Auguft 1827. (diesjährige Geſetz⸗ 
Sammlung No. 17. Seite 123.), hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 27ften November 1827. 


Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
| v. Schönberg.- 





(No; 1108.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Sten November 1827., die Ermäßigung 
- bed Porto für gefchriebene über 16 Loth ſchwere Gegenftände bei beren 
Verfendung mit ben Fahr⸗, Kariols und Botenpoſten, fo wie die Herab⸗ 

ſetzung des Scheingelves für gewöhnliche Packete, betreffend, 


Mus den in Ihrem Berichte vom 28ften v. Mts. angeführten Gründen geneh- 
mige Ich, daß das Porto für alle gefchriebenen über 16 Loth fchwere Gegen: 
ftände bei deren Berfendung mit den Fahr⸗, Kariol= und Botenpoften auf das 
doppelte Pacetporto zu ermäßigen, in fofern folches nicht weniger beträgt, als 
das vierfache Briefporto, andernfall das letztere zu erheben iſt. Gleichergeftalt 
authorifire Jh Sie, das Scheingeld für gewöhnliche Padete von Zwei auf 
Einen Silbergrofchen herabzufeßen. 


Berlin, ben öten November 1827. 


Friedrich Wilhelm. 
An den General⸗Poſtmeiſter von Nagler. 





⸗ (No. 1 109.) 
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(No. 1109) WMiniſterial-Erklaͤrung vom Sten November 1827., über die mit dem 
Herzogthum Naffau getroffene Vereinbarung, bie. Sicherftellung ber 
Rechte ter Schriftfteßer und Verleger in ben beiderſeitigen Staaten wider 
den Buͤcher-Nachdruck betreffend. 


Nas Koͤniglich⸗ Preußiſche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
erklärt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeftät ibm eitheilten 
Ermaͤchtigung: 


Nachdem von der Herzoglich— Nafſauſchen Regierung die Zuſicherung 
gefcheben ift, Daß die in dem Herzogthum Naſſau beftehenden gefehlichen 
Borfchriften wider den Bücher -Nahdrud und deſſen Verbreitung, 
mit Vorbehalt der weitern Sicherftellung, welche in Folge des 18ten Artikels 
der deutfchen Bundesakte die Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen 
den Buͤcher-Nachdruck durch Die Dafelbft verheißenen gleichförmigen 
Maapregeln noch zu erwarten haben — im ganz gleichen Maaße zum 
Schuße der Schriftfteller und Verleger der Königlich: Preußifchen 
Staaten zur Anwendung gebracht werden folle, als fey von betheiligten 
Herzoglich = Naffaufchen Unterthanen die Rede, und daß indbefondere. in 
den Fällen, wo es noch auf befondere Privilegien anfömmt, oder wo der- 
gleichen Herzoglihen Unterthanen ertheilt zu werben pflegen, jebem 
Preußiſchen darum nachfuchenden Untertchan eine ganz gleiche Beur« 
theilung der Verhältniffe zu Theil werden folle, ald handle es fich um das 
Privilegien» Gefuch eined Inlaͤnders, auch für ein foldhes Privilegium 

feine Stempel, Taren und andere Gebühren zu entrichten feyen, | 


daß das Verbot wider ben Buͤcher⸗Nachdruck, fo wie folches bereits im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuge der inlanbifchen Schrift: 
fteller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen 
befteht, auch auf die Schriftfteller und Verleger de Herzogthums Naffau 
Anwendung finden, und mithin jeder Dur Nachdruck oder beffen Verbreitung _ 
begangene Frevel gegen leßtere, nach benfelben gefeglichen Vorſchriften beurtheilt 
und geahndet werben folle, als handle es fich von beeintrachtiten Schriftſtellern 
und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 


Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine abereinſtimmende, 
von dem Herzoglich = Naffaufchen Miniſterium vollzogene, Erklaͤrung ausge⸗ 
Gg 2 wechſelt 
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wechſelt worden ſeyn wird, durch oͤffentliche Bekanntmachung in den dieſſeitigen 
Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 
Berlin, den äten November 1827. 


(L. S.) 
Koͤnigl. Preußiſches Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 


Vorſtehende Miniſterial⸗-Erklaͤrung wird, nachdem folche gegen eine 
übereinftimmenbe, von dem Herzoglich-Naffaufchen Staats: Minifterio unterm 
12ten November 1827. vollzogene, Erklärung ausgewechſelt worden ift, unter 
Beziehung auf die Allerhöchfte Kabinetdorder vom 46ten Anguft 1827. 
(diesjährige Geſetz⸗ Sammlung N No. 17. Seite 123.), hierdurch zur Öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 27ſten November 1827. 


Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 


(No. 1110.) 
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(No. 11103 Minifterial-Erflärung vom 22ften November 1827., fiber die mit bem Fuͤrſten⸗ 
thum Hohenzollern» Sigmaringen getroffene Vereinbarung, bie 
Sicherſtellung der Rechte ber Schriftfteller und Verleger in ben beibers 
feitigen Landen wiber den Buͤche er⸗ Nachdruc betreffend, 


Das Königlich = Preußische Miniſſerium der auswartigen Angelegenheiten 
erklaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt ihm ertheilten 
Ermaͤchtigung: — 
Nachdem von der Fuͤrſtli ⸗Hobenzollern⸗Sigmaringenſchen 
Regierung die Zuſicherung gemacht worden iſt, daß, mit Vorbehalt 
der zur Sicherſtellung der Rechte der Schriftſteller und Verleger gegen den 
Buͤcher-Nach druck noch zu verfuͤgenden und in Folge des Artikels 18. 
der deutſchen Bundesakte allgemein zu erwartenden Manßregeln, vorläufig 
eine ausdräcdliche Verordnung, wonach der Nachdrud und deffen Verbrei- 
tung im Fürftenthbum Hohenzollern Sigmaringen mit Konfiöfation und 
einer Strafe ron 50 Rthlr. zu. beftrafen ift, erlaffen, und insbefondere 
zum Schutze der Schriftſteller und Verleger der Königlich = Preußifchen 
Monarchie in Anwendung gebracht werden foll, 
Daß das Verbot wider den Buͤcher⸗Nachdruck, fo wie ſolches bereitd im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schriftfteller 
und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefeßen befteht, 
auch auf die Schriftfteller und Merleger des Fuͤrſtenthums Hohenzollern - Sig- 
maringen Anwendung finden, und mithin jeder durch Nachdruck oder beffen Ver: 
breitung begangene Frevel gegen leßtere nach denſelben gefeglichen Vorfchriften 
beurtheilt und geahndet werben folle, ald handelte es fich von beeinträchtigten 
Schriftfiellern und Verlegern in der Preußifchen Monarchie felbft. 


Gegenwärtige Erklärung foll, nachdem fie gegen eine übereinftimmende, 
von der Fürftlich Hohenzollern = Sigmaringenfchen Regierung vollzogene, Erklaͤ⸗ 
zung ausgewechfelt worden feyn wird, Durch Öffentliche Bekanntmachung in den 
Diesfeitigen Staaten Kraft und Wirkfamteit erhalten. 

Berlin, den 22ften November 1827. 


(L. S.) 


Königl. Preußiſches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, 
v. Schönberg. 


Por: | 
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Vorftehende Minifterials Erklärung wird, nachdem folche gegen eine über: 
einflimmende, von ber Türftlich » Hohenzollern = Sigmaringenfchen Regierung 
unterm Sten November 1827. vollzogene, Erklärung ausgewechfelt worden ift, 
unter Beziehung auf die Allerhöchfte Kabinetdorder vom 16ten Auguſt 1827. 
(diesjährige Gefeßfammlung No. 17. Seite 123.), hierdurch zur offentlichen 
Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 27ften November 1827. 


Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 





(No. 1111.) 
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(No. 1111.) Miniſterial-Erklaͤrung vom 27ften November 1827., Über bie mit dem 
Herzogthum Sahfen= Coburg und Gotha getroffene Vereinbarung, 
wegen Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger in ben 
beiberfeitigen Staaten wider ben Bäder: Nachd rud, 


Nas Königlich - Preußiſche Miniſterium bet auswärtigen Angelegenheiten 
erklärt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeflät bem Könige ihm dazu 
ertheilten Ermächtigung: 


Nachdem die Herzoglib:-Sacdhfen- Coburg und Gothafche Regie: 
rung die Zuficherung ertheilt hat, daß vorläufig und bis nach Artikel 18. 
der deutfchen Bundesafte ein gemeinfamer Befchluß zur Sicherftellung der 
Rechte der Schrififteller und Verleger wider den Bücher: Nahdrud 
gefaßt werben wird, Diejenigen gefeßlichen Beftimmungen, welche zu 
Gunften der einheimifchen Schriftfteller und Verleger gegen den Nachdrud 
und den Verkauf deffelben für die ſaͤmmtlichen Landestheile des Herzoglichen 
Haufes Sachfen- Coburg und Gotha beftehen, oder von Seiner, 
Herzoglihen Durchlaucht werden feftgefeßt werden, in ganz gleichem 
Maaße auch zum Schuge der Schriftfteller und Verleger der Preußifchen 
Monarchie als gültig betrachtet und in Anwendung gebracht werden Jollen, 
daß das Verbot wider den Buͤcher-Nachdruck, ſo wie ſolches bereits im ganzen 
Bereiche der Preußiſchen Monarchie, zum Schutze der inlaͤndiſchen Schrift⸗ 
ſteller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen 
beſteht, auch auf die Schriftſteller und Verleger des Herzogthums Sachſen- 
Coburg und Gotha Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder 
deſſen Verbreitung begangene Frevel gegen letztere nach denſelben geſetzlichen 
. Beſtimmungen beurtheilt und geahndet werben ſolle, als handele es ſich von 
beeintraͤchtigten Schriftſtellern und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 


Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von Seiten des Herzoglich-Sachſen-Coburg und Gothaſchen Miniſterii voll⸗ 
zogene, Erklaͤrung ausgewechſelt worden ſeyn wird, durch Öffentliche Bekannt⸗ 
machung in den dieſſeitigen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 


Berlin, den 27ſten November 1827. 
(L. 8.) 


Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. | 
v. Schönberg. 


| 
Por: 
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Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Herzoglich-Sachſen-Coburg und Gothaſchen Miniſterio unterm 
11ten November 1827. vollzogene, Erklaͤrung ausgewechſelt worden iſt, unter 
Bezugnahme auf die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 16ten Auguſt 1827. 
(diesjährige Gefeß: Sammlung No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 27ften November 1827. 


Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
| v. Schönberg. 
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Bekanntmachung eines Praͤkluſiv⸗Termins fuͤr 
die Penſionsgeſuche der vormals in Herzoglich⸗ 
Warſchauſchen Dienſten geſtandenen Offiziere .. 


Chauſſeegeld-Tarif für eine Meile von 2000 
Preußifchen Nuthen ........... ......... 


Verordnung, das Aufgebot und die Umortijation 
verlorner oder vernichteter Staats = Papiere 
betreffend ..... ........................... 


Allerhoͤchſte Kabinetsorder, die Gewerbſteuerpflich⸗ 
tigkeit der Privat-Verſicherungsanſtalten und 
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vatvereine betreffend ........... ............ 
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Bekanntmachung, den Zoll⸗ und Handelsvertrag 
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(No. 1412.) Ullerhöchfte Kabinetsorder vom 6ten November 1827., wegen ber Legitimas 
| tionen in den Nheinprovinzen, 


I. den Bericht des Staatöminifterii vom 2bften Oktober dieſes Jahres, 
will Ich hierdurch den Suftizminifter autborifiren, in den Provinzen, in welchen 
noch das franzöfifche Recht Anwendung finder, nach Befinden der Umſtaͤnde, den 
außer der Ehe erzeugten Kindern die Legitimation — in fofern damit nicht 
Standeserhöhung verfnäpft ift — mit voller rechtliher Wirkung der in ben 
Patenten jedesmal audzudrädenden Befugniffe, zu ertheilen. 


Berlin, den bten November 1827. 


Friedrich Wilhelm. 


An dad Staatsminifterium. 





Jahrgang 1828. No. 4. — (No. 1112 — 1120) A (No. 1113.) 


(Ausgegeben zu Berlin ben 17ten Januar 1828.) 


® 
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(No. 1113.) Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 7ten November 1827., über bie mit ber Groß⸗ 
herzoglich-⸗Mecklenburg-Schwerinſchen Regierung getroffene Vereinbarung, 
ben Schutz der Rechte der Schriftfteller und Verleger in ben beiberfeitigen 

D Staaten wider den Buͤcher⸗Nachdruck betreffend. 

as Koͤniglich-Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
erklaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt dem Könige ihm dazu 


ertheilten Ermächtigung: 


nachdem von der Großherzoglich-Mecklenburg-Schwerinſchen Regies 
rung die Zuficherung ertheilt worden ift, daß vorläufig und bis es 
nach dem Artikel 18. der deutfchen Bundesafte zu einem gemein« 
famen Bundeöbefchluffe, wegen Sicherftellung der Nechte der Schrift: 
fteller und Verleger gegen den Bächernachdrud, kommen wird, jeden 
Preußifchen Unterthan, er ſey Schriftiteller oder Verleger, der in 
den Fall ıft, auf ein Privilegium wider den Nachdrud und beffen 
Verbreitung bei der Großherzoglihen Regierung anzufragen, ein 
—  folches nach benfelben Ruͤckſichten, wie ed gefchehen würde, wenn 
der Nachſuchende ein Großherzoglih-Mecdlenburg-Schwerinfcher Untere 
than wäre, jederzeit in gewöhnlicher Form, ohne allen Koftenanfag, 
ertheilt werden, überdies der damit verfehene Königlich= Preußifche 
Unterthban von den Großherzoglichen Gerichten und Behörden in ber 
Aufrechthaltung des ertheilten Privilegiums, einem wider den Nachbrud 
privilegirten Großhberzoglich - Mecdlenburg : Schwerinfchen Unterthan 
gleich geachtet und gefchägt werden folle; 

daß das Verbot wider den Bücher-Nachdrud‘, fo wie folches bereitd im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schrift. 
fteler und Derleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen 
befteht, auch auf die Schriftfteller und Verleger des Großherzogthums Mecklen⸗ 
burg=- Schwerin Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdrud oder deffen 
Berbreitung begangene Frevel gegen legtere nach denfelben gefeglichen Vor⸗ 
fehriften beurtheilt und geahndet werden folle, al& handele es fich von beein 
frächtigten Schriftſtellern und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 
Gegenwaͤrtige Erflärung ſoll, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von Seiten des Greßherzoglich-Mecklenburg-⸗Schwerinſchen Geheimen Miniſterii 
vollzogene, Erklaͤrung ausgewechfelt worden feyn wird, Durch öffentliche Bekannt: 

machung in den Dieffeitigen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 

Berlin, den 7ten November 1827. 


(L. S.) 


Könige. Preußifhes Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 


Vor⸗ 
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Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Großherzoglich-⸗Mecklenburg⸗Schwerinſchen Geheimen Miniſterio unterm 
24ſten November 1827. vollzogene, Erklärung ausgemwechfelt worden ift, unter 
Bezugnahme auf die Allerhöchfte Kadinetöorder vom 16ten Auguft 1827, 
(Gefehfammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. | 

Berlin, den Iten Januar 1828. | — 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 





(No. 1114.) Miniſterial-Erklaͤrung vom 27ften November 1827., über die mit der Große 
herzoglich⸗ Mecklenburg-Strelitzſchen Regierung getroffene Wereinbarung, 
die Sicherftellung der Rechte der Schriftſteller und Verleger in den beider 
feitigen Staaten wider ben Buͤcher⸗Nachdruck betraffend. 


Dis Koͤniglich⸗ Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten er⸗ 
klaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige ihm dazu 
ertheilten Ermaͤchtigung: 
nachdem die Großherzoglich⸗ Medlenburg- Streligfche Regierung die 
Zuficherung ertheilt hat, daß vorläufig, und Bid es nach Artikel 18, 
der deutſchen Bundesakte zu einem gemeinfamen Befchluffe wegen 
Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und DBerleger gegen den 
Bücher Nachdrud fommen wird, jedem Preußifchen Untertban, er 
fey Schriftfteller oder Verleger, der in dem Fall ift, auf ein Privi⸗ 
legium wider den Nachdruck und deſſen Berbreitung bei der Groß: 
berzoglichen Regierung anzutragen, ein folches nach denfelben Rüd- 
fihten, wie ed gefchehen würde, wenn der Nachſuchende ein Große 
berzoglich - Medlenburg = Streligfcher Unterthan wäre, jederzeit in 
gewöhnlicher Form, ohne allen Koftenanfaß, ertheilt werden, und der 
damit verfehene Königlich = Preußifche Unterthan von den Großherzoge 
tichen Gerichten und Behörden in der Aufrechthaltung des ertheilten 
Privilegiums, einem wider den Nachdruck privilegirten Großherzoglich- 
Medlendurg » Streligfchen Unterthan gleich geachtet und geſchuͤtzt, 
uch zu dem Behuf eine angemeffene Verordnung an alle betreffende 
— des Großherzogthums erlaſſen werden ſolle; 
A 2 daß 
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daß das Verbot wider den Bücher - Nachdrud, fo wie ſolches bereits im 
ganzen Bereiche der Preußifchen Mortarchie, zum Schuge der inlaͤndiſchen 
Schriftfteller und Werleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden 
Geſetzen befteht, auch auf die Schriftfteller und Verleger des Großherzogthums 
Medlenburg: Strelig Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder 
deffen Verbreitung begangene Frevel gegen letztere nach denfelben gefeßlichen 
Vorſchriften beurtheilt und geahndet werden folle, als handele es fich von 
beeinträchtigten Schriftftellern und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 

Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von Seiten des Großherzoglich-Mecklenburg⸗- Streligfchen Staatsminiſterii voll- 
zogene, Erklärung ausgewechſelt worden feyn wird, durch Öffentliche Bekannt: 
machung in den dieffeitigen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 


Berlin, den 27ſten November 1827. 
(L. S.) 


Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 


Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtim⸗ 
mende, von dem Großherzoglich-Mecklenburgſchen Staats-Miniſterio zu Neu— 
Strelig unterm 13ten Dezember 1827. vollzogene, Erklaͤrung ausgewechſelt 
worden iſt, unter Bezugnahme auf die Allerhoͤchſte Kabinets-Order vom 16ten 
Auguft 1827. (Geſetz- Sammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch 
zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den Sten Januar 1828, 
PMinifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 





(No. 1115.) 
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(No. 1145 .) Allerhoͤchſte Kabinetsorber vom Iten Dezember 1827., bie Ernennung bes 
Herzogs Carl von Medlenburg Hoheit, zum Präfibenten des Staatörathe 
betreffend. 


er 0 
Ar: mache dem Staatörath bekannt, daß Sch den Herzog Carl von Medlen- 
burg in dem von Seiner Hoheit bisher zu Meiner Zufriebenheit geführten Vorfig 
im Staatsrathe beftätiget und zum Prafidenten deffelben ernannt, auch zugleich 
befiimmt habe, daß in allen Fällen, wo ber Prafident des Staatsraths nicht 
einer der verwaltenden Minifter ift, berfelbe als folcher die Befugniß haben 
foll, den Berfammlungen des Staatsminifteriumd nach feiner Wahl beizumohnen, 
ohne Mitglied deffelben zu ſeyn. ch habe die nähern Beftimmungen bieräber 
dem Staatsminifterium bekannt gemacht. 


Berlin, den Iten Dezember 1827. 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staatörath. 


(No. 1116.) 
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(No. 14416.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 3 1ſten Dezember 1827., das Verfahren bei 
Anſtellung der Subaltern-Beamten der Juſtizbehoͤrden betreffend. 


D, FR Ihren Bericht vom Aten Dezember c. beftimme Ich, für die Provinzen, 
in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtdordnung ale 
Geſetze gelten, zur Erleichterung der Behörden und DBefchleunigung des Ge 
ſchaͤftsganges: 

1) Vom Aften Januar kuͤnftigen Jahres an, wird die bisher von Ihnen 
bewirkte Anftellung der Subalternen bei ben Ober⸗ und LUntergerichten, 
mit Ausnahme der Rendanten und Sekretarien bei den Eollegialifch formir⸗ 
-ten Gerichten, den Chef» Präfidenten der Landes -» Suflizkollegien übere 
fragen. 

3) Der Chef-Prafident muß die anzuftellenden Subjefte vor der Anftellung 
dem Landes Juftizkollegium anzeigen, um deffen Ueußerungen darüber 
zu vernehmen, deren Würdigung übrigens dem Chef: Prafidenten lediglich 
uͤberlaſſen bleibt. 


3) Bei der Auswahl der Subaltern- Beamten und bei Regulirung des Dienf 
Einkommens, find von ben Chef: Prafidenten alle diejenigen Borfchrifien 
zu beobachten, welche gegenwärtig den Landes = uftizkollegien bei ihren 
Vorfchlägen ald Norm gegeben find. Auf die vom Juftizminifter befonders 
defignirten und empfohlenen Subjefte, ift vorzüglich Nüdficht zu nehmen. . 

4) Die von dem Chef» Prafidenten gewählten Subjefte erhalten eine, im 
Namen des Landed- Suftizkollegiums ausgefertigte Beflallung, welche Die 
Bezeichnung des Amtes, das dafür ausgefegte Dienfteinfommen, Die 
Beſtimmung des Zeitpunfts, von welchem diefed anfängt und bie Angabe 
ber Kaffe, auf welche es angewiefen wird, enthalten muß. 

5) Die Chef: Präfidenten der Landes- Zuftizkollegien, find bei den, ihrer Bes 
ſetzung überlaffenen Stellen auch berechtigt, aus vakant gewordenen Befok 
bımgen und Gmolumenten in fo weit Gehaltserhöhungen zu bewilligen, 
als dadurch die nach dem Normal-Ctat für die betreffende Stelle ausgefeßten 
Befoldungsfäge nicht Aberfchritten, auch derjenigen Dienftfathegorie, zu 
welcher die Stelle gehört, aus deren Gehalt die Erhöhung genommen 
werden foll, im Ganzen nichts entzogen wird. 

6) Wenn ein vom Chef» Prafidenten angeftellter Subalternbeamter zur Untew 
ſuchung gezogen, oder vom Amte fuspendirt werden foll; fo ift dad bisher 
vorgefchriebene Verfahren auch ferner zu beobachten. 

7) Denjenigen Beamten, welche die Chef- Prafidenten anzuftellen befugt find, 
fönnen diefe auch die Entlaſſung ertheilen, wenn folche ohne Vorbehalt 
einer Penfion nachgeſucht wird. 

8) Ueber 
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83 Heber die Ertheilung bes Abfchiebes mit Penfion, muß jederzeit an ben 
Suftizminifter berichtet werben. 

9) Für die Ausfertigung der Beftallung und Abfchiede, desgleichen fuͤr die 
Gehaltszulagen, werben die Kanzleigebuͤhren nach der Kanzleigebuͤhrentare 
vom Aten Junius 1801., und die Stempel nach dem Geſetze von der Stem⸗ 
‚pelfteuer vom 7ten März 1822. angeſetzt, und zur Kaſſe des Landes⸗Juſtiz⸗ 
kollegiums eingezogen. 

10) Veraͤnderungen mit den Dienſtſtellen ſelbſt, duͤrfen nicht ohne hoͤhere Ge⸗ 
nehmigung vorgenommen werden. 

Ich authoriſire Sie, diefen Meinen Allerhoͤchſten Befehl durch bie Ge⸗ 
ſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, auch die Chef⸗Praͤſidenten 
der Landes-Juſtizkollegien mit näherer Inſtruktion zu feiner Ausführung zu 
verfeben. 

Berlin, den I1ften Dezember 1827. 


Friedrich Wilhelm. 


An | 
den Staatd= und Juftizminifter Grafen von Dandelman. 





(No, 4117.) Minifterial-Erflärung vom Sten Januar 4828., uͤber die mit der Herzoglich⸗ 
Sachſen-Altenburgiſchen Regierung getroffene Vereinbarung, ben Schuß 
ber Rechte ber Schriftiteller and Werleger in ben beiderfeitigen Staaten 
wider den Buͤcher⸗ Nachdruck betreffend. 


Da Koͤniglich⸗Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten 

erklaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtat ihm ertheilten Er⸗ 
maͤchtigung: 

— nachdem bie Herzoglich-Sachſen-Altenburgiſche. Regierung bie Zus 
ſicherung ertheilt hat, daß vorlaͤufig und bis es nach dem Artikel 18. 
der deutſchen Bundesakte zu einem gemeinſamen Beſchluſſe zur Sicher⸗ 
ſtellung der Rechte der Schriftſteller und Verleger wider den Buͤcher⸗ 
Nachdruck kommen wird‘, die in den Herzoglichen Landen zu Gunſten 
ber einheimifchen Schriftfteller und. Verleger gegenwärtig beftehende 
Verordnung wider den Bücher-Nachdrud, in ganz gleihem Maaße 

. auch zum Schutze der Schriftfteller und Berieger der Königliche 
Preußifchen Monardie gültig erflärt und in Anwendung gebracht 
werden fol; 

Ä daß 
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daß das Verbot wider ben Bücher-Nachdrud, fo wie ſolches bereits im ganzen 
Bereiche ber Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schrift: 
fteller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefeßen 
beftehbt, auch auf die Schriftfteller und Verleger des Herzogthums Sachen: 
Altenburg Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdrud und beffen Ver- 
breitung begangene Frevel gegen Iehtere, nach denfelben geſetzlichen Vorfchriften 
beurtheilt und geahndet werden folle, als handele es fich von beeinträchtigten 
Schriftftelleen und Berlegern in der Preußifchen Monarchie felbft. 
Gegenwärtige Erklärung foll, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Herzoglich- Sachfifchen. Geheimen Minifterio zu Altenburg vollzogene, 
Erklärung ausgewechſelt worden feyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung 


in den Dieffeitigen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 


Berlin, den Sten Januar 1888. 
(L. S.) 


Koͤnigl. Preuß, Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. | 


Vorftehende Erklärung wirb, nachbem folche' gegen eine ibereinftimmende, 
von dem Herzoglich = Sächfifchen Geheimen Minifterio zu Altenburg unterm 
Ziften Dezember 1827. vollgogene, Erklärung ausgemwechfelt worden ift, unter 
Bezugnahme auf die Allerhöchfte Kabinetdorder vom 16ten Auguft 1827. 
(Gefeßfammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur Öffentlichen 
Kenntniß gebracht. | | 


Berlin, den Sten Januar 1828. | 
- Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, 
v. Schönberg. — 





(No, 1118.) 
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(No. 4118.) Niniferials Erklaͤrung vom Sten Sjanuar 1828,, fiber bie mit ber Farlich— | 
Hohenzollern = Hechingenfchen Regierung getroffene Rereinbarung, den 
Schuß ber Mechte der Schriftfteller und Verleger in ben beiberfeifigen 
Staaten wider ben Buͤchernachdruck betreffend. 


Da⸗ Koͤniglich⸗Preußiſche Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 

erklärt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt ihm ertheilten Ermaͤch⸗ 

tigung: | 
nachdem von der FBürftlich- Hohenzollern - Hechingenſchen Regierung 
die Zuſicherung gemacht worden iſt, daß, mit Vorbehalt der zur 
Sicherſtellung der Rechte der Schriftſteller und Verleger gegen: den 
Büchernachdrud noch zu verfügenden, und in Gemäßheit des Artikels 18. 
ber deutfchen Bundesafte allgemein zu erwartenden Maaßregeln, 
vorläufig eine befondere Verfügung, wodurch der Büächernachdrucd 
und deſſen Verbreitung im Bürftentbum Hobenzollerns Hechingen. mit 
Konfiskation und einer Geldbuße von Zehn Thalern zu beftrafen ift, 

| erlaffen, und insbefondere zum Schuge der Schriftfteller und Verleger 
in ber Preußifchen Monarchie in Anwendung gebracht werden foll; 


Daß das Verbot wider den Buͤchernachdruck, fo wie folches bereit im ganzen 

Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schriftfteller 
md Verleger, nach) den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefegen beſteht, 
auch auf die Schriftfteller und Verleger des Fuͤrſtenthums Hohenzollern⸗Hechingen, 
Anwendung finden, und mithin jeder, Durch Nachdrud oder deſſen Verbreitung 
begangene Frevel gegen letztere, nach denfelben gefeglichen Beftimmungen beustheilt 
nund geahndet werden folle, ald handele es fich von beeinträchtigten Schrift⸗ 
ſtellern und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 
GGegenwaͤrtige Erklärung ſoll, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von ber Fuͤrſtlich⸗ Hohenzollern s Hechingenfchen Regierung vollyogene, Erklärung 

ewechfelt worden feyn wird, durch öffentliche Belanntmachung in den 

bieffeitigen Staaten Kraft und Wirkfamfeit erhalten, 


Berlin, den Sten Januar 1828. 
(L.S) 


König, Preuß, Minifterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 
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Vorſtehende Erfidrung wird, nachdem folche gegen sine uͤbereinſtimmende, 
von der Fuͤrſtlich⸗DSohenzollernſchen Regierung zu Hechingen untern 3Oflen 
‚November 1827. vollgogene, Erklaͤrung ausgewechfelt worden ift, unter Bezug: 
nabıne auf die Allerhöchfte Kabinetdorder vom 16ten Auguft 1827. (Geſetz⸗ 
faınmlung pro 1827. No. 17. Eeite 123 ), hierdurch zur Öffentlichen Kenniß 
gebracht. 

Berlin, ben Sten Sannar 1828. 


Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 


— —— 


'{No. 1119.) Minaiſterial Ertlarung vom 9ten Jamnar 1828., Aer bie at de der Herzoglich⸗ 
Andhalt⸗Bernburgſchen Regierung getroffene Vereinbarung, den Schutz der 
Rechte der Schriftſteller und Verleger in den beiberfeltigen ©t- aten wider 
den icher · Nacewa betreffenn. 


Da Königlich Preußiſche Miniſterium der aubwaͤrtigen Angelegenheiten 
erklaͤrt hierdurch, in Semaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt ihm ertheilten Er⸗ 
maͤchtigung: 
nachdem bie Herzoglich⸗Anhalt⸗ Berndurgſche Regierung die Za⸗ 
ſicherung ertheilt hat, daß vorläufig und bie es in Folge des 18ten 
Artikels der deutfchen Bundesafte zu einem gemeinfanen Befchluffe 
zur Sicherſtellung der Rechte der Schriftfieller und Verleger wider 
den Nachdrud kommen wird, bie unterm 2ten Dezember 1827. er: 
laſſene Herzegliche Verordnung wider den Buͤcher-Nachdruck, in ganz 
gleichem Maaße zu Gunften der Schriftfteller und Verleger in ben 
Königlich = Preußifchen. Staaten Anwendung finden fol; 


daß das Verbot wider den Bücher-Nachbruck, fo wie ſolches bereitd Im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarcie, zum Schuße der inlandifchen Schrift: 
fteller und Verleger, nach den in ben einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen 
befieht, auch auf die Schrätfteller und Verleger des Herzogthums Anhalt- 
Bernburg Anwendung finden, mithin jeder Durch Bucher⸗Nachdruck oder. deſſen 
Verbreitung begangene Frevel gegen letztere, nach denſelben geſetzlichen Vor: 
ſchriften beurtheilt und geahndet werden ſoll, als handele es ſich von beein— 
tracchtigten Schriftſlellern und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie felbft. 

| Gegen⸗ 


\ 


. Ben 
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Gegenwärtige Erklaͤrung foll durch oͤffentliche Betenstmadung in den 
dieſſeitigen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten, 
Bein, ben Iten Januar 1828. | 


(L. S.) | 
Sin. Preuß, Minifterium der auswärtigen Angcgenpeen 
v. Schönberg. 


- 





Vorſtehende Etklarwng wird, nachdem die Herzoglich⸗Anhalt⸗Bern⸗ 
burgſche Regierung durdy den $. 7. ber öffentlich befinnt gemachten Ver⸗ 
oidnung vom 2fen Dezember 1327. wider den Nachdruck, erflärt hat, daß die 
Defiimmungen bdiefer Verordnung In ganz gleichem Maaße auf die Schriftſteller 
und Verleger der Preußifchen Mönardhie Anwendung finden follen, unter Bes 
zugnahme auf die Allerhöchfte Kabirietdordei vom” 16ten Auguſt 1827. (Ges 
fetſammlung pro 1827. No. 17. Stite 123. ) , hierdurch zur Öffentlichen 
Kenutniß gebracht. 
Berlin, den Iren Januar 1828, " nn “ 


_ Minifterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
| | v. S choͤnber g. 


ve 





Re 1120) winiſtaiul⸗ Erklaͤrung vom 10ten Jannar 1828., be bie mit ber Farſih⸗ 
Reuß⸗Schleitziſchen und Fuͤrſtlich⸗ Reuß⸗ Eobeirleinfihen Regierung zu Gera 
getroffene Vereinbarung, den Schuß ber Rechte der Schriftftchler ımb Bere 

leger in den beiberfeitigen Staaten wiver den Buͤcher⸗ Nachbruck betreffend. 


HD Königlich = Preußifche Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 
erflärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majeftät ihm ertheilten Er- 
maͤchtigung: 

nachdem von ber Fuͤrſtlich⸗ Keuf - Schleitziſchen und von der Fürftlich- 

KReuß = Lobenfteinfchen Regierung die Zuficherung ertheilt worden ift, daß 

vorläufig und bis ed in Gemäßheit des Artikeld 18. der deutfchen Bun- 

besafte zu einem gemeinfamen Befchluffe zur Sicherftellung der Rechte 

der Echriftfteller und Verleger wider den Büächer-Nachdrud fommen wird, 

der Bücher-Nachdrud in den Fürftlich-Reußifchen Landen Durch eine befondere 

Verordnung verboten werden und die Beſtimmungen biefer Verordnung 

zu Gunften der Schriftfteller und Verleger in der Preußifchen Monarchie . 
ganz gleiche Anwendung finden follen; 

| daß 
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baß das Verbot wider den Bacher · Nachdruch ſo wie ſolches bereits im ganzen 
Bereiche der Preußiſchen Monarchie, zum Schutze ber in laͤnd iſchen Schrift⸗ 
ſteller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen 
beſteht, auch auf die Schriftſteller und Verleger in den Fuͤrſtenthuͤmern Reuß⸗ 
Schleitz und Reuß-LKobenftein Anwendung finden, mithin jeder durch Buͤcher⸗ 
Nachdruck oder deſſen Verbreitung begangene Frevel gegen letztere, nach den⸗ 
ſelben geſetzlichen Vorſchriften beurtheilt und geahndet werden ſoll, als handele 
es ſich von beeintraͤchtigten Schriftſtellern und Verlegern in der Preußiſchen 
Monarchie ſagt 

Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine aͤberſtimmende, 
von der gemeinſchaftlichen Fuͤrſtlichen Regierung zu Gera vollzogene, Erklaͤrung 


ausgewechſelt worden ſeyn wird, durch Öffentliche Bekanntmachung in den dies⸗ 


feitigen Staaten Kraft und Wirkfamfeit erhalten, 
Derlin, den 10ten Januar 1828. 


(L. $) 
aonigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 





Vorſtehende Etlarung wird, nachden ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von der Fuͤrſtlich⸗Reußiſchen gemeinſchafilichen Regierung zu Gera unterm 
24ſten Dezember v. J. vollzogene, Erklaͤrung ausgewechſelt worden iſt, unter 
Bezugnahme auf die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 16ten Auguſt 1827. 


(Geſetz⸗ Sammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen 


Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 12ten Januar 1828. 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 





> 


Selen. Sammlung 


für bie Ä 
Königlinen Dreußifgen Staaten 


— 








—— 


—— 


(Nor: 14121.) Winifterial- Erflärung vom 11ten Degernber 1827, über bie mit ber Henes. 
lich⸗Anhalt⸗Deſſauſchen Regierung getroffene Verinberung, den Schug 
ber Rechte der Schriftſteller und Verleger in. den beiberjeitigen Staaten 

wider den Buͤcher⸗Nachdruck betreffend. 


Das Königlich: Preußiſche Minifterium der autwaͤmigen Angelegenheiten er⸗ 
klaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige ihm dazu 
ertheilten Ermaͤchtigung: 


are nachdem von Der Herzoglich⸗ Anhalt: Deſſauſchen Regierung die Zu⸗ 
ſicherung ertheilt worden iſt, daß vorlaͤufig und bis es in Gemaͤßheit 
des Artikels 18. der deutſchen Bundesakte zu einem gemeinſamen Be⸗ 
ſchluſſe zur Sicherſtellung der Rechte der Schriftſteller und Verleger 
kommen wird, Die unterm 15ten November 1827. erlaffene Herzog: 
liche Verordnung gegen den Büchher-Nachdrud und den Handel mit 
nachgedructen Büchern zu Gunften der Verlags: Artifel der Schrift: 
fteller und Verleger der Königlich - Preußiſchen Monarchie ganz gleiche 
Anwendung finden ſolle; 


daß das Verbot wider den Buͤcher-Nachdruck, fo wie ſolches bereits im ganzen 
Bereiche ber Preußifchen Monarchie ‚ zum Schuge der inländifchen Schrift. 
fiellee und Berleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefeße.,, 
befteht, auch auf die Schriftfteller und Verleger ded Herzogthums Anbalt-Deffau 
Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder deffen Verbreitung bes 
gangene Frevel gegen leßtere, nad) denfelben gefeglichen Vorſchriften beurtheilt 
und geahndet werben folle, als handele es fich von un ardchtigten Schrift: 
ftellern und Verlegern in der Preußifchen Monarchie felbft. 


Jahrgang 13283. No. 2. — (Na. 1121 —1133.) - ©. Gegen⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 3iften Januar 1828.) 
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Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine übereinftimmende, 
von der Herzoglich· Auhalt⸗ Deffadichen Regierung vollzogene, Erklaͤrung aus- 
gewechfelt worden feyn. wird, in ben Dieffeitigen Staaten Kraft und Wirkſam⸗ 
keit erhalten. 
Berlin, ben 11ten Deʒember 1827. 
(L..S.) 
Koͤnigl. Preußifches Minifterium der auötwärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 


Vorſtehende Gefldning wird, nachdem folche gegen eine übereinflimmenbe, 
von ber Herzoglich - Anhalt Deffaufchen Landesregierung unterm 22ften Dezem⸗ 
ber 1827. vollzogene, Erklärung audgewechfelt: worden ift, unter Bezugnahme 
auf die Allerhöchfte ‚Kabinetdorder vom 16ten Auguſt 1827. Geſetzfammlung 
pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 17ten Januar 1828. 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 





(No. 1122.) Minifterials Erflärung vom Aten Januar 1828., Über bie mit ber Großher⸗ 
zoglich⸗ Badenfchen Megierung getroffene Vereinbarung, bie Sicherftellung 
ber Rechte ber Schriftfieller und Berleger in den beiderfeitigen Staaten 
D wider ben Buͤcher⸗Nachdruck betreffend, 
as Koͤniglich⸗Preußiſche Miniſterium ber auswaͤrtigen Angelegenheiten er⸗ 
klaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige ihm dazu 
ertheilten Ermaͤchtigung: 
nachdem die Großherzoglich⸗Badenſche Regierung die Zuſicherung er⸗ 
theilt hat, daß vorlaͤufig und bis es nach Artikel 18. der deutſchen 
Bundesakte zu einem gemeinfamen Beſchluſſe wegen Sicherſtellung 
der Rechte der Schriftſteller und Verleger gegen den Buͤcher-Nachdruck 
kommen wird, das Verbot wider den Buͤcher-Nachdruck, fo wie ſolches 
bereits im ganzen Bereiche des Großherzogthums Baden zum Schuße 
. ber inländifchen Schriftfteller und Verleger befteht, auch auf die Schrift: 
fteller und Verleger der gefammten Königlich = Preußifhen Staaten 
Anwendung finden und mithin jeder durch Nachdrud oder deffen Vers 
breitung gegen Ießtere begangene Frevel nach denfelben gefeglichen Vor⸗ 
fehriften beurtheilt und geahndet werben folle, ald handele es fich 
von beeinträchtigten Schriftftellern und Derlegern | in ben Großherzog: 
lich⸗Badenſchen Landen felbft; » 
aß 


baß das Verbot wider den Bücher: Rachdrud, fo wie folches bereits im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie zum Schutze der inlaͤndiſchen Schrift⸗ 
ſteller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen 
beſteht, auch auf die Schriftſteller und Verleger des Großherzogthums Baden 
Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder deſſen Verbreitung be⸗ 
gangene Frevel gegen letztere, nach denſelben geſetzlichen Vorſchriften beurtheilt 
und geahndet werden ſoll, als handele es ſich von beeintraͤchtigten Schrifiſtellern 
und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 

Gegenwärtige Erklärung ſoll, nachdem fie gegen eine übereinftimmenbe, 
von dem Großherzoglich⸗ Badenſchen Miniſterio des Großherzoglichen Hauſes 
und der auswaͤrtigen Angelegenheiten vollzogene, Erklaͤrung ausgewechſelt wor⸗ 
den ſeyn wird, durch oͤffentliche Bekanntwachung in den n dieſſeltigen Staaten 
Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 

Beilin, den Aten Januar 1828. 


| | (LS) | 
hoͤnigl. Vreuliſchet Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 


Vorſtehende Erfldrung wirb, nachdem folche gegen eine uͤbereinſtimmende, 


von dem Großherzoglich=Badenfchen: Minifterio des Großherzoglichen Haufes 


und der auswärtigen Angelegenheiten vollzogene, Erklärung ausgewechfelt worben 
ift, unter Bezugnahme auf bie Allerhöchfte Kabinetdorder vom 16ten Auguft 1827. 
(Gefebfarnmlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch Li Öffentlichen 


Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 25ften Januar 1828, 


Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönber % 





(No. 1123.) Minifterial: Erklärung vom 18ten Januar 1828., uͤber bie mit der Fuͤrſtlich⸗ 
Reuß = Plauifchen Regierung aͤlterer Linie getroffene Vereinbarung, die 
y ©icherftellung ber Rechte ver Schriftfteller und Verleger in ben beiberfeitigen 

Staaten wider ben Buͤcher⸗Nachbruck betreffend. 
Dis Koͤniglich⸗ Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten er⸗ 
klaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige ihm ertheilten 


Ermaͤchtigung: ad 
| 4* | on 


nachdem von der Fürfilich-Reußs Planifchen Kegierung diterer Linie 
Die Zuficherung ertheilt werben ift, Daß vorläufig und bis es in Kolge 
des Artikels 18. der deutfchen Bundesafte zu einem gemeinfamen Bes 
fehluffe zur Sicherfiellung ber Rechte der Schriftfieller und Verleger 
wider den Nachdruck kommen wird, in den Fuͤrſtlich⸗ Reuß » Plauifchen 
: Randen der Bücher-Nachdrud und deffen Verbreitung bei Strafe ber 
Konfiskation und einer Geldbuße von Cinhundert Thalern verboten 
ſeyn foll und zwar: ohne Unterſchied, ob dabei inländifche oder Schrift 
fteller und Verleger der Preußifchen Monarchie beeinträchtiget find; 
daß das Verbot wider den Bücher» Nachdrud, fo wie ſolches bereitd im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie, nach den in den einzelnen Provinzen _ 
geltenden Geſetzen, zum Schute der inländifchen Schriftfteller und Verleger 
befteht, duch auf Die Schriftfteller und Verleger in den Fürftlich -Reuß = Plauifchen 
Landen Anwendung finden, mithin jeder durch Bichers Nachdrud oder beffen 
Verbreitung begangene Frevel gegen leßtere, nach benfelben gefeglichen Beſtim⸗ 
. mungen beurtheilt und geahndet werben folle, als handele es fich von beein⸗ 
trächtigten Schrififtellem und Verlegern in ber Preußifchen Monarchie felbfl. _ 
Gegenwärtige Erflärung foll, nachdem fie gegen eine übereinftimmende, 
von ber Fuͤrſtlich⸗ Ruß⸗ Plauifchen Regierung dlterer Linie vollgogene, Erklaͤrung 
ausgewechfelt worden ſeyn wird, Dusch oͤffentliche Bekanntmachung i in ben Dies: 
feitigen Staaten Kraft und MWirkfamfelt erhalten. 
Derlin, den 18ten Januar 1828. 


(LS) 
Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angefegenfeiten. 
v. Swoͤnberg. 





Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von der Fürftlich-Reuß- Plauifhen R ng. älterer Linie zu Greiz unterm 
2ten Januar d. 3. vollzögene, Erklärung: ausgewechfelt worden ift, unter. 
Bezugnahme auf die Allerhöchfte KabinetSorder vom 16ten Auguft 1827. 
(Geſetzſammlung pro 1827. No. 17, Eeite 123.), hierdurch zur Öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 18ten Januar 1828. 


5 Minifterium der auswaͤrtigen Angelegenpeiten. 
| v. Schönberg. 
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Geſetz, Sammlung 


fuͤr die 
Königligen Preußiſchen Staaten. 





— Mo. 3 — 





Ge⸗ 1124.) Miniſterial⸗ Erklaͤrung vom Aiten. Dezeniber 1827., Über bie mit ber 
Königlich Dänifhen Regierung getroffene Vereinbarung, bie Sichere 
ftellung der Nechte der Schriftfteller und Verleger in ben bieffeitigen 
Staaten und ben drei Herzogthuͤmern Holftein, Lauenburg und Schleswig, 

< wider den Buͤcher-Nachdruck betreffend, 

Das Königlich - Preußifche Mipifterium. der auswärtigen Angelegenheiten 

erflärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majeftät dem Könige ihm dazu 

ertheilten Ermaͤchtigung: 


nachdem von ber Königlich: Daniſchen Regierung die Zuſi icherimg er: 
theilt worden ift, Daß nicht nur für. den Umfang der zum Deutfchen 
Bunde gehörigen beiden Herzogthuͤmer Holftein und Lauenburg vor: 
laͤufig und bis ed nach Artikel 18. der Deutfchen Bundesafte zu einem 
gemeinfamen Befchluffe wegen Sicherftellung ber Rechte der Schrift: 
fteller und Verleger gegen den Bücher - Nachdrud und deſſen Werbreiz . 
tung in den gefammten Bunded- Ländern fommen wird, fonbern auch 
für den Umfang des Herzogthumd Schleswig, jedem Preußiſchen 
Unterthan, er ſey Schriftſteller oder Verleger, der in dem Selle iſt, 
auf ein Privilegium wider den Nachdruck und deſſen Verbreitung bei 
der Königlih:Dänifchen Regierung anzutragen, ein ſolches Privilegium 
in der Art Eoftenfrei ertheilt werben follfe, daß das Werk in 20 Sahren, 
vom Tage der Ausftellung des Privilegit, nicht nur in den zum Deut: 
fhen Bunde gehörigen beiden Herzogthaͤmern Holftein und Lauenburg, 
fondern auch in dem Herzogthum Schleswig weder nachgedruckt, noch 
ein anderswo verfertigter Rachdruck davon in Ben genannten drei Her⸗ 
zogthuͤmern verkauft werden ſoll, bei Strafe der Konfiskation aller bei 
dem Nachdruder oder in den Buchhandlungen vorräthigen Sremplare 
des Nachdrucks und einer Geldbuße, welche dem Labenpreife von 
Bünfhundert Sremplaren des Originals gleich kommt; 
Sahıgang 1828. No. 3. — (Na, 1124 — 1127.) D daß 


(Ausgegeben zu Berlin ben 13ten Februar 1828.) 
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daß das Verbot wider den Buͤcher⸗Machdruck, fo wie ſolches bereits im ganzen: 
Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schrifts 
ſteller und Berleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen, 
beiteht, auch auf die Schriftfteller und Berleger der zum deutſchen Bunde 
gehörigen Herzogthuͤmer Holftein und Lauenburg, fo wie ded Herzogthums 
Schleswig Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdrud oder deſſen Ver- 
breitung begangene revel gegen legtere, nach denfelben gefeßlichen Vorfchriften 
beurtheilt und geahndet werden folle, als handele es fich von beeinträchtigten 
Schriftftellern und Verlegern in der Preußifhen Monarchie felbft. 


Gegenwärtige Erklärung foll, nachdem fie gegen zwei übereinftimmende, 
die eine in Beziehung auf die zum deutfchen Bunde gehörigen Herzogthuͤmer 
Holftein und Lauenburg, Die andere rüdfichtlich ded Herzogthums Schledwig, 
von dem Königlih-Dänifchen Minifterio vollzogene Erklärungen ausgewechſelt 
worden feyn wird, durch Öffentliche Belanntmachung in den dieſſeitigen Staaten 
Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 


Berlin, den 11ten Dezember 1827. 


(L. S,) 


Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
| v. Schönberg 





Vorſtehende Erklärung wird, nachdem folche gegen zwei überermflimmende, 
"die eine in Beziehung auf die zum deutfchen Bunde gehörigen Herzogthuͤmer 
Holftein und Lauenburg, die andere rücdfichtlich des Herzogthums Schleswig 
von dem Königlich » Dänifchen Departement der auswärtigen Angelegenheiten 
unterm 29ſten Januar 1828. vollzogene Erklaͤrungen ausgewechfelt worden ift, 
hierdurch unter Beziehung auf die Allerhöchfte Kabinetsorder vom 16ten 
YAuguft 1827. (Gefegfammlung pro 1827. No. 17. ©eite 123.), zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 7ten Februar 1828, 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 





> (Io. 1125.) 
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8 1425.) Allethoͤchſte Kabinetsorder vom 8ten Januar 1828., wodurch ber $. 69. ber 
Zollordnung vom 26ſten Mai 1818., in Betreff bed Anſpruchs auf ben 
Erlaß der Steuer von ben Eigenthuͤmern folcher Waaren, welche in die 
Padhofslager niedergelegt und bafelbft durch zufällige Ereigniffe vermindert 

werben, beflarirt wird, 
bie Reklamationen der Eigenthuͤmer folcher Waaren, welche in die Pack⸗ 
hofslager niedergelegt und daſelbſt durch zufaͤllige Ereigniſſe vermindert worden, 
in Berufung auf die Beſtimmung des $. 69. der Zollordnung vom 26ſten Mai 
1818. zu befeitigen, feße Ich hierdurch nach Ihrem Antrage feft, daB unter den 
zufälligen Creigniffen, welche nach dem angeführten $. 69. der Zollordnung 
einen Anfpruch auf den Erlaß der Steuer begründen, nicht eine Berminderung 


. bed Gewichts, die durch Eintrocknen, Einzehren, Berftäuben und Berbunften 


der Waaren entfteht, verftanden werden kann. Ich uͤberlaſſe Ihnen, diefe 
Deklaration befannt zu machen und die Behörden dem gemäß mit der erfor- 
derlichen Anweifung zu verfehben. Berlin, den Sten. Januar 1828. 


Friedrich Wilhelm. 
An 


den Staats⸗ und Finanzminiſter von Motz. 





(No. 1126.) DeHarafion der Strafbeſtimmungen bei foldyen Steuer» Deftaubationen, wo bad 
befraubirte Objekt zugleich mit einer Kemmunalabgabe belegt iſt. Vom 
27ften Januar 1828. 


Wir Sriedrih Wilhelm, von. Gottes Gnaden, Koͤnig von 


Preußen xX. xX. 

| Zur Befeitigung der Zweifel, welche baräber entftanden find, wie bie 
Etrafe ſolcher Steuer⸗ Defraudationen zu beftimmen fey, welche in Bezirken 
begangen find, wo neben der in die Staatäfaffen fließenden Abgabe zugleich 
nach $. 13. bes Geſetzes vom 30ſten Mai 1820. über die Einrichtung des 
Abgabenweiend, ein Zufchlag für Bezirks⸗ oder Gemeineausgaben erhoben 
wird, erklaͤren Wir, auf ben Antrag linfers Staatsminifteriumd und nach erftattes 
tem Gutachten Unſers Staatsraths, hierdurch die in folchen Fällen zur Anwen⸗ 

.. kommenden gefeglichen Strafbeftimmungen bahin: | 
daß die durch die Defraudation verwirfte Strafe nicht nach Dem Be: 
frage des zu ben Staatskaſſen fließenden Theild der Abgabe allein, 
fondern nach dem durch Zurechnung bed Zufchlages fich ergebenden 
Geſammtbetrage berfelben abzumefien, auch bie Strafe ganz und unge: 
theilt fo zu verwenden iſt, wie es in ben Faͤllen gefchiehet, wo ein 
Zuſchlag für Bezirks⸗ und Gemeineausgaben nicht erhoben wird. b 
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Urkundlich unter Unſerer Mleyhöchfteigenhändigen Unterfchrift und bei⸗ 
gebrachten Königlichen Infiegel. Gegeben Berlin, den 27ften Januar 1828, 


(LS) Zriedrich Wilhelm, 
Carl, Herzog von Medlenburg. n 
v. Schuckmann. Graf v. Dandelman v. Motz. 
| . Beglaubige: Briefe. 


(No. 1127.) Miniſterial-Erklaͤrung wegen Verlängerung ber, Konvention vom 23ften Juni 
12821., dad Reviſionsverfahren auf def Me betreffend, auf einen ferneren 
D Zeitraum von ſechs Jahren. Vom 2ten Februar 1828. 


a bie zwiſchen Ihren Majeſtaͤten den Koͤnigen von Preußen, Sachſen, Groß⸗ 
‚ Britannien und Irland ale König von Hannover, und Danemarf, imgleichen 
Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Mesklenburg- Schwerin unter 
dem 23ften Suni 1821. abgefchloffene Konvention, wegen des Revifiond- Verfah- - 
rend auf der Elbe, mit dem letzten Dezeinber des vergangenen Jahres abgelaufen 
ift, «die Regierungen von Sachfen, Hannover, Dänemark und Meclenburg- 
Schwerin aber, nach der von. ihnen über die Zwectmäßigfeit diefer Konvention 
bisher gemachten Grfahrung, in dem Wunſche übereingefommen find, daß die Dauer 
derfelben, dem in ihrem Artikel 8. auegefprochenen orbehalte gemäß, verlängert 
werde, und von Seiten der Preußifchen Regierung dem desfalligen Vorfchlage beige: 
ſtimmt worden ift: fo wird, in Folge der hierüber Statt gefundenen Pereinbarung, 
son Seiten der Königlich- Preußifchen Regierung in Beziehung auf die ihr desha 
ugefommenen gleichlautenden Zuficherungen ber übrigen betheiligten Regierungen, 
hierdurch insbefondere der Koͤniglich-Saͤchſiſchen Regierung die Erflärung gegeben: 
daß Preußischer Seits Die gedachte Konvention vom 2djften Juni 1821. m allen 
ihren Beſtimmungen als noch auf anderweitige ſechs Jahre, mithin bie zum 
Ziften Dezember 1833. verlängert und in Kraft beftehend anerkannt werde. 
Berlin, den 2ten Februar 1828. | 


(L. 8.) | 


Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
| Graf v. Bernstorff. 


— 





Vorſtehende Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤber⸗ 
einſtimmende, von dem Koͤniglich-Saͤchſiſchen Kabinets-Miniſterio unter dem 
HAften Dezember v. 3. vollzogene, Crflärung ausgewechfelt worben ift, bierburch 
mit der Bemerkung zur Öffentlichen Kenntniß gebracht, daß ein Austaufch aͤhn⸗ 
licher Erflärungen auch mit ber Königliche Großbritannifch = Hanndverfchen, der 
Königlich  Dinifchen und der Großherzoglich⸗ Medienburg = Schwerinfchen Regie: 
rung Statt gefunden hat. Berlin, den dien Februar 1828, | 

Binifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
Graf v. Betnstorff. u 
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fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(No. 1128.) Miniſterial-Erklaͤrung vom 26ſten November 1827., über bie mit der Fuͤrſtlich⸗ 
Waldeckſchen Regierung getroffene Vereinbarung, bie Sicherftellung der Rechte 
| der Schriftfteller und Verleger in den beiderfeitigen Staaten wiber ben Buͤcher⸗ 

D Machdruck betreffend, 
as Königlich = Preußifhe Minifterium der auswärtigen Angelegenheites 
erflärt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Majeftät dem Könige ihm bazu 
ertheilten Ermächtigung: 
nachdem von ber Fürftlich- Waldedichen Regierung. die Zuficherung ertheilt 
- worden ift, Daß ‚vorläufig und bis ed nach dem Artikel 18. der deutfchen 
Bundesakte zu einem gemeinfamen Befchluffe zur Sicherftellung der Rechte. 
der Schriftfteller und Verleger kommen wird, in dem Fuͤrſtenthum Waldeck 
eine befondere Verordnung, welche ben Bücher -Nachdrud und deſſen Ver: 


*: .. breitung ausbrüdlich verbietet, erlaffen und biefe Verordnung zu Gunften 


der Verlagsartifel der Schriftfteller und Verleger der Königlichs Preußifchen 
" Monarchie ganz gleiche Anwendung finden folle; 

dag das Verbot wider den Bücher-Nachdrud, fo wie ſolches bereitd im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuge der inlandifchen Schrifte 
fieller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefeßen, 
befieht, auch auf die Schriftfteller und Verleger des Fuͤrſtenthums Waldeck 
Anwendung finden, mithin jeder Durch Nachdruc oder deſſen Verbreitung be⸗ 
gangene Frevel gegen legtere, nach denfelben gefeglichen Vorfchriften beurtheilt 
und geahndet werden folle, als handele es fich von beeinträchtigten Schrift⸗ 
ſtellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie ſelbſt. 

Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von der Fuͤrſtlich⸗Waldeckſchen Regierung vollzogene, Crflärung audgewechfelt 
worden feyn wird, durch Öffentliche Bekanntmachung in den bieffeitigen Staaten 

Kraft und Wirkfamfeit erhalten. Berlin, den 26ften November 1827. | 


(L. S.) 
Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 
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Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von ber Fuͤrſtlich⸗Waldeckſchen Regierung zu Arolſen unterm 8ten März 
d. J. vollgogene, Erklärung ausgewechfelt-worden ift, unter Bezugnahme auf 
die Allerhöchfte Kabinetdorder vom 16ten Auguft 1827. (Gefeß: Sammlung 
pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 18ten März 1828. 


Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 





(No. 1129,3 Minifterlal- Erflärung vom 18fen Januar 1828., hber bie mit ber Groß⸗ 
berzoglich -Eachfen = Weimarfchen Regierung getroffene Vereinbarung, bie 
Eicherfiellung ber Rechte ber Schriftſteller und Verleger in den beiderfeitigen 

D Staaten wider ben Buͤcher⸗ Nachdruck betreffen. 

as Koͤniglich⸗ Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
erklaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Koͤniglichen Majeſtaͤt ihm 
atheilten Ermaͤchtigung: 
nachdem die Großherzoglich⸗ Sachſen⸗Weimarſche Regierung die Zu⸗ 
ſicherung ertheilt hat, daß vorlaͤufig und bis es in Gemaͤßheit des 
Artikels 18. der deutſchen Bundesakte zu einem gemeinſamen Beſchluſſe 
zur Sicherſtellung der Rechte der Schriftſteller und Verleger wider 
den Bücher-Nachdrud fommen wird, jedem Preußifchen Unterthan, 
er fey Schriftfteller oder Verleger, der in dem Falle it, auf ein 
Privilegium wider den Buͤcher⸗Nachdruck bei der Großherzoglichs 
Sachfen- Weimarfchen Regierung anzutragen, ein ſolches Privilegium 
nach benfelben günftigen Rücfichten, wie es gefchehen würde, wenn 
der Nachfuchende ein Großherzoglich : Sachfen = Weimarfcher Unterthan 
wäre, in der Urt Eoftenfrei ertbeilt werden foll, Daß die Dauer des 
Privilegiums auf fünf und zwanzig Jahre und al& Strafe die Kon⸗ 
fiöfation der nachgedruckten Eremplare zum Beten des Privilegirten 
feitgefegt, Aberbies auch eine, bei jedem einzelnen Falle im Voraus 
zu beftimmende Entfchädigungs- Summe von dem lebertreter an den 
Privilegirten gezahlt werden foll; 


daß das Verbot wider ben Buͤcher⸗Nachdruck, fo wie folches bereits im ganzen 
Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Echuge ber inlaͤndiſchen Schrift= 
ſteller und Verleger, nach den in ben einzelnen Provinzen geltenden Gefegen 
beſteht, auch auf die Schriftfieller und Verleger bed Großherzogthums Sachen 
Weimar Anwendung finden, mithin ieder durch Buͤcher— Nachdruck oder deſſen 

Ver⸗ 
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Verbreitung begangene Frevel gegen letztere, nach denſelben geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften beurtheilt und geahndet werden ſolle, als handele es ſich von beein⸗ 
traͤchtigten Schriftſtellern und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 
Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Großherzoglich-⸗Sachſen-Weimarſchen Staatsminiſterio vollzogene, Er⸗ 
klaͤrung ausgewechſelt worden ſeyn wird, Durch oͤffentliche Bekanntmachung in 
den dieſſeitigen Staaten Kraft und Wirkfamfeit erhalten. 


Berlin, den 18ten Januar 1828. 
(L. 5.) 


Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. | 
v. Schönberg. | 


Vorftehende Erklärung wird, nachdem fie_gegen eine wefentlich überein . 
„ fimmende, von dem Großherzoglich » Sächfifchen Staatsminifterio zu Weimar 
"unterm iften Februar d. J. vollzogene, Erklärung ausgewechfelt worden iſt, 
unter Bezugnahme auf die Allerhöchfte Kabinetöorder von 16ten Auguft 1827. 
( Gefeßfammlung.pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur —* 
Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 15ten Februar 1828. 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnber g. 





(No. 4130.) Miniſterial Erklaͤrung vom 19ten Zebruar 1828., uͤber die mit dem Koͤnig⸗ 
reich Wuͤrtemberg getroffene Vereinbarung, die Sicherſtellung der Rechte 
der Schriftſteller und Verleger in den beiderſeitigen Staaten wiber den 
D | Bicher⸗Nachdruck betreffend. n 
as Königlich = Preußifhe Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 
erklärt hierdurch, in Gemäßpeit der von Seiner Königlichen Majeftät ihm ers 
theilten Ermächtigung: 
nachdem die Königlich = Wurtembergſche Regierung die Zuſicherung 
ertheilt hat, daß vorläufig und bis es in Gemaͤßheit des Artikels 18. 
der deutſchen Bundesakte zu einem gemeinſamen Beſchluſſe zur Sicher⸗ 
ſtellung der Rechte der Schriftſteller und Verleger wider den Buͤcher⸗ 
Rachdruct kommen wird, den Verlegern in den Koͤniglich⸗Preußiſchen 
Staaten, 
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Staaten, wenn fie bei der Königlich: Würtembergfchen Regierung um 
ein Privilegium wiber ben Nachdruck nachfuchen, ganz diefelbe günftige 


Behandlung, welche in einem folchen Falle die Königlich - Würtem- . 


bergichen Unterthanen genießen, zu Theil werden und das Privilegium 
namenflich ohne eine andere Gebühr, ald welche die leßteren, nach 
der im. Königreich Würtemberg beftehenden Geſetzgebung zu entrichten 
haben, ertheilt werben foll; 


daß das Verbot wider ben Buͤcher⸗Nachdruck, fo wie folches bereits im ganzen 
Bereiche Der Preußifchen Monarchie, zum Schuge der inländifchen Verleger, 
nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen befteht, auch auf bie 
- Verleger des Königreich Wuͤrtemberg Anwendung finden, mithin jeder Durch 
Buͤcher⸗Rachdruck oder deſſen Verbreitung gegen letztere begangene Frevel, nach 
denfelben gefeglichen Beftimmungen beurtheilt und geahndet werben folle, ala 
bandele es fich von beeinträchtigten Derlegern in der Preußischen Monarchie 
ſelbſt. 


Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Koͤniglich⸗Wuͤrtembergſchen Miniſterio vollzogene, Erklaͤrung ausge⸗ 
wechſelt worden ſeyn wird, durch oͤffentliche Bekanntmachung in den dieſſeitigen 
Staaten Kraft und Wirkſamrei erhalten. 


Berlin, den 19ten Februar 1828. 
(IL. S.) 


Koͤnigl. Preuß. Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 


Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Koͤniglich⸗ Wauͤrtembergfchen Miniſterio der auswärtigen Angelegen⸗ 
beiten unterm 27ften Februar d. 3. vollzogene, Erklaͤrung ausgewechſelt worden 
iſt, unter Bezugnahme auf die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 16ten Auguſt 1827. 
(Geſetzſammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur Öffentlichen 
Kenntniß ‚gebracht. 


Berlin, den 11ten März 1828. 


Minifterium Der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 
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Geſetz— Sammlung 


für die 


Koͤniglichen pteußifden Staaten 








(No. 4131.) Berorbnung, wegen Einfährung eined gleichen Wagens : und Schunen⸗ 
Geleiſes und gleicher Schlitten⸗ Kappen im Koͤnigreich Preußen. Vom 
21jten Juli 1827, 


We Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen X. xX. | 

Nachdem Unſere getreuen Stände bes Konigreichs Preußen bei ihrer 
erſten Zuſammenkunft auf Erlaſſung eines Geſetzes, wegen Einfuͤhrung gleicher 
Wagen- und Schlitten = Geleife, in dortiger Provinz allerunterthaͤnigſt an⸗ 
Hetragen, bei dem zweiten Landtage auch fich mit bem ihnen diesfalls vor- 
gelegten Entwurfe im Wefentlichen einverftanden erklärt haben; fo verordnen 
Wir, auf den Antrag Unſers Staatminiſterii, Folgendes: 

$. 1. Von der Zeit der Bekanntmachung dieſer Verordnung ab, ſollen 

ale neue Achſen an Kutſchen⸗, Poſt⸗, Fracht⸗, Bauer⸗ und allen andern 
Arten von Wagen bergeftalt angefertigt werben, Daß bie Breite Des. Wagen: 

Geleiſes von der Mitte der Felge bes einen, bis zur Mitte ber Belge bes 
anderen Rabes, vier Fuß vier Zoll Preußifch beträgt. 

u $. 2. Eben fo follen feme andere Schlitten verfertigt werben, als beren 

Kappen ober Schleifen, ohne die Kröpfung, eine Länge von fünf Fuß ſechs 

308l, und bie ein zwei Fuß neun Zoll breites Beleife haben. 

$. 3: Den Stellmachern und den fogenannten Schirrmachern auf dem 
Lande wird bei Drei Thaler Strafe unterfagt, eine Achfe oder einen Schlitten 
wider die Vorfchriften der $$. 1. und 2. einzurichten, und den Schmieden bei 
gleicher Strafe, folche mit Befchlag zu verfehen. 

Bei wiederholten Kontraventionen wisd bie Strafe verboppelt. 

F. 4. Nach dem Ablauf von ſechs Fahren, nach Beranntmachung 
biefer Verordnung, fol in Unfern Königreiche Preußen kein Wagen oder Schlitten 
gebraucht werden, ber nicht bie im $. 1. und 2. beftimmten Figenfchaften hat. 

$. 5. Sollten ſich jedoch wach Ablauf von ſechs Fahren, befonders in - 
den Niederungen, noch fo ſchmale, zur. Öffentlichen Benutzung beſtimmte Daͤmme 
und Wege befinden, daß der Gebrauch des vorbeſtimmten breiten Geleiſes nicht 
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anwendbar wäre; fo Uberlaffen Wir Unſern Regierungen, auf den Antrag ber 
Kreisftände, noch die nöthige Nachfrift, nach genauer Prüfung der Verhältniffe, 
zu ertheilen und dabei die nörhigen Modifikationen feftzufegen, um bie baldigfte 
Erreichung des allgemeinen Zwecks, mit der Berücfichtigung der befonderen 
Hrtsbebärfniffe, zu vereinigen. 

F $. 6. Wer ſich nach der im $. 4. und 5. beſtimmten Friſt eines Wagens 
ober Schlittend bedient, der bie im $. 1. und 2. beftimmte Einrichtung nicht 
bat, foll durch die Polizei» und Wegebeamten, fo wie durch bie Gensd’armerie, 
angehalten, zur nächfien Ortögerichtöbarkeit gebracht und in eine Geldſtrafe von 
einem bis fünf Thalern für den erften, und von zwei bis zehn Thalern 
für den zweiten unb bie folgenden Kontraventiondfälle genommen werben. Diefe 
Strafe, welche in die Armenkaſſe des Orts fließt, wo die Kontravention entdeckt 
und befiraft wird, trifft den Eigenthämer des Wagens oder Schlittens, foll 
jedoch von dem Reiſenden, mit Vorbehalt feines Regreſſes an den Eigenthuͤmer, 
erlegt werden. 

"Für eine und biefelbe Reife bis zum nächften Beftimmungsorte foll nur 
einmal Strafe ftatt finden, und ber Reiſende über deren Erlegung mit einer 
Befcheinigung verfeben werden. 

$. 7. Bon dem Gebrauche obiger Vorfchrift entfprechenber Magen und 
- Schlitten find allein ausgenommen: 

a) fämmtliches Militair⸗Fuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, welche Privat: 
Eigenthum einzelner Militairs ift; 
b) fremde Reifende oder Reiſende aus folchen Provinzen des Preußifchen 
. Staats, in welchen Feine oder eine andere Allgemeine Einrichtung der 
Magen und Schlitten vorgefchrieben ift. , 
$. 8. Die Poftbehörden follen nach ber im $. 4. beftimmten Frift feinen 
Reifenden aus dem Königreihe Preußen Poftpferde vor Wagen und Schlitten 
geben, welche die vorgefchriebene Einrichtung nicht haben. 

$. 9. Mir befehlen allen Polizei- und Gerichtöbehörben, fih nach 
Diefer Verordnung, welche fogleich und außerdem dreimal während des feche- 
jährigen Zeitraums durch die Intelligenz: und Amtöblätter bekannt gemacht 
werben foll, gebührend zu achten. 

Gegeben Berlin, den 2iften Juli 1827. 


(L.S) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Freiherr v. Altenflein. v. Shudmann. Graf v. Lottum. 


Graf v. Bernstorff. Graf v. Dandelman. 
Bär den Kriegsminiſter: v. Schüler. 





(Neo. 1432.) 


(No. 1132.) Minifterial- Erflärung vom Tten Februar 1828., uͤber bie mit der Herzoglich⸗ 
Sachfen= Meiningenfchen Regierung getroffene Vereinbarung ‚ bie Sichers 
ftellung ber Rechte der Schriftfteller und Berleger in ben beiberjeitigen 
Staaten wider ben Buͤcher-Nachdruck betreffend, 


Da Koͤniglich⸗ Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten 

erklaͤrt hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Koͤniglichen Majeſtaͤt ihm ertheilten 
Ermaͤchtigung: 

nachdem von der Herzoglich-Sachſen⸗ Meiningenfchen Regierung bie 

Zuficherung ertheilt worden ift, Daß vorläufig, und bis es in Gemaͤß⸗ 

“heit des Artifeld 18. der deutfchen Bundesakte zu einem gemeinfamen 

Befchluffe zur Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger 

"wider den Bücher: Nachdrud kommen wird, eine befondere Verord⸗ 

“nung, durch weldye der Bücher» Nachdruck und deſſen Verbreitung 

bei Strafe der Konfiskation und einer namhaften Geldbuße in dem 


Herzogthum Sachfen-Meiningen gänzlich verboten wird, erinffen werben . 


und diefe Verordnung in ganz gleicher Maaße auf vie Verlagsartikel 
der Schriftfteller und Verleger in den Königlich: Preußiſchen Staaten 
Anwendung finden ſoll, 
daß das Verbot wider den Buͤcher⸗ Nachdruck, ſo wie ſolches bereits im ganzeu 
Bereiche der Preußiſchen Monarchie zum Schutze der inlaͤndiſchen Schrift: 
fieller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefegen 
beficht, auch auf die Schriftfteller und Verleger des Herzogtums Sachfen= 
- Meiningen ganz gleiche Anwendung finden, mithin jeder Durch Buͤcher-Nachdruck 
oder deſſen Verbreitung gegen lehtere begangene Frevel nach denjelben gefeßlichen 
Vorfchriften beurtheilt und geahndet werden folle, als handele ed fich von 
beeinträchtigten E chrififtellern und Verlegern in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 
Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von der Herzoglich-Sachſen-Meiningenſchen Regierung vollzogene, Erklaͤrung 
ausgewechſelt worden ſeyn wird, durch oͤffentliche Bekanntmachung in den dies⸗ 
ſeitigen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 
Berlin, den 7ten Februar 1828. 


(L. 8.) 
Konigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen avhelezenheim. 
v. Schoͤnberg. 


Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine , übereinflimmenbe, 
von dem Herzoglich: Sächfifhen Geheimen Minifterio zu Meiningen unterm 
19ten Februar d. 3. volljogene, Erklaͤrung audgervechfet worden -ift, unter 

ö 2 Be: 
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me auf die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom A6ten Auguſt 1827. 


a Senmfing pro 1827. No. 17, Seite 123.), hierdurch zur Öffentlichen 
Kenntniß gebracht. Berlin, den 24ſten Mär, 1828. 


Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 








(No. 14133.) Verordnung, wegen ber nach dem Edikte vom 1ften Juli 1823. vorbehaltenen 
Beſtimmungen für das Königreich Preußen. Vom 17ten März 1828, 


Bi Jriedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


Preußen x. X. 
haben über bie einer befondern Verordnung vorbehaltenen nähern Feſtſetzungen 
einiger in Unferm Geſetze vom ſiſten Suli 1823., wegen Anordnung der Provin- 
zialſtaͤnde im Königreiche Preußen, enthaltenen Beflimmungen die gufachtlichen 
Vorſchlaͤge Unſerer getreuen Stände des erften und zweiten bortigen Provinzial 
Randtags vernommen und ertheilen nunmehr darüber die nachftebenden befonderen 
Vorſchriften: | 
Artikel I. 


Die Mitglieber eines jeden der drei Stände werben auf bie Beſandtheite 
des ſtaͤndiſchen Verbandes in folgender Art vertheilt. | 
A. Weftpreußen. 

1. Die Ritterſchaft. 


a) De larbrachüiche Kreis Berent .................... 1 Abgeordneter 
b) ⸗ ⸗ ⸗Carthaus ................. 1 ⸗ 
c) =® "= Danzig u. 
⸗ Siabe⸗ Kreis Danzig..... J 7 
4) »landraͤthliche Kreis Elbing, Marienburg, Stuhm 1 ⸗ 
e): = ⸗ ⸗Nenuſtadt.................. 1 ⸗ 
f) = ⸗ ⸗Stargardt ..... ........... 1 ⸗ 
8) ⸗ ⸗ ⸗Culm ..................... 1 ⸗ 
h) =: ⸗ ⸗Conitz ..................... 1 ⸗ 
i) = ⸗ ⸗Deutſch⸗Crone ............ 1 
k) ⸗ ⸗ = . Slatow, Schlochau........ 1 ⸗ 
) =: ⸗ ⸗Graudenz ................. 1 ⸗ 
m) ⸗ ⸗ Loͤbau, Strasburg .......... 2 ⸗ 
n) = ⸗ ⸗ESchwetz, Marienwerder..... 1 ⸗ 
in ſoweit der Kreis nicht zu 
Oſtpreußen gefchlagen worden. 
0) s 3 5 Thorn Snentoreoneennenren ne 1 2 


Zuſammen 15 Abgeordnete. 
2. Die 


—— | 89 nd 
a Die Stoabte. 


2 


a) Die Stadt Danzig . .... BER: acgendnen | 
b) = "eng BBB 2 ⸗ 
c Br Thorm.. Ken pmansaneeeen Leone oaor.e 1 ⸗ 
d) =  Graubenz.. eeknnnunnssnsesuusssssrnuuenn 1 ⸗ 
e) =: Eladte Marienwerder, Mariendurg, ulm. .... . 2 ⸗ 


Es waͤhlen zum erſten Male die Staͤdte 
WMarienwerder und Marienburg, zum zwei⸗ 
ten Male die Staͤdte Marienburg und Culm, 
zum dritten Male Culm und Marienwerder 
jede 4 Deputirten. | 
f) = Meinen Städte des Danziger Regierungs-Bezirks 1 ⸗ 
) = Städte auf dem rechten Weichſelufer des Marien⸗ 
werderſchen Regierungsbezirks .............. 1 ⸗ 
mit Ausſchluß der zu Oſtpreußen gefejlagenen 
Marienwerberfchen und Rofenbergfchen Kreife. 
h) Die Städte im weftlichen Theile des Marienwerderſchen 
Bezirfd mit Ausnahme der Kreife Schlohau und - \ 
Deutfch= Erone. .................................. ı 


i) Die Städte im Echlochau⸗ und Deutſch⸗ Croneſchen 
Kreiſe.. — *** 1 2 


2 
⸗ 


“ 


I u | 
vw u 
uw wu 


Zufammen 13 Abgeordnete. 
| 3. Die Landgemeinden, | 
a) Aus den Iandräthlichen Kreifen Elbing, Marienburg, 
Stuhm ............. 2 Abgeordnete 
b) = Danzig. Landkreis 4 
= Danzig Stadtfreil) 
co) = = Meuftadt, .Berent, 
Sarthaus, Stargard. 1 ⸗ 
d) = = ⸗ ⸗Dekeultſch⸗Crone, Flatow, 
| Schlochau, Eonif..... 1 ⸗ 
e) ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ Loͤbau Strasburg, 
| Thom, Graudenz... 1 ⸗ 
f) = = =... s (ulm, Schweh, Ma: 
| | riemmwerder...... un 1 ⸗ 
in ſoweit dieſer Kreis 
nicht zu Oſtpreußen ge⸗ 
ſchlagen iſt. 
Zuſammen 7 Abgeordnete. 
B. Oſt⸗ 
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B. Oſtpreußen und Litthauen. 


1) a. Die Ritterſchaft von Oſtpreußen. 

a) Der alte fänbifihe Kreis Schaaken................ 2 Abgeorönete 
b) = =: ⸗ Brandenburg: .......... 2 ⸗ 
)⸗ =: ⸗Raſtenburg................ 2 ⸗ 
d)⸗ = = ⸗Tapiau ............ ne 2 ⸗ 
e) . = ⸗ ⸗ ⸗ Mohrungen ........ une. 2 ⸗ 
. = s = Meidenburg .P.............. 2 
Bd) = > ⸗ ⸗Braunsberg ..... ...... ... 2 ⸗ 
h) = > ⸗ ⸗Heilsberg ............ ..... 2 ⸗ 
i) ⸗2 ⸗ =  Marienwerder....... ...... 2 ⸗ 


Zuſammen 18Abgeordnete. 
| 1) b. Die Ritterfhaft von Litthauen. 
a) Der landrätpliche Kreid Niederung, Ragnit, Tilfit, 
Heidekrug ................. 3 Abgeordnete 
mit Einſchluß der an den 
Regierungsbezirk Koͤnigsberg 
abgegebenen Guͤter des fruͤ⸗ 
hern Memelſchen Kreiſes. 


b) =. 2 - - Gtallupöhnen, Pillkallen, 
| Gumbinnen, Inſterburg, 
Darkehmen, Goldapp...... 5 B 
c) ⸗ ⸗ ⸗Oletzko, Lyck, Johannisburg. 2 ⸗ 
d) ⸗ ⸗ ⸗ Loͤben, Angerburg, Sensburg 2 ⸗ 


Zuſammen 12Abgeordnete. 
2) Die Städte, 


a) die Stadt Königdberg ............................... 2 Abgeordnete 
b) ⸗ ⸗Memel .......... ororeereeneenennnn nee ⸗ 
c)⸗2Braunsberg...P......... ................... ⸗ 
d) ⸗ ⸗Gumbinnen .PPPP..................... ..... 1 ⸗ 
e) = a: | | | 4 ⸗ 
f) = 2Inſterburg..........................2.... 1 ⸗ 


g) die Städte Granſee, Biſchofswerder, Freiſtadt, Rieſenburg, 
Roſenberg, Deutſch-Eylau, Saalfeld, Lieb⸗ 
muͤhl, Oſterode, Mohrungen, Preuß. Holland 1 ⸗ 
h) = = Gilgendburg, Soldau, Neidenburg, Willenberg, | 
| Drtelöburg, Hohenſtein, Paſſenheim, Allen- 
ftein, Wartenburg, Bifhofsburg, ........... 1 ⸗ 


Latus 10 Abgeordnete 
i) die 
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Transport 10 Abgeordnete 
i). bie Staͤdte rasanten, Frauenburg, Neiligenbeil, Kreuz⸗ 
burg, Zinten, Mehlſack, Wormditt, Liebſtadt 4 ⸗ 
k) = = Guttſtadt, Heilsberg, Seeburg, Bifchofftein, 
Köffel, Bartenftein, Zandöberg............ 1 ⸗ 
1) = -Pillau, Fiſchhauſen, Labiau, Tapiau, Wehlau, 
Preuß. Eylau, Domnau, Friedland, Schip⸗ 
penbeil, Gerdauen, Allenburg............... 1 ⸗ 
m) = - Sohannisburg, Biala, Sensburg, Nikolaiten, 
Arne, Raftenburg, Rhein, Barten, Lyck, 
Drengfurth ............................... 1 ⸗ 
n) = Aungerburg, Nordenburg, Goldapp, Darkehmen, 
Stallupoͤhnen, Pillkallen, Schirwindt, Ragnit, 
Oletzko, Loͤtzen Doreen rennen nen ern ee 1 ⸗ 


Zuſammen 15 Abgeordnete. 


3) a. Die Landgemeinden von Ofipreußen. 


a) der alte ftändifche Kreis Schaaken.................... 1 Abgeorbneter 

b)= =: ⸗ = Brandenburg .PPP........... 1 =... 
co): % ⸗ ⸗Raſtenburg .PPP............. 4 ⸗ 
d): = ⸗ Tapiau..................... 1 ⸗ 
e)⸗⸗ ⸗ -Mohrungen ................4 ⸗ 
f) = = ⸗ ⸗Neidenburg................ ‚1 s 
g)=- > ⸗ ⸗Braunsberg................. 1 ⸗ 
h)=: =: ⸗ ⸗Heilsberg ................. 4 ⸗ 
i) = > ⸗ ⸗Marienwerder ............... 1 ⸗ 


Zuſammen 9 Abgeordnete. 


3) b. Die Landgemeinden von Litthauen. 
a) der landraͤthliche Kreis Memel (Oſtpreußiſch), Heidekrug, 


Tilſit .......................... Abgeordneter 
b) = ⸗ - Niederung, Ragnit............ 1 . 
c) : : = Pillfallen, Stallupöhnen, Goldapp 1 = 
d) : ⸗ ⸗Gumbinnen, Inſterburg, Dar⸗ 
| kehmen .......... ......... nor. 1 ⸗ 
e) —⸗ ⸗ ⸗Angerburg, Loͤtzen, Sensburg... 1⸗ 
f) = ⸗ ⸗Oletzko, Lyck, Johannisburg..... A: 


Zufammen 6 Abgeordnete. 
Ä In 


- 
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Ä In jebom der oben Bezeichneten Wahlbezirfe, aus welchem nur ein Ab⸗ 
geordneter gewäßlt wird, follen, Damit die Zahl der Landtagsmitglieder immer 
vollftändig bleibe, zwei Stelluertreter gewählt werden, welche nach Stimmen: 
mehrheit eintreten. In gleicher Art treten die Stellvertreter aus denjenigen 
Bezirken ein, aus welchen mehrere Abgeorbnete zu erwählen find, daher Die 
Stellvertreter nicht für den einen oder andern Abgeoroneten, fondern für den 
ganzen Bezirk ernannt werben follen.. 


Artikel IE 


Damit dad Recht zur Wahl und Wählbarkeit in der Mitterſchaft voll⸗ 
ſtaͤndig feſtgeſtellt werde, haben die Landraͤthe, mit Zuziehung der ritterſchaftlichen 
Kreisſtaͤnde, eine Matrikel von ſaͤmmtlichen im Kreiſe belegenen, die Beſitzer | 
nach $. 7. des Geſetzes vom Aflen Juli 1823. zum Erſcheinen in dieſem Stande‘ 
befähigenden Ritter-, Cöllmifchen- und. anderen Gütern anzufertigen. Dieſe 
Matriteln find durch Unſern Kommiſſarius dem Staatsminifterio und von 
dDiefem Uns zur Vollziehung vorzulegen. 

In diefe Matrikel find Fünftig diejenigen Güter nachzutragen, welchen 
Mir die Qualität ald Rittergut oder die Gerechtfame, zur Theilnahme am 
Stande der Ritterfchaft zu qualifiziren, beifegen werden. Die Rittergutsqualität 
werden Wir aber nur denjenigen Gütern beilegen, welche als vollftändiges 
Eigenthum befeffen werben, über welche einem andern Dominio Die Oberherr⸗ 
lichkeit nicht zufteht und- mit deren Befiße die Gerichtöbarkeit mindeftend über 
Die auf den dazu gehörenden Grundftücen wohnenden Nicht: Erimirten zuftebt. 


Artikel IT. 


Der Werth, den ftadtifcher Grundbefiß und Gewerbe zufammen genommen 
baben follen, um die Wählbarkeit zum ftädtifchen Landtagsabgeordneten zu be⸗ 
gruͤnden, wird 

1) in den Städten, welche, mit Ausſchluß des Militairs 10,000 Einwohner 
und Darüber haben, auf 8,000 Rthlr., 
2) in den Städten von 3,500 bis 10,000 Einwohnern ohne Militair auf 
4,000 Rthlr., 
3) in den Stäbten unter 3,300 Einwohnern auf 2,000 Rthlr., 
hiermit feſtgeſetzt. 

Der Werth des Gewerbes wird nach dem Betrage des in demſelben 
ſteckenden Betriebskapitals berechnet. 

Zu den ſtaͤdtiſchen Gewerben gehoͤrt weder die Heilkunde noch die Praxis 
der Juſtizkommiſſarien. 

Der Betrieb des Ackerbaues auf ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken iſt fuͤr ein ſtaͤdti⸗ 
ſches Gewerbe zu achten. Die auf ſtädtiſcher Feldmark wohnenden Grund⸗ 

Bo 
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Beſitzer, werden den ſtͤdtiſchen gleichgeſtellt. Auch ſollen ſtaͤdtiſche Grundbeſitzer, die 

zum mindeſten 10 Jahre lang ein ſtaͤdtiſches Gewerbe betrieben, von demfelben 

aber ſich zuruͤckgezogen haben, sn wre Gewerbtreibenden, wählbar feyn.. 
rtifel IV. 

Im Stande der Landgemeinden muß der Grunbbefiß, um in dieſem 
Etande zur Waͤhlbarkeit zu befähigen, mindeftens enthalten, eine und eine halbe 
Coͤllmiſche Hufe auf der Höhe, und eine Hufe in der Niederung, | 

Zu denjenigen Befigern, welche nach $. 2. III. des Geſetzes vom Aften: 
Juli 1823. in diefem Stande zu erſcheinen berechtigt ſ ſi nd, gebdren auch die 
Erbpaͤchter. | 
Artikel V. 


Der Berluft ber Eigenfchaft eines Ritterguts tritt wegen Verminderung. 
der Sabſtanz alsdann ein, wenn in folge freiwilliger Parzellirung der Ertrag 
eines Guts die Summe von Fuͤnfhundert Thalern jährlich, nach revidister lands 
fehaftlicher Tare, nicht mehr erreicht. Wir behalten Uns jedoch vor, nach Ver⸗ 
lauf von ſechs Jahren, hieruͤber anderweite Beſtimmung zu treffen. 

Artikel VL 

Bei den Wahlen der ritterfchaftlichen Landtags abgeordneten berechtigt 
der Beſitz mehrerer, in demlelben Wablbezirk gaegener Guͤter, zu nicht mehr 
als einer Stimme. 

Artikel VIL 

Zur Wahl der ———— der kollektiv waͤhlenden Staͤdte, 
ernennt eine jede Stadt unter 150 Feuerſtellen uͤberhaupt einen und die großen 
Staͤdte auf jedwede 150 Feuerſtellen einen Waͤhler. 

Artikel VIII. 

Wegen Bildung der Diſtrikte fuͤr die Wahl der Bezirkswaͤhler durch die 
Ortswaͤhler, haben die Landraͤthe fuͤr einen jeden Kreis die erforderlichen Feſt⸗ 
fegungen, unter Zuziehung der Kreisſtaͤnde, zu treffen. 

Artikel IX. 

Dei den Waplhandlungen follen die Vorſchriften der Staͤdteord 
$. 93. u. ff. analog in Anwendung gebracht werben, bergefialt, daß in der 
MWahlverfammlung jeder Wähler einen Kandidaten vorzufchlagen berechtigt feyn 
und burch Ballotemenf über die Kandidaten bie Wahl ber Abgeorbneten volls 
zogen werden fol. 

Bei eintretender Stimmengleichheit entfcheidet bie, $. 26. bes Gefehes 
vom Aften Juli 1823., enthaltene Vorſchrift. 

Artifel X. 
Wenn ein Stellvertreter einmal einberufen iſt, o verbleibt berfelbe anch 
itglied des Landtags fuͤr die ganze Dauer deſſelben und der Abgeordnete 
en in die Stellung des Stellvertreserd über, oe . 
—88 1828. (ad No. 5, — 1133 — 1136.) G Art. XI. 
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Artikel XI. 
Bei Wahlen, bei welchen mehrere landräthliche Kreife betheiligt find, 
gebührt. dem älteften, der mit einem Rittergute im Kreiſe angeſeſſenen Land⸗ 
— die Leitung. 
Artikel XII. 
„Die Landtags⸗Abgeordneten erhalten für die Zeit der Anweſenheit beim 
Landtage und für die Reife von ihrem Wohnorte dahin und zuruͤck ein Jeder Drei‘ 
Thaler Diäten, und an Reifefoften Einen Thaler 20 Sgr. für jebe Meile der 
Hin⸗ und Ruͤckreiſe. Dieſe Koſten hat jeder Stand für ſeine Abgeordneten 
in ſich aufzubringen. In gleicher Maaße ſollen auch die allgemeinen Koſten 
des Landtags, nach Verhaͤltniß der Abgeordneten, auf die verſchiedenen Staͤnde 
repartirt werden. 

Unfer Landtags⸗Kommiſſarius hat für die Vertheilung und Einziehung 
ber biernach von den einzelnen Gütern und Gemeinden zu zahlenden Beiträge 
bergeftalt zu forgen, daß bie erforderliche Summe beim Anfange bes Lands 
tages vorhanden und ein Vorſchuß aus Staatskaffen nicht nöthig fy. - 

Urkundlich unter Unferer Döchtteigenhänbigen Unterſchrift und Beibridung 
Unfers großen Königlichen Inſiegels. 

Gegeben zu Berlin, am 17ten März 1828. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
| Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Freiherr v. Altenftein. v. Shudmann. Graf v. Rottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Halte Grafv. Dandelman. v. Moß. 


— 





(No. 1134.) Kreisordnung für das Königreich Preußen, Vom 17ten März 1828, 


Bir Sriedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen xX. 10. 

| atheilen wegen Einrichtung ber. Kreißtage in Unſerm Koͤnigreiche Preußen im 

Gemaͤßheit des $. 58. Unſeres Gefeges vom Aften Juli 1823., nachdem Wir 

zuvor die Morfchläge Unſerer bortigen getreuen Provinzialftände vernommen 

haben, folgende Vorfchriften: 

41. Die Kreisverfammlangen haben ben Zweck, bie Kreisverwaltung 
des Landraths in Kommunalangelegenheiten zu begleiten und zu unterſtuͤtzen. 
Diefe Berwaltung innerhalb der beftehenden Gefeggebung, macht den Segen 
ftand ihrer Berathungen und Beſchluͤſſe aus. 

$. 2. 


92. Die beftehenden landraͤthlichen Kreiſe bilden die Bezirke ber 


Kreiöflände, 
$. 3. Die Kreiöftände vertreten bie Kreiöforporation in allen, den gan: 
zen Kreis betreffenden Kommunalangelegenheiten, ohne Ruͤckſprache mit den 
einzelnen Kommunen oder Individuen. Sie haben Namens berfelben verbins 
Sende Erflärungen abzugeben. Eie haben Staatspräftationen, welche Kreis⸗ 
weife aufzubringen find und Deren Aufbringung durch das Geſetz nicht auf eine 
beftimmte. Art norgefchrieben ift, zu repartiren. 

Bei allen Abgaben, Seiftungen und Naturaldienften zu den Kreisbedürf— 
niſſen, ſollen ſie zuvor mit ihrem Gutachten gehoͤrt werden, auch von allen 
Geldern, welche dahin verwendet, ſollen ihnen die Rechnungen jaͤhrlich zur Ab⸗ 
nahme vorgelegt werden, und wo eine ſtaͤndiſche Verwaltung ber Kreiſs⸗Kom⸗ 
munalangelegenheiten ftatt findet, verbleibt den Kreisſtaͤnden das Recht, bie 
Beamten bazu zu wählen. 

. $. 4. Die freisftändifche Verſammlung befteht;: 

A) aus den Rittergutöbefikern des Kreifes und den nach dem Geſetze vom 
iften Juli 1823. $. 7. 2. mit dem Stande der Ritterſchaft auf dem 
Provinziallandtage vertretenen Grundeigenthuͤmern, und zwar 

a) aus allen qualifizirten Beſitzern eines in die Matrikel aufzunehmenden 

Gutes perſoͤnlich; 

b) aus den nicht qualifizirten Beſitzern durch Vertretung; 

B) aus Deputirten der Städte. 

Su: diefen erwählen 

a) die mit. Virilſtimmen verfehenen Städte boppelf fo viel abgeorduete, als 
ſie zum Provinziallandtage abſenden; 

D) jede zu einer Alternativ: oder Kollektivſtimme gehoͤrige Stadt einen Ab⸗ 
geordneten. 

C) aus den Repraͤſentanten der Landgemeinden, und zwar 

1) aus den perſoͤnlich erfcheinenden Befigern folcher Coͤllmiſchen Güter, 
welche mehr als ſechs Coͤllmiſche Hufen enthalten, jedoch nicht zum 
Erſcheinen in der Ritterſchaft qualifiziren; 

2) aus drei Deputirten der nicht zum Collmerſtande gehörigen ober 
Kleine Coͤllmerguͤter befigenden Deitglieder der Landgemeinden. 

| $. 5. Vertretungen find den unter 4. A. bezeichneten Outsbefigern ge- 

ftattet und zwar: 
a) unmuͤndigen Gutöbefigern durch ihren Vater oder Bormund, und 
b) Ehefrauen durch ihre Ehegatten; 
c) unverheiratheten Befigerinnen; 
d) allen qualifizirten Beſitzern, infofern fie behindert find, perſoͤnlich zu er⸗ 


ſcheinen. 
G 2 Die 
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Die Vertreter muͤſſen jederzeit ſelbſt zu dieſem Stande gehoͤren und die 
Bedingungen des F. 6. ihnen nicht entgegen ſtehen. Auch iſt es geſtattet, 
einen andern beim Kreistage erſcheinenden Gutsbeſitzer zu Abgabe der Stimme 
beſonders zu bevollmaͤchtigen. 

Wir wollen auch der ganzen Ritterſchaft des Kreiſes geſtatten, ſich, wenn 
die Mehrheit derſelben es wuͤnſcht, durch eine aus ihrer Mitte zu erwaͤblende 
Deputation auf den Kreistagen vertreten zu laſſen. 

$. 6. Zur perfönlichen Aushbung des Stimmrechts auf den Kreistagen 
iſt bei allen Ständen und geſtatteten Vertretern erforberlich: 

a) die Gemeinfchaft mit einer der chriftlichen Kirchen; 
b) die Vollendung des 24ſten Lebensjahres; 
c) unbefcholtener Ruf. 

Mo diefer Ruf von der Verſannnlung beſtritten wird, ift auf ben Bericht 
Des Oberpräfidenten von Unferm Staatsminifterium zu entfcheiden. 

$. 7. Rittergutöbefiger, geiflliche oder milde Stiftungen, fo wie Städte, 
welche mehr ald ein Rittergut im Kreife befi igen, fi fi nd jederzeit nur zur Führung 
einer Stimme berechtigt. 

$. 8. Städte, welche als folche Die Berechtigung haben, auf dem Kreis⸗ 
tage Dusch einen Abgeordneten zu ericheinen, und fich im Beſitz eined Ritterguts 
befinden, find ebenfalld nur zur Fuͤhrung einer Stimme berechtigt. 

Wenn ſie aber noch in einem andern Kreiſe Ritterguͤter beſitzen, beſchicken 
ſie auch die dortigen ſtaͤndiſchen Verſammlungen. 

$. 9. Die ſtaͤdtiſchen ge neien zu den Kreietagen muͤſſen aus jetigen 
oder ehemaligen Mitgliedern des Magiſtrats oder der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung gewaͤhlt werden. 

$. 10. Die Abgeordneten ber Landgemeinden können nur aus Mitglies 
bern bed Cöllmerftandes oder aus wirklich im Dienfie-heipblichen Schulzen 
ober Dorfrichtern gewählt werben, welche wenigſtens das zur Qualififation eines 
- bäuerlichen Abgeordneten zum Provinzialstandtage erforderliche Grundeigens 
thum befißen. Ä 

$. 11. Für einen jeden Abgeordneten bed 2ten und Iten Standes wirb 
ein Stellvertreter gewählt, welcher gleichfalls bie SS. 6., 9. und 10, beftimmten 
Eigenſchaften haben muß, ⸗ 

$. 12. In den Staͤdten erwaͤhlt ber Magiſtrat ben Kreisabgeordneten. 

$. 13. Bei der Wahl der drei Abgeordneten und Stellvertreter ber 
Landgemeinden, wird wie bei der Wahl ber Bezirkswaͤhler verfahren. Ein 
jeder Landrath hat Behufs dieſer Wahlen ſeinen Kreis in drei Bezirke einzu⸗ 
theilen, in deren jedem ein Deputirter und ein Stellvertreter zu wählen iſt. 
$. 14. Die Wahlen‘ der Landgemeinden fiehen unter Aufficht Des 
Landraths. J 
$. 15. 
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H. 45. Die Wahl der Deputirten der Staͤdte und Landgemeinden erfolgt 
auf ſechs Jahre, dergeſtalt, daß von Drei zu brei Jahren Die Hälfte das erfte 
Mal nach dem Looſe ausſcheidet. 

$. 16. Der Landratb, oder wehn berfelbe bebinbert if, der ditefte 
Kreisdeputirte, beruft‘ Die Stänbe zum Kreistage , fuͤhrt daſelbſt, wenn Rechte 
von Familien⸗- oder geiſtlichen Stiftungen nicht eine entgegen ſtehende Dbfervanz 
begründen, den Vorſitz, leitet Die Gefchdfte mb ift verpflichtet, die Ordnung in 
den Berathungen zu erhalten. Wenn feine Erinnerungen fein Gehör finden, 
iſt er befugt, die. ordnungsftörenden: Mitglieder von ber Berfammlung auszu⸗ 
ſchließen, jedoch hat er darüber fofort an ben Oberpraſidenten der Provinz zur 
weiteren Verfuͤgung zu berichten. 

$. 17. Der Landrath iſt verpflichtet, altiährlich wenigfiend einen Kreistag 
anzuregen; außerdem aber iſt er hierzu berechtigt, fo oft ald er ed den Bebürfniffen 
der Gefchäfte für angemeffen bälf, . Er hat ber ihm vorgeſetzten Regierung von 
einem jeden anzuſetzenden Kreistage nzeige zu machen. 

-$.18. Solange Kommungalgegenſtände früherer Kreisverbaͤnde abzuwiceln 
find, iſt die Vereinigung mehrerer Kreiſe, ober Der Theile verfchiedener Kreiſe, 
zu biefem Zwecke geftatte. Gegenſtaͤnde, welche nur eine Klaſſe der Stände 
treffen, koͤnnen auf befondern Konventen biefer Stände verhandelt werben. 

$. 19. Die Stände verhandeln auf dem Kreistage gemeinfchaftlich. 
Die Befchläffe werden nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Der Landrath 
bat als folcher Feine Stimme. Cr flimmt mit, wenn er zugleich Kreisftand 
iit, kann jedoch auch ohne Stimme den Vorſizz führen. Ä 

Dei gleichen Stimmen entfcheibet die Stimme des Vorfikenden, und 
wenn berfelbe nicht ftimmfähig ift, die Stimme des älteften Streisbeputirten. 
Er hat der ihm vorgefegten Regierung diejenigen Kreistagsbefchläfle zur 
Beftatigung vorzulegen, durch welche neue Verwaltungsnormen feſtgeſetzt und 
den Kreiseinſaſſen neue Berbindlichfeiten aufgelegt werben follen. Die inner- 
balb der fefigefeßten Grundfäge wegen Fortführung der laufenden Verwaltung 
gefaßten Befchläffe, bedürfen der Beflätigung der Regierung nicht. Der Landrath 
hat pflichtmäßig zu ermeflen, in welchen Bällen er nach biefen Grundfägen vor 
der Ausführung der Beftätigung der Regierung bedürfe,. oder ohne Diefelbe zur 
Ausführung fcpreiten Eönne, 

$. 20. ‚Findet ein ganzer Stand durch einen Kreistagsbeſchluß in ſeinen 
Oputexeffen ſich verletzt, fo ſteht ihm, mittelſt Einreichung eines Separat⸗Voti, 
ber Rekurs an bitjenige Behoͤrde zu, von welcher die betreffende Angelegenheit 
reſſortirt. 

Bei Zuſammenberufung der Kreisſtaͤnde hat der kardratt in der Kurrende 
die zu verhandelnden. Gegenſlaͤnde anzugeben. di 
| ie 
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Diie Erſcheinenden find dann befugt, einen Beſchluß zu faſſen, und 
durch ſolchen die Außenbleibenden wie die Abweſenden zu verbinden. 

$. 21. Der Landrath fuͤhrt die Beſchluͤſſe der Kreisſtaͤnde aus, inſofern 
die Regierung nicht eine andere Behörde mit der Ausführung ausdruͤcklich 
beauftragt, oder die Sache als fländifche Rommunalangelegenheit nicht beſonders 
gewählten Beamten übertragen ifl. 
822. Der Oberpräfident ber Provinz bat die zu bem Zufammentrift 
der Kıeiöftände nach vorfiehenden Vorſchriften erforderlichen Verfügungen 
ungeſaͤumt zu veranlaffen, und hören mit deren Mirkfamfeit bie durch das 
"Bensd’armerie- Ebift vom 30ften Juli 1812. angeorbneten Areiöverwaltungen 
ba, wo fie eingeführt worden, auf. 

Gegeben Berlin, den 17ten März 1828. 


(LS) Friedrich Wilhelm. 
Ä Friedrich Wilhelm, ‚Kronprinz. 
Freiherr v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v, Hake. Graf v. Danckelman. v. Rot. 





(No, 118). Geſetz, wegen der in den zum vormaligen Großherzogthume Berg gehörig 
geweſenen Lanbeötheilen, vor Einfhhrung der franzäjifchen Geſetze, beſtan⸗ 
denen Fidei⸗Kommiſſe. Vom 2ſten März 1828. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen u. x. 


Ä Da noch fortwährend Zweifel Darüber beftehen, ob bie zur Zeit der Einfuͤh⸗ 
rung des franzoͤſiſchen Zivilgeſetzbuches in denjenigen Landestheilen, welche bei Auf⸗ 
loͤſung der fremden Herrſchaft zum Großherzogthume Berg gehört haben, vorhanden 
eweienen Fideikommiſſe —* Diele Geſetzbuch ihre Gültigkeit verloren haben, und 
Bi onders daraus Irrungen und Verlegenheiten bei der Einrichtung des Hypotheken⸗ 
weſens entftanden find; fo haben Wir, um dieſe Ungewißheit des Rechts und bes 
Befisftandes zu heben, Une veranlaßt gefehen, nach Erfordertem Gutachten Unſeres 
Staatsraths, für Die vorgebadten Sande estbeile Folgendes zu verorbnen: 
$. 1. Dad in dem franzöfifchen Zivil eieebuß enthaltene Verbot der Sub⸗ 
ſtitutionen, foll ald eine Aufhebung Der in den obgebachten Landestheilen früher 
beſtandenen Fideikommiſſe nicht betrachtet werben. Es ſollen vielmehr diefe Fidei⸗ 
kommiſſe fernerhin fortbeftehen, und Die Erbfolge darin fo ftatt finden, wie fig. vor 
Einführung der fremden Gefeße beftand. 
$.2. Es follen jedoch alle Deräußerungen und andere Dispofitionen, welche 
feit Einführung des franzöfifchen Zivilgeſetzbuchs bis zur Verkündung des g 
wärtigen Geſetzes Aber die toi von Den Befigern berfelben getroffen feyn 
möchten, 


möchten, auf ben Grund der Kibeifommiß- Eigenſchaft weder angefochten werben, 
noch zu „Entfehäbigungs + s Anfprüchen- gegen bie Urheber folcher Dispofitionen 


berechti 

=. In foweit dieſe Fideikommiſſe aber aus Grundſtuͤcken beftehen, find 
die Anwarter verpflichtet, ihre Anfprüche daran binnen Jahresfriſt, vom Tage der 
Verkuͤndung bes gegenwärtigen Geſetzes an gerechnet, bei der Hypotheken⸗Behoͤrde 
anzumelben. Erfolgt bis zu Ablauf diefer praͤkluſiviſchen Friſt Feine Anmeldung 
diefer Art, fo geht das Fideikommiß in das freie Eigenthum des Befigers Über, 
und Die vn mm Behörden find gehalten, die über den Fideikommiß⸗Verband 
era —* mtswegen gemachten Eintragungen von Amtöwegen und Eoftenfrei 


zu | 
a ekumbiih unter Unferer Aller enhändigen Unt und beige⸗ 
bructen Rönielkhen Sneak höchfteig erfchrift g 
| Gegeben Berlin, ben 23ften März 1828, Ä 
(L.S) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog von Mecklenburg. 
Graf v. Danckelman. 
Beglaubigt: örief e. 





(No. 1136.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29ſten März 1828., die Steuer vom 
N inlaͤndiſchen Tabak betreffend. 
a 


ch dem Antrãge des Staatsminiſteriums vom 17ten d. M. ſetze Ich zur Er⸗ 
leichterung des inländifchen Tabaksbaues, mit Aufhebung aller im Steuergeſetz und 
in der Steuerordnung vom Sten Februar 1819., fo wie in Meiner Order vom 
Ofen Januar 1822., Aber die Verfteuerung des a und Die Erhebungöfontrolen 
enthaltenen Beftimmum en, hierdurch Folgendes 
1) Die Steuer vom Inländifchen — 2* ſoll — nach der Groͤße der alljaͤhrlich 
mit Tabak bepflanzten Grundfläche, in vier Abſtufungen, entrichtet werben. 
9) ©ie foll von je ſechs Quadratruthen Preußifch (einem > Dreißigtheil Morgen) 


mit Tabak bepflangten Bodens, 
der erſten Klaffe 6 Silbergroſchen, 
s s weiten = 
s = dritten = j ⸗ 
= = vierten ⸗3 2 
jährlich betragen. 


. 3) -Rach welchem biefer Saͤtze bie Steuer in jedem Kreiſe gleihförmig zit enfrich- 
ten ift, foll- auf erftattetes Gutachten des Ober: Präfidenten der Provinz, 
nach deſſen näherer Berathung mit den R Kegierum en und dem Provinzialftenere 
Direktor, Durch den Smanpminier, im erftänbnig mit dem Minifter des 

Innern, zeitweife feftgefeßf werben. 

H Wo die "Buobratruthenza l der Gefammtfläche, von welcher Die Steuer erho⸗ 
ben wird, durch ſechs nicht theilbar ift, bleibt Daß unter 6 Ruthen befragende 
Maaß. bei der Steuer unberuͤckfichtigt. 

| 5) Der 
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5) Der Inhaber einer mit Tabak bepflanzten Grundflaͤche von 6 und mehr Qua⸗ 
dratruthen iſt verbunden, vor Ablauf des Monats Juli, der Steuerbehoͤrde 
die bepflanzten Grundſtuͤcke einzeln nach ihrer Lage und Groͤße in Morgen 
und Quadra en Preußiſch, genau und wahrhaft „, ſchriftlich oder auch 
mündlich anzugeben, ımd erhält daruͤber von derfelben eine Befcheinigung. 

6) Die Steuerbehörbe prüft biefe Angaben auf dem einfachften und zuwerläffigs 
ſien Wege, ohne daß dadurch jedoch dem Tabaföpflanzer befondere Wermefe 
fingskoften verurfacht werben Dürfen. Die Gemeindebeamten find verpflich- 
tet, fie bei Diefer Prüfung zu.unterftäßen. In 

7) Wer eine mit Tabak bepflangte Bobenfläche unrichtig angiebt, oder ganz vers 

ſchweigt, macht fich einer Steuerdefraudation fehuldig, und wird na den 
Beſtimmungen der Steuerordnumg vom Sten Februar 1819. 99. 60. u. f. be: 
ftraft, fobald das verfchwiegene Flaͤchenmaaß über den zwanzigften Theil Des 
ganzen mit Tabak bepflanzten Bodens, und 6 Duadratruthen oder mehr bee 
trägt. Iſt der Unterkchied zwifchen der Angabe und dem Befunde geringer, 
fo wird Die gefegliche Steuer ohne weitere Strafe nacherhoben. | 

8) Der Eigenthümer, Pächter oder andere Inhaber eined mit Tabak bepflanzten 
Brundffhch, haftet für den vollen Betrag der Steuer, auch wenn er den 

Tabak gegen einen beftimmten Antheil, oder unter fonftigen Bedingungen, 
durch einen andern hat anpflanzen und behandeln laffen. Ä 

9, Nach gefchehener Prüfung der Angaben, wird dem. Tabafspflanzer die zu 
entrichtende Steuer berechnet und bekannt gemacht. Die Zahlung muß erfol« 

en, fobald der Steuerfchuldner die Hälfte feines Erndtegewinns in andere 
| aͤnde bringt, oder, wenn eine Deräußerung bes Tabaks nicht früher ſtatt 
efunden hat, zu Ende Julius des nach Der Erndte folgenden Jahres. 

10) Cine Bonifilation auf Die Steuer für den ind Ausland verfauften Tabak 
findet nicht Statt. Treten Dagegen gänzlicher Mißwachs oder andere Unfälle 
ein, bie außerhalb des gen nliyen Witterungswechfels liegen und Die 
Erndte ganz oder zum größten ‘Theil verderben, fo foll die Steuer nach dem 
Umfange des Schadens erlaffen werden fönnen, Ueber die Bedingungen und 
das Verfahren bei Diefer Remiſſion bleibt Ihnen, dem Finanzmintfter, übers 
laffen, das Nähere anzuordnen und bekannt zu machen. 

41) Die Steuer für Die Tabakserndte des Jahres 1827. wird nach den bisherigen 
gefeglichen Beflimmungen erhoben. Firationdverträge, foweit fie fich über 
ee Ermbten er ehe Im infofern. neltehen, ale Die en 
pflichtigen Deren Aufhebung, welche ihnen freigeftellt wird, bis zum Monat 
Juni 1828, nicht nachfuchen. eigen d 


Das Staafsminifterium. bat dieſe Orb [ 
Öffentlichen Kenntniß zu kringen, be eſe er durch bie Gefegfamm ng zur 
Berlin, ben 29fien Maͤrz 1828, u 
—Friedrich Wilhelm. 
An das Staatöminifterium, 





41 
Gefeg- Sammlung 
für Die 
Königlihen Preußifhen Staaten 
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(No, 1137. ) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Aften März 1828., über bie Abgabens 
un von ber Swifffabrt auf der Deime und dem großen un 


U. bie Abgaben, welche bisher von der Schifffahrt vom Pregel zum Memel⸗ 

firom erhoben worben, einfacher zu orbnen und zu ermäßigen, beflimme ch auf 
Ihren Bericht vom 16ten Februar c. Folgendes: 

4). Es follen alle bisher auf dem Pregel oberhalb Königsberg, auf der Deime 

‚ und auf den beiden Friedrichsgraben fuͤr die Staatskaſſen erhovenen Abga⸗ 

ben, in ſoweit ſie verpachtet ſind, mit Ablauf der Pachtzeit, und in ſoweit 

dies nicht der Fall iſt, ſofort aufhoͤren. Zu dieſen aufgehobenen Abgaben 

gehoͤren: das Baumgeld zu Koͤnigsberg und zu Tapiau, der Zoll von den 

Gemuͤſekaͤhnen zu Tapiau, das Schleuſengeld bei Labiau, der Deimezoll 

: amd die beiden Friedrichsgraben-Zoͤlle, die Quittowa, das Treidel-Damm⸗ 

geld am Heinen Sriedrichögraben, das Rekognitionsgeld von auslaͤndiſchem 

Holze u. ſ. w. 

- 2). Statt: der aufgehobenen Abgaben foll für die Benugung der Deime und der 
beiden Sriedrichögraben zur Schifffahrt, ein Gefäßgeld nach dem beiliegenden 
von Mir vollzogenen Tarif, an zwei Hebeftellen, zu Labiau und zu Klein⸗ 

—* Friedrichsgraben, erhoben werden. 

Ich beauftrage Sie, den Finauzuiniſter, dieſe Beſtimmungen zur Voll⸗ 
ziehung bringen zu laſſen. 

Berlin, den Iſten März 1828. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatdminifter v. Schudmann und v. Motz. 


Jahrgang 1828. No. 6. — (No. 1137 — 1139.) H | Tarif 


(Ansgegeben zu Berlin den 26ften April 1828.) 
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Tarif 
der Abgaben von der Schifffahrt auf der Deime und dem großen und 


kleinen Friedrichsgraben. | 
Es wird entrichtet: 


1) von einer Wittine oder Strufe.....enesneeeensnennsnennne 4 Rthlr. — Sgr. 
D) = einem Boydack .P................................... 2 = 20 s 
3) = einer Schluppe oder einem halben Boydad........... 1 =: 10 = 
4) = einem Kahn, der 15 Laften und mehr fragen Fann..... 1 = 10 «= 
5) = einem Kahn von 8 bis 14 Laſten.................... — ⸗ % = 
6) = einem Kahn, der 2 bis 8 Laſten tragen Fann.......... — : We 
7) = einer beladenen Trift (Holzfloß)..................... 1 = 10 : 
8) = zwanzig Stud Holz in Slöffen ...................... — ⸗ 5 = 


Allgemeine Beftimmungen. W 

a) Unbeladene Gefäße, wohin auch ſolche gerechnet werden, bie außer Dem Ge- 

paͤcke und Mundvorrathe der Mannichart nicht mehr ald eine Laſt Ladung 
haben, zahlen nur die Hälfte obiger Säge, u 

b) Kaͤhne, welche nicht zwei Kaften tragen, und Kaͤhne, die bloß zum Fifchfang 
dienen, find frei. . 

c) Die Abgaben werden entrichtet, fo oft eine Hebeftelle paffırt wird. 

d) Sie werden vom Schiffer getragen, wenn bei Uebernahme der Fracht nicht aus- 

drruͤcklich ein Anderes bedungen iſt. . 

e) Mo bisher für die Deffuung von Zugbruͤcken eine Abgabe erhoben ift, da kann 
Dies auch ferner gefchehen; Doch follen für einen einfachen Aufzug nicht mehr 
als 1 Sgr., und für einen Doppelten nicht mehr ald 2 Sgr. erhoben werben. 

f) Wer durch fpezielle Nechtötitel von der Entrichtung der aufgehobenen Abgaben 
—* war, der ſoll auch ferner von Erlegung dieſer Schifffahrts- Abgaben 

ei ſeyn. | on 

8) Von Transporten, die für unmittelbare Rechnung des Staats gefchehen, 
werden die Schifffahrtö- Abgaben nicht erhoben. | 

h) Wer es unternimmt, ſich den in Diefem Tarife beftimmten Abgaben auf irgend 
eine Weiſe zu entziehen, der foll, neben der verkürzten Abgabe, deren vier- 
fachen Betrag ald Strafe erlegen. | | zZ 

i) Bei Kontraventionen findet das Verfahren, welches in der Steuerordnung 
vorgefchrieben ift, Statt, und die Strafen werden wie andere Steuerftrafen 
verwendet. Ä , 

Gegeben Berlin, den Iſten Marz 1828. 


Friedrich Wilhelm : 
v. Schuckmann. v. Motz. 


— „ — 
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(No. 1138.) 
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oo 4138.) Allerhoͤchſte Kabinetsorber vom 20ften März 1828., betreffend bie Befchlage 
nahme folcher Penſionen, welche invalide Offiziere aus der Artillerie= Penftonde 
Zufcehuß = Kaffe erhalten, 


Masten bei der Artillerie Meiner Armee mit Meiner Genehmigung eine befon- 
dere Penfiond - Zufhuß= Kaffe geftiftet worden iſt, aus welcher die invaliden Offiziere 
berfelben neben der ihnen von Mir bewilligten Penfion einen mäßigen Zuſchuß 
erhalten, feße Sch hierdurch feft, Daß, fo wie Dies auch in Hinficht Der aus ber 
Militair- und Allgemeinen Witwen Kaffe zu zahlenden Penfionen beftimmt ift, 
Die aus diefer Artillerie Penfions - Zufchuß= Kaffe zu zahlenden Penfionen nur von 
ſolchen Gläubigern, welche die Beiträge zur Bezahlung des Penfionsrechts vorge 
fchoffen haben, zur Befriedigung wegen dieſer Beiträge, ald Objekt der Erefution 
worgefchlagen werden Fönnen. Sch frage Ihnen auf, dieſe Beſtimmung durch die 
Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, | 

‚Berlin, den 20ften März 1828, 


Friedrich Wilhelm. 


An ben Kriegsminifter v. Hake und Juſtizminiſter Graf v. Danckelman. 





(No, 1139.) Erklaͤrung, dad Abkommen mit ber Herzoglich⸗Naſſauiſchen Regierung, 
wegen gegenſeitiger Aufhebung der Koſtenverguͤtung in Unterſuchungs⸗ 
Sachen gegen Unvermoͤgende, betreffend, Vom 27ften März 1828, 


N.wbem bie Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung mit. der Herzoglich⸗Naſſauiſchen 
Regierung dahin übereingefommen ift, die gegenfeitige Koftenvergütung in Unter: 
* fuchungsfachen gegen unvermoͤgende Perfonen aufzuheben, erklärt das Königlich- 
Preußifche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten hiermit Folgendes: 


In allen Fällen, wo Delinquenten von einer Königlich = Preußifchen 
„Kriminal = Suftizbehörbe an eine Herzoglich = Ttaffauifche Kriminal⸗Juſtizbehoͤrde, 
oder von diefer an jene, nach vorgängiger Requifition, ausgeliefert werden, find 
nicht allein alle baare Auslagen, fondern auch die fämmtlichen nach der bei dem 

requirirten Bericht üblichen Tare zu liquidirenden Serichtögebühren von Dem Xeßte- 
ren aus dem Vermögen des an daß requirirende Gericht auggelieferten Delinquen= 
ten, wenn folches hinreicht, zu entrichten, Hat aber der ausgelieferte Delinquent 
kein binreichended Vermögen, fo fallen die Gebühren für die Arbeiten des 
requirirten Gerichts burchgehends weg, uud das requirirende Gericht bezahlt 
alddann dem erfteren nur Die baaren Auslagen für Atzung, Transport, 
Porto und Kopialien. 0 


2. BE 
Nach gleichen Grundfägen foll auch in Abficht der Bezahlung der Koften 
in folchen Unterfuchungsfällen verfahren werden, wo ed nicht auf Die Ausliefe⸗ 
rung von Delinquenten, fondern nur auf die Vernehmung oder Siſtirung von 
Segen oder anderen Perfonen ankommt. | 
Die Reife- und Zehrungskoften ded Richters, fofern dieſe zur Genuͤgung 
der Requifition nothwendig find, follen jedoch, gleich den ad 1. erwähnten 
banren Auslagen, nach der bei dem requirirten Gerichte üblichen Tare, auch 
jedenfall erfegt werben. z 


Zur Entſcheidung der Frage: ob Der Delinquent hinreichendes Vermoͤgen 
zur Bezahlung der Gerichtsgebuͤhren beſitze oder nicht? ſoll in den beiderſeitigen 
Landen nichts Weiteres als das Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert 
werden, unter welcher der Delinquent ſeine weſentliche Wohnung hat. Sollte 
derſelbe ſeine weſentliche Wohnung in einem dritten Lande gehabt haben, und 
die Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſeyn; ſo wird 
es angeſehen, als ob er kein hinreichendes eigenes Vermoͤgen beſitze. 


Den in allen Unterſuchungsſachen zu ſiſtirenden Zeugen und jeder abzu⸗ 
hörenden Perſon überhaupt, follen die Reife» und Zehrungskoften nebft der wegen 
ihrer Verfäumniß ihnen gebührenden Verguͤtung, nach. deren vom requirirten 
Gericht gefchehenen Verzeichnung, bei erfolgter wirklicher Siflirung, ſey es vor 
dem requirirten oder vor dem requirirenden Gericht, vom requirirenden unvers 
zäglich verabreicht werden. Gofern fie dafür eined Vorſchuſſes bedürfen, wird 
das requirirte Gericht zwar bie Auslage davon übernehmen; es foll felbige 
jedoch vom requirirenden Gericht, auf die erhaltene Benachrichtigung, dem requi⸗ 
rirten ©ericht ungefäumt wieder erftaftet werden. 


Gegenwärtige Erflärung foll, nachdem fie gegen eine übereinftimmenbe, 
von dem Herzoglih-Naffauifchen Minifterio vollzogene, ausgemwechfelt worden, 
Kraft und Wirkſamkeit m den gefammten beiderfeitigen Landen haben, und 
Öffentlich befannt gemacht werden. 


Berlin, den 27ften März 1828. 


(L. S.) | 


Kodonigl. Preußiſches Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten, 
| v. Schönberg. 
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(No. 1140.) Bekanntmachung eines Praͤkluſivtermins für bie Penſi onsgeſuche der vormals 


in Herzoglich-Warſchauiſchen Dienſten geſtandenen Dffiziere, Vom 9Iten 
April 1828, 


N. Königs Majeſtaͤt haben Durch die eingegangenen vielfältigen Gefuche ber 
vormals in Herzoglich-Warfchauifchen Dienften geftandenen Offiziere um Penfion, 
Sich bewogen gefunden, die Angelegenheit einer forgfältigen Prüfung. zu unters 
werfen, und danach mittelft einer an das Staafsminifterium erlaffenen Aller: 
hoͤchſten Kabinetsorder vom 2iften Februar 1828., bei definifiver Feftftellung 
der Grundfäße für eine bem vertragsmaͤßigen Verhaͤltniſſe entfprechende Behand- 
lung biefer Offiziere, zur Anmeldung aller hierher gehörenden Anfprüche einen 
Praklufiotermin von ſechs Monaten feitzufeßen, 


Das Staatsminifterium, mit der Anordnung Diefer Maaßregel zur end- 
lichen Befeifigung von allen und jeden dergleichen Anträgen beauftfagt, macht 
diefelbe mit Dem Bemerken bekannt, daß nach den fefigeftellten Grundfägen zur 
Reklamation einer Penſion im Allgemeinen nur die Klaffe folcher Offiziere ver- 
ftattet ift, welche bis zur Befißnahme des Großherzogthums Pofen: (oder bis 
zum Aften Suni 1815.) ein. Reformgehalt aus Herzoglich = Warfchauifchen : 
Kaffen erweislich entweder wirklich bezogen haben, ‚oder in Gemäßheit ber bei 
Keorganifation der Polnifchen Armee oder bereitö_früher Aber fie ergangenen 
Verfügungen Doch hätten beziehen follen, und dabei am Aften Juni 1815. 
in der Provinz Pofen vorgefunden und geblieben find, oder vor dem 22ften 


Mai 1819. (ale Dem Tage des Abfchluffes der Konvention zwifchen Preußen und 


Rußland in Betreff der Forderungen zwifchen Preußen und dem Künigreiche 
Jahrgang 1828. No. 7. — (No. 1140.) J Polen, 


(Ausgegeben zu Berlin ben 6ten Mai 1828.) 
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Polen, und der damit verwandten Angelegenheiten) ihren bleibenden Aufenthalt 
im Umfange des dieſſeitigen Gebiets genommen haben. Die diesfaͤlligen Rekla⸗ 
- manten muͤſſen bei Anmeldung ihrer Anſpruͤche ſich legitimiren: durch voll⸗ 
ftändige Nachweifung ihrer Militairdienft- Garriere nach beiliegendem Schema, 
dureh dad Soldbuch, womit jeder Warfchauifche Militair verfehen feyn mußte, 
ober, Falls daffelbe verloren gegangen feyn folkte, Durch Vorlegung des Original: 
Dekrets oder der Urkunde wegen Beziehung des Neformgehalts, und endlich 
durch ein, von der betreffenden Negierung befcheinigtes Atteft der Iandräthlichen 
Behörde uber den Zeitpunkt, von welchem ab die Offiziere ihren bleibenden 
Aufenthalt im Großherzogthbum Pofen gehabt haben. 


Solche Dffiziere dagegen, welche unter der Herzoglich - Warfchauifchen 
Regierung weder ein Reformgebalt oder eine Penfion ausgefeßt, noch ein 
beftiimmtes Anrecht auf eine Begünftigung von Seiten des Staats zugefichert 
erhalten haben, können, in fofern fie ebenfalld am 22ften Mai 1819. im Dies: 
feitigen Gebiete gewefen find, bloß in dem Falle zur Penfionirung beruͤckſichtigt 
werden, wenn fie gehörig nachzumeifen vermögen, daß ihnen, ihren Verhaͤlt⸗ 
niffen zur Zeit der Auflöfung des Herzogtums Warfchau nach, deſſen DBer- 
foffundgrundjägen gemäß, abfeiten der Regierung eine Penſion unfehlbar zu Theil 
geworden ſeyn wuͤrde. 


Die Pruͤfung der Reklamationen ſoll durch das Kriegsminiſterium, die 
Feſtſetzung der Anſpruͤche ſelbſt aber Seitens des Letztern unter Konkurrenz des 
Finanzminiſteriums, erfolgen. Die Zahlund der anerkannten Ruͤckſtandsfor⸗ 
derungen geſchieht in Staatsſchuldſcheinen nach dem Nennwerthe. | 


Es werden nun alle diejenigen vormals Herzoglich = Warfchauifchenr 
Offiziere, welche nach den vorftehenden Allerhöchften Beftimmungen einen An= 
fpruch auf Penfion begründen zu koͤnnen glauben und entweder dieferhalb noch 
nicht eingefommen find, oder die im Obigen vorgefchriebene Legitimation nicht 
genügend geführt haben, hierdurch aufgeforbert, innerhalb der gefeßten praͤklu⸗ 
fivifchen Frift von 6 Monaten, vom Dato der erfolgten Einruͤckung dieſer Be⸗ 
Fanntmachung in die öffentlichen Blätter an gerechnet, ihre etwanigen Anfprüche 
anzumelden und darzuthun, da nach Ablauf dieſes Termins das Verfahren 
gefchloffen wird, und dann, in Gemäßheit des Allerhöchften Befehls, auf 
fpäter eingehende Gefuche unter Feinen Umfländen mehr Rüdfiht genommen 
werden kann. 


Die 


| - 1 — 
Die hierbei Betheiligten haben fich zundchft an daß General« Kommando 


des 5ten Armee- Corps in Pofen zu wenden, welches veranlaßt ift, bie Ein⸗ 
gaben zur Einfendung an das Kriegäminifterium zu fammeln. 


| Auf Die von verfchiedenen Bittftellern Schon eingereichten Anträge, worüber : 
der Befchluß feither ausgefegt geblieben ift, wird gegenwärtig nach ber von 
Sr. Majeftät gegebenen allgemeinen Entfcheidung das Weitere verfügt werben. 


Berlin, den 9ten April 1828, 


Königliche Staatöminifterium. 


Freiherr v. Altenftein. v. Schudmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Dale Graf v. Dandelman. . v. Motz. 





Schema. 





Sſch e m a. 
1) Charge. 
2) Vor⸗ und Zunamen. 
3) Truppentheil, wo derſelbe zuletzt geſtanden. 


4) Dienſteintritt und vollſtaͤndiger Verfolg der Militair-Carriere. 

5) Ob und bei welcher Gelegenheit derſelbe verwundet geweſen, und ob 
derſelbe im Beſitz von Ehrenzeichen iſt. 

6) Ob und welches Reformgehalt derſelbe, imgleichen von wo ab und 
bis wohin er ſolches bezog, oder, wenn er ein ſolches nicht ſchon 
wirklich bezogen hatte, durch welche beſondere oder allgemeine Ver⸗ 
fuͤgung des Herzoglich⸗Warſchauiſchen Gouvernements er daſſelbe, und 

in welchem Betrag, zu begruͤnden vermeint. 

7) Tag, an welchem derſelbe ſeinen Aufenthait im dieſſeitigen Gebiet 

genommen hat. 


x 
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(No. 41144.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27ſten März 1828., wornach Inlaͤnder, 
welche ein offenes Gewerbe treiben, die Materialien zu ihrer eigenen 

Fabrikation durch ihre umherreiſende Gewerbsgehuͤlfen auflaufen laſſen 

koͤnnen, und dieſe keiner andern Legitimation als einer polizeilichen Be⸗ 

ſcheinigung beduͤrfen. u 


>, I Ihren Antrag vom Iten d. M. fege Ich, mittelft Erweiterung ber Be⸗ 
fimmung im $. 5. bes Regulativs über den Gewerbsbetrieb im Umherziehen 
vom 28ſten April 1827., hierdurch feſt: daß Inlaͤnder, welche ein offenes 
Gewerbe- treiben, bie Materialien zu ihrer eignen Fabrikation auch durch ihre 
umberreifende Gewerbögehhlfen und Angehörigen auflaufen laſſen bärfen, ohne 
daß biefe Auffäufer einer andern Legitimation bedürfen, ald einer polizeilichen 
Befcheinigung, durch welche ihr Verhältniß zu ben Gewerbtreibenden, für den 
fie auflaufen, beglaubigt wird. Ich überlaffe Ihnen, wegen ber Bekannt⸗ 
machung dieſes Befehls das weiter Erforderliche zu verfügen. 


Berlin, ben 27ften März 1828. 


Un | nn 
die Staatöminifter v. Schudmonn und v. Motz. 


’ 


$- 


Friedrich Wilhelm: 
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GNo. 1142.) Bekanntmachung bom :Sfen ER 1828., den Bolls mb Handels⸗ Vertrag . 
zwiſchen Preußen und Seflen-Darmftabt betreffend, 


Massen der zwifchen Preußen und dem Großherzogthume Heſſen uͤber die 
wechfelfeitigen Zoll» und Handelsverhaͤltniſſe am 14ten Februar d. J. Zu Berlin 
abgeſchloſſene Vertrag von Seiner Koͤniglichen Hoheit, dem Großherzoge von 
Heſſen am 28ſten deſſelben Monats und von Seiner Majeftät Dem Könige 
am 8ten März d. J. ratifizirt worden, auch bie Auswechſelung ber Ratifikations- 
Urfunden erfolgt ift; fo werben ‚die 27 Attitel, woraus jener Vertrag beſteht, 
in der Art, wie folgt: 2. 


Artikel 1. 


„.. Die Großherzoglich⸗ ⸗Heſſiſche Regierung vereinigt ſich mit der Könige 
lich; Preußiſchen Regierung zu einem gemeinſchaftlichen Zoll⸗ und Handeld« 
‚Sofeme in dem duͤrch bie nachſtehenden Artikel naͤher bezeichneten Umfange, 
und tritt zu dieſein Zwecke ber dermalen beſtehenden Köni ‚glich = Preußifchen 
Gefeggebung über die Cingange-, Ausgangs » und Durdgangsabgaben, 
welche in biefer Uebereinkunft . unter dem aa ae Namen, „3 of“ 
„ygerftanden werden follen, in ber Art bei, daß dieſt Gefetz gebun⸗ Halt 
""folche im Namen des Großherzogs von Heffen, ‚Königliche‘ Sehe in bem 
Großherʒogthum verkundigt ſeyn wird, bie Sielle der bißherigen Großherʒog⸗ 
"ich Heſſden Zoll: uhb Verhrauchſteuer ¶ Geſetgebung einn mint und von 
den Großperzogtich "Heffiichen Behörden an den Srargen und im "Sinerte 
t Großperzogthums fir gemeinfchäftliche ‚Köntgfid -Preußifche und ‚Gnp: 
0 Heſſiſche Rechnung püntttich, voltzogen werden "il. " . 


4 &rtifel 2... Er 


Die Zollverwaltung im Großherzetstbume'Keffen: olute der Grobhenog 
lich⸗ Heffifhen Regierung uͤberlaſſen, wird jedoch gleichfoͤrmig mit der Könige 
licht Preußifchen Zolrerpaitung organifirt, und es follen alle mit dieſer Ver⸗ 
waltung und der Beauffichtigung befchäftigten Großherzoglihen Beamten 
gleichförmig mit den Königligp: Preußifchen inflruirt, . und auf diefe Inſtruk⸗ 
‚tionen und bie Beobachtung ber übrige! Beftiunmmgen diefer Uebereinkunft 
durch bie betreffenden Großherzoglich = Heſſiſchen Behoͤrden beſonders ver⸗ 
pflichtet werden. — Pen 

Artikel 3. 

Unmittelbar nach erfolgter Ratifikation dieſer Uebereinkunft ſollen von 

beiden Seiten Kommiſſarien ernannt werden, welche unter Vorbehalt der 
„Benehmigung beider Regierungen, ſowobl die Redaltion der in dem Groß⸗ 
8 Her: 








— 








Gerrit et 
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herzogthume Heſſen zu verkuͤndigenden Zollgeſetze und ber. damit in Ver⸗ 
bindung ſtehenden organiſchen Verfuͤgungen, Inſtruktionen und Anordnungen, 
als wie den Drganifationg = Plan für die gefammte zZollverwaltung des 
Großherzogthums, mit Beruͤckſichtigung der Lokalverhaͤltniſſe und in Beziehung 
auf. Anzahl, Lage und Beſetzung der Haupt- und Neben⸗-Zollaͤmter zu ent⸗ 
werfen, und Die Beflimmung der Grenzbezirke und Zollſtraßen, die Anordnung 
der Grenzbewachung, fo wie die w: ‚richtung der Packhöfe vorzufchlagen und 
zu begutachten haben. Diefe Kommiſſion foll ſich zunaͤchſt in Darmftadt ver- 
fommeln und- nöthigen Falls an die Orenzorte begeben... Um die befinitive 
Entfcheidung über das Reſultat itrer Arbeit zu befördern, foll demnächft ein 
Bropbergngliiper Kommift air mif derjelben nach. Berlin abgeordnet werden. 


Artikel 4. 


Etwoaige kunftige Abaͤnderungen des Zoelltarifs oder anderer das Zoll 
wefen betreffender geießlicher oder reglementairer Beflimmungen jollen nur 
in gegenfeitigem Einvernehmen beider Regierungen verfuͤgt, und von jeder der⸗ 
ſelben ihrer Seits verkuͤndigt werden. | | 


Artikel 5. Pe BER: 


U Cheir fo follen etwaige Handeldverträge zwiſchen ber Koͤniglich⸗ Preußi⸗ 
ſchen Regierung und anderen Staaten, welche die Intereſſen des Großherzog⸗ 
thums und der weſtlichen Preußiſchen Provinzen berühren, unter Mitwirkung und 
Zuffimmung der Großherzoglich⸗Heſſiſchen Regierung abgefchloffen werden, and . 
in ihren Folgen den Großherzoglich - Heſſiſchen Unterthanen dieſelben Vortheile, 
wie den nal. Preußiſchen, gewaͤhren. 


| Artitch: 6. 
Bon dem Tage der Bolziehung gegenwärtiger Uebereinkunft an hören 

alle Eingangd-, Ausgangs» und Durchgangs = Augaben an den’ Königlich 
Preußifchen und Großherzoglich = Heffifchen gemeinfchaftlihen Landesgrenzen 
auf, und ed Finnen die Erzeugniffe des einen Staats frei und unbefchwert in 
ben. andern Etaat eingeführt und in demſelben verbraucht werden, mit Aus⸗ 
nahme der im Innern des Landes gegenwaͤrtig mit Konſumtions⸗Abgaben 
helaſteten Gegenfſtaͤnde, in Anſehung welcher Die im, Artikel 9. enthaltenen 
Verabredungen zur Anwendung kommen. Die hisherige Grenzbewachung 
und ſteuerliche Behandlung bed Ein⸗, Ausr und Durchgangs ar gedachten 
gemeinfchaftlichen Grenzen Hört. daher auf, und. wird fich-.ingfünftige bias 
auf:-Diejenige : Aufficht ‚und Kontrolle befchränten, welche zur Sicherſtellung der 
im Artikel 9 vorbehaltenen Erhebungen und Maaßregeln erforderlich ift,, wobei 
füch beide Regierungen: die bereitwilligfie gegenfeitige Unterſtuͤtzung verfprschen. 
K 2 Die 
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Die Koͤniglich⸗Preußiſchen Seehaͤfen ſollen dem Handel der Großher⸗ 
zoglich⸗Heſſiſchen Unterthanen gegen voͤllig gleiche Abgaben, wie ſolche die 
Koͤniglich⸗Preußiſchen Unterthanen entrichten, offen ſtehen, und es ſollen die 
Koͤniglich⸗ Preußifchen Conſulen in den auswaͤrtigen Seehaͤfen beauftragt wer⸗ 
—* Großherzoglich⸗Heſſiſchen Unterthanen Schutz und Unterſtuͤtzung zu 
gewaͤhren. | 


Artikel 7. 


Won Einführung der Eingangs-, Ausgangs» und Durchgangs- Abgaben 
in das Großherzogthum Heſſen bleiben die abgefondert belegenen, von frembem 
Gebiete eingefchloffenen Landestheile deffelben, welche das Geſetz (Artikel 3.) 
näher bezeichnen wird, ausgefchloffen, und werden vorbehaltlich näherer Ver: 
abrebungen Uber die Erleichterung des Eingangs eigner Erzeugniffe von dorther, 
in Beziehung auf dieſen Vertrag ald Ausland betrachtet. Daffelbe findet auch 
ftatt in Anfehung des Königlich Preußifchen Fuͤrſtenthums Neuffchatel und ber 
Grafſchaft Balengin, jedoch behält es bei den Begänftigungen, welche ben 
von bort in die Preußifchen Provinzen eingehenden Uhren und baumwollenen 
Waaren auf gewiffe Quantitäten erteilt worden find, fein Bewenben. 


 . Der Königlih=Preußifche Kreis Wehlar wird mit der Großherzoglich⸗ 
Heffifhen, und umgekehrt das Großherzoglich = Heffifche Hinterland, nördlich . 
von Königsberg anfangend, fo weit folches das Kurfürftentbum Heffen und Hess 
zogthum Naffau berührt, mit der Königlich = Preußifchen Zollvermaltung für bie 
weftlichen Provinzen, und namentlich mit dem weftphälifchen Provinzialbezirk 
dergeftalt vereinigt, baß zwar bie in jebem biefer Landestheile deshalb zu beftellen« 
den Beamten von der Tandeds Regierung ernannt, fie jedoch derjenigen Behörbe 
unmittelbar untergeordnet werden, die in dem Gebiete, welchem fie in Hinficht 
auf. die Zollverwaltung zugelegt worden find, die Aufficht und Leitung berfelben 
unmiftelbar zu führen bat. re 
Artikel 8 _ 

Fede der beiden Regierungen bezieht in dem ganzen Umfange ihres Ge⸗ 
biets nach wie vor für eigne Rechnung bie bermalen beftehenden Konfumtions- 
und indirekten Abgaben, welche im Innern eines jeben ber beiberfeitigen Staaten, 
ohne Rädficht auf den inländifchen oder ausländifchen Urfprung bes befteuerten 
Gegenftandes erhoben werben, ferner die im Artikel 9. beim Uebergange aus 
einem. Gebiete in das andere vorbehaltenen Erhebungen, endlich fämmtliche 
Wafferzölle, die Oktroi's, Chauffees und Kanals, Bruͤck⸗, Faͤhr⸗ und Schleufen- 
gelder, die Hafen», Waages, Krahnen⸗ und Niederlage Gebfhren. Dagegen 
ſoll der Ertrag der Eingangss, Ausgangs» und Durchgangs » Wbgaben, fo.weit 

| fie 
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ſi e in den beiderſeitigen Staaten Anwendung finden, jährlich zwiſchen beiden Re⸗ 
gierungen nach Verhaͤltniß der Seelenzaht getheilt werden, und zwar vor der 
Hand — da die Zollgeſetzgebung für die oͤſtlichen Koͤniglich⸗ Preußiſchen Provinzen 
in einigen Punkten von der für die weftlichen Provinzen verſchieden, auch wie. 
beide Theile fich überzeugt haben, die Ausſcheidung der Wafferzölle in ben 
öftfichen Provinzen mit eigenthuͤmlichen Schwierigkeiten verbunden ift — ber 
Seelenzahl einerfeitd in den Großherzoglich - Heſſiſchen „andererſeits in den weſt⸗ 
lichen Koͤniglich⸗Preußiſchen Landen, naͤmlich in dem Großherzogthume Niederrhein 
und in den Provinzen Juͤlich, Kleve, Berg und Weſtphalen, mit Hinzurechnung 
der von ber Krone Preußen dermalen ſchon durch Verträge in den weſtlichen Zollver⸗ 
band aufgenommenen oder noch aufzunehmenden Unterthanen anderer beutfchen 
Bundesſtaaten. Die für letztere ausbebungenen Entſchaͤdigungen trägt Dagegen 
die Königlich-Preußifche Regierung für eigne Rechnung. Die aus den öftlichen in 
Die weftlichen Königlich = Preußifchen Provinzen, ober in das Großherzogthum - 
Heſſen hbergehenden Kolonial⸗ und andere überfeeifche Waaren, welche daſelbſt 
zur Verzehrung gelangen, aber keine Eingangsabgaben entrichten, weil ſie in den 
oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen verſteuert worden find, ſollen angeſchrieben wer⸗ 
den, und die Davon etwa dort. fchon entrichteten Eingangsabgaben nichts deſto⸗ 
weniger nach vorftehendem Maaßſtabe zur gemeinfchaftlichen Vertheilung kom⸗ 
men. Dagegen können bie Cingangsabgaben von bergleichen Gegenftänden, 
welche in dem Großherzogthume Heſſen oder in den weſilichen Preußiſchen 
Provinzen verſteuert worden ſind und in die oͤſtlichen Provinzen der Monarchie 
uͤbergehen, um daſelbſt zur Verzehrung zu gelangen, als ausſchließlich fuͤr die Krone 
Preußen erhoben, berechnet und von der Vertheilung ausgenommen werden. 


Um das Theilungsverhaͤltniß genau zu beſtimmen, ſollen von 3 zu 3 Jahren 
die eberfichten von der neueften Bevölkerung gegenfeitig mitgetheilt, und Diefe 
Mittheilung fol zuerft unmittelbar nach Dollziepung des Artikel 3. gegenwärtiger 
Uebereinkunft bewirkt werben. 

Artikel 9, 

Miegen Verſchiedenheit der innern Beſieuerung in den beiberfeifigen Staa- 
ten ift auch nach erfolgter Vereinigung :' 

A. In Beziehung auf ben Uebergang aus dem Otoßbenzogthume Heſſen 
In den Preußiſchen Staaft: 

a) die Einfuhr von Kochſalz und Epieltarten verboten; | 
b) die Einfuhr von Branntwein mit einer Abgabe von 6% <haler o von der 
Preußiſchen Ohm zu 120 Preußifchen Quart a 50% Alkohol nach Tralles; 
-e) bie Einfuhr von Bier und Eſig mit einer Abgabe von 25 Sgr. von der 
Preußiſchen Ohm; F 
d) die 
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d) die Einfuhr von Tabacksblaͤttern und fabrigirtem Tabade mit-einer Abgabe 
von 1 Thaler vom Zentner; — und 


e) die Einfuhr von Wein bei dem. Uebergange in die weſtlichen ſowohl als 
die oͤſtlichen Provinzen, mit einer Abgabe don A Rh. 20 Sgr. von ber 
Preußiſchen Ohm, 


in die oͤſtlichen Provinzen, jedoch zufitlich der Steur; welche. die eigenen 
Preußifchen Meine aus ben weftlichen Provinzen bei dem Uebergange in bie 
öftlichen zu entrichten haben, belegt, wogegen der aus dem Großherzogtbume 
Heften in die Preußifche Monarchie uͤbergehende Wein und Branntwein feiner 
weiteren Konfuunfiondanflage, , namentlich weder Trantſteuer von. Zopfgebubt. 
unterworfen iſt. 


Bei der Einfuhr von ht, Setreibe und Sellachwieh in die Preußiſchen 
Staͤdte, wo Mahl- und Schlachtſteuer beſteht, iſt nur dieſe Abgabe, een 
wie von den inlänbifchen gleichartigen Produkten, zu enfrichten. 


Sollte der Obſiwein in dem Preußifchen Staate einer allgemeinen ten 


unterworfen werben, fo iſt ſolche auch von dem‘ übergehenden Heffiſchen Dbfl: 
Meine zu entrichten. 


B. In Beziehung auf die Einfudt a ans bem Vratiſche Staate in bat 
Großherzogihum Heſſen iſt, 


a) das Einbringen von Salz in bie Profingen Etarkenbung und obeinefen, 
mit alleiniger, Ausnahme des Kegiefalzes, verbofen, dagegen i in die Provinz 
Oberheſſen, vorbehaltlich jedoch der ndhern Uebereinknnft uͤber gegenſei:ige 

| Sicherftellung, abgabefrei, erlaubt; 


b das eingeführt werdende Schlachtvieh, da wo Pr gefchlachtet wird, ‚der 
allgemeinen Schlacht -Afzife pon-1 Fl. 40 Kr. bis 5 Sl. vom Großvieh 
‚und 15 &r. bis 1 öl. vom Klelnvieh; 


ce) das Bier der allgemeinen Babritrionsgebe, pon 40 &r. per Ohm, Groß⸗ 
berzoglich : Heſſiſchen Maaßes; u ν— 

d) der Branntwein bei der Einlage der von bein Einlegenden jedoch nur ein: 
mal zu entrichtenden: Trantfieneri-sun 5 51. 20- Fr per Großbeoglich⸗ 
Heſſiſche Ohm; u Ia/E ER Ba 5 KK 

.e) der Obſtwein ebenfalls bei der Einkage der von dem Einiegenden einmal zu 
‚.entrichtenden Trankſteuer von; 2 Fl. per Broßberzaglih: Heſſiſche Ohm; 
endlich En. 

f) der 
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5): der Wein bei ber jedesmaligen Einlage and fo. offer an einen anderen 
Eigenthuͤmer übergeht, ber allgemeinen Trankfteuer von 30 £r. per Ohm. 
. „mod ba, wo er im Rleinen-verfauft,wird,. der Zapfgebähr nach. ihren ver⸗ 
... ‚fchiedenen Klaffen unterworfen. : ., ot 


Bei der Einfuhr von Preußifchen Produkten in diejenigen Großherzoglich⸗ 
Heſſiſchen Städte, in welchen ſtaͤbtiſche Okteoiabgaben beftehen, fo wie bei ber: 
Einfuhr Heſſiſcher Produkte in. Preußische Stäbte, wo Kommunalauflagen befte« 
ben, te Abgaben eben, fo, wie von den gleichartigen inländifchen Artikeln, 
zu entrichten. - J 


Artikel. 40. 
Die an ben Koͤniglich⸗Preußiſchen Zollſtaͤtten eingehenden Eingangs⸗, 
Ausgangs » und Durchgangsabgaben fließen. bis zur, Abrechnung und Abtheis 
ung ja die Königlich-Preukiichen, die an den Grofperzoglich = Heffifchen Zoll⸗ 
ftätten eingehenden aber bis dahin in bie Großherzoglich-Heffifchen Kaſſen. Aus 
biefen Gefällen werben vorzugsweife bie Benvaltungsfoften beftritten, jedoch mit 
Ausndhie.ded;Baued, der -Unterhaitung, Herfiellung und Miethung der zum 
gema inſchaftlichen Zpilbienfte nöthigen Gebaͤude und Wohnungsrdume, Deren 
Koſten von jeder ber. beiden Negigrungen. für. eigene Rechnung getragen werben 
und, das ‚bei der Abrechnung fich herausſiellende Guthaben des einen ober bed 
andern. Theils fol gleich nach vollzogener Abtheilung unverzüglich durch bante 
Zahlung berichtigt werden.  ". J J u 











- Artikel 11. 
Die Etats über die Zolloerwaidungs Ausgaben im Großherzogthume 
Heſſen werben nach Preißiſchem Fuße: regulirt, und der Preußiſchen Regie⸗ 
sang in’ einem zweiten: Exemplarjahrlich· mitgetheilt; “fie umfaſſen alle Koſten, 
welche burch die Zollverwaltung ſowohl an Lokalverwaltungskoſten, als durch bie, 
Auffiht an den Grenzen und, im Innern und durch bie Zollbireftionen, fo wie Durch 


808 Zolfrecinungsrbefen entſlehen. "plejeriigen Koften jeboch, welche in Bezie⸗ 
fen Reiahſierien ftatt finden, Toll 





Kung auf die Sollethäthing "bei den beiberfeftigen’ 
von feinen Theile · eine Aufrech nung gemacht werdet!” - 





Astikeh, 120 
Lad Wonder tarifwaͤßigen Abgabenentrichtung bleiben die ‚für. bie; Hofhal⸗ 


t bes beiderſeitigen ‚Soyuesaine, und ihrer Regentenhäufer, ..fo 
EDEN De bei Im v ! r 


a affgebitirten Gefandten, eingehenden Gegenftände 
nicht ausgenomtien‘; “md wenn Vafür Hücvergäsumgen Gtatt haben, fo werden 
folche der Gemeinſchaft wicht tl" Anreditiing gebracht. Ehen fo wenig anrech⸗ 

u 7 nungds 






nungsfahig find Entſchaͤdigungen, welche wegen Einziehung von Zolirechten oder 
aufgehobenen Befreiungen an Kommunen oder einzelne Berechtigte gezahlt wer⸗ 
ben muͤſſen. Uebrigens bleibt ed jedem der beiden Eontrahirenden Theile unbes 


nommen, einzelne Gegenftände auf Breipdffe ohne Abgabenentrichtung in feinem 


L 


Gebiete eins, aus⸗ ober durchgehen zu laſſen, bergleichen Gegenflände werben 
jeboch in Breiregiftern, mit Denen es wie mit ben Abrigen Zollregiſtern zu halten 


iſt, nofirt, und bie Abgaben, welche davon wären zu erheben gewefen, bemjes 


nigen Theile, von welchem: bie Sreipäffe ausgegangen find, bei ber Abrechnung 
in Anrechnung gebracht. 
Artifel 13. | 

Beide Eontrahirende Theile werben gemeinfchaftlich dahin wirken, daß 
durch Annahme gleichförmiger Grunbfäge die Gewerbfamfeit befördert und 
der Befugniß ber Unterthanen bes einen Staats in bem andern Arbeit und Er⸗ 
werb zu fuchen, möglichft freier Spielraum gegeben werbe. 

Vorlaͤufig find fie dahin Abereingefommen, daß Fabrikanten und Hänbler, 
welche blos zum Auffauf von Waaren, oder. Handlungsreifende, welche nicht 
Waaren felbft, fondern nur Mufter derfelben bei fich zu führen und Beftellungen 
zu fuchen, berechtigt find, auch fich als Inländer diefe Berechtigung. in dem 
einen Staat durch Entrichtung der gefeglichen Abgaben erworben haben, in bem 
andern Staat deshalb Feine weiteren Abgaben entrichten follen. 


Artikel 14. 

Die Zollfirafen und Konfisfate verbleiben, vorbehaltlich der Antheile ber 
Denungianten, jedem ber fontrabirenden Theile in feinem Gebiete und bilden 
alfo Fein Objekt der gemeinfchaftlichen Abtheilung. 

Das Begnadigungs⸗ und Strafverwanblungs- Recht wird ebenfalls von 
jedem der Eontrahirenden Theile in feinem Gebiete außgelbt. Auf Verlangen 
follen periobifche Ueberfichten der erfolgten Gtrafnachläffe gegenfeitig mitgetheilt 


‚werden. 


| Artikel 15. 

In dem Großherʒogthume Heſſen bleiben die Straferfenntniffe Aber Zoll⸗ 
vergehen zwar, wie biöher, ben gewöhnlichen Gerichten Aberlaffen, fie werben 
jeboch ‚Durch einen für Die Zollbirektion zu Darmflabt befonders engufiellen- 
den Fiskal, im Intereſſe ber Verwaltung betrieben werden. 

Art, 16. 
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Artikel 16. 

Die auf den Zolleinkuͤnften etwa dermalen ſchon laſtenden oder im 
Laufe der Verwaltung entſtehenden Penfionen werben von jebem der Eontras 
hirenden Theile, welchem Die penfionisten Beamten angehören, befonbers 
getragen und bilden alfo Feinen Beftandtheil der von den theilbaren Zollein- 
fünften in Abzug zu bringenden Verwaltungsausgaben. Derjenige Theil, 
welcher einen Beamten angeftellt bat, ift auch berechtigt, benfelben zu entlaſſen 
und ed foll in Beziehung. auf die beöfallfigen Befugnifle ber Regierungen 
an demjenigen, was in beiden Staaten dermalen gefeblich beſteht, nichts 
geändert,’. jedoch folten Die Anträge ber Zollbireftionen, wenn fie aus - 


Gründen der Verwaltung bie Entfernung eines Beamten vorſchlagen, beachte 


werben. 
Artikel 17. | 


gur Vollziehung des gemeinfchaftlichen Zollgefeged und zur Beitng der 
Dienfifährung der Lofal-Zollbeamten im Großherzogthinne Heften fol zu Darm- 
ſtadt eine aus dem. Direftor und zwei Raͤthen bejiehende, dem Bergen 
Finanzminiſterium unmittelbar untergeorbnete Zolldirektion gebildet, und, ‚in 
Beziehung auf ihren Wirkungskreis und die Geſchaͤftsbehandlung, gleichfoͤr⸗ 
mig mit ben Koͤniglich⸗ Preußiſchen Provinzial: « Gteuerbireftionen eingerichtet 
werden. 


Die Königlich Preußiſche Regierung ernennt einen der beiden Raͤthe 
bei dieſer Zolldirektion, und in ſofern fie Diefed fuͤr nothwendig halten ſollte, 
einen Stellvertreter fuͤr denſelben in Faͤllen ſeiner Abweſenheit. Dieſer 
Beamte ſoll von allen bei der Zolldirektion vorkommenden Verwaltungsge⸗ 
ſchaͤften vollſtaͤndige Kenntniß abalten und an denſelben Antheil zu nehmen 
befugt feyn. 

Treten Bälle ein, bei welchen in ber Zoldireltion abweichende Meinungen 
enifiehen, ober für welche Feine geſetzlichen Beſtimmungen vorhanden find, fo 
bat bie Zolldiseftion an dad Großherzoglich⸗Heſſiſche Binanzminifterium zu 
berichten, welches alsdann zwar eine proviforifche Verfügung erlaffen, jedoch 
vor feiner definitiven Entfcheibung fich durch Kommunikation feines Bevollmächs 
tigten mit dem Königlich» Preußifden Bevollmächtigten in Berlin (Artikel 25 ) 
mit ber dortigen oberfien Berwaltung in Einverſtndans ſetzen wird. 

v⸗droan⸗ 1828. (ad No. 8. 1) Art. 18. 


Artikel. 18: 


. Die Broßherzoglich » Heflifche Regierung ermennt, um Auch ghrerfeits 
auf Die Zolloerwaltung ist den weſtlichen Koͤniglich⸗Preußiſchen Provinzen ein⸗ 
wirten € einen Rath, in die. Riniglih-Preufiice Stenerbireftion zu Se 


.e 


. Artikel 19. 


Um ferner bie "Oeihförmigtei des. Verfahrens ber. Großberzagliche 
Heſſiſchen Zolldireftion zu Darmftabt mit dem der Königlich = Preußifchen Steuer 

Direktion zu Coͤln moͤglichſt zu fichern, foll — ohne jeboch hierburch eine. Diefer 
Direktionen von der andern ‚abhängig zu machen — zwifchen dem Königliche 
Preußiſchen Rath zu Darmftabt und dem Direktor‘ zu Coͤln, fo wie zwiſchen 
dem Großherzoglich- Heflifchen Rath zu Coͤln und dem Direktor zu Darmſtadt 
über alle wichtigere Gefchäftsgegenftände eine beftändige Korrefpondenz Statt 
finden, und in allen zweifelhaften Sällen, welche Die Anwendung des Tarifs 
und bie Berwaltungsformen betreffen ‚in gegenſeitigem Einderſtaͤndniſſe vorge⸗ 
ſchritten werden. 


Laͤßt ſich ein ſolches Einverftänbnig nicht erzielen, fo Haben beide gol⸗ 
Direftionen an ihre Zinanzminifterien’ zu berichten, und es findet alsdann das 
deillel 17. vorgezeichnete Verfahren Statt. 


Artikel 20. 


Die Königlih-Preußifche Regierung ift berechtigt, jebem der neu orga= 
| nifirt wesdenden Großherzoglich. Heffifchen Haupt: Zellämter einen von ihr 
zu ermennenden Kontrolleur beizuorbnen, ber von allen Gefchäften beffelben 
und ber Nebenämter, fowohl dem Abfertigungsverfahren als wie der Grenz⸗ 
bewachung,, durch. Mitkontrollirung Kenntniß zu nehmen, und auf Erhaltung 
eines übereinftimmenden Verfahrend und Abftellung etwaiger Mängel einzu⸗ 
wirken hat, allenfalld auch — nach einer naher zu beflimmenden Dienftorb- 
nung — einen gewiffen Antheil an ben ‚laufenden Gefchäften übernehmen Fann. 


Dieſelbe Befugniß bleibt der Großherzoglich-Heſſiſchen Regierung bei 
den Königlich Preußifchen Haupt: Zollämtern vorbehalten, wo fie die Anftellung 
Großberzoglich= Heffifcher Kontrolleurd nothwendig findet. - ‚Die Anzahl der 
von der Großheizoglich » Heffifchen Regierung. an Königlich» Preußifche Haupt: 
| zollämtern enefiedmben Kontrolleurs foll jedoch. die. Zabl derer nicht uͤber⸗ 
ſchreiten, 
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ſchreiten, welche Koniglich· Preuiſcher Seits im Großherzogthume Heſſen 
engetelt werden. 


tn Artitet 21. 


Beide kontrahirende Theile find‘ befugt , den Grenze und Revifionsbienft 
anf der vereinigten Zolk⸗Linie perlodiſch viſctiren zu Laffen und bie unvorzägliche 
Abſtellung der Maͤngel, welche ſich etwa bei biefen Viſtat tationen ergeben koͤnnten, 
m begehren un und zu eranlaften. 


Artikel 22. 


Jeder der kontrahirenden Theile ˖kann die Zollbeamten und Grenzauf⸗ 
ſeher zugleich auch zur Erhebung, Kontrollirung ‚und Beauffichtigung ber 
übrigen, in feinem Gebiete beſtehenden ‚Inbireften Auflagen verwenden, | 


Artikel: 23. U— 


Beide Regierungen verbinden ſich, für die Dienſttreue der bei der Zil J 
verwaltung von ihnen angeftellten Beamten in ber Art zu haften, daß Ausfaͤlle, 
welche an den Zollgefällen durch Dienftuntreue eined Beamten erfolgen, der 
Gemeinſchaft von derjenigen Regierung, welde den Beamten angeſtellt hat, 
durch Aufrechnung erſetzt werden ſollen. | 


Artikel 24. 


Die offiziellen Weberfichten über dad Einkommen ber zur Vertheilung 
geeigneten Eingangs⸗, Ausgangs- und Durhgangsabgaben, fo wie der aus 
benfelben befirittenen gemeinfchaftlichen Verwaltungsausgaben, follen gegenfeitig 
von 3 zu 3 Monaten mitgerheilt werben. 


Artikel 25. 


Don jedem ber Eontrahirenden Theile werden Bevollmachtigte aus ben 
beiberfeitigen Sinanzminifterien ernannt, welche jährlich einmal perfönlich zu⸗ 
fammenfommen, um bie Theilung der gemeinfchaftlichen Einkünfte zu bewirken, 
die erforderliche Abrechnung. zu vollziehen, und die Erledigung der Anſtaͤnde 
herbeizuführen, welche fich im Laufe der Verwaltung etwa ergeben haben 
könnten.’ Zwiſchen biefen Bevollmächtigten finden auch bie Mittheilungen 
Statt, welche nach Artikel 17. und 19. im Laufe des Jahres unter den beider⸗ 


feitigen Minifterien nothwendig werden koͤnnten. 
Art. 26. 
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Artikel 26. 


Die durch gegenwaͤrtigen Vertrag begruͤndete zot und Handes· 
verbindung ſoll ſpaͤteſtens vom Aften Juli 1828. an zur Vollzie⸗ 
bung kommen, und bis zum letzten Dezember 1834. dauern. Sollte 
alsdann ein Theil aus der Vereinigung treten wollen, ſo iſt eine einjaͤhrige 
vorherige Ankuͤndigung erforderlich. 


Unterbleibt dieſe Ankuͤndigung, ſo wird angenommen, daß die Ueber⸗ 
einkunft ftillfchweigend auf anberweite ſechs Jahre verlängert 
' worden fey. 


Artikel 27. u | 
Gegenwärtige Uebereinkunft unterliegt der Ratifitation ber beiberfeiti- 


gen Regierungen. Sobald ſolche erfolgt ift, foll die Art. 3. verabredete 
Kommiffion in Thätigfeit gefegt werden. 


zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 8ten Mai 1828. 


Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, 
v. Schönberg. 





Geieg-Sammlung 


für Die 


Köniatisen Preußifgen Staaten 








(No. 1143.) Verordnung, bad Aufgebot und bie Amortifation verlorener ober vemichteter 
Staaspapiere betreffend. Vom Iten Mai 1828. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen x. xX. 
Zur Erlaͤuterung, Ergaͤnzung und anderweiten Beſtimmung der in den 
SS. 18. bis 21. der Verordnung vom 16ten Juni 1819. enthaltenen Bor: 
ſchriften über dad Aufgebot und die Amortifation verlorner oder vernichteter 
Staatöpapiere, und ded Berfahrens über die Ausfertigung neuer Staats: 
Schuldenpapiere an bie Stelle der amortifirten, verordnen Wir, auf den Antrag 
Unferes Staatsminiftertumd, und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staats⸗ 


raths, wie folgt: 
$. 1. 


Beim Aufgebot ber im $. 18. ber Verordnung vom 16ten Juni 1819, 
erwähnten Staatd- Schulbenpapiere, wohin auch bie Papiere über Provinzial- 
Staatöfchulden gehören, in fofern ihrer Natur und Befchaffenheit nach bisher 
überhaupt ein Aufgebots⸗ und Amortifationsverfahren ihrentwegen zuläffig 
geweſen ift, bedarf ed der im $. 6. diefer Verordnung vorgefchriebenen vors 
läufigen Bekanntmachung in dem Zalle nicht, wenn zu dem aufzubietenden Papier 
entweber niemals Zins⸗Coupons ausgegeben waren, oder baffelbe zu einem Theile 
ber Staatöfchuld gehört, welcher bereitd abgelegt, oder bei welchem die Aus- 
fertigung neuer Coupons eingeftellt if. 

Ein ſolches Papier kam vielmehr ohne Abwartung eines. Zeitraums 
gerichtlich aufgeboten werden, fobalb bie betreffende Schulben- Derwaltungs- 
Behörde ein Zeugniß dahin ausftellt: 

daß die mit dem verloren gegangenen Papiere verbriefte Schuld i in 
ben Büchern ober Etats noch ‚offen ftehe. 
Yahrsang 1828, No.9. — Mo. 1143 — 1144.) M Ein 


(Ausgegeben zu Berlin den 2iften Mai 1828.) 
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Ein gleiched Zeugniß und 
Daß auch das aufgebotene Papier bie dahin nicht zum Vorſchein 
gekommen, 
muß, nachdem der in Gemaͤßheit des $. 20. ber gedachten Verordnung mit 
zwölfmonatlicher Srift anzuberaumende Coiftaltermin eingetreten ift, vor Abfaf- 
ſung des Amortifationd s Erfenntniffed beigebracht werben. 


$. 2. 


Das gerichtliche Aufgebot eines Staatspapiers erfolgt bei demjenigen 
Obergericht Cim Großherzogthum ‘Pofen und in ben. Rheinprovinzen bei demje⸗ 
nigen Landgericht), in deſſen Gerichtsbezirk die Schulden-Verwaltungsbehoͤrde 
ihren Sitz hat, auf deren Etat die mit dem aufzubietenden Papiere verbriefte 
Schuld ſich befindet. Nur Domainen⸗Pfandbriefe und andere in Hypotheken⸗ 
buͤchern eingetragene Staats-Schuldenpapiere werden bei demjenigen Gericht 
aufgeboten, unter beffen Gerichtöbarkeit das verpfaͤndete Grunbftäc belegen iſt. 


“ $. 3. 


Die Ebiktalladung, und in den dazu geeigneten Fällen die vorläufige 
Bekanntmachung, muß fowohl auf die in der allgemeinen Gerichtöordnung und 
deren Anhang. vorgefchriebene Weile, ald auch durch die in der Kabinetsorder 
vom 22ften Oktober 1825. bezeichneten. Blätter. ded Inlandes und des Aus⸗ 
landes, wo der Berluft fich ereignet bat, zur öffentlichen Kenntniß gebracht 
werden. Beim Aufgebot verloren gegangener Verbriefungen über Provinziale 
Staatöfchulden treten jeboch die Amtsblätter des Negierungsbezirks, in welchem 
bie betreffende Schuldenverwaltung ihren Sitz hat, an die Stelle der in der 
gedachten Kabinetsorder genannien Berliner Intelligenzblätter. 


$. 4. 


Die Ausfertigung eines neuen Staats⸗-Schuldenpapieres, an die Stelle 
des gerichtlich amortifirten, finbet nicht mehr Statt, wenn die Verbriefung des⸗ 
jenigen Theild der Staatefchuld, zu welchem ed gehört, bereitd gefchloffen ift. 
In dieſem Falle hat die Schulden⸗Verwaltungsbehoͤrde, auf deren Etat die 
Schuld ſteht, einer von ihr zu beglaubigenden Abſchrift der mit dem Atteſte 
der Rechtskraft verſehenen Ausfertigung des Amortiſations⸗Erkenntniſſes, wovon 
die Urſchrift bei ihren Alten zu verwahren iſt, ein Anerkenntniß beizufügen, 
durch welches fie eben fo, wie Durch Das amortifirte Papier, verpflichtet wird. 
‚Sn biefes Anerfenntniß ift fo viel ald möglich der vollfiändige Inhalt des 
amortifirten Papieres, und in den. Falln, n wo das * Toter auf: jeden Inhaber 


ge⸗ 


—— 
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gelautet hat, auch noch bie Erfldrung aufzunehmen, daß bie Zahlung bes 
Kapitald und der Zinfen von Seiten der Schulden -Berwaltungsbehörde an 
jeden Inhaber des Anerfenntniffes, ohne weitere Legitimation beffelden, mit 
voller Wirfung gefchehe. | 


Urkundlich unter Unſerer Allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und bei- 
gebruchtem Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 3ten Mai 1828. | 
(LS) Sriedrih Wilhelm, 
- Earl, Herzog von Mecklenburg. Ä 
Graf v. Dandelman. v. Mo. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 


(No. 1144.) 


(No. 1144.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Item Mai 1828., bie Gewerbeſteuerpflichtigkeit 
| ber Privat-Verficherungsanftalten und anderer anf emen Gewerbezweck gerich: 
teten Privatvereine Betreffend. " 


N Gewerbefteuergefeß vom 30ſten Mai 1820, bat im 2. den Hanbel 
‚überhaupt der Gewerbefteuer unterworfen. Es kann feinen Zweifel finden, daß 
zu den Handelögefchäften auch der Betrieb der Privat: Verficherungsgefellfchaften 
‚ und anderer auf einen Gewerbezwed gerichteten Privatvereine gerechnet werden . 
muß, wie denn im $. 3. bie Affefuranzgefchäfte unter den Hanbelögefchäften 
ausdrücklich genannt find. Ob dergleichen Privatvereine mit Eaufmännifchen . 
Rechten betrieben werben oder nicht, hat auf ihre Verpflichtung zur Gewerbe- 
feuer keinen Einfluß, da ihr Verkehr auch im zweiten Falle die Natur eines 
Handelsgeſchaͤfts nicht verändert, und bie Verfteuerung aller ohne Faufmännifche 
Rechte betriebenen Handelögefchäfte im F. 5. des Gefeßed angeordnet ift, wie 
Ich folches in Meiner Order vom A1ten Juni 1826. in Bezug auf die Kom- 
miffiond= und Leihgefchäfte bereitd erklärt habe. Es ift hiernach geſetzlich 
begründet, daß die Privat-Berficherungögefellfchaften, und andere auf einen 
Gewerbezweck gerichtete Privatvereine, fo wie Deren Agenten, wem fie nicht 
ſchon eine Steuer von ihrem andermeitigen Gewerbe entrichten, entweber nach 
$. 3. oder nah $. 5. des Geſetzes vom 30ſten Mai 1820. der Gewerbefteuer 
unterworfen find. Um jeboch die hierüber entftandenen Zweifel zu befeitigen, 
haben Sie diefen Befehl Durch die Gefeßfammlung zur allgemeinen Kennmiß 
zu bringen. | u 


Berlin, den 3ten Mai 1828. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats: und Finanzminifter v. Mo tz. 
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Geſet Sammlung 


für bie 
Fsniglichen Preußiſchen Staaten 


% 
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(No. 1145.) 
Chauffeegeld-Zarif 
für eine Meile von 2000 Preußifchen Ruthen; 
Dom 28flen April 1828. 


J. Bon —— Kutſchen, Kaleſchen, abriolets und allem Fuhrwerke 
- einschließlich der Schlitten, zum Fortſchaffen ı von Perſonen ? beladen uber 
unbeladen, für jedes Zugthier. ......... cn nensnonsnnnenn 1Sgr. — Pf. 
I. Vom Laftfuhrwerfe; 
A. vom beladenen: . 
I) vierrädrigen, für jedes Zugthier bei einer a Befanmn 
a) von 4 und weniger Zugthieren......................... 4 
b) = 5 oder 6 Ben enennente Kerne ....... 2 
c) = 7 oder mehrern ⸗ ... 3 


nu 


vu 


a) von 1 oder 2 Zugthieren.......................5. ...... 1 = 

b) = 3 ‚dergleichen .................................... 2 5 

c) = 4 * und mehreren.........3.4 3 = 
3) “ ber Rad 


I u Te | 


und 2, Lit. b. nur —2 von N leben Zug ie .......... J 


vw W 


S 
8 
3 
5 A 
Eu 
= 3 
bar] 
a2 
BB: 
E33 
8 
= 
& 
S 
5 
oO 
2 
2 
=” 
as: 
87. 
8 
8* 
= 
vn 
Fl 


B. vom unbeladenen: 
1) Frachtwagen für jedes Zugthier ........................... — ⸗ 
2) Gemöhnlichen Landfuhrwerfe, „eögteichen von Schlitten zum 
Fortfchaffen von Laſten, für jedes Zugthier u... ...4 — ⸗ 
‚II. von ledigen Pferden und Maulthieren mit oder ohne Reiter 
oder Laft, von jedem... .. ............................. — ⸗ 
IV. von Ochſen, Kuͤhen und Eſeln, vom Stuͤck .............. — ⸗ 
V. von Kaͤlbern, Rindern, Sohlen, Ziegen, Echaafen, Laͤm⸗ 
mern und Schweinen wird, wenn deren weniger ald 5 Städ 
ß 2 nie entrichtet, von 5 Städ und mehr aber fuͤr jede 


.. —————0 —4420 —— ö—660020 ...... 5 2 Ss 


Saba 1823. — (No. 1145.) . | N Zu⸗ 


| Co [re > 
u 


(Ausgegeben zu Berlin den Iten Juni 1829.) 
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Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 
4) Sin Laſtfuhrwerk wird für beladen angenommen, wenn außer den Zubehoͤrun⸗ 
gen deffelben und Futter für höchftend 3-Tage an andern Gegenftänden, mehr 
— * bie, Ladung eines Schubkarrens, nämlich 2 Zentner, ſich auf Demfelben, 
befinde, rn | nn 
"Hy jur Befpannung eines Fuhrwerks werben alle Dabei befindliche Pferde ꝛc. (auch 
der Borfpann) gerechnet, welche nicht augenfcheinlich eine andere Beftimmun 
haben. Dagegen foll an folchen Stellen, wo durch ausgehängte Tafeln bemerk⸗ 
lich gemacht ift, Daß wegen der fteilen Unfteigung, Vorſpann zu nehmen fey, 
"wegen dieſes Borfpannes Feine Erhöhung der Tarifiäße eintreten; | 
3) von Laftwagen oder Karren, deren Radbefchläge weniger ald 2 Zoll breit find, - 
imgleichen von folchen, deren Radbeſchlaͤge zwar em? größere Breite, aber in 
der aͤußern Seite eine gebogene Fläche oder hervorftehende Kopfnaͤgel ober 
Etifte haben, follen die Sage des Tarifs Doppelt entrichtet. werden... Jedoch 
ſoll diefe Beftimmung bei dem gewöhnlichen Landfuhrwerke erft mit Dem 1ften 
Januar 1830., in Wirkſamkeit treten; | 7 
4) Laſtfuhrwerke follen nicht breiter ald hoͤchſtens 10 Fuß geladen werden. « 


| oo. Befreiungen. 
Chauſſeegeld wird icht erhoben: 0 
4) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Königlichen 
Haufes, imgleichen den Königlichen Geftäten angehören; 
2) vom Armeefuhrwerfe und von Fuhrwerken und Thieren, welche Militair auf 
Ä Ben Paar bei fich führt, Desgleichen von Offizieren zu Pferde im Dienft und 
in Dienftuniform; | Ä a | 
3) von öffentlichen Beamten auf Dienftreifen, innerhalb ihrer Geſchaͤftsbezirke, 
wenn fie ſich durch Freifarten des Finanzminiſterii legitimiren, auch von 
Pfarrern, bei Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parochten; | ' 
4) von öffentlichen Kouriers, imgleichen von ordinairen Reit=, Kariol-, Bahr: 
und hen, und den Dazu gehörenden Beimagen und ledig zurückgeben- 
n Poftpferdenz | 
5) von Transporten, die für unmittelbare Rechnung der Regierung gefchehen, 
auf Borzeigung von Freipaͤſſen, imgleichen von Vorſpann und Kieferungs- 
uhren auf der Yin= und Rüdreife, wenn fie jich als folche durch den Fuͤhr⸗ 
fehl ausweifen; . | | 
6) von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis⸗ und Gemeine - Hülfsfuhren, ungleichen von 
Armen= und Arreftanten= Fuhren; | 
7) von Düngerfuhren uͤberhaupt; von andern Wirthfchaftsfuhren, einfchließlich 
derjenigen zur Anfuhr der Bay- und Brenumaterialien, in foweit leßtere mit 
eigenem Geſpann geleiftet werden; imgleichen von Wirthichaftsvieh der Acker: 
wirthe, jedoch nur innerhalb der Gemeine- Grenzen und innerhalb ber Feld⸗ 
marf, worin.die von en bewirthichafteten Grundſtuͤcke liegen; 
8) von Kirchen= und Leichenfuhren innerhalb der Parochie; | 
9 von allem mit Chauffees Baumaterialien beladenen Fuhrwerk. 


| Straf: 
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J Strafbeſtimmungen. | | Ä 

1) Wer ed unternimmt, ſich der Entrichtung der Chauffee- Abgaben Auf irgend 
eine Weife zu entziehen, erlegt außer ben verkürzten Gefällen, deren vierfachen 
. Betrag, mindeftens aber Einen Thaler ale Strafe; ; | | 
2) wer’ Pferde ꝛc., welche zum Ilngefpann‘ enes, ber Abgabe unterworfenen 
Fuhrwerks gehören, vor einer Hebeſtelle Davon trennt und als ledige Pferde xx. 
: Angiebt, begeht eine Defraudation; 0 
3) wer eine Hebeftelle in einer Richtung, in welcher Chauffeegelb zu erlegen ift, 


mit Fuhrwerk oder Thieren paffirt, muß bei berfelben anhalten, auch wenn er. 


von der Abgabe frei ift. | 


Poftpferde führen; 

4) mächtig einen Schlagbaum öffnet, zahlt eine Etrafe von Drei 
Thalern; | 

5) wo Chauffeezettei ereicht werben, find folche anzunehmen, und bei ber zunaͤchſt 


2tuögenoinmen hiervon find Poſtillions, Die Preußifche Poſtfuhrwerke und 


ebeftelle abzugeben, widrigenfalld ‚hier Die Abgabe für bie früher | 


ee ” 
Paſſirte Hebeitelle noch einmal entrichtet werden muß; 
6) Ben, welche fich begegnen, muͤſſen fich, nach der rechten Eeite bin, halb 
ausweichen, _ . E 0 
von zwei Tagen, die fich einholen, muß der vordere nach ber Iinfen Seite 
fo weit ausbiegen, daß ber nachfolgende Wagen zur rechten Seite mit halber 
Spur vorbäifahrn ann; | 


7) Iedermann muß den Poflen, auf den Stoß ind Horn, ausweichen, bei Bere 


.meidung einer Strafe von 5 bis 30 Thalern; | 
8) Holz, Prlüge, Eggen und ähnliche Gegenftände dirfen auf Chauffeen nicht 
gefchleppt werben; | 
9) wer um zu Hermnen, Näder am Umdrehen völlig hindern will, darf fich Dazu 
nur der Hemmſchuhe mit ebener Unterfläche bedienen; | 
10) Vieh auf Chauffeen und in den Chauffeegräben zu füttern, ober anzubinden, 
imgleichen auf den Banquets oder m den Gräben zu fahren, zu reiten, Vieh 
u treiben, laufen oder weiden zu laffen, ift verboten; 
11) die Fahrbahn darf nicht durch Anhalten, oder auf irgend eine andere Weiſe 
gefperrt werben. | 7 
Auch duͤrfen weder auf Die Fahrbahn noch auf den Banquets und in den 
Griben, Gegenſtaͤnde niedergelegt, oder abgeworfen werden und Liegen 
eiben, 


ren werden darf. | 
Yuch darf fein Fuhrmann fich weiter, al& 5 Schritte von femem Fuhr⸗ 

werke entfernen, ohne die Pferde abzufträngen und feft zu binden; 

42) innerhalb 2 Fuß vom Grabenrande darf nicht geackert werben; 

43) wer den Chauffeen und dazu gehörenden Gebäuden, Vorrichtungen, ald Mei: 
lenzeigern, Tafeln, Schlagbaume, Prellpfählen, imgleichen den Pflanzungen :c. 
Schaden zufügt, muß außer dem Scjadenderfage, eine Strafe von 1 bie 
10 Thalern erlegen; | 

(No. 1145 — 1147.) | | 9 14) Bes 


N 


Das nämliche gilt von den Brüden, anf welchen auch nicht ſchnell gefah⸗ 
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19) Befhäbigumgen br Chauffoekämme werben, wenn bie allgemeinen Geſetze Beine 
+ härtere Strafe beſtimmen, mit 5 Rthlr. fuͤr jeden durch Verſchulden beſchaͤ⸗ 


digten Baum beſtraft; | | 
15) wo für die Uebertrefung vorſtehender DBorfchriften und Verbote befondere 
Strafen nicht beftimmt find, da tritt für jeden einzelnen Ball, eine Geldſtrafe 
16 —A geg Be t auch die Pächter der Chauffee Gerd 
16) eglichfeiten gegen Beamte, wozu ie ter ber ee⸗ lle 
zu zaͤhlen ſind, werden nach den allgemeinen Geſetzen beſtraft. 
| fichere, oder ungekannte Uebertreter follen zur Haft gebracht, umb an die 
zuftändigen Polizeibehörben abgeliefert werben. 
Gegeben Berlin, ben 2öften April 1828, 


(L.S) Friedrich Wilhelm, 
v. Shudmann. v. Motz. 





| (No. 1446.) Belanntmachung vom 15ten Mai 1828., ben neuen Chauffeegelbs Tarif vom 
B 28ſten April c. a. betreffend. 


ei Vollziehung des vorftehenden Chauffeegeld = Tarifd ift von bes Könige 
Majeſtaͤt zugleich beitimmt: „Daß derfelbe innerhalb vier Monaten, vom Tage feiner 
„Publikation an gerechnet, nicht. allein: auf ſaͤmmtlichen Staats = Chauffeen, fonbern 
„auch bei andern Staatskommunikations⸗ Anlagen, wo die Abgaben nah Maaß⸗ 
„gabe des bisherigen Chauffeegeld = Tarife entrichtet worden find, zur Anwendung 
‚‚gebracht werben ſoll.“ Diefer Beftimmung gemäß ift angeordnet: Daß nach dem 
vorftehenden Tarif überall vom Aften Oktober d. 3. an verfahren und das Chauffee- 
Geld erhoben werden fol. Berlin, den 1öten Mai 1828, Ä 


Der Minifter des Innern, Der Finanzminifter. 
v. Shudmann, - 9. Motz. 





(No. 1447.) Allerhoͤchſte KabinetSorber vom Zten Mai 1828., wodurch der einmonatliche 
Erlaß der Klaffenfteuer auch den, zur Landwehruͤbung einberufenen Offizieren 
A und Landwehrmaͤnnern, die in den hoͤhern Klaſſen ſteuern, bewilligt wird. 


uf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 22ſten vor. Mts., beſtimme Ich 
hierdurch, Daß der in dem Geſetze vom 30ſten Mai 1820. $.2. d. und durch Meine 
Order vom 2iften März 1822. den Landwehrmännern erften Aufgebotd, welche in 
der unterſten Klaffe fteuern, fr die Dauer ber jährlichen Landwehräbung bewilligte 
Erlaß der Klaffenfteuer, von nun an auch Fir die zu diefer Hebung einberufenen 
Dffiziere und Landwehrmaͤnner, die in den höhern Klaffen fteuern, jederzeit auf die 
Dauer von einem Monate eintreten foll, und überlaffe Ihnen hiernach das Meitere 


zu verfügen. Berlin, den sten Mai 1828. 
| Sriedrih Wilhelm. 
An den Staats: und Finanzminifter v. Motz. - 
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(No. 1148.) Allerhoͤchſte Kabinetäorber vom 10ten Mai 1828., bie Beſeltigung ber 
mwucherifchen Agiotage mit den Brabanter Kronenthalern in ben weſtlichen 
Provinzen betreffend. 


Far Beſeitigung ber wucherifchen Agiotage mit den Brabanter Kronenthalen, 


welche nach dem Berichte bed Etaatsminifteriums, vom 26ſten v.M., mit. 


befonderer Bedruͤckung ber drmeren Volksklaſſe, namentlich der Babrifarbeiter, 
in. ben weftlichen Provinzen fortdauert, ungeachtet nach Meiner Order vom’ 
25ſten November 1826. zur Annahme Niemand verpflichtet ift, will Ich anges 
tragenermaßen hierdurch feflfegen: 


. 3) daß ald eine Ausnahme von der Bellimmung Meiner Order vom Zöften 
Oktober 1821., die Brabanter Kronenthaler in ben weftlichen Provinzen 
bei Zahlungen an Öffentliche Kaſſen und zwar: 


Der ganze zu .......................... 1Rthlr. 15 Ser. 2 Pf. 
s halbe zu .......................... — 5 2 : 45 
» Viertel zu........................... — :; 11» 1% 


angenommen werden follen, jedoch mit der Beſtimmung, daß fie von den 
Kaſſen nicht wieder auszugeben, fondern an bie Münze abzuliefern find; 


2) daß fie bei allen Zahlımgen, bie nicht im größern Eaufmännifchen Verkehr 

geleiſtet werben, nicht höher als zu ben vorbeflimmten Sägen außgegeben 
werben bärfen, und daß derjenige, welcher fie zu einem höhern Kurfe 
ausgiebt, mit einer Strafe von Fünf Silbergröfchen für ieden ausgege⸗ 
benen Kronenthaler belegt werden ſoll. 

Jahtegaug 1825, — (No. 1148.) | :D Das 


(Ausgegeben gu Berlin ben 0ten Juni 1828.) 
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= Das Staatsminiſterium hat dieſen Befehl, welcher zween Monate nach 
. ber Bekanntmächteng zur Ausführung kommen fol, durch die Geſetzſammlung 
zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen, und auf deſſen Befolgung durch die Be⸗ 
hoͤrden ſtrenge halten zu laſſen. 
Berlin, ben 10ten Mai 1828. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


2 Er 3 
Geſetz Sammlung 


fuͤr die 
Königligen Preußiſchen Staaten. 
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(No. 1149.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 16ten Mai 1828., wornach der Erbſchafts⸗ 
Stempel, welcher nach dem Tarif zum Stempel⸗-Steuergeſetz vom 7ten 
März 1822. von Strafen und Abfindungen aus Eheſcheidungs Erkenntniſſen 
zu erheben iſt, nicht weiter erhoben werden toll, 


| Te genehmige auf Ihren Antrag, baß der Erbſchaftsſtempel, welcher nach 
dem Tarif zum Stempel-Steuergeſetze vom 7ten März 1822., von Strafen 
und Abfindungen aus Ehefcheidungs » Erfenntniffen, zu erheben ift, von jetzt ab, 
nicht weiter erhoben werde und erinächtige Sie, dem ‚gemäß das Erforderliche 
zu veranlaffen. 


Berlin, den 16ten Mai 1828. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
Den Staats⸗ und Finanzminiſter v. Motz. 





Jabrgang 1828. — (No. 1149 — 1150.) P | (No. 1150,) 


(Ausgegeben zu Berlin ben 2Aften Juni 1928.) 
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(No. 1150.) Allerhöchfte Kabinetsorber vom 7ten uni 1828., bie veränderte Steuer « Eins 
richtung im Streife Weblar betreffend. 


N. in Folge des mit: dem Großherzogthum Heſſen abgeſchlofſenen Zoll⸗ 
Bereintgungsverfragd ‚vom Sten März d. J., die Gründe aufhören, aus. denen 
Ich in Meiner Order vom Sten Oktober 1826., für den som Zollverband auf: » 
.. gefchloffenen Kreis Weßlar: Braunfeld gewiffe Surrogafabgaben fefigefegt babe, 
und ed nunmehr möglich wird, gedachtem Kreife, durch nähere Gleichſtellung 
in den Landesabgaben mit der ganzen Monarchie, nicht nur die Wohlthat eines 
freiern Verkehrs mit derſelben zu verſchaffen, ſondern ihn auch an den Vortheilen 
der Verbindung mit dem benachbarten Großherzogthum Heſſen, Theil nehmen 
zu laſſen; fo beſtimme Ich hiermit auf Ihren Bericht von 23ſten vorigen 
Monats Folgendes: 


1). Bon den durch. gedachte Order angeordneten Abgaben hören auf: 


a) die Fingangsabgabe in ber Stabs Wehlar von den darin näher be: 
zeichneten fremden Gegenftänden, von da ab, wo der Zoll: Bereinie 
gungövertrag mit dem Großherzogthum Heſſen zur voͤlligen Ausfuͤhrung 
kommen wird; 

b) der in dem Kreiſe Meblar-Braunfels, außsfchlieglich der Stadt Wetzlar, 
angeordnete Slaffenfteuer- Zufchlag von allen Steuerpflichtigen und 
der Gewerbefteuer= Zufchlag von den Brauereien und Schankwirih⸗ 
ſchaften vom Iſten Juli d. J. ab. 


2) Bei Aufhebung aller bereits abgeſchafften, nach der vorigen Landesver⸗ 
faſſung erhobenen landesherrlichen Abgaben, behaͤlt es ſein Bewenden. 


3) Dagegen kommen von dem unter 1. a. beſtimmten Termin ab, 


a) in. dem Kreiſe Wetzlar-Braunfels, einſchließlich der Stadt Wetzlar, 
wegen der Ein-, Aus- und Durchgangsabgaben von fremden Ges 
genftänden, diefelben Gefeße zur Anwendung, welche deshalb unter 
Dem 2bſten Mai 1818. und ſpaͤter fuͤr die Monarchie gegeben worden, 
und die in der nach dem Vertrage mit dem Großherzogthum Heſſen 
erforderlichen Art daſelbſt zu verkuͤndigen ſind. 

b) Auch wird die Branntwein- und Braumalz-Bteuer, wie fie durch 
Meine Order vom Iten Dfrober 1826. für die Stadt Wetzlar anges 
ordnet worden, in dem Kreiſe Weglar-Braunfeld allgemein erhoben. 

c) Wein oder Taback, welche dafelbft gebaut werben follten, werben 
der Verfteuerung, der erfte nach dem Geſetz vom 2öften Septem⸗ 
ber 1820., und der legte nach Meiner Order vom 29ften März 1828. 
unterworfen, 


4) Wegen 
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4) Wegen der Salzabgabe verbleibt es vorerſt bei den bisherigen Beſtimmungen. 


5) In Hinſicht auf den Verkehr mit auslaͤndiſchen Waaren im Kreiſe und auf 

| den Verkehr deffelben mit den übrigen Theilen der Monarchie, fege Ich 

bie. Befliimmungen gedachter Order vom ten Oftober 1826., von dem 

unter 1. a. angegebenen Termin ad, außer Kraft und es treten deshalb 

‚die allgemein gefeglichen, fo wie in Bezug auf den Verkehr mit dem 
Großherzogthum Heſſen die vertragsmaͤßigen Verhaͤltniſſe ein. 

Ich uͤberlaſſe Ihnen zur weiteren Ausfuͤhrung dieſer Beſtimmungen 
Werall das Noͤthige anzuordnen und diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche 
erforderlich ſind, um die dortige Steuerverwaltung mit ber Großherzoglich⸗ 
Heſſiſchen in die vertragsmäßige Verbindung zu fegen. - Diefe Beſtimmungen 
baben Sie im gefeßlichen Wege befannt zu machen. 


Berlin, den 7ten Yuni 1828. 


Friedrich Wilhelm. 


| An 
Den Staats: und Sinanzminifter v. Motz. 





(No. 1150 — 1151.) | 2 (No. 9151.) 
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(No. 1151.) Allemochſte Kabinetsorder vom 18ten Juni 1828., über bie Befreiung berjenie 
gen, welche bad 16te Lebensjahr noch nicht vollendet haben, von ber 
Kaſſenſtener. 


92. 

Ss babe aus Ihrem Berichte vom 30ſten v. M. gern erfeben, daß ber 
Zuftand der Finanzen eine anderweitige Erleichterung in der Erhebung ber 
Klaffenfteuer geftattet, und genehmige deshalb nach Ihrem Antrage, daß bie . 
Klaffenfieuer - Pflichtigfeit, ſtatt wie bisher mit dem vollendeten 14ten Lebens⸗ 
jahre, vom iften Januar 1829. an, erft mit dem vollendeten 16ten Lebensjahre 
anfange, welchen gemäß Sie das Erforderliche zu verfügen haben. 


Berlin, den 18ten Juni 1828. 
Friedrich Wilhelm. 


1 


Au 
ben Staats⸗ und Sinanzminifter v. Motz. 





75 


Geſeß— Sammlung 


| für bie 
Königligen preußiſchen Staaten. 
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(No. 1152. Traitâ d’amitie, de navigation 


‘et de commerce entre Sa Majeste le 
Roi de Prusse et Sa Majeste ’Empe- 
reur du Bresil. Du 9 Juillet 1827. 


Au nom de a T res-Sainte 
et indieisible Trinite! 


8. Majesté le Roi de Prusse et Sa 


Majest€ l’Empereur du Bresil, égale- 


‚ment animes du üUesir de voir con- 
certer les moyens d’activer et d’eten- 
.dre les relations commerciales entre 
Leurs Etats respectifs, dans l’iinteret 
commun de Leurs sujets et à l’avan- 
_ tage reciproque des deux nations, et 
de procurer toutes les facilites et tous 
les encouragemens à ceux de Leurs 
sujets, qui ont part ä ces relations, 
Cnt nomme des plEnipötentiaires, 
pour conclure un traite d’amitie, de 
navigation et de commerce, savoir: 
⸗ 


Sa Majest& le Roi de Prusse: le . 


Sieur de Olfers, Son conseiller 
d’ambassade et charge d’affaires 
a la cour impe£riale du -Br6sil, 
chevalier de lordre royal de Vaigle 
rouge; et . 

Jahregang 1828. — (No. 1152.) 





(No. 1152.) Weberfegung bes nebenſtehenden 
Freundſchafts⸗, EC chifffahrtd- und Hans 
deld = Vertrags zwifchen Seiner Majeſtaͤt 
dem Könige von Preußen und Seiner Ma⸗ 
jeftät dem Kaijer von Braftlien. Vom 
Iten Juli 1827. 


Im Namen der hochheiligen und. 


untheilbaren Dreieinigfeit! 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen 


und Seine Majeſtaͤt der Kaiſer von Bra⸗ 
ſilien, beſeelt von gleichem Wunſche einer 


Verſtaͤndigung uͤber die Mittel, um im 


gemeinſchaftlichen Intereſſe Ihrer Unter⸗ 


thanen und zum gegenſeitigen Nutzen bei⸗ 
der Nationen die Handels-Verbindungen 


zwiſchen Ihren beiderfeitigen Staaten zu 


beleben und zu erweitern, und Ihren hie: 
bei betheiligten ilnterthanen alle und jede 
Erleichterung und Aufinunterung zu ver- 
fhaffen, haben zum Abfchluffe eines 
Sreundfchafts-, Echifffahrtd- und Han⸗ 
dels⸗Vertrages Bevollmächtigte ernannt, 
namlich: 

Seine Majeſtaͤt ber König von Preußen 

den Herrn von Dlfergs, Allerhöchft- 

Ihren Regationd: Rath und Gefchäfts- 

träger am Kaiferlich-Brafilifchen Hofe, 

bes Koͤnigl. rothen Adler⸗Ordens Ritter; 

und 

Q 


(Ausgegeben zu Berlin ben 31ſten Juli 1828.) 


Sa Majeste l’Empereur du Bresil: - 
Leurs Excellences Messieurs, le 
Marquis de Queluz, conseiller 
d’etat, senateur de ’Empire, grand- 
croix de l’ordre imfperial'du Cru- 
zeiro, commandeur de l’ordre du 
Christ, ministre-secretaire d’etat des 


affaires Etrangeres; le Vicumte de . 
conseiller d’etat, 


St. Leopoldo, 
Senateur et Grand de l’Empire, 
officier de Tordre imperial du 


Cruzeiro, chevalier de l’ordre du . 


Christ, ministre-secretaire d’etat de 

"Finterieur; etleMarquisde Maceyö, 
du conseil de Sa Majeste l’Empe- 
reur, gentilhomme de la chambre 
imperiale, commandeur de l’ordre 
du Christ, ofhcier de Pordre im- 
perial du Cruzeiro, chevalier des 
ordres de la Tour et Epee et de 
St. Jean de Jerusalem, lieutenant- 
colonel de Petat-major, ministre- 
„ı secretaire d’etat de la marine; 


"Lesquels, après s’&tre commmigqne 
reciproquement leurs pleins-pouvoirs 
"respectifs, trouves en bonne et dite 
forme, ont arräte et conclu les ar- 
ticles suivans: 

Art. 1. Il yaura paix constante 
et amiti& perpe£tuelle entre Leurs 
Majestes le Roi de Prusse et ’Empe- 
reur du Bresil, Leurs h£ritiers et suc- 
“ cesseurs, et entreLeurs sujets de tous 

territoires, sans exception de personne 
"ni de lieu. Ä 


Art. 2. Les sujets de chacune 
‚des Hautes Puissances contractantes, 
‚em sestant squmis aux, lois du pays, 
jouiront en leurs personnes et:biens 
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Sein Woajelkit ber Kaiſer von Bra⸗ 
ſilien Ihre Ercetlenzen den Marquis 
v.Queluz, Allerhoͤchſt-Ihren naht 
rath, Senator des Reichs, Groß 
des Kaiſerlichen Ordens vom ſuͤbli 
Kreuze, Komthur des Chriſtordens, 
Miniſter⸗Staatsſekretair fuͤr die aus⸗ 
waͤrtigen Angelegenheiten; den Vicomte 
von San Leopoldo, Allerhoͤchſt⸗ 
Ihren Staatsrath, Senator und Gro⸗ 
ßen des Reichs, Offizier des Kaiſer⸗ 
lichen Ordens vom ſuͤdlichen Kreuze, 
Ritter des Chriſtordens, Miniſter⸗ 
Staatsſekretair des Innern; und den 
Marquis v. Maceyò, Allerhoͤchſt⸗ 
Ihren Rath und Kammerherrn, Kom⸗ 
thur des Chriſtordens, Offizier des 
Kaiſerl. Ordens vom ſuͤdlichen Kreuze, 
Ritter der Orden vom Thurm und 
Schwerdt, und vom Heiligen Johannes 
von Jeruſalem, Obriſt⸗Lieutenant vom 
Generalſtabe, Miniſter⸗Staatsſekretair 
des Seeweſens; 


welche, nachdem ſie ſich gegenſeitig ihre 
in guter und gehoͤriger Form befundenen 


Vollmachten mitgetheilt, folgende Artikel 
verabredet und abgeſchloſſen haben. 


Art. 1. Es ſoll beſtaͤndiger Friede 
und ewige Freundſchaft ſeyn zwiſchen 
Ihren Maieſtaͤten dem Koͤnige von Preußen 
und dem Kaiſer von Braſilien, Ihren 
Erben und Nachfolgern, und zwiſchen Ih⸗ 
ren Unterthanen aller Gebiete, ohne Aus⸗ 
nahme der Perſon und des Orts. 


Art. 2. Die Unterthanen einer jeden 
der hohen kontrahirenden Maͤchte ſollen, 
obwohl den Landesgeſetzen unterworfen, 
fuͤr ihre Perſonen und Guͤter im ganzen 


U 


dans toute P’etendue des territoires de. 


Pautre des mêmes droits; .:privileges, 
faveurs et exemptions, ‘qui sont ou 
setoient accofdes aux sujets de la 
nation la plus favorisee. Ils ne seront 
point assujettis aux’ visites et recher- 
ches .ärbitraires,. ni A aucun examen 
ou investigation de leurs livres et 


papiers sous quelque pretexte que ce 


soit. Dans le cas de trahison, con- 
trebande ou autres crimes, dont les. 
iois:des pays respectifs font mention, 
les zecherches, visites, examens et 


investigations ne pourront.aveir lieu 


quw'avec l’assistance du magistrat com- 
petent, .et en presence du consul de 
la nation, a.qui appartiendra la par- 
tie prevenue, du vice-consul ou de 
son. delegue, en cas qu'il y en aitsur 
les lieux, 
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Umfange.der Gebiete der anderen Macht 
berfelben Rechte, Vorrechte, Beguͤnſti⸗ 
gungen und Befreiungen genießen, welche 
den Unterthanen ber begünfligteften Nas 
tion zugeftanden worden find, oder wer⸗ 
den möchten. Sie künnen weder willkuͤhr⸗ 
lichen Hausfuchungen und Nachforſchun⸗ 
gen, noch irgend einer Prüfung und Uns 
terfuchung ihrer Bücher oder Papiere, 
unter welchem Borwande es auch ſey, 
unterworfen werden. Im Falle Des Vers 
rathes, des Schleichhandels oder anderer 
ftrafbaren Bergeben, deren die refpeftiven 
Landesgefeße erwähnen, dürfen Haus: 
fuchungen und Nachforfchungen, fo wie 
Prüfungen und Unterſuchungen der Bücher 
und Papiere nur unter dem Beiftande ber: 
Eompetenten Behörde und in Gegenwart 
Des Konfuld der Nation, welcher der. 


. befchuldigte Theil angehört, des Vice⸗ 


Konfuls, oder feines Subflituten, vor. 


ausgeſetzt, Daß dergleichen an dem Drte 
.. vorhanden find, Staat finden. 


4 I 


Art. 3. En cas de mesintelli- 
gence ou de rupture entre les deux 
Puissances (puisse Dieu ne le per- 


mettre jamais!) lequel cas ne sera’ 


repute exister, qu’apres le rappel ou 


le depart des‘ agens diplomatiques’ 


respectifs, les sujets de chacune des 
Hanutes Puissances tontractantes, ré- 
sidant dans les domaines de l’autre, 
pourront y rester pour leurs aflaires, 
sans. dtre gönes en quelque maniere 
que ce soit, tant quwils .continzeront 
ä:se Comporter pacifiquement, et à 


ne: commettre aucune offense contre. 


les lois. Dans le.cas cependant, oü 
ils se rendroient suspects par leur 
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Art. 3. Im Falle eines Mißver- 
ftändniffe8 oder Bruches zwifchen den bei: 
ben Mächten ( den Gott nie zulaffen wolle”) 
welcher "Fall nur nach Zurücdberufung: 
oder Abreife der gegenfeitigen diplomati⸗ 
fehen Agenten als wirklich eingetreten an⸗ 
zufehen feyn wird, follen die Untertha⸗ 
nen einer jeden der hohen Fontrahirenden 
Mächte, die in den Befißungen der Ande⸗ 
renwohnen, zur Beforgung ihrer Angele- 
genheiten daſelbſt verbleiben dürfen, ohne 
auf irgend eine Weife behelligt zu werden, 
fo lange fie fortfahren, ſich ruhig zu vers 
halten, und ſich Feine llebertretungen der ' 
Geſetze zu erlauben. Sollten fie jedoch 
durch ihr Betragen fich verdächtig inachen, 
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conduite, ils.seront söommes de sortir 
du pays, et il leur sera accorde un 
terme pour se retirer.avec leurs biens, 
qui n’excedera: pas hait mois. 


:: Art. 4. Les individus accuses 
dans les &tats de l’une des Hautes Puis- 
sances contractantes, des crimes de 
haute trahison, felonie, fabrication 
de fausse monnoye .ou du papier qui 
la represente, ne recevront point de 
protection dans les états de l’autre, 
mais au contraire en seront expulses, 
aussitöt qu’Elle en sera requise par le 
- Gouvernementrespectif.—— Les indi- 
vidus, qui deserteroient du service de 
mer ou’ de.terre d’une des Hautes 
Puissances contractantes ne seront 
pas recus dans les Etats de l’autre, 
mais seront arretes et remis sur la 
r&clamation. des agens consulaires 


vespectifs. 


‚Art. 5. Lesagens diplomatiques 
et consulaires de chacune des Hautes 
Puissances contractantes jouiront 
selon leur grade dans,les états de 
Pautre des m&mes favcurs, honneurs, 
privilöges, immunites, exemptions 


de droits et de charges, qui sont ou. 


seront accordes aux agens de la 
. nation la plus favorisee.. 


Il reste entendu, que les agens 
consulaires ne pourront entrer. dans 


l’exercide de: leurs fonctions sans 


Tapprobation prealable du Souverain, 
dans: les états duquel ils. seront 


enployes. . . J X 
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ſo werben fie. aufgefordert werden, das 
Land zu verlaffen, und es wird ihnen eine 
Srift, fich mit ihrem Eigenthum zu cute 
fernen, beflunmt werben, welche nicht über 
8 Monate außgebehnt * werben braucht. 


Art. 4. Die, in den Staaten ber 
einen von beiden hohen kontrahirenden 
Maͤchten der Verbrechen des Hochverraths, 
der Felonie, der Verfertigung falſcher 
Muͤnze oder des dieſelbe vertretenden Pa⸗ 
piers angeklagten Individuen, ſollen in 
den Staaten ber. anderen Macht keinen 
Schuß erhalten, fondern vielmehr auf An⸗ 
fuchen des refpeftiven Gouvernements fo: 
fort daraus weggewiefen werben. — Die 
Individuen, welche aus ben Land⸗ oder 
Seedienfteder einen der hohen kontrahiren⸗ 
den Mächte entweichen, folfeninden Staa⸗ 
ten der Anderen nicht aufgenommen, fonts 
dern auf Reklamation der refpeftiven Kon⸗ 
fular= Agenten verhaftet und ausgeliefert 
werden. 


Art. 3. Die Ddiplomatifchen : und 
Konfular- Agenten einer jeden der hoben 
Eontrabirenden Mächte, follen nach Ver« 
haͤltniß ihres Ranges in den Staaten der 
anderen Macht derfelben Begünftigungen, 
Ehren, Vorrechte, Immunitaͤten und Bes 
freiungen von Rechten und Laſten genießen, 
welche den Agenten der begünftigteften 
Nation zugeftanden find, oder noch zuges 
fanden werden möchten. 


Es verfteht fih, daß die Konfulars 
Agenten nicht ohne vorgangige Genehmis 
gung des Souverains fuͤr deſſen Staa⸗ 
ten ſie ernannt ſind, in in Ausubung ihrer 
Funktionen t treten konnen. 


"Arr. 6b. IN y aura liberte reci- 
proque de navigation et de commerce 
entre les sujets respectifs des Hautes 
Puissances contractantes, tant en na- 
vires Prussiens qu’en navires Brési- 
liens, dans tous les ports, baies, anses, 
mouillages, villes et territoires ap- 
partenant aux Hautes Puissances con- 
tractantes. | 

Il en est excepte toutefois les 
articles reserves respectivement aux 
deux couronnes, de m&me que le 
cabotage et le commerce cötier. 


Art. 7. Les bätimens des sujets 
de chacune des Hautes. Paissances 
contractantes, qui entreront dans les 
ports et mouillages de lautre, ou 
qui en sortiront, ne seront assujettis 
a aucuns droits ou charges de quelque 
nature qu’ils soyent, autres ou plus 
considerables, que ceux qui sont 
actuellement ou pourront par la suite 
&tre imposes aux navires de la nation 
la plus favorisee ä leur entree dans 
ces ports et mouillages ou ä leur 
sortie. Ä 


‚Art. 8 Tous les produits, mar- 
chandises et articles quelconques, qui 
sont de production, manufacture et 
industrie des sujets et territoires d’une 
des Hautes Puissances contractantes, 

importes directement ou indirecte- 
ment des &tats de cette Puissance dans 
les &tats de l’autre, tant en navires 
Prussiens que Bre6siliens, paieront 
generalement et uniquement les 
me&mes droits, que paient’ ou vien- 
droierit A payer les süjets de la’nation 
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Art. 6. Es foll zwifchen ben refpe 
tiven Unterthanen der beiden hohen kontra⸗ 
birenden Mächte gegenfeitige Freiheit der 
Schifffahrt und des Handels, fowohl 
mittelft Preußischer als mittelft Brafilifcher 
Schiffe, in allen Hafen, Bayen, Buche 
ten, Ankerplaͤtzen, Etädten und Gebieten 
der hoben Eontrahirenden Drächte Etatt 
finden. 


Ausgenommen hievon find jedoch die 
ben beiden refpeftiven Kronen vorbehaltes 
nen Handeld-Artifel, fo wie bie Küftens 
fahrt und der Fuͤſtenhandel. 


Art. 7. Die Schiffe der Untertha⸗ 
nen einer jeden der hohen kontrahirenden 
Maͤchte, welche in die Haͤfen oder Anker⸗ 
plaͤtze der anderen einlaufen oder aus den⸗ 
ſelben auslaufen, ſollen keinen andern 
oder hoͤhern Abgaben und Laſten ,welcher 
Art auch immer ſie ſeyn moͤgen, unter⸗ 
worfen ſeyn, als denjenigen, welche den 
Schiffen der beguͤnſtigteſten Nation bei 
ihrem Einlaufen in dieſe Haͤfen und Anker⸗ 

plaͤtze oder beim Auslaufen aus denfelben 
gegenwaͤrtig auferlegt ſind, oder kuͤnftig 
etwa auferlegt werden moͤchten. 


Art. 8. Alle Erzeugniſſe ‚ Maaren 
und Artikel jedweder Art, welche der Pros. 
duktion, Manufaktur und Induſtrie der 
Unterthanen und Gebiete einer der hohen 
kontrahirenden Maͤchte angehoͤren, und 
auf direktem oder indirektem Wege aus 
den Staaten dieſer Macht in die Staaten 
der anderen, ſowohl auf Preußiſchen als 
auch auf Braſiliſchen Schiffen eingefuͤhrt 
werden, ſollen einzig nur dieſelben Abga⸗ 
ben bezahlen, welche die Unterthanen ber 
begünftigteften Nation in Gemaͤßheit bed 


la plus favorisee, conform&ment au 
sarif general des douanes. 


Il est convenu, qu'en parlant de 
nation la plus favorisee, la nation 
Portugaise ne devra pas servir de 
terme de comparaison. 


Lorsque les dites marchandises 
n’auront pas une valeur determinee 
dans le tarif, Pexpedition en douane 
sen fera sur facture, ou sur une de- 


claration de leur valeur, signee de la 


partie qui les importera: mais dans 
le cas, oü les officiers de la douane, 
charges de la perception des droits, 
auroient lieu de soupgonner fautive 
cette &valuation, ils!auront la liberte 
de prendre les objets ainsi values, en 
payant dix pour cent en sus de la dite 
&valuation; et ce dans l’espace de 
quinze jours, à compter du premier 
jour de la detention, et en restituant 
les droits payes.' 

. Les sujets de chacune des Hautes 
Puissances contractantes jouiront 
pour le payement des droits, frais et 
depenses quelconques de douanes dans 
les etatsdel’autre,desm&mesavantages, 
que les indigenes, de maniere que les 
sujets de Sa Majeste le Roi de Prusse 
pourront £tre signataires des douanes 
du Bresil avec les m&mes conditions 
et stıreies que les sujets Bresiliens et 
vice versa. 


"Art: 9. Les produits et mar- 
chandises dépéchés pour la r&expor- 
tation ou le transbordement, paieront 
reciproquement les m&mes droits que 
paient ou viendroient ä payer les sujets 
de la nation la plus favorisee, 
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allgemeinen Zolltarifd entrichten, ober 
künftig entrichten werden. 


Man ift überdingefommen, daß wenn | 
von der begänftigteften Nation die Rede tft, 
bie Portugiefifche Nation nicht ald Maaß⸗ 
ftab der Vergleichung dienen ff. 

Menn die gedachten Waaren im Zolls 
tarife Eeine beftimmte Evaluation haben, 
fo foll die Einflarirung im Zolle nach der 
Saftura, oder nach einer von der einfüh- 
renden Parthei unterzeichneten Angabe Des 
Werthes gefcheben; follten jedoch die mit 
der Erhebung der Abgaben beauftragten 
Zollbeamten Urfache haben, folche Werth: 
Angabe für unrichtig zu halten, fo foll 
e8 ihnen frei ſtehen, die fo evaluirten Ge⸗ 
genftände binnen 14 Tagen nach deren‘ 
Anhaltung gegen Zahlung bed angegebe- 
nen Werths mit einen Auffchlage von 
zehn Prozent, und unter Zurücerftattung 
der erlegten Abgaben an ſich zu nehmen. 


Die Unterthanen einer jeden der hohen - 
Fontrahirenden Mächte, werden in Betreff 
ber Zahlung aller Zoll- Abgaben, Unfo- 
ften und Epefen in den Staaten ber ande: 
ren, derfelben Vortheile, wie bie Einge- 
bornen genießen, fo Daß die Unterthanen 
Seiner Moajeftät des Königs von Preußen 
Affignanten der Brafilifchen Zoll-Aemter 
ſeyn Fönnen, unter benfelben Bedingun⸗ 
genund Eicherheiten, wie die Brafilifchen 
Unterthanen und umgekehrt. 


Art. 9. Die Produkte und Waa⸗ 
ren, welche zur Wiederausfuhr eder Um⸗ 
ladung Elarirt werben, follen gegenfeirig 
diefelben Abgaben bezahlen, welche die 
Unterthanen der begünftigteften Nation jegt 
entrichten oder kuͤnftig entrichten werben, 


Les produits et marchandises sau- 
ves d’un bätiment naufragé ne serönt 
‚pas assujettis ä payer les droits, ex- 
cepte quand ils seront dep£ches pour 
la consommation, 


Il sera accord@ pour toutes les 
marchandises et objets de commerce, 
dont la sortie des ports des deüx &tats 
est permise, les m&mes primes, rem- 
Aboursemens de droits et avantages, 
que l’exportation: s’en fasse par les 
:navires de Fun ou par ceux de Pautre 
etat.. 


Arr. 10. Tous les produits et 
marchandises, exportes directement 
ou indirectement du territoire de l’une 
des Hautes Puissances contractantes 
pour les etats de l’autre, seront accom- 
pagnes de certificats d’origine, signes 
par le consul de celle-ci, ou par les 
autorites comp6tentes du pays, en 
cas qu'il n’y ait pas d’agent consulaire. 

Arr. 11. Sil arrive que Pune 
des Hautes Puissances contractantes 
‚soiten guerre avec quelque puissance, 
‚mation ou etat, les sujets de l’autre 
‚pourront continuer leur commerce et 
navigation avec ces m£mes étais, 
excepte avec les villes ou ports, qui 
seroient bloqu&s ou assieges par terre 
ou par mer. 


"Mais dans aucun cas ne sera permis 
le commerce des artieles r&pütes con- 
trebande de guerre, tels que canons, 
mortiers, fusils, pistolets, grenades, 
‚saucisses, afftts, baudriers, poudre, 
salp£tre, casques et autres instrumens 
quelconques fabriques ä usage de la 
guerte. 
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Die aus einem Schiffbruche geretteten 
Produkte und Waaren find der Entrich- 
tung der Fingangs - Abgaben nicht unter- 
worfen, ausgenommen wenn fie für Den 
innern Verbrauch einklarirt werden. 


Fuͤr alle Waaren und Gegenftände 
des Handels, deren Ausfuhr aus den 
Häfender beiden Staaten erlaubtift, follen 
diefelben Prämien, Ruͤckzoͤlle und Vor: 
theile gewährt werben, die Ausfuhr moͤge 
auf Schiffen des einen oder bes andern 
Staates erfolgen. 


Art..10. Alle Produkte und Waa⸗ 
ren, welche ans den Gebiete der einen 
der hohen Fontrahirenden Mächte nach den 
Staaten der anderen auf direkte ober indi⸗ 


rekte Weife ausgeführt werben, follen mit 


Urfprunge = Zeugniffen, vom Konful der 
letztern Macht, oder, in Ermangelung 
eines Konfular- Agenten, von der kompe⸗ 
tenten Behörde des Landes unterzeichnet, 
verfehen feyn. 

Art. 11. Sollte der Fall eintreten, 
Daß eine der hohen Eontrahirenden Mächte 
mit irgend einer Macht, Nation ober 


‚irgend einem Staate im Kriege wäre, fo 


dürfen die Unterthanen der anderen Macht 
ihren Handel und ihre Schifffahrt mir die⸗ 
fen Staaten fortjeßen, ausgenommen mit 
den Städten oder Häfen, welche zur See 
oder zu Lande blofirt oder belagert wären. 


In Feinem Falle foll der Handel mit 
den für Kriegs » Kontrebande erachteten 
Segenftänden erlaubt feyn, als da find: 
Kanonen, Mörfer, Gewehre, Piftolen, 
Granaten, Zändwärfte, Laffetten, Wehr⸗ 
gehange, Pulver, Salpeter, Helme ımd 
andere zum Gebrauche im Kriege verfer- 
tigte Werkzeuge irgend einer Art. 
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"Any; 12. Le present trait6 sera - 


‘en vigneur pendant dix ans ä dater du 
jour dela ratificalion,get au delä dece 
terme, jusqu’ä l’expiration de douze 
mois, apres que l’une ‚ou l’autre des 
Hautes Puissances contractantes aura 
annonce à l’autre son intention de le 
terminer. 


Art. 13. Les langues Portugaise 
et Frangaise ayant été exclusivement 
employees dans la redaction du pre- 
sent traite, il est reconnu par les 
Hautes Puissances contractantes, que 
cet emploi exclusif des deux langues 
ne tirera point a consequence pour 
l’avenir. 


Arr. 14. Le present traite sera 
ratifié et les ratifications en seront 
&changees ä Rio de Janeiro dans 
lespace de huit mois ä compter du 
jour de la signature ou plutöt, si faire 
se peut. 

En foi de quoi les plenipotentiaires 
de Leurs Majestes le Roi de Prusse et 
l’Empereur du Bresil, en vertu de 
leurs pleins-pouvoirs, l’ont sign& de 
leur main, et y ont fait apposer le 
sceau de leurs armes. 

Fait à Rio de Janeiro le neuf 
Juillet, Yan de gräce mil-huit-cent- 
vingt-sept. 


(L.S.) de Olfers. 

(L.S.) Marquez de Queluz. 
(1.S.) Visconde de S. Leopoldo. 
(L.S.) Marquez de Maceyo. 


Art. 12. . Gegenwärtiger Traftat 
foll vom Tage der Ratififation ab, zehn 
Fahre hindurch gültig feyn, und über 
biefen Zeitpunkt hinaus, bis zum Ablaufe 
von zwölf Monaten, nachdem bie eine 
oder die andere der hohen Fontrahirenden 
Machte der anderen ihre Abficht, denſel⸗ 
ben aufzuheben erklärt haben wird. 


Art. 13. Da die Portugiefifche und 
Franzoͤſiſche Sprache bei der Redaktion 
diefed Traktated ausfchließlich gebraucht 
worden find, fo ift ed von den hohen kon⸗ 
trahirenden Mächten anerkannt worden, 
daß dieſer ausschließliche Gebrauch Der ger 


dachten beiden Sprachen keine Folgerun« 


gen für die Zukunft nach fich ziehen foll. 

Art. 14. Der gegenwärtige Trak 
tat foll ratıfizirt, und die Ratifikationen 
deflelben follen innerhalb acht Monaten, 
vom Tage der Unterzeichnung an, oder 
wenn e8 feyn kann noch früher, in Rio de 
Janeiro ausgewechjelt werden. 

Zur Urkunde deffen Haben die Bevoll: 
mächtigten Ihrer Majeftäten des Könige 
von Preußen und des Kaiſers von Brafte 
lien, Eraft ihrer Vollmachten, denfelben 
unterzeichnet, und ihn mit ihren Wappen 
verfeben laffen. 

So gefchehen zu Rio de Janeiro am 
neunten Sult, im Jahre des Heild Eintau⸗ 
ſend achthundert und fieben und zwanzig. 


(L. 8.) v. Olfers. 

(L.S.) Marquis v. Queluz. 

(L.S.) Vicomte v. San Leopoldo. 
(1L.S.) Marquis v. Maceyo. 
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Nach erfolgter Ratififation dieſes Vertrags, deſſen Ratifikations⸗ 
Urkunden am 2iften April 1828. zu Rio de Janeiro ausgewechſelt worden 
find, haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten noch den nachfolgenden, Kaiferlich- 
Braſiliſcher Seits hereitd mit dem Vertrage felbft befannt gemachten Zuſatz⸗ 


Artikel abgefchloffen: 


Article additionnel 


au traite d’amitie, de navigation et 
de commerce du 9. Juillet. 1827, 
conchu et signe ä Rio de Janeiro le 
18. Avril 1828. par les m&mes pl£ni- 


potentiaires, 


Article. 


L’intention bien sincere des Hautes 
Puissances contractantes &@tant, de 
donnertoute laliberte possible aucom- 
ineroe par l’adoption d’un systeme de 
parfaite reciprocite, basee sur des 
principes @quitables, on est convenu, 
que tous les avantages de navigation et 
de commerce, qui sont ou seront con- 
c#d&s par une des Hautes Puissances 
contractantes ä une ville, nation ou ä 
un Etat quelconque, ä l’exception de 
la ‘nation Portugaise, seront de fait 
et de droit accordes aux sujets de 
Vautre, de la m&me maniere que si 
ces concessions &toient inserees mot 
a mot dans le traite susmentionne, en 
observanttoutefois les conditions, sous 
lesquelles ces avantages auroient été 


. concedes. 


N est convenu, que le present 


- article additionnel aura la même force 
4 . . 2 
-etvaleur, que s'il avoit &te inséré mot 


à mot dans le traite du 9. Juillet 1827. 


Sabegang 1828. — (No. 1152.) 


D 


eberſetzung.) 


Zufag-Artifel 
zu bem Freundſchafts⸗, Schifffahrts- und 
Handels⸗æ Vertrage vom Iten Juli 1827., 
gefchloffen und unterzeichnet zu Rio de 
Janeiro Durch biefelben Bevollmächtigten. 


Artikel. 


Da es die aufrichrige Abficht Der hohen 
Fontrahirenden Mächte ft, durch Annah⸗ 
me eines Syſtems vollfommener, auf bil: 
ligen Grundfägen berubender Gegenſei⸗ 
tigkeit dem Handel alle mögliche Sreiheit 
zu gewähren: fo ift man übereingefom: 
men, daß alle Schifffahrts- oder Hans 
dels⸗ Vortheile, welche von einer ber bei: 
den hoben Fontrahirenden Mächte irgend 
einer Stadt, einer Nation oder einem. 
Staate, mit Ausnahme. ber Portugiefi- 
ſchen Station, bewilligt feyn, oder fünf: 
tig bewilligt werden follten, hierdurch 
auch den Unterthanen der anderen Macht 
eben fo, ald ob diefe Vortheile in den 
obengedachten Vertrag wörtlich aufge _ 
nommen wären, jedoch unter den Bedin⸗ 
gungen, unter welchen ihre Bewilligung 
erfolgt ift, zugeftanden feyn follen. 


Es ift verabredet worden, baß der 
gegenwärtige Zufaß Artikel Diefelbe Kraft 
und Guͤltigkeit haben foll, al8 ob er Wort 
für Wort in den Vertrag vom Item 


Juli 1827. eingerücht wäre, 
R 


Enfoi de quoilesplenipotentiaires 
de Leurs Majestes le Roi de Prusse et 
l’Empereur du Bresil, en vertu de 
leurs pleins-pouvoirs, ont signe le pré- 
sent article de leur main, ety ont fait 
apposer le sceau de leurs armes. 


Fait äRio de Janeiro le dix-huit 
d’Avril, Ian de gräce mil-huit-cent- 
vingt-huit. | 


(L.S.) de Olfers. 

(L.S.) Marquez de Queluz. 
(L.S) Visconde de S. Leopoldo. 
(L.S.) Marquez de Maceyd. 
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Deß zur Urkunde haben die Bevoll⸗ 
maͤchtigten Ihrer Majeſtaͤten des Koͤnigs 
von Preußen und des Kaiſers von Bra⸗ 
ſilien kraft ihrer Vollmachten, den gegen⸗ 
waͤrtigen Artikel unter Beidruͤckung ihrer 
Wappen unterzeichnet. 


So geſchehen zu Rio de Janeiro 
am achtzehnten April im Jahre des Heils 
Eintauſend achthundert und acht und 
zwanzig. 


(L. 8.) v. Olfers. 

(L.S.) Marquis v. Queluz. 

(L. 8.) Vicomte v. San Leopoldo. 
(L. 8.) Marquis v. Maceyo. 





(No. 1153.) 


(No, 1153.) Allerhöchfte Kabinetsorber vom Aten Juni 1828., bie Empfangs = Befcheinigung 
bei Infinuation dieffeitiger gerichtlicher Verfügungen im Auslande betreffend. 


I, Ihren gemeinfchaftlichen Antrag im Berichte vom Iten v. M., wegen ber 
Empfangsbefcheinigungen bei Infinuation diesſeitiger gerichtlicher Verfügungen 
im Auslande, genehmige Sch die vom Juſtiz-Miniſterium unter dem 22ften 
Auguft 1823. an die Gerichtd » Behörden erlaffene Zirfular- Verfügung dahin: 
I. daß bei den in Sranfreich zu bewirfenden Infinuationen von Vorladungen 
nuund ſonſtigen Verfügungen zwar wie bisher gefchehen, Empfangsbeſchei⸗ 
nigungen zu verlangen, daß aber, wenn Diefe binnen einer angemeffenen 
Friſt nicht eingehen, die Anzeige der jedesmaligen diesſeitigen Geſandtſchaft: 
das Inſinuandum dem dortigen Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegen⸗ 
heiten zugeſtellt zu haben, fuͤr hinreichend zu achten, um die Inſinuation 
als vollſtaͤndig anzunehmen und die rechtlichen Folgen derſelben eintreten 
zu laffen; | 
II. daß bei den in Groß- Britannien zu bewirkenden Inſinuationen, im Falle 
jemand die Ausftellung des Empfangsſcheins über die gefchehene Inſinua⸗ 
tion verweigern follte, die Befcheinigung der diegfeitigen Gefandfchaft oder AN. 
bes biesfeitigen Konfulats ber die Inſinuation oder über die Abfendung 
einer folchen Urkunde durch die Poſt an den Betheiligten, als ‚gültig und 
genügend anzunehmen. 
Ich beftimme zugleich 
| m. daß bie Verfügung unter I. auf Das gefammte Ausland, wo die nämlichen 
Schwierigkeiten eintreten. fünnen, ausgedehnt und nur hinfichtlich der Bun- 
des- Staaten es bie zur erfolgten Revifion der Prozeß Ordnung bei den 
Vorſchriften derfelben im $. 11. Tit. VII. belaffen werden foll. 
Sie haben die Bekanntmachung biefer Vorfchriften im gefeglichen Wege 
zu verfügen. 
Berlin, den Aten Juni 1828. 


Friedrich Wilhelm. | 


An 
die Staatsminiſter Grafen v. Bernstorff und raten v. Dand elman. 


(No. 1153 — 1154) NR 2 (No. 1154.) 


(No. 1154.) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom Joſten Juni d. J., über das Verfahren bi 
Kompetenz⸗Konflikten zwiſchen den Gerichten und den Verwaltungsbehörden, 


N. bie Koompetenz= Konflikte zwoifchen den Gerichten und ben Verwaltungs⸗ 
Behörden durch ein gefeglich beftimmtes Verfahren gleichförmig zu befeitigen, 
ſetze Ich, auf den Bericht ded Staatsminiſteriums vom 12ten d. M., hiedurch 
feft: daß jeder einzelne Fall eined Konflifts, der nicht durch eine Bereinigung 
zwifchen dem Minifter der Juſtiz und dem Minifter der betreffenden Berwaltung 
zu erledigen ift, im gefammten Staatsminifterium nach feinen faßtifchen und 
rechtlichen Verhaͤltniſſen vollftändig erörtert und gründlich geprüft werde. Wenn 
hiedurch Die Gewißheit erlangt iſt, daß keine Momente übergangen find, Die ein 
richtiges Urtheil Aber die flreitige Anwendung des Geſetzes auf den vorliegenden 
Fall begruͤnden, hat das Staatsminifterium in einem mofivirten gutachtlichen 
Bericht auf Meine unmittelbare Beftimmung anzutragen, auch, . wenn nach der 
Anficht deffelben der Kompetenzftreit aus einer zweifelhaften Faſſung bed Geſetzes 
entfprungen und durch eine deflaratorifche Entfcheidung, mithin im Wege ber 
Geſetzgebung, zu berichtigen ift, den Entwurf der Deklaration zu Meiner weitern 
Verfügung Mir einzureichen. In fofern nur über die Anwendbarkeit eines für 
unzweifelhaft zu achtenden Gefeged auf den einzelnen Fall zu urtheilen ift, mit: 
bin feine gefeggebende, fondern eine richterliche Funktion eintritt, behalte Ach 
Mir nach Verfchiedenheit der Falle und mit Ruͤckſicht auf die größere oder min; 
dere Erheblichfeit des Gegenftandes vor, entweder unmittelbar, erforderlichen 
Falls nach zuvoͤrderſt erftattetem Gutachten des Staatsraths, zu entſcheiden, 
oder die Entfcheivung dem höchften Gerichtöhofe, mithin, nach Bewandniß des 
Kefforts, entweder dein Geheimen Ober: Tribunal, oder dem Rheiniſchen Revi- 
fionshofe, aufzutragen. Uebrigens muß, fobald der Fall eines Konflikts ein- 
tritt, das Nechtöverfahren in der Sache felbft von Seiten der gerichtlichen 
Behörde fuspendirt, und die Entfcheidung des Kompetenz KRonflilts erwartet 
werden. - 

Das Staatsmmifterrum bat diefe Beftimmungen zur öffentlichen Kenntniß 
u bringen und in Gemäßheit derfelben fowohl in den bereits vorliegenden, als 
in den fich Fünftig ereignenden Konfliftfällen zu verfahren. 

Potsdam, den 30ften Juni 1828. 


Sriedrih Wilhelm, 


An das Etaatsmimifterrum, 


nie 


(No. 1155.) 
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(So. 1155.) Allerhachſte Kabinetsorder vom 14ten Juli 1828., betreffend die Aufhebung 
aller weitern Nachforſchungen hinſichtlich der nicht mit dem Vermoͤgens⸗ 
ſteuerungs⸗Stempel bedruckten oͤffentlichen Papiere aller Urt. 


>, I den in Ihrem Berichte vom 27ften v. M. enthaltenen Gründen und nach 
Ihrem Antrage genehmige Sch, daß die Öffentlichen Papiere aller Art, welche fich 
bei der Bekanntmachung des Geſetzes vom 24ften März 1812., die Vermögens: 
und Cinfommenfteuer betreffend, im Umlauf befanden und der Vermoͤgensſteuer 
zu unterwerfen gewefen wären, jedoch nicht mit dem Stempel bebrädt find, den 
die Deflaration vom 13ten Juli 1812. zum Beweife der Derfteuerung erforbert, 
von weitern Nachforfchungen dieſerhalb entbunden, und weder im Umlauf noch in 
der 3infenerhebung befchrankt werben follen. Ich uͤberlaſſe Ihnen dieſe Beſtim⸗ | 
mung zur Öffentlichen Kenntniß zu befördern. 


Teplig, den 14ten Juli 1828, = 
Friedrich Wilhelm. 
An | | | 
ben Staats» und Sinanzminifter von Mo. 





(No. 1155 — 1150) (No. 11.56.) 
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(No. 14156.) Deflaration vom 10ten Juni 1828., bie Verlängerung ber mit dem Königlich 
Niederländifchen Gouvernement unterm Aiten Juni 1818. abgefchloffenen 


Kartel= Konvention "betreffend. 


Declaration, | 

Les gouvernemens de Prusse et 

des Pays-bas eiant convenus de pro- 
longer, sauf quelques articles, aux- 
quels l’ori apportera des modifications, 
la convention de Cartel, quwils ont 
conclue le 11. Juin 1818. Je sous- 
. signe declare au nom de Sa Majest& le 
Roi de Prusse, que cette Convention 
est censee prolong&e pour six ann&es, 
à dater du 1er Janvier de Pannée pre6- 


sente, et que ses dispositions sont 


maintenues, ä la reserve de celles, 
contenues aux articles 2. et. 3. de la 
dite Convention, la teneur desquels 
‚sera dorenavant la suivante; 

| Article 2, 

Seront r&putes deserteurs nonseu- 
lement les militaires de toute arme et 
de tout grade, qui quitteront leurs 
drapeaux, mais encoreles refractaires, 
c.a.d. les individus, ‘qui, appeles, ou 


dans le cas d’etre appeles au service 


actif de laLandwehr, de laMilice Na- 
tionale, ou de toute autre branche 
militaire quelconque, ne serendraient 
pas ä lappel, ou chercheraient ä sy 
soustraire en se réfugiant sur le terri- 
toire de l’autre des Hautes Parties con- 
tractantes. 


Ueberfegung der Deklaration. 
Nachdem das Königlich-Preußifcheund 
das Königlich - Niederlandifche Gouverne- 
ment dahin übereingefommen find, die un- 
term iiten Juni 1818. abgefchloffene 
Kartel- Konvention, mit Vorbehalt einiger 
Abanderungen,. zu verlängern; fo'erflärt 


der Unterzeichnete hierdurch: daß Die ge- 


Dachte Konvention, als vom 1ften Januar 


d. J. ab, auf ſechs Fahre verlängert an- 
zuſehen ift, und daß die Beftunmungen 


derfelben, mit Ausnahme der in den Arti⸗ 
keln 2. und 3. enthaltenen, deren Faſſung 
fünftig folgende feyn wird, aufrecht ers 
halten werden follen, 


Artikel 2. 

Als Deferteure werden nicht allein 
die Militairperfonen ohne Unterfchied der 
Waffe und des Grades, welche ihre 
Fahnen verlaffen, fondern auch die aug- 
getretenen Militairpflichtigen, v. h. die: 
jenigen Individuen angefehen, welche, zum 
wirklichen Dienfte bei der Landwehr, bei 


der National Miliz oder bei irgend einem 


anderen Zweige des Militairdienftes ein- 
berufen oder in dem Kalle, einberufen 
zu werden, fich auf die an fie ergangene 
Aufforderung nicht einftellen, oder fich 
diefer Einftellung zu entziehen fuchen, in: 
dem fie fich auf Dad Gebiet des andern 
tr hohen Fontrahirenden Theile flüchten, 


Article. 3. 
Sont exceptes de la restitution ou 


de Pextradition, qui pourra £tre de- 
mandee en vertu des pre&sentes: 


a) 


b) les individus qui, bien que nes 


c) 


les individus nes sur le territoire 
de l’Etat, dans lequel ils auront 


cherche un asile, et qui, n’ayant 


point acquis de domicile fixe dans 
rautre Etat d'après les lois etrögle- 
mens reciproquement en vigueur, 
ne feroient, en desertant, que 
rentrer dans leur pays natal; 


dans !’Etat qu’ils quittent, auroient 
&tabli leur domicile dans celui, oü 


ils se sont retires, selon les lois 


et reglemens qui à cet é gard ysont 
en vigueur; 


® 
les individus qui, soit avant soit 
apres leur d&sertion, se sont ren- 
dus coupables d’un crime ou delit 
quelconque, äraison duquel ily 
a lieu de les traduire en justice 


devant les tribunaux du pays, oü 


ils resident. 


Neanmoins en ce cas l’extradition 
aura lieu, apres que le deserteur aura 
été acquitte ou aura subi sa peine. 


Les engagemens civils, qu’un de- 


serteur pourroit avoir, contractes dans 
(No. 1156.) 
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Artikel 3. 


Von der Auslieferung oder Zuruͤck— 


ftellung, die auf den Grund des ge— 
genwärtigen Vertrages verlangt werden 


fann, find ausgenommen: 


a) sndividuen, welche in dein Staate, 


wo fie eine Zuflucht gefucht haben, 
geboren find, in dem anderen Etaate 


. aber, nach den gegenfeitig in Kraft. 


befindlichen Gefegen und Verordnuns 
gen, noch fein beſtimmtes Wohnſitz⸗ 
recht erworben hatten, und die ſonach 
vermittelftihrer Derfertion nur in ihre 
Heimath zurückehren; 


b) Individuen, welche, obwohl fie m 


dem Staate, ben fie verlaffen haben, 
geboren find, doch in dem anderen 
Staate, wo fie eine Zuflucht gefucht, 
einen beftimmten Mohnfig nach den 


dieſerhalb daſelbſt in Kraft befind- 


lichen Gefeßen und Verordnungen, 
erworben haben; 


ce) Individuen, die entweder vor oder 


- 


nach ihrer Defertion fich irgend eines 
Verbrechens oder Vergehens fchuldig 
gemacht haben, um deffentwillen fie 
vor die Gerichte des Landes, wo fie 
fich aufhalten, zur rechtlichen Unter- 
fuchung geftellt werden Fönnen. 
Gleichwohl findet auch in diefem 


alle die Auslieferung Statt, nachden 


der Deferteur freigefprochen ift, oder feine 
Strafe überftanden hat. 


Privatrechtliche Verpflichtungen, Die 


ein Deferteur im Staate Des andern Sou⸗ 


l’Etat de l’autre Souverain, ne pour- 
ront dans aucun cas motiver le refus 
‘ de son extradition. 


Enfoi de quoi lapresente declara- 
tion, qui sera éͤchangée contre un.acte 
correspondant du Gouvernement des 
Pays-bas, a été signee par Moi, Ministre 
d’Etat et du Cabinet de Sa Majeste le 
Roi de Prusse, et munie du sceau 


Royal. 
Fait ä Berlin, le 10. Juin 1828. 


(L. Ss) Bernstorff. 
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veraind eingegangen feyn möchte, Eönnen 
in feinem alle ein Grund zur Verwei⸗ 
gerung feiner Auslieferung werden. 


. Urkundlich ift gegenwärtige Erklaͤ⸗ 
rung, welche gegen eine übereinflimmende 
Erklaͤrung des Königlih-Niederländifchen 
Gouvernements ausgewechfelt werben foll, 
von dem unterzeichneten Minifter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten Seiner Majeftät 
Des Königs von Preußen vollzogen und 
mit dem Königlichen Inſiegel verfehen 
worden. 

So gefchehen Berlin, den 10ten Juni 
1828. 


(L. S.) Bernstorff. 


Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende 
von dem Königlich = Nieberländifchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Baron Verftold von Soelen, unterm Sten Juli 1828. vollzogene Erflärung 
ausgewechfelt worden ift, hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 24ften Suli 1828. 


Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
von Schönberg. 
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No 11819. ‚Minißeriols Erflärung vom 1.3ten Juli 1828., .hber bie mit dem Senate 
vun S sı Der freien Stadt Hambierg getroffene Vereinbarung, bie: Sicherſtellung 

3. 2 tt. ber Mechte ber .Schriftficher. unb Verleger in ben beherkekigen € Gtanten 
zen aller. ben Dcher Rderut betreten, en Ara 

J re IT 
Das —8* Preufiſche Miriſteiam ber audi Necdchenhenn ertfäit 
hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Nomglichen Majeftät, ihm aicheilen 
Fr Ä 


achdern von ‚bein. Sen amhurg Die Zufiches 
* na er wotben os daB —5 — —— in —— des 


Artikels 18. der deutſchen Bundesafte :zu einem gemeinfamen Befchluffe 
zur Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger wider 
den Bücher-Nachdrud fommen wird, eine befondere Verordnung, durch 
welche der Buͤcher⸗Nachdruck und deffen Verbreitung bei Strafe ber 
Konfisfation und einer namhaften Geldbuße in der Stadt Hamburg 
gänzlich verboten wird, erlaffen worden, und diefe Verordnung in 
ganz gleicher Maaße auf die Verlagsartikel der Schriftfteller und Ver: 
leger in den Königlich Preußifchen Staaten Anwendung finden fol; 


daß das Verbot wider den Nachdrud, fo wie folches bereits im ganzen Bereiche 
der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schriftfteller und 
Merleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen, befteht, auch‘ 
auf die Schriftfteller und Verleger in der freien Hanfeeftadt Hamburg ganz 


gleiche Anwendung finden, mithin jeder burch Bücher Tachbrud oder befien 


Verbreitung gegen legtere begangene Brevel, nach denſelben gefeglichen Vor⸗ 
fchriften beurtheilt und geahndet werben folle, als handele es fich von beein» 
trächtigten Schriftftellern und Verlegern in ber Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 

. Aabtganꝰ J828. — (No. 1157.) Gegen; 


(Ausgegeben zu Berlin den 23flen Auguſt 1828.) 


Gegenwaͤrtige € dem fig,gegen ‚eige uͤbereinſtimmende, 
von dem Senate; der: Pa * burg v —* Erklaͤrung ausge⸗ 
wechſelt worden ſeyn wird, durch —** Deranntmadung | in den dieſſeitigen 
Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 

un Perl, ben 13tw uk Aal in Er 
(L s ) 
Königl. Preußiſches Miniſeertun der auswaͤrtigen Ange. 


v. Schönberg.” 
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rVorſtehende Erklärung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende, 
und' nur. mit befonderer Ruͤckſicht auf eine. mitlerweile: publizirte Verordnung 
wiber den Nachdruck vom a4Aten Juli d. J., von dem Sienate ber freien Stadt 
Hamburg unterm 25ſten Juli 4828. ausgefertigte Erklaͤrung ausgewechſelt 
worden ift, unter Beziehung auf die Allerhoͤchſte Kabinetsorder —— bien: 

‚4837. —— ar „pro 1837: — 12, hs 123), uch 
tlichen Kennen gebr ’ 


Berlin, den Iten Nuguft ın2. nn 
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(No. 1158.) Geſetz, zur Erleichterung ber Zodeserklaͤrungen der aus den Kriegen von 
a ‚ne WR ——— Meran Neſa Din. Ungufk 1828. 


1 Butoyn 


Wi: Friedrie h Wilhelm, —* vatuna Önaben, Ring von 
Preußen X. X. art 


Da feit der Beendigung der ˖aͤn bin Jahren 1806 bis 1815. geführten 
‚Sriege. ein:Reibe aan. Jobxen werden id und fowohl dodurch, als durch bie 
Seinen ungewoͤbnlichen Erigniſſe und Umſtaͤnde, ao denen dieſe Kriege bee . 
gleitet geweſen ſund, Die Parmuchung begruͤndet, wird, Dofi Die darin vermißter 
Verſanen airbs wehr am Saba ſind, zd duher das für gemoͤhnlicha Todeſs⸗ und 
Aueautheitaa⸗ Grkidrungen Een Vrfahren mirkt, moha enfarbexlich. ift: 
fo verorbnen. Bir: für Anaatl —— — Pnuſerer Manarchia, auf den Antrag 
uni Kae a aa ‚sfnrdeitem. Gutahten Unfeneh Staarerathe, 

urch Folgen e ei 1. 

















Alle —— welche i an einem’ — in ben‘ Jahren 1806’ biß 1815. 

gg haben, tr darin vermißt worden find, follen 

* we Fern ohnorts Cie ihrer Herkunft fuͤr tobt. erklärt 

werden, wenn nachgewieſen wird, daß fie an einem jener Kriege Theil genommen 

haben, und ſeit der Beenpigung deſſelben yoni ihrem beben keine RNachricht vor⸗ 
handen fe. 


§. 2. 

Es erſtreckt fich Dies nicht bloß auf die eigentlichen Militairperfonen 
(Combattanten), fondern auch auf Kriegsbeamte, Knechte, Schanz= und andere 
Arbeiter, desgleichen Ehefrauen, Kinder und Gefinde des Militairs, und über: 
haupt alle und jede, welche in irgentmenene Berhaltniffe der Armee gefolgt find. 


F. 3 
Zum Behuf jener Nachweiſung muß ber bie Todeserklaͤrung extrahirende 
Intereſſent zuvoͤrderſt ein Atteſt der Ortsobrigkeit beibringen, daß der Ver⸗ 
ſchollene in irgend einem Verhaͤltniſſe an dem Kriege Theil genommen habe. 
Es kann jedoch dieſer Nachweis auch durch jede andere Beweisfuͤhrung geliefert 
werben, wenn das Atteft der Ortsobrigkeit nicht zu erlangen feyn möchte. 


% 4. 

Sodann muß ber Extrahent eidlich befräftigen: daß er von bem Leben 
und Aufenthalt des Abweſenden feit deſſen Gefangennehmung oder Verfchwinden 
im Kriege keine Nachrichten erhalten babe. 

(No. 1158.) - $. 8. 
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rung des ollenen ein aus, o | 
es einer Öffentlichen Vorlabnug deſſelben —B— — * 
fahrens gegen Vaſchollene bedarf. 3 


A en Tr en. n® 
J Der Tag "der: Rechtskraft bes gedachten Erkenntniſſes wirb alt: der 
Todestag des Berfchollenen, und in denjenigen Rheinprovinzen, wert: Hwb 
Franzöfifche Recht noch gilt, als Tag ber definitiven Einwelfung ber Erben in 
den Beſitz angefehen. Dit Ehefrauen der Werfchöllinen in den Inptgebachten 
Provinzen erhalten buch Die Todesetklaͤraug zugleich das Recht, die Teen 
ber Ehe durch’ den Beamten des Avilſtandes aneſptechen zu laffen. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen unterſchrift und ‚beide: 
drucktem Königlichen Inſiegel. | 


Gegeben Berlin, ben 2ten Bau 1828... 
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(No, 1459) Vertrag zwifchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preufſen und Ihren 
Hochfuͤrſtlichen Durchlauchten den Herzoͤgen von Anhalt⸗Koͤthen und Anhalt⸗ 
Deſſau, wegen Befreiung der beiderſeitigen Unterthanen vom Elbzolle. 
Vom 17ten Juli 1828. 


V.. den Abfchluß des Vertrages, wegen der Zoll⸗ und Verkehrs⸗ Verhaͤltniſſe, 
zwiſchen Preußen einerſeits, und den Herzoglich-Anhalt-Koͤthenſchen und Anhalt: 
Defaufchen Landen anbererfeits, zn erleichtern, haben Seine Majeſtaͤt der König 
von Preußen und Ihre Hochfürftliche Durchlauchten, die Herzöge zu Anhalt- 
Köthen und Anhalt Deffau, Eich vereiniget, wegen Erhebung des Ihnen 
traktatenmaͤßig zuftehenden Elbzolles, befondere Beftimmungen zu treffen, und 
zu dem Ende durch Ihre beiberfeitigen Bevollmaͤchtigten, nämlich: | 
ESeine Majeftat der König von Preußen darch Allerhöchft: Ihren Ge⸗ 
heimen Legationsrath Albrecht Friedrich Eichhorn, Ritter des 
Koͤniglich-Preußiſchen rothen Adler Ordens Iter Klaſſe, Inhaber des 
‚eifernen Kreuzes 2ter Klaſſe am weißen Bande und Ritter des Kaiſer⸗ 
lich-Ruſſiſchen St. Annen: Ordens 2ter Klaffe; und 
Ihre Hochfürftliche. Durchlauchten ber Herzog von Anhalt: Köthen 
und der Herzog von Anhalt: Deffau, durch den Köthenfchen Geheimen 
Sinanzratd Ludwig Albert und. den Deffaufchen Regierungsrat 
Ludwig Bafedow, 
nachftehende Uebereinfunft, - unter Vorbehalt‘ der Genehmigung, verabreden 
laſſen: N 
Artikel 
Von allen Gegenſtaͤnden, welche auf der Elbe | 
2. im Anhalt» Köthenfchen und Anhalt: -Deffaufchen Gebiete eingeladen worden: 
find, um in das Preußifche Gebiet eingeführt zu werden, oder _ 
ahrgang 1828, — (No. 1159.) | T b) aus 


(Uusgegeben zu Berlin den 16ten September 1828.) 
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b) aus dem Auslande nach dem Anhalt⸗Koͤthenſchen und Anhalt: Deffaufchen 


Gebiete eingehen, mit der Beflimmung dort zu verbleiben oder in dem 
Packhofe zu Roßlau niedergelegt zu werden, oder 


-- c) in dem Anhalt⸗ Köthenfchen und Anhalt- Deffaufchen Gebiete eingeladen 
worden find, um durch das Preußifche Gebiet ind Ausland verfchifft zu 
werden, 

foll weder an den Preußifchen Elbzollſtellen noch an denen Ihrer Hochfürſiichen 

Durchlauchten der traktatenmaͤßige Elbzoll erhoben werden. 


Ausgenommen find jedoch Waaren, welthe aus dem Packhofe i in Roßlau 
nach dem Auslande ausgeführt werden follen. Von diefen ift der Elbzoll und 
zwar in feinem vollen Sage, wie er Preußen für Die ganze Strecke von Wittene 
berge. bi8 Mühlberg traftatenmaßig gehährt, auch ferner an den Preußifchen 
Zollſtellen zu entrichten. 


Artikel 2. 


| Ehen fo fol auch von allen Gegenſtaͤnden welche auf der Elbe 
a) in dem Preußiſchen Gebiete eingeladen. worden find, um in Das Anhalte 
+ Kötbenfche oder Anhalt=Deffaufche Gebiet eingeführt zu werden, oder 


Ä » aus dem Auslande mit der. Beitimmung nach dem Preußiſchen Gebiete 
eingehen, oder 

0) im Preußiſchen Gebiete eingeladen worden -find, und Durch das Anhalt 
: Köthenfche und Anhalt: Deffaufche Gebiet in Das Preußiſche oder in das 
‚Ausland verfchifft werden, - | 


der ‚traftatenmäßige Elbzoll an den beiderfeitigen Zollſtellen nicht erhoben werden. 


Artikel 3. 


| Die Abgabe von den Fahrzeugen, ober die Refognitiond- Gebühr, wird 
nur dann erhoben werden, wenn die Schiffe nicht innerhalb des Preußifchen 
md Anhaltfchen Gebiets verbleiben, fondern bie Beftimmung haben, ihre 
Fahrt in das Ausland fortzufeßen. | | | 


Artikel 4. 


An die Stelle des Elbzolled und der Rekognitions⸗Gebuͤhr, wo beide nach 
vorſtehenden Beſtimmungen wegfallen, duͤrfen keine andere Belaſtungen treten. 
Doch verſteht es ſich von ſelbſt, daß ber Erhebung ber tarifmaͤßigen Ein⸗ und 
Ausgangs⸗ Abgaben auf der Elbe, welche Preußen, in n Folge des beſondern 

Der 


Vertrags mit Ihren Sochfärftlicen Durchlauchten von Anhalt Koͤthen und 
Anhalt = Deffau, zuſteht ‚ durch. Die gegenwärtige Uehereinkanft fein Eintrag 
olſcheten fi oll. 


Artikel 5, 


Mit Ruͤckſicht auf die ‚gegenfeitige Aufhebung des Elbzolles wird Preußen 
unter denſelben Umſtaͤnden, unter welchen dieſer Zoll nicht entrichtet wird, auch 
auf der Saale, ſtatt aller bisherigen Abgaben, nur die Schleuſengefaͤlle, welche 
zur Snftandfeßung und Unterhaltung der Schleufen, nach dem Tarif vom 3iften 
Dezember 1826., beftimmt find, erheben laffen. 


Desgleichen wollen Seine Hochfürftlihe Durchlaucht, der Herzog von 
Anhalt - Köthen, in den Fallen, wo ‚Preußifcher Seits nur Das gedachte 
Schleufengeld erhoben wird, das bisherige Seilgeld bei Nienburg bie zu einem 
Grade ermäßigen, daß die davon auffommende Einnahme, die mit der Ein- 
richtung wegen Senkung bes Seild verbundenen Koften nicht überfleigt, und. 
zu dem Ende vorläufig den’ zu emtrichtenden Sat des Seilgeldes auf Vier 
gute: rofchen von dem Schiffe, für welche daffelbe gefenft wird, beftimmen. u 


Artifel 6. 


. Die etwa noch erforderlihen Maaßregeln, zur Verhütung von Inter - 
fchleifen, follen zwifchen dem Königlich = Preußifchen General - Direktor der 
Steuern und der betreffenden Herzoglich = Anhalt = Köthenfchen und Anhalt: ' 
Deffaufchen oberften Behörde, beſonders verabredet werden. 


Artikel 7. 


In Abſicht der Dauer, der ſtillſchweigenden Verlängerung und der Wieder⸗ 
aufhebung dieſer Uebereinfunft, gelten die namlichen Beftimmungen, welche der 
heute unterzeichnete Haupt - — wegen der gegenſeitigen Verkehrsfreiheit 
und der Anſchließung der Herzogthuͤmer Anhalt: Köthen und Anhalt⸗ Deſſan a an 
das Preußiſche Syſtem der indirekten Steuern, aufſtellt. 


| Artikel 8 
Seiner Hochfürftlichen Durchlaucht, dem Herzoge von Anhalt⸗ Vernburg⸗ 
wird der Beitritt zu der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft vorbehalten. 
Artikel 9. 


Gegenwaͤrtige Uebereinkunft Toll zugleich mit dem ebenerwähnten Haupt: 
Mertrage zur Allerhochſten u und Höchften Ratifitation vorgelegt ‚ und auch gleich- 
— | D 2 zeitig 


— 98 - — 


zeifig binnen einer 14 tägigen Friſt, nach Auswechſelung ber Ratifttations- Urkunden, 
zur Vollziehung gebracht werden. 

Zu Urkund deſſen iſt dieſe Uebereinkunft von den beiderſeitigen Bevoll⸗ 
maͤchtigten, unter Beidruͤckung ihrer Siegel, unterzeichnet worden. 


So geſchehen Berlin, den 17ten Juli 1828. 


(L. S) LS) :.(S) 
Albrecht Friedrich Eichhorn. Ludwig Albert. Ludwig Baſedow. 


. 


Vorſtehender Vertrag iſt von Seiner Majeſat dem Koͤnige am 16ten 
Auguſt c., imgleichen von Seiner Hochfuͤrſtlichen Durchlaucht dein Herzoge 
von Anhalt: Köthen am 27ſten Auguſt 1828., und von Seiner Hochfuͤrſtlichen 
Durchlaucht dem Herzoge von Anhalt· Deſſau am 28ſten Juli 1828. ratizirt 
worden. 


E ., “ . ? . . . . ’ 
. ” „*- . FA J . . " re. ’ 1 
“ 
. . 4 
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‚No. 1160.) Dertrag miſhen Seiner Mojefidt bem Könige von Preußen einerfeits, 
und Ihren Hochfürftlichen Durchlauchten, dem Herzoge von Anhalt» Köthen 
und dem Herzoge von Unhalte Deffatt andererſeits, die Zoll= und Vers 
kehrs⸗ Verhaͤltniſſe zwiſchen den beiderſeitigen Landen betreffend. Vom 
17ten Juli 1828. 


Massen Seige Majeftät der König von Preußen und Shre Hochfürftliche 
Durchlauchten, der Herzog von Anhalt» Köthen und der Herzog von Anhalt: 
Deffau,. den. bisherigen ſo nachtheiligen Hemmungen des freien Verkehrs zwifchen 
den beiderfeitigen Landen und den daraus entflandenen Befchwerden der Unter: 
thanen, auf eine gründliche Weife abzuhelfen beſchloſſen, dieſer Zweck aber nur 
auf dem Wege bes Beitrittö der Laͤnder Ihrer Hochfürftlichen Durchlauchten 
zu bem Preußifchen Syfteme der ifdireften-Steuern zu erreichen ift; fo haben 
Allerhoͤchſt⸗ und Hoͤchſtdieſelben uͤber dieſen Gegenſtand durch Ihre Bevollmaͤch— 
tigten, naͤmlich: 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig. von Preußen durch Allerhoͤchſt⸗ Ihren 
Geheimen Legationsrath Albrecht Friebrich Eichhorn, Ritter 
des Koͤniglich⸗Preußiſchen rothen Adler⸗Ordens Iter Klaſſe, Inhaber 
des eiſernen Kreuzes 2ter Klaſſe am weißen Bande und Ritter des 
Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen St. Annen » Ordens 2ter Klaſſe, und 


Ihre Hochfuͤrſtliche Durchlauchten, der Herzog von’ Anhalt = Köthen 
und der Herzog von Anhalt Deffau, durch den Anhalt= Köthenfchen 
Geheimen Finanzrath Ludwig Albert und den Anhalt: Deſſauſchen 
Regierungsrath Ludwig Baſedow, 


unter xWorbehalt der beiderſeitigen Genehmigung, nachfehenbe Uebereinkunft 
verabreden und abſchließen laſſen. 


Artikel 1. 


| Da die Freiheit Des Verkehrs weſentlich auf der Uebereinfümmung der 
Grundſaͤtze in Abſicht der Beſteuerung der im Verkehr befindlichen Gegenſtaͤnde 
beruht, ſo treten Ihre Hochfuͤrſtliche Durchlauchten, der Herzog von Anhalt⸗ 
Kothen und ber Herzog von Anhalt⸗Deſſau auf. Die. Dauer von ſechs Jahren 
und unbeſchadet aller Ihrer Hoheitsrechte, fuͤr Hoͤchſte Ihre Lande — mit Aus⸗ 
ſchluß der Herzoglich⸗Anhalt⸗Koͤthenſchen hohen Grafſchaft Warmeborff und ber 
Anhalt⸗Deſſauſchen Aemter Sandersleben und Groß⸗Alsleben, uͤber deren 
Anſchließung an dasPreußiſche indirekte Steuerſyſtem beſondere —— ein⸗ 
gegangen werden ſollen — der Preußiſchen Geſetgebung 4 über Eingangs =, Aus⸗ 
Eio uco.) gangs 
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gangs und Durchgangs ⸗ Abgaben, wie ſolche in dem Geſetz vom 2ö6ften 
Mai 1818. und in der feitdem erlaffenen Beſtimmungen und Erhebungsroffen 
enthalten ift,. oder kuͤnftig noch durch Deklarationen und Erhebungsrollen weiter 
beſtimmt werden wird, in der Art bei, daß dieſe Geſetzgebung, nachdem ſolche 
in Hoͤchſt⸗Ihren Namen in ben beiden Herzogthuͤmern Anhalt - Köthen und 
Anhalt-Deffau verfündiget feyn wird, von ben Merzöglichen Behörden genan 


vollzogen werden ſoll. 


Ihre Hochfürftliche Durchlauchten, der Herzog von Anhalt: Köthen - und 
der Herzog von Anhalt- Deffau, werben daher unmittelbar nach Natififation des 
gegenwärtigen Vertrages bie in. Folge des Beitrittö zu verkuͤndigenden Verord⸗ 
nungen und- bie bainit in Verbindung ſtehenden organfichen Verfügungen für bie 
Zoll » Verwaltung ausarbeiten und durch einen Kommiſſarius dem Königlich- 
Preußischen General: Direktor der Steuern. mittheilen laſſen, Damit Die Bemer⸗ 
kungen, welche dieſer dabei zu machen. ſich veranlaßt finden ſoute, angemeſſen 
beruͤckſichtigt werden koͤnnen. 


Kuͤnftige, das Anhaltſche Intereſſe beruͤhrende, Abanderungen der Grund⸗ 
ſaͤtze des Preußiſchen Geſetzes vom 26ſten Mai 1818., und der in Beziehung 
hierauf bis jetzo ergangenen Deklarationen, ſollen jedoch in Den Herzoglich⸗ 
Anhalt⸗Koͤthenfchen und Anhalt⸗Deſſauſchen Randen, auf. welche fich der gegen- 
wärtige Vertrag bezieht, nur dann zur Anwendung kommen, wenn daruͤber 


vorher eine Einigung erfolgt il. 


"Artikel 2. 


Da mit Zuftimmung Ihrer Hochfuͤrſtlichen Durchlauchten, ‚, ber Herzöge 
von Anhalt - Köthen und Anhalt » Deffau, dem von Höchitvenfelben erflärten 
Beitritt zu der Preußifchen Gefeßgebung über Ein-, Aus = und Durchgangs⸗ 


" Abgaben die Wirfung gegeben werben foll, daß auch von allen auf der Elbe 


zum Bedarf der betreffenden Anhaltſchen Lande eingehenden fremden fteuerbaren 
Waaren, mit Ausnahme derjenigen Gegenftände, wobei Sich Ihre Hochfürftliche 
Durchlauchten, nach Maaßgabe der folgenden Artikel 4. 5. 6. und 7., Die eigene 
Erhebung der Eingangsabgaben vorbehalten wollen, Die Gingangsabgaben und 
son den auf Demfelben Wege aus Anhalt ausgehenden inländifchen Waaren 
die Ansgangsabgaben, welchen. biefe unterliegen, "durch die Preußifchen ‚Zoll 
ämter an der dußern Preufifchen Grenze erhoben werben; fo verfprechen Dagegen 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen, daß dasjenige Einkommen, welches 
Ihren Kaſſen in Folge dieſes Beitritts, nach Abrechnung bes auf Die zur. eigenen 
Erhebung der. Eingangsabgaben Anhaltfcher Seits norbehaltenen Gegenftände. 
fallenden Ertrags, zufließen wird, den Rafleu see Bohlen Durchlauchten 
za Statten kommen fl, . _ 

Art. EN 


ehe 
Artikel 3. 


\ In Betracht, daß die Beſtimmung bed nad) vorftehendem Art. 2. Ihren 

Hochfärftlichen Durchlauchten zuftehenden Einfommens wefentlich von der Ermit⸗ 
telung des Bedarf der Herzoglichen Lande an fremden, über die äußere Preußifche 
Grenze eingehenden fteuerbaren Waaren, und bes hierauf nach Dem Preußifchen 
Tarif zu berechnenden Steuerertrages abhängt, ift man Abereingefommen, Daß 
jener Beftimmung für Die nächften 3 Jahre das Einfommen der zu dem Steuer: 
verbande der 7 Öftlichen Preußifchen Provinzen gehörigen Zandestheile an Ein⸗, 
Aus- und Durchgangsabgaben nach einem Durchfchnitte der lebten 3 Jahre der⸗ 

geftalt zur. Grundlage dienen foll, daß Shren. Hochfürftlichen Durchlauchten ein 
— 5 — an dieſem Einkommen, im Verhaͤltniß der Bevoͤlkerung der Anhaltſchen 
Lande, woräuf ſich der gegenwärtige Vertrag bezieht, zu ber Bevoͤlkerung Des 
in dem Steuerverbande befindlichen Theild der gedachten. 7 öftlichen Preußifchen 
Provinzen’ gewährt, und hierbei derjenige Betrag an Ein⸗, Aus⸗ und Durch- 
gangsadgaben ‚, wovon diefer Antheil zu berechnen ift, mit Rüdficht darauf, daß 
eineötheild eine Vermehrung ber Preußifchen Durchgangsabgaben, welche nur 
als Folge des Beitrittd Ihrer Hochfürftlihen Durchlauchten zu dem Preußifchen . 
Steuerfyfteme fich betrachten ließe, nicht ſtatt findet, und daher auch hierauf 
eine Theilnahme an jenen Abgaben nicht zu gruͤnden iſt, anderntheils aber in 
den Anhalt⸗Koͤthenſchen und Anhalt⸗Deſſauſchen Landen von ben landwaͤrts 
durchgehenden Waaren eine Durchgangsabgabe nicht bezogen werden kann, zu 
% bed Sommieintonmmens angenommen: werben foll, 


Artikel 4 4.. - 


| Srachftehenbe Waaren koͤnnen, fofern fie auf der Elbe eingeben, ımter 

den in ben folgenden Artikeln 5. 6. 7. und 8. enthaltenen näheren Beftimmungen 
zur Selbfterhebung der davon zu entrichtenden Abgaben, unter Begleitichein« 
Kontrolle der Königlich Preußifchen Haupt-Zollämter zu Wittenberge und Müpl- 
berg, imgleichen des Haupt-Steueramts zu Magdeburg, ferner abgabenfrei im 
die Herzoglichen Lande eingeführt werden: | 

1) Rum, Arrak, Franzbranntwein und alle andere fremde Brantweine und 

Eiqueure; 

9) Wein und Weineſſig; 

3) Gemeined und Speife- Del; Ä 

4) Suͤdfroͤchte aller Art, friſch und gerade 
- 6) außer=europdifche Sewirze; 

6) Kaffee; | 

7): Tee; BE | Ä Ä 

(Mo. 1160.) +8) Suder 


8) Zuder aller Art; 

9) Syrup; | . 
10) Reis; | | - 
41) Heringe; | E 

12) Sago; 

13) Kakao; | 

14) Tabad aller Art, in Blättern und bei; 
15) Ruffifcher Talg. 


Artikel 5. 


Zur Erhebung der Steuern von den auf der Elbe frei eingegangenen 
Waaren wird bei Roßlau ein gemeinfchaftlich Anhalt- Koͤthenſches und Anheits 
Deffaufches Steueramt errichtet. 

Nach biefem Steiteramte werben alle frei eingegangene Waarm gebracht 
und, inſofern die Verſteuerung nicht ga geſchieht, in den mit demſelben ver⸗ 
bundenen Pachof niedergelegt. | 


Artikel 6. 


Sobald die in dieſem Packhofe lagernden Waaren in den Verkehr über: 
gehen follen, muß davon, ebenfo wie Dies bei einer Verfteuerung unmittelbar - 
nach der Ankunft der Waaren auf der Elbe geichieht, bie in völliger: Ueberein- 

” fiimmung mit den Preußifchen Tarif geſchlich be beftimmte e Abgebe zur Herzoglichen 
Steuerlaſe entrichtet werden. 


Artikel. 7. 


Alle im Anhaltſchen Dachofe unverfteuert lagernden Waaren koͤnnen auch, 
jedoch nur auf dem Elbwege, nah) Dem Auslande wieber ausgeführt werden, 
und unterliegen alsdann bei den Preußifchen Zoll» Aemtern, außer Den traftaten: 
mäßigen Elbzolle, Feiner Preußischen Abgabe. 

Wegen Vermeidung von Unterfchleifen mit Waaren, welche bei dem Ein⸗ 
ind Ausgange aus dem Packhofe durch Vertauſchung oder Veraͤnderung 
ſtatt finden koͤnnten, wird man ſich gegenſeitig uͤber weddienliche Maaßregeln 
vereinigen. 


Ihre Hochfuͤrſtlche Durchlauchten verſprechen inbbeſondere bie ſtrengſte 
Aufſicht uͤher den Packhof von Seiten Ihrer Behoͤrden fuͤhren zu laſſen, nicht 
zu geſtatten, daß eine Veraͤnderung und Vermiſchung mit den in demſelben 
lagernden Waaren, insbeſondere eine weitere Umpackung oder Bearbeitung der⸗ 
ſelben, als lediglich zu ihrer Konſervation noͤthig iſt, vorgenommen wetde, 

: "jeben 
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jeden entdeckten Unterſchleif unnachfichtlih) nach der Strenge des Geſetzes be- 
firafen zu laffen, auch namentlich nicht nachzugeben, daß unter irgend einem 
Vorwande die zum Packhofe heſtimmten Waaren unverfteuert in Privafnieber- 
lagen oder Kellern aufbewahrt und von dort aus zur Elbe fteuerfrei wieder aus: 
geführt werben, indem der Handel mit fremden unverfteuerten Waaren ins 
Ausland einzig auf die im Pacdhofe Iagernden und aus demfelben wieder ein- 
gefchifften Gegenftände befchränft fern foll, 


Artikel 8. 
| Die mit den Preußifchen Poften. nach Anhalt Fommenden fremden Waaren 
oller Art werden im legten Preußifchen Steueramte vor der Anhaltichen Grenze 
revidirt und alsdann mit der Reviſions⸗Note an die Königlichen Poſtaͤmter zu 
‚Köthen, Deffau und Zerbft weiter gefandt, welche fie alddann an die dorfigen 
Herzoglichen Steuerbeamten zur Auslieferung an die Empfänger gegen Erlegung 
“ber vollen Tariffteuer übergeben. Der dafür eingehende Steuerertrag fließt 
Dem gemeinfchaftlichen Herzoglichen Steueramte zu, und wird auf den jährlichen 
. Steuerantheil Ihrer Hochfuͤrſtlichen Durchlauchten in Anrechnung gebracht. 


Artikel 9. 


| Wegen gegenſeitiger Befreiung von dem aftatenmäßigen Elbzoll hat es 
bei dem heute beſonders abgeſchloſſenen Vertrage ſein Bewenden. 


Artikel 10. 


Alljaͤhrlich findet eine Abrechnung wegen bes Ihren Hochfürftlichen 
Durchlauchten zu gewährenden Steuerantheils burch eine gemeinfchaftliche 
Kommiffion ftatt. 

Diefe ermittelt zupörderft, was von den im Laufe ded Jahres abgaben: 
frei tiber die Preußifchen Hauptämter Wittenberge, Muͤhlberg und Magdeburg 
nah dem Anhaltfchen Steueramte Roßlau eingegangenen Waaren von dort 
anf der Elbe wieder ausgeführt worden ift, was ſich davon noch in dem Pad: 
bofe im Beſtande befindet und was Daher als Steuerbetrag für Waaren, 
welche zum Verbrauch ausgegeben worden find, mit Einſchluß derjenigen, welche 
auf der Poſt eingegangen, zu berechnen iſt. 

Was nach Abzug dieſes Steuerertrages an dem Ihren Hochfürftlichen 
Durchlauchten gebührenden. jährlichen Einkommen noch fehlt, foll fofort aus 
ber Königlichen-Preußifchen Provinzial⸗Steuerkaſſe zu Magdeburg ergänzt werden. 


Artikel 11. 


Da nach vorfichenben Beftimmungen alle zum innern Verbrauch aus dem 
Auslande einkommenden MWaaren in den Anhaltſchen Landen eben ſo beſteuert 
Jabrgang 1828. — (No. 1100) u werden, 
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werden, als im Preußiſchen, ſo verſichern Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von 
Preußen und Ihre Hochfuͤrſtliche Durchlauchten, der Herzog von Anhalt⸗Koͤthen 
und der Herzog von Anhalt-Deflau, Ihren Unterthanen gegenfeitig völlig freien 
und ungeftörten Verkehr mit den gedachten Waaren dergeftalt zu, daß die 
innerhalb des ganzen, von der Preußifchen Zolllinie an der äußern Grenze Des 
Preußifchen Staats eingefchloffenen Bezirks, mit Inbegriff des dem Preußifchen 
Steuerverbande ſchon Früher beigefretenen Herzothums Bernburg, von den 
- „betreffenden Unterthanen zu verführenden Waaren, überall den eigenen inlän= 
diſchen völlig gleich behandelt werden follen. 


Artifel 12. 

| Auch in Abſicht aller inlaͤndiſchen Erzeugniſſe der Natur und Kunſt ſoll 
dieſe Freiheit des gegenſeitigen Verkehrs (Art. 11.) in der Regel Statt finden, 
Nur in Beziehung auf Branntweirt, Bier, Eſſig und Tabadsblätter, welche 
in Preußen und Anhalt erzeugt werden, behält man fi) gegenfäitig vor, bei 
dem Uebergang jener Artikel aus dem einen Gebiet in das andere, Diejenige 
volle Steuer zu erheben, welche auch auf den eigenen inländifchen Erzeugniſſen 
diefer Art ruht oder auf biefelben gelegt werben möchte; jedoch iſt Den Herzog⸗ 
lichen Unterthanen verftattet, die in den Herzoglich -Anhaltfchen Laͤndern erzeug- 
ten Tabadshlätter fowohl landwaͤrts ald auf der Elbe, unter gehöriger Sicher: 
heitskontrole, abgabenfrei über die Preußifchen Grenzen auszuführen. 

Von Mehl, Getreide und Schlachtviehb, wenn dieſe Gegenftände in 
Preußifche oder Anhaltfche Städte, wo Mahl⸗ und Schlachtſteuer erhoben wird, 
eingefuͤhrt werden, iſt dieſe Abgabe eben ſo wie von den inlaͤndiſchen gleichartigen 
Produkten zu entrichten, indem dieſelben frei uͤber die Grenze eingehen, und, 
ſobald ſie dieſe paſſirt haben, den inlaͤndiſchen Waaren dieſer Gattung gleich 
geachtet werden. 

Daſſelbe gilt auch von den in Preußen und Anhalt erzeugten Viktualien, 
als Butter, Kaͤſe, Eier, Obſt und dergleichen, wenn ſie in ſolche Anhaltſche 
Staͤdte von Preußiſchen Unterthanen zu Markte gebracht werden, wo auch 
Inlaͤnder eine gleiche Abgabe von dieſen Gegenſtaͤnden zu entrichten haben. 

Artikel 13. 

| Da das Salz und bie Spielfarten, welche in dem Prenßifchen Staate 
von den eigenen Unterthanen deſſelben bereitet und verfertigt werden, im Preußi⸗ 
ſchen Gebiete nicht freien Umlauf haben; ſo koͤnnen in Folge dieſer Beſtimmung, 
auch Salz und Spielkarten, welche in den Herzoglichen Landen verfertigt worden 
ſeyn moͤchten, in den Koͤniglichen Landen nicht freien Umlauf haben, ſondern 
ſind daſelbſt den gleichen Beſchraͤnkungen, vorbehaͤltlich der Durchfuhr der Spiel⸗ 
karten, unterworfen. In Ruͤckſicht des Salzes finden uͤberdies die Beſtimmun⸗ 
gen der daruͤber abgeſchloſſenen beſonderen Uebereinkuͤnfte Anwendung, und iſt 
dabei 
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dabei ausdruͤcklich feſtgeſetzt, daß dieſelben ihren Grundlagen nach «— lange 
beſtehen ſollen, als die Vereinigung wegen der Steuern dauert. 
Artikel 14. 

Handelsvertraͤge, welche etwa zwiſchen Preußen und andern Staaten 
abgeſchloſſen werden, und das Intereſſe ber Herzogthuͤmer Anhalt= Köthen und 
Anhalt - Deffau mit berühren, follen in ihren Folgen den Herzoglichen Unterthanen 
ebenfo, wie den Königlich = Preußifchen, zu Statten kommen. 


Artikel 15.” 

Die Allerhöchften und Höchften fontrahirenden Souveraind "werden Sich 
in den zur Sicherung ihrer landeöherrlichen Gefälle, und zur Aufrechthaltung 
der Gewerbe Ihrer Untertbanen nothwendigen Manßregeln einander gegenfeitig 
freundfchaftlich unterftügen, und Daher namentlich auch geftaften, baß die Königl. 
, Preußifchen und Herzoglich⸗Anhaltſchen Zollbeamten die Spur begangener Unter 
ſchleife in die gegenfeitigen Gebiete verfolgen und fich mit Zuziehung ber Orts⸗ 

obrigfeit des Thatbeftandes verfichern. Wenn auch zu deffen Feftftellung ober 
zur Sicherung der Gefälle und Strafen, Vifitationen, Befchlagnahmen und Vor⸗ 
kehrungen von den beiderſeitigen Zollbeamten bei den Landes⸗ und Ortsbehoͤrden 
in Antrag gebracht werden, follen diefe, nachdem fie fich überzeugt, daß den 
Umftänden nach diefe Anträge durch die Geſetze begründet, oder ihnen doch nicht 
entgegen fi ft nd, folche alsbald willig und zweckmaͤßig veranftalten. . 


| Artikel 16. 

Die Straf» Erkenntniffe über Zollvergehen in Anhalt Köthen und Anhalt- 
Deſſau werden von den dafigen Gerichten gefällt und vollſtreckt, jedoch von 
einem bazu verpflichteten Fiskal, im Intereſſe der Verwaltung, betrieben. 
Zollſtrafen und Konfiskate, worauf die Herzoglichen Gerichte erkennen, fallen, 
nach Abzug des Denunzianten⸗-Antheils, der Anhaltſchen Steuerkaſſe lediglich 


Das Begnadigungs⸗ und Strafverwandlungs⸗Recht behalten Sich. Ihre 
Hochfuͤrſtliche Durchlauchten, hinſichtlich der von Ihren Gerichten verurtheilten 
Defraudanten, vor, wollen jedoch von jedem Falle, wo daſſelbe in Anwendung 
gebracht worden iſt, Durch Ihre Behörden dem Koͤniglich⸗Preußiſchen Provinzial⸗ 
Steuer-Direktor in Magdeburg Nachricht geben laffen. 

Artifel 17. 

Sollte ber gegenwärtige, auf einen vom Aften Januar 1828. ab anzu⸗ 
sechnenden Zeitraum von Sechs Jahren abgefchloffene Vertrag vor Anfang 
bes letzten Jahres von einer ober der andern Seite nicht aufgefündigt werben, 
fo wird derfelbe auf fernere Drei Jahre, und fofort ſtets auf Drei- Jahre, als 
verlängert angefehen. 

- (No. 1160.) Ä Art. 18. 


* 
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Artikel 18. 


Wenn der gegenwaͤrtige Vertrag zu Ende gehen, oder auch auf den Grund 
eines gemachten Vorbehalts ſchon fruͤher ſeine Kraft verlieren ſollte, ohne daß 
eine anderweite Vereinigung an feine Stelle tritt, ſo verbinden Sich Ihre Hoch⸗ 
fuͤrſtlichen Durchlauchten, die alsdann im Packhofe zu Roßlau noch lagernden 
Waaren nicht unverſteuert ins Land uͤbergehen zu laſſen, ſondern dafuͤr zu ſorgen, 
daß dieſelben entweder gegen die bisherige Verſteuerung ihren eigenen Unterthanen 
ausgeliefert, oder auf der Elbe uͤber die aͤußere Preußiſche Grenze wieder aus⸗ 
gefuͤhrt werden. 


| Artikel 19. | | 
Gegenwärtiger Vertrag ſoll unverzüglich zus Allerhöchften und Höchften 
Ratififation eingereicht, und nach Auswechfelung ber Ratifitationg «Urkunden 
fofort zur Vollziehung gebracht werden. Ä 
Deffen zu Urkund ift berfelbe von den beiderfeitigen. Bevollmächtigten unters 
zeichnet und unterfiegelt worden. 


© geſchehen Berlin, den 17ten Juli 1828. 


LS) I ÄUS) (I. 8.) 
Albrecht Friedrich Eichhorn. Ludwig Albert. Ludwig Baſedow. 


Vorſtehender Vertrag iſt von Seiner Majeftät dem Könige am 16ten 
Auguſt c., imgleichen von Seiner Hochfürftlichen Durchlaucht dem Herzoge 
von Anhalt» Köthen am 27ften Auguft 1828., und von Seiner Hochfürftlichen 
Ban bem Herzoge von Anhalt: Deffau | am 28ften Juli 1828. ratifizirt 
wor en. 
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Geſetz— Sammlung 


| für bie 
Königlidben Preußiſchen Staaten 
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(No, 1161.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 24ſten Juli 1828. nebſt Yen Tarif vom 
18ten Juni ejusd. a., nach welchem bie Schifffahrts-Abgabe auf den 
Waſſerſtraßen von der Oder zur Elbe und umgekehrt (mit Ausſchung b des 
Plauer Kanals) erhoben werden ſoll. 


J. genehmige, nach Ihrem gemeinſchaftlichen Antrage, aus den im Berichte 
vom 18ten v. M. auseinandergeſetzten Gruͤnden, daß zur Erleichterung der 
Schifffahrt auf den Waſſerſtraßen von der Oder zur Elbe, die auf dem 
Finow- und auf dem Friedrich⸗ Wilhelms-Kanal bisher erhobenen Kanal⸗ und 

Schleufengefälle, fo wie die andern Nebenabgaben an Alzidenz = Zettelgeldern. 
u. f. w., imgleichen die bei den Stromfchleufen zu Dranienburg, Spandow, 
Fürftenwalde, Berlin, Brandenburg und Rathenow nach den Beftimmungen 
vom Aiten Junius 1816. entrichteten Schleufengelder aufgehoben werden. 
Nur die Brüden:Aufzugsgefälle nach den bisher Statt gefundenen Sägen wer- 
den beibehalten. Statt ber abgefchafften Gefälle foll nach dem beigefügten, von 
Mir heute vollzogenen, Tarif ein Schiffsgefäßgeld, auf dem Finow: Kanal bei 
Liebenwalde und Neuftadt- Eberswalde, und auf dem Friedrich - Wilhelms - Kanal 
bei Neuhaus und Briesfow, imgleichen bei den Stromfchleufen von Oranienburg, 
Spandow, Fürftenwalde, Berlin, Brandenburg und Rathenow erhoben werben. 
Ich überlaffe Ihnen, wegen Bekanntmachung und Ausführung diefer Manßregel 
das Erforderliche anzuordnen, und den Termin, mit welchem die neue Cinrich- 
tung eintreten foll, zeitig zur öffentlichen SKennmiß zu bringen. 


Tepliß, den 24ften Juli 1828. | 
\ Friedrich Wilhelm, 
. An | 
die Staatsminifter v. Schudmann und v. Moß. 
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Vorſtehende Allerhoͤchſte Kabinetsorder und der, derſelben beigefuͤgte 
Tarif, werden mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht, daß 
/ darnach vom Aften Januar 1829. an, verfahren werden foll. 


Berlin, den 20ften September 1828, 


Der Minifter Des Innern. Der Finanzminifter, 
v. Schufmann, v. Motz. 


Tarif, 
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Tarif, 


nach melchem die Schifffahres- Abgabe auf den Wafferftraßen von ber Oder zur 
Elbe, und umgekehrt (mit Ausſchluß des Plauer Kanals) erhoben werben foll. 
Mom 18ten Juni 1828, 


$, wird entrichtet: 
A. Bon einem Schiffsgefaße, 


4) bei einer. Tragfähigkeit vr von mehr als 1200 Zentnern...... Vier Thaler, 
2) ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 900 24464 Drei 2 
3) = ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗600 A Zwei ⸗ 
A) = = ⸗ = =: 200 ..... Einen - 
5) von Fleineren Fahrzeugen. ..................... Funfzehn Silbergroſchen. 


Kaͤhne, welche mit Brennmaterialien, rauher Fourage, Schilf und 
Rohr, Ziegeln, Bau= und Pflaſterſteinen und Dünger beladen find, 
zahlen nur die Halfte vorftehender Säge. 

Kaͤhne, welche außer dem Gepäde und der Schifföprovifion Feine 
Ladung haben, entrichten nur ein Drittheil der Saͤtze von 1. bis | 
einfchließlich 5. 

Handkaͤhne, Gondeln, Sifcherfähne, Fiſchdroͤbel, und andere Eleine 
Fahrzeuge, welche nicht zum Befrachten gebraucht werden, find frei, 
wenn fie feinen eigenen Aufzug verlangen , fondern mit größeren 
Kähnen zugleich durchfchleufen, und diefes beim Paffıren der Kandle 
gleich bei der erften Schleufe fir den ganzen Kanal beflariren. 

B. Dom Floßholze wirb für jedes Stüf Ein Silbergroſchen entrichtet: 
Unverbundenes Holz wird nicht durch die Schleufen gelaffen. 

Eind die Holzflöße beladen: fo wird, außer der Abgabe zu B., noch 

der Satz A. 4. entrichtet. 


Zufäglihe Befimmungen | 
1) Vorftehende Abgabe wird entrichtet, fo oft eine Hebeftelle paffırt wird. 
2) Eie wird vom Schiffer getragen, in fofern bei Uebernahme der Fracht nicht 
ausdräüclich ein Anderes bedungen ifl. 
3) Außer den vorftehenden Abgaben, werden nur noch allein die Brüdenaufzugs- 
Gelder, nach den bisher üblichen Sagen, erhoben; alle übrigen Abgaben 


find abgeſchafft. 
(No. 1161.) | 8x2 " 4) Bei 
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4) Bei der Verwaltung, Erhebung und Entrichtung diefer Abgaben, im- 
gleichen bei der Beftrafung der Uebertretungen und beim Verfahren gegen 
die Angefchuldigten,, finden die Beitimmungen. der Steuer- Ordnung vom 
Sten-Februar 1819., S$.56.61859., 61., 64., 83., 84., 86., 88.618 93. 
und 95., Anwendung, 


Die durch FKontraventionen verwirften Strafen werden fo verwenber, 
wie e8 bei Konfraventionen gegen die Steuergefeße vom Sten Februar 1819., 
und 30ften Mai 1820., gefchiehr. 


Gegeben Berlin, den 18ten Juni 1828, 
(a. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Schuckmann. v. Motz. 
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(No. 1162.) Convention de Cartelentre Sa 
Majeste le Roi de Prusse et Sa Majeste 
le roi de France et de Navarre. Du 
25. Juillet 1828, 


Sa Majeste le Roi de Prusse et Sa 
Majeste le roi de France et de Na- 
varre, étant convenus de conclure 
une convention de cartel, ont, ä cet 
effet, muni de Leurs pleins-pouvoirs, 
savoir: | 


Sa Majeste le Roi de Prusse, le. 


sieur Henri Auguste Alexandre 
Guillaume, Baron de FF erther, Son 
chambellan et Son envoye& extra- 
ordinaire et ministre plenipoten- 
tiaire pres Sa Majeste "i'res-Chre- 

tienne, chevalier de POrdre de 
l’Aigle rouge de premiere classe et 
de celui de St. Jean de Jerusalem 
de Prusse, et grand-croix del’Ordre 
de Charles III. d’Espagne; 


et Sa Majest& le roi de France et 
de Navarre, le sieur Pıowe Marie 
Auguste Feron, Comte de la Ferron- 
nays, pair de France, chevalier 
des Ordres du Roi, chevalier des 
‚Ordres de Russie, grand-croix de 


l’Ordre de St. Ferdinand des deux‘ 


Siciles, et de l’Ordre dela couronne 
de Wurtemberg, marechal decamp, 
ministre et secretaire d’etat au de- 
partement des affaires étrangères, 


Lesquels, apres s’ätre communique 

leurs pleins-pouvoirs respectifs, sont 

convenus des “articles suivans: 
(No.4162.) 
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(No. 1162.) Kartel-Konvention zwifchen Seiner 

Majeftät dem Könige von Preußen und Seiner 

Majeſtaͤt dem Könige von Frankreich und 
Navarra. Dom 25ften Juli 1828. 


Nachdem Seine Majeſtaͤt der Koͤnig 
von Preußen und Seine Majeſtaͤt der 
Koͤnig von Frankreich und Navarra uͤber⸗ 
eingekommen find, eine Kartelkonovention 
abzuſchließen und zu dieſem Zwecke mit 
Ihren Vollmachten verſehen haben, 
naͤmlich: | 


Seine Majeftät ber König von Preußen 
den Herrn Heinrich Auguft Ale: 
xrander Wilh. Frh. von Werther, 
Ihren Kammerherrn, außerordent⸗ 
lichen Geſandten und bevollmaͤchtigten 
Miniſter bei Seiner Allerchriſtlichen 
Majeſtaͤt, Ritter des Koͤnigl. Preuß. 
rothen Adler⸗Ordens erſter Klaſſe, des 
St. Johanniter⸗-Ordens und Des Spa⸗ 
niſchen St. Karls⸗Ordens, und 


Seine Majeſtaͤt der König von Frank: 
reich und Navarra den Herm Peter 
Maria Auguft Feron, Grafen 
von la Ferronnays, Pair von 
Frankreich, Ritter der Königl. Franzoͤ⸗ 
fifchen und der Kaiſ. Ruffifchen Orden, 
Großfreuz des Sizilianiſchen ©t. Fer: 
Dinande- Ordens und des Ordens der 
Wuͤrtembergiſchen Krone, Marechal 
de Camp, Minijter und Staatsfefretair 
der auswärtigen Angelegenheiten; 


fo find die genannten Bevollinächtigten, 
nach Auswechfelung ihrer reip. Voll⸗ 
machten, über folgende Artifel uͤberein⸗ 
gekommen: 


-Arr. 1. A dater de l’echange 
des ratifications de la presente con- 
vention, ‚tous les individus qui deser- 
teront le service militaire des hautes 
parties contractantes, seront resti- 
tues de part et d’autre. 


Art. 2. Seront r&putes, deser- 
teurs, non s£eulement les militaires 
de toute arme et de tout grade, qui 
quitteront leurs drapeaux, mais ‚en- 
core les individus appartenant ä a la 
marine, et ceux qui, appeles au ser- 
vice actif de la milice nationale ou de 
toute autre branche militaire quel- 
conque des deux pays, ne se ren- 
draient pas ä l’appel, et cherche- 
raient ä se refugier sur le territoire 
de Tune des hautes parties contrac- 
tantes. 


Les jeunes gens re@sidant, soit par 
le fait de leurnnaissance, soit par toute 
autre circonstance, dans les Etats du 
souverain dont ils ne sont pas sujets, 
seront &galement soumis aux dispo- 
sitions de la pr&esente convention, ä 
moins qu'ils n’aient obtenu des lettres 
de naturalisation par suite de l’autori- 
sation du gouvernement dont ils sont 
sujets. 


Art. 3. Sont exceptes de la 
restitution ou de V’extradition qui 
pourra @tre demandee en vertu de 
la presente convention: 


1) les individus nes sur le territoire 
de l’Etat dans lequel ils auraiens 
cherch@ un asile, et qui, par 


112. 


m 
., 


Art. 1. Vom Tage ber Auswech- 
felung der Ratififationg = Urkunden zu 
gegenwärtiger Konvention an gerechnet, 
ollen alle Individuen, welche aus dem 
Militairdienfte der Hohen Eontrahirenden 
Theile defertiren, gegenfeitig ausgeliefert 
werden. 


Art. 2. Als Deferteurs werben nicht 
allein die Militairperfonen, welche ihre 
Fahnen verlaffen, ohne Unterfchied der 
Waffe oder des Grades, fondern auch 
die zur Marine gehörigen Individuen, fo 
wie auch Diejenigen angefehen, welche zum 
wirklichen Dienfte bei der Nationalmiliz 
(Xandwehr) oder bei irgend einem andern 
Zweige des Militairwefens einberufen 
find, ſich aber auf die an fie ergangene 
Anfforderung nicht einftellen und in dag 
Gebiet eined der Hohen Eontrahirenden 
Theile zu flüchten fuchen. 


Die jungen Leute, welche, fen ed auf 
Veranlaffung ihrer Geburt, oder aus 
irgend einem andern Grunde, fich in dem 
Staate desjenigen Souverains aufhalten, 
als deffen Unterthanen fie nicht betrachtet 
werden fünnen, follen ebenfalls den Be⸗ 
fimmungen der gegenwärtigen Konvention 
unterworfen feyn, in fofern fie nicht mit 
Suftimmung des Gouvernements, beffen 

Unterthanen fie find, Naturalifationg- 


‚Scheine erhalten haben. 


Art. 3. Von der Auslieferung oder 
Zurädftellung, die auf den Grund der 
gegenwärtigen Konvention verlangt wer- 
den kann, find ausgenommen: 


1) Individuen, welche im Gebiete des- 
jenigen Staates, wo fie eine Zu: 
flucht gefucht haben, geboren find 


m 
\ 


leur desertion, ne feraient que 
rentrer dans leur pays natal; 


les individus qui, soit avant, soit 
apres leur d&sertion, se seraient 
rendus coupables d’un crime ou 
delit quelconque, äraison duquel 
il y aurait lieu de les traduire en 
justice devant les tribunaux du 
pays oü ils se sont retir&s. 


2) 


Neanmoins, en ce dernier cas, 
Vextradition aura lieu après que le 
deserteur aura éêté acquitt& ou aura 
subi sa peine. | 


Si un deserteur était retenu dans 
quelque prison pour le paiment d’une 
dette civile, son extradition sera sus- 
pendue jusqu’au jdur où cetemprison- 
nement aura dü cesser. 


- Art. 4. Lorsqu’un deserteur aura 
atteint le territoire de celle des deux 
puissances älaquelle il n’appartiendra 
pas, il ne pourra, sous aucun pretexte, 
y @tre poursuivi par les officiers de 
son ‚gouvernement; les officiers se 
borneront ä prevenir de son passage 
les autorites locales afın qu'elles aient 
ä le faire arröter. Toutefois, pour 
accelerer l’arrestation de ce deserteur, 
une ou deux personnes chargees de 
la poursuite pourront, aumoyen d’un 
passeport ou d’une autorisation en 
regle qu’elles devront obtenir de leur 
chef immediat, se rendre au plus pro- 
chain village situ en dehors de la 
frontiere, à l’effet de reclamer des au- 
torites locales l’execution de la pré- 
sente convention. 
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und alfo vermittelft ihrer Defertion 
nur in ihre Heimath zuruͤckkehren; 


Individuen, bie entweber vor oder 
nad) ihrer Defertion fich eines Ver: 
brechen oder Vergehens fchuldig 
gemacht Haben, um deffentwillen fie 
vor Die Gerichte Des Landes, wo fie 
fich aufhalten, zur rechtlichen Unser: 
fuchung geftellt werden können. 


Gleichwohl findet auch in biefem 
alle die Auslieferung Statt, nachdem 
der Deferteur freigefprochen ift, oder feine 
Strafe überftanden hat. 


Wenn ein Deferteur fich wegen einer 
Privatfchuld in Haft befindet, fo foll feine 
Auslieferung bis dahin ausgefeßt werden, 
daß feine Verhaftung aufgehört haben 
wird. 


Art. 4. Sobald ein Deferteur. Das 
Gebiet Degjenigen der beiden Staaten ber 
treten hat, welchem er nicht angehört, fo 
fann er unter feinen Vorwande, von 
den Beamten feines Gouvernements wei- 
ter verfolgt werden. Die Beamten müf: 
fen fich darauf befchranken, der Ortsbes 
börde von feinem Uebergange, Behufs 
feiner Verhaftung, Nachricht zu geben. 
Um jedoch die Verhaftung eines folchen 


2) 


Deferteurs zu befchleunigen, Fönnen fich, 


eine oder zwei Perfonen, welche mit der 
Verfolgung beauftragt und mit Paffen 
oder einer offenen Order ihres unmittel: 
baren Vorgeſetzten verfehen find, nach 
dem der Grenze zunächft belegenen Dorfe 
begeben, um die betreffende Ortöbehörde 
zur Ausführung ber gegenwärtigen Kon 
vention zu requiriren, 


Art. 5. Les autorites qui vou- 
dront r&eclamer un deserteur, adresse- 
ront leurs r&clamations à l’administra- 
tion, soit civile, soitmilitaire, qui, dans 
les deux pays, se trouvera le mienx ä 
. portee d’y satisfaire. 


Les dites autorites r&clamantes 
accompagneront leur requisitoire du 
signalement du deserteur, et dans le 
cas où l!’on serait parvenu ä l’arräter, 
l’autorite requerante en sera preve- 
nue par un avis accompagne d’un 
extrait du registre du géolier ou con- 
cierge de la prison oü le deserteur 
aura été Ecrou£. 


Art. 6. Dans le cas oü les de- 
serteurs seraient encore porteurs de 
leurs armes ou rev£tus de leur équipe- 
"ment, habillement, ou marques dis- 
‚tinctives, sans &tre munis d’un passe- 
port, et de m&me dans tous les cas oü 
ilserait constant, soit par l’aveu du de- 
serteur, soit d’une maniere quelcon- 


que, qu'un deserteur de l’une des- 


hautes parties contractantes se trouve 

sur le territoire del’autre, il sera arrete 
sur lechamp, sans requisition preala- 
ble, pour ötre immediatement livre 
entre les mains des autorites compé- 
tentes &tablies sur les frontieres de 
Pautre souverain. 


ART. 7. Si, par suite de la dene- 


gation de lindividu arröte, ou autre- 
ment, il s’elevait quelque doute sur 
Pidentite d’un deserteur, la partie re- 

cla- 


114 — 


Art. 5. Behoͤrden, die einen De— 
ſerteur reklamiren wollen, haben ſich mit 
ihren Reklamationen an diejenige Zivil⸗ 
oder Militairverwaltung zu wenden, die 
ſich am leichteſten im Stande befindet, 
denſelben Genuͤge zu leiſten. 


Die gedachten reklamirenden Behoͤr⸗ 
den werden ihre Requiſitionen mit dem 
Signalement der Deſerteure begleiten 
und im Falle ein ſolcher bereits in Ver⸗ 
haft gebracht worden ſeyn ſollte, wird 


die requirirende Behoͤrde davon durch ein 


Benachrichtigungsſchreiben Kenntniß er⸗ 
halten, wobei ſich ein Auszug der Liſte 
befindet, welche der Aufſeher des Ge⸗ 
fängniffes, wohin der Deferteur zur Haft 
gebracht ift, uber feine Gefangene führt. 


Art. 6 In dem Falle, daß De- 
ferteure ihre Waffen noch bei ſich tragen, 
oder mit ihrer Montirung, ihren Klei- 
dungsſtuͤcken oder fonftigen bezeichnenden 
Merkmalen, nicht aber mit einem Paffe - 
verfehen find und felbft in allen Fällen, 
wo entweder nach dem eigenen Geſtaͤnd⸗ 
niffe des Deſerteurs oder fonft auf irgend 
eine Weife unzweifelhaft ausgemacht ift, 
daß ein Deferteur eines der Hohen kon⸗ 
frahirenden Tkeile fi) auf Dem Gebiete 
des andern befindet, wird derfelbe auf 
der Stelle ohne vorgängige Requifition 
in Berhaft genom:nen werden, um dem- 
naͤchſt fogleicy den kompetenten Grenz- 
Behoͤrden des andern Souverains über: 
liefert zu werden. | 


Art. 7. Sollten durch das Ableug- 
nen des verhaftefen Individui, oder auf 
andere MWeife, Zweifel daruͤber entflanden 
feyn € ob jolches mit einem auszuliefernden 

De: 


elamante ou interessee devra consta- 
ter au pr£alable les faits non sufh- 
samment Eclaircis, pour que Pindividu 
_arrete puisse &tre mis en liberte | ou 
restitué à Pautre partie. 


Art. 8.. Dans tous les cas, les 
deserteurs arretes serontremis aux au- 
torites competentes qui feront eflec- 
tuer lextradition selon les rögles deter- 
minees par la presente convention, 
L’extradition se fera avec les armes, 
chevaux, selles, habillemens et tous 
autres objets quelconques, dont les 
deserteurs &taient nantis ou qui au- 
raient été trouves sur eux lors de !’ 
restation. Elle sera accompagnıee du 
proces-verbal de l’arrestation de Vin- 
dividu, des interrogatoires qu’il au- 
rait subis, et Je toutes autres pieces 
necessaires pour constater la deser- 
tion.. Pareille restitution aura lieu des 
chevaux, effets d’armement, d’habille- 
ment et d’equipement emportes par 
les individus designes dans V’article 3. 
de la pr&sente convention comme ex- 
ceptes de lextradition. 


Les hautes parties contractantes 
se concerteront ulterieurement sur la 
 designation des places frontidres oüı 
la remise des deserteurs devra &tre 
op£r£e. 

Art. 9. Les frais auxquels aura 
donne lieu l’arrestation des d&serteurs, 
seront rembourses de part et d’autre 
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mit abgeliefert. 


Deferteur eine und diefelbe Perfon ſey, 
fo wird der reflamirende, oder babei 
intereflirte Theil, die nicht hinlänglich 
ind Licht gefeßten Tharfachen vorläufig 
zu eonftafiren haben, damit das verhaftete 
Individuum in Freiheit gefeßt, ober dem 
andern Theile ausgeliefert werden koͤnne. 
Art. 8. Sn allen Fällen find bie 
verhafteten Deferteure ben kompetenten 
Behörden zu übergeben, die nach den 
durch biefen Vertrag beftimmten Regeln 
die Auslieferung zu veranftalten haben, 
Dei derfelben werden "auch die Mäffen, 
Pferde, Sättel, Kleidungsſtuͤcke und alle 
andere Gegenftände, welche bie Defer- 
teure bei fich haben, oder welche zur Zeit 
ihrer Verhaftung bei ihnen gefunden find, 
Die Auslieferung ge 
ſchieht außerdem auch. unter gleichzeitiger 
Mittheilung der Protokolle, die über bie 
Verhaftung des betreffenden Individui 
unb Aber die von Demfelben beftandenen 
DVerhöre aufgenommen, fo wie aller 
andern Aktenſtuͤcke, bie zur Konflatirung . 
der Defertion nothwendig find. Kine - 
gleiche Auslieferung finder auch ruͤckſicht⸗ 
lich der Pferde, Waffen und Bekleidungs⸗ 
Gegenftände Statt, welche von denjenis 
gen Individuen mitgebracht werben, bie 
nach der Beſtimmung bed Art. 3. der 
gegenwärtigen Konvention von der Aus⸗ 
lieferung ausgenommen find. 

Ueber die Beftimmung der Grenzorte, " 
wo bie Ablieferung der Deferteure Statt 
baben foll, werden Die Hohen fontrahirens 
den Theile ſich anderweitig vereinigen. 


Art. 9. Dom Tage der Verhafs 
fung an, welcher durch den im Art. 5 
erwähnten Yuszug ber Sefängnißlifte 

DD. | 


'. 


. EEE 


äcompter dujour de l’arrestation, qui 
sera. constate par l’extrait dont il est 
“ fait mention ä Particle 5. jusqu’au jour 
de Vextradition inclusivement. 


Ces frais comprendront la nourri- 


ture et l’entretien des deserteurs et de 


leurs chevaux, et sont fixés ä six gros 
trois fenins, argent de Prusse, ou 
soixante quinze centimes, argent de 
France, par jour pour chaquehomme; 
et ä huit gros neuf fenins, argent de 
Prusse, ou un.franc six centimes, 
argent de France, par jour pour cha- 
que cheval. Il sera pay& en outre 
par la partie requerante ou interesse 
une gratification de six &cus vingt 
cing gros, argent de Prusse, ou vingt 
cing francs, argent de France, pour 
chaquehomme, et detrente deux écus 
vingt quatre gros, ou centvingtfrancs, 
. pour chaque cheval et son &quipage, 
au profit de quicongue sera parvenu 
. Ad&couvriretfäirearr&terun döserteur,” 
ou qui aura eontribué ä la restitution 
@un cheval et de son &quipage. 


Arr. 10. Les frais et gratifica- 
tions dontil est fait mention dans l’ar- 
ticle pr&cedent, seront acquittes im- 
mediatement apr£s l’extradition. 


Les reclamations qui pourraient 
ctre faites ä cet@gard, ne seront exa- 

minees qu’apres que le paiment aura 
été provisoirement eflectue. 


4416 


auszumitteln ift, bid zum Tage der Aus⸗ 
lieferung einfchließlich, werben Die Koften, 
wozu die Verhaftung der Deferteure Anlaß 
gegeben hat, gegenfeitig erfiattet. 


Diefe Roften, worin Berpflegung und 
Unterhalt der Deferteure und ihrer Pferde 
mitbegriffen find, werben zum täglichen 
DBetrage von Sechs Silbergrofchen Drei 


Pfennigen Preußifch Kurant, oder Fuͤuf 


und ſiebenzig Centimen in franzoͤſiſchem 
Gelde, für jeden Mann, und von Acht 
Silbergroſchen Neun Pfennigen Preußiſch 
Kurant, oder Einem Franken Sechs Cen⸗ 
timen in franzoͤſiſchem Gelde, fuͤr jedes 
Pferd, feſtgeſetzt. Außerdem ſoll von 
Seiten des requirirenden oder dabei inter⸗ 
eſſirten Theils eine Praͤmie oder Gratifi⸗ 
kation von Sechs Thaͤlern Fuͤnf und 
zwanzig Silbergroſchen Preußiſch Ku⸗ 
rant, oder Fuͤnf und zwanzig Franken in 
franzoͤſiſchem Gelde, fuͤr jeden Mann, 
und von Zwei und dreißig Thalern Vier 
und zwanzig Silbergroſchen, oder Ein⸗ 
hundert und zwanzig Franken in franzoͤſi⸗ 
ſchem Gelde, fuͤr jedes Pferd mit Sattel 
und Zeug, zum Vortheile aller derjenigen 
gezahlt werden, welche einen Deſerteur 
ausfindig gemacht "und. haben verhaften 
laſſen, oder welche zur Zurücdgabe eines 
Pferdes und des dazu gehörigen Gefchirre 
beigetragen haben. 

Art. 10. Die im vorbergehenben 
Artikel erwähnten Koften und Prämien 
werden unmittelbar nach der Auslieferung 
entrichtet, 


Reklamationen, welche in biefer Hinz 
ficht gemacht werden koͤnnten, find erft, 
nachdem die Zahlung vorläufig .geleiftet 
ift, näher zu erörtern. 


— U] 
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Art. 11. Leshautes parties con- 
tractantes s’engagent mutuellement ä 
prendre les mesures les plus convena- 
bles pour la repression de la déser- 
tion et pour la recherche des deser- 
teurs. Elles feront usage, ä cet effet, 
de tous les moyens que leur offrent les 
lois du pays, et elles sont convenues 
particulierement: 


. 4) de faire porter une attention 
scrupuleuse sur les individus in- 


connus qui franchiraient ‚les 


frontieres des deux pays, sans 
étre munis de passeports en 
regle; | | 


2) 
autorit& quelconque d’enröler ou 

de 'recevoir dans le service mili- 
taire, soit pour les armes de 
terre, soit pour la marine, un 
sujet del’autre des hautes parties 


contractantes qui n’aura pas jus- 
tifie par des certificats ou attes- 
tations en due forme qu’il est 


dispense du service militaire 
dans son pays. 


La m&me mesure sera applicable 
dans le cas où l’une des hautes parties 
contractantes aura permis A une puis- 
sance Etrangere de faire des enröle- 
ment dans ses Etats. 


Art. 12. La presente conven- 
tion est conclue pour deux ans, ä 
Vexpiration desquels elle continuera 
ä etre en vigueur pour deux autres 
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um 


de defendre severement ä toute 


amubis 


Art. 11. Die Hohen Eontrahiren- 
ben Theile machen fich gegenfeitig ver⸗ 
bindlih, die angemeffenften Maaßregeln 
zur Abftellung der Defertion und zur Aus: 
findigmachung der Deferteure zu treffen. 
Zu dieſem Endzwecke werden fie fich aller 
Mittel bedienen, welche ihnen die Landes⸗ 
geſetze Darbieten, und insbefondere find 
fie übereingefommen: 


1) eine ganz. genaue Aufmerkſamkeit 
auf die unbekannten Individuen 
richten zu laſſen, welche, ohne mit 
einem vorſchriftsmaͤßigen Paſſe ver⸗ 
ſehen zu A feyn, uͤber die Grenzen 
beider Zander kommen; 


2) den fämmtlichen ‚beiberfeitigen Be⸗ 
‚börden, ohne Unterfchied, firenge 
zu verbieten, einen lnterthanen 
des andern der Hohen gr 
den Theile zum Kriegesbienfte, 
fey bei den Landarmeen ober bei ber 
Marine, anzuwerben, ober a | 
nehmen, wenn berfelbe nicht durch 
fichere Zeugniffe oder in gehöriger 
Form ausgeftellfe Befcheinigungen - 
gefeglich dargethan haben follte, daß 
er vom Militairdienfte in feinem 
Paterlande lodgefprochen worden 
ift. 


Diefelbe Maaßregel ſoll auch in dem 
Falle zur Anwendung kommen, wenn 
einer von den Hohen fontrahirenden Thei⸗ 
len einer freinden Macht verftattet hätte, 
in feinen Staaten Werbungen anzuftellen. 


Art. 12. Die gegenwärtige Kon⸗ 
vention ift für den Zeitraum von zwei 
Jahren abgefchloffen, nach Ablauf Diefes 
Zeitraums behält fie Kraft für die nächft- 


GEREB ° - 


_ annees, et ainsi de suite, sauf decla- 
ration coutraire de la part de !’un des 
deux gouvernemens. 


Art. 13. La présente conven- 
tion sera ratifi&e, et les ratifications 
‘en seront Echang£es dans le terme de 
six semaines ou plutöt, si faire se 
peut. 

En foi de quoi, les plenipoten- 
tiaires respectifs !’ont signee, et y ont 
appose le cachet de leurs armes. 

Fait à Paris le vingt-cing Juillet 
mil -huit- cent -vingt-huit. i 


(L.S.) Werther. 
(L.S.) Comte de la Ferronnays. 
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folgenden zwei Jahre und fo weiter für 
die Folge, in fofern nicht von Seiten des 
einen der beiden Gouvernements eine ent» 
gegengefeßte Erklärung erfolgt. 

Art. 13. Gegenwärtige Konven⸗ 


tion foll ratifizirt und die Ratifikations⸗ 


Urkunden in einem Zeitraume von ſechs 
Wochen, oder wo möglich noch früher 
ausgewechfelt werben. | 

Zur Beglaubigung beffen haben bie 
refp. Bevollmächtigten dieſelbe unter: 
fchrieben und mit ihren Wappen verfeben. 

So-gefchehen zu Paris, den 25ſten 
Juli 1828. 


(L.S.). Werther. 
(L.S.) Graf v. fa Ferronnays. 


VWorſtehende Konvention it zu Berlin ben 10ten Auguſt 1828, rafifirt worben. 
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Geſetz- Sammlung 
| für bie 
Koͤniglichen Dreußifgen Staaten. 
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do 1163.) Allerhöchfte Kabinetsorber vom ZOoſten September 1828., über bad Verfahren 
bei baulichen Anfagen ober fonfligen Veränderungen ber Erboberfläche i inner⸗ 
halb der naͤchſten Umgebungen der Feſtungen. 


m gebe den Miniſterien des Innern, des Krieges und der Juſtiz das unterm 

‚ 10ten d. M. eingereichte Negulativ, uͤber das Verfahren bei baulichen Anlagen 
oder fonftigen Veränderungen der Erboberfläche, innerhalb der näachften Umge⸗ 
bungen der Feſtungen, hierneben vollzogen zurück, mit dem Auftrage, baſelbe 
durch die Geſetzſammlung bekannt machen zu laſſen. 


Potsdam, den Joſten September 1828, 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Miniſterien bed Innern, des Krieges und der Juſtiz. 
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(Ausgegeben zu Berlin den 31ſten Oktober 1828.) 
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Kegulativ 


über bas Verfahren bei baulichen Anlagen ober fonftigen Veränderungen ber 
| Erdoberſlche innerhalb der naͤchſten Umgebungen der Feſtungen. 
Vom 10ten September 1828, 


1. Allgemeine Demi die Bertheibigungsfähigkeit der Feftungen burch folche bauliche Anlagen 
en HR oder Veränderungen der Erdoberfläche, wodurch die freie Umficht von den Feftungs- 
werfen und die Wirkung der Schußwaffen behindert, fo wie die Annäherung bes - 
Feindes begünftigt werden könnte, — nicht nachtheilig befchranft werde, auch 
die Anwohner der Feftungen vor wiederkehrenden Kriegsfchäden möglichft bewahrt 
bleiben, wird hierdurch unter Aufhebung ber in ben Kabinetsorders vom 28ften 
April 1797., vom 12ten März 1814., vom 24ften Auguft 1814., vom 13ten 
September 1816., vom 6ten Januar 1820., vom Iten April 1822., vom 
Aften Oktober 1823. und vom goſten Auguſt 1824. enthaltenen Befimmungen 
Nachſlehendes verordnet: 


Rayon ⸗Li⸗ . 1. Die nächften Umgebungen der Feſtungen werden, nach Maaßgabe 
nien und Ra· ihrer Entfernung von den Werfen, in drei Bezirke eingetheilt, und für jeden dieſer 
von - Beuirke. Bezirke weiter unten beſondere Beftimmungen feftgeftellt. 


Zum erften Bezirfe gehören Diejenigen Grundftäde, welche zwifchen den 
Feftungswerfen und einer von diefen auf 160 Cein hundert und ſechszig) 
Ruthen oder 800 Schritt Entfernung zu ziehenden Grenz: ober Napon-Linie 
belegen find; 


zum zweiten Bezirke diejenigen Grundſtuͤcke, welche zwifchen biefer erften 
Rayon-Linie und einer zweiten um 100 Ruthen weiter, alfo auf 260 
(zweihundert und ſechszig) Ruthen oder 1300 Schritt Entfernung von 
den Feftungswerfen zu ziehenden Rayon-Linie; und 


zum dritten Bezirf diejenigen Grundſtuͤcke, welche außerhalb der zweiten 
KRayon = Linie und bis zu einer Intfernung von 360 (dreihundert und 
ſechszig) Ruthen oder 1800 Schrift von den Werken belegen find. 


$. 2. Won diefen obengenannten Grenz- oder Rayon-Linien werden 
nur die beiden erften von respective 160 und 260 Ruthen Entfernung von den 
Teftungswerfen wirklich abgeftect und durch Pfaͤhle oder Marffteine dauernd 
bezeichnet. Die Abtragung jener Diftanzen erfolgt von den ausfpringenden Winkeln 
des bebediten Weges und zwar ve von dem obern Rande des Glazis, oder in Ermange⸗ 
lung 
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lung eines Glazis von dem aͤußern Grabenrande, oder wenn auch ein Graben 
nicht vorhanden iſt, von der Feuerlinie der Wallbruſtwehren ſelbſt. 

Bei der großen Verſchiedenartigkeit ber Tracen und ber fortififatorifchen 
Verhaͤltniſſe der Befeftigungen wird der Entwurf zur Ziehung der Rayon= Linien 
vom Kriegesminifterio für bie einzelnen Fälle feftgeftellt und die Abftedung dem: 
naͤchſt durch die Kortififations- Behörde unter Konkurrenz ber Civilbehörde im 
kommiffarifchen Wege vollzogen. 


$. 3. Wer auf Grundftücken, welche innerhalb ber beiden erften Rayon⸗ Freue, 
Bezirke liegen, einen Neu, Reparatur ober Umbau vorzunehmen; oder eine 

fonftige, die Geftalt der Gröoberfläche ändernde Anlage zu machen ober Mate: ——— 
rialien⸗Vorraͤthe anzuhaͤufen beabſichtigt, muß das Geſuch um bie Erlaubnß i az 
bierzu ‚bei der Ortspolizei-Behoͤrde einreichen. Wenn biefe in polizeilicher und . 
gewerblicher Hinficht Dagegen nichts zu erinnern findet, Abergiebt fie das Gefuch 
der Kommanbantur ber Feſtung, welche e8 unter Zuziehung des Pla Ingenieur 
und bed Feſtungs⸗Inſpekteurs prüft und zur Entſcheidung an das Kriegsmi⸗ 
nifterium gelangen läßt. 

Letzteres tritt nach Umſtaͤnden dardber mit ben hoͤheren Inftanzen - bes 
Ingenieur: Korps in Nuͤckſprache. . 


$. 4. Wird das Geſuch bewilligt, fo muß der Befiker bed Grundſtuͤcks 
einen Revers ausftellen, in welchem er fich unter Verzichtleiftung auf jede Ent 
ſchaͤdigung verpflichtet, die bewilligte neue Anlage, die Vorräthe ꝛc., fobald die 
Umftände es erheifchen und die Kommandantur ber Feſtung es fchriftlich verlangt, 
fogleich voiederum wegzufchaffen, oder im Fall der Säumniß ſich der Zerftörung 
ber Anlagen ober Vorräthe auf feine Koſten zu unterwerfen. 

Wird von der Kommandanfur, beſonders bei neuen baulichen Anlagen, 
die Eintragung dieſes Neverſes in das Hypothekenbuch für nothwendig gehalten,- 
fo muß der Grundbefiger auch in biefe Eintragung willigen und den Revers in 
der hierzu geeigneten Form ausſtellen. Nach Ausſtellung des Reverſes und in 
den geeigneten Fällen nad) erfolgter Eintragung beffelben in das Hypothekenbuch 

wird fodann "dem Grundbefiger ein von ber Polizeibehörbe ausgeftellter und von 
der Kommandantur genehmigter Erlaubnißfcpein ‚zur Ausführung feines Vorha⸗ 
bens ertheilt. 


$. 5. Die innerhalb beider Nayon- Bezirke einmal vorhandenen Bau⸗ Behand⸗ 
werfe und Ginrichtungen follen, wenn gleich Neuanlagen in ähnlicher Bauart lung Mon 
nicht augelaffen werben duͤrfen, doch ferner geduldet werden. Diefelben können (alter) Knie» 
auch, in fofern Darauf nicht die befondere Bedingung des allmähligen Eingehens ferte, aba mu 
durch Verfall, oder der Fünftigen Reduktion, auf eine leichtere Bauart fhon 
(@&o. 1163.) 32 haftet, 
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haftet, durch Reparaturen; ohne Aenderung der Baumaſſe, in ihrer Subſtanz 
erhalten, oder auch, wenn gaͤnzliche Baufaͤlligkeit, oder eine zufaͤllige Zerſtoͤrung, 
zur Friedenszeit eintritt, durch Umbau wieder hergeſtellt werden, wobei jedoch die 
Herſtellung in der Regel ganz in den alten Dimenſionen und nach der bisherigen 
Bauart erfolgen muß. Nur in dieſem Falle kann dem Bauenden die im $. 4. 
gedachte Ausſtellung des Reverſes erlaſſen werden, der er ſich jedoch zu unter⸗ 
ziehen hat, ſobald mit dem Reparatur⸗ oder Umbau eine Erweiterung, Hinzu⸗ 
fuͤgung oder ſonſtige Neuanlage, in Verbindung gebracht wird. 


9. 6. Die Erweiterung eines neu herzuſtellenden Bauwerks if, in mili 
tairiſcher Hinſicht, als zulaͤſſig zu erachten, wenn 


1) der Neubau in dem gewuͤnſchten groͤßeren Umfange uͤberhaupt in einer, den 
Rayon⸗ Vorſchriften entſprechenden Bauart ausgefuͤhrt werden ſoll, 
oder wenn 


2) ber Bauende zu dem beabſichtigten Umbau eine leichtere als die bisherige 
Bauart waͤhlt, und die Mauer⸗ und Lehmſtakwerke in dem neuen groͤßeren 
Gebaͤude ſich gegen die wegzubrechenden Maſſivtheile des alten Gebaͤudes 
ihrem kubiſchen Inhalte nach nicht vermehren. 


H. 7. Beſitzer von Grundſtůcken ‚ welche innerhalb ber beiden erften 
Nayon=DBezirfe mit der Ausführung einer Anlage vorfchreiten, ehe fie den Dazu 
erforderlichen Erlaubnißfchein erhalten Haben, und Handwerker, welche in ſolchem 
Falle zur Ausfuͤhrung mitwirken, verfallen in eine polizeiliche Strafe von zwei 
bis zehn Thalern, und die eigenmaͤchtig unternommene Anlage wird nach Umſtaͤn⸗ 
den auf Koften des Beſitzers wiederum weggefchafft. 


IE Mefondere $ 8. . Innerhalb des erften Nayon = Bezirkes darf auf bisher unbebauten 

gen für die Stellen kein neues permanentes Gebäude angelegt werden und überhaupt Fein 

de, Baumaterial in Anwendung fommen, welches bei erfolgender Wegnahme oder 

zirke. Verbrennung der Holztheile, Stein: oder Schuttmaſſen auf der Erdoberfläche 

Erfer Bo Hinterlaffen würde. Mauer- und Lehinſtakwerk, Pifeewände, Ziegelbedachung 
find daher bei Neuanlagen wie bei Erweiterungsbauten ganz unzuläffig und dürfen 
nur nach $. 5; und 6. bei der Neparatur oder dem Umbau fchon vorhandener 
Gebäude ꝛc., jedoch ohne Vermehrung ber. bisherigen Baumaſſe angewendet 
werden. 


$. 9. Es Eann daher für biefen erften Rayon-Bezirk nur Die Anlage ganz 
leichter Bauten, 3. E. von Gartenhäufern, Schuppen, Wächterhäften, welche 
Yanz in Holz zu errichten, mit Brettern zu verkleiden und mit Holz, Stroh, Rohr, 
Zink oder Schiefer zu decken find, geftattet, auch allenfall8 für einzelne Wächter 
Hütten, wo der Gewerbebetrieb des Grundbefigers Died Dringend erfordert, bie 


Auf 
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Aufſtellung eines eiſernen Ofens, deſſen blecherne rauchrohre durch die Wand 
oder Bedachung der Huͤtte zu leiten iſt, nachgegeben werden. 


Maſſive Fundamente oder Unterlagen von Stein, welche hoͤchſtens ſechs 
Zoll uͤber den Bau-Horizont hervorragen, ſind zulaͤſſig, doch duͤrfen keine Keller⸗ 
Anlagen Statt finden. Brunnen koͤnnen nachgegeben werden. 


Zu Bewaͤhrungen darf man ſich nur des Holzmaterials, mithin der Planken, 
Stacket- oder Flechtzaͤune bedienen, wogegen Einhegungen Durch Mauern, Lehm⸗ 
und Steinwaͤnde, ſo wie durch Neuanlage lebendiger Hecken unterſagt bleiben. 


$. 10. Innerhalb des zweiten Rayon-Bezirkes koͤnnen alle für den erften Zweiter Be⸗ 
Bezirf geftafteten Anlagen, außerdem aber auch leichte Wohn- und Wirthſchafts⸗ zirt. 
Gebäude in ausgemauertem oder gelehmſtaktem Fachwerk mit Ziegelbedachungen, 
mit Balkenkellern und maſſiven Feuerungsanlagen verſehen, und bis zu zwei 
Stockwerken Hoͤhe zur Ausfuͤhrung kommen. Reine Maſſivbauten in Haͤuſern 

und Bewaͤhrungen ſind, in ſofern es ſich nicht blos um Herſtellung oder Reparatur 
ſchon vorhandener Bauwerke handelt, unzulaͤſſig, — jedoch koͤnnen auch bei der 
Neuanlage von Fachwerksgebaͤuden maſſive Fundamente bis zu zwoͤlf Zoll Hoͤhe 
uͤber der Erdoberflaͤche geſtattet werden. Erweiterungsbauten, die Anlage neuer 
Scheidewaͤnde oder ſonſtige Hinzufuͤgungen duͤrfen nur in Holz oder Fachwerk 
erfolgen. Gewoͤlbebauten ſind unzulaͤſſig. 


Das Aligiement der neuen Gebaͤude gegen Die Seftungäwerke wird, in fofern 
daſſelbe nicht von vorhandenen Straßenrichtungen abhängig ift, von der Militair⸗ 
| Beboͤrde naͤher beſtimmt. 


$. 14. Außerhalb der zweiten Rayon-Linie wird Die Anlage und Bauart Dritter Be⸗ 

von Wohn=, Mirthfchafts= und fonftigen Betriebs- Gebäuden, fo wie von Grund: If. 

ftäd8 = Bewährungen jeder Art in der Regel keiner Befchranfung unterworfen, 

auch findet hier eine Verpflichtung des Bauenden, fich zuvoͤrdeſt der Einwilligung 

der Milttairbehörbe zu verfichern und ben im $. 4. gedachten Neverd auszuftellen, 

weiter nicht ftatt. Nur wenn fich innerhalb diefes Bezirks durch Abbau oder 

Zunahme der Bevölkerung neue Vorſtaͤdte bilden follten, fo haben die Orts⸗ 

behörden zu veranlaffen, daß dem Fortgange der Anfiedelung ein beſtimmter auf 
kommiſſariſchem Wege feftzuftellender Bauplan zum Grunde gelegt und dabei 

Die Richtung der Etraßen durch den Plag- Ingenieur angegeben werde. 


Der Wiederaufbau ganzer durch Kriegsbegebenheiten in ber Nähe ber 
Feſtungen zerſtoͤrter Staͤdte oder eine Neuanlage derſelben kann nur außerhalb 
einer —— von 1800 Schritten oder 360 Ruthen von den Feſtungs⸗ 
werken, mithin außerhalb des wirkſamen Geſchuͤtzbereiches zugelaſſen werden. 
Eine Beſchraͤnkung in der Bauart und Stellung der Haͤuſer findet hierbei in 

- (No. 1168.) | - u mili⸗ 
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militatrifcher Hinficht nicht. ftatt, doch dürfen bergleichen Ortfchaften mit feinen 
ftarfen Umfaffungsmauern und noch. weniger mit Gräben oder Waällen umgeben 
werben. | | 


$. 12. Wenn innerhalb ber Rayon » Bezirke bis auf eine Entfernung 


den, von 360 Ruthen ven den Feſtungswerken, Deiche und Kommunikationsdaͤmme 


en, 
Waſſerbau⸗ 


angeſchuͤttet, Ufer⸗ und ſonſtige Waſſerbauten ausgefuͤhrt, Grundſtuͤcke entwaͤſſert 


ten, Mühlen, oder erhöhet. werden follen, fo bleibt die Zulaffigkeit der Ausführung davon 


tmen, 
. Beerdi- 
gungspläßen. 


abhängig, in wie fern dadurch eine nachtheilige Dedung gegen die Seftung und 
Vermehrung der Zugänglichkeit, mithin eine Verminderung der Vertheidigungs⸗ 
fähigkeit der Werfe herbeigeführt werben mögte. | ZZ 


| Befonders bürfen Damme und Gräben niemals fo angelegt werben, daß 
unbeftrichene Räume Dadurch entftehen und e8 muß daher bei diefen, wie bei den 
übrigen Anlagen, der Zweck berfelben mag nun ein Öffentliches oder Private 
Intereſſe berühren, die im $. 3. vorgefchriebene Konkurrenz der Militairbehörde 
eintreten. Aber auch felbft entferntere, außerhalb fammtlicher Rayon =» Bezirke 
zu unternehmende MWafferbauten, namentlich die Anlage oder MWegnahme von 
Stauwerken, Coupuͤren, Die Regulirung von Stromkrümmungen, wodurch der 
Abflug der Gewäffer gehemmt oder befördert wird; muß, wenn daraus irgend 


‚ ein Einfluß auf die MWafferverhältniffe oder auf das Mafferfpiel der Feſtung 


vermuthet werden fann, zuvor mit der Ingenieurbehörde und demnaͤchſt zwifchen 
ben Minifterien des Innern und des Krieges berathen werben. 


$. 13. Die Richtung der Kunfiftraßen muß von ber Stelle ab, wo fie 
in den wirkſamen Gefchüßbereich der Feſtung freten, alfo innerhalb der Drei 
Rayon- Bezirke, fo weit Die Terraingeftaltung dies irgend erlaubt, unfer eine 
reine Zängenbeftreichung der Feſtungswerke gelegt werben. 


. Das Oberprafidium ber. Provinz fritt vorkommenden Falles mit Dem 
Generallommando in Verbindung und beide Behörden ernennen eine gemifchte 
Kommiffion, welche fich an Ort und Stelle unter Vorſitz des betreffenden Kom: 
mandanten ber die der projeftirten Kunftftraße im Gefchigbereich der Feſtungs⸗ 
werfe zu gebende Richtung einige. Der Feſtungsinſpekteur und ein Offizier des 
Generalftaabes haben den diesfälligen Verhandlungen als Kommiffionsmitglieder 
beizumohnen. Das Refultat wird den Minifterien des Innern und des Krieges 
zur Entſcheidung vorgelegt. 


$. 14. Die Anlage von Waffermühlen fann ausnahmsweife felbft im 
erften Rayon= Bezirk, wenn daraus für das militairifche Intereffe überwiegende 
Vortheile zu erwarten find, jedoch entweder nur in möglichft leichter Bauart, 
oder bei fortifitatoriich günftiger Lage, in einer zur Vertheidigung geeigneten hin- 

| | reichend 
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reichend ſtarken Konſtruktion nachgegeben werden und bleibt es dem Kriegsminiſterio 
uͤberlaſſen, den befonderen Fall unter Zuziehung der Generalinſpekteurs der Feſtun⸗ 
gen zur Entſcheidung zu bringen. 


$. 15. Hoͤlzerne Windmuͤhlen duͤrfen wegen ihrer Hoͤhe nur außerhalb 
einer Entfernung von 80 Ruthen von den Feſtungswerken neu angelegt werden. 
an übrigen Theile der Rayon = Bezirke iſt ihre Errichtung in militairiſcher Hinſicht 
zulaͤſſig. 

$. 16. Die Neuanlage von Kirch und Glocken » Thärmen, oder die 
Erhöhung vorhandener Thürme, ift innerhalb der beiden. erfter Rayon= Bezirke 
unftatthaft. 3u dergleichen Thurmbauten außerhalb der 2ten Rayon= Linie bie 
zu einer Entfernung von 360 Ruthen von der Glazis⸗-Créte muß zuvor bie Zuſtim⸗ 
mung der Militairbehörden eingeholt werben. 


$. 17. Die Anlage von Beerdigungsplägen ift innerhalb der Rayon⸗ 
Bezirke und felbft bis zum Fuße des Glazis zuläffig, in fofern Die Damit ver: - 
knuͤpften Ginrichtungen den vorftehenden Beftimmungen entfprechend getroffen 
werden. Die Grabhuͤgel Dürfen nur 18 Zoll Höhe erhalten, die Denkfteine müffen 
flach auf den Boden gelegt werben; hölzerne Denfmäler und kleine Urnen von Stein 
find zuläffig, Bamiliengewölbe oder fonftige Maffivbauten aber innerhalb der erften 
beiden Rayon : Bezirke unftatthaft. 


$ 18. Die auf Privat-Grundſtuͤcken feit längerer Zeit ſchon vorhanden Anlage und 
geweſenen Lehm⸗ und Sandgruben, Stein- und Kalkbruͤche oder Ziegeleien koͤnnen von eihme 
zwar ferner in Gebrauch behalten werden, jedoch nur in foweit, als dadurch nicht —A 
von Neuem deckende Erdraͤnder gegen die Feſtung entſtehen. . Steinbeis 
Die Benußung von dergleichen Gruben oder Bruͤchen auf Königlichem Grund Ieien. 
und Boden darf in den Fällen, wo die Seftungswerfe nicht eine unbehinderte Ein⸗ 
ſicht in die Gruben haben, nicht ferner geduldet werden. 
Die Neuanlage von Lehm= ıc. Gruben, Steinbruͤchen und Ziegeleien kann 
in der Negel nur außerhalb der zweiten Rayon = Linie geftattet und innerhalb der⸗ 
felben nur. dann ausnahmsweife, unter Zuftimmung des Generalinfpefteurs der 
Seftungen, nachgegeben werden, wenn die durch den Arbeitöbetrieb entftehenden 
Gruben dergeftalt eingefchnitten werden koͤnnen, daß den Seftungswerfen ftets 
Die unbehinderte Einficht In diefelben verbleibt. 
Permanente Ziegel: und Kalköfen Dürfen nur außerhalb der zweiten Rayon⸗ 
Linie angelegt werben. 


$. 19. Holzhoͤfe, Dielen= und fogenannte Holzmaͤrkte, d. h. Grundſtuͤcke, Ane und“ 

welche aus gewerblichen Rücfichten zur Aufbewahrung der Vorräthe von Staab⸗, Benughn A —X 

Bau⸗ oder Brennholz, oder von anderem Feuerungs⸗-Materiale, als Steinfohlen, fen, weni 

Torf, Lohkuchen ꝛc. angewendet werden, dürfen innerhalb des erften und zweiten aimmer“ 
(No. 1163.) Rayon⸗ 


y 
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Rayon⸗ Bezirkes nur unter nachſtehenden Beſchrankungen benutzt oder ein⸗ 
gerichtet werden: 


a) bie Neuanlage von Holzhoͤfen ꝛe. kann nur unter Genehmigung des Kriegs⸗ 
Minifterii erfolgen; auch ift Diefelbe - 


b) nır außerhalb einer Entfernung von 100 Ruthen von den Feſtungswerken 
zulaͤſſig, fo daß die Grundſtuͤcke innerhalb dieſes Umkreiſes — in ſofern 
nicht erweislich gemacht werden kann, daß ſie fruͤherhin und wenigſtens bis 
zum Jahre 1813. ſchon als Holzhoͤfe ꝛe. beſtanden haben, und im Falle 
eines ſtattgehabten Verkaufes vom jetzigen Eigenthuͤmer zu demſelben Behufe 

kontraktmaͤßig erworben worden ſind — fernerhin von Holzſtapelungen ꝛc. 
ganz frei bleiben. 


c) Innerhalb des sub b. gedachten Umkreiſes dürfen daher auch alte Holzhöfe 

durch Ankauf benachbarter Grundftüde nicht erweitert werden, wenn nicht 

hinſichts diefer legtern der sub b. erwähnten Bedingung genügt wer⸗ 
den kann. 


d) Bloße Zimmer: oder Schiffsbaupläge, auf welchen Gebäude zugelegt, ober 

Woaſſerfahrzeuge gebaut werden, ſind, in ſofern die Einrichtung von 
Holzhoͤfen damit nicht in Verbindung ſteht, den Feſtungswerken als unnach⸗ 
theilig zu erachten, und koͤnnen daher auch innerhalb der Rayon-Bezirke 
überall bis zum Fuße des Glazis etablirt werden. 


e) Die Bewährung der Holzhöfe und die auf denfelben etwa zu errichtenden 
Mächterhütten können nur nach den oben in den 99. 8. 9. und 10. enthaltenen 
Beftimmungen Eonftruirt werden. Die innerhalb des erften Rayon Bezirks 
feit dem Sahre 1813. in ausgemauertem Fachwerfe erbauten Waächterhätten 
werden, fobald fie Fünftig eines Umbaues bedürfen, der Vorfchrift gemäß, 
ganz in Holz zu errichten und mif einem eifernen Ofen zu verfehen feyn. 


f) Das Holz= und fonflige Bau= und Brennmateriale darf auf allen Holzböfen 
‚oder Märkten, innerhalb des erften Rayons Bezirkes nur bis zu 12 Fuß 
Höhe, innerhalb Ned zweiten Rayon-Bezirkes aber bis zu 15 Fuß ndbe 
aufgeftapelt werden. . 


eg) Wegen Ausftellung bes Berzictleitungs- Reverſes wird auf die Beftimmung 
des $. 4. Bezug genommen. 


h) Den eigenen einjährigen Bedarf an Brennmaterialien fönnen die innerhalb ber 
KRayon- Bezirke wirklich angefeffenen Bewohner auf ihren Grundſtuͤcken nach 
der Vorſ chrift sub f. aufſtellen. 


g. 20. 
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$. 20. Einfache Blochaufer oder eimelne nur in Erbe aufgerworfene In. Befin- 


Echanzen, welche außerhalb des Glazis der Huupt⸗ Enceinten vorgeſchoben liegen, »: 
erhalten Eeinen: befonderen. Rayon = Bezirk. 


$. 21. Selbſtſtaͤndige detaſchirte Werke dagegen, welche durch Mauerwerk 
und Hohlbauten gegen den gewaltſamen Angriff geſichert ſind, werden auf 
100 Ruthen Entfernung vorwaͤrts ihrer Glazisfronte mit einer beſondern Rayon⸗ 


Linie umgeben, ‚welche ſich zu beiden Seiten dem erſten Rayon-Bezirke der hinter⸗ 


fiegenden Haupt: Inceinte anſchließt. 


—6. 22. Innerhalb dieſes Bezirkes von 100 Ruthen Ausdehnung um die 


detaſchirten ſelbſtſtaͤndigen Werke, unterliegen die vorkommenden Bauten, die Ver⸗ 


rungen für 


— 


Au —* 
ken. 


aͤnderungen und Benutzungen ber Terrain Oberfläche ganz denjenigen Beſtimmun⸗ 


gen; welche für den erften Rayon⸗Bezirk ber Haupt⸗Enceinten gegeben worden ſind. 


g. 23. Außerhalb des gedachten Bezirks von 100 Ruthen aber und in 
fofern deffen Grenzlinie nicht noch innerhalb. des zweiten Rayon - Bezirkes der 
Haupt: Enceinte fallt, erleiden die Bauten und Benußungsarten der Grundſtuͤcke 


Beine: andere Befchränfungen, als welche uͤberhaupt für: das Terrain. außerhalb 


des zweiten Rayon⸗ Bezirkes noch vorgeſchrieben ſind. 


$. 24. Bei Feſtungen, welche mehrere vor einander‘ liegende Umwallun: ıv. Bert: 


gen Baben, in deren Zwifchenrdumen fich Privat: Gtundftäde befinden, treten. 
in Bezug auf bie leßteren folgende Vorfchriften in Anwendung: ' 


IMuBgeR. für 
— 


ngs 
a) hr die Reparatur: und ben Umbau ſchon vorhandener Gebäude und Anz Fake kinter 


lagen yelten. die. oben in ben $$. 5. und 6. erinffenen. Beflimmungen. 


b) Fr Neuanlagen oder Einrichtungen alles dasjenige, was für ben: zweiten 
_ Rayon = Bezirk der Haupt⸗ Enceinten ausgefprochen:worben, jedoch mit‘ Der 
- befonderen Einſchraͤnkung, daß 

c) auf den hier in Rede ftehenden Grundſtuͤcken neue Gebäude nur einftöcig 
und in den Fachwerks⸗Waͤnden nur mif Lehmſtakung oder Luftziegeln auf⸗ 
gefuͤhrt und 


q) um ben Raum nicht zu ſehr zu beengen, innerhalb einer Entfernung von. 


20 Ruthen von dem Graben oder dem oberen Glazisrande der inneren 
Seftungs - Enceinte. ab, gar keine neuen Gebaͤude ober Bewaͤhrungen anges 
legt werden duͤrfen. — Ferner kann 


e) in einzelnen Ballen, wo die Errichtung einer Brau⸗ oder Brennerei, einer 
Schmiede, einer Baͤckerei ꝛe ganz maſſive und ſelbſt gewoͤlbte Anlagen 
erfordert, und der betreffende Bauplatz auf einer. ber Defenſion bes: inneren 
Walles nicht nachtheiligen Stelle belegen in ber Mafivban zwar nachge⸗ 

Jahrgang 1828. — (No. 1163.) get 


belögenen. 
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n geben werden, jedoch unter der ausdruͤcklichen Bedingung, daß die Um⸗ 
faſſungswaͤnde des neuen Gebaͤudes auf den vom Hauptwalle abgewendeten 
Seiten mindeſtens zwei und einen halben Fuß Staͤrke erhalten, auch die 
Stellung bed Gebaͤudes ganz nach der von dem Platz⸗ Ingenieur anzuge- 

| benden Richtung genommen wird. 
)y) Hinfihts der Baugefuche und der Neversaugftellung treten die oben in ben 
G9. 3. und 4. gegebenen Beftinmungen in Anwendung. 

Die in mehreren Feftungen zwifchen den Gitabellen und Feſtungsſtaͤdten 
vorhandenen freien Pläße oder fogenannten Esplanaden müffen jedenfall in ihrem 
jetzigen Umfange erhalten werden, und e8 Darf daher unter Feiner Bedingung, — 
vertheidigungsfähige Anlagen ausgenommen, — irgend. ein gewöhnlicher Bau 
barauf ausgeführt werden, 


v. — 925. Beiden in den leßten Rriegesjahren angelegten oder bergeftellten 
* — Di verfchanzten Laͤgern und Städte-Befeftigungen foll, in fofern bie Beibehaltung 
ie A derfelben ausgefprochen worden, ebenfalld ein Landftrich vorwärts berfelben von. 
Jahren an neuen baulichen Anlagen und fonftigen Einrichtungen, welche der Vertheidigungs⸗ 
geiegt Berge, Bähigkeit biefer Werke. nachtheilig ſeyn koͤnnten, frei erhalten und zu dem Behufe 
— „Ne vor den verfchanzten Lagern ein Rayon= Bezirk von 100 Ruthen Breite, und vor 
© = um ben übrigen Befeſtigungen von 80 Ruthen Breite angenommen werben. — Tür 
Edieſe Bezirke gelten biejenigen Borfärifien,, ‚welche für ben erften Rayon⸗ Bent 

der Feſtungen erlaffen worden find. j 





„Kusuuhmen F. 26. Nach diefen allgemeinen mb 5 befonberen Beitimmungen foll nun 
e in der Regel überall verfahren werben ; doch will Ich nachgeben, baß bei den⸗ 
—3 jenigen Feſtungen, wo wegen vorhandener Terrain⸗Hinderniſſe von der einen oder 
und der Bes andern Seite her ein Angriff nicht vorauszufegen ift, zu Gunften der Grundbefißer 
Same der son dem Kriegesminifterio, unter Berathung mit dem General: Fnfpekteur ber 
Feſtungen, in einzelnen gehörig begründeten Ballen Ausnahınen von der buchftäb- 
lichen Befolgung obiger Beftimmungen geftattet werben koͤnnen. — 


Chen fo will Ich für diejenigen Feſtungen, wo einzelne Theile des Terraing 
durch Höhenzüge oder tiefe Schluchten der Einficht von den Feſtungswerken oder 
der direften Einwirkung des Rohrgeſchuͤtzes entzogen find, nachgeben, baß für 
bauliche und fonftige' Anlagen auf dergleichen Terrain: Theilen eine Modifikation 
in den Vorſchriften eintreten koͤnne, jedoch nur nach Maaßgabe des dringenden 
Beduͤrfniſſ es der Grund⸗-Eigenthuͤmer und unter jedesmaliger Zuſtimmung ber vor: 

gedachten Militair⸗Behoͤrden. 


$. 27. Defenfi onsgebaͤude oder andere bombenfeſte Lokalien, welche fuͤr 


den Zweck einer wirtſamen Vercheidigung der Feſtung erforderlich ſind, Br 
obne 
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ohne Ruͤckſicht auf die vorftehenden Beſtimmungen an ben Dazu befonders geeignet 
erfannten Stellen erbaut werben, wogegen die Anlage gewöhnlicher Militair- oder 
Binilgebaude, in fofern diefelbe innerhalb der Rayon= Bezirke beabfichtigt wird, 
nur unter Beachtung der vorftehenden befchränkenden Beftimmungen erfolgen darf. 


$. 28. Fuͤr bie Aufrechthaltung biefer fiir die Vertheidigungsfaͤhigkeit der VL 1 Shluße 
Keftungen nothwendig erforberlichen Beftimmüngen haben einerfeits die Komman: 0 
danturen und Platz⸗ Ingenieure, andrerfeits die Magifträte und Polizeibehörben 
aufzufemmen, : und es foll m biefer Beziehung, abgefehen von den haufig 
zu. veranlaffenden Lokalbeſi ichtigungen, alljaͤhrig bei jeder Feſtung im Spaͤtherbſt 
von dem Ingenieur des Platzes, mit Zuziehung eines Magiſtratsmitgliedes und 
eines Polizeibeamten, eine gruͤndliche allgemeine Reviſion der Rayon⸗Bezirke vor⸗ 
genommen werden, um die Ueberzeugung zu erhalten, ob nicht einzelne Eigenthuͤmer 
im Laufe des Jahres eigenmaͤchtige Abweichungen von den Vorſchriften, oder von 
den ertheilten Baubewilligungen ſich erlaubt haben. 


Ueber dieſe Reviſionen iſt jedesmal ein Protokoll aufzunehmen, welches die 
Kommandantur dem Kriegsminiſterium zur eventuellen weiteren Veranlaſſung ein⸗ 


zureichen hat. | 


$. 29. Bei den aus den legten Kriegsjahren herrührenden Stäbtebefefti- 
gungen bat ber betreffende Magiftrat für die pünktliche Befolgung der im $. 23. 
enthaltenen Beftimmung Sorge zu tragen, auch in Gememfchaft mit dem Feſtungs⸗ 
Inſpekteur eimnal alljährlich die vorgebachte Revifion des für die Befeftigungen 
beflimmten Rayon=DBezirfes vorzunehmen. Die biesfälligen Verhandlungen, fo 
wie bie vorkommenden Baugefuche und ausgeftellten Verzichtleiſtungs-Reverſe 
werben Durch den Feſtungs⸗Inſpekteur an das Kriegsinmifterium befördert. 


$. 30. Sollten künftig, im Laufe eines Krieges, Vorſtaͤdte oder Gebaͤude 
innerhalb der Rayon-Bezirke der Feſtungen zerſtoͤrt werden, ſo muß, ehe der 
Wiederaufbau erfolgen kann, durch ſachverſtaͤndige Militair- und Civil-Kom⸗ 
miſſarien an Ort und Stelle unterſucht werden, ob die Herſtellung der Gebaͤude 
auf den alten Stellen ohne Nachtheil fuͤr die Vertheidigungsfaͤhigkeit der Feſtung 
zuläffig, oder ob ein Abbau nothwendig iſt. Im letztern Falle hat es in Betreff 
der Entſcheidung fowohl Aber die Nothwendigkeit des Abbaues, als Aber die 
Höhe der den Grundbefißern zu gewährenden Entfchädigung, bei den beftehenden 
. gefeglichen Borfchriften fein Bewenden. 


Als zerftört follen bei dergleichen Vorfaͤllen diejenigen Gebaͤude angefehen | 
werben, bei denen nur Das Mauerwerk ald Ruine ftehen geblieben ift; als vers 
ſchont dagegen und zur Wiederherſiellung auf der alten Stelle geeignet, diejenigen, 

(No. 1163.) bei 
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‚dei weichen. außer den Mauern. auch noch ber größte Theil des innern Holzbaues, 

des Daches: und han ſo viel erhalten worden iſt, Daß. zur Wiederbemohn: 
barmachung kein Neu⸗ oder völliger Ausbau, fonbern nur ein Reparaturbau 
| aforderlich zu erachten iſt. 


6 2. Porſtehendes Regulativ ſoll nicht bloß auf bie ſchon vorhandenen, 


ſandeyn quch anf .alle efwa nei. ‚anzulegenbe felbfiftändige Befeſtigungen in ber 


Monarchie Anwendung finden, und demgemaͤß in Kraft treten, ſobald die Aus⸗ 
g anbefohlen, die, Abſteclung der Wallünien atelgt, und der Bar. in 
ng gefetzt warden iſ. | 


Valn- aim, wien. September 1828. | . 
(LS) Friedrich Wilhelm, 


. Kür den Rriegsminifer: . on 
v. Schudmann, v. Schöler. Graf v. Dandelman. 


— 
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Geſetz⸗ Sammlung 


| für die | 
Rönigtigen Preußiſchen Staaten. 








(No. 4164.) Verordnung uͤber die einftweilige Zortbauer des Kapitalien » Inbults 
fr . die Kredit» Spfieme von Dfls und Meftpreußen. Mom Aten 
November 1828. 


| Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, sing von - 
Preußen xx. x. 


Durch Unſere Verordnung vom 26ften Juli 1825. haben Wir die 
Fortdauer bed Kapital-Indults für die Kredit⸗Syſteme von Oft: und Well: 
Preußen, unter Erwartung günftiger Werhältniffe, bis zum MWeihnachtö- 
Termin 1828. befchränkt, Uns aber mit dem Ablauf diefer Frift Die anderweitige 
Beſtimmung hierüber vorbehalten. 


Wiewohl auch innerhalb der verfloffenen Drei Jahre der Kredit der Land: 
fchaften in beiden Provinzen fich wefentlich verbeffert und der Kurs der Pfand- 
briefe ihrem Nennwerthe fich bedeutend angenähert hat; fo haben Wir doch aus 
den übereinftimmenden Berichten der Verwaltungs Behörden mit Zuverläffigkeit 
erfehen, daß beide Kredit» Jnftitute fich noch nicht in dem Zuftande befinden, der 
die MWiederherftellung der unbedingten Aufkündbarkeit ihrer Pfandbriefe, ohne 
Beſorgniß einer Gefahr für fie felbft und für bie Inhaber der Pfandbriefe, 
geftattet. 


In Erwägung deſſen haben Wir eine Berlangerung bed Termind 
nöthig gefunden und feßen hierdurch feſt: Daß der Kapital-Indult für die Kredit: 
Jabrgang 1823. — (No. 1164.) db Spfteme 


(Ausgegeben zu Berlin den 14ten November 1828.) 


. 


N 
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Enyſteme von Oſt⸗ und Weſtpreußen noch bis zum Weihnachts⸗Termin 1831. 


fortdauern und die Landfchaft in beiden Provinzen, bei pinftlicher Zahlung ber 
laufenden Zinfen, nicht verpflichtet ſeyn foll, die Auffündigung eined Pfand- 
briefd anzunehmen, wobei Wir jedoch die Abkürzung dieſer dreijährigen Friſt 


| vorbehalten, wenn Die Umftände folche zuläffig machen. 


., Gegeben Berlin, den Aten November 1828. 


(L.S.) ZFriedrich Wilhelm. 


v. Schuckmann. 


(No. 1165.) 
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(No. 1165.) Erklärung wegen ber zwiſchen ber Koͤniglich⸗Preußiſchen und der Große 
berzoglich = Medlenburg = Schwerinfchen Regierung verabredeten Maaßs 
regeln zur Verhuͤtung der Sorftfrevel in ben Orengwalbungen, Dom 
Sten November 1828, . 


Massen Die Königlich Preußifche Regierung mit der Großherzoglich⸗ Medien. | 
burg = Schwerinfchen Regierung übereingefommen ift, die im Sabre 1801. 
zur Verhütung der Zorfifrevel in ben Grenzwaldungen getroffene Vereinbarung 
zu modifiziren, und zu dieſem Behuf wirkfamere und ben jeßigen Verhältniffen 

| angemeſſenere Maaßregeln zu treffen, erklaͤren beide Regierungen holgendes: | 


Artifel 1. 


Es verpflichtet ſi ſich ſowohl die Koͤniglich-Preußiſche als die Großherzoglich⸗ 
Mecklenburg⸗ Schwerinſche Regierung, die Forſtfrevel, welche ihre Unterthanen 
in den Waldungen des andern Gebiets veruͤbt haben moͤchten, ſobald ſie davon 


Kenntniß erhaͤlt, nach denſelben Geſetzen zu unterſuchen und zu beſtrafen, nach n 


welchen ſie unterſucht und beſtraft werden wuͤrden, wenn ſie in inlaͤndiſchen 
Forſten begangen worden waͤren. 
Artikel €. 

Won den beiberfeitigen Behörden foll zur Entdeckung ber Sreuler ‚alle 
mögliche Huͤlfe geleiftet werden, und namentlich wird geftattet, daß die Spur 
ber Frevler Durch die Förfter oder Waldwärter ꝛc. bis auf eine Meile Entfernung 
von ber Grenze verfolgt und Hausfuchungen, ohne vorherige Anfrage bei ben 
Iandräthlichen Behörden und Aemtern, auf.der Stelle, jedoch nur in Gegen« 
wart und nach ben Anordnungen des zu dieſem Behufe mündlich zu requirirenden 
Buͤrgermeiſters oder Orts⸗ -Schultheißen, vorgenommen werden. | 


Artifel 3. 


Bei dieſen Hausſuchungen muß der Ortsvorſtand ſogleich ein Protokoll 
aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Angeber einhaͤndigen, ein 
zweites Exemplar aber feiner vorgeſetzten Behoͤrde (Landrath ober Beamten) 
überfenden, bei Vermeidung einer Polizeiftrafe von 1 bis 5 Thalern für bes 
jenigen Ortsvorſtand, welcher ber Requifition nicht Genuͤge leiſtet. Wenn der 
Drtövorfteher nicht im Stande feyn follte, das Protokoll gehörig aufzunehmen, 
und Fein Forſt⸗ Dffiziant Dafelbft befindlich ift, fo hat ber Drtövorfteher die 
betreffenden Umſtaͤnde doch fo genau zu unferfuchen und zu beobachten, daß er 
nöthigenfalld ein genuͤgendes Zengniß daruͤber ablegen koͤnne, weshalb er auch 
eine fofortige mündliche Anzeige bei der vorgefegten Behörde zu machen hat. 
Auch kann der Ungeber verlangen, Daß, ‚wenn. in. ben Orte, worin die Haus⸗ 

(No. 1165.) fuchung 
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ſuchung vorgenommen werden ſoll, ein Foͤrſter, Holzwaͤrter, Holzvogt ıc. wohn 
baft ober gerade anweſend ift, ein folcher Dffiziant zugezogen werde. 
Artikel 4. 

Für die Konflatirung eines Forſtfrevels, welcher von einem Angehörigen 
des einen Staats in bem Gebiete bes Anderen begangen worden, foll den offiziellen 
Angaben und Abfchägungen, welche von beit kompetenten und gerichtlich ve 
pflichteten Forſt⸗ und Poligeis Beamten des Orts bes begangenen Frevels aufs 
genommen werben, von ber zur Aburtheilung geeigneten Gerichtöftelle jener 
Glaube beigerneffen werben, - welchen die Geſetze ben offiziellen Angaben ber inlaͤn⸗ 
bifchen Beamten beilegen. Artikel 5 

rtike 


Die Einziehung des Betrages der Strafe und ber etwa fat gehabten 
Gerichtskoſten ſoll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der 
Frevler wohnt, und in welchem das Erkenntniß ſtatt gefunden hat, und nur 
der Betrag bed Schabenerfages und ber Pfandgebühren an die betreffende Kaffe 
besjenigen Staats abgeführt werden, in welchem ber Frevel veruͤbt worden iſt. 


Artikel 6. 


Den unterfuchenden und beftrafenben Behörden in ben Königlich 
Preußifchen und In den Großherzoglich s Medlenburg s Schwerinfchen Staaten 
wird zur Pflicht gemacht, die Unterfuchung und Beflrafung der Forfifrevel m 
- jebem einzelnen Falle fo fchleunig vorzunehmen, ald es nach ber Verfaſſung des 
Landes nur immer moͤglich ſeyn wird. 


Artikel 7. 


Gegenwaͤttige, im Namen Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preußen 
und Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Mecklenburg⸗Schwerin 
weimal gleichlautend auögefertigte Erklaͤrung foll, nach erfolgter gegenfeitiger 
uusroechfelung ‚ Kraft und Wirkſamkeit in ben beiberfeitigen Landen haben, und 
öffentlich befannt gemacht werden. 


So gefchehen Berlin, den Sten November 1828. 
(L. S.) 


sönigl Vreuſitches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Sdoͤnbers. 
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Geſeb-Sammlung 
für die | 
Röntatisen Ppreußiſchen Staaten. 
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Wo. 1166.) SHanbeld= und Schifffahrts⸗ Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von . 
Preugen und ben freien und Hanſeeſtaͤdten Luͤbeck, Bremen und Hamburg. 
Vom Aten Oftober 1828. | 


Fan Majeftät der König von Preußen einer Seits und ber Senat ber freien 
und Hanfeeftadt Luͤbeck, der Senat der freien und Hanfeeftabt Bremen, und ber 
Senat der freien und Hanſeeſtadt Hamburg andrer Seits haben, von der Ueberzeu⸗ 
gung ausgehend, daß eine gegenſeitige völlige Gleichſtellung Ihrer resp. Unter: 
thanen und Bürger in den gegenwärtig und kuͤnftig beſtehenden Handels- und 
Schifffahrts-Abgaben wefentlich zur Beförderung der gegenfeitigen Handels = 
Verbindungen beitragen würde, zum Abfchluffe eines, diefem wuͤnſchenswerthen 
Zwecke, entſprechenden Vertrages zu Ihren Bevollmaͤchtigten ernannt: 

Seine Majeſtaͤt der König von Preußen, Allerhoͤchſt⸗Ihren Geheimen 
Legationsrath Ernft Michaelis; und der Senat der freien und 
Hanfeeftadt Luͤbeck, der Senat der freien und Hanfeeftadt Breinen und 
ber Senat ber freien und Hanſeeſtadt Hamburg, ben Kammerherrn, 
Minifter = Refidenten und Gefchäftöträger. der freien und Hanſeeſtadt 
Hamburg zu Berlin, Ludwig Auguft von Reber, 


welche über folgende Artikel übereingefommen find. 


Artikel 1. 


Die Preußiſchen, mit Ballaſt oder mit Ladung in den Häfen ber freien 
und Hanfeeftädte Kübel, Bremen und Hamburg anfommenden, imgleichen die 
Lübecker, Bremer und Hamburger, mit Ballaſt oder Ladung in den Häfen bes 
Preußifchen Staats ankommenden Schiffe follen, bei ihrem Einlaufen wie bei 
Ihrer Abfahrt, binfichtlich der jegt oder fünftig gefiehenben Dofens, Tonnen⸗ 

Rbrgang 1828. — (No. 1166.) Leuchts 


(Unsgegeben zu Berlin ben 24ſten November 1828.) 
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Leuchtthurm⸗, Lootſen⸗ und Bergegelder, wie „auch hinſſchtlich aller andern, 
jegt- oder künftig ber: Siaatskaſſe, den Staͤdten oder Privatanftalten zufließenden 
Abgaben und Laſten irgend einer Art oder Benennung, auf bemfelben Fuße, 
wie die Stational- Schiffe behandelt werden. 


Pe Artikel 2. | ey 


Ale Waaren, Güter und Handels - Gegenftände, fie ſeyen inlänbifchen 
oder ausländifchen Urfprungs, welche jetzt oder in Zukunft auf Nationalſchiffen 
in bie Königlich = Preußifchen Häfen oder in Diejeni enigen der freien und Hanfeeftädte 
Luͤbeck, Bremen und Hamburg eine oder aͤns felbigen ausgeführt werben dürfen, 
follen in ganz gleicher Weife auch auf den Schiffen Des anderen. Theils ein- und 
ausgeführt werden fönnen, ohne mit höheren oder anderen Abgaben irgend einer 
Art belaftet zu werben, als fie bei ihrer Ein= oder Ausfuhr auf Nationalfchiffen 
zu entrichten haben würben. Auch follen bei der Ein= oder Ausfuhr folcher 
Waaren, Güter und Handels - Gegenftände auf Schiffen des andern Theils 
die nämlichen Prämien, Rüdzölle, Vortheile und irgend fonftige Begünftigungen 
gewährt werden, welche zu Gunften der Ein⸗ und Ausfuhr auf Nationalſchigen 
etwa beſtehen, oder kuͤnftig zugeſtanden werden moͤchten. 


Artikel 3. 


So wie nach wvorſtehendem Artikel in Ruͤckſi ht auf die Nationalität ber | 
beiberfeitigen Schiffe eine Gteichftellung in den von beren Ladungen zu erhebenden 
Abgaben Statt finden foll, eben fo foll auch jeder wegen des Eigenthums folcher 
Ladungen in der Größe diefer Abgaben etwa beftehende Lnterfchied wegfallen. 
Dei der Ein= und Ausfuhr auf den Schiffen der paciscirenden Theile follen daher 
alle Güter, Waaren und Gegenftände des Handels, welche Königlich Preußi- 
ſchen Unterthanen gehören, in den Hafen von Luͤbeck, Bremen und Hamburg 
von Seiten dieſer freien und Hanfeeftädte Feinen Höheren oder anderen Ein⸗ und 
Ausgangs-⸗ oder fonftigen Abgaben, als das Eigenthum ihrer eigenen Bürger 
"und umgekehrt, alle Güter, Waaren= und Handels: Gegenftände, welche Bär: 
gern der freien und Hanfeeftäbte Luͤbeck, Bremen und Hamburg gehören, in den 
Königlich Preußifchen Hafen Feinen höheren ober anderen Ein= und Ausgange- 
oder fonftigen Abgaben, ale das Eigenthum Koͤniglich⸗Preußiſcher Unterthanen, 
unterworfen ſeyn. 


Artikel 4. 

Die Beſtimmungen der vorſtehenden Artikel ſind in ihrem ganzen Umfange 
nicht nur dann anwendbar, wenn bie beiberfeitigen Schiffe Direft ans ihren 
Nationalhaͤfen ankommen, oder nach ſelbigen zarichtehren, ſondern auch dann, 

wenn 


— 
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wenn ſie unmittelbar aus den Haͤfen a Briten Staates Onfommen, oder 
dahin beſtimmt ſeyn ſollten. u ee 
ie na . Artikel 5. De 


Die Preußiſchen ſowohl als die Labeder, BR and Hamburger Schiffe 
füllen gegenfeiig ber. Befugniffe und Vorzüge, welche ihnen ber ‚gegenwärtige 


besjenigen beils, deffen Flagge ſie ie führen, ausgefefigten Scifjspäffen und 
Mufterrollen verfehen find. J 
Artikel 6. 


Was in den obigen Arüikeln 1. bis 4. in Betreff der, in die peberfeiigen 
Häfen ein iden, ‚pder. aus felbigen auslaufenden Seeſchiffe bed. andern Theils 
und deren Ladungen feſtgeſetzt iſt, fol auch auf den gegenſeitigen Flußſchifffahrts⸗ 
Verkehr völlige Anwendung finden. Bei den Flußfchiffen genügt zum Beweife 
der Nationalität, das in der Weferfchifffahrts: Akte vom 10ten Septbr. 1823. 
und resp. in dem Schlußprotofolle der Elbfchifffahrts - Revifions = Kommiffton 
d. d. ‚Hamburg ben 18ten September 1824. vereinbarte Manifeſt. 


Artikel 7. 


Wuͤrden die Kontrahenten es zweckmaͤßig erachten, zur Beförderung ihres 
gegenfeitigen Handels = Intereffe abbitionelle Stipulationen einzugehen, fo follen 
alle Artikel, über welche man fih dergeſtalt vereinigen wird, als Theile dieſes 
Vertrages angeſehen werden. 

Artikel 8. 


Wiewohl der gegenwaͤrtige Vertrag als fuͤr die drei freien und Hanſeeſtaͤdte 
Luͤbeck, Bremen und Hamburg gemeinſchaftlich geltend angeſehen werden ſoll, 
ſo iſt man dennoch uͤbereingekommen, daß deshalb nicht eine ſolidariſche Verpflich⸗ 
tung unter ihren resp. Regierungen Statt finden, und das etwanige Aufhoͤren der 
Beſtimmungen dieſes Vertrages, fuͤr eine derſelben, keine Wirkung auf die ver⸗ 
tragsmaͤßigen Verhaͤltniſſe der anderen haben ſoll, fuͤr welche vielmehr in einem 
ſolchen Falle der Vertrag in voller Kraft bleiben wird. 


Artikel 9. 


- Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher vom Tage ber Aus⸗ 
wechſelung der Ratififationen ab in Kraft treten wird, ift vorläufig auf den 
Zeitraum bis zum 1ften Januar 1840. feftgefegt, und foll, wenn zwölf Monate 
vor dem Ablauf dieſes Zeitraums von ber einen oder ber andern Seite eine Auf: 
kündigung nicht erfolgt ſeyn wird, ftets ald noch ferner auf ein Jahr, und fo 
fort bis zum Ablaufe eines Jahres nach geſchehener Aufkuͤndigung verlaͤngert, 
betrachtet werden. 

(No. 1166.) Art. 10. 
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ZZ Artikel 10. 

Der gegenwärtige Vertrag foll von ben hrethen Cheilen rattizit, 
und die —— ⸗Urkunden follen: ſpaͤteſtens innerhalb fünf Boden, ober 
wo möglich noch fruͤher, in Berlin ausgavechielt werden. 

Defien zur Urkund ft dieſer Vertrag von ben —* Brain 


figten unfer Beibrädtung ihrer Siegel unterzeichnet worden. 
&o geſchehen Berlin, den Aten orten is28... 


WS LS), 
Ernſt Mihaelie eibıdig Auguſt von Rebeur. 


Vorftehender Vertrag ift ratifizirt worben und die Ratifikations⸗Urkunden 
find. am 18ten November 1828. zu Berlin ausgewechfelt worben. 


See - Sammlung 
für Die 
Königlihen Preußifhen Staaten. 
1829, 


Enthält 


die Derordnungen vom 21ften Januar bi8 zum 3Often Oktober 1829,, 
mit Inbegriff von 6 Verordnungen aus Dem Sjahre 1828, 


(Bon No. 1167. bis No. 1220.) 


No. 1. bis ind. 17. 





Berlin, 
zu haben im vereinigten Gefeßfammlungs= Debitd- und Zeitungs = Komtoir. 


e..‘ 


Chronologiſche Weberficht 
Der 
in der Gefeß-Sammlung für Die Königlichen Preußiſchen Staaten 
vom Jahre 1829, 
enthaltenen Verordnungen. 











Datum | Ausgege: No. [| No. 
des | ben zu Inhalt. des ſdes Ge⸗ Seite. 
Geſetzes.Berlin. | Stüds.] ſetzes. 
1. Mai. 1 19. Mai. I Hanbeld- und Echiffahrtövertrag mit ben vereinigten 
1828. 1829. Staaten von Amerika........ ........... 6 1 1183 | 25 
25. Mai. | 29. Deai. | Allerhächfte Kabinetdorder, wegen ber im Kommunal⸗ 
Dienfte angeftellten Invaliden............. 7 1187 4 


13. Novbr.| 9. Mai. | Ullerhöchfte Kabinetdorder, wegen des zu Verträgen 

über Angabe an Zahlungsftatt erforderlichen 

Kaufwerthſtempels..................... 5 1178 21 
18. Novbr. 3. März. | AUllerhöchfte Kabinetsorder zur Erläuterung ber 

Rubriken des Stempel-Tarifs: ‚‚amtliche Aus⸗ 

fertigungen‘‘ und ‚‚Gefuche,‘ fo wie der geſetz⸗ 

lichen Borfchriften wegen des Rechtsweges In 

ftempelpflichtigen Angelegenheiten ..........» 3 1173 16 
22. Novbr. 10. Januar. Allerhöchfte Kabinetdorder, die in den Provinzen, 

worin zur Zeit noch die franzoͤſiſche Gefeßgebung 

Anwendung findet, zu ben Heirathsakten beizu- 1 


bringenden Notorietätsakten betreffend. ...... 1167 1 
20. Dezbr. | — — | Kreißordnung für das Großherzogthum Pofen..... 1168 3 
21. Januar.|21.Februar.| Deklaration des Gefeßed von A1ten Juli 1822., 
1820. die mit dem Genuß von Withvens Penfionen ꝛc. 
verknüpfte Befreiung von Gemeinclaften betreffend 1169 9 


22. Januar] — — | Minifterial-Erklärung, über die mit dem Königreich 
Baiern getroffene Vereinbarung, die Sicherſtellung 
der Rechte der Schriftfteller und DBerleger in den 2 
beiderfeitigen Staaten wider ben Bücher Nach- 
druck betreffend......................... 1170 10 . 
37. Januar] — — | Allerhächfte Kabinetdorber, betreffend die noch zur 
Liquidation gegen bie Depältemental= Fonds von 
Pofen und Bromberg zuzulaſſenden Forderungen . 11711 1 
Aller | 
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4. April. | Allerhöchfte Kabinetsorder, die Modifikation ber 
1829. Beſtimmungen im $. 24. ber Kreidordnung für 
bie Mheinprovinzen und Weltphalen vom 13ten - 
| Suli 1827. enthaltend................... 4 1174 17 
9. Mai. | Allerhöchfte Kabinetdorber, bie Befugniß der land⸗ 
ſchaftlichen Kredit⸗ Inſtitute zur Auswirkung der 
gerichtlichen Subhaſtation bepfandbriefter Guͤter 
betreffend............................. 5 1179 22 
3. März. | Allerhoͤchſte Kabinetsorder, womit der Haupt⸗Finanz⸗ 
Stat für das Jahr 1829. publizirt wird... .. 3 1172 13 
4. April. JAllerhoͤchſte Kabinetdorder, die Porto Reflitutionen 
bei Sendungen in Sitbergelb von 100,000 Thas 
ler und darüber betreffend... „canon nne 1175 18 
— — I Ulerhöchfte Kabinetdorder, nach welcher bie S. 118. 
bed Gewerbes Polizeigefeßes vom 7ten Septem= 
‚ber 18411. enthaltene Borfchrift, daß Feldmeffer 
und Nivellirer diefeg Gewerbe nur bann zu bes 
treiben befugt find, wenn fie, nach vorgängiger 4 
Prüfung, durch bie Ober: » Baubeputafion von 
ben Regierungen angeftellt worden, im ganzen 
Umfange der Monarchie zur Anwendung kom⸗ 
men ſoll.............................. 1176 19 
— — 1 Publifandum bed dem Buch⸗ und Kunfthänbler 
Wilmanns in Frankfurt am Main ertheilten 
Privilegii.................... ... ...... 1177 20 


29. Mai. | Allerhöchfte Kabinetsorder, wegen Verwuͤrkung : 


7. Februar. 
1829. 


9. Mirz. 


17. Mär. 
Militair⸗Gnadengehalts und Werluftes des Civil: 
Berforgungds Scheind, Seitens ber im Civil 
Dienfte angeftellten und wegen Verbrechens ihres 
Amtes entfeßten Invaliden................ 
— — I Ullerhöchfte Kabinetsorder, nach welcher bie bie- 
herige General: Salz= Direffion ganz eingehen 
und bie obere Leitung der Salz⸗-Verwaltung von 
ber Generals Direktion ber‘ Steuern mit über: 
nommen werden ſoll .................... 
9. Mai. | Verorduung, die Ablöfimg ber nieberen und mitt⸗ 
leren Domainen⸗Jagden betreffend .......... 
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24. Juni. 


19. Mai. 


24, Juni, 


29. Mai. 


19. Mai. 


17. Suli. 


Deklaration ber 66. 148. bis 154. Tit. 5. Th. I. 
ber Allgemeinen Gerichtsorbnung, bie Öffentliche 
Vorladung unbekannter Erbſchafts⸗Intereſſent 
betreffend........ — ————— — 


Allerhoͤchſte Kabinetsorder, den Uebergang der G 
richtsbarkeit uͤber die Juden in Berlin auf das 
Stadtgericht daſelbſt betreffend. ........... 


Allerhoͤchſte Kabinetsorder, wegen Verlaͤngerung der 
Anmeldungsfriſt für die Fideilonnniß = Unwarter 
in den Landesthejilen bed vormaligen Großherzog⸗ 
thums Berg bid zum 30Often April 1831... .. 


Allerhächfte Kabinetsorder, betreffend bie Hinzuzie- 
hung der für deg Kommunal⸗Landtag der Nieder: 
Laufig gewählten Abgeordneten der Bafallen- 
Gutsbeſitzer in den Herrfchaften Sorau, Triebel, 
Forft und Pförten zuden Kreisfonventen bed alten 
Gubener Kreifed ........ ................ 


Allerhoͤchſte Kabinetsorder, Die Erweiterung des $. 13. 
des Gewerbſteuer⸗Geſetzes vom 30ften Mai 1820. 
zu Gunſten der Weber und Wuͤrker betreffend.. 


Allerhöchfte Kabinctdorber, wegen des veränderten 


Stuͤcks.ſetzes. 
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Inſtanzenzuges bei ven Gerichten im Großherzog} - 
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Anhalt: Köthen getroffene Vereinbarung, die 
Sicherftellung ber Rechte ber Schriftfieller und 
Verleger in den beiderfeitigen Staaten wider ben 
Bücher Nachdruck betreffend............... 


Allerhöchfte Kabinetsorber, die Konvolation ber 
Kirchens Gemeinen in ben Städten, welche über 
10,000 Einwohner und mehrere Parochien haben, 
betreffend... .oo-soroorsenaenon onen nn. . 

Allerhoͤchſte Kabinetsorder, betreffend bie Auöfertie 


gung von Atteſten ftatt der Hypothekenſcheine.. 
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1829. 


24. Juni. 


25. Juli. 


24. uni. 
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Allerhoͤchſte Kabinetsorder, enthaltend die Modifika⸗ 
tionen ber Allerhoͤchſten Order vom 30ſten Juni 
1827. in Betreff.folcher Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ 
Beſitzer, welche zur Befchaffung des Einrichtungs: 
Kapitald nach erfolgter gutsherrlich⸗ bäuerlicher 
Negulirung ben landfchaftlichen Kredit nicht be⸗ 
nußen fönnen. „2 onenononnnnncnnee u... 

Allerhöchfte Kabinetöorber, bie Benußung ber in 
einzelnen Depoſital⸗Maſſen befindlichen Pfand: 
bricfe zu Darlehnen bed Generals Depofitorü bes 
treffend . 

Vertrag Awifchen Preußen und dem Großherzogthume 
Heſſen einerfeit8 und Baiern und Würtenberg 
andererfeitö, ben Handel und gewerblichen Ver: 
kehr zwiſchen ben Unterthanen dieſer Staaten be⸗ 
treffend........................ 

Allerhoͤchſte Kabinetsorder, , betreffend bie Deklara⸗ 
tion und Ergänzung der $$. 1. und 3. ber Vers 
ordnung vom’ 7ten Dezember 1816. wegen bed 
Verbots bed Spielend in auswärtigen Lotterien. 

Publilandum wegen bed dem Komponiften Ferbi- 
nand Ries aus Bonn erfheilten Privilegüi. . . 

Allerhöchfte Kabinctdorber, wegen Wicherherftellung 
ber, bei dem Brande in ber Stabt Meferiß im 
Sahre 1827. verloren gegangenen Hypotheken⸗ 
Akten............. 

Allerhoͤchſte Kabinetsorber ‚ burch welche bie Ab: 
faffung der Erfenntniffe dritter Inſtanz in allen, 
nach ben Gefeßen vom 2iften April 1825. über 
die, den Grundbeſitz betreffenden Rechtöverhäftniffe, 
zu entfcheldenden Prozeffen, ben Gcheimen Ober: 
Tribunal übertragen wird ................ 

Verordnung, wegen Aufhebung ber in einigen Theilen 
von Meftpreußen noch beftchenden Gefchlechte- 
Bormundfchaft ......................... 

Verordnung, wegen Einführung gleicher Wagenge- 
feife in der Provinz Weſtphalen............ 
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Allerhoͤchſte Kabinetöorber, wegen Liquidation ter An⸗ 
ſpruͤche an das Oroßbergogtbum Poſen aus nuͤtz⸗ 
lichen Verwendungen. 

Vertrag zwiſchen Preußen nd Sachfen- Meiningen, 
wegen gegenfeitiger Erleichterung bes Verkehrs 
ber beiderfeitigen Unterthunen. .....- ........ 

Ein gleicher Vertrag mit Sachfensfloburg-Gotha. 

Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗ Koburg- 
Gotha, wegen der Gefälle, welche an ber aͤußem 
Grenze des Koͤniglich⸗ Preußifchen Gebictd vor 
bem Verkeht des darin eingefchloffenen Herzogs 
lich = Suchfen= Koburg = Gofhalfchen Amtes Vol⸗ 
fenrode erhoben werden ..... ........ ... 


es... . .. ,..00—090, .,..e:.2: .. 


Allerhoͤchſte Kabinetdorber, wegen Zuzichung der 


bäuerlichen Abgeordneten zu den Bafallen-Kon- 
venten der Herrfchaften Sorau und Triebel in 
ber Niederlauſitz.............. ........... 
Allerhoͤchſte Kabinetsorder, nebſt der darin in 
Bezug genommenen Allerhoͤchſten Order vom 
7ten Apeil 1809., über die Verpflichtung der 
Kommunen, die Wachen zu befeßen .. ...... 
Drbnung, wegen Abläfung der Real-Laften in den⸗ 
jenigen Landestheilen, welche vormals zum 
Koͤnigreich Weftphalen, zum Großherzogthum 
Berg oder zu den franzoͤſiſchen Departement 
gehört haben... .ouonoonuneoernnnnunnnne 
Verordnung zur Erläuterung und Ergänzung einis 
ger Beftinimungen ber Soleranung vom 26ften 
Mai 1818.................. or. nn.. 
Allerhoͤchſte Kabinetsorder, bie Deklaration bee 
$. 32. ber Inftruftion vom 30ſten Mai 1820., 
über den Konimuualverband der ftanbesherrlichen 
Beligungen, beirchtend „ .......... or. 
Auszug aus ber Ullerhöchiten Kabinetsorder, bee 
treffend die Regulirung des Kriegsſchuldenweſens 
ber Niederlaufiß. „sonen onnensonnrenenenen 
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30. Juli. 3. Septbr. | Allerhöchfte Kabinetsorder, wegen Abaͤnderung bed 
1829. 1829. Tarifs zum Stempelgefeße vom 7ten März 1822. 
bei einigen Gattungen von Spielfarten.. ...... 13 1209 | 100 


16. Wuguft.]14. Septbr.]| Uebereinkunft mit der Königlich-Niederländifchen Res 
gierung, wegen Verhütung der Forftfrevel in ben 
Grenzwaldungen............... .........1 14 1210 | 101 


48. Uuguft.1 19. Dftbr. | Allerhöchfte Kabinetdorber, bie Aufhebung der Vor: 
fchriften in den FF. 411. f.f. ber Depofitalorb- 
nung, über bie Zuziehung eines fiskaliſchen 
Bedienten.bei ber RechnungssUbnahme betreffend. | 16 1215 | 119 


23. Auguſt. 14. Septdr.| Verordnung, die Einführung gleicher Wagengeleife 
in denjenigen heilen des Brandenburg = Laufigi= 
ſchen Verbandes, in welchen die Werorbnung 
vom A14Aten März 1805. nicht eingeführt ift, 
betreffend................ .......... ...114 1211 1 103 


29. Auguft.] 19. Dktbr. | Ullerhöchfte Kabinetdorder, das Brand = Entfchädi- 
gungswefen im Großherzogthun Pofen aus der 
Periode vor dem Aften Juli 1815. und beffen 

definitive Abwicelung betreffend. ........ ...4 16 1216 | 120 


4. Oktbr. 121. Novbr. Allerhoͤchſte Kabinetsorder, betreffend die Anwen⸗ 
bung des 44ſten Kriegs-Artikels bei Beſtrafung 
von Diebſtaͤhlen an Sachen eines Kameraden. . 1218 | 126 


44. Ste] — — 1 Belanntmachung, betreffend die Subhaftation von 
Grundſtuͤcken zur Dedung ber Gelbftrafen wegen 
Steuer⸗Defraudationen................ . 17 1219 | 127 


30. Stbr. | — — || Minifteria-Erflärung, über bie mit dem Kurfürften- 
thume Heffen getroffene Wereinbarung, Die 
Sicherſtellung der Rechte der Schriftfteller und 
Verleger in ben beiberfeitigen Staaten wider den 
Bücher Nachdrud betreffend............... 1220 | 127 






* a Bu 
Geſetz⸗ Sammlung 

fuͤr die I u — 
Königlichen Preußiſchen Staaten 





in 


— N. 





No, 1167.) Allerhoͤchſte Kabtıetdorber vom 2ARen November 1828., bie in ben Pros 
vinzen, worin zur Zeit noch bie franzoſiſche Geſetzgebung Anwendung 
findet, gu ben Heirathéakten detzubringenden Notorietätdäkten betreffend, 


Hır den Bericht des Staatöminifterii vom 17ten d. M. feße Ich hierdurch zur 
Vereinfachung und Gleichftellung bes. Verfahrens bei ben zu ben Heirathsakten 
beizubringenden Notorietätdakten in ben Provinzen, worin zur Zeit noch die 
franzdfifche Gefegebung Anwendung findet, Folgendes feft: 


4) bie nach Artikel 71. des Civilgeſetzbuchs erforberliche Zahl von fieben Zeugen- 
wird auf vier herabgefeßt; 


2) der von bem Friedendrichter aufgenommene Notorietätdaft wird von biefem 
Beamten in Urfehrift dem Ober=Profurator bei bem betreffenden Landge⸗ 
richt zugefchiett, von biefem mit feinem Gutachten bem Lanbgerichte vor 
gelegt, das Beftätigungsurtel auf bie nämliche Urkunde gefchrieben und 
dieſe Dem Ober-Profurator wieder eingehändigt, um fie an ben Intereſſenten 
gelangen zu laffen; 


3) außer dem zu der Urkunde zu nehmenben’Stempel von 15 Sgr. und den 
Gebühren der frievendgerichtlichen Beamten werben Feine weitere Koften 
bezahlt. ö 


Jahrgang 1329. — (No. 1167.) A Uebri⸗ 


(Ansgegeben zu Berlin ben 10ten "Januar 1829.) 






2 Uebrigend behält es in Mnfehung ber aus andern Provinzen gebirtigen 
Militairperfonen bei Meiner Beſtimmung vom 13ten April 1824. (Geſetzſamm⸗ 
lung, Seite 115.) fein Bewenben 


Berlin, den 22ften November 1828. 
Sriedrih Wilhelm, 


An dad Staatöminifterium. 


Aa 1168) 






(No. 1168.) Kreisordnung für bad Oroßfenpatfum Polen, Vom 20flen Dezem⸗ 
ber 1828, | 


Wi Friedrich Wilhelm, von: Gottes Gnaben, König von 
Preußen . xxc. 


attheilen, wegen Einrichtung der Kreistage in unſerm Großherzogthume Poſen, 
in Gemaͤßheit des $. 56. Unſeres Geſetzes vom 27ſten März 1824., nachdem 
Wir die Vorfſchlaͤge Unſerer getreuen Stände daruͤber vernommen haben, ſob⸗ 
gende Vorſchriften: 


§. 1. | 
Die Kreißverfammlungen haben den Zweck, bie Kreisverwaltung des 
Landraths in Kommunal - « Angelegenheiten zu begleiten und zu unterſtuͤtzen. 


Dieſe Verwaltung innerhalb der betehenben Geſebgebung macht den Gegen ſtand 
ihrer Berathungen und Beſchluͤſſe aus. 


. 2. 


Die beſtehenden landraͤthlichen Kreiſen bilden die Beste der Kreis⸗ 
Stande. 


S. 3. 


Die Kreiöftände vertreten die Kreisforporation in allen, ben ganzen Kreis 
betreffenden Kommunal = Angelegenheiten, ohne Ruͤckſprache mit den einzelnen 
Kommunen oder Individuen. Sie haben Namens derſelben verbindende Er—⸗ 
Färungen abzugeben. Sie haben Staats» Präftationen, welche Kreisweiſe auf- 
zubringen find, und deren Aufbringung durch das Gefeß nicht auf eine 
beftimmte Art vorgefehrieben ift, zu repartiren. Bei allen Abgaben, Leiftungen 
und Naturaldienften zu den Kreisbedürfniffen,,.follen fie zuvor mit ihren Gut: 
achten gehört werben, auch son allen Geldern, welche,.bahin verwenbet, follen 
ihnen die Rechnungen alljährlich zur Abnahme vorgelegt werben. Wo eine 
ftändifche Verwaltung der Sreid - Kommunal: Angelegenheiten ftatt findet, ver: 
bleibt den Kreisftänden das Recht, die Beamten bazu zu wählen. N 


(No. 4168. 5 A2 u \ g. 4. 








F.4. 
Die teeisſtandiſche Verſammlung beſteht: 


A. aus dem Fuͤrſten von Thurn und Taxis und dem Fuͤrſten Buttons 
in ben Kreiſen, in welchen ihre Beſitzungen liegen,  imgleichen. aus. oflen _ 


Ritterguts⸗Beſitzern bed Kreiſes, welchen bie im $. 6. aufgeführten Bes " 


fiimmungen nicht entgegenfichen und welche in Unſerer Monarchie ihren 


Wohnſitz Haben; 
B. aus einem Deputirten von einer jeden im Kreife belegenen Stadt; 
C. aus drei Deputirten ber Landgemeinen. 


$. 5. 
| Pertretungen ſ find geftatfet: | 
. a) unmänbigen Rittergut» Befikern durch ihren Water ober Vormund; 
b) Ehefrauen durch ihre Ehegatten; 
J c) Vaͤtern ober Müttern durch ihre volljährigen Söhne; 
d) unverheiratheten Befigerinnen; 


e) allen qualifiirten Befißern, in fofern fie behindert ſind, perſonlich zu 
erſcheinen. 


Die Vertreter muͤſſen jederzeit ſelbſt Beſitzer landtagefahiger Ritterguͤter 
im Preußiſchen Staate ſeyn, und die Bedingungen des $. 6. ihnen nicht entge: 
genfteben. Auch ift es geftattet, einen: andern beim: Kreistage verfcheinenben 
Gutsbeſitzer zu Abgabe der Stimme befonders zu bevollmächtigen. 

$ 6, 


Zur perfönlichen Ausuͤbung des Stimmrechte auf den n Rritagen iſt bei 
allen Staͤnden und geſtatteten Vertretern erforderlich: 


a) die Gemeinſchaft mit einer der hriftlichen Kirchen; 
b) die Vollendung bed 24ſten Lebensjahre; 
c) unbefcholtener Ruf. 


h - — — TR nn 
Wo biefer Ruf von der Verſammlung beftritten wird, ift auf ben 
des. Ober⸗ Prafidenten von Unſerm Staatsininifterio zu entſcheiden. 
» 9 7 
Ritterguts Beſitzer, geiſtliche oder milde Stiftungen, ſo wie Staͤdte, 


I welche mehr als ein Rittergut im Kreiſe beſitzen, ſind jederzeit nur zur Fuͤhrung 
einer Stimme berechtigt. 





j 9. 8. 
Städte, welche als ſolche die Berechtigung haben, auf dem Kreißtage 


durch einen Abgeordneten zu erſcheinen und ſich im Beſitz eines Ritterguts be- 
finden, find ebenfalls nur zur Sührung einer Stimme berechtigt. 


"Wenn fie aber noch in einem anbern Kreife Ritterguͤter befiken, befchiden: ° 
fie auch die dortigen ftändifchen Verſammlungen. 
9 


Zu ftädtifchen Abgeordneten auf ben Kreistagen koͤnnen alle Diejenigen 
Perfonen gewählt werden, welche die einem Landtags - Deputirten dieſes Standes. 
nothwendige Befähigung, jedoch in Beziehung auf das Alter unter ber $. 6. b. 
autgehprodenen beſitzen. 


5. 10. 

Unter derſelben Modifikation ſind zu Abgeordneten der Landgemeinen 
die zu Deputirten dieſes Standes auf dem Provinzial-Landtage qualifizirten 
Grunbbeſitzer wählbar. 

g 1. 


Fuͤr einen jeden Abgeorbneten ber Städte und Lanbgemeinen wird ein 
"Stellvertreter erwählt, welcher ebenfalls. die 99. 6., 9. und 10. angegebenen 
Gigenfchaften. haben muß, 


.. a. 1168.) j $ 1%. 


— — ⸗ — 
| | 6 


sg 12. 

In den Städten erwählen der Magiftrat und bie Gemeine: De 

welche zu diefem Behufe zu einem Wapl- Kollegig vereinigt werben, . 
ſreistags— Abgeordneten. 






S. 13. 


Bei der Wahl der drei Abgeordneten und Stellvertreter der Land⸗ 
Gemeinen wird wie bei der Wahl der Bezirkswaͤhler verfahren. Ein jeder 
Landrath hat Behufs dieſer Wahlen ſeinen Kreis in drei Bezirke einzutheilen, 
in deren jedem ein Deputirter und ein Stellvertreter zu waͤhlen iſt. 


§. 14. 
Die Wahlen der Landgemeinen ſtehen unter Aufſicht des Landraths. 
| 5. 153. 
Die Wahl der Deputirten der Staͤdte und Landgemeinen erfolgt auf 


ſechs Jahre, dergeſtalt, daß von drei zu. drei Jahren die Hälfte, das erfte 
Mal nach dem Loofe außfcheibet, . 


N 16. 


Der Landrath, oder wenn berfelbe behindert ift, der altefte Kreis = Depus 
tirte, beruft die Stände zum Kreistage, führt dafelbft den Worfig, leitet bie 
Gefchäfte und ift verpflichtet, die Ordnung in den Berathungen zu erhalten. 
Wenn feine Erinnerungen Fein Gehör finden, ift er befugt, die Ordnungs— 
ftörenden Mitglieder von der DVerfammlung auszufchließen; jedoch hat er 
darüber fofort an den Ober» Prafibenten der ‚Provinz zur weitern Verfügung 
zu berichten. 


9. 17. 


Der Landrath iſt verpflichtet, alljaͤhrlich wenigſtens einen Kreistag 
anzuſetzen; außerdem aber iſt er hierzu berechtigt, fo oft als er es den Beduͤrf⸗ 
niffen der Gefchäfte für angemeffen hält. Cr hat der ihm vorgefeßten 
Regierung von einem jeden anzufeßenden Kreistage Anzeige zu machen. 

| $. 418. 








* lange Kommunal „Gegenflänbe fekfirer areisberbande Agmeen 
iſt die Vereinigung mehrerer Kreiſe, oder ber Theile verſchiedener Kreiſe, 
Biefem Zwecke geftaftet. Gegenftande, welche nur eine Klaſſe der Stände 
Men, können auf befondern Konventen biefer Stände verhandelt werden. 


| $. 19. | 
Die Stande verhandeln auf dem’ Kreistage gemeinfchaftlih. Die 


„Befchläffe werben nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Der Landrath hat 


als folcher Feine Stimme. Gr ftimmt mit, wenn er zugleich Kreisſtand iſt, 


kann jedoch auch ohne Stimme den Vorſitz fuͤhren. 


Bei gleichen Stimmen entſcheidet die Stimme des Vorſi tzenden, und, 
wenn derſelbe nicht ſtimmfaͤhig iſt, die Stimme des aͤlteſten Kreis⸗Deputirten. 
Cr bat alle Kreistags-Beſchluͤſſe zur Kenntniß der ihm vorgeſetzten Regierung 
zu bringen, zu denjenigen Beichlüffen aber, durch welche neue Verwaltungs 
Normen feilgefegt, und den Kreis: Einfaffen neue Berbindlichkeiten aufgelegt 
werben follen, die Beſtaͤtigung der Regierung befonders einzuholen und bis 
zu deren Eingang mit ber Ausführung Anftand zu nehmen: 


$. 20. 


Findet ein ganzer Stand durch einen Kreiötags = Beichluß m feinen 
Intereſſen fich verlegt, fo fteht ihm mittelft Einreichung eines Separat⸗Voti 


‚ber Rekurs an diejenige Behoͤrde zu, von welcher die betreffende Angelegen- 


heit reſſortirt. 


Bei Zuſammenberufung ber Rreisftände hat der Landrat in ber Kur⸗ 
sende bie zu verhanbelnden Gegenflände anzugeben. | 


Die Erſcheinenden find dann befugt, einen Beſchluß zu faſſen, und 


durch folchen die Außenbleibenden wie bie Abwefenden zu verbinden. 


5 2. 


Der Landrath führt bie Beichläffe der Kreisſtaͤnde aus, in fofern bie 
Regierung nicht einer andere Behörbe mis ber Ausführung ausdruͤcklich beauf- 
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g. 22. J 


Der Ober⸗Praͤſident der Provinz hat bie zu dem Bufammentritte 
Kreisftände nach vorftehenden Worfchriften erforderlichen Werfügungen 
ſaͤumt zu veranlaſſen. 





Basen Berlin, ben 2often Dezember 1828. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


Frhr. v. Altenftein. v. Schumann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf. Dandelman. v. Motz. 
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(No. 1169.) Deklaration bed Geſetes v vom 44ten Juli 1822., die Befreiung der Wittwen⸗ 
| Denfionen von Gemeinelaften betreffend. Bom 2ften Januar 1829. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen x. x. 


Durch die Beſtimmung im $. 10. Buchſt.⸗ a. des Geſetzes vom 11ten 
Juli 1822. find die aus Staatdlaffen zahlbaren Penfionen der Witwen und 
bie Srziehungsgelder für Waifen ehemaliger Staatsdiener von allen direkten 
Beitraͤgen zu den Gemeinelaſten befreit. 

Wir finden Uns, auf den Antrag Unſeres Stontsminifteriumd, und nach 
eritattetem Gutachten Unſeres Staatsraths, bewogen, bei völliger Anwendbarkeit 
ber Gründe, weshalb Wir die aus Staatskaſſen zu erhebgnden Wittwenpenfion 
und Waifen- Erziehungsgelder von folchen Beiträgen entbunden haben, mittel? 
gegenwärtiger Deklaration biefer WBorfchrift, die Befreiung von benfelben auf 
Diejenigen Penfionen und Unterftügungen auszudehnen, welche die Wittwen und 
Maifen ehemaliger öffentlicher Beamten und Diener aus einer der befondern, 
mit Unferer Genehmigung errichteten, Berforgungsanftalten empfangen, wohin 
namentlich bie allgemeine Wittwen = Berpflegungsanftalt umd die Militair - Witt: 
wenfaffe, fo wie fämmtliche Anftalten gehören, die zum Zwecke der Witwen: 
und Waifenverforgung für einzelne Klaffen der Öffentlichen Beamten und Diener, 
Beifpieldweife für die Profefforen an den Univerfitäten, ‚ für Geiſtliche und für 
Schullehrer, gebildet find. 

VUrkundlich unter Unferer Allerhochſieigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 21ſten Januar 1829. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog von Mecklenburg. v. Schuckmann. Graf v. Danckelman. 
Beglaubigt: Frieſe. 


Jahrgang 1829. — (No, 1169 — 1170.) - 3 (No. 1170.) 





(Audgegeben zu Berlin ben 2iflen Zebruar 1829.) 


(No. 1170) Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 22ften Januar 1829., über bie mit bem Königreich 
Baiern getroffene Vereinbarung, bie Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller 
und Verleger in den beiderfeitigen Staaten wider ben Büchernachbrud betreffend. 

N. Königlich- Preußifche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten erklärt 

hierdurch, in Gemaͤßheit der von Seiner Koͤniglichen Majeſtaͤt ihm ertheilten 

Ermaͤchtigung: 

nachdem von der Königlich Baierfchen Regierung bie Zufi cherung ertheilt 
worden iſt, daß vorlaͤufig und bis es nach Artikel 18. der deutſchen 
Bundesakte zu einem gemeinfamen Bundesbeſchluſſe zur Sicherſtellung der 
Rechte der Schriftſteller und Verleger gegen den Buͤchernachdruck kommen 
wird, diejenigen geſetzlichen Beſtimmungen, welche in dieſer Beziehung zu 
Gunſlen der Baierſchen Unterthanen im Koͤnigreich Baiern bereits beſtehen, 
oder kuͤnftig erlaſſen werden, in ganz gleichem Maaße auch zum Schutze 
der Schriftſteller und Verleger der Preußiſchen Monarchie in Anwendung 
gebracht werden ſollen; 

daß das Verbot wider den Buͤchernachdruck, ſo wie ſolches bereits i in bem ganzen 

Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schriftfteller . 

und Verleger, nach den in den: einzelnen Provinzen geltenden Gefegen, befteht, 

auch auf die Schriftfteller und Verleger des Königreichs Baiern Amwenbung 
finden, mithin jeder durch Nachdruck oder deſſen Verbreitung begangene Srevel 
gegen lestere, nad) denfelben gefeglichen Vorſchriften beurtheilt und geahndet 

. werben foll, ald handele es fich von beeinträchtigten Schriftftellern und Verlegern 

‚in ber Preußifchen Monarchie felbft. 

Gegenwärtige Erklaͤrung foll, nachdem fie gegen eine üibereinftimmende, 

von dem Königlich Baierfhen Minifterio der auswärtigen Angelegenheiten volle 

zogene, Erklaͤrung ausgewechſelt worden ſeyn wird, durch oͤffentliche Bekannt⸗ 
machung in den dieſſeitigen Staaten Kraft und Wiriſamten erhalten. 

| Berlin, den 22ften Januar 1829, 


König, maß. Minifterium Der auswärtigen Angelegenheiten. 
S)- v. Schönberg. 


Bernd Erflärung wird, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Koͤniglich⸗Baierſchen Pinifterium des Königlichen Haufes und des 
Aeußern unterm 2ten Februar d. 3. vollzogene, Erklärung ausgewechfelt worden 
ft, unter Bezugnahme auf die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 16ten Auguft 1827. 
Geſetz⸗ Sammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. Berlin, den 13ten Februar 1829. 


| Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. S ch Önberg. 
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port 44 — 


No: 1171 .) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27ſten Januar 1829., die noch zur Liquidation 
gegen die Departemental = Fonds von Poſen und Bromberg zuzulaſſenden 
Forderungen betreffend. 


Sn Meiner durch die Gefetfammlung befannt gemachten Order vom 27ften 
September 1823., die Departementalfchulden der Regierungsbezirte Pofen und 
Bromberg betreffend, babe Ih Mir die Entfchließung fiber die im derſelben 
noch nicht für liquidationsfaͤhig erklärten, in Hinficht ihres Rechtstitels zweifel- 
haften, Sorderungen bis nach Drganifation der Provinzialftände vorbehalten. 
Sn DBerfolg des von den legtern abgegebenen Gutachtens und des Landtags⸗ 
Abſchiedes vom 20ſten Dezember v. 3. beftunme Ich nun hiermit Folgendes: 


1) Diejenigen Forderungen, welche diesſeitige Unterthanen an bie jegt pol⸗ 
nifchen Departements haben, und welche nach Artikel 9. der Konvention 
vom 22ften Mai 1819. gegen letztere nicht geltend gemacht werden koͤnnen, 

ſind als eine Schuld zu betrachten, welche dem ganzen Großherzogthurme 
Pofen obliegt. Es find jedoch nur Diejenigen derfelben liquidationsfähig, 
welche nach der Verordnung vom 27ften September 1823. ober nad) der 
gegenwärtigen als liquidationgfähig zu betrachten find. Die Vertheilung 
befien, was auf Forderungen .diefer Art noch zu bezahlen feyn wird, foll 

auf die beiden Regierungsbezirfe nach Verhältniß deſſen erfolgen, was bie 
Departementalfonds derfelben an Koaquationsgeldern wirklich bezogen haben _ 
und bis zum Abfchluffe noch beziehen werden, fo wie nach dein, was bie 
beiden Fonds vielleicht an Forderungen erfparen, welche polnifchen Unter 
thanen gegen diefelben zugeftanden haben und von welchen bie Departements 
durch Die Konvention vom 22ften Mai 1819. ihrerfeits befreit worden find. 
Da hiernach das Intereſſe beider Departements an der Sache gleich ift, 
der Departementalfonds zu Pofen aber wahrfcheinlich den größern Theil 

der zu den Zahlungen erforderlichen Gelder wird hergeben müflen; fo foll 
bie Anmeldung der Gläubiger diefer Art bei der Regierung ‘zu Pofen erfol: 
gen und der Vertreter diefes Departements fich über die Forderung der: 
felben, Namens des ganzen Großherzogthums, rechtsgultig zu erklaͤren 
berechtigt ſeyn. | 

2) Hiernächft werben noch zur Liquidation zugelaſſen, alle diejenigen Forde⸗ 
rungen, welche aus Kontrakten herruͤhren, die zwar nach dem Aften 
September 1807., jedoch vor Errichtung der Prafefturen mit legalen 
. Kandesbehörden für Rechnung des Verwaltungsbezirks derfelben geſchloſſen 

worden find. 

3) Was die Wieſenaushuthungen anlangt, welche vor dem 1flen Mai 1814. 
auf Requifition von Civilbehoͤrden ſtatt gefunden haben; ſo ſoll dem Gut⸗ 

(Ne. 1171) schten 


— 1: — 


| achten d der Stände gemäß, denjenigen Intereſſenten, welche eine Forderung 
bieraus erweislich machen können, geftattet ſeyn, Diejenigen Leiftungd= und - 
Abgaben⸗Ruͤckſtaͤnde aller Art, welche fie noch dem in Anfpruch genomme⸗ 
nen Departementalfonds verfchulden ‚, gegen biefe Borberungen zu fompen- 
ſiren, eine fonftige Verguͤtung aber nicht ftatt finden. Damit nun ber 
Paffinzuftand. der beiden Departements bald vollftändig ind Klare gebracht 
und deren Schulbenwefen gänzlich befeitigt. werben möge; fo beftimme Ich 
den Aften Juli diefed Jahres. zum Praflufio- Termine, bis zu welchem 
alle Forderungen obiger Art anzumelden und die zu deren Befcheinigung 
erforderlichen Beläge, bei Verluft der Forderungen und refp. der Beweis: 
af ber Beläge, beizubringen find. Weber die Forderungen unter 1. und 
2. foll in der durch Meine Order vom 27ften Dftober 1820. (Gefegfamm- 
lung von 1821, ©, 153.) beflimmten Art entfchieben werben, . wogegen 
bei den unter 3. erwähnten Anfprüchen, wenn daruͤber zwifchen dem Liqui⸗ 
banten und dem Bevollmächtigten des in Anfpruch genommenen Departe- 
ments Feine Vereinigung zu treffen ift, von der Departements- Regierung 
ſchiedsrichterlich ohne weiteren Refurs zu entfcheiden ift. "Alle in der Kabi⸗ 
netsorder vom 23flen September 1823. noch vorbehaltenen Anfpräche an 
Die Departementalfonds, welche vorftehend nicht ausdruͤcklich bezeichnet 
find, namentlich die fir Einquartirung jeder Art, für Verluft an Wagen 
und Pferden und für andere Kriegsſchaͤden, bleiben von ber Liquidation 
gänzlich ausgefchloffen. In Beziehung auf die durch die Order vom. 
27ften September 1823. für liquidationsfähig erflärten, jedoch bis jegt 
nicht angemeldeten ober nicht- befcheinigten Forderungen bewendet es bei 
ber in gebachter Order und in berjenigen vom Aiten Juli 1826. ausge: 
fprochenen Praklufion. 


Berlin, ben 27ften Januar 1829. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter v. Schuckmann. 


Geſetz— Sammlung 


für die 
sönigligen Deeupifgen Staaten 








(No. 1172.) auleichne Kabinetsorder vom 2iften Februar 1829., ‚womit ber ſeupt . 
_ Binanz- Etat für das Jabr 1829. publijirt wird. 


J— bin auf Ihren Bericht vom 30ften v. M. damit einverſtanden, daß in 
Folge Meiner Order vom 17ten Januar 1820., den Staatshaushalt und das 
Staatsſchuldenweſen betreffend, und des Sefehes über das Abgabenwefen vom 
30ften Mai 1820. gegenwärtig mit. der Öffentlichen Kundmachung des Haupt⸗ 
Finanz » Etatö des Staats von Drei zu drei Jahren fortgefahren werden fann, und 
autorifire Sch Sie daher, den hierneben zuräderfolgenden von Mir vollzogenen 
allgemeinen Etat für das Jahr 1829. mit diefer Order abdruden und durch die 
 Gefeß:- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß gelangen zu laffen. . Damit aber 
der Zweck vollftändig erreicht, und Sedermann die Cinnahmen und Ausgaben 
näher verftändlich werben, uͤberlaſſe Ich Ihnen, gleichzeitig mit der Publikation 
des Stats die erforderlichen Erläuterungen dazu den Regierungen mit der Ans 
weiſung, folche Durch bie Amtsblaͤtter bekannt zu machen, zugehen zu laſſen. 


Berlin, den 2iſten Februar 1829. 
Friedrich Wilhelm. 
An 
ben Staats- und Finanzminiſter v. Motz. 





Jahrgang 1829. — (No. 1172.) | C Allge⸗ 


Ausgegeben zu Berlin ben Iten ai 1829.) 


\ Allgemeiner Etat der Staats⸗Einnahmen 





Reiner 
Einnahme. Ertrag. 
Rtblr. 
1.J Aus der Verwaltung der Domainen und Forſten, nach Abzug 
1 des davon dem Kron⸗Fideikommiß vorbepaltenen Revenuͤe⸗ ⸗ -  - - 
Antheils ................................ ............. 4,524,000 
2.1 Aus den Domainen » Abldfungen und Berfäufen, Behufs der 
ſchnelleren Tilgung der Staatsſchulden..................... 1,000,000 
3.1 Aus der Verwaltung der Bergmerfe, Hütten und Salinen.... | 1,000,000 
4.1 Aus der Verwaltung ber Porzellan Manufaftur zu Berlin.... 14,000 
5.1 Aus der Pofts Verwaltung, ....... .......................... 1,100,000 
6..| Aus der Verwaltung der Lotterie........................... . 684,000 
. 7.1 Aus dem Salz Monopol. ........... ....................... 4,183,000 
- 8. | Revenuen s Ueberfchuffe des Fuͤrſtenthums Neufchatel... .... une 26,000 
9, | Aus der Steuers und Abgaben Verwaltung s Ä 
a):an Grundſteuer ............................ 9,657,000. 
b) an Klaffenfteuer..... ................ ..... .. 6368,000. 
c) an Gewerbeſteuer.................... Kernen 1,736,000. 


d).an Eingangs», Ausgangss und d Durhgange 
Abgaben, an Verzehrungss&teuern von inländis 
ſchen Erzeugniffen, an Schifffahrtss und anderen. 
Kommunifationss Abgaben (mit Ausfchluß der 
Weges Gelder von den Kunſtſtraßen) und ar 


Stempelfteuer .............................. 18,733,000. 
e) an Wege⸗Geldern von den Kunflftraßen...... _ 573,000. | 37 967.000 


10. 1 An verfchiedenen unter obigen Titeln nicht begriffenen Einnahmen . 598,000 





/ 150,796,000 


— 15 — 


und Ausgaben fuͤr das Jahr 1829. 





Ausgabe. ser. 


Rthle. 
"41.1 Für das Staats-Schuldenwefen, und zwar; > u 
a) zur Berzinfung der allgemeinen und provinziellen 
Staats» Schulden und zu ben laufenden Berwals 
tungskoſten .......................... ...... 7,452,000. 
’ b) zur Schulden⸗Tilgung................... 2... 3485,000. 10,937,000 
:2.1 An Penfionen, Kompetenzen und Leibrenten, und zwar: | 
| a) an efatsmäßigen Fonds zu Penfionen für emeritirte 
Staatsbiener und deren Wittwen und Hinterblies . ’ 
benen, fo mie zu fonftigen Onaben-Unterftügungen .966,000. 
b) an Iebenslänglichen Kompetenzen und Penfionen 
für die Mitglieber aufgehobener geiftlicher Korpo⸗ 
rationen, an Penfionen welche auf dem Reiches 
Deputationsfhluß vom 2öften Februar ‘1803. | 
beruhen, ober fonft traftatenmäßig zu leiften find 2,192,000.| 3158,000 
3.1 An immer dauernden Renten und Entſchaͤdigungen für aufgehobene Ba 
‚Berechtigungen und entzogene Nutzungen...... 34 277,000 
4: Für, das Geheime Kabinet, für das Büreau des Staats-Minifkerii, 
für die Staats: »Buchhalterei und bie Verwaltung bes Staats: | 
ſchatzes und der Münzen, für bas Staats Archiv, bas Staates | 
- Sefretariat und für die DbersRechnungsfammer.. ..........- J 288,000 
5.1 Sür das Kriegs:Minifterium, einfchließlich der Zufchüffe für das 
| Militairs Walfenhaus zu Patsdam ......................... 22,165,000 
6. Fuͤr das Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten........... 586,000 
7. Für das Minifterium des Innern ............................ 4,883,000 
8.1 Für das Minifterium der geiftlichen, Unterridhtss und Mebisinake Ä 
‚Angelegenheiten ......................................... 2347,000 
9. Fuͤr das Miniſterium der Juſtiz, außer den Gerichtsfporteln.. 1,823,000 
10. Für das Minifterium der Sinanzen, zur Gentrals Verwaltung. .- "u. 263,000 
11. Für bie Obers Präfidien und Regierungen. ... urn neneensennnen 1,830,000- 
42. | Für die Haupts und Landgeſtuͤte............................. 163,000 
13. ] Zur Dedung der Einnahmes Ausfälle, zu außerorbentlichen Aus 
gaben und Landes s Verbefferungen und zur Vermehrung bes 
-1 HauptsRefervesRapitalg ..................... ........... 2,076,000 
ir 7.\50,796,000 


Berlin, den Ziften Februar 1829. 


von 
ne 


(No. 1172 — 1173.) 


Sriedrih Wilhelm. 
Motz. 


(No. 1173.) 


— 16 — 


WEEo. 1173.) Aenhachſte Kabimetöorber vom ISten Moveniber 1826., zur Erläuterung ber 

Hubsiten des Etempel⸗ Tatifs: „auutliche Yußfertigungen‘ und ‚‚Gefuche”, 
fo wie ber gefetslichen Borfchriften wegen bed Rechtsweges in fienpelpflichti- 
gen Ungelegenheiten, 


PD). Ermpel: Tach unter den Rubin: „omflche Ausferfigungen” unb 
„Geſuche“, workber nach dem Berichte bes Staatsminiſteriums vom 29ſten 


empelpapiers nur Davon : Daß die Behörbe, nor welcher 
ein an fich fiempelpflichtiger Gegenfiand des Privat⸗Intereſſe verhandelt wird, 
die amtliche Eigenſchaft einer ‚ euer oder einer abgaben- 


as hiernächft bie Grörterungen im Berichte des Stantöminifteriums 
wegen der Zuläffigfeit des Rechtsweges über die Stempelpflichtigkeit eined Gegen- 
ſtandes und fiber Die Anwendung bed Tarife betrifft; ſo ift auch bieferhalb ein 
beſonderes Gefeß nicht erforberlih, da bie Stempelftener zu den allgemeinen 
Staatsabgaben gehört, und es bereit geſetzlich feftfteht, daß über die Verbind⸗ 
lichkeit zu deren Entrichtung der orbentlihe Weg Rechtens nicht flatt findet, 
wovon eine Ausnahme nur zuläffig it, wenn in den Fällen des F. 3. Li. 
des Stempelgeſetzes die Befreiung befonderer Anitalten, Gefellfchaften und Per: 
fonen von gewiffen Stempelabgaben ımter dem Widerfpruche der Steuerverwal- 
fung behauptet wird. Wer außer diefen Fällen vermeint, baß er bei Feſtſetzung 
oder Cinziehung einer. Stempelfteuer dem Geſetze nicht gemäß behandelt worben, 
bat feine Befchwerbe gegen bie feftfeßende Behörde im Wege der verfafſungs⸗ 
mäßigen Inflanzen zu verfolgen. 

Ich überlaffe dem Staatsminifterium, biefe Order, ald eine Grläuterung 
der Aalen nandenen gefeglichen Borfchriften, Durch die Gefegfammlung befannt 
zu ma 

Berlin, den 18ten November 1828. 


| Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 
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(No. 1174.) Alerföchfte Kabinetöorder vom 7ten Februar 1829., bie Modifikation der 
Beſtimmungen im Feo 24. dem Kreisordnung für die Rfeinproningen und 
Weftphalen vom 13ten Juli 1827. enthaltend, 


D. nach dem Berichte des Staatsminiſterü einige ber ehemaligen Reichs⸗ 
Stände, welche die Durch die Verordnung vom 30ſten Mai 1820. ihnen vorbe⸗ 
haltenen Regierungsrechte ausüben, fich durch Die, $. 24. der Kreisordnung 
vom 13ten Zuli 1827. enthaltene Beflimmung, wonach die Kreistag = Befchläffe 
ihnen vor der Ausführung, Behufs der etwa zu machenden Grinnerungen, 
vorgelegt werben follen, noch nicht hinreichend gefichert glauben, vielmehr Die 
Beeinträchtigung ihrer. gefeß= und rezeßmäßigen Rechte von Seiten der Kreistage 
befürchten: fo will Sch, dem: Gefuche derſelben und dem Antrage des Staats- 
Minifterüi gemäß, benenfelben geftatten, zu ben Verfammlungen der Kreisſtaͤnde 
in denjenigen Kreifen, in welchen ihre Mebiatgebiete liegen, ein Mitglied ihrer 
ftandesherrlichen Regierungen, oder ihren Ober- Beamten, ald Bevollmächtigten 
abzufenden, welcher den Berathfchlagungen beimohnen fann; jedoch lediglich zu 
dem Zwecke, um fich zu überzeugen, daß nichts gegen die ftandeöherrlichen 
Rechte vorgenommen werde, und gegen diejenigen Befchlüffe, Durch welche er 
deren Beeinträchtigung fürchtet, die den Standesherren felbft, nach $. 24. der 
Kreisordnung, zuftehenden Erinnerungen zu machen. ine befondere Borlegung 
der Kreistags-Beſchluͤſſe an diejenigen Standesherren, welche von diefer Befugniß 
Gebraud) machen, ift Daher fernerbin nicht erforderlich; vielmehr kann die Re⸗ 
gierung diejenigen Kreiötags- Befchlüffe, gegen welche der Bevollmächtigte nichts 
erinnert hat, ohne weitere Rückfrage, beftätigen, wogegen fie, wenn Erinnerungen 
gezogen werden, wegen deren Erledigung dad Crforderliche verfaffungsmäßig 
einzuleiten hat. 
Berlin, den 7ten Februar 1829: 


Sriedrih Wilhelm, 


An dag Staatsminifterium. 





Fahrgang 1829. — (Na. 1174 — 1175.) | D (No.1175.) 


(Ausgegeben zu Berlin ben Aten April 1829.) | 
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(No. 1175.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 2iften Februar 1829., die Porto⸗Reſtitutionen 
| bei Senbungen in Silbergeld von 100,000 Rthlr. und daruͤber betreffend. 


D. nach Ihrem Bericht vom 29ſten v. M. die Ihnen durch Meine Order 
vom 19ten März 1826. ertheilte Befugniß, für Sendungen in Silbergelb 
bei einer jährlichen Verfendungs- Summe von 25,000 Rthlr. an bis. 
50,000 Rthlr. 10 Prozent, und uber 50,000 Kehle. 15 Prozent 
Erlaß am Porto bewilligen zu können, 
für außerordentliche Falle nicht ausreicht, fo will Sch, in Beruͤckſi ichtigung der 
Antraͤge von Handlungshaͤuſern, und um mit den benachbarten Poſtanſtalten 
gleichen Schritt zu halten, Sie ermaͤchtigen, 
bei einer innerhalb eines halbjaͤhrigen Zeitraums vorkommenden 
Verfendungd » Summe, von 100,000 Rthlr. bis 200,000 Rthlr. 
25 Prozent, und über 200,000 Rthir. 335 Prozent am Porto er: 
laffen zu dürfen. . _ 
Berlin, ben 2iften Februar 1829. 


Friedrich Wilhelm, 


An 
den General» Poftmeifter von Nagler. 





(No. 1176.) 


— 19 — 
(No. 1176.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 28ſten Februar 1829., nach welcher bie $. 118. 
des Gewerbepoligeis&efeßes vom 7ten September 1811. enthaltene Vorfchrift, 
daß Felbmeffer und Nivellirer dieſes Gewerbe nur dann zu betreiben befugt 
find, wenn fie, nach vorgängiger Prüfung durch die Ober- Baus Deputation, 
von ben Regierungen angeftellt worden, im ganzen Umfange ber Monarchie 
zur Anwendung fommen foll. 


3. Verhuͤtung der Nachtheile, welche dem Gemeinweſen durch Ausuͤbung 
der geomotriſchen Praxis von untuͤchtigen Subjekten erwaͤchſt, ſetze Ich, auf 
Ihren Antrag vom 11ten d. M., hierdurch feſt, daß die Vorſchrift im $. 118. 
des Gewerbepolizei⸗Geſetzes vom 7ten September 1811., nach welcher Feld: 
meffer und Nivellirer Diefes Gewerbe nur dann zu treiben befugt fi find, wenn fie, 
nach vorgängiger Prüfung durch die Ober-Bau=Deputation, von den Regie 
rungen angeftellt worden, im ganzen Umfange der Monarchie zur Anwendung 
kommen fol. Ich überlaffe Ihnen, diefen Befehl durch Die Gefeßfammlung 
und zugleich in den Provinzen, worin das Gefeg vom 7ten September 1811. 
bisher noch nicht in Kraft gewefen ift, durch die Amtöblätter der Regierungen 
bekannt machen zu laffen, auch die Regierungen und die Ober -Bau - Deputation 
hiernach mit Anweifung zu verfehen. 


Berlin, den 28ſten Februar 1829. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter von Schuckmann. 


(No. 1176 — 1177.) " u (No, 1 177) 
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(No. 1177.) Pnfitutun des bem Buch⸗ und Kunfihänbler Wil manns in Frankfurt am 
N Main ertheilten Prjvilegiums. Vom Iten März 1829. 

achdem Seine Majeſtaͤt der Koͤnig, Unſer Allergnaͤdigſter Herr, mittelſt Aller⸗ 
hoͤchſter Kabinetsorder vom Iten Februar d. J. zu genehmigen geruhet haben, 
daß dem Buch⸗ und Kunſthaͤndler Wilmanns in Frankfurt am Main für Die 
von ihm theils fchon herausgegebenen, theild noch zu veranftaltenden Panoramen 
der Rhein= und Main-Gegenden das nachgefuchte Privilegium mit dem Bor: 
behalte, Daß ed auf Die wor deſſen Belanntmachung bereit veranftalteten 
Nachſtiche und Nachdrude nicht anwendbar ſeyn folle, ertheilt werde, und bie 
unterzeichneten Minifterien hierauf in Gemaͤßheit dieſes Allerhöchften Befehls Das 
gebetene Privilegium haben ausfertigen laſſen: fo wird folches hierdurch zur 
Mfientlichen Kenntniß und Nachachtung bekannt gemacht. 

Berlin, den Iten März 1829. 


 Minifterium en Miniſterium des Innern 
Unterr un 
Medizinal⸗Angelegenheiten. der KWiüjei. 
Frhr. v. Altenſtein. I v. Schuckmann. 
Privilegium 


für den Buch⸗ und Kunſthaͤndler Wilmanns zu Frankfurt a. M. | 





D er von des Koͤnigs Majeſtaͤt unterm Iten v. M. erlaſſenen Allerhoͤchſten 
Kabinetsorder gemaͤß, wird dem Buch⸗ und Kunſthaͤndler Wilmanns in 
Frankfurt am Main das nachgeſuchte Privilegium fuͤr die von ihm theils ſchon 
herausgegebenen, theils noch zu veranſtaltenden Panoramen der Rhein- und 
Mainz Gegenden dergeftalt ertheilt, daß felbige innerhalb fämmtlicher Preugifchen 
Staaten weber nachgeftochen oder nachgedrudt, noch auch irgend ein Nachftich 
oder Nachdruck Davon verkauft werden foll, bei Vermeidung der durch das Allges 
meine Randrecht feftgefeßten Folgen des widerrechtlichen Nachdrucks. Es wird 
jedoch hierbei ausdrädlich vorbehalten, daß dieſes Privilegium auf die vor beffen 
Bekanntmachung bereitd veranftalteten Nachftiche und Nachdrucke nicht anwend⸗ 
- bar feyn foll. Berlin, den Iten März 1829, 


(L. S.) 
Königlich Preußifches Meinifterium 
der Seiftfichen, Unterrichts “ Des Innern und Der 
und Medizinals Angelegenheiten. Polizei, 


Frhr. v. Altenftein. | v. Shudmann. 





⸗ 


Geſetz⸗ Sammlung 
für bie u Ä 
Königliden Preußiſchen Staaten. 
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(No. 1178.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 13ten November 1828., wegen bed zu Der 
trägen Uber Angabe an Zahlungsſtatt erforberlichen Kaufwerthſtempels. 


Un auf Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 27ſten v. M., die abweichenden 
Meinungen der Gerichtshoͤfe, wegen ber Stempelſteuer bei Verträgen über An: 
gaben an Zahlungsftatt, zu vereinigen; ſetze Sch, in Berädfichtigung des Geſetzes 
$. 242. Tit. 16. Th. I. des Landrechts, wofelbft auf dieſe Gattung von Verträgen 
das zwifchen Käufern und Berfäufern obwaltende Rechtsverhältniß angeordnet 
wird, Yierdurch feft: baß bei den Verträgen uͤber Angaben an Zahlungsſtatt die 
Stempelfteuer vom Kaufwerth, wie folche nach den Beftimmungen im $. 5. des 
Geſetzes vom 7ten März 1822., und im Tarif unter der Rubrif von Kaufver- 
trägen, vorgefchrieben ift, entrichtet werben foll. Sch Aberlaffe Ihnen, dieſe 
Beſtimmung öffentlich bekannt zu machen, und, daß von den Behdrben darnach 

verfahren werde, anzuorbnen. Ä 


Berlin, den 13ten November 1828. . 
| Sriedrih Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter Graf v. Danckelman und v. Motz. 


Jabrgang 1829. — (No. 1178 - 1179) «€ (No. 1179.) 
q 
(Ausgegeben zu Berlin den Iten Mai 1829.) 
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(Ne. 1179.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 4ten Februar 1829., die Befugniß der land⸗ 
ſchaftlichen Kredit⸗ Inſtitute zur Auswirkung der gerichtlichen Subhaſtation 
bepfandbriefter Guͤter betreffend. 


J. den Reglements fuͤr die Kredit⸗ Syſleme Schleſiens, der Kur⸗ und Neu⸗ 
Mark, Pommerns, Weſtpreußens und des Großherzogthums Poſen iſt den 
Kredit⸗Direktionen nicht ausdruͤcklich die Befugniß beigelegt, bei den gerichtlichen 
Behoͤrden die Subhaſtation bepfandbriefter Guͤter in Antrag zu "bringen. Für 
das fchlefifche Kredit = Syftem ift auf den Antrag der Verwaltung deffelben 
bereitö durch das Publifandum vom 30ſten Auguft 1810. vorgefehen worben. 
Ich ſetze jedoch auch für die Abrigen Kredit- Inftitute, in Gemäßheit der von den 
engern Ausſchuͤſſen, als ihren reglementömäßigen Organen, hieruͤber gefaßten, 
durch den Minifter des Innern Mir vorgelegten, Befchlüffe, hierdurch feit: daß 
die Kredit Inftitute, gleich andern eingetragenen Släubigern, befugt feyn follen, 
in allen Faͤllen und foweit nicht befondere Geſetze ein Anderes verordnnen, Die 
gerichtliche Subhaftation der bepfandbrieften Guter auszuwirfen, wenn nad) ber 
pflichtmäßigen Ueberzeugung der Verwaltungsbehörben die reglementömäßigen 
Mittel unzureichend find, die den Inſtituten fchuldigen Zinfen und Vorſchuͤſſe 
herbeizuſchaffen. Die Gerichte find ſchuldig, auf den Antrag der Kredit-Direk⸗ 
tion, die Subhaftation ohne vorgängiges Erkenntniß einzuleiten. Sch trage dem 
Staatdminifterium auf, dieſe Beftimmungen durch die Gefekfammlung befannt 
zu machen, und überlaffe Ihnen, dem Minifler beö Innern, Die betreffenden 

Kredit Fnftitute demgemaͤß anzuweifen. | 


Berlin, den 14ten Februar 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1180.) 
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(No. 1180) Verordnung, bie: Ablbſung der niederen und mittleren Domainen⸗Jagden 
betreffend. Vom 29ften März 1829. Ä 


Wir Friedrich Wilhelm ‚ von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. ꝛc. 

Auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nach erforbertem Gut⸗ 
achten Unſeres Staatsraths, finden Wir Uns bewogen, die im $. 6. Unſerer 
Verordnung vom 16ten März 1811., über die Ablöfung der Domanialabgaben 
enthaltene Beltimmung, wornach es Dem Ermeffen Unferer Regierungen über- 
laffen worden, ob die Ablöfung der hohen Domainen = Jagd -zu geftatten oder in 
Erwägung der Zofalverhältniffe zu verweigern fey, auch auf die Ablöfung ber 
niederen und mittleren Domainen -Jagden auszudehnen. 


Urkundlich unter Unferer Allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und beige: 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 29ften März 1829. 


(LS) Friedrich Wilhelm. 


Carl, Herzog von Mecklenburg. 
von Schuckmann. Graf von Danckelman. von Moß. 


Beglaubigt: : 
Sriefe. 





® 


(No: 11814.) Deklaration ber $$. 148 — 154. Tit. 51. Th. I. der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung, die Öffentliche Vorladung unbelannter Erbfepaftss Intereffenten 
betreffend. Dom 29ften März 1829, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen X. X. 

deklariren hiermit, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erftattes 

tem Gutachten Unferes Staatsraths, die Paragraphen 148 — 154. Tit. 51. 
“Th. I. ber Allgemeinen Gerichtsordnung dahin: 

daß die in Diefen Paragraphen enthaltenen, bie öffentliche Vorladung 

unbekannter Erbfchafte ⸗Intereſſenten betreffenden Vorſchriften auch auf 

Legatarien, in ſofern ſie ſich als Verwandte einer beſtimmten Perſon 

zu legitimiren haben, Anwendung finden, und hiernach die oͤffentliche 

(No. 1180 — 1182.) | More 
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Vorladung der unbekannten Verwandten in dem Gerichtsſtande der 
Erbſchaft, aus welcher dad Legat gezahlt werden ſoll, verfügt werben 
kann. 
Urkundlich unter une Allerhöchfteigenhandigen Unterſchriſt und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, ben 29ften März 1829. 
(LS) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog von: Mecklenburg. Sof v. Dandelman. 


Beglaubigt: 
Sriefe. 


(No. 1182.) Allerhoͤchſte Rabinetsorber vom 17ten pri 1829., ben Uebergang ber Gerichte: 
barkeit über die Juden in Berlin auf das Stadtgericht daſelbſt betreffend. 


Mr: Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 1fien dieſes Monats genehmige 
Ich, nach Ihrem Antrage, mit Aufhebung der im $. 29. des Geſetzes vom 
41ten März 1812., über die bürgerlichen Verhältniffe der Juden enthaltenen 
Beltimmung, daß bie Gerichtsbarkeit Uber die Judeñ in Berlin auf das Stadfs 
Gericht Abergehe, mit der Maaßgabe, daß die bereits rechtshängigen Angelegen- 
beiten im bisherigen Gerichtöftande beendigt werben. Sch überlaffe Ihnen, dieſen 
Befehl durch die Gefeßfammlung befannt zu machen und die betreffenden Behörden 
demgemaͤß anzuweifen. 


Berlin, den 17ten April 1829. 
Sriedrih Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter v. Shudmann und Brafv. Dandelman. 
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(No. 1183.) Traite de commerce et de na- 
vigation entre $a Majest6 le Roi de 
Prusse et les Etats-Unis d’Amerique. 
Du 4 Mai 1828. | | 


8. Majeste le Roi de Prusse et les 
Etats- Unis d’Amerique, €galement 
anim6s du d&sir de maintenir les rap- 
ports de bonne intelligence qui 
ent si heureusement subsist£ jus- 
qu'ici. antre Leurs Etats respectifs, et 
d’en etendre et consolider les rela- 
tions commerciales; et convaincus 
que cet objet ne sauroit &tre mieux 
rempli qu’en ‚adoptant le. systeme 
d’une entiere libert€ de navigation et 
d’uneparfaiter&ciprocite, base sur des 
principes d’equite egalement avan- 
tagenx aux deuxPays, et applicables 
en temps de paix comme en temps 
de guerre; sont en conséquence 
convenus d’entrer., en .negociation, 
pour conclure un Traite de com- 
merce,et .de navigation. A cet eflet, 
Sa Majesıe le Rai de Prusse a muni 
de pleins-pouvoirs le Sieur Louis 
Niederstetier, charge d’allaires de Sa 
Jahrgang 1829. — (No. 1183.) 


terhandlung zu treten, 


(No. 1183.) Ueberſetung des nebenſteheuden 
Handels⸗ und Schifffahrts⸗ Vertrages 
zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Koͤni 

von Preußen und den vereinigten —** 
von Amerika. Vom Iften Mai 1828. 


Su Majeſtaͤt der König von. Preußen 
und Die vereinigten Staaten von Amerika, 
von gleichem Wunſche hefeelt, die freund⸗ 
ichaftlichen Verhaltniſſe aufrecht zu erhal 
ten, . welche. bisher fo. gläclich zwiſchen 
Ihren beiderfeitigen Staaten beflanden 
baben, und die Handelänerbindungen zrui 
fchen felbigen auszudehngn und zu. befeflis 
gen; und überzeugt, Daß Diefer Zweck nicht 
beffer ald Durch Annahme. eines auf, ‚beiden 
Staaten gleich vortheilhaften, in Friedens⸗ 
wie in Kriegszeiten anwendbaren Grund: 
fägen der Billigfeit beruhenden Syſtem's 
gänzlicher Freiheit der Schifffahrt und voll: 
fommener Gegenfeitigkeit esfüllt „werben 
könne, find in Folge deſſen uͤbereingekom⸗ 
men,. wegen bes Abfchluffes eines Han: 
dels⸗ und Schifffahrts⸗ Vertrages in Un⸗ 
Zu dieſem Ber 
bufe haben Seine Majeflät der König 
von Preußen den Derm Ludwig 
Niederſtetter, Allerhöchft Ihren Ge: 
F 


(Ausgegeben zu Berlin den 19ten Mai 1829.) 


diteMajeste pres lesEtats-Unis d’Ame£- 
rique; et le President des Etats-Unis 
d’Am£rique a muni des mämes pou- 
voirs Henri Clay, Leur Secretaire 
d’Etat, lesquels plenipotentiaires, 


après avoir &change leurs dits pleins- 


pouvoirs, trouves en bonne et düe 


forme, ont arrete et signe les articles 


BG 1 


suivans: 


Arr. I 
ritoires des Hautes Parties contrac- 
tantes libert€ et r&ciprocit€ de com- 


.merce et de navigation. Les habitans 


de leurs Etats respectifs pourront ré- 
ciproquement entrer dans’ les ports, 
places et rivieres des territoires de 
chacune d’Elles, partout otı le com- 


merce etranger est permis. Ils seront 
'libres de s’y arr&ter, et resider dans 
. quelque partie que ce soit des dits 


territoires, pour y vaquer à leurs 
aflaires; et ils jouiront, ä cet effet, 
de la m&me securit€ et protection 


que les habitans du pays dans lequel 


ils resideront, ä charge de se sou- 
mettre aux lois et ordonnances y 
etablies. - 


Art. II. Les bätimens Prussiens 
arrivant sur lest ou charge&s dans les 


- ports des Etats-Unis d’Ame£rique, et 


r&ciproquement, les bätimens. des 
Etats- Unis arrivant sur lest ou char- 


‘ges dans les ports du Royaume de 


Prusse, seront traites ä leur entree, 


. pendant leur sejour et à leur sortie, 


sur le m&me pied que les 'bätimens 


26 
ſchaͤftstraͤger bei den vereinigten Staaten 


Il y aura entre les ter- Art.t. 


—XV 


von Ainerika, und der Praͤſident ber verei⸗ 
nigten Staaten von Amerika, derenStaats⸗ 
Sekretair, Heinrich Clay, mit Volk 


machten verſehen; welche Bevollinaͤchtigte 
nach Auswechſelung ihrer in guter und 


gehoͤriger Form befundenen Vollmachten, 
die folgenden Artikel feſtgeſtellt und unter⸗ 
zeichnet haben. 


Zwiſchen den Gebieten der 
Hohen kontrahirenden Theile ſoll Freiheit 
und Gegenſeitigkeit des Handels und der 
Schifffahrt Statt finden. Den Unter⸗ 
thanen Ihrer beiderſeitigen Staaten ſoll 
der Eingang in die Haͤfen, Plaͤtze und 
Stroͤme der Gebiete beider Theile gegen⸗ 
ſeitig uͤherall, wo der fremde Handel 
erlaubt iſt, offen ſtehen. Sie ſollen die 
Freiheit haben, ſich daſelbſt aufzuhalten, 
und in jedwedem Theile der gedachten Ge⸗ 
biete zu reſidiren, um daſelbſt ihre Ges 
fchäfte zu beforgen, zu welchem Zwecke fie 
derfelben Sicherheit und Deffelben Schußeß, 
wie die Einwohner bes Landes, in welchem 
fie fich niederlaffen werden, unter der Ver: 
pflihtung, fich den daſelbſt beftehenden 
Sefegen und Verordnungen zu unterwer: 
fen, genießen follen, 


Art. 2. Die Preußifchen, mit Bas 
laft oder mit Ladung in den Häfen ber ver: 
einigten Staaten von Amerifa ankommen⸗ 
den Schiffe, und umgekehrt die Schiffe 
ber vereinigten Staaten, welche mit Bal: 
laft oder beladen in den Häfen des Koͤ— 
nigreichd Preußen anfommen, follen bei 


ihrem Cinlaufen, ihrem Aufenthalte und 
ihrem Ausgange, hinfichtlih der Tonnen⸗ 


‚nationaux venant du même lieu, par 
rapport aux droits de tonnage, de 
fanaux, de pilotage, ‘de sauvetage et 
de port, ainsi qu’aux vacations. des 
officiers publics et à tout autre droit 
ou Charge, de quelque espece ou 
denomination-que ce soit, pergus au 
nom ou au profit du Gouvernement, 
des autorites locales, ou d’etablisse- 
mens particuliers quelconques. 


Art. 111. Toute espece de mar- 
chandises et objets de commerce, 
provenant du sol ou de l’industrie 
des Etats-Unis d’Amerique, ou de 
tout autre pays, qui pourront legale- 
ment &tre importes dans les ports du 
-Royaume de Prusse, sur des bätimens 
-Prussiens, pourront &galement y Etre 
importes sur des bätimens des Etats- 
‚Unis d’Amerique, sans payer d’autres 
‘ou plus forts droits ou charges, de 
quelque espece ou denomination que 
ce soit, pergus au nom ou au profit 
du Gouvernement, des autorites lo- 
cales, ou d’etablissemens particuliers 
quelconques, que s’ils etaient impor- 
tes sur des bätimens Prussieris. 


Et reciproquement, toute espece 
de marchandises et objets de com- 
merce, provenant du sol ou de l'in- 
dustrie du Royaume de Prusse, ou 
de tout autre pays, qui pourront 
légalement éêtre importes dans .les 
ports des Etats-Unis d’Amerique, sur 
des bätimens des dits Etats, pourront 
€galement y &tre importes sur des 
bätimens Prussiens, sans payer d’au- 
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Leuchtthurm=, Lootſen⸗, Berg und Ha: 
fengelder, wie auch binfichtlich der Gebuͤh⸗ 
ren der öffentlichen Beamten und aller 
anderen Abgaben und Gebühren: irgend 
einer Art oder Benennung, welche im 
Namen oder zum Vortheile der Regierung, 
der Ortöbehörden oder Privatanftalten 
erhoben werden, auf demfelben Suße, wie 
die mit ihnen von demfelben Orte Foın- 
menden Nationalfchiffe behandelt werben. 


Art. 3. Die Waaren und Handelds 
gegenftände jeglicher Art, mögen fie Er: 
zeugniffe des Bodens oder Des Kunftfleißes 
der vereinigten Staaten von Amerika, 
oder jedes anderen Landes ſeyn, weldhe 


‚gefeglich auf Preußifchen Schiffen in .die 
Häfen ded Königreichs Preußen eingeführt 


werben dürfen, follen daſelbſt gleicherweiße 
auf Schiffen der vereinigten Staaten von 


Amerika eingeführt werben koͤnnen, ohne 


andere oder höhere Abgaben oder Gebüh- 
ren, irgend'.einer Art oder Benennung, 
welche im Namen oder zum Vortheile der 
Regierung, der Ortsbehoͤrden oder irgend 
von Privatanftalten erhoben werden, zab- - 
len zu müffen, als wenn fie auf Preußi⸗ 
ſchen Schiffen eingeführt würden. Ä 


Umgekehrt follen die Waaren und 
Handelögegenftände jeglicher Art, mögen 
fie Erzeugniffe des Bodens oder des Kunſt⸗ 
fleißed des Preußifchen Staats, oder jedes 
andern Landes feyn, welche gefeglich in die 
Hafen der vereinigten Staaten von Ames 
rika auf Schiffen diefer Staaten eingeführt 
werden dürfen, bafelbft gleicherweiſe auch 
auf Preußifchen Schiffen eingeführt wers 
den können, ohne andere oder höhere Ab⸗ 


5 2 


tfes ou plus forts droits on charges, 
de quelque espöce ou denomination 
que ce soit, pergus au nom ou au 
profit du Gouvernement, des auto- 
rites locales, ou d’etablissermens par- 
ticuliers quelconques, que s’ils étaient 
importes sur des bätimens des Etats- 
Unis d’Ame£rique. 


ART. IV. Afın de prevenir tout 
me£sentendu et @quivoque possibles, 
il est declar& que les stipulations 
"contenues dans les deux articles pre- 
cedens, sont, dans toute leur pleni- 
tüde, applicables aux bätimens Prus- 
siens et leurs cargaisons, . arrivant 
dans les ports des Etats-Unis d’Ame- 
rique; et, r&ciproquement, aux bäti- 
mens des ditsEtats et lenrs cargaisons, 
'arrivant dans les ports du Royaume 
de Prüsse, soit que les dits bätimens 
viennent des ports du pays auquel 
ils appartiennent, soit de ceux de 
tout autre pays Etranger. 


. Arr. V. II ne sera impose d’au- 
tres ni de plus forts droits sur limpor- 
tation dans les Etats-Unis, des articles 
provenant du sol ou de l’industrie du 


Royaume de Prusse; et il ne sera im- 


pose d’autres ni de plus forts droits sur 


l’importatiion dans le Royaume de. 


Prusse des articles provenant du sol 
ou de l’industrie des Etats-Unis, que 
ceux qui sont ou seront impos6s sur 
. les m&mes articles provenant du sol 
oa de YVindustrie de tout autre pays 
etranger. De m£&me, il ne sera im- 
posé sur l’importation ou sur l’expor- 
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gaben: oder Gebühren irgend einer Art 
oder Benermung, welche im Namen oder 
zum Vortheile der Regierung, der Ortes 
Behörden oder irgend von Privatanftalten 


‚erhoben werden, zahlen zu müffen, als 


wenn fie anf Schiffen Der vereinigten 
Staaten von Amerika eingeführt wurden. 


Art. 4 Um alle mögliche Mißver⸗ 
ftändniffe oder Zweideutigfeiten zu vermei- 
den, wird hierdurch erFlärt, Daß die in den 
beiden vorhergehenden Artikeln enthaltenen 
Beftimmungen in ihrem ganzen Umfange 
auf die Preußifchen Schiffe und Deren 
Ladungen, welche in die Häfen Der vers 
einigten Staaten von Amerika, und umge 
Eehrt, auf Die Schiffe dieſer Staaten, welche 
in die Häfen bed Königreichs Preußen ein- 
lanfen, anwendbar find, Die gedachten 
Schiffe mögen nun aus den Häfen des 
Landes, welchem fie angehören, oder aus 
denen irgend eines andern fremden Landes 
ankommen. 


Art. 5. Auf den Eingang der Er- 
zeugniffe Des Bodens oder des Kunftfleißes. 
bes Koͤnigreichs Preußen in Die vereinig- 
ten Staaten, und auf ben Eingang ber 
Erzeugniſſe des Bodens ober bed Kımfl- 
fleißes der vereinigten Staaten in das Koͤ⸗ 
nigreich Preußen, follen weder andere 
noch höhere Abgaben gelegt werden, als 
diejenigen, welche auf diefelben Artikel, 
wenn fie Erzeugniffe Des Bodens oder des 
Kunſtfleißes irgend eines andern fremden 
Landes find, gelegt find, ober gelegt wer⸗ 
ben möchten. Anch foll die Einfuhr oder 
bie Ausfuhr der Erzeugniffe des Bodens 


tation des articles provenant du sol 
ou de l’industrie des Etats-Unis ou du 
Boyaume de Prusse, à l’entree ou ä 
la sortie des ports des Etats- Unis; 
ou de cenx du Royaume de .Prusse, 
aucune prohibition qui ne soit pas 
€galement applicable à tonte antre 
nation. Ä 


Arr. VI. Toute espece de mar- 
chandises .et objets de commerce, 
provenant du sol ou de l’industrie 
des Etats-Unis, ou de tout autre 
pays,. qui pourront &tre lögalement 
exportes des ports. des dits Etats sur 
des bätimens nationaux, pourront 
€galement eri Etre exportes sur des 
bätimens Prussiens, sans payer d’au- 
tres ni de plus forts droits ou charges, 
de quelque esp&ce ou denomination 
que te soit, pergus au nom ou.au 
profit da Gouvernement, des autori- 
tes locales, ou d’etablissemens par- 
ticuliers quelconques, que si. ces 
meéêmes marchandises ou. denr&es 
avoient étéj exportedes par bätimens 
des Etats - Unis d'Amérique. 


Une.parfaite reciprocits sera ob- 
servéfe dans les ports du Royaume 
de Prusse, de sorte que toute espe&ce 
de marchandises et objets de com- 
merce, provenant du sol ou de Fin- 
‚dustrie du Royaume de Prusse, ou 
de tout autre pays, qui pourront éêtre 
}ögalement exportes des ports du dit 
Royaume, sur des bätimens nationauıx, 
poartont £galement en etre exportes 
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oder des Kunſtfleißes Der vereinigten Staa⸗ 
ten oder des Königreichs Preußen, fowohl 
binfichtlich des Einganges in die Häfen, 
als auch in Hinficht des Ausgangs aus 


‚ben Häfen. der vereinigten Staaten ober _ 


des Koͤnigreichs Preußen, mit feinem Bere 
bote belegt werden, welches nicht gleich: 


mäßig auf alle andere Nationen auöger 


dehnt waͤre. 


Art. 6. Alle Waaren und Handels⸗ 
Gegenſtaͤnde, Erzeugniſſe des Bodens oder 
des Kunſtfleißes der vereinigten Staaten 


oder eines jeden andern Landes, deren Aus⸗ 


fuhr aus den Haͤfen dieſer Staaten auf 


National» Schiffen geſetzlich erlaubt iſt, 


follen in gleicher Art auch auf Preußifchen 
Schiffen aus felbigen ausgeführt werben 
Dürfen, ohne andere ober höhere Abgaben 
oder Gebühren irgend einer Art oderBenens 
nung, welche im Namen ober zum Bor: 
theile der Regierung, der Ortsbehörben 
oder irgend von Privatanftalten erhoben 
werben, bezahlen zu müffen, als wenn Die 
Ausfuhr derfelben Güter oder Waaren 
auf Schiffen der vereinigten Staaten von 
Amerika erfolgt wäre. 


In den Häfen des Königreichs Preußen 
wird eine vollftändige Crwiederung beob⸗ 
achtet werben, fo daß alle Waaren und 
Handels = Gegenftände, rzeugniffe bed 
Bodens oder des Kımfifleißes des Prenßi⸗ 
fchen Staats oder jebes anderen Landes, 
deren Ausfuhr aus den Häfen dieſes König: 
reiche auf Vtational= Schiffen gefeglich 
erlaubt ift, eben fo auch auf Schiten 
ber vereinigten Staaten follen ansgefhhrt 


‚sur des bätimens des Etats- Unis d’A- 
'me£rique, sans payer d’autres ou de 
plus forts droits ou charges, de 
quelque espece ou denomination que 
ce soit, pergus au nom ou au pro- 
-fit du Gouvernement, ‘des autorites 
locales, ou d’etablissemens particu- 
liers quelconques, que si ces mar- 
chandises ou denre&es avoient éêté ex- 


portées sur des bätimens Prussiens, 


Art. VII. Les articles prec&dens 
ne sont pas applitables äla navigation 
des cötes ou cabotage de chacun des 
deux pays, que l’une et l’autre des 
Hautes Parties contractantes se ré- 
servent exclusivement. 


Arr. VIII. Il ne sera accorde, 
ni: direciement, ni indirectement, 
par l’une ou par l’autre des Parties 
contractantes, ni par. aucune com- 
pagnie, corporation ou agent, agis- 
sant en son nom ou par son autorite, 
aucune priorite ou preference quel- 
conque pour l’achat d’aucun objet 
de commerce, legalement importe&, 
a cause ou en.consideration de la 
nationalite du navire qui aurait im- 
porte les dits objets, soit qu'il appar- 
tienne a l’une des Parties, soit à 
Yautre: l’intention bien positive des 
Parties contractantes &tant, qu’aucune 
difference ou distinction quelconque 

n’ait lieu à cet Egard. 


‚Art. IX. Si l’une des Parties 
contractantes accorde par la suite, 
à d’autres nations quelque favenr 
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"werben bärfen, ohne andere ober bohere 


Abgaben oder Gebuͤhren irgend einer Art 
oder Benennung, welche im Namen oder 
zum Vortheile der Regierung, der Orts⸗ 
behoͤrden oder irgend von Privatanſtal⸗ 
ten erhoben werden, entrichten zu muͤſſen, 
als wenn die Ausfuhr derſelben auf Preußi⸗ 


ſchen Schiffen erſolgt waͤre. 


Art. 7. Die vorſtehenden Artikel ſind 
auf die Küftenfahrt oder Kabotage beider 
Länder nicht anwendbar, welche ein jeder 
der hohen Fontrahirenden Theile fich aus⸗ 
ſchließlich vorbehalt. 


Art. 8. Bei dem Einfaufe der gefeß- 
lich eingeführten Handelögegenftände foll 
auf Die Nationalität des Schiffes, welches 
biefelben eingeführt haben wird, es geböre 
dem einen oder Dem anderen Theile, feine 
Rädficht genommen, und aus folchem 
Grunde weder unmittelbar noch mittelbar, 
von Seiten eines der fontrahirenden Theile 
oder Durch In deren Namen oder unter 
deren Autorität handelnde Gefellfchaften, 
Korporationen oder Ugenten, eine Prio⸗ 
rität oder irgend ein Vorzug zugeilanden 
werden, indem es die beſtimmte Abficht 
der Eontrahirenden Theile iſt, daß in diefer 
Hinſicht durchaus Fi kein Unterſchied gemacht 
werde. 


Art. 9. Wenn von einem ber kon⸗ 
trahirenden Theile in der Folge anderen 
Nationen irgend eine beſondere Beguͤnſti⸗ 


particuliere en fait de comimerce 


ou de navigation, cette faveur devien- 
dra aussitöt commune ä Pautre Partie, 
qui en jouira gratuitement, si la con- 
cession est gratuite, ou en accordant 
la m&me 'compensation, si la con- 
cession est conditionnelle. 


Art. X. Les deux Parties con- 
tractantes se sont accord& mutuelle- 
ment la faculie,. de tenir dans Leurs 
ports respectifs des Consuls, Vice- 
consuls, Agens et Commissaires de 
leur choix, qui jouiront des m&mes 
privileges et pouvoirs dont jouissent 
ceux des nations les plus favorisees; 
"mais dans le cas où les. dits Consuls 
'veuillent faire le commerce, ils seront 
soumis aux mèêmes lois et usages, aux- 
quels sont soumis les particuliers de 
leur nation à l’endroit oü ils resident. 


 LesConsuls, Vice-consuls et Agens- 


commerciaux auront le droit, comme 
tels, de’ servir de juges et d’arbitres 
dans les differends qui pourraient 
s’&lever entre les capitaines et les 
€quipages des bätimens de la nation 
dont: ils soignent les inter&ts, sans 
‘que les autorites locales puissent y 
intervenir, ä moins que la conduite 
des €equipages ou du capitaine ne 
troublät l’ordre ou la tranquillite du 
pays, ou que les dits Consuls, Vice- 
consuls ou Agens-commerciaux: ne 
'requissent leur intervention pour 
" (No. 1183.) 
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gung .in Betreff des Handels oder ber 
Schifffahrt zugeftanden werben follte, fo 
ſoll dieſe Begänftigung fofort auch dem 
anderen Theile mit zu Gute kommen, 
welcher derfelben, wenn fie ohne Gegene 
leiftung zugeftanden ift, ebenfalls: obne 
eine folche, wenn fie aber an die Bedingung 
einer Vergeltung geknüpft ift, gegen Be: 
willigung Dderfelben Vergeltung genießen 
wird, 


Art. 10. Beide kontrahirende Theile 
geftehen fich gegenfeitig die Befugniß zu, 
in den Häfen des anderen Theiles felbft- 
gewählte KRonfuln, Vize⸗Konſuln, Agenten 
und. Kommiſſarien zu unterhalten, ‚welche 
berfelben Privilegien und Befugniffe, wie 
Diejenigen ber Degünftigteften. Nationen, 
genießen, jedoch, wenn fie Handel trei⸗ 
ben wollen, denfelben Gefeßen und Ge: 
bräuchen unterworfen feyn follen, denen 


die Privaten ihrer Nation an dem Orte, 


wo fie refidiren, unterworfen find. 


Die Konfuln, Vize Konfuln und 
Handelsagenten follen das Recht haben, 
in dieſer Cigenfchaft bei Streitigkeiten, 
welche zwifchen den Rapitaind und ben 
Mannfchaften der Schiffe der Nation, 
deren Intereſſe ſie wahrnehmen, entftehen 
möchten, ald Richter und Schiedsrichter 
zu dienen, ohne daß die Lokalbehoͤrden 
Dabei einfchreiten Dürfen, . wenn das Be⸗ 
tragen des Schiffsvolks oder des Kapitains 
nicht etwa bie Orbnung ober Ruhe Des 
Landes flört, oder wenn nicht Die Konfuln, 
Vize Konfuln und Hundelsagenten deren 
Mitwirkung zur Vollziehung oder Auf⸗ 


faire ex&cuter ou maimtenir leurs de- 
cisions. Bien entendu, que cette 
espece de jugement ou d’arbitrage 
ne saurait pourtant priver les Parties 
. ventractantes du droit qu’elles ont, 
& leur retour, de reoourir aux auto- 
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Art. XI Les dits Consuls, Yice- 
Consuls ou Agens-eommerciaux se- 
ront autorises à requerir l’assistance 
des autorites locales, pour 3a necher- 
sche, Tarrestation, la detention et 
Pemprisonnement des deserteurs des 
.navires de guerre et marchands de 
3eurs pays; et ils s’adresseront, pour 
cet objet, aux tribunaux, juges et 
‘officiers competens, et r&clameront, 
par &crit, les deserteurs susmention- 
nes, en prouvant par la communiea- 
tion des registres des navires ou röles 
de l’equipage, ou par.d’autres docu- 
mens officiels, que de tels individus 
ont fait partie des dits &quipages;. et 
cette reclamation ainsi prouvée, l’ex- 
‚tradition ne sera point refus£e. 


De tels deserteurs, lorsqu’ils au- 
-ront été arrätes, seront mis ä la dis- 
‚position des dits Consuls, Vice-Con- 
suls ou Agens-commerciaux, et pour- 
'ront &tre enfermes dans les -prisons 
"publiques, ä la reguisition et aux 
'frais de ceux qui les r&clament, pour 
'etre envoy&s aux navires auxquels ils 
appartenoient, ou à d’autres de la 
mâme nation; mais s’ils ne sont pas 
renvoyés dans l’espace de'trois'mois, 
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vechthaltung ihrer Eutſcheidungan in Au⸗ 
ſpruch nehmen. Es verſteht ſich, ba 
dieſe Art von Entſcheidungen oder ſchieds⸗ 
richterlichen Ausſpruͤchen Die ſtreitenden 
Theile nicht des ihnen zuſtehenden Rechts 
beraubt, bei ihrer Ruͤckkehr den Rekurs au 
die Gerichtäbehörden ihres Landes . zu 
nehmen. 


Art. 11. Die gedachten Konfuln, 
Vice Ronfuln oder Handels-Agenten follen 
befugt feyn, zum Zwecke ber ——— — 
Ergreifung, Feſtnahme und 
der Deſerteurs von den Kriegs⸗ und Han⸗ 
delsſchiffen ihres Landes den Beiſtand der 
Ortsbehoͤrden anzurufen; fie werben ſich in 
diefer Hinſicht an die competenten Gerichts⸗ 
hoͤſe, Richter und Beamten wenden, und 
die in Rede ſtehenden Deſerteurs ſchriftlich 
vreklamiren, wobei ſie durch Mittheilung der 
Schiffsregiſter oder Muſterrollen, oder 
durch andere amtliche Dokumente den 
Beweis zu fuͤhren haben, daß dieſe Indi⸗ 
viduen zur Equipage des betreffenden 
Schiffs gehoͤrt haben, bei welcher Beweis⸗ 
fuͤhrung die Auslieferung nicht verſagt 
werden ſoll. | 


- Wenn dergleichen Deferteurs ergriffen 
find, follen fie zur Dispofitionder gedachten 
Konfuln, Vice⸗Konſuln oder Handelsagen⸗ 


‚sen geftellt, fönnen auch auf Requifition 
und Koften des reflamirenden Theile in 
den Gefaͤngniſſen des Landes feftgehalten 
werben, 
‚denen fie angehören, oder anderen Schiffen 


um demnaͤchſt den Schiffen, 
derfelben Nation  zugefendet zu werden. 


Würde aber dieſe Zuruͤckſendung nicht 
binnen rbreier Monate ; vom Tage ihrer 


Ber: 


—— 


a compter du jour de leur arresta- 
tion, ils seront mis en liberté, et ne 
seront plus arrötes pour la me&me: 
cause. | 


Toütefois, si le deserteur se trou- 
voit avoir commis quelque crime ou 
delit, il pourra £tre sursis ä son ex- 
tradition, jusqu’a ce que le tribunal 
saisi de l’aflaire aura rendu sa sen- 
tence, et que celle-ci ait regu son 
execution. 


Ar. XI. L’article douze du 
Traite d’amiti€E et de commerce 
conclu entre les Parties en 1785.; et 
les articles treize et suivans, jusqu’ä 
l’article vingt-quatre inclusivement, 
du Träite cönclu ä Berlin, en 1799., 


en exceptant le dernier paragraphe 


de l’article dix-neuf, touchant les 
. Traites avec la Grande - Bretagne, 
sont remis en’ vigueur, et auront la 
ieme force et valeur que sils fai- 
säierit partie du present Traite. II 
est entendu tependant, qüe les 
stipulätions contenues dans les arti- 
cles ainsi remis en vigueur, seront 
toujöurs censées ne rien changer aux 
Trait&s et Conventions conclus de 
part et d’autre avec d’äutres Puis- 
särices dans l’intervalle &coul& entre 
Pexpiration du Traité de 1799. et le 
commencement de la mise en vigueur 
du ‚present Traite. 


Les Parties contractantes desirant 
toujours, conforme&ment à l’intention, 
Jahrgang 1829. — (No. 1183.) 
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Verhaftung om erfolgen, fo follen fie in 
Freiheit gefeßt, und wegen berfelben Urſache 
nicht wieder verhaftet werden fönnen. 


Wenn jedoch der Deferteur irgend ein 
Verbrechen oder Vergehen begangen haben: 
follte,. fo Fann ferne Auslieferung ausge: . 
fegt werden, bis der betreffende Gerichts⸗ 
bof fein Urtheil ausgefprochen haben und 
dieſes Urtheil vollſtreckt feyn wird: 
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Art. 12. Der zwoͤlfte Artikel des 
zwiſchen beiden Theilen im Jahre 1785. 
abgeſchloſſenen Freundſchafts⸗ und Han⸗ 
delsvertrages, imgleichen die Artikel drei⸗ 
zehn und Folgende, bis zum Artikel vier 
und zwanzig einſchließlich des zu Berlin 
im Jahre 1799. geſchloſſenen Vertrages, 
mit Ausnahme jedoch des letzten Abſatzes 


des Artikels neunzehn, betreffend die Ver: 


traͤge mit Großbritannien, ſind wieder in 


Kraft hergeſtellt, und ſollen dieſelbe Kraft 


und Guͤltigkeit haben, als wenn ſie einen 
Theil des gegenwärtigen Traktats aus⸗ 
machten. Es verfteht fich jedoch, Daß. die 
in den auf dieſe Weiſe wieder in Kraft 
gefegten Artikeln enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen ſtets ald an den von dem einen oder 
dem andern Theile in dem Zeitraume zii: 
fchen dem Ablaufe des gedachten Vertra- 
ges von 1799. und dem Beginne der Aus: 
führung des gegenwärtigen Vertrages mit 
andern Mächten gefchloffenen Verträgen 
und Konventionen Nichts abaͤndernd erach⸗ 
tet werden ſollen. 


Da es immer noch der Wunſch der 
kontrahirenden Theile iſt, ihrer im Artikel 
G 


d&claree dans P’article douze du dit 
Tyait& de 1799. pourvoiı entre Elles, 
ou conjointement avec d’autres Puis- 
sanıces maritimes, ä des stipulations 
ulterieures, qui puissent servir à 
garantir une juste protection etliberte 
au commerce et à la navigation des 


neutres, et a aider la cause de la 


civilisation et de l’humanite, s’en- 
gagent ici, comme alors, ä se concer- 
ter ensemble sur ce sujet, à quelque 
&poque future et convenable. 


- Art. XIII, -Vü T’eloignement 
des pays respectifs des deux Hautes 
Parties contractantes, et l’incertitude 
qui en resulte sur les divers &vene- 
mens qui peuvent avoir lieu; il est 
convenu qu’un bätiment marchand 
appartenant à l’une d’Elles, qui se 
trouverait destine pour un port, sup- 
pose bloqu& au moment du depart 
de ce bätiment, ne sera cependant 
pas capture ou condamne pour avoir 
essaye une premiere fois d’entrer 
dans le dit port, ä moins qu’il ne 
puisse éêtre prouve, que le dit bäti- 
ment avait pu et dü apprendre en 
route que l’etat de blocus de la place 
en question durait encore: mais les 
bätimens qui, apresavoir éêté renvoyés 
une fois, essayeroient, pendant le 
_ m&me voyage, d’entrer une seconde 
fois dans le m&me port bloqué, du- 
rant la continuation de ce blocus, se 
trouveront alors sujets ä &ire detenus 
et condamnes. | 
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zwölf des Vertrages von 1799. außges 
fprochenenAbficht gemäß, unter Sich, ober 
in Verbindung mit anderen Seemächten, 
auf fernere Beflimmungen Bebacht zu 
nehmen, welche Dazu dienlich feyn koͤnnten, 
dem Handel und der Schifffahrt der Neu⸗ 
fralen einen gerechten Schuß und Freiheit 
zu fichern und diefe Angelegenheit der Civi⸗ 
liſation und der Menfchlichfeit zu befördern, 
fo verpflichten fre fich hier wie damals, zu 
einer Fünftigen dazu paffenden Zeit tiber 
diefen Gegenftand in Verabredungen zu 
treten. . | 


Art. 13. In Rücficht auf die Ent - 
fernung der refpectiven Länder beider hoben 
Fontrahirenden Theile, und aufdie Daraus 
beruorgehende Ungewißheit über die möge 
licherweife ftattfindenden Begebenheiten iſt 
verabredet worden, daß ein, Einem von 
Ihnen zugehöriges Handelsfchiff, welches 
nad) einem zur Zeit feiner Abfahrt vorauss 
feglich blofirten Hafen beftimmt ift, Dennoch 
nicht wegen eines erften Verſuchs, in Diefen 
Hafen einzulaufen, foll genommen ober 
kondemnirt werden Fönnen, e8 fey denn, Daß 
bewiefen werden .Fönne, Daß das gedachte 
Schiff während der Fahrt Die Fortdauer 
der Blofade de fraglichen Platzes habe in 
Erfahrung bringen koͤnnen und mäffen; 
dagegen follen Diejenigen Schiffe, welche 
nach einmaliger Zurüchweifung e8 im Laufe 
derfelben Reife zum zweiten Mal verfuchen 
follten, in denfelben blofirten Hafen, waͤh⸗ 
rend ber Sortfeßung biefer Blofaden, eins 
zulaufen, der Anhaltung und Kondemnas 
tion unterworfen feyn. 


Arrt. XIV. Les citoyens ou sujets 
de chacune des Parties contractantes, 
‚auront, dans les Etats de l’autre, la 
Hberté de disposer de leurs biens per- 
sonnels, soit par testament, donation 
ou autrement, et leurs h£ritiers, étant 
sujets ou. citoyens de l’autre Partie 
contractante, succederont ä leurs 
biens, soit en vertu d’un testament, 
ou ab ıntestato; et ils pourront en 
prendre possession, soit en.personne, 
soit par d’autres agissant en leur 
' place, et en disposeront ä leur vo- 
lonte,: 'en ne payant d’autres droits 
que ceux auxquels les habitans du 
pays oü se trouvent les dits biens 
sont assujettis en pareille occasion. 
En cas d’absence des he£ritiers, on 
prendra provisoirement des dits Liens 
les m&mes soins qu’on auroit pris en 
pareille occasion des biens des natifs 
du pays, jusqu’ä ce que le proprie- 
taire lé gitime ait agree des arrange- 
mens pour recueillir l'héritage. S'il 
 s’el&ve des contestations entre diffe- 
rens pr&tendans ayant droit ä la suc- 
cession, elles seront decidees en 
dernier ressort selon les lois et par 
les juges du pays olı la succession est 
vacante. Et si, par la mort de 
quelque personne possedant des 
biens-fonds sur le territoire ce l’une 
des Parties contractantes, ces biens- 
fands venoient ä passer, selon les 
1öts du pays, & un citoyen ou sujet 
de l’autre Partie, celui-ci, si, par 
sa qualite d’etranger, il est inhabile 
a tes’ posseder, obtiendra un delai 
tonvenable pour les vendre et pour 
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Art. 14. Die Bürger oder Unters 
thanen beider kontrahirenden Theile follen 
in den Staaten ded anderen Theiles Die 
Freiheit haben, Aber ihr perſoͤnliches Ver⸗ 
mögen durch Teftament, Schenfung oder 
auf andere Weife zu verfügen, und wenn 
ihre Erben, Unterthanen oder Bürger bes 
anderen kontrahirenden Theild find, fo 
follen diefe in ihr Vermögen, fey es im 
Folge eines Teſtaments oder ab intestato 
nachfolgen, perfönlich, oder durch Bevoll⸗ 
mächtigte davon Befiß nehmen und nach 


Gefallen daruͤber Disponiren dürfen, ohne - 


andere Abgaben als diejenigen zahlen zu - 
muͤſſen, denen die Einwohner des Landes, 
wo das fragliche Vermögen befindlich ift, 
in gleichen Fallen unterworfen find. Syn 
Abwefenheit der Erben wird man bis da⸗ 
bin, daß der gefegliche Eigenthuͤmer die 
Beranftaltungen, um die Erbfchaft ‚zu 
erheben, ‚genehmigt haben wird, für ein 
ſolches Vermögen vorläufig diefelbe Sorge 


‚tragen, ald man in gleichem Falle für das 


Vermögen ber Eingebornen des Landes 
tragen würde, Sollten Streitigkeiten 
zwiſchen verfchiedenen Erbſchafts⸗Praͤten⸗ 
denten entſtehen, ſo ſollen ſie nach den 
Geſetzen und durch die Gerichte des Landes, 
wo die Erbſchaft liegt, definitiv entſchieden 
werden. Wenn endlich durch den Tod 
einer Perſon, welche in dem Gebiete eines 
der kontrahirenden Theile Grundſtuͤcke 
beſitzt, dieſe Grundſtuͤcke nach den Landes⸗ 
geſetzen einem Buͤrger oder Unterthan des 
anderen Theiles zufallen ſollten, und die⸗ 
ſer wegen ſeiner Eigenſchaft als Fremder 
nicht faͤhig ſeyn ſollte, ſie zu beſitzen: ſo 
ſoll ihm eine angemeſſene Friſt bewilligt 
werden, um ſie zu verkaufen, und den 
G 2 


“ en.retirer le produit sans obstacle 
et exempt de tout droit de retenue 
de la part du Gouvernement des Etats 
respectifs. Mais cet article ne de- 
‚rogera en aucune maniere & la force 
des lois qui ont dejä et£ publiees, 
ou qui le seront par la suite, par 
Sa Majeste le Roi de Prusse, pour 
prevenir emigration de Ses sujets. 


Art. XV. Le pr6sent . Traite 


vera en vigueur pendant douze an- 


nées, à compter du joür de Pechange 


des ratifications; et si, douze mois 
avant l’expiration de ce terme, ni 
une ni.l’autre des Haüutes Parties 


tontractantes n’annonce ä Pautre, 


par une declaration officielle, son 
iritention d’en faire cesser Veflet, le 
dit Traite restera ebligatoire pendant 
un an au delä de ce terme, et ainsi 
de suite, jusqu’ä l’expirätion des 
donze mois qui ‚suivront une telle 
déclaration, ä quelque £poque quelle 
ait lieu. 


Art. XVI. Le present Traite 
sera approuve et ratifi6 par Sa Ma- 
jest€ le Roi de Prusse, et par le Pré- 
sident des Etats-Unis d’Amerique, 
par et avec l’aris et le consentement 
du Senat des dits Etats; et les rati- 
fications en seront &changees en la 
ville de Washington, dans l’espace 
de neuf mois, & dater de ce jour, ou 
plutöt si faire se peut. | 


En fei de quoi les plenipoten- 
liaires respectifs ont signed les articles 
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Ertrag ohne Hinderniß, und frei von allem 
Abzug von Seiten der Regierung der 
refpeftiven Staaten, aus bem Lande zu 
ziehen. Dieſer Artikel foll jedoch in feiner 
Art der Kraft der von Seiner Majeſtaͤt 
dem Könige von Preußen zur Verhinde⸗ 
rung der Auswanderung Allerhoͤchſt⸗ Ihrer 
Unterthanen erlaflenen oder etwa noch zu 
erlaffenden Gefeße Abbruch thun. 


‚Art: 15. Der gegenwärtige Ber: 


. trag foll zwölf Fahre hindurch, vom Tage 


der Auswechfelung der Ratififationen ab 
gerechnet, gültig feyn, und wenn. zwölf 
Monate vor Dem Ablaufe dieſes Zeitraums 


‚ Eeiner von beiden Hohen kontrahirenden 


Theilen dem Andern mittelft einer offiziels 
len Erklaͤrung feine Abficht, die Wirfung 
deffelben aufhören zu lafien, Fund thun 
follte, fo wird der gedachte Mertrag noch 
ein Jahr Über Diefen Zeitraum hinaus und 
fo fortbauernd bis zum Ablauf von zwölf 
Monaten nach einer ſolchen Erklärung, zu 
welcher Zeit Diefe auch erfolgen mag vexr⸗ 
bindlich bleiben. 


Art. 16. Der gegenwaͤrtige Vertrag 
wird von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von 


Preußen, und von dem Praͤſidenten ber 


vereinigten Staaten von Amerika, unter 
Berathung und mit Zuftinmung- des Se 
nats derſelben, genehmigt und ratifizirt, 
und die Ratifikationen deffelben follen bins 
nen neun Monaten vom. beutigen 

öder wo möglich früher, im⸗der Stat 
Washington ausgewechſelt werben. 


Zur Urkmde beſſen haben die beider: 
fetigen Bevollmaͤchtigten Die vorfiehenden 


u — of 


ci-dessus, tant en frangais qu’en an- 
glais, et y ont apposé leurs sceaux; 


de&clarant, toutefois que la signature 


dans ees deux langues ne doit pas, 
par la suite, &tre cit&e comme exem- 
ple, ni, en aucune maniere porter 
prejudice aux Parties contractantes. 
FB 


Fait par triplicata en la Cit6 de 


Washington, lé premier Mai, Yan 


ıde gräce mil-huit-cent-vingt-huit, et 
le cinquante-deüxieme de P’Ind&pen- 


dance des Etats- Unis d’Am6rique. 


(L. S.) Loujs Niedersieiter. \ 
(L.S) H. Clay. 2 


Vorſtehender Vertrag ift ratifieirt 
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fowohl in franzöfifcher ald auch in englis 
ſcher Sprache abgefaßten Artikel unters 
zeichnet. und ihre Siegel dabei gefegt, mit 


der Erflärung jedoch, daß die Unterzeich⸗ 


nung in dieſen beiden Sprachen in kuͤnfti⸗ 
gen Faͤllen weder als Beweis angeführt, 
noch ben beiden Eontrahirenden Theilen in 
m einer Art zum Praͤjudiz gereichen 


So geſchehen in Triplicaten in der | 


und acht und: zwanzig, im zwei und funf- 
zigſten Jahre der Unabhaͤngigkeit ber ver⸗ 
einigten Staaten von ner. | 


C(GI. S.) Ludwig Riederſetten 


(L. 8.) 9 Clay. 
worden, und ift bie kiweifdung der 


KRatififationd - Urkunden am 14ten März 1829. zu Washington erfolgt. 


7 


s 


(No..1183 — 1184.) 





(No, 1184.) 


— Be. 


(No. 1184.) auerhlchſe Kabinetsorder vom 29ſten April 1829., detreffend die Hinzitzier 
hung ber für ben Kommunal» Landtag ber Niederlauft ig gewählten Abge⸗ 
orbneten der Vaſallen-Gutsbeſitzer in den Herrfchaften Sorau, Triebel, 
Forſt und Pförten zu den Kreiskonventen bed alten Gubener Kreiſes. 


Yır den Antrag der im Monat Dezember vorigen Jahres Statt gehabten Kom⸗ 
munal- Landtags = Verfammlung ber Niederlauſitz, ertheile Ich ben nach $. 2. 
Meiner Verordnung vom 18ten November 1826. für den dortigen Kommımal- 
Landtag gewählten 2 Abgeordneten ber: Vaſallen⸗ Gutöbefißer in ben Herrſchaften 
Sorau, Triebel, Forſt und Pfoͤrten hierdurch die Befugniß, auch auf den im $. 18. 
der gedachten Verordnung zu Verwaltung der von dem Kommunal⸗Landtage 
reſſortirenden Angelegenheiten abzuhaltenden Konventen des aͤltern Gubener Kreiſes, 
worin Die genannten brei Herrfchaften ſaͤmmtlich belegen find, zur Wahrnehmung 
Der Intereſſen ihrer Kommittenten zu erfcheinen. Sch beauftrage Sie, den 
Ständen der Niederlaufig und infonberd den bierbei zundchft Betheiligten Solches 
zu eröffnen, wegen Einberufung der gebachten zwei Abgeordneten zu den Konven⸗ 
“tem bed älteren Gubener Kreiſes bas Erforderliche zu verfügen, und im lebrigen 
Meine gegenwärtige Beſtimmung, da fie eine Deklaration des $, 18. der Ver⸗ 
ordnung vom 18ten November 1826. enthält, Durch Die Geſetſammlung zur offent. 
lichen Kenntniß zu bringen. | 


Potsdam, den 29ften April 1829, | 
u Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter v. Shudman n. 


Go. 1185.) 


— 930. 


(No. 1185.) Minifterial- Erklärung vom Sten Mai 1829., Über bie mit dem Herzogtum 
Anhalt: Köthen getroffene Vereinbarung, bie Sicherftellung der Rechte 
ber Schriftfteller und Verleger in ben beiberfeitigen Staaten wider den 
Bücher: Nachdruck betreffend, , 


° 


D, Koniglich -Preußiſche Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten erklaͤrt 
hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Koͤniglichen Majeftät ihm ertheilten 
Ermächtigung: 
nachdem von ber Herzoglich- Anhalt: = Köthenfchen Landes = «Regierung Die 
Zuficherung ertheilt worden ift, daß vorläufig, und bis es in Gemäß 
heit des Artikels 18. der deutſchen Bunbesafte zu einem gemeinfamen 
Beſchluſſe zur Sicherftellung der Schriftfteller und Verleger kommen 
wird, Die unterm 23ften Dezember 1828, erlaffene herzogliche Verord⸗ 
nung gegen den Bücher-Nachdrud und den Handel mit nachgebructen 
Büchern zu Gunften der Verland- Artikel der Schriftfteller und Ver 
leger der Preußischen Monarchie, auch ohne die im $. 10. berfelben 
vorgefchriebene befondere Nachweifung, daß die Gefeßgebung ber. 
Regierung des Reklamanten die Anhalt= Köthenfchen Unterthanen eben 
falls gegen den Nachdruck fchüge, volle Anwendung finden folle; 
baß das Verbot wider den Buͤcher-Nachdruck, fo wie ſolches bereits im dem 
ganzen Bereiche der Preußifchen Monarchie, zum Schuße der inländifchen Schrifke 
fteller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gefeßen 
beſteht, auch auf Schriftfteller und Werleger des Herzogthums Anhalt = Köthen 
Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruc oder deffen Verbreitung begans 
gene Frevel gegen Ießtere, nach denſelben gefeglichen Vorſchriften beurtheilt und 
geahndet werben foll, als handele es fich von beeinträchtigten Schriftitellern 
und Verlegern in der Preußifchen Monarchie felbft. 

Begenwärtige Erklärung foll, nachdem fie gegen eine ae nr | 
von ber Herzoglih-Anhalt= Köthenfchen Landes- Regierung vollzogene Erklärung 
ausgewechſelt worben feyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung in den Diede 
feitigen Staaten Kraft und Wirkung erhalten, 

Berlin, den Sten Mai 1829, 


(LS) 


König, Preußifches Minifterium Der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. . 


(No. 1155 — 1186.) More 
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| Dorfichende Erklärung wird, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende, 

sen ber Herzoglich⸗Anhalt⸗ Köthenfchen Landes» Regierung unterm 24ften Februar 

d. 3. vollzogene, Erklärung ausgewechfelt worden iſt, unter Bezugnahme auf 

die Allerhöchfte Kabinetsorder vom 16ten Auguft 1827. (Gefeh - ee 

pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den Sten Mai 1829. 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg 





(No. 1186). All erhoͤchſte Rabinetdorber vom ten Mai 1829., bie Roneolation der 
Airrchen⸗Gemeinen In den Gtäbten, welche über 410,000: Einwohner 
und mehrere Parochien haben, betreffend. 


N. Ihren Antrag vom 5ten Mai dieſes Jahres ſetze Ich hierdurch feſt: daß 
in —— welche über Zehn Tauſend Einwohner und mehrere: Parochien 
haben, bie Einladung der Mitglieder ber Kirchen» Gemeinen zu einer Derfamınz 
lung zur Berathung und Beſchlußnahme über Angelegenheiten der Gemeine, 
auch, wo Died bisher durch deren Verfaſſung nicht vorgeſchrieben war, nn 
durch eine in bie Orts⸗Intelligenzblaͤtter und in beren Ermangelung iu fon 

am Orte erfcheinenbe Öffentliche Blätter zu inferirende, an bie gefammte 

zu richtende Bekanntmachung, ober durch deren Dreimalige Ablefung von. * 
Kanzel an zweien, oder dreien auf einander folgenden Sonntagen, geſchehen 
kann und dieſe oͤffentlichen Bekanntmachungen die Stelle der Vorladung 
ber einzelnen Gemeine-Mitglieder und deren $. 57. Titel 6. Theil 2. des 
‚Allgemeinen Landrechts angeordnete Inſinuation mit voller rechtlicher Wirkung 
vertreten ſoll. Dieſe Beſtimmung haben Sie bürch die Geſetzſammlung zur 
“Öffentlichen Kenntniß zu bringen; 


Berlin, den Iten Mai 18899. u — 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter Frha. v. Altenſt ein. 
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Seſeß— Sanmmlung 


Ianubie” - . 
gönigligen Dreubiggen Staaten 
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(No. 1187.) Allczbochſte Kabinetsorder vom 25ften Mai 1828., wegen ber Im Kommunal⸗ 
Wen Dienſt angeſtellten Invaliden. 

gleich die Staͤdteordnung den Magiſtraͤten die Verbindlichkeit auflegt, 
ihre Unterbedienten quf Lebenszeit anzuſtellen, ſo will Ich doch auf den Bericht 
des Staatsminiſterii vom 14ten d. M. genehmigen, daß dieſelben diejenigen ihrer 
Unterbedienten, welche blos zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt und immer 
aus verſorgungsberechtigten Militairperſonen zu waͤhlen ſind, nach Analogie der 
Vorſchrift der Regierungs⸗Inſtruktion vom 23ften Oktober 1817. $. 12. 2., auf 
Kündigung annehmen dürfen. Hieraus folgt aber von felbft, Daß, wenn von 
ber bedungenen Kündigung gegen Offizianten Diefer Art Gebrauch gemacht wer« 
den foll, Died nur unter denfelben Formen gefchehen darf, welche Die Geſchaͤfts⸗ 
Unweifung für bie Regierungen vom 31ſten Dezember 1825. vorfchreibt. ird 
nun auf biefem Wege ein im Kommunaldienfte angeftellter Verſorgungs⸗-Berech⸗ 
tigter unter Genehmigung ber Regierung, wieder entlaffen, fo foll .derfelbe, dafern 
ex. fich zwar nicht Durch Vergehungen der Invaliven- Benefizien verluftig gemacht, 
jedoch durch mangelhafte Beſorgung des Dienſtes die Entlaſſung ſelbſt veranlaßt 
hat, in den Zuſtand, in welchem er vor dem Dienſteintritte war, in Beziehung 
auf die fruͤher genoſſene Penſi ion, zuruͤcktreten. Was aber den Verſorgungs⸗ 
Schein anlangt, fo foll in jedem Fall entfchieden werden, ob die mangelhafte 
Dienftführung des Entlaffenen in Trägheit, oder andern tabelnswürdigen Figens 
fchaften oder darin ihren Grund habe, daß der dem Entlaffenen aufgetragene 
Dienft feinen Pörperlichen ober. geiftigen Fähigkeiten, nicht angemeffen geweſen 
und derfelbe daher an ben bemerften Mängeln ohne Schuld if. Nur in dem 
letztern Salle ift dem Invaliden der Verforgungsfchein zuruͤckzugeben und auf feine 
Unftellung in eine beffer für ihn geeignete Stelle, Bedacht zu nehmen. Bei 
unverfchuldeter gaͤnzlicher Dienftunfähigkeit treten die Borfchriften des Penfiond- 
Regulativs vom 30ften April 1825. $. 2. ein. Alle nach obigen Vorfchriften 
an verforgungsberechtigte Militairperfonen nach ihrer Entlaffung aus dem Kom⸗ 
munalbienfte zu leiftende Zahlungen follen auf den Penfions = Ausfterbefonds 
übernommen werden. Hiernach hat das Staatsminifterium das weiter Erfors 
derliche zu verfügen. Berlin, den 25ſten Mai 1828. Be 


Friedrich Wilhelm. 


I: . 





An das Staatsiminifterium. 
— — 
Jahrgang 1829. — (No.1187 — 1189.) | 9 CGElo. 1108) 


- (Audgegeben zu Berlin den 29fien Mai 1829.) 
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(No. 1188,) Alkerhoͤchſte Kabinetdorbes vomIZten Mix; 1824 , vwegen Verwuͤrkung bes 
MilltairsGnadengehalts: und Verluſtes des Civil⸗Verſorgungs⸗ 2* 
Seitens der im elle u und wegen Verbrechens ihres nn 
2 enkjehten Zungliden, ; 7", ’ 

ch genehmige auf den Beucht des Staatemminiftertiute oh Boficn v. * 
die Antraͤge deſſelben über die Verwuͤrkung des Gnadengehalts eines im Civils 
Dienft angeftellten Invaliben, ber wegen begangener Verbrechen feined Amts 
verluftig erklärt wird, dahin, daß ein folcher Invalide, ber eines,” während 
feines Militairdienftes verübten Verbrechens, welches die Ausftoßung aus dem 
Solbatenftande zur Folge. gehabt haben wuͤrde, im Der wider ihn geführten 
gerichtlichen oder abminiftrativen Unterſuchung überführt worden, das Gnaden⸗ 
Gehalt verwuͤrkt hat, berienige Invalide aber, der außer dem erſten Fall, wegen 
eines gemeinen ober Diehftverbrechend neben der Dienftettfekung mit einer Frei⸗ 
heitöftrafe belegt wird, während ber Dauer diefer Strafzeit das: Gnabengehalt 
. verliert, nach deren Ablauf aber wiederum zum Genuffe deffelberi gelangen fol. 
Außer diefen beiden Fällen foll dem feiner Civilbeſoldung verluftig gehenden 
Inmvaliden das Militair⸗-Gnadengehalt umverkürzt gewährt werben; es mag 
während feiner Civilanftellung ganz ober theilweife geruhet haben. Wegen bed 
‚Bonds, aus welchem das während bes Civilbienftes nicht gezahlte Militairs 
Gnadengehalt zu entrichten ift, genehmige Ich ben Vorfchlag, daß baffelbe nach 
den, im Allgemeinen dieferhalb beftehenden Befimmungen, beziehungsweife auf 
den Militair= oder den Civil Penfionsfonds, oder auf ben Penfions>Ausfterbes 
Fonds zu übernehmen fey; bin auch bamit-einverflanden, daß ber Civil: Vers 
forgungsfchein des Invaliden, ber bie Enflaffung aus bem Civildienſte felbft 
verfchuldet, an das Kriegsminiftertum zu überfenben, fonft aber ihm zuruͤckzu⸗ 
geben ift. Ich überlaffe dem Staatsminifterium hiernach zu verfahren, auch 
demgemaͤß nach den einzelnen Refforts die Bekanntmachung an die Verwal 

tungs= Behörden zu erlaffen. Berlin, den 17ren März 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 





(No. 1189.) Allerhöchfte aabinetsotder vom 2iften März 1829., nach welcher die bisherige 
General: Salzdireftion ganz eingehen, und bie obere Leitung der Salzvenvak 
tung von ber Generalbireftion ber Steuern mit übernommen werben foll. 

J. bin auf Ihren Bericht vom 8ten d. M. Damit einverſtanden, daß es ber 

bisherigen befondern General⸗Salzdirektion bei dem fo fehr verminderten Wirkungs⸗ 

Ereife derfelben nicht mehr bedarf, und beſtimme daher dem Antrage gemäß, 

daß die Salz⸗Debitsgeſchaͤfte, wie ſie ſchon in andern Provinzen von ben Pro- 

vinzial=Behörben geführt werden, auch in den Bezirken der Regierungen zu 

Potsdam und Frankfurt an die Abteilungen für die Verwaltung der indirekten 

Steuern 
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Steuern uͤbergehen ſollen, Die obere Leitung der Salzverwaltung äͤber von ben 
Seneraldireftion der Steuern mit zu übernehmen. it, und bie, Gonaral-Salz⸗ 
Derektion ganz eingeben ſoll. Berlin, den 21ſten Maͤrz 1829. 
Zriedrich withelm 


An ben Staats⸗ und Finanzminiſier v. —* 





(io. 1190) Aerhächfte Rabindderder vom ten Di 1839,, ., wegen de 18 Yprhnberien Ins 
ftanzenzugs bei den Gerichten ins Großherzogthune Poſen. 
achdem. Ich Durch den. Laͤndtags⸗Abſchied vom 20ſten Dezember v. 3. dem 
Großherzogshiun: Poſen ein befonderes Appellationd- Gericht bewilligt habe; fo 
beftimme Ich. auf: Ihren Bericht vom 18ten v. DM. Über die Verhaͤtniſſe dieſes 
Gerichts, unter Berkdfichtigung der Vorſchriften der: Verordnung vom Iten Fe⸗ 
bruar 1817. uͤber die Juſtiz⸗ Verwaltung im Großherzogthum Poſen: | 


Das Appellationd - Gericht bildet einen Senat bed Ober: Appellations; 
Gerichtd zu Pofen, der unter der unmittelbaren Leitung bed Ober -Appellationd- 
Gerichts⸗Vizepraͤſidenten ſteht, und beffen Mitglieder mit ben Mitgliebern bes 
Ober⸗Appellations⸗ Gerichts gleichen Rang haben. 


Daffelbe tritt mit dem 1ften Sul d. 3. in Wirkſamkeit und nennt ſi ch: 
Erſter Senat des Ober-Appellations- Gerichte, 


Bon diefer Zeit an bört der, nifihen den Randgerichten bes Großherzog 
thums, fo wie der zwifchen dem Fuͤrſtlich Thurn und Tarisfchen Fuͤrſtenthums⸗ 
Gerichte zu Krotoszyn und dem Landgerichte zu Frauftadt, Statt findende In⸗ 
ftanzenzug auf, und die Zandgerichte erfennen als wechfelfeitige Appellationd- 
Inſtanz und Appellations⸗ Gericht des Fuͤrſtenthums⸗Gerichts zu Krotoszyn nur 
noch in den ſodann in zweiter Inſtanz entweder ſchon zum Spruch eingeſandten 
oder im muͤndlichen Verfahren bereits eingeleiteten Sachen. 

4. 


Das Appellations⸗Gericht erkennt als zweite Inſtanz in allen Civil⸗, 
Kriminal= und fiskaliſchen Prozeſſen, worin in erſter Inſtanz ein Landgericht 
ober Dad Fuͤrſtenthums⸗ Gericht zu. Krotoszyn erfanut hat, auf das dagegen eine 
gewandte zuläffige Rechtsmittel, und es wirb die Beflimmung $. 141. der Bere 
ordnung vom Iten Februar 1817., welche einige Kriminalfachen in ber zweiten 
Inſtanz an das nunmehr ben zweiten Senat bildende Ober Appellations - Gericht 
verweiſet, hierdurch aufgehoben. 


In Anſehung des Verfahrens F Gerichte, behaͤlt es bei den Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom Iten Februar 1817. $. 52. und 53, fein Bewen⸗ 
(Mo. 1189 — 1191.) den; 
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‚ben; ho bleibt es bein Appellationd = Gerichte freigeſtellt, eine zum muͤndlich⸗ 
oͤffentlichen Verfahren bei ihm eingereichte Sache zur ſchriftlichen Inſtruktion 
zu verweiſen, ſobald es dieſe zur beſſern Auftlarung der Sache fuͤr noͤthig haͤlt. 


Es bleibt Ihnen überlaffen, bie: Depättife der beiden Senate bed Ober« 
Appellations⸗Gerichts gegen einander und in Beziehung auf die anbern Gerichte 
der Provinz zu beftimmen, auch ben bei dem Landgerichte zu Pofen praktiziren- 
den Juſtizkommiſſarien, welche Sie dazu geeignet halten, Die Praxis bei dem 
Dber-Appellationd= Gerichte zu geftatten. 

Sie haben die Aufnahme biefed Befehle, fowohl in die Geſetſſammlang 
als in die Amtsblaͤtter der Regierungen zu Pofen und gu Bromberg, zu veran⸗ 
laffen. Die Mir emgereichten Beftallungen erhalten Sie anliegend, von Mir 
vollzogen, zuruck. Ba, ben 4ten Mai 1829. 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Juſtzminiſter Grafen v. Dan ckelman. 





No.1 1191.) lerhochſte aabinehborder vom 13ten Mai 1829., enthaltend bie Modifi⸗ 
Fationen der Allerhöchften Drber vom Zoſten Juni 1827. in Betreff 
folder Lehns⸗ und Fideikommiß-Beſitzer, weldye zur Belchaffung bed 
Einrichtung = Kapitald nach erfolgter gutöherrlich = bäuerlicher Reguliruug 

N den landſchaftlichen Kredit nicht benutzen koͤnnen. 

ach dem Antrage des Staatsminiſteriums vom 28ſten v. M., will Ich hier⸗ 
durch die Beſtimmung Meiner Order vom 30ſten Juni 1827., nach welcher 

Lehns⸗ und Fideikommiß-Beſitzer das, nach erfolgter gutsherrlich » bäuerlicher 

Regulirung, benöthigte Einrichtungs = Kapital auf Die Subftanz des Hauptguts 

nur bei der Zandfchaft zum halben Berrage des nach Iandfchaftlichen Prinzipien 

ermittelten Werths aufzunehmen berechtigt find, bahin mobifiziven: daß diejeni⸗ 
gen Lehns⸗- und Fideilommiß- Befiker, welche einen landfchaftlichen Kredit in 

ihrer Provinz nicht benußen koͤnnen, fich den erforderlichen Bebarf von jedem 
andern Gläubiger zu verfchaffen befugt, auch da, wo landfchaftliche Abſchaͤtzungs⸗ 

Prinzipien nicht vorhanden find, die General: Kommiffionen autorifirt ſeyn follen, 

den Werth der dem Befiger zugewiefenen Abfindung, auf deffen halben Betrag 

die Aufnahme des Darlehns zuläffig ift, nach den bei der Auseinanderfegung 
zum Grunde gelegten landuͤblichen Abfhägungs - Prinzipien zu ermitteln. 

| Das Staatsminifterrum bat die Bekanntmachung dieſer Beſtimmung in 

vorſchriftsmaͤßiger Art zu veranlaſſen. Berlin, den 13ten Mai 1829. 


u Friedrich Wilhelm. | 
An das Staatsminifterium. 


N —————— — " 
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Geſetz-— Sannluns 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 








(No. 1492.) | Allerhöchfte Kabinetsorder vom 28ſten Ypril 1 829., wegen Verlangerung der 


Anmeldungs⸗Friſt fuͤr die Sibeitommig anwerter in den Lanbeötheilen bed 


vormaligen Großherzogthums Berg Bid zum Zoſten April 1831. 


>, I den Bericht des Staatsminiſteriums vom 11ten d. M. will Ich, nach 
dem Anträge der Weſtphaͤliſchen Provinzialſtaͤnde, die in dem Gefetz wegen 
der in den zum vormaligen Großherzogthum Berg gehörig geweienen Landes- 
teilen, vor Einführung der Franzoͤſiſchen Geſetze - beftandenen Fideikommiſſe, 
vom 23ſten März v. 3. $. 3. beftimmte Cinjährige Frift zur Anmeldung 
der Rechte der Fibeiflommißanwarter, auf Zwei Jahre, und zwar bis zum 
Dreißigften April 1831., hierdurch verlängern. 


Berlin, den 28ften April 4829. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


Jahrgang 1829. — (No. 1192 — 1193.) J (No. 1193.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 24ften Juni 1829.) 
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(No. 1193.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Iten Mai 1829., bie Erweiterung bed $. 13. 
des Gewerbefteuer = Gefeßes vom Zoſten Mai 1820, zu Gunften der Weber 
und Wuͤrker betreffend. 


>, I Ihren Bericht vom 2ten v. M. will Ich in Erweiterung des $..13. bes 
Gewerbeſteuer⸗Geſetzes vom 30ften Mai 1820. zu Gunften der Weber und 
Wuͤrker mit nicht mehr ald zwei Stühlen, hierdurch beftimmen: daß fie vom. 
kuͤnftigen Jahre an, fofern fie nur ihre eigen gefertigten und Feine zugelauften 
Waaren abſetzen, von der Gewerbeſteuer frei bleiben ſollen, wenn gleich ſie 
die Waare im gefaͤrbten und appretirten Zuſtande, jedoch ohne einen offenen 
Laden zu halten, verkaufen. Ich uͤberlaſſe Ihnen, dieſerhalb das Weitere zu 
verfuͤgen. J u Ä 


Berlin, den 3ten Mai 1829, 


griedrich Wilhelm. 


Mi | 
ben Staats» und Finanzminiſter v. Es 


Ed 





l 
(No. 1194.) 


(No. 1194.) Allerhoͤchſte Rabinetöorber v vom Aſten Mai 1829., die Benutzung der in ein⸗ 
zelnen Depoſital⸗Maſſen befindlichen vendiu⸗ zu Darlehnen des General⸗ 
Depofitorü betreffend, 


Mm, wie Ich aus Ihrem Bericht vom 28ften Februar d. J. erſehen babe, 
einige Gerichte bei Verwaltimg ber Depofitorien, es für zuldffig halten, Das 
in Pfandbriefen beſtehende privative Eigenthum einzelner Maſſen mit den im 
General: Depofitum befindlichen baaren Geldern zufammen zu werfen ımb auf 
den Namen beffelben auszuleihen, fo kann Ich dies Verfahren den Vorfchriften 
bes $. 328. ff. Tit. I. der DepofitalsDrbnung nicht für gemäß halten. Der 
gleichen einzelnen Maſſen gehörige Pfandbriefe muͤſſen vielmehr in der Regel in 
diefen Maſſen aufbewahrt bleiben und können .nur auf befondern Antrag oder 
nit ausdruͤcklicher Einwilligung ber Intereſſenten diefer Maflen, Behufs etwaniger 
Crlangung_eined höhern Zinsfußes zu Darlehnen verwendet werden. Ich trage 
ihnen auf, diefe Erläuterung ber Depaftal- Ordnung zur Nachachtung fuͤr die 
Gerichte, durch die Geſetzſammlung, bekannt zu machen. 


‚Potsdam, den 27 ſten Mai 1829. | u | | 
griedric Wilhelm. 


An 
den Staats⸗ und Juſtizminiſter Grafen v. Dandelm an. 





(No. 1194 — 1495.) (No0.1195.) . | 
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(No, 1195.) Publikandum wegen bed dem Komponiſten Ferdinand Ries aus Bonn 
| erftheilten Privilegiumd. Vom Iten Juni 1829. 


| Passen Seine Majeftät der König, Unfer Allergnädigfter Herr, geruhet 
haben, mittelft Allerhöchfter Kabinetsorver vom 2ten d. M., dem Komponiſien 
Ferdinand Ries aud Bonn, für die von ihm Durch den Muſikhaͤndler 
E. F. Peters in Leipzig zu veranſtaltende Ausgabe, der von ihm in Muſik 
gefeßten Oper: „bie Räuberbraut,“ ein Privilegium dergeſtalt zu ertheilen: 
daß in dem hiefigen Sande biefes muſikaliſche Werk weder ganz, noch 
in einzelnen Theilen nachgedrudt, noch Durch Verlauf eines ander: 
wärtd unternommenen Nachbruds oder eines fonfligen Arrangements 
diefer Kompofition, dem berfelben wenigftens dem Danveinpalte nach) 
vorzudruckenden Privilegio entgegengehandelt werben foll, bei i Vermei⸗ 
dung ber dem Beeintraͤchtigten geſetzmaͤßig zu leiſtenden Entfi 
und derjenigen Strafen, weiche ber Nachdruck inlaͤndiſcher Verlage: 
Artikel und der: Handel mit auswärts. nachgedruckten Muſikalien nach 
ſich zieht; 
ſo wird folches hierdurch zur oͤffentlichen nenmns und allgemeinen Nachachtung 
gebracht. 


Berlin, den Iten Juni 1629. 


Minifterium ded Innern Minifterium der Geiſtlichen, 


und Unterrichtd> und 
Der Polizei. Medizinal-Angelegenheiten. 


Im Auftrage des Miniſters: 


von Schuckmann. von Kamptz. 


_ R — 
Geſetz Sammlung 

für die nr J— 

wanistigen preußiſchen Staaten 








(No. 1196) Allerhdchſte Kabinetsocder vom 10ten Mai, 1829., betreffend die Aueferiguns 
von Atteſten ſtatt der Hppothekenſcheine. | 


T, fmde Fein Bebenfen, bie von dem Staateminiſterium in dem Berchte vom 
Sten v. M., zur Erleichterung der Hypothekengeſchaͤfte und Erſparung der Koften, 
in Antrag gebrachte Manßregel, dahin zu genehmigen: daß nach dem Verlangen 
der Intereſſenten unter den ihnen fruͤher ertheilten Hypothekenſcheinen atteſtirt 
werde: 


1) boß feit ber Ausfertigung derfelben keine neue Forderung eingetragen, 


2) hi die Geffion einer eingetragenen Forderung i im Hypothekenbuche vermerkt 
worden, 

und diese Attefte die Stelle der r, nach ber Hypothekenordnung auszufertigenden, 

Hypothekenſcheine vertreten. Das Staatsminifterium hat dieſe Beſtimmung durch 

die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 10ten Mai 1829. 
- Friedrich Wilhelm. 


An das Etaatöminifterium. 


Sahrgang 4829. — (No. 1196 — 1197.) K (6. 1197.) 


(Ausgegeben zu Merlin den 17ten Juli 1829.) 


(Xo. 4197.) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom 20ften Juni 1829, „ wegen MWieberherftellung 


der; bei dem Brande In ber Stadt Meſeritz im Jahre 1827. verloren gegau⸗ 
genen, Hypotheken⸗Akten. 


A. Ihren Bericht vom 29ften Mai c. beftinnne Ich zum Zweck der Wieder⸗ 
herſtellung der, bei dem Brande in der Stadt Meſeritz im Jahre 1827. verloren 
gegangenen, Hypotheken⸗Akten des dortigen Landgerichts, daß alle diejenigen, 
welche auf Grundſtuͤcke, die in die Hypothekenbuͤcher noch nicht eingetragen ſind, 
Anſpruͤche zu haben behaupten, ſolche bis: zum letzten Dezember dieſes 
Jahres bei dem Landgerichte zu Meſeritz anzırmelben und nachzuweifen haben. 
In Bezug auf die Polgen der innerhald biefer* Friſt geſchehenen oder nicht 
eſchehenen Anmeldung hat es bei den Vorſchriften des Patents, wegen Wieder⸗ 
—** des Hypothekenweſens in dem Großherzogthum Poſen, dem Kulm⸗ 
‚und Michelauſchen Kreiſe und der Stadt Thorn vom Aten April 1818., fein 
Bewenden. Auch follen bie Interefienten von allen Koften befreit bleiben. | 


_ Berlin, ben 2oſten Juni 1829. 


deudrig Wilhelm. 


An 
den Staats⸗ und uf Sof v. Dandelman. | 





(No. 1198.) 
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(No. 1198.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 22ſten Ami 1829., durch welche bie Abfaffung 
| . ber Erfenntniffe dritter Inſtanz in allen, nach den Geſetzen vom 2iften 
April 1825.; über die den Grunbbefit betreffenben Rechtöverhältniffe, zu 

eutfcheibenben Vwꝛeſſa dem Geheimen Ober⸗Tribunal Übertragen wird. 


A. den Bericht des Staatsminiſteriums vom bten d. M. und nach deſſen 
Antrage beſtimme Ich hierdurch: daß alle Prozeſſe uͤber die Rechtsverhaͤltniſſe 
des laͤndlichen Grundbeſitzes in denjenigen Landestheilen, fuͤr welche die Geſetze 
vom 21ſten April 1825. gegeben und die nach dieſen Geſetzen zu entſcheiden 
ſind, fie mögen bei ben General⸗Kommiſſionen ober vor den Gerichten anhängig 
feyn, in britter Inſtanz zur. Entfcheidung des Geheimen Ober-Tribunald gelan: 
gen follen. Ich überlaffe dem Staats miniſterium wegen n Delauntnacheng dleſes 
Befehls, das Erforderliche zu verfuͤgen. | | 


Berlin, ben 22ften uni 1829, | U 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Na. 198 - 119.) | | Ä (No. 1199.) 


— 85 — 


(Nö. 1199) Berorbnung wegen Aufhebung ber in einigen Theilen von Weſtpreußen noch 
beſtehenden Geciechtarermundſcheſt. Vom 28ſten Juni 1829. . 


Di Friedrich Wilhelm, , von’ Gottes Gnaden, son von 
Preußen x. x. 

Da die hin und wieder in Weſtpreußen noch ſiatt findende Sefchlechtävor. 
munbfchaft, theils als eine überfläffig geworbene Korn erfcheint, unb theils 
wegen ber in den übrigen Theilen biefer Provinz bereitö erfolgten Aufhebung 
der gedachten Einrichtung mannigfaltige Nachtheile mit ſich führt; fo vervrdnen 
Wir, auf den Antrag LUnferer getreuen Stände Des Königreichd Preußen. and 
nach erſtattetem Gutachten Unſers Staatsminiſteriums: 


daß die in einigen Theilen von Weſtpreußen nach Provinzialgeſeben 
noch beſtehende Geſchlechtsvormundſchaft aufgehoben ſeyn ſoll. 


Urkundlich unter Unſerer Allerhdchnetgend ärtigen Unterſchrift und beige⸗ 
brudtem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 2sſten Juni 1829. 
C(I. 8.) Friedrich Withelm 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


von Schudmann. Graf von Lottum. Graf von Bernstorff. 
von Hake. Graf von Dandelman. von Mog. 
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—2 4200.) Vertrag zwiſchen Preußen und dem Großherzogthum Heſſen einerfit, und 
Baiern und Würtenderg anbererfeitö, ben Kandel und 'gewerblichen Verkehr . 
zwiſchen den Unterthanen dieſer Staaten betreffend; | vom 27 ſten Mai 1829. 


San 9 Majeftde der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Heffen und ‚bei Rhein einerfeits, und Seine Majeſtaͤt ber König 
von Baiern und Seine Majeftät der König von Würtemberg. andererfeits, von 
gleichem Wunfche befeelt, zur Beförderung des Wohls Ihrer Untertbanen, den 
Handel und gewerblichen Verkehr zwifchen Ihren Staaten gegenfeitig möglichft 
“zu erleichtern, haben zur Erreichung dieſes Zweckes Unterhandlungen eröffnen 
laffen, und zu dieſen ald Bevollmaͤchtigte ernannt, naͤmlich: 
Seine Majeſtaͤt der König von Preußen: - 
Allerhoͤchſt⸗Ihren Ober: Präfidenter und Direktor i im Minifterium der 
auswärtigen Angelegenheiten, Morig Haubold von. Schönberg, 
Ritter ded Königlich - Preußifchen rothen Adler s Ordens 2ter Klaffe mit 
Eichenlaub, Kaiſerlich-Ruſſiſchen Et. Wladimir Ordens Ater Klaffe; 
Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen Et. Annen⸗Ordens 2ter Klaſſe und Großkreuʒ 
des Großhergogtich ⸗¶Weimarſchen Falken⸗Ordens; 


— Ihren Geheimen Legations Rath, Albre cht Fried rich 
Eichhorn, Ritter des Koͤniglich⸗Preußiſchen rothen Adler⸗Ordens 
— Z3ter Klaſſe, Inhaber des eiſernen Kreuzes 2ter Klaſſe am weißen 
Bande, Ritter des Kaiſerlich-Ruſſiſchen St. Annen⸗Ordens 2ter Klaſſe 
und Kommandeur 2ter Klaſſe des s Großherzoglich— Heſſiſchen Haus. 

Ordens; 
Jahegang 1829. — (No. 1200.) L Seine 


(Ausgegeben zu Berlin den 25ſten Juli 1829.) 
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Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein: 
Hoͤchſt⸗Ihren wirklichen Geheimen Rath und Praͤſſdenten des Finanz⸗ 
Miniſterii, Auguft Freiherrn von Hofmann, Kommandeur After 
Klaffe des Großherzoglich = Heffifchen Haus = Ordens, Ritter Des 

Königlih= Preußifchen roten Adler-DOrdens 2ter Klaffe und Komman- 
beur ded Großherzoglich-Badenfchen Ordens des 3ähringer «wen; 

Seine Majeftät der König von Baiern: 

Allerhoͤchſt⸗ Ihren Kammerberrn, wirklichen Geheimen Rath, außer⸗ 
ordentlichen Geſandten und bevollmaͤchtigten Miniſter am Roͤniglich⸗ 
Preußiſchen, Koͤniglich⸗Saͤchſiſchen, dem Großherzoglich⸗Saͤchſiſchen und 
den Herzoglich⸗Saͤchſiſchen Hoͤfen, Friedrich Chriſtian Johann 
Graf von Luxburg, Großkreuz des Koͤniglich-Baierſchen Civil: 
Verdienſt⸗Ordens und des Königlich Sächftichen Eivil⸗Verdienſt⸗Ordens; 
und 

den Koͤniglich⸗ Würtembergifchen Pize= Präfidenten der Kammer ber 
Abgeordneten des Koͤnigreichs Würtemberg , Königlich = Preußifchen 
. Geheimen Hofrath, Johann Friedrich Freiherrn v. Cotta, Ritter 
ber Königlichen Orden der Baierfchen und. Würtembergifchen Kronen; 

Seine Majeftät der König von Wuͤrtemberg: 

Alllerhoͤchft⸗ Ihren Kammerherrn, Geheimen Legationg - Rat und 

Gefchäftöträger am Königlich Preußifchen Hofe, Ludwig Heinrich 

Auguft Freihern von, Blomberg zu Sylbach, Ritter bed 

. Königlichen Ordens der Wuaͤrtembergifchen Krone; 

und 

Allerhoͤchſt⸗ Ihren Wize⸗ Praͤſtdenten ꝛe., Freiherrn von C otta; 

welche, unter Morbehalt der Ratififation Ihrer Höfe, Aber nachftehende Punkte 


ſich vereinigt haben. 


Artikel 1. 
Dom iften Januar 1830. an ſollen, bis auf bie im folgenden Artikel 


beftimmten Ausnahmen, alle inländifche Erzeugniffe ber Natur, des Gewerbfleißes 
und der Kunft aus den Königlich: Baierfchen und Königlich -Würternbergifchen 
Staaten in das Königreich Preußen und in das Großherzogthum Heffen, und 
eben fo aus dieſen Staaten in die Königreiche Baiern und Würtemberg frei von 


den auf dem Eingange ruhenden Abgaben eingeführt und zum Verbrauch in den 


| Verkehr gebracht werden koͤnnen. 


Artikel 2. 
Ausgenommen von dieſer Befreiung ſind 
IL fortwährend: 


a) Das Kochſalz (Siedfalz und Steinſalz) und alle Stoffe, aus welchen 


Kochfalz ausgefchieden zu werden pflegt; 
E b) die 


4‘ 


». bie ; Spieltarten. 


Der Verkehr mit. Sal und Epieltarten — a. und b.) bleibt ben in 
jebem der kontrahirenden Staaten hieruͤber beſtehenden Anordnungen unter⸗ 
worfen. 


c) Bier, Branntwein, Liqueure, Cyder, Effi ig, geſchrotetes Malz. 


Hiervon muß bei dem Eingang uͤber die Grenze eines andern der 
kontrahirenden Staaten eine Abgabe entrichtet werden, die derjenigen gleich 
kommt, mit welcher die eigenen inlaͤndiſchen Erzeugniſſe dieſer Art in 
jedem Lande beſteuert ſind. 


Die nach dieſem Grundſatze in den einzelnen Staaten zur Anwendung 
fommenden Steuerfäge wird jebe ber kontrahirenden Regierungen oͤffentlich 


bekannt machen. 


d) Inlaͤndiſcher Tabak, Wein und Moſi. 


Von dieſen Gegenſtaͤnden, wenn ſie in das Gebiet eines andern der 


kontrahirenden Staaten eingefuͤhrt werden, ſind, und zwar: 


e) 


1) von inlaͤndiſchen Tabacksblaͤttern 40 Prozent, 
2) von dem im Inlande fabrizirten Taback aller Art 50 Prozent, 
3) von inlaͤndiſchem Wein und Moft 40 Prozent 
der Abgaben zu entrichten, womit ausländifche —5* — dieſer Art nach den 


Beſtimmungen des allgemeinen Tarifs belegt find. In Beziehung auf 


den aus Baiern und Würtemberg nach Preußen und in das Großherzog: 


thum Heffen eingehenden Wein find 40 Prozent des allgemeinen für bie 


weftlichen Preußifchen Provinzen beftehenden Tarifſatzes zu entrichten, benen 
jedoch bei der Einführung des Weines In die oͤſtlichen Preußifchen Pro- 
vinzen bie Abgabe hinzutritt, welche von den Weinen bed eigenen Landes - 
bei dem Eingang in die Öftlichen Provinzen zu erlegen ift. 

Der in inländifchen Siedereien raffinirte Zucker aller Art und der im In⸗ 
lande bereitete Syrup. 

Dieſe unterliegen den naͤmlichen Gingangsabgaben ‚welche von den 
gleichartigen ausländifchen Artifeln zu entrichten find. . Jedoch findet Dabei, 
zum Beften der inlandifchen Gewerbfamfeit der Eontrahirenden Staaten, 
eine gegenfeitige Erleichterung von 20 Prozent gegen den allgemeinen Tarif . 
Statt, und zwar unter den Modalitäten und Bedingungen, welche noch 
näher verabredet werben. 


f) Mehl aller Art, Malz Cgemälztes Getraide), Graupen, Gries, Nudeln, 


Puder und Stärke, desgleichen Schlachtvieh, Rind:, Schaaf- und 
Schweinefleiſch, es fey friſch ausgeſchlachtet, geſalzen ober geräuchert. 
Diefe Gegenflände können zwar frei von Abgaben über bie Landes: 
Grenze eingeführt werben; wenn fie aber ferner in. eine Stabt oder Ge: 
meine eingehen follen, wo von inländifchen Waaren biefer Gattung für 


(Bio. 1200.) x 2 Rech⸗ 
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Rechnung des Staats eine Konſumtionsabgabe (Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
Steuer) c.itrichtet werden muß, fo bleiben ſolche dieſer Abgabe, gleich den 
inländifchen Produkten und Fabrikaten biefer Art, unterworfen. 

.. g) Gegenftände, von welchen für Rechnung einer Stadt oder Gemeine ohne 
Ruͤckſicht, ob diejelben ausländifche oder inlandifche Erzeugniffe find, eine 
gleiche Abgabe (Octroi) erhoben wird. Diefer unterliegen bei dem Ein⸗ 
gang in die Stadt oder Gemeine, welche zur Erhebung der Abgabe befugt 
Mt, auch MWaaren: derfelben Art, welche aus einem der kontrahirenden 
Staaten uͤber die Grenzen des andern eingebracht worden ſind. 

Die hohen kontrahirenden Theile werden jedoch dafuͤr Sorge tragen, daß 
dieſe Kommunal⸗Abgaben nicht auch blos tranſitirende Gegenſtaͤnde treffen, und 
daß durch die Erhebungsweiſe der Verkehr ſo wenig als moͤglich erſchwert werde. 

I. Zeitweiſe: 

a) Baumwollene, gewebte oder geſtrickte Waaren, auch baumwollene Poſa⸗ 
mentier⸗Waaren. 

Koͤniglich⸗Preußiſcher Tarif No. 2. litt. c. Abteilung I. 
Königlich = Baierfcher und Wuͤrtembergiſcher Vereins-Tarif Ziffer 38. 
| d.1 bis 4. 

b) Seidene und halbfeidene, gewebte und geſtrickte, ſo wie Poſamentier⸗ 
Waaren. 

Koͤniglich⸗Preußiſcher Tarif No. 31. litt. c. et d. Abtheilung II. 
Koͤniglich⸗Baierſcher und Wuͤrtembergiſcher Vereins⸗-Tarif Ziffer 408. 
E. 1. 2. Ziffer 423. 

c) Wollene, gewebte und geſtrickte Waaren, ferner dergleichen Waaren aus 
Thierhaaren obiger Art, wie auch halbwollene Waaren, mit Ausnahme 
von Teppichen aus Wolle oder andern Thierhaaren mit Leinen gemiſcht, 
und mit Ausnahme der Hutmacher-Arbeit (gefilzter). 

Koͤniglich⸗Preußiſcher Tarif No. 41. litt. c. und e. Abtheilung II. 
Königlich -Baierfcher und Wuͤrtembergiſcher Vereins⸗Tarif Ziffer 456. 
489. f. 

d) Leder und Lederwaaren. 
Koͤniglich⸗ Preußiſcher Tarif No. 21. litt. a. b. c. d. Abtheilung II. 
Koͤniglich⸗Baierſcher und Wuͤrtembergiſcher Vereins - Tarıf Ziffer 254. 

a. b. d. 351. 371: 170. a.2. 443. 360. 320. 214. 399. a. b. 

e) Zu Waaren verarbeitetes Kupfer und Meſſi ing, Keſſel, Pfannen und der⸗ 

gleichen. 
Koͤniglich⸗ Preußiſcher Tarif No. 19. litt. c. Abtheilung IT. 
Königlich = Baierſcher und Wuͤrtembergiſcher Dereind: Tarif Ziffer 247. 
d. 282. e. 183. a. b. 283. c. 1. 2. 
f) Ge⸗ 
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£) Geſchmiedetes Eiſen und grobe Eiſenwaaren. 

Koͤniglich⸗ Preußifcher Tarif No. 6. c. d. e. Abtheilung Ä 
Königlich» Baierfcher und Wuͤrtembergiſcher Vereins - Tarif Bier 123. 
c.egi.1.2.1.1.2. ferner 387. und Ziffern 424. 427. a.b. 1. c. 

Diefen unter .a. — f. benannten Gegenftänden wird bei dem Cingange in 
einen andern ber Fontrahirenden Staaten eine Grleichterung in der allgemeinen 
Tarifös Abgabe von 25 Prozent bis zum Aften Januar 1831. und von.da.an 
von 50 Prozent zugeftanden, bis eine völlige Befreiung eintreten wird. 

g) Gegenftände, welche ohne Cingriff in die von einem der Eontrahirenden. 
Staaten ertheilten Crfindungs = Patente oder Privilegien nicht nachgemacht 
oder eingeführt werben können. Diefe bleiben für die Dauer der Patente 
oder Privilegien von der Einfuhr in den Etaat, welcher dieſelben ertheilte, 
ausgeſchloſſen. 

Fuͤr die Zukunft wird man ſich wegen Bewilligung ſolcher Patente über 
gemeinfchagtliche Grundfäge aus Dem Gefichtspunfte vereinigen, daß fie in feinem 
der Eontrahirenden Staaten auf Gegenftände bewilligt werben follen, die weder 
nen noch eigenthämlich find. 
| Artikel 3. 

Waaren und Güter, welche aus dein Geblete eines ber kontrahirenden 
Staaten durch das Gebiet eines andern in das Ausland oder von dem Auslande 
durch das Gebiet eines der kontrahirenden Staaten in das Gebiet eines andern 
gefuͤhrt werden, ſollen im Durchgange moͤglichſt erleichtert werden. Die hohen 
kontrahirenden Theile beſtünmen daher vorlaͤufig, daß in den Staaten derſelben 
vom Aften Januar 1830. anfangend in den oben bezeichneten Faͤllen die inlaͤn⸗ 
difchen Erzeugniffe der Natur, des Gewerbfleißes und der. Kunft von den 
eigentlichen Durchgangs- Abgaben Causfchließlich der Chauffee= oder Wegegelder 
und der Wafferzölle auf Etröinen, bei welchen die Wiener Kongreßakte ober 
befondere Staatsverträge Anwendung finden) gänzlich befreit feyn follen. 

Dei der Ausführung von ‚Salz aus einer Staats» oder Privatfaline durch) 
Das Gebiet eines der Eontrahirenden Etaaten wird jedoch, unbefchadet des freien 
Ausgangs und Durchgangs, über die Etraßen für den Transport und über bie 
dabei erforderlichen Eicherheitömanßregeln die nähere Verabredung vorbehalten. 

Artikel 4. 0 

Den Ausgangs zoll von inlaͤndiſchen Erzeugniſſen der Natur, des Gewerb⸗ 
fleißes und der Kunſt, kann zwar jeder der Zollvereine, bei welchen die kontra⸗ 
hirenden Staaten betheiligt ſind, nach eigenem Ermeſſen anordnen; die Gegen⸗ 
ſtaͤnde aber, welche von einem der kontrahirenden Staaten ausgehen, um in 
das Gebiet eines ambern berfelben eingeführt zu werden, find von Dem Ausgangs 
Zolle befreiet. Eben fo unterliegt die Regulirung des Ausgangezolles von auds 
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ländifchen Erzeugniffen der Natur, des Gerwerbfleißed und ber Kunft-der befon- 
deren Anordnung der bei: dem. gegenwärfigen Vertrage betbeiligten 3ollvereine; 
wenn aber biefe Erzeugniffe in einem der kontrahirenden Staaten bereitö in völlig 
freien Verkehr gefommen find, und aus dieſem in einen andern der mitkontra⸗ 
hirenden Staaten übergehen follen, fo find fie ebenfalls von dem Ausgangs 
Zoll befreit. | 

Die aus Preußen nach Baiern und Mürtemberg ausgehende rohe Schaaß 
wolle hingegen kann nur dann frei von. der tarifmaͤßigen Ausgangsabgabe aus: 
geführt werden, wenn nachgewiefen wird, Daß vortige Fabritanten ſolche fuͤr 
ihr Gewerbe angekauft haben. 

Artikel 5. | 

Die hohen fontrabirenben Theile wolien dahin wirken; daß bem gewerb⸗ 
lichen Verkehr Ihrer Unterthanen in Ihren Staaten gegenſeitig die moͤglichſie 
Erleichterung und Freiheit gewaͤhrt werde. 

Die zu dieſem Ende etwa zu treffenden Anordnungen werden einer beſon⸗ 
dern Berathung und Uebereinkunft vorbehalten. 

Vorlaͤufig ſollen Handelsreiſende als ſolche, welche nicht Waaren, ſon⸗ 
dern nur Muſter bei ſich fuͤhren, oder fuͤr inlaͤndiſche Etabliſſements bei Gewerb⸗ 
treibenden Beſtellungen ſuchen, in feinen der Staaten der hoben kontrahirenden 
Theile beſonderen Abgaben oder Steuern unterliegen. 


Artikel 6. 


Die hohen kontrahirenden Staaten verbinden ſich gegenfeiig zu dem Grid 
fate, daß Chauffee- Abgaben, oder andere ftatt derfelben übliche Reichniffe, wie 
3. B. der in den Königreichen Baiern und Wuͤrtemberg zur Eurrogirung des Wege 
geldes von eingehenden Gütern eingeführte fire Zollbeifchlag, eben fo Pflafter:, 
Damm, Bruͤcken⸗- und Fährgelder, oder unter welchem andern Namen ber: 
gleichen Abgaben beftehen, ohne Unterfchieb, ob bie Erhebung für Rechnung 
des Staats oder eines Privatberechtigten, namentlich einer Kommune, geichieht, 
nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingeführt werben koͤnnen, als fie bem 
gewöhnlichen Herftellungs= und Unterhaltungsfoften angemeffen find. 

Das Nähere über die Ausführung dieſes Grundfaßes in den Landen ber 
hoben Eontrahirenden Theile bleibt einer befonberen Webereinfunft vorbehalten, 
wobei man uͤberhaupt auf gleiche Behandlung und insbefondere auf moͤglichſte 
Gleichſtellung der Chauſſeegeld⸗ Abgaben Bedacht nehmen wird. 

Das dermalen in Preußen nach dem allgemeinen Tarif vom Jahre 1828. 
beftehende Chauffeegeld foll als ein Maximum der Chauffeegebühr angefehen und 
binführo in keinem ber Eontrahirenden Staaten überfchritten werben. 
| Was insbefondere die Separat » Erhebungen von Thorfperr- und Pflaſien 
Geldern betrifft, fo follen fie auf chauſſirten Straßen, da, wo fie noch beſtehen, 
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dem vorſtehenden Grundſatze gemäß aufgehoben und die Ortspflaſter den Chauſſee⸗ 
Strecken dergeſtalt eingerechnet werden, daß davon nur bie Chauſſeegelder nach. 
dem allgemeinen Tarif zur Erhebung kommen. 


Artikel 7. 


Auch machen ſich die hohen kontrahirenden Theile verbindlich, auf alle 
Weiſe dahin zu wirken, daß ihre ohnehin ſchon auf derſelben Grundlage beru⸗ 
henden Zollſyſteme, insbeſondere die Eingangs-Zollſaͤtze, die Stellung und 
Faſſung des Tarifs, nicht minder die Verwaltungeformen mehr und mehr in 

Uebereinſtimmung gebracht werden. — | 


Artikel 8 


Zur Erleichterung ber Verfendung von Waaren aus einem der kontra⸗ 
hirenden Staaten in den andern und zur ſchnellern Abfertigung dieſer Sendungen 
an ben Zollſtellen werden bie hohen kontrahirenden Theile bei ben. in Ihrem 
Zolltarif vorkommenden Maaß = "und Gewichts⸗ Beſtimmungen vorlaͤufig eine 
Reduktion auf das Maaß und Gewicht, weiche in den Tarifen der andern 
kontrahirenden Staaten angenommen ſind, entwerfen und zum Gebrauche 
ſowohl Ihrer Zollaͤmter als des Handeltreibenden Publrume öſfentlich bekannt 
| machen laffen. | | 

Artitel g, | 

Zugleich wollen die hohen kontrahirenden Theile dahin wirken, daß in 
Ihren Staaten ein gleiches Münj- ⸗, Maaß: und Gewichts— Softem in Anwen⸗ 
bung Pomme. — | 

| Artikel 10. | | | 
| Die MWafferzölle, oder auch Wegegeld⸗ Gebuͤhren auf Fluͤſſen, mit Ein⸗ 
ſchluß derjenigen, welche das Schiffsgefaͤß treffen (Rekognitions⸗ Gebuͤhren), 
ſind von Waaren, welche auf ſolchen Fluͤſſen bezogen werden, auf welche die 
Beſtimmungen des Wiener Kongreſſes Anwendung finden, ferner gegenſeitig nach 
jenen Beſtimmungen zu entrichten. 


Dieſe Fortentrichtung gilt auch von ſolchen Abgaben dieſer Art, welche 
durch beſondere Staatsvertraͤge regulirt ſind. 


| Auf den uͤbrigen Fluͤſſen in den fontrabirenben Staaten, bei welchen 

weder die Wiener Kongreßalte noch andere Staatsverträge Anwendung finden, 
werben die Wafferzölle nach den privativen Anordnungen der betreffenden Negies 
rungen erhoben. Doch follen bei Fluͤſſen der legten Art in jedem kontrahiren⸗ 
den Staate die Erzeugniſſe der andern kontrahirenden Staaten in Hinſicht der 
Stroms und glußgebuhren, wie die eigenen inlänbifchen Grzeugniffe, behan⸗ 
beit werben. 

- (No, 1200.) Art. 11. 


Artikel 11. | | | 
- Kanals, Schlenfen-, Bruͤcken⸗, Faͤhre, Hafens, Waage⸗, Krahnen⸗ 
und Niederlage⸗-Gebuͤhren und Leiſtungen für Anſtalten, die zur Crleichterung 
des Verkehrs beftimmt find, werben von den Unterthanen der andern Eontra= 
birenden Etaaten auf völlig gleiche Weiſe, wie von den eigenen Unterthanen, 
erhoben. Auch find diefelben, wenn fie bei dem Eintritt auf das Stromgebiet 
eines andern ber Fontrahirenden Staaten die DVorfchriften über die Urſprungs⸗ 
Zeugniffe und andere Erforderniffe, um den freien ober erleichterten Eingang zu 
‚genießen, erfüllt haben, Beinen andern Maaßregeln zur Sicherung ber Zoll⸗ 
Abgaben und Aufrechthaltung der Strom: Polizei unterworfen, als ‚welche den 
eigenen Unterthanen auferlegt ober vorgefchrieben find. 
Artikel 12 
- Der freie ober erleichterte uUebergang der Erzengnifſe aus einem ber 
fontrahirenden Vereine in den andern, wie folcher in den Artilen 1. und 2. 
verabredet ift, bleibt am die Einhaltung beftimmter Zollſtraßen gebunden, woräber 
eine befondere Vereinbarung Etatt finden wird. — 
. Den Meinen Grenz⸗Verkehr der Unterthanen an ben Grenzen, wo ber 
Preußiſch⸗Heſſiſche ımd der Baieriſch⸗· Wuͤrtembergiſche Zoll⸗Verband fih berühren, 


wird man durch eine eigene Uebereinkunft zu erleichtern fuchen. 


Artikel 13. 

Da die in den Artikeln 1. und 2. vereinbarte Befreiung und Srleichterung 
auf freinde Gegenftände, d. h. auf folche, welche weder in Preußen und dem Groß - 
berzogthum Heffen noch in Baiern und Wuͤrtemberg durch die Natur erzeugt, oder“ 
Durch die Kunſt bearbeitet oder verfertigt worden find, fich nicht erſtreckt, dergleichen 
Gegenſtaͤnde aller Art fonach bei dem Uebergange aus Preußen und dem Groß 
berzogthum Heſſen nach Baiern und Würtemberg, und umgekehrt aus Baiern 
und Wuͤrtemberg nach Preußen und dem Großherzogthum Heſſen den Abgaben, 
weichen fie in jedem Lande nach dem dortigen allgemeinen Tarif unterworfen find, 
auch ferner.unterliegen, fo behalten fich die hohen Eontrahirenden Theile vor, durch 
ein gemeinſchaftlich zu verabredendes Reglement alle Erforderniſſe, beſonders in 
Abſicht der beizubringenden Zeugniſſe zu beſtimmen, welche von Handei⸗ und 
Gewerbtreibenden zu beobachten ſind, um der fuͤr inlaͤndiſche Erzeugniſſe der Natur 
und Kunft zuſtehenden Befreiung ober Erleichterung bei der Einführung in das 
Gebiet eines andern: ber Eontrahirenden Staaten oder bei ber Durchführung theil⸗ 
haftig zu werden. 

Artikel 14. 

Zur Aufrechthaltung Ihres Handels⸗ und Zollſyſtems und zur Unterdruͤckung 

des gemeinſchaͤdlichen Schleichhandels wollen ſich die hohen kontrahirenden Theilt 


gegen· 
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gegenſeitig kraͤftig unterſtuͤtzen, auch zu dieſem Behufẽ die aforderlichen Anordnun⸗ 


gen und Maaßregeln durch beſondere Mebereinfumft verabreden und mebefonbere € en 


formliches Soll: «Cartel abfchließen laſſen. . 
Artikel 15. 

Die Preußifchen Sechäfen follen dem Handel ber Königlich. Beierſchen und 
Königlich - Wuͤrtembergiſchen Unterthanen gegen völlig’gleiche Abgaben, wie folche 
von den Königlich = Preußifchen Unferthanen entrichtet werben, offen ſtehen. 

Artikel 16. | 
| Die in fremden See- und andern Handelsplaͤtzen angeftellten. Konfule eines 
ober des andern ber hohen Eontrahirenden Theile follen veranlaßt werden, den 
Unterthanen ber Abrigen Fontrahisenben Staaten Schut an Untnnutns zu 

gewaͤhren. 
Artikel 17. 
| Sobald in dem Baierifchen Rheinkreiſe die Zoll: Ortung des Baieriſch⸗ 
Wuͤrtembergiſchen Vereins eingeführt und durch eine gehörig ſichernde Zolllinte 
gefchtigt feyn wird, follen fämmtliche Beſtimmungen bes gegenwärtigen Vertrages 
und insbefondere auch jene, welche. fich ayf die Befreiung oder Eleichtexung inlaͤn⸗ 
diſcher Erzeugniſſe der Natur, des Gewerbfleißes und der Kunſt in Anfehung ber 
‚auf dem Eingange ruhenden Abgaben beziehen, much auf ben genannten Kreis 8 ihre 
volle Anwendung finden. . ——— 
| Artikel KB, 7 u 
Es foll biefer Vertrag auch den Unterfhanen derjenigen Kesirmge; welche . 
ſich bereitd dem Preußifch -Heffifchen oder dem Baieriſch⸗ Wuͤrtembergiſchen Zoll: 
ſyſteme angeſchloſſen haben ober kuͤnftig einem dieſer Zollſyſteme noch beitreten 
werden, wie den Unterthanen der hohen kontrahirenden Theile, zu Statten kommen. 


Artikel 19. 

Von jedem der hohen kontrahirenden Theile werden Bevollmaͤchtigte jaͤhrlich 
einmal in einer der Reſidenzen ſich vereinigen, um die Mittel zur Befeſtigung und 
Erweiterung dieſes Vertrages zu berathen und die Erledigung derjenigen Bedenken 
berbeizuführen, welche ſich im Laufe bes Jahres bei Ausführung deſſelben ergeben 
haben möchten. 

Artikel 20. 


Die Dauer bed gegenwärtigen Vertrages wirb vorläufig auf 12 Jahre, 
vom Aften Januar 1830. an gerechnet, feſtgeſetzt. Wird während 5 diefer Zeit ber 
Vertrag nicht aufgekuͤndigt, ſo ſoll er abermals auf 12 Jahre und ſofort von 
12 zu 12 Jahren verlängert angeſehen werden. 

Weber die Art und Zeit ber Auftandigung wird eine beſondere Verabredung 


getroffen werden. | 
. Mbtgeng 1339. — — (No. 1200.) M—— Art. 21. 
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Artikel 21. 
Ge genwaͤrtiger in. zwei ; Eremplaren außgefertigter Vertrag ſoll alsbalb 


zur Katifitatioh der hoben fontrahirenben. Höfe vorgelegt ımb bie Liuſwechſeieng 
ber Ratifikations⸗ Urkunden fpäteftend in ſechs Wochen in Berlin bewirkt werben. 


Zur Urkunde deffen haben die Bevollmächtigten. Denfelben umterzeichnet, und 
mit ihren Wappen verfehät. 
&o heſchchen Berlin, ben 27ften Mai 1829; 


Moritz Haubold "Albrecht er Auguſt Freiherr 
v. Schoͤnberg. Eichhorn. 1. Hofmann. 
(L. S.) . (L. S.) (L.S.) 


Friedr. Cheiftion Joh. Ludw. Hein, Auguſt Johann Friedrich 
Graf v. Luxburg. Frhr. v. Blomberg. Frhr. v. Cotta. 
(LS) (LS) —- (LS) 


Borftehender Vertrag ift ratifizirt und die Ratifitationd- Urkunden find 
‚resp. am 15ten und iTten Juli 1829. zu Berlin ausgewechſel worden. | 





«0.40 


Ne. 1901.) 
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(No. 1201.). Allerhoͤchſte Kabinetöorber vom 6ten Juni 1829. , betreffend bie Deklaration und 
Ergänzung ’der $$. 1. und 3. der Verordnung vom 7ten Dezember 1816, 
wegen bes Verbots bed Spielend in mömärtigen Lotterien. 


J, den Bericht des Staatsminiſterii vom 18ten v. M. ertheile Ich zur 

nähern Deklaration und Ergaͤnzung der SS. 1. und 3. der Verordnung vom 

ten Dezember 1816: folgende ‚, durch die Geſetzſammlung bekannt zu machende, 

Beſtimmungen: 

1) Ein Anfpruch auf Bezahlung von Einſatzgeldern fuͤr die von Kollekteurs 
fremder Lotterien an Meine Unterthanen verſendeten, oder ihnen ſonſt zu- 
gekommenen fremden Lotterie-Looſe, ſoll felbft banın nicht Statt finden, 
wenn ber Empfänger fie angenommen, und zu fyielen, ober weiter zu 
debitiren beabfichtigt, oder fie wirklich gefpielt, oder debitirtehat, und eine 
auf folche Bezahlung gerichtete Klage fremder Lotterie Kollefteurs, ſoll, 

als auf einem gefeßwidrigen Fundamente berubend, unter allen Umſtaͤnden 
von den Gerichten zuruͤckgewieſen werden. | 

2) Diejenigen Meiner Unterthanen, welche die ihnen auf irgend eine Weiſe 
zugefommenen Loofe auswärtiger Lotterien nicht fpäteftens drei Tage nach 
deren Empfang an die Polizeibehörde einliefern, verfallen in eine polizei⸗ 
liche Strafe von zwei bis zehn Thalern. Haben ſie aber dieſe Looſe in 
der Abſicht, ſelbige zu ſpielen, an ſi ch behalten; ſo ift gegen fie auf bie 
im F. 1. der Verordnung vom Tten Dezember 1816, beflimmte Strafe 
zu erkennen, 

Berlin, ben 6ten Duni 1829. 


Zriedrich Withelm. 


An das Staatsminiſterium. 





(So. 1202, Allerboͤchſte Kabinetsorder vom 2ten Juli, 1829., wegen Liquldation ber 
Unfprüche an bad Großherjogtfum Poſen ans nuͤtzlichen Verwendungen. 


>) IR Ihrem Berichte vom 8ten v. M. habe Ich das Bedenken erſehen welches 
bei Entſcheidung der Anſpruͤche an das Großherzogthum Pofen wegen berjenigen 
Forderungen entftanden ift, die auf einer nüßlichen Verwendung fuͤr das betref⸗ 
fende Departement zu gruͤnden, aber durch die Beſtim en in Meinen Ordern 


vom 27ften September 1823. und 13ten Dezember 1828. nicht zu juſtifiziren 


find. Da es nicht die Abficht geweſen iſt, den Rechtstitel der näglichen Ders 
wendung auszufchließen, fo feke Ich hierdurch feſt: daß alle Forderungen aus 
(No. 1201 — 1203.) ‚Leitungen 


‘ 
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Leiſtungen feit dem 1ften September 1807., bie auf nuͤtzlichen Verwenbungen 
für dad Departement Pofen oder Bromberg beruhen, liquibationsfähig ſeyn 
ſollen, wenn fe auch nicht Durch Kontrakte mit ben Departemenfal= Behörben 
oder Durch deren Requifitionen und Aufträge, gemäß Meiner Order vom 27ften 
September 1823., oder aus dem Dekret vom 27ften März 1812., gemäß 
Meiner Order vom 13ten Dezember. 1828., nachzumeifen find. In Anfehung 
Aller andern forderungen verbleibt es bei Meiner Order vom 27ſten Januar 
d. J. Ich Aberlaffe Ihnen, dieſe Beſtimmung zur oͤffentlichen Kenntnig zu 
bringen. 

Potsdam, den ten Juli 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


den. Staatsminiſter v. Schudmann. 
(No. 1303.) . Ülerfbchfte Rabinehiorder vom’ 14ten Juli 1829., megen Sujlehung.ber bauen 


. Hohen Abgeorbneten zu ben Wafallen « Konventen ber Rerſchaften Sorau und 
Triebe In ber Niederlauſi itz. 


A. Ihren Antrag und nach ben abereinſimmenden Borfchlägen Der Nieder: 

Lauſitzſchen Lanbesbeputation und der DBafallen -» Gutöbefiger der Herrfchaften 

. Sorau und Triebel, genehmige Ich: daß auf den nach dortiger Werfaffung 

Statt findenden Konventen der gedachten Wafallen = Gutsbefiker hinfüro brei 

Abgeorbnete des Standes ber Randgemeinben zugelaffen werben und beftimme, 

baß zu dem Ende alle zu ben genannten Herrſchaften gehörende Landgemeinden, 

einſchließlich der Domainen- Dörfer, in drei Bezirke einzufbälen find, und, daß 

in jebem biefer Bezirfe von den Ortöwählern unter Aufficht und Leitung des 

Landraths ein Abgeordneter gewählt werde, welcher jeboch jederzeit ein im Dienſte 

befindlicher Schulze oder Dorfrichter feyn und das zur Qualifilation eines bauer: 

lichen Provinzials Landtags » Abgeordneten geſetlich erforderliche Grundetgenthum 
beſitzen muß. 

"Berlin, | ben tisen Juli 1829, 


Friedrich Wilhelm. 
An 
den Staatsminiſter von Schuckmann. 

⸗ .. “ “ 
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Seſes— Sammtung 


für bie: 
Bönislihen Dreeußifsen Staaten 
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(No. 4204.) Drbtung: wegen Abldfung der Real⸗Laſten in benjenigen Lanbeötheilen, welche. 
vormals zum Königreich Weftphalen, zum Großherzogthum Berg oder zu 
ben franzöfifchen Departement gehoͤrt haben. . Dom 13ten Juli 1829. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Bruden, son don 
- Preußen Me x. | | 


| Da: in’ ben drei Gefegen vom 21ſten Rn 18925. ., ss 119. 95. 92. 
vorbehalten ift, daß für Diejenigen Landestheile, welche vormals zum Königreich 
Weſtphalen, zum Großherzogthum Berg: und zu ben franzoͤſiſch⸗ hauſeatiſchen 
Departements, oder dem Kippe = Departement gehoͤrt haben, eine Abloͤſungs⸗ 
Ordnung für Dienfte, Natural= und Gelbleiftungen ertheilt. werden folle; fo 
verordnen Wir für die gedachten Provinzen und Länbestheile, nach Anhörung 
Unferer getreuen Stände und nach erforbertem Gutachten Unferes Staatsraths, 
wie folgt: ' — 


Erfter Ti t e L | 
Von den Faͤllen, worin bie Abloͤſung Statt findet. 


' g 1. Wenn das Eigenthum oder das erbliche : Befigrecht an einem 
Srundfthe durch Real⸗ Kaften beſchwert ift, welche vor Einführung ber franzöfis 
then, weftphälifchen ober: bergifchen, die Werhälmniffe des Grundbefiged veraͤn⸗ 
dernden Geſetze enfftänden find, fo hat der Eigenfhümer oder erbliche Befiger 
(der Verpflichtete). das Recht, bie Abloͤſung dieſer Laften, d. h. die Aufhebung 
derſelben gegen Entſchaͤdigung unter den unten folgenden Bedingungen, zu 
anom In ia Kin m 
2. Ein folches Recht at, unter. den unten folgenden Bedingungen, 

auch derjenige, zu deſſen Vortheil dieſe Laſten quf dem Grundſtuͤck haften (der 
Berechtigte.) | 

, — 1829. — (No. 1204.) N . 3, 


(Ausgegeben zu Berlin den 11ten Yuguft 1829.) 
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$. 3. Ausgenommen von dieſem Anſpruch auf, Abloͤſung find folgende 
Nechte: | 
4) die öffentlichen Laften mit Einfchluß der Gemeinde-Abgaben und Gemeindes 
Dienfte; 
3) die aud dem Kirchen⸗ oder Schulderbande entfpringenden Abgaben und 
Leiſtungen; | | | | | 
3) alle fonftige Korporations- und Sozietätslaften, 3. 3. diejenigen, welche 
fih auf eine Deich- Sozietät beziehen. | 
Unter diefen Ausnahmen find jedoch die Geld- und Naturalrenten, welche 
gedachten Anftalten, Korporationen und Sozietäten aus allgemeinen Rechtöver: _ 
hältniffen (3. B. dem gutöherrlichen Verhaͤlmiſſe oder dem Zehentrechte). zuftehen, 
nicht mitbegriffen. - Ä Ä 
$. 4. Ausgenommen find ferner: . 


4) die lehenherrlichen Rechte in den Landestheilen, welche bei Auflöfung der 
freinden Herrſchaft zum Königreich Weſtphalen gehörten, jeboch nur in 
den Fallen, worin das Lehen zum Heimfall oder auf vier Augen fland. 
($. 70. des Gefeßes über den Grundbefig im vormaligen Königreich Weſt⸗ 
pbalen vom 2iften April 1825.) | 


99 Ausgenommen find ferner: = | Ä 
5) einfeifige oder wechfelfeitige Grundgerechtigkeiten (Servituten) ; 
6) die markenherrlichen Rechte. | | 


Die Auflöfung diefer Nechtöverhältniffe ift nicht nach gegenwärtiger Drb- 
nung, fondern nach Unſerer Gemeinheitötheilungs = Ordnung (foweit Diefelbe 
eingeführt ift) zu beurtheilen. 


$. 6. A. Sind zu einer und derfelben Leiftung ınehrere Perfonen gemein: 
ſchaftlich und zugleich folidarifch verpflichtet, fo find Diefelben in Anfehung ber 
Woldfung nur als eine Perfon anzufehen, fo daß bie WVerpflichteten die Ablöfung 
nur für die gemeinfchaftliche Laft im Ganzen verlangen Fünnen. Bei jeder 
Abloͤſung aber muß fich die Minorität.der folivarifch Verpflichteten dem Beſchluſſe 
der Majorität. (nach dem Theilnehmungsverhältniß gerechnet) unterwerfen. 


| Die Majorität ift jeboch zunächft nur befugt, von ben Mitgliedern ber 
Minoritaͤt dasjenige pro rata zu fordern, was biefe bem Berechtigten geleifie 
haben, fo daß die Majorität hinfort ſowohl in Anfehung der Keiftung felbft,; als 
in Anfehung einer kuͤnftigen neuen Ablöfung ganz: an die Stelle bes Berechtigten 
witt, ‚ie übrig bleibende Laft aber nicht mehr als eine folidarifche in Betracht 
ommt. 


B. Iſt 
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B. Iſt dagegen die gemeinſchaftliche Verpflichtung eine nicht ſolidariſche, 
ſo kann auch jeder Einzelne die Abloͤſung ſeines Antheils von dem Berechtigten 
verlangen. | | 
Jedoch find dabei die befonderen Ausnahmen der $$. 59. 78. zu 

beruͤckſichtigen. 

G. 7. Haften auf demſelben Grundſtuͤck Laſten verfchiedener Art, fo wie - 
ſolche in Tit. 3— 9. titelweiſe geſondert find, gegen denſelben Berechtigten, fo 
kann die Abloͤſung (jedoch mit Ausnahme des in dem $. 40. beſonders beſtimm⸗ 
ten Falles) auch für eine einzelne Art derfelben allein verlangt werben. 

S .. 8. Dagegen kann weder der Berechtigte noch der Verpflichtete gegen 
des Andern Willen verlangen, daß die auf dem Grundſtuͤcke ruhende Laft einer 
und berfelben Art (3.3. die Dienftlaft) zum Theil abgelöft werde, zum Theil 
aber unabgelöft bleibe. | | | Ä 

F. 9. Dem Rechte, Ablöfung Kberhaupt zu fordern, kann weber die 
Verjährung, noch ein Judikat, noch ein vor Einführung der fremden Geſetze 
gefshloffener Vertrag entgegengefeßt werben. . 

$. 10. Auch behält. ein jeder feit Einführung der fremden Gefeßgebung 
gefchloffener Vertrag, welcher entweder Real=Laften, die vor Einführung ber 
fremden Gefeße entftanden find ($. 1.), für unablöglich erflärt, oder für eine 
kuͤnftige Ablöfung berfelben Bedingungen, die von den Beftimmungen biefer 
Ablöfungs - Ordnung abweichen, im Voraus aufftellt, ſeine Gültigkeit nur für 
den Zeitraum von Zwölf Jahren, vom Tage des gefchloffenen Vertrages an 
gerechnet. 
x. $& 11. Da die gegenwärtige Abloͤſungs⸗-Ordnung nach $. 1. Überhaupt 
wur für die bereitd bei Einführung der fremden Gefege beftehenden Renl=Laften 
angewandt werden Fann, fo find für den all, wenn beftändige Real: LTaften feit 
Einführung der fremden Geſetze neu gegründet worden find, oder fünftig gegrün- 
det werden follten, Ddiefelben in der Regel nach den allgemeinen Gefegen zu 
beurthellen: | | 
512%. Wenn jedoch folche neu auferlegte beftändige Real - Laſten 
C$. 11.) in Dienften beſtehen, fo ſoll die Dienſtverpflichtung einer einſeitigen 
Abloͤſung fo lange nicht unterworfen feyn, als dad Grundſtuͤck im Beſitz derjenigen 
Perſon bleibt, welche den Dienſtvertrag ſchloß. Sollte indeſſen die Dauer 
dies Beſitzes weniger als zwölf Jahre, vom vertragsmaͤßigen Anfange ber 
Dienſtlaſt an gerechnet, betragen, ſo ſoll bis zum Ablauf dieſer zwoͤlf Jahre 
der Dienft als unablösliche Real-Laſt fortdauern. Wenn das Ende dieſes 
Beſitzes, ober der Ablauf dieſer zwölf Jahre eingetreten iſt, fol die Dienftlaft 
zwar fortdauern, aber den Vorſchriften der gegenwärtigen Abloͤſungs⸗ Ordnung 
unterworfen feyn. | 

(No. yo ? N 2 Zwei⸗ 
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zu — Zweiter .-Titele .. 00. 
Bon den Grundfägen und Mitteln ber Abldfung im "! 
Ä Allgemeinen. nn 
Ablbſung $. 13. Bei der freien Vereinigung beider Theile, welche jeder andern 
— feier Auseinanderſetzungsweiſe vorgeht, bleibt dem Betheiligten die Wahl der Bedin⸗ 
Vereinigung· ungen und Mittel ber Abldfung, welcher Art folche auch ſeyn möchten, voͤlli 
| unbefchränft. Sie find dabei an die Beſtimmungen ber gegenwärtigen Abloͤſungs⸗ 
Ordnung nicht gebunden, und es hängt blos von ihnen ab, wie weit fie biefelben 
befolgen, oder als Leitfaden benugen ‘wollen. | ot 
$. 14. Es muß jeboch der Auseinanderfegungs- oder Regulirungs⸗ 
Vertrag fchriftlich abgefaßt, vor einem als Richter befählgten Juſtizbeamten 
oder vor Notarien vollzogen und ber General» Kommiffion zur Präfung und 
Beſtaͤtigung eingereicht werden, welche Die General: Kommiffion vorzugswmeife 
zu befchleunigen bat. 
$.15. Die Prüfung der General= Kommiffion ſoll ſich aber nut erſtrecken: 
1) auf die Beftimmtheit, Wollftändigfeit und Unzweideutigkeit der Faſſung; 
2) auf die Legitimation der Fontrahirenden Partheien; Br | 
3) auf die Beachtung des Intereſſe derjenigen moraliſchen Perfonen, wofuͤr 
zu wachen der General- Kommiffion obliegt, ald des Fiskus und derjenigen 
geiftlichen und Öffentlichen Snftitute, deren Vermögens - Verwaltung unmil- 
telbar oder mittelbar unter einer Staatsbehörbe fteht; . 
4) auf bie Beachtung bed Intereſſe der nicht zugezogenen Realgläubiger, 
Lehnd= oder Fideifommißfolger, Nußnießer, Wiederfaufs- oder andern 
Realberechtigten, oder jebes Dritten, der noch fonft in der Sache betheiligt 
feyn möchte; und endliich tt | 
5) barauf, daß das lanbespolizeiliche Intereſſe nicht verletzt, d. h., Daß nichts 
. bedungen werde, was Die Gefege überhaupt nicht geftatten. Fr 
Diefe Punkte abgerechnet, fteht der General Kommiffion übrigens über 
die Bedingungen und Mittel der Abloͤſung Fein Urtheil zu. Findet fish aber 
in ben vorſtehend unter 1. bis 5. gedachten Beziehungen Anlaß zu Erinnerungen, 
fo muß die General- Kommiffion zunächft dahin wirfen, daß foldhe von den 
Partheien felbft erledigt werden. Können fich biefelben darüber nicht einigen, 
fo ſteht ihr über Die Art und Weife, wie fie zu erledigen find, bie Entfcheibung zu. 
$. 16. Ein alfo von der General: Koinmiffion befiatigter Vertrag bat 
bie Wirkung einer gerichtlich beflätigten Urkunde, und haben die Hypotbeken⸗ 
Behörden darauf die nöthigen Eintragungen und Loͤſchungen zu bewirken. .- 
$. 17. Nur wenn eine freie Vereinigung ($. 13.) nicht zu Stande 
gekommen ift, findet Die Regulirung der Verhaͤltniſſe zwifchen Berechtigten und 


Ber: 
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Verpflichteten nach Vonſchrift des gegenwaͤrtigen Geſetzes Statt; es ſoll jedoch 


keine Provokation darauf anders angenommen werden, als indem der Provokant 
zugleich anzeigt, und bei naͤherer Unterſuchung als richtig zu den Akten feſtge⸗ 
‚ftellt wird, daß eine freie Vereinigung verſucht und beſtimmte Vorſchlaͤge dazu 
ſchriftlich gemacht, ſolche aber entweder aberhaupt nicht, ober bei irzelnen 
Punkten nicht. angenommen worden. 


548 Auch ſoll es ſolchen Falls allemal, inäbefonbere aber dann „Vergleichs⸗ 
wenn die guͤtliche Vereinigung nur bei einzelnen Differenzpunkten mißlungen bi Omen. 
iſt, die erfte Obliegenheit. der General: Kommiffton feyn, nochmals einen Vers gommiffion. 
gleich zwifchen den Betheiligten auf die Grundlage der gemachten Vorfchläge 

(9. 17.) oder auf jedwede andere Bedingungen und Yblöfungsmittel, worüber 

Die Partheien irgend. zu einigen ſeyn möchten ($. 13.), zu verſuchen; und es 

muß uͤber dieſen Vergleichsverſuch, zum Belage, daß dabei nichts verſaͤumt 
worden, jederzeit eine ſchriftliche Verhandlung aufgenommen werden. Nur 

wenn auch auf dieſe Weiſe kein Vergleich hat zu Stande gebracht werden koͤnnen, 

muß die Sache nach den weitern Vorſchriften der gegenwaͤrtigen Ordnung ein⸗ 

geleitet, and Diejenigen Punkte,‘ ‚worüber die Paͤrtheien ſich ht guͤtlich haben 

einigen koͤnnen, nach denſelben entſchieden werden. 


§. 19. Die Abloͤſung geſchieht entweder durch Abfindung, d. h., eſcbliche 
durch gaͤnzliche Auseinanderſetzung vermittelſt einer fuͤr immer gegebenen voll⸗ ent 
fländigen Entfchädigung, ober durch Verwandlun 8 der abzuldſenden Laſt i in 
eine e fortdauernde Laſt anderer Art. 


7,6430: Die Abfindung geſchieht entweder durch Abtretung von 
Grund ‚und: Boden“ (Rand: Abfindung), ober durch Bezahlung eines Kapi⸗ 
tals in baarem Gelde (Kapital⸗ Abfindung), oder durch beides zugleich. 


Bei feſten Getreide⸗ ⸗Abgaben (Tit. 4. ) und bei allen Arten der a) bei G«- 
Zoen von Boden: ⸗Erzeugniſſen (Tit. 6.) Fann ber Verpflichtete bie Abfindung er 
jederzeit Dadurch bewirfen, daß er Kapital in einer unzertrennten Summe zahlt, ten von Be⸗ 


welche Abfindung der Berechtigte anzunehinen ſchuldig iſt. —A 


$. 29. Außerdem kann aber bei den im $. 21. genannten Zaften entwer 
ber Land» oder Kapital Abfindung auf folgende Weiſe bewirkt werden? 


A. : Provegirt. in dieſen Fallen der Berechtigte auf die Abfinbung, fo 
hat der Verpflichtete die Wahl, zwifchen ber Land» Abfindung. unb ber Kapitals 
Abfindung. Wählt er. bie letzte, fo hat er das Recht, das im Ganzen feſtge⸗ 
ſetzte Kapital in vier nacheinander folgenden einjährigen Terminen (von ber. Bat 
der Feſtſetzung an gerechnet) zu gleichen Theilen abzutragen; jedoch darf m 
biefem alle Feine einzelne Abfchlagszahlung weniger als Einhundert Thaler 

(No, 1204.) Kuranf 
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— 70 — 


Kurant befragen. Der Ruͤckſtand ift einſtweilen mit Bier vom Hundert zu 
verzinfen. | | . | 0 
Penn dem Berechtigten die von dem Verpflichteten getroffene Wahl nicht 


anſteht, fo kann er bie Provokation zuruͤcknehmen. Jedoch fteht ed alddann dem 


Merpflichteten frei, dieſen Nädtritt Dadurch abzuwenden, daß er Kapital in einer 
ungertrennfen Summe anbietet, welche Abfindung ber Berechtigte anmehmen muß. 


G. 23. B. Provozirt der Verpflichtete, fo bat ber Berechtigte Die Wahl 
zwifchen Land und Kapital. — “ 
Wählt der Berechtigte Kapital, fo muß er fich die im vorigen $. näher 
beftimmten. Terminal= Zahlungen gefallen laffen. | 
Waͤhlt der Berechtigte Land, fo kann ber Verpflichtete dieſe ‘getroffene 
Wahl dadurch abwenden, daß er Kapital in einer unzertrennten Summe anbietet, 
welche Abfindung der Berechtigte annehmen muß: _ 
Außerdem Fann aber auch der Verpflichtete, welchen die von dem Berech⸗ 
tigten getroffene Wahl nicht anfteht, die Provofation ganz zuruͤcknehmen. 


9. 24. Mird. die. Lands Abfindung gewählt, ſo foll biefelbe folgenden 
Einſchraͤnkungen unterworfen feyn: - - 
a) es muͤſſen bein Verpflichteten zwei Drittel der. gegenwärtigen, in. ber Dorfs⸗ 
Feldmark gelegenen, zum Hofe gehörigen Grundftäde übrig bleiben, und 
b) auf jeden Fall wenigfiend fo viel Land, daß er noch eine landuͤbliche, fpann- 
fähige bauerliche Nahrung behält. , 


. Die Merkmale und Grundfäge, nach denen Die Iandühliche Spannfähig: 
keit einer Bauernahrung zu beurtheilen:ift, follen von den General» Kommifftonen, 
in der $. 135. beflimmten Art, diftriftöweife im Allgemeinen zum Boraus-be 
fiimmt und demnaͤchſt vom Minifterium des Innern beſtaͤtigt werden. 

Wenn wegen dieſer Einfchränfungen ein Theil der Leiſtung unabgelöfe 
bleibt, fo hat der Provofat Die Wohl, ob dieſer unabgeldfete Theil als Natural⸗ 
Abgabe fortbauern, ober in eine fefte. Geibrente verwandelt werben fol. Der 
Provokant, welchem die getroffene Wahl nicht anfteht, kann deshalb Die ganze 
Provokation zurücnehinen. | | en 

Iſt das Grundftüd mehreren Real-Berechtigten zu folchen Keiftungen ver 
pflichtet, für welche die Land-Abfindung verlangt werden kann (SS. 22. 23.) 
und ift vorjegt die Ablöfung nur in Beziehung auf einen Theil Diefer Reale 
Berechtigten eingeleitet, fo find Die übrigen wegen gleichzeitiger Wahrnehmung 
ihrer Mechte zu benachrichtigen. Melden fie fich nicht, fo wird. bei der Berech— 
nung der durch den gegenwärtigen Paragraphen vorgefchriebenen zwei Drittbeile 
anf fie Feine Rücficht genommen; melden fie fich aber fpäterhin, fo werden 
ee als⸗ 
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alsdann die zwei Drittheile nach der ‚urfptänglichen Größe. Des Grundſtuce 
(vor ber erften Land⸗ ⸗Abfindung) beſtimmt. 


| g 25. Die i in dem $. 24. enthaltenen Einfehränfungen find lediglich als 
Rechte des Verpflichteten zu betrachten. Wenn daher die Land⸗Abfindung 
uͤberhaupt nach $$. 22. 23. begründet iſt und der Verpflichtete gut findet, von 

Diefen Einſchraͤnkungen ganz oder zum Theil keinen Gebrauch zu machen, ſe 
ſind dieſelben nicht anzuwenden. 


. 26. Zum Behuf der Land⸗ ⸗Abfindung iſt der geſammte Roh⸗Ertrag 
des abzutretenden Landes abzuſchaͤtzen. Dieſem Roh⸗Ertrage ſind zugleich auch 
noch diejenigen Nutzungen hinzuzurechnen, welche (wie z. B. Weide u. ſ. w.) mit 
dieſem Abfindungsland auf den Berechtigten uͤbergehen und ihm vorher nicht 
zuſtanden. Dagegen ſind von dem Geſammt⸗ Erträge abzuziehen: — 


1) die auf dem Abfindungslande haftende Grundſieuer, fo wie bie nad dem 
Fuße derfelben ausgefchriebenen Koınmunal= Abgaben; 


2) alle andere etwa darauf haftende und mit übergehende Real-Xaften; ' 
3) ſaͤmmtliche Produktionskoſten. u 


| $. 27. Soweit bie Ländereien bes Verpflichteten nicht mehr in. einer 

Gemeinheit (Gemeinheitsiheilungs= Ordnung vom 7ten uni 1821.) befangen, 
find, kann der Berechtigte nicht verlangen, daß zum Behuf der Land-Abfindung 
eine Umlegung der Grundftäce vorgenommen werde. Jedoch muß er fich ge 
fallen laffen, daß Diejenigen Verpflichteten, von welchen er Land verlangt, oder. 
auch einige berfelben, eine Zufammenlegung bes Abfinbungslandes nach den 
Beſtimmungen der Gemeinheitötheilungs = Orbnung ‚unter ich‘ bewirken; Die 
General⸗Kommiſſionen find verpflichtet, den zu Abgaben Berechtigten von allen 
fie berährenden Spezial» Separationen durch Die Regierungs :Amteblätter Nach- 
richt zu geben, damit fie eine ſolche Gelegenheit du Ihrer angemeffenen Abfin- 
dung benugen fönnen. . 


$. 28. Beſteht das verpflichtete Grunbfthet ans Laͤndereien verein 
Gattungen, z. B. Aeckern, Wiefen und Huͤtungen, fo ift die Land- Abfindung in 
einem verbhältnißmäßigen Theil jeber biefer Gattungen zu beflimmen. Die 
Ueberweifung der Land- Abfindung gefchieht übrigene na ben - Orunbfägen der 
Gemeinheitstheilungs⸗ Ordnung. - ls 


2.8: 29. Wenn nach. ben Vorfchriften des 6. 24. die ganze Leiſtung ober 
ci Theil berfelben Der Land» Abfimbung nicht. unterworfen. tft, fo ift im foweit der 
Berpflichtete zur Kapitalabfindung befugt; von Seiten des Berechtigten. aber | 
kann eine folche nicht: verbangt: werden. 4 
Elo. 1204.) s 30. 
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b) bei ande · $. 30. Bei allen uͤbrigen Real⸗Laſten / welche überhaupt der Abldfung 

von Reale unterworfen find (SS. 4. bis 5.), fie mögen urſpruͤnglich vorhanden. geweien, 

Laſten; oder durch Verwandlung anderer Laſten entſtanden ſeyn, iſt der Verpflichtete zur 
Kapital⸗Abfindung befugt; von Seiten des Berechtigten aber kann dieſelbe nicht 
verlangt werden. 


§. 31. Wenn in Folge der SS. 22. und 23. eine Land⸗Abfindung eintritt, 
und auf dem Grundftüc außer ‘den Getreive- Abgaben oder, Zehenten von 
Boden«Erzeugniffen auch noch andere, demfelben Berechtigten zu entrichtende, 
Zeiftungen haften, fo fann der Verpflichtete, werm er es gut findet, auch dieſe 
anderen Laſten dadurch abloͤſen, daß er die Land⸗ «Abfindung verhältnißmäßig 
dermehrt. 


$. 32. Die Kapital: Abfinbung gef burch Bezablung des fünf und 
zwanzigfachen Betrages bed Geldwerths einer Jahresleiſtung. 


$. 33. Die Kapital: Abfindung muß, mit Ausnahme ber, in den $. 22. 
und 23. - befonderd beftimmten Faͤllen , ſtets in einer unzertrennten Summe 
geſchehen. 

9 34. Jede Abfindung iſt der Berechtigte nur in fofem anzımehmen 
fehuldig, als der Werpflichtete gegen ben Berechtigten weder mit ber. abzuldfenden 
roch mit einer anderen auf bemfelben Grundſtuͤck haftenden Leiftung. im Ruͤck⸗ 
flande ift, oder die vollftändige Abtragung der etwa vorhandenen Rüdfidnde 
zugleich anbietet. Iſt jedoch Der Abgabenreſt ring, ſo iſt die * Beſtellung 
genügenber Sicherheit hinlaͤnglich. u 


8. ‚35. Wenn auch bie Kapital⸗ Abfindung in einem. ber oben beſtimmten 
Kalle: ($$. 21. 22. 23. 29. 30.) an fich begruͤndet ſeyn follte, fo ift dennoch 
der Berechtigte derfelben zu wiberfprechen befugt, wenn er beweifet, daß er 
dadurch das. ihm zufommende Recht der Standſchaft verlieren wuͤrde. 


¶) Verwand⸗ $. 36. In welchen Faͤllen die Verwandlung der Real: Laften verlangt 
‚ fung. —* kann, wird bei jeder einzelnen. Art biefer Laſten beſonders beſtimmt 
werden. J 


Dritten Siten. | 
Bon der Ablöfung der feften. Gelb: Abgaben. - _ ..; 


89. 87... Auf bie. jährlichen feſten Geld - Abgaben, fie mögen‘ urſpruͤnglich 
* pi beſtanden haben, oder durch Verwanblung anderer Räftungen. ent; 
flaiden ſeyn, niſt nur bie Kapital Abfindung (96. 30. 32. 84. 35.) anwendba 
und auf dieſe auch nur der Verpflichtete anzutragen berechtigt. 


EN 
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$. 38. Iſt eine abzuloͤſende feſte Geld⸗Abgabe nicht alljährlich, ſon⸗ 
dern in laͤngeren jedoch gleichfoͤrmigeren Zeitabſchnitten zu entrichten; ſo wird 
nach den Beſtimmungen ber SS. 72. 73. verfahren. 


| Bierter Titel. 
Bon der Ablöfung ber feften Getreide: Abgaben. 


,..$ 39. Unter feften Getreide Abgaben werben in bem gegemwärtigen 
Geſetze nur die jährlich ober in längeren wieberfehrenden Perioden in beflimmten 
Duantitäten zu entrichtenden Abgaben in Koͤrnern und Getreide aller Art, die 
einen allgemeinen Marktpreis haben, verflanden. 

Auch der in eben dergleichen Körnern zu entrichtende unabänderliche Sad 
zebente gehört Dahn. | 

$. 40. Wenn die Abgaben Diefer Art nach den in ben SS. 21 — 23. 
‚ enthaltenen Kegeln die Kapital: Abfindung eintritt und wenn das Gut außerbem 
denfelben Berechtigten auch noch zu andern feften Natural: Abgaben (Tit. 5.) 
verpflichtet ift, fo hat jeder Theil auch einfeitig das Recht, zu verlangen, baß 
bie Kapital Abfindung auf dieſe anderen Abgaben mit erſtreckt werde. | 
-  —-$ 41. Zum Behuf der Kapital» Abfindung wird ald Geldwerth einer 
Zahresleiftung ($. 32.) ber vierzehnjährige Durchfchnitt berfelben nach ben 
Martini-Marktpreifen angenommen. Derfelbe Preisburchfchnitt ift auch bei der 
Land Abfindung zum Grunde zu legen, fofern es darauf ankommt, den Werth 
des Ertrages in Gelbe zu berechnen. | on 
8. 42%. Zu dieſem Zweck werben bie bem gegenwärtigen Gefege unter 
worfenen Lanbestheile in befonbere Preisbezirke eingetheilt, und ed wird für 
einen jeden Diefer Bezirke derjenige Drt beflimmt und öffentlich befannt gemacht, 
deſſen Marktpreis ald allgemeiner Marktpreid ded ganzen Bezirks angefehen 
werben fol. Es find zu dieſem Zwed folche Orte auszuwählen, an welchen ein 
bebeutender und regelmäßiger Abfag des Getreides, mittelft Feilftellung auf 
offenem Markte, Statt findet. 
217.6 43 Wenn eine Gegend Feine regelmäßige Getreidemaͤrkte hat, fo 
wird. für biefelbe ein möglichft benachbarter wirklicher Marktort angewiefen. Die 
Preiſe dieſes Marktortes werben mit den Preifen jener Gegend in den letzten 
. vierzehn jahren vor Bekanntmachung bed gegenwärtigen Geſetzes (mit Weg⸗ 
Iaffung der zwei. theuerfien und zwei wohlfeilften) verglichen und daraus ein 
bleibended Normal: Berhältniß beider Preife berechnet. Bei jeder Fünftigen 
Preis» Ermittelung für jene Gegend wird der Preis ded angenommenen Markt⸗ 
Ortes zum Grunde gelegt und durch das für immer beftimmte Normal» Verhälts 
niß rebuzirt. | 
> Jahrgang 1829. — (No. 1204,) D $. 44. 


X 


F. 44. Wenn der Bezirk, in welchem ſich ein wirklicher Marktort befin⸗ 


bet, fo ausgedehnt ift, daß in den entlegeneren Theilen beffelben die Preife 


regelmäßig geringer oder höher, ald an dem Marktorte felbft, zu feyn pflegen, 
fo ift der ganze Bezirk in Pleinere Bezirke zu vertheilen, und für jeden derfelben 
ein bleibende NormalsBerhältniß zum Preife des Marktorts feftzuftellen, 
welches fodann bei Eänftigen Preis-Ermittelungen jederzeit zum Grunde zu 
legen ift. | 2 | j 

$. 45. Wenn eine Gegend zwar einen wirklichen Marktort bat, an 
dieſem aber für manche Setreide- Arten Feine Marftpreife aufgezeichnet zu werben 


pflegen, fo find dafelbft die in folchen Getreide Arten beftehenden Abgaben nach 


den Beftimmungen des fünften Titels zu beurtheilen. 


$. 46. Wenn das berechtigte oder verpflichtefe Guf, oder auch Der von 
beiden etwa verfchiedene Drt der Entrichtung nicht indgefammt in demſelben 
Preisbezirke liegen; fo ift jederzeit auf Die Lage des Orts der Entrichtung zu 
ſehen. | 


.$. 47. Unter dem Martinipreis ift der Durchfchnittöpreis aller Marke 


‚tage derjenigen funfzehn Tage zu verftehen, in deren Mitte der Martinitag fall. 


G. 48 Für diejenigen Gegenden, worin der lebhaftefte Getreideverkehr 
in eine andere Jahreszeit ald um den Martinitag fallt, haben die Behörden 


einen andern Zeitpunkt feftzufegen und oͤffentlich befannt zu machen. 


$. 49. Der vierzehnjährige Preisburchfchnitt (F. 41.) ift auf folgende 
Weiſe zu ermitteln, Zuerſt werden die Preife aus ben vierzehn Ießten Jahren 
vor Bekanntmachung ded gegenwärtigen Geſetzes (mit Weglaffung ber zwei 
theuerften und der zwei, wohlfeilften Fahre) zufammengerechnet und daraus ber 
mittlere Durchfihnitt gezogen. Sodann wird ein gleicher Durchfchnitt gezogen 
aus ben vierzehn lebten Jahren (mit Weglaffung ber zwei theuerften und der 
zwei wohlfeilften) vor Anbringung der Provokation. Aus beiden Durchfchnitten 
endlich wird wiederum ber mittlere Durchfchnitt berechnet und biefer bildet die 
Grundlage ber Kapital Abfindung. Faͤllt der Antrag in die im $. 47. be 


ſtimmten funfzehn Tage, fo gehört der Martinipreis des laufenden Kalenders - 


Jahres nicht mit zu ben vierzehn Jahrespreiſen, deren Durchfchnitt zu beruͤc⸗ 
ſichtigen iſt. | | 
Die Regierungen werben den fich aus beiben anfgeftellten Berechnungen 
für das laufende Jahr ergebenden Durchſchnittspreis jährlich durch Die Amts⸗ 
Blätter bekannt machen laffen. | 
$. 50. Wegen der Land» Abfindung für die feften Getreide Abgaben if 
bereits in den 99. 22. und folg. das Nöthige beſtimmt. 
| | S 5. 
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. 51. Die Verwandlung der Getreide: Abgaben in Geld⸗Abgaben kann. 
ra ber Regel nur durch freie Uebereinfunft: bewirkt werden. Ausnahmeweife 
gritt fie durch die Wahl des Provofaten ein,. wo bie Ergänzung einer unvolle 
ſtaͤndigen Land- Abfindung nöthig ift ($. 24.). In diefem Falle wird die Bes 
rechnung ber Geldrente. nach benfelben Grundfägen gemacht, welche für die 

„Kapital Abfindung (SS. 41. und folg.) ‚norgefchrieben find. 


$ 52. Geld:Abgaben, welche nicht in feften Summen beftehen, Ton 
bern mit ben ©etreibepreifen (ſey es jährlich ober in längeren Perioden) fteigen 
und fallen, Fönnen nach benfelben Regeln, wie bie Getreide-Abgaben ($. 40 — 
49.) in Kapital abgelöfet werben. Allein weber die Land-Abfindung noch Die 
Verwandlung in feſte Geld⸗Abgaben ift bei Denfelben, außer dem Wege der 
freien Uebereinkunft, zuläffig. 


j Fünfter Ziter. 


Won ber Abldfung der feften Natural» Abgaben 
außer dem Getreide, 


$. 53. Feſte Natural-Abgaben, außer ben im $. 39. angeführten, fie 
mögen in vegetabilifchen oder animalifchen, in inländifchen ober ausländischen 
Erzeugniffen, ober auch in Manufaktur⸗Waaren beftehen, koͤnnen durch Kapital: 
Abfindung, durch Verwandlung in Geld -Abgaben oder ausnahmsweife im Fall 
des Biften $. durch Land- Abfindung adgeldfet werben. 


$ 54. Zum Behuf der Kapital⸗Abfindung haben die Behoͤrden ſogleich 
ein 8 erzeichniß aller in ihren Bezirken (H. 42.) vorkommenden Gegenflaͤnde 
—* Natural: Abgaben aufzunehmen. Ihr Preig ift nach einem vierzehn 
jährigen Durchfchnitt (mit Weglaffung ber zwei theuerften und ber zwei wohls 
feilfien Dahre) zu ermitteln und für die nächften zehn Jahre als gültig zu 
beftimmen. 
. Bei jeber Fünftigen Kapital: Abfindung wird bie Natural Abgabe nach bie- 
Tem Preife berechnet und tritt dabei die. Verfügung des $. 32. fo wie auch Die 
des $. 126. ein. 


Ä $. 55. Daſſelbe Verfahren iſt auf diejenigen Getreide: Abgaben anzu⸗ 
wenden, fuͤr welche in einzelnen Bezirken keine Marktpreiſe aufgezeichnet wer⸗ 
den ($.45.). 
$. 56. Don gehn zu zehn Yahren find diefe Preife zu revidiren ımd mit 
den alsdann nöthig befundenen Abänderungen von Neuem befannt zu machen. 
Bei allen vor biefer Bekanntmachung in Antrag gebrachten Regulirungen werben 
noch die Preife der vorhergehenden zehn Sabre —F Grunde gelegt. 
(Nu. 1204.) O 2 §. 57. 
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$. 57. Der Antrag auf Verwandlung ſolcher Abgaben in feſte Geld⸗ 
Abgaben ſteht beiden Theilen frei und es ſind darauf die in $. 54 — 56. für bis 
Kapital⸗Abfindung gegebenen Vorſchriften gleichfalls anzuwenden. 


Sechster Titel, 
Von der Abloͤſung der Zehenten. 


F. 58. Die Zehenten koͤnnen durch Kapital⸗Abfindung, burch Lands 
PR ober durch Verwandlung abgelöft werben. 


$. 59. Zehenten von Bodens Erzeugniffen, welche einem und bemſelben 
Berechtigten aus einem und demſelben Zehentrechte zuſtehen und auf einer und 
derſelben Zehentflur (oder wo dieſe Beſtimmung nicht zutrift, Zehentbeʒrk) 
haften, koͤnnen, wenn die Verpflichteten provoziren, nur von ſaͤmmtlichen Zehent⸗ 
pflichtigen dieſer Zehentflur, in Ruͤckſicht eines und deſſelben Zehentherrn gemein⸗ 
ſchaftlich abgeloͤſet werden, und muß ſich bei der Abloͤſung die Minoritaͤt, den 
Verfügungen bes $. 6. gemäß, dem Befchluffe der Majorität unterwerfen. 


| Beſitzer einzelner Höfe, Die nicht in einer ſolchen Gemeinfchaft find, koͤnnen 
jederzeit auf Ablöfung der barauf haftenden Zehentpflicht antragen. 


| $. 60. Betrifft der Zehente. beftimmte Gegenftänbe, fo ift durch Gut. 
achten der Sachverſtaͤndigen zu beſtimmen, welche Quantitaͤt dieſer Gegenſtaͤnde 
nach dem mittleren Durchſchnitt mehr oder weniger ergiebiger Jahre als Ertr 
des Zehenten anzuſehen iſt. Bei dem Getreide iſt dieſer Ertrag ſowohl in 
Koͤrnern, als in Stroh, beſonders feſtzuſetzen. 


F. 64. Betrifft der Zehente nicht beſtimmte Gegenſtaͤnde, ſondern in 
Allgemeinen alle Erzeugniffe bed Grundſtuͤcks oder gewiffer Theile beffelben, fo 
ift eben jo Durch Gutachten der Sachverftändigen die Quantität einzelner Getreibes 
arten und anderer Crzeugniffe zu beftimmen, welche als wahrfcheinlicher Durchs 
ſchnitts⸗Ertrag dieſes Zehenten anzufehen ift. 

$. 62. Nachdem durch diefe Schäßungen (SS. 60. 61.) ber Zehente 
anf eine fefte Natural⸗Abgabe berechnet ift, fo find barauf diejenigen Grundfäge 
der Kapital⸗ Abfindung, ber Land- Abfindung oder der Verwandlung anzumens 
den, welche im vierten und fünften Titel für die Ablöfung der feften Natural 
Abgaben aufgeftellt find. 


$. 63. Außerdem kann aber fowohl ber Berechtigte als der Verpflichtete 
verlangen, Daß der Zehente in eine bleibende feſte Natural Abgabe verwandelt 
werde, welche der Verpflichtete an denjenigen Ort abzuliefern bat, wohin ber 
Natural⸗Zehente von bem Zehentberechtigten gebracht zu werden pflegte. Die 
Verwandlung geſchieht, in Anfehung des in Getreide beſiehenden Ertrags, durch 
eine 
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eine feſte Abgabe in Getreide ‚gleicher Art; in Anſehung ·des übrigen Ertrags 
aber, durch eine feſte Abgabe in dem Hauptgetreide des Orte, wo das belaftete 
Grundftüc belegen ift.. Wenn über die für das Stroh zu Ieiftende Vergütung 
eine freie Webereinfunft nicht zu Stande fümmt und der Zehente ein Zubehör 
eines Landgutes ober uͤberhaupt einer Ländlichen Wirthfchaft ift, ſo kann ber 
Berechtigte verlangen, daß dafür eine fefte Abgabe in Stroh, neben ber Abgabe 
in Kötnern, auf zwölf Jahre feftgefegt werbe, welche gleichfalls an bem oben 
bezeichneten Drte ‚abzuliefern ft. Wenn aber ber Zehente kein Zubehoͤr eines 
Landgutes oder einer laͤndlichen Wirthſchaft iſt, ſo wird auch fuͤr das Stroh 
eine Entſchaͤdigung in Koͤrnern gegeben. Daſſelbe geſchieht, wenn die fuͤr die 
Natural⸗Abgabe in Stroh vorgeſchriebenen zwoͤlf Jahre abgelaufen ſi ſind. 


Fuͤr die fernere Abldſung der ſo entſtandenen feſten Natural⸗ Abgaben ſind 
kuͤnftighin die Vorſchriften des vierten Titels anzuwenden. 


$. 64. Bei jeder Ablöfung eines Getreide⸗ Zehentens ſinde von dem 
Ertrage die Koſten des Einfahrens und des Dreſchens in Abzug zu bringen. 
Dagegen find alle andere Koſten, bie etwa ber Zehentberechtigte bei Dem Naturäls 
Zehenten aufzuwenden hatte, (3. B. bie Beſoldung eines Zehentners, die Unter⸗ 
haltung einer Zehentſcheune ꝛc.) eben fo wenig in Anſchlag zu bringen, als der 
befondere Vortheil, welchen etwa der Zehentberechtigte aus dem Natural = Zehen- 
ten ‚nach feinen Wirthſchaftsverhaͤltniſſen ziehen konnte. Auch die Roſten des 
Einfahrens ſind in den Faͤllen ausnahmsweiſe nicht abzuziehen, in welchen der 
— den Natural⸗Zehenten dem Berechtigten zu uͤberbringen vers 

tet ıft. 


$. 65. Bet jeder Art der Zehent = Abloſung ift derjenige Zufland Der 
Grtragsfähigfeit zum Grunde zu legen, in welchem ſich das zehentpflichtige 
ee zur Zeit ber Abfchägung des Zehent = Ertrages (99. 60. 61.) 


$. 66. Sind Zehent-Regifter geführt worden, fo müffen biefelben zum 

Behuf der Abfchägung vorgelegt werden; es bleibt jedoch Dem Ermeſſen ber 

Behoͤrde überlaffen, welcher Gebrauch von biefen Regiftern zu machen feyn 
möge. u 


Siebenter Titel, 


Von der Abldöfung zufälliger Rechte. 


. 67. Die zufälligen Rechte, d. h. diejenigen Leiftungen, bei welchen 
entweber der Zeitpunkt ber Entrichtung, ober ber Umfang des Gegenftande, 
ober beibes zugleich unbeſtimmt ift, Fönnen durch Kapital Abfindung, Fr 

(Ne. 1204.) 
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Verwandlung in feſte Gelbrenten und auahnsaſe Im Wal det Bf $ 
durch Land⸗Abfindung abgelöft werben. . 


$.68. Die Kapital⸗ Abfindung geſchieht nur auf den Antrag des am 


pflichteten; bie Verwandlung in Gelbrente aber kann fowohl ber Berechtigte 
als der Verpflichtete verlangen. | 


Zum Behuf dieſer beiden Arten der Abloſung iſt die Ermittelung des jaͤhr⸗ 


lichen Werths der Leiſtung noͤthig, welche nach folgenden Grundfägen geſchiebt. 


$..69. Der jährliche Werth der Laudemien (Antrittögelder, Gewinn⸗ 


Gelder ꝛc.) wird nach folgenden Verfchiedenheiten beftimmt: 
. 4) wenn fie bei jeder Vererbung des -belafteten Guts entrichtet werben muͤſſen, 


2 
3) 


4) 


5) 


fo find drei Verdnderungsfälle auf Ein Jahrhundert zu rechnen; 


find bie Deszendenten des verftorbenen Beſitzers von ber Entrichtung bes 


freit, fo ift nur Ein Fall auf Ein Jahrhundert anzunehmen ; 


find zwar, wie es in einigen Gegenden Weftphalens üblich ift, die De 
. zenbenten bes legten Befikers von ben Verdänderungd= Gebühren frei, muß 
aber dagegen jede Perfon, welche ben Beſitzer eined Grundftüds heirather, 
Diefelben bezahlen, fo werben, wie in dem Falle zu 1. drei Weränberungse 
Bälle auf Ein Jahrhundert gerechnet; 


wenn, wie in andern Gegenden Weftphalens vorfommt, nicht blos im 
Vererbungsfalle, ſondern auch von dem Ehegatten des Erben, Veraͤnde 
rungs⸗Gebuͤhren (Gewinngelder) gezahlt werben muͤſſen; fo werben das 
Aufkommen des Erben und deſſen Verheirathung zuſammen fuͤr Einen Fall 
angenommen, ſolcher Faͤlle drei auf Ein Jahrhundert gerechnet, und die 
Gewinngelder, welche er und ſein Ehegatte zu zahlen hat, ſo zuſammen 
gerechnet, als ob er (der Erbe) beide Saͤtze ſogleich bei dem Aufkommer 
auf das Grundſtuͤck zu entrichten gehabt haͤtte; 


wenn, wie neben ben zu 3. und 4. bezeichneten Fällen auch in Weſtphalen 
vortommt, nach Dem Tobe des einen oder bed andern Ehegatten bes letzten 
Beſitzers der Ueberlebende ſich wieder verheirathet und dann von dem zwei⸗ 
ten nur auf Mahljahre zum Mitbeſitz gelangenben Chegatten, und eben f 
beim Aufkommen fernerer mahljähriger Befiber in Folge weiterer Verheira 
thungen, Veraͤnderungs⸗-Gebuͤhren (Gewinngelder) gezahlt werben muͤſſen; 
fo wird noch für die Gewinngelder, welche die mahljährigen Beſitzer zu 
entrichten haben, Ein Sufzefliondfall auf Ein Fahrhundert gerechnet und 
deffen Betrag dem ber Abrigen Bälle hinzugeſchlagen; 


6) finden 
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„6)° finden. Die Veraͤnderungs⸗ Gebühren auch im Falle des Abſterbens des Bes 
rechtigten ftatt, fo werben gleichfalls brei folcher Derinberimgäfäle auf 
. Ein Jahrhundert gerechnet; if aber in einem ſolchen Falle 


D ber Beſitz, bei deffen Wechfel die Zahlung der Laudemien gefchehen. auf 

an ein Amt, an eine Dignitdt, oder an ein Seniorat gebunden, fo were 

den ſechs Veranderungsfrile in der ‚Perfon. des Verechtigten auf Ein Sabr: 
hundert gerechnet; .  .. 


8 find die Laudemial⸗ Gebuhren nicht blos bei Vererbungen; fondern und 
bei Vera ußerungen im der diemenden Hand zu bezahlen, fo wird angenom= 
men, daß zwei Veraͤußerungsfaͤlle i in einem Jahrhundert vorfommen; und 
eben daſſelbe ift der Fall, : menn. fie auch .bei Verdußerungen des Dis 
Eigenthums erlegt werben müffen. 


Sollte jedoch bei No. 7, und: 8; von einem‘ der Beteiligten der Nachweis 
gefährt werben Fönnen, daß in einem Jahrhundert fich mehr ober weniger Fälle 
ereignet hätten, fo find- die angenoimmenen Bälle danach zu beſtimmen. | 


Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß, da mehrere dieſer Fälle von 

No. 4. bis 8. neben einander beftehen koͤnnen und bisher wirklich beftanden 

—ãA B. No. 1. und 6., No. 1. und 8., No. 3. 4. und 5., bei Abloͤſung 

emial⸗Gebuͤhren jeder diefer Bälle, fe weit er vorgekommen iſt, zum 
Anſchlag kommen muß. 


6. 70. Ueberall wird ſodann derjenige Betrag der Laudemial— Gebuͤhren 
zum Grunde gelegt, welcher durch Kontrakte oder Regiſter, oder vormalige 
Landesgeſetze oder Herkommen beſtimmt worden iſt. Sind aber nicht hinlaͤngliche 
Nachtichten dieſer Art vorhanden ſo geſchieht die‘ Berechnung nach demjenigen 
Betrage derſelben, welcher in ben lebten ſechs Veraͤnderungsfaͤllen wirklich 
** iſt; und kann auch dieſer nicht ausgemittelt werden, ſo muß die Durch⸗ 
fſchnittsſumme derjenigen Faͤlle, welche bekannt find, als Einheit zum Grunde | 
gelegt werben. 

..:  Gollte auf biefe Weiſe ber. Betrag ber Gewinngelder son mabhljaͤhrigen 
Veſzern (F. 69. No. 5.) nicht auögemittelt werden koͤnnen, fo ſoll ber halbe 
Betrag Eines vollen Gewinngeldes ber wirklichen Befiger deſſelben Grundſtuͤcks 
angensmmen werben, 


Iſt der Betrag: ber Eanbermial- Gehäfren ik irgend. einem. Falle aus. bem 
Grunde nicht genau feftzuftellen, Weil, Was in: Weſighalen oft: vorgefonimen, 
Der Sterbefall und der Gewinn zufammen in Cin@'. Guimne- behandelt wurde, 
fo foll in folchem zweifelhaften Kalle Die Hoalſte dieſer Genen als Petrag der 
Gewinngelder angenommen werben, nn 

‚(No. 1204.) \ $. 71. 


$. 71. Der aus $$. 69. 70. hervorgehende Betrag aller auf Ein Jahr⸗ 
hundert treffenden Veränderungsfälle wird zufammengerechnet und bie Summe 
Durch Hundert getheilt. Der Quotient ift der jährliche IBerth, zu welchen bas 
Laudemium anzufchlagen ifl, 

$. 72. Iſt aber das Laudemium jedesmal nach einer beflimmten Zahl 
von Jahren zu entrichten, fo wird ber nach $. 70. ausgemittelte Betrag durch 
die Zahl diefer Jahre geheilt und ber Quotient ift als ber jährliche Werth bes 
Laudemiums anzufehen. 

$. 73. Außerdem muß ber Derpfichtete, bei jeder Art der Abldfung, 
auch noch Die nach SS. 69. bis 72. berechnete Jahresrente für fo viele Jahre 
baar bezahlen, ald von dem legten Entrichtungsfall bis zur Zeit der Abloͤſung 
verfloſſen ſeyn werden. 
Wem in beiten Faͤllen $. 71 — 73. ſeit dem letzten Entrichtungsfall 
die angenommene Durchſchnittsperiode noch nicht verfloſſen, ſo ſteht nur dem 
Berechtigten, iſt fie aber ſchon verfloſſen oder uͤberſchritten, nur dem Verpflich⸗ 
teten das Provokationsrecht zu. Dies gilt indeſſen nur bis zum Eintritt des 
erſten Entrichtungsfalles, als von welchem an beiden Theilen frei ſtebet, auf 
Abloͤſung anzutragen. 
$. 74. Nach denſelben Grundſaͤtzen iſt in Anſehung aller andern Abga⸗ 
ben zu verfahren, bei welchen entweder die Zeit der Entrichtung, oder die Groͤße 
der Abgabe, unbeſtimmt iſt. Dieſes gilt inſonderheit in Anſehung des Sterbefalls 
oder Beſthaupts, wo dieſes Recht noch fortdauert, und es ſind bei demſelben 
drei Entrichtungsfaͤlle auf ein Jahrhundert zu rechnen. 

$. 75. Der jaͤhrliche Werth des Heimfallsrechts wird ohne Unterſchied, 
ob es neben dem Laudemium oder ohne baffelbe beftebe, und ohne Unterſchied ber 
einzelnen Landestheile, für welche Das gegenwärtige Geſetz erlaffen ift, auf eine 
Rente angefchlagen, welche zwei Prozent vom reinen Ertrag bes Guts beträgt. 
Bei der Berechnung biefes reinen Ertrages follen jedoch nicht nur die öffentlichen 
Abgaben, fondern auch die gutöherrlichen Keiftungen und alle übrige Real-Laſten, 
insbefondere auch die Zinfen ber barauf vor Einführung ber fremden Geſetze 
hypothekariſch verſicherten Schulden, in Abzug gebracht werden, in ſoweit dieſe 
von dem Gutsherrn anerkannt werden muͤſſen. Der Umfang dieſer Abzuͤge wird 
nach der Zeit des Antrages auf Abloͤſung beſtimmt. Die Vorſchrift des $. 73, 
findet. bei der Ablöfung des Heimfalls Feine Anwendung. Steht jeboch ba} 
belaftete Gut nur noch auf vier Augen, ſo hat der Berechtigte die Befuguiß, bie 

abidſung des Heimfallsrechts zu verweigern, 
78.76. Iſt in Gemaͤßheit des Bergiſchen Geſetzes vom 12ten Dezember 
1808. Art. 4. und 6. bis 8. das Heimfallsrecht, der Sterbefall und die Auf⸗ 
laſſung 


laffung bereitd durch wirkliche Zahlung ber. angeorbneten Mehrpacht entſchaͤdigt 
worden, ſo iſt die Abloͤſung dieſer Rechte dadurch als vollendet anzuſehen, wenn 
gleich die im 11ten Artikel des Geſetzes verfügte Eintragung in das Hypotheken⸗ 

Buch noch nicht erfolgt ſeyn ſollte. J 


Das vorliegende Geſetz iſt folglich auf Faͤlle dieſer Art nicht anzuwenden. 


Achter Titel. 
Bon der Abldfung der Dienſte. 


x 77: Die Ablöfung der Dienfte gefchieht durch Kapital: Abfındıng, 
durch Verwandlung in feſte Geldrenten und ausnahundweife i im Fall des 8 31. 
durch Land⸗Abfindung. 2 u 


$ 78. Spanndienfte und bie von. Spannbienftpfichtigen zu leitenden 
Handbienfte können, wenn fie bisher herfömmlich zu einem und bemfelben berech⸗ 
figten Gute im natura geleiftet worden find, nur gleichzeitig von ſaͤmmtlichen 
Dienftpflichtigen der vorbemerften Art ‚abgelöfet werden, wenn der Antrag dazu 
von ihnen ausgeht umd der Berechtigte nicht in die Ablöfung Einzelner willigt. 


Die Majoritaͤt ſolcher Dienſtpflichtigen kann ungeachtet des Widerſpruchs | 
Ber Minorität die Abfindung bewirken, und finden alsdann die Beftimmungen des 
6, 6. Anwendung. 


$. 79. Die Verwandlung der Dienfte geſchieht, ſowohl auf Antrag des 
Bereit ‚ als des Berpflichteten, vermitrelft einer feften Geldrente. 


$. 80. Zum Behuf einer jeden Art der Ablöfung der Dienfte ift die 
—* des Geldwerths einer jaͤhrlichen Leiſtung derfelben noͤthig, welche 
ah folgenden Regeln zu bewirken iſt. 


$. 841. Im den Fällen, worin die Dienfte nach dem Umfange der zu 
leiftenden Arbeit beftimmt find, foll durch Sachverftändige beſtiumt werben, 
welche Koften der Dienftberechtigte aufzuwenden hat, um bie den Dienftpflichtigen 
obliegende Arbeit durch eigenes Geſpann, Kuechte oder Tagelöhner zu beftreiten. 
Die Summe diefer Koften ift durch Berechnung auf die einzelnen Dienftpflichtigen, 
nach Verhaͤltniß ihrer Beitragspflicht, auszutheilen. 


F. 82. Wenn dagegen die Dienſte nicht nach dem Umfange der zu 
leiſtenden Arbeit, ſondern nach Tagen bejliimmt find, fo. folleu für beftimmte - 
Gegenden durch Eachverfländige Normalpreiſe fowohl für Hand» als auch für 
Spanndienſte ach folgenden Grundfägen beſtimmt werben, und iſ ‚hierbei das 
im F. 135. angeordnete Verfahren zu beobachten. J 


Jahrgang 1829. — (No. 1204) P | $. 83. 
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$. 83. A. Sn den zur Provinz Sachſen, zur Kheinprodinz und 'zuy 


Altmark gehörigen Lanbeötheilen find bei jeber Provofarion ohne Unterſchied 
folgende Thatſachen zum Grunde zu legen: 


1) die Laͤnge der Arbeitszeit, ſo wie dieſelbe nach Anfang, Ende und Ruhe⸗ 


Stunden durch das Herkommen beſtimmt iſt; 


2) die Art der Arbeit, in ſofern dieſelbe in einzelnen Falten einen befonderen 


Werth hat (3. B. Erndtedienft); 


3) die aus dem Nahrungszuftand ber Gegend. bervorgefenben Arbeitökräfte; 
4) der Durchfchnitt möglichft vieler Dienft- Reluitionen, welche in den legten 


‚zehn Jahren vor Einführung der fremden Geſetze in dieſer Gegend wirklich 
vorgekommen, wobei jedoch die Reluitionen in Unſeren landesherrlichen 
Domainen nicht zu beachten ſind. 


$. 84. B. Im ben zur Provinz Weſtphalen gehörenden Kanbeötheilen 


dagegen ſoll folgender Unterfchied beobachtet werden: 
a) wenn ber Berechtigte auf Abldfung provozirt, follen alle Dienfte nach Dem 


N 


Durchfchnitt der Reluitionspreife, welche in ben legten zehn Jahren vor 
Ginführung der fremden Gefeße in der Gegend wirklich vorgefommen, ab- 


‚gelöft, jedoch dabei auf die Reluitionspreife bei den Domainen feine RA: 


ficht genommen werden; 


b) wenn aber der Berpflichtete auf Ablöfung provojitt, ſo ſind die Dienſte 


nach dem wahren Werth, fuͤr welchen die zu fordernde Arbeit an dem 
Orte fuͤr Geld zu beſchaffen iſt, abzuſchaͤtzen und bei den hieruͤber zu 


beſtimmenden Normalpreifen die ortsuͤblichen Tages und Fuhrlohnsſaͤtze ans 


zunehmen (jedoch die Neluitionspreife bei den Domainen dabei nicht zu 


beſachten) und von dem darnach zu ermittelnden Preife mit Berädfi 


der Lofal=Umftände % bis % abzufeßen, in welchem Ruͤcſchlag auch ſchon 


der Werth der Gegenleiſtungen begriffen iſt. 


$. 85. In beiderlei bier bezeichneten Landestheilen find die in bem 


| $$. 83. und 84. näher bezeichneten Normal= und Durchfchnittspreife ein für 
allemal’ auszumitteln, öffentlich bekannt zu machen und fünftig bei jeder einzelnen 
Ablöfımg anzuwenden. 


Neunter Titel __ 
Bon ber Abldfung ber Zwangs- und Bannredte, 


9.86. Die in einem Theil der vormals franzöfifchen Departements 
noch fortdauernden Zwangs⸗ und Bannrechte ($. 40. des Geſetzes für die ver 


mals 
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mals franzoͤſiſchen Departements vom 2iften April 1825.) konnen durch 
Kapital⸗Abfindung oder durch Verwandlung abgeloͤſt werden, ohne Unterſchied, 
ob ſie einzelnen Grundſtuͤcken als Real⸗Laſten obliegen oder nicht. 


$. 87. Bezieht ſich das Zwangs- oder Bannrecht auf Einzelne, fo 
find dieſe zur Ablöfung berechtigt und verpflichtet; bezieht es fich auf ganze 
Gemeinden, fo- find die Gemeinden als folche dazu berechfigt und verpflichtet. 


888. Die Verwandlung geſchieht, fowohl auf Antrag des Berechtig- 
"ten ald des Derpflichteten, vermittelft einer feſten Geldrente. 


9% 89 Zum Behuf jeder Art der Ablöfung wird ber jährliche Werth 
des Zwangs- oder Bannrechts nach den Worfchriften ermittelt, welche in ben 
66. 84. bis 87: des angeführten Geſetzes für Die Gewahrsleiſtung ertheilt wor⸗ 
den ſi nd. 


$. 90. Diefelben Beſtimmungen ſollen auch in den vormals Hannoͤver⸗ 
ſchen Landestheilen eintreten. (F. 118. 66. 408 — 112. des Geſetzes vom 
21ſten April 1825. für das vormalige Königreiib Weftphalen). 


| Zehnter Titel, | 
Von den Rechten und VBerbindlichkeiten dritter Perfonen, 
Ä | ‚in Beziehung auf die Ablöfung. 


$. 91. Die für die 'abgeldfeten Abgaben, Zehenten und Dienfte feftgee 
fehten Jahresrenten oder Kapitalien genießen baffelbe Vorzugsrecht vor andern 
bypotbefarifchen Forderungen, weiches ben Abgaben und Leiſtungen ſelbſt 
duſtand. 


.. 692%. Die für abgeloͤſete geiftungen zur Entfehdbigung gegebenen 
| Grunbftäde, Kapitalien und Jahresrenten treten in Rüdficht der Lehns⸗ und 
Fideifommiß » Verbindungen und der hypothekarifchen Schulden in die Stelle der 
ahgeldieten Leiftungen. 


993. Es muß jedoch wegen der zur Abfindung hergegebenen, nicht 
fofort bezahlten, dem Berechtigten aber durch Eintragung bei dem verpflichteten 
Bute geficherten Kapitalien, imgleichen wegen ber zum gleichen Behuf feſtgeſetz⸗ 
ten Jahresrenten, in bem Hypothekenbuche bei dem belafteten Gute vermerkt 
werden, daß das Kapital und beziehungsweife die Jahresrente ein Zubehör des 
berechtigten Gutes, und bie Faͤhigkeit des Beſitzers, darüber zu verfügen, aus 
dem Hypothekenbuche bei dem lettgedachten Gute zu erfehen fey. 


$. 94. Die hypothekariſchen Gläubiger des Bachtigten! konnen der 


Abloͤſung nicht widerſprechen. a 
(No, 1204.) P 2 4. 85. 
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$. 95. Ihrer Zuziehung bei dem Abloͤſungsgeſchaͤfte bedarf es nicht. 
$. 96. Sind jedoch Pertinenzſtuͤcke eines Guts gegen eine baare ein für 
allemal zu entrichtenbe Verguͤtung abgetreten worden, fo muͤſſen die Behörden, 


welche das Gefchäft dirigiren, ein folches Abkommen den Hypothelen - Gläubie 
gern zur Wahrnehmung ihrer Gerechtfame befannt machen. 


$. 97. Diefen fteht alddann frei zu verlangen, daß ber Schuldner bie 
ihm ausgefeßte baare Vergütung entweder zur Wiederherftellung ihrer Durch bie 
Abtretung gefchmälerten Sicherheit, oder zut Abftoßung Der zuerft eingetragenen 
Sapitalspoften, foweit fie Dazu hinreicht, verwende. 

$. 98. Kann oder will der Schuldner weder eins noch das andere bes 
werfftelligen, fo find die Hypotheken - Gläubiger befugt, ihre Kapitalien auch 
noch vor der Verfallzeit aufzukuͤndigen. 


$. 99. Sie muͤſſen aber von dieſem Rechte binnen ſechs Wochen nach 
der ihnen zugekommenen Anzeige Gebrauch machen. 


$. 100.: Thun fie das, fo bleibt ihnen ihr hypothekariſches Recht auf 
das abgetretene Pertinenzſtuͤck bis zum Austrage der Sache zwar vorbehalten, 
- jedoch koͤnnen fie fich mur wegen der von bein neuen Beſitzer zu entrichtenden Gelb⸗ 
Summe an denfelben, und an das .abgetretene Pertinenzftid halten. 


$. 101. Verabſaͤumen fie aber die gefeßliche Friſt, fo verldſcht ihr 
Hypothekenrecht auf Das abgetretene Pertinenzſtuͤck. 


5 102. Bei entſtehenden Kinderniffen kann fich ber Berpflichtete feinew 
ſeits durch gerichtliche Niederlegung des Abloſuugskapitals von aller Verhaß⸗ 
tung befreien. 

$. 103. Bei Land⸗Abtretungen und ben hierbei für den neueſten Die 
gimgezuftand und für Berbefferungs » Arbeiten zu entrichtenden Geldentfchädigune 
gen, ift die nach $. 96. eintretende Bekanntmachung an die Hypothefengläubiger 
gleichfalls erforderlich; jedoch Fönnen diefelben nur die Verwendung der legten 
in das Gut und zu beffen Kultur verlangen, und deshalb nur ihre Schuldner in 
Anſpruch nehmen. 

6. 104. Sn wie weit der Lehnsherr, die Lehnsfolger, Nutznießer oder 
Wiederverkaufs-Berechtigten bei der Abloͤſung zugezogen werben muͤſſen, iſt 
nach ben Vorſchriften der Verordnung vom 7ten Juni 1821. über die Ausfuͤh— 
rung der Gemeinheitstheilungs> und Ablöfungs-Drdnung $S. 14 — 15. m 
beurtheilen. | 

$ 105. Der Lehnöherr, bie Lchnd= und Bieitoummißfolger koͤnnen 
jedoch der Abloͤſung ſelbſt, in ſoweit ſolche nach der gegenwaͤrtigen Verordnung 

an 
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an ſich zulaͤſſig iſt, nicht widerſprechen, vielmehr nur verlangen ‚ daß daß für 
aufgehobene. Renten oder Leiftungen erlegte Kapital wiederum zu Lehen oder Fidei⸗ 
tommiß angelegt oder fonft ficher geftellt werde. 


$. 106. Eben diefes (SS. 104. 105.) findet Start in Nüdficht der 
Dber-Eigenthümer bei Erbzinsgätern, der Wieberfaufs - Berechtigten und ande⸗ 
rer Neal⸗Berechtigten. 


$. 107. Auch zur Befriedigung der erſten Hypothekglaͤubiger (in ſoweit | 
deren Forderungen für die Real:Berechtigten verpflichtend find) kann das gezahlte 
Kapital verwendet werden. 


$. 108. Der VBerpflichtete bei der Ablöfung haftet für die Erfüllung‘ 
dieſer Berbindlichfeiten ($$. 105. und 106.); er kann fich jedoch bei entftehens 
ben Hinderniffen von der Vertretungs⸗ Verbindlichkeit durch gerichtliche Nieder⸗ 
legung des Geldes frei machen. 


F. 109. Sobald der Verpflichtete ſeinen Verbindlichkeiten durch Eins | 
zahlung des Abloͤſungs-Kapitals zum gerichtlichen Depoſitorium, oder fonft nach 
ben Attefte der General-Kommiſſion Genüge geleiftet hat, kann er Die Abfchreibung 
feiner damit abgelöfeten Leiftungen von dem Hauptgute und die Loͤſchung auf dem 
verpflichteten Grundſtuͤck, in fofern Die abgelöfeten Leiſtungen als Pertinenzien 
des Berechtigten, oder ald Belaftungen des verpflichteten Grundſtuͤcks im Hypo⸗ 
thefenbuche vermerkt find, fordern, ohne daß er die nach $. 96. zu erlaffende 
Bekanntmachung und deren Erfolg abzuwarten hätte, 


$. 110. Wenn für den Berechtigten aus der Verwandlung der bishers 
gen Leiſtungen in Jahresrenten nach dem Urtheil der General-Kommiſſion ein 
Kapitalbedarf entfteht, fo Fan er verlangen, daß. ihm auf Höhe deffelben von 
dem Verpflichteten Obligationen, die der Berechtigte nicht Eündigen kann, 
ausgeftellt und auf das verpflichtete Grundjtük eingetragen werden. Diefe 
Obligationen kann er, abgefondert von dem Gute, dem die Keiftungen gebühren, 
veräußern und verpfänden, und die Agnaten und Realgläubiger fönnen dagegen 
in feinem Ball einen Widerſpruch erheben. jedoch ift zuvor die Höhe dieſes 
Bedarfs von der General: Kommifftion feitzufeßen, welche Feſtſetzung zur Eintra⸗ 
gung der genannten Obligation binreicht. Die General-Kommiſſion hat demnächfl 
- Die Aufficht über die wirflihe Verwendung zu dem angegebenen Zweck zu führen 
nnd. alle dazu nach ihrem Urtheil nöthige Manfregeln einzufchlagen. 


6G. 111. Eben fo und unter denfelben Bedingungen Fann er verlangen, 

daß ihm Die von dem Verpflichteten eingezahlten Abloͤſungs-Kapitalien nach dex 
Hoͤhe des Bedarfs zu einer ſolchen Verwendung überwiefen werben. 

(No. 1204.) 9. 112. 
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6 112. Gleichmaͤßig kann er, zur Beſchaffung des durch die Lanb⸗ 
Abtretung nöthig gewordenen Kapitals, die ihm zur Entichädigung uͤberwieſenen 
Grundftüce verdußern oder Anleihen auf biefelben ‚machen, und diefe letzteren 
darauf dergeftalt hypothefarifch verfichern laffen, daß fie die erfte Hypothek erhals 
ten und biefe Grundftücde dann nur mit ihrem überfchießenden Werth für bie 
Auf dem Hauptgute fchon haftenden Schulden und deren Sicherheit verhaftet 
bleiben. 


$. 113. Im Falle der Veräußerung hat jedoch die General: Kommiffion 
außer ber Sorge für bie angemeffene Verwendung der bezogenen Kaufgelder, 
fobald nur einer der Betheiligten zu feiner Eicherftellung wegen ber biesfälligen 
Anſpruͤche der Hypotheken Gläubiger und der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Folger 
bei ihr (der General-Kommiffion) deshalb Anträge macht, auch noch darauf zu 
feben, daß die Grundftücde zu dieſem Behuf nicht zu unverhälmißmäßigen 
Preifen veräußert werden; und es muß folchenfalld der über das Gefchäft 
abgefchloffene Kontraft der General: Kommiffion zur Beftätigung vorgelegt 
werden. Diefelbe hat jedoch bei dem ihr zuftändigen Urtheil über die Ange 
meffenheit des Preifed nur dann eine nähere Unterfuchung zu veranlaffen, 
wenn’ nach den ihr vorliegenden Nachrichten eine Verſchleuderung men 
iſt, ober ſich ſonſt gegruͤndeter Verdacht ergiebt, daß eine Simu ob⸗ 
walte und heimlich geſchloſſene Nebenvertraͤge vorhanden ſeyn chem, und 
fie kann ihre Beſtaͤtigung nur dann verfagen, wenn fich bei biefer näheren 
Unterſuchung ergiebt, daß der hedungene Preis den Taxwerth der Grunbftäde - 
nicht erreicht. 


$. 114. Wenn ber Beñte eines Lehnguts den vorbehaltenen Silodiß⸗ 
kations⸗Zins durch Kapital abloͤſt und in der Folge eine Lehen = Sufzeffion, 
getrennt von der Allodial- Erbfolge, eintritt, fo koͤnnen die Allodial-Erben bat 
gezahlte Abfindunge - Kapital von den Lehnfolgern zuruͤckfordern. 


$. 115. Die in den $$. 93. 96 — 101. 103. 107. 109. 110. und 
114. enthaltenen Beftimmungen finden zur Zeit in denjenigen Zandestheilen, in 
welchen bie Preußischen Geſetze noch nicht eingeführt worden, Feine Anwendung, 


in fofern in den dort geltenden gefeglichen Vorfchriften abweichende Beftimmun - 
gen enthalten find. 


$. 116. Dur bag Yachtoerämi es trete folches bei dem berechtig⸗ 
ten ober bei dem belaftefen Gute ein, kann fo wenig die Regulirung als bie 


Vollziehung der Auseinanderfegung zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten 
gehindert werden. 
Sind 
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Sind fuͤr den Fall einer ſolchen Auseinanderſetzung uͤber die Entſchaͤdi⸗ 
gung des Gutspaͤchters rechtsbeſtaͤndige Abreden getroffen, ſo hat es dabei ſein 
Bewenden; fü nd aber dergleichen nicht getroffen, fo treten bie: nachſtehenden 


Vorſchriften ein. 


$. 117. Iſt das berechtigte Gut verpachtet, fo mug der Pächter des 
abgelöfeten Rechts ſich mit ber Nutzung derjenigen Entfepäbigung begnügen, 


weiche feinem Berpächter zu Theil geworben ift. 


$. 1418. Beſteht dieſe Entſchaͤdigung in Kapital, ſo hat ihm der Ver⸗ 
paͤchter die Zinſen deſſelben mit Vier Prozent zu verguͤten; es wäre denn, 


daß der Verpaͤchter mit Zuſtimmung bed Paͤchters das Abloͤſungs-Kapital 


zur Verbeſſerung des Guts, wovon das abgeloͤſete Recht Zubehoͤr war, ver⸗ 
wendete. 

Beſteht die Entſchaͤdigung in Land, ſo iſt der Paͤchter ſolche nur dann 
zu uͤbernehmen und ſich damit zu begnuͤgen ſchuldig, wenn das abgeloͤſete Recht 
Zubehoͤr eines ihm verpachteten Gutes war und das in deſſen Stelle tretende 


Land bei eben dieſem Gute zu dem Werthe, wofür es dem Verpaͤchter angerech⸗ 


net worden, genutzt werden kann; auch kann der Paͤchter, wenn ihm die Ueber⸗ 
nahme ſolchen Landes zugemuthet wird, verlangen, daß ihm die zur Bewirth⸗ 


ſchaftung etwa noch erforderlichen Gebaͤude gebaut oder ſonſt uͤberwieſen werden, 


doch muß er alsdann die Zinſen des aufgewendeten Baukapitals mit Vier Pro⸗ 
zent verguͤten. Der Verpaͤchter ſeinerſeits kann ſich aber auch nicht entziehen, 


dem Pächter die Nutzung des Entſchaͤdigungs⸗-Landes zu uͤberlaſſen, wenn dieſer 


es ohne Ueberweifung mehrerer Gebäude zu übernehmen bereit ift; außer dieſem 
Falle kann der Pächter diefe Nutzung nicht fordern, 

Ueberfonmt der Pächter aus einem der vorbenannten Gründe die Ents 
fchädigungs- Ländereien nicht zur Nutung, fo muß ihm ber Werpächter ben 
Betrag der Rente, auf welche folche bei der Negulirung veranſchlagt fi find, von 
der Pacht erlaffen. 


..$ 119. Machen Dienfte den Gegenftand der Ablöfung aus, fo kann 
der Pächter des berechtigten Guts, außer der Nugung des Entſchaͤdigungs⸗ 


Objekts, auch die Anweifung der für bie neue (zum Erfag der Dienfte beftimmte) 


Einrichtung nöthigen Gebäude fordern; er muß jedoch das Baukapital mit Vier 
Prozent verzinſen. 
5 120. Das zum Betriebe der Wirthfchaft erforderliche Inventarium 
muß ſich der Pächter ſowohl in dem Falle des $. 118. als 119. auf feine 
- (No. 1204.) | Koften 


Koften anfchaffen, ohne daß er beshalb von dem Verpäihte eine Bergitung 
begehren kann. 


F. 121. Will der Pächter ſich mit der dem Verpaͤchter zu Theil gewor 
denen Entfchädigung unter den obigen Bedingungen ($$. 117. bis 120.) nicht 
begnügen, fo fteht es ihm frei, die Pacht zu Fündigen. Diefe Befugniß ficht 
ihm aber nur zu, binnen drei Monaten, nachdem der beſtaͤtigte Rezeß dem 
Pächter befannt gemacht iſt. Auch muß die Kündigung wenigſtens fechd Mo— 
nate vor dem Abzuge erfolgen und der Abzug kann nur am Schluß eines 
Mirthfchaftsjahres eintreten. Diefed dem Pächter eingerdumte Recht der Küns 
digung foll jedoch gänzlich wegfallen, wenn, nach dem Urtheil der Generab 
Kommiffion, das abgelöfete Recht im Verhältniß zur ganzen Wirthfchaft fo um 
bedeutend ift, Daß aus der Ablöfung Feine merkliche Veranderung der Wirthſchafts⸗ 
Verhaͤltniſſe entſtehen kann. 


$. 122.. Iſt es das belaſtete Gut, welches verpachtet ift, fo kann ber 
ablöfende Verpächter verlangen, daß ber Pächter die Ablöfungsrente, oder die 
Zinfen des Ablöfungsfapitald zu Vier Prozent, in foweit übernehme, ald Ich 
ferer bie jegt .abgelöfeten Leiftungen zu entrichten gehalten war. 


$. 123. Beſteht ſolchenfalls die Entſchaͤdigung des Berechtigten i in Land, 
ſo kann der Paͤchter dieſerhalb von ſeinem Verpaͤchter nur dann eine Ermaͤßigung 
in der Pacht verlangen, wenn er die damit abgelöfete Leiſtung nicht zu vertreten 
. hatte; und aud) in diefem Falle gebührt ihm der Pachterlaß nur in dem Betrage, 
zu welchem die Nugung dem abgefundenen Berechtigten angerechnet ift. 


| §. 124. Bill der Pater ſich dieſem nicht unterwerfen, fo finden bie 
Beſtimmungen bes $. 121. auch auf ihn Anwendung, 


$. 125. Won den vorftiehenden Beſtimmungen ($$. 117 — 124.) fill 
In Anfehung derjenigen Pachtkontrakte, welche fchon vor der Bekanntmachung 
bed gegenwärtigen Geſetzes gefchloffen worden find, folgende Yusnahme eintreten. 
Wenn nämlich der Verpaͤchter felbft auf die Ablöjung angetragen hat, fo foll 
ber Pächter die Wahl haben, entweber die vorfichenden Befugniffe auszuüben, 
oder aber vollfiändige Entſchaͤdigung von dem Verpächter zu verlangen, 


Eilfter 


— 89 — 
Eilfter Titel. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 126. Wenn nach dem Inhalte des bisherigen Rechtsverhaͤltniſſes 
der eine Theil die Wahl hat, ob im einzelnen Fall eine Natural: Leiftung oder 
‚me Geld⸗Entſchaͤdigung eintreten foll, fo hängt es auch bei der Ablöfung von 
Der Wahl deffelben ab, ob Das vorhandene Recht ald Natural⸗Leiſtung oder als 
Geldrente abgeloͤſt werden ſoll. 


F. 127. Wenn der Berechtigte ‚ in Beziehung auf Die ein zuſtehende 
Real⸗ «Berechtigung, irgend einen Beitrag zur Grundſteuer des verpflichteten 
Guts zu geben hat, fo foll derfelbe Beitrag auch bei jeder Ablöfung in Anfchlag 
gebracht und daher der Werth der Leiſtung um fo viel geringer gefchägt werben. 


- $ 128. Wenn ber Berechtigte dem Werpflichteten zu gegenfeitigen 
Leiftungen, welche zu den Gegenftänden dieſes Geſetzes gehören, verpflichtet ift, 
fo find bei der Ablöfung der Hauptleiftung diefe gegenfeitigen Laften in Abzug 
zu bringen, wobei jeboch die befondere im $. 84. enthaltene Beſtimmung für 
Weſtphalen zu beobachten iſt. 


S. 129. I der Berechtigte wegen ſeiner Real⸗ Berechtigungen zu 
Leiſtungen an dritte Perſonen verpflichtet, ſo kann er jederzeit auf Ablöfung biefer 
ihm obliegenden Laften antragen. Ä 


9 130. So lange zwifchen ben Intereſſenten wegen der Abloͤſung noch 
keine Uebereinkunft getroffen, oder von der Behoͤrde daruͤber noch nicht entſchieden 
iſt, kann ſelbſt der Antrag, ſo wie auch bei der dem einen oder andern Theile 
zwiſchen den Ausgleichungsmitteln zuſtaͤndigen Wahl die Erklaͤrung daruͤber, ein⸗ 
ſeitig zuruͤckgenommen werden; alsdann muß aber der zuruͤcktretende Theil alle 
Koften ber vergeblichen Verhandlung allein tragen und dein Gegentheile erſtatten. 
Auch verfteht fi) von felbft, Daß der Befugniß des Gegentheild, feinerfeits die 
. gejeglich zuläffigen Anträge nach Gutfinden zu machen, durch eine folche Zuräd- 
nahme Fein Eintrag geſchieht. Es kann jedoch eine rechtöverbindliche Ueberein- 
kunft zwifchen den Partheien auch während ded Verfahrens der Ablöfung und 
vor der gänzlichen Auseinanderfegung (3. B. Aber die Art ber zu treffenden 
Abloͤſung, fo wie über jeden einzelnen Punft berfelben) ‚gefchloffen werben. 
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$. 13120 Soll eine feſtbeſtimmte Jahresrente durch Kapital abgeloſet 
werben, fo iſt ſolches dem Berechtigten ſechs Monate vorher anzuzeigen. Bei 
anderen Ablöfungen tritt Die Ausführung des Geſchaͤfts der Negel nach mit dem 
nächften Sälligfeitötermine nach beftätigtem Rezeſſe ein. 


$. 132.. Wenn der Gegenftand der abzulöfenden Keiflung in Zeßenten, 
Crzeugniffen der Landwirthſchaft oder Dienften befteht, und bie Abfindung dafıkr 
in Zand gegeben wirb, fo erfolgt die Ausführung der Regel nach in dem: nächften 
Jahre nach der Beftätigung Des Rezeſſes zu ber vereinbarten oder nöthigenfalls 
‚in jebem einzelnen Falle von der General: Komiffion zu beftimmenben Zeit; es ſteht 
jedoch bei der General⸗Kommiſſion, dieſelbe nach Umſtänden ſowohl ein Jahr ſpaͤter 
als auch fruͤher, und ſogar noch vor der Beſtaͤtigung des Rezeſſes eintreten zu 
laſſen, je nachdem die wirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe und die auf der einen oder 
andern Seite überwiegenben Intereſſen ber Partheien eins ober das andere 
fordern. 


Insbeſondere in hierbei auch anf bie befiehenben Pactoerpäimige ($. 121.) 
billige Rücficht zu nehmen. 


$. 4133, Die für vormalige Abgaben ober Dienfke fefigefeßten jaͤhrlich 
zu entrichtenden Frucht⸗ oder Geldrenten muͤſſen von den Pflichtigen, wenn 
nicht etwas anderes verabredet oder von ber General-Kommiſſion beſtimmt wor 
den, am erften Dezember abgetragen werben. 


. $. 134. Die Ausführung ber gegenwärtigen Werorbnung wirb ben zu 
Muͤnſter und Stendal errichteten General: Kommiffionen übertragen. 


- 6. 135. Die nach dem gegenwärtigen Geſetze $S. 42. 43. 44. 48. 54. 

82 — 85. vorzunehmenden allgemeinen Ermittelungen und Feſtſetzungen follen, 
. unter Zeitung ber Generals Koınmiffionen und nach vorgängiger Ausfonberung am 
gemeſſener Diftrifte, durch befonbdere aus fachkundigen Eingefeffenen und einem 
Abgeorbnneten der General: Rommiffton zufammengefeßte Diſtrikts⸗KRommiſſionen ew 
folgen. Die zu diefen Kommiſſionen zu ermählenden Eingeſeſſenen follen bei 
jeder Diftrifts- Kommiffion nicht ımter zwei und nicht über vier ſeyn; ihre Anzahl 
wird hiernach von der General: Kommiffion nach dem größern oder geringern Um⸗ 
fange des Diftrifts beftimmt. Die eine Hälfte berfelben wird von den Berech⸗ 
tigten 
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tigten im Kreiſe erwaͤhlt ; die andere. Haͤlfte wird aus drei ober ſechs von dem 


Landrathe vorzuſchlagenden Perſonen durch bie Verpflichteten gemeindeweiſe ges 


waͤhlt. Ueber die Art und Weiſe, wie dieſe Wahlen zu bewirken ſind, wird 
eine beſondere Inſtruktion von dem Miniſterium des Innern ergehen. Der 


Abgeordnete der General⸗Kommiſſion aber ſoll fuͤr alle Diſtrikts⸗Kommiſſionen ihres 


Departements eine und die naͤmliche Perſon ſeyn, Die Feſtſtellung der Werths⸗ 
Verhaͤltniſſe, Preisbezirke, Marktorte u. ſ. w. erfolgt erſt dann, wenn ſ aͤmmt⸗ 
liche Diſtrikts⸗ Kommiſſionen gehoͤrt find. Des Reſultat aller dieſer Grörferungen 
wird endlich von den General-Kommiſſionen dem Miniſterium des Innern zur 
Pruͤfung und Genehmigung. vorgelegt und, nachdem letztere erfolgt iſt, durch 
bie Amtsblaͤtter ber Regierungen zur öffentlichen Keuntniß gebracht. Daſſelbe 
Verfahren foll Statt finden, wenn etwa im der Folge Reviſionen, Abänderun« 
gen’ oder Ergänzungen: der urſpfanglichen Feſtſetzungen nöthig befünden werben‘ 
ſollten. = 

5.136. Die in diefer Art erwahlten Diſirikts-Kommiſſlonen follen zu— 
gleich bie in den drei Verordnungen vom 21ſten Äpril 1895., $. 121. $. 97. 
and $. 94, angeorbneten Kreisvermittelungs - Behörben bilden. Wenn fie als 
folche zufammöntreten, fo follen fie nur aus einem von den berechtigten, und 
aus einem von den verpflichteten Grunbbefigern erwählten Mitgliede beftehen 
und ber Landrath hat die Keitung ber Gefchäfte. Der Abgeordnete ber Generals 
Kommiſſion ſcheidet in dieſem Fall aus ihrer Mitte. U 


G. 137. An dieſe Kreisvermittelungs⸗Behoͤrde kann ſich jeder, welcher 
eine Abloͤſung verlangt, zunaͤchſt wenden, und es muß nur, wenn auf dieſem 
Wege ein Vergleich zu Stande kommt, der Rezeß der betreffenden General⸗Kom⸗ 
miſſion zur Pruͤfung und Beſtaͤtigung eingereicht werden, wobei derſelben die 
Vorſchriften des 15ten $. dieſer Verordnung zur Richtſchnur dienen. Jedoch 
ſoll, wenn ein Theil die Einwirkung dieſer Behoͤrde verlangt, dem andern Theile 
freiſtehen, dieſe Einwirkung abzulehnen. | 


$. 138. Wegen der Koften der Ablöfungen finden diejenigen allgemeinen 
Beitimmungen fiber die Koften Anwendung, welche in Unferen unterm Ziften 


April 1825. erlaffenen drei &efegen über die den Grundbefig betreffenden 


Mechtöverhälfniffe ꝛc. Tit. VL enthalten find; und follen Diejenigen Intereffen- 


-  (N9. 1204.) | | ten, 


ten, welche, vom Tage ber Bekanntmachung der gegenwärtigen Abldfungss 
Ordnung an, während eines Zeitraums von fünf Jahren die Ablöfung entweber 
vergleichgweife vollenden, oder darauf bei der General: Kommiffion provozirt 
haͤben werben, bie Sportele und Steinpelfreiheit- genießen, letztere ihnen auch 
wegen ber auf den Grund ber Ablöfung erfolgenden Eintragungen in bie Hypo⸗ 
thefenbücher zu Statten fommen, 


Urkundlich unter Unferer Alterhöchfteigenhänbigen Unterfchrift umb beige: 
drucktem Königlichen Infiegel. 


Gegeben Potsdam, den 13ten Juli 1829. 


(L.S.) Friedrich Wilhelm, 


‚Carl, Herzog von Mecklenburg. von Schudmann. 
Graf von Dandelman. von Motz. 


Beglaubigt: 
Briefe. 
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Seſes— Sammlung 


für. bie 
Königligen Dreußifgen Staaten 
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(No. 4205.) Allerhoͤchſte Rabinetdorber vom’ 4 ten Jali 18209., nebſt der darin In Bezug 
‚genommenen Allerhoͤchſten Order vom 7ten April 1809., über bie Vers 
pflichtung der Kommunen, die Wachen zu befeßen, 


J. Ihren Bericht vom 24ften vorigen Monats beftimme Ich, daß die in 
den Provinzen rechts der Elbe, den Bürgern durch Meine Order vom; 7ten 
April 1809. auferlegte Verpflichtung, bie Wachen zu befeßen, auch auf alle 
feit dem Jahre 1813. wieder eroberte und neuerworbene Landestheile in dem 
Maaße ausgedehnt werden foll, daß die Bürger bei nur vorübergebender Ab⸗ 
weſenheit der Garniſon zwar von Beſetzung der Ehrenpoſten, ‚fo wie von 
Bewachung der Fortififations-Anftalten, der Militairgebäude, ber Militair⸗ 
Pulvermagazine, der Militair⸗Strafanſtalten und endlich der Zuchthaͤuſer, in 
welchen fchon verurtheilte Verbrecher ſich befinden, entbunden werden; daß da- 
gegen aber, die uͤberall Auf bag dringendſte Beduͤrfniß zu befchränfende Geftellung 
der außerdem erforderlichen Wach- Mannfchaften, eine den Kommunen oblie- 
gende Verpflichtung bleibt. Sch überlaffe Ihnen, wegen Befanntmachung und 
Ausführung diefer Beftimmung dad Meitere anzuordnen. 


Berlin, den 11ten Juli 1829. 


Friedrich Wilhelm. 
An | 


die Geheimen Staatöminifter v. Schudmann und v. Hake. 


* * * 


Mein lieber Staatsminifter Graf Dohna. Aus den Berichten der Brigabe: 
Generale babe Ich erfehen, daß in einzelnen Städten der Wachtbienft fo groß 
Jahrgang 1829. — (No. 1205.) R iſt, 


(Ausgegeben zu Berlin ben 21ſten Auguſt 1829.) 


— U — 


iſt, daß die Soldaten mit 2 Naͤchten auf die Wacht ziehen muͤſſen; dieſes iſt 
aber ſowohl der Bildung als auch der Konſervation des Soldaten zuwider. Ich 
habe daher beſtimmt, daß kuͤnftig in einer jeden Garniſon der Wachtdienſt dahin 
beſchraͤnkt werden ſoll, daß der Soldat in jeder Woche nur einmal auf die 
Wacht ziehen darf. Da, wo nach dieſer Beſtimmung das Militair nicht hin⸗ 
reichend zu Beſetzung der für die oͤffentliche Sicherheit unumgänglich noͤthigen 
Poften feyn follte, muß bie Buͤrgerſchaft des Orts mit hinzutreten, und habt 
Ihr die Regierungen dahin zu inſtruiren, daß ſie den ſaͤmmtlichen Magiſtraͤten 
die noͤthige Anweiſung geben, damit dieſe, wo es erforderlich iſt, auf die Auf⸗ 
forderung des Gouverneurs oder des aͤlteſten Offiziers in dem Orte, das Weitere 
hieruͤber anordnen koͤnnen. Ich bin Euer wohlaffektionirter Koͤnig. 


Konigsberg, ben Tten April 1809, 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminifter Grafen D ohna. 





(No. 1206) 
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No. 4206) Verordnung zur Erläuterung und Ergänzung einiger Beftimmungen ber Zolls 
Ordnung vom 26ſten Mai 1818, D. d. 13ten Zult 1829, | 


| We Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden sung von 
Preußen 10. x. 


:: Da von verſchiedenen Gerichten den Beſtimmungen ber ss. 80. 81. 82. 
unb 121. der Zollordnung vom 26ſten Mai 1818., wegen ber Deklarationen 
zollpflichtiger Waaren, eine Deutung gegeben worden, welche dem Sinn und ber 
Abficht des Gefeges zuwider ift, und da die Anwendung der Strafe ber wieder⸗ 
bolten Zollbefraubation auf eine unrichtige Deklaration, welche von einem Waarens 
führer im guten Glauben und Vertrauen auf die ihm vom Befrachter zugeftellten 
Papiere abgegeben ift, nicht angemeffen befunden worden; fo verorbnen Wir, 
auf den Vortrag Unferes Staatöminifteriums und nad) erflattetem Gutachten 
Unſeres Staatsraths: 


SG. 1. 
Ein des Schreibens unkundiger Deflarant, er fey Eigenthumer der Waaren 
oder blos Waarenfuͤhrer, kann die Fertigung der Deklaration (Zollordnung $. 81. 
und 82.) von Dem Zollamte nicht verlangen, fobald am Orte Örivatperfonen vor⸗ 
handen ſind, welche ſich mit dieſem Geſchaͤfte befaſſen. 


2 
Der Deflarant ift für die Richtigkeit der Deklaration verhaftet, fie mag 
von ihm felbft oder einem Dritten für ihn verfaßt, oder von dem Zollamte in 
dem Ausnahmefalle des $. 82. Der Zollordnung aufgenommen worden ſeyn. 


G. 3. 

Die Strafe der Zolldefraubation wird im Falle bed F. 121. der Zollordnung 
auch dadurch nicht ausgefchloffen, daß die Deflaration nicht alle Beftandtheile 
enthält, welche das im $. 80. aufgeftellte Formular vorfchreibt, fondern es ift 
zur Anwendung der Strafe binreigpend, wenn Waaren entweder verfchwiegen | 
oder unfichig deflarirt worden. 


$ 4, 

Das Dafeyn einer Zolldefraudation im. Falle des $. 121. der Zollordnung 
und die Anwendung der Strafe derſelben (H. 111. und folgende) wird durch 
die bloße Thatſache, daß die Waaren gar nicht, oder in Qualitaͤt oder Quantitaͤt 
zu geringe, angegeben worden, begruͤndet und kommt es nicht darauf an, ob 
ſolches wiſſentlich oder vorſaͤtzlich geſchehen ſey. 
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g. 5. 

Wenn Brachtfäßrer (Bubrleute ober Schiffer) fi & im Wiederholungsfalle 
einer folchen wmrichtigen Deklaration ber ihnen zum Transport Aberlieferten 
Waaren befinden, aber durch die Ihnen von ben Befrachtern mitgegebenen Dekla⸗ 
rafionen, Frachtbriefe oder andere fchriftliche Notizen über den Inhalt der gela⸗ 
benen Colli zu ber unrichtigen Deklaration veranlaßt worden, fo follen fie mit der 
m den SS. 113. bis 115. geordneten Strafe der wieberholten Defraudation 
—— und nur mit ber einfachen Strafe der SS. 111. und 112. belegt 


Urkundlich unter Unfae AchhäegenAntigen Unterfchrift und beige 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, ben 18ten Juli 1829. 
(I. S.) Friedrich Wilhelm, 


Carl, Hetzog von Medlenburg. von Schudmann. 
Graf von Dandelman. von Motz. 


Beglaubigt: 
+ Sriefe. 
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Geſetz⸗Sammlung 


fuͤr die | 
Bönistigen Preußiſchen Staaten 
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(No. 1207.) Vewrdmung wegen Einfuͤhrung gleicher —* in der Provinz Weſt⸗ 
phalen. Vom Zoſten Juri 1829. | 


Bi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnabden, König von. 
Ä Preußen u . 


Nachdem Unfere gefreuen Stände der Provinz Weſwhalen bei ihrer zweiten 
Zuſammenkunft auf Erlaſſung eines Geſetzes wegen Einfuͤhrung moͤglichſt gleicher 
Wagengeleiſe in der dortigen Provinz allerunterthaͤnigſt angetragen haben; 2 fo 
verordnen Wir Folgendes: 

541. Nah Ablauf von 3 Jahren von der Zeit der Bekanntmachung 
dieſer Verordnung an, ſollen die neuen Achſen an allen zwei⸗ oder vierraͤdrigen 
Wagen, Karrn und ſonſtigen Fuhrwerken dergeſtalt angefertigt werden, daß 
die Breite des Wagengeleiſes von der Mitte der Felge des einen bis zur Mitte der 
Felge bed andern Rades, entweber vier Fuß vier Zoll, oder fünf Fuß neun Zoll 
Preußi a betraͤgt. 

—9. 2. Den Stellmachern und Schirrmachern wird bei Drei Thalern 

| Enefe unterfagt, eine Achfe wider die Vorfchriften des $. 4. einwichten, und 
ben Schmieben bei gleicher Strafe, folche. mit Beſchlag zu verfeben. - - 

Bei wiederholten Kontraventionen wirb bie Strafe verdoppelt. 

. 3. Nach dem Ablaufe von Sechs Jahren, nach Belanntmachung biefer 
Merordnung, foll in Unferer Provinz Weftphalen kein Wagen, Fuhrkarrn oder 
fonftiges Fuhrwerk gebraucht werden, welchen die im $. 1. beftimmten Eigen- 
ſchaften mangeln.. 

$. 4. Sollten fich jebod nach Ablauf von ſechs Jahren in einem ober 
anbern Theile der Provinz hoch zur öffentlichen Benutzung beftimmte Wege finden, 
deren befondere Befchaffenheit den Gebrauch der vorbeftinmten Geleife unane 
wendbar machten; fo überlaffen Wir Unfern Regierungen, auf ben Antrag ber 

"Yahrgang‘ 1829. — (No. 1207.) S Kreis⸗ 
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Kreisſſtaͤnde, noch die noͤthige Nachfriſt, nach genauer Prüfung der Verhaͤltniſſe, 
zu ertheilen und dabei die nöthigen Modifikationen feftzufegen, um die baldigfte 
Erreichung des allgemeinen Zweckes mit ber Berüdfichtigung ber befondern 
Ortsbeduͤrfniſſe zu vereinigen. - 

9.9. Wer ſich nach der in G. 3. und 4. beſtimmten Friſt eines Fuhr⸗ 
werks bedient, welches die im $. 1. beſtimmte Einrichtung nicht hat, der foll 
durch die Polizei- und Wegebeamten fo wie durch die Gensdarmerie angehalten, 
zur naͤchſten Ortsgerichtsbarkeit gebracht und in eine Geldſtrafe von Einem bis 
Fuͤnf Thalern fuͤr den erſten, und von Zwei bis Zehn Thalern fuͤr den zweiten 
und die folgenden Kontraventionsfaͤlle genommen werden. Dieſe Strafe, welche 
in die Armenkaſſe des Orts fließt, wo die Kontravention entdeckt wird, trifft 
den Eigenthuͤmer des Fuhrwerks, ſoll jedoch von dem Reiſenden und Fradt 
fuͤhrer mit Vorbehalt ſeines Regreſſes an den Eigenthuͤmer, erlegt werden. 

Fuͤr eine und dieſelbe Reiſe bis zum Beſtimmungsorte ſoll nur einmal 
Strafe ſtattfinden und der Reiſende uͤber deren Erlegung mit einer Beſcheinigung 
verſehen werden. 

$. 6. Bon dem Gebrauche, obiger Vorſchrift entſprechender Fuhrwerke 
ſind allein ausgenommen: 

a) ſaͤmmtliches Militairfuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, welches Privateigen⸗ 
tthum einzelner Militairs iſt; 
b) ſaͤmmtliche Kutſch; und Luxuswagen; 
©) fremde Fuhrwerke "ober Fuhrwerke aus ſolchen Provinzen (des Preußiſchen 
Staats), in welchen keine oder eine andere allgemeine Cinrichtung der 
Wagengeleiſe vorgefchrieben ift. | 

$. 7. Wir befehlen allen Polizei und Gerichtöbehörden, fich nach diefer 
Verordnung, welche fogleih und außerdem dreimal während des fechsjährigen 
Zeitraums. Durch Die- Intelligenz = und Amtsblätter bekannt gemacht werben foll, 
gebührend zu achten. 


Berlin,. den 30ften Juni 1829. 
(LS) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


von Schudmann. Graf von Lottum. Graf von Bernstorft 
von Hake. Sf von Dändelman. von Mok. . 
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.. (No, 1208.) Auszug aus der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 23ſten Juli 1829. betreffend 
u die Regulirung bed Kriegsfchuldenwefend ber Niederlaufig. 


A. Ihren uͤber das Kriegsſchuldenweſen der Niederlauſi itz und über den Zus 
ſtand der unter der. ftändifchen Verwaltung diefes Landestheils ftehenden Fonds 
:anterm 30ſten v. M. erftatteten Bericht, feße Ich zur endlichen Regulirung 
dieſer Angelegenheit Folgendes hierdurch feſt: 
ꝛe. ꝛc. 
2) Zur vollftändigen Verifikation und Feſtſtellung der noch nicht definitiv liqui⸗ 
| birten Forderungen für Lieferungen und Xeiftungen während ber Kriegs⸗ 
Periode, fol unter Theilnahme eines landesherrlichen Kommiſſarii fofort 
ein Liquidationsverfahren eröffnet werden und dabei und bei Anerfennung 
und Verbriefung der noch nicht anerkannten Kriegsforberungen aller Art, 
- follen die Vorfchriften Meines über das Peräquationswefen im Herzogthum 
Sachfen erlaffenen Befehl8 vom 2ten September 1821., mit der Maaß⸗ 
gabe in Anwendung fommen, daß, wo befondere Umftände eine Ausnahme 
von jenen Vorfchriften zu Gunften einzelner Reflamanten nöthig machen, 
eine folche Ausnahme jedesinal Ihrer, der Minifter ded Innern und ber 
Finanzen, ausdruͤcklichen Zuftimmung bedarf. Behufs diefer Verifikation 
ermächtige Sch Sie, den öffentlichen Aufruf an alle diejenigen, welche aus 
Kriegslieferungen und Leiſtungen einen Anfpruch an bie Niederlaufiger 
ftandifchen Fonds zu haben glauben, mit der Wirkung zu erlaffen, daß die 
binnen einer dreimonatlichen Frift fich nicht meldenden Gläubiger, mit ihren 
Forderungen gänzlich und für immer präfludirt bleiben. 
ꝛe. ꝛc. 
Teplitz, den 23ſten Juli 1829, 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter von Schuckmann und von Motz. 


ð 
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(No. 1209.) Alerhöchfte Kabinetsorder vom 3Often Juli 1829., wegen Abänderung des 
Tarifs zum Stempelgefeße vom Tten März 1822. bei einigen Gattungen 
von Spielkarten. 

A. Ihren Bericht vom 6ten d. M. beſtimme Ich, in Abänderung bes Tarifs 

zu dem Stempelgefeß vom 7ten März 1822. bei den Spielfarten, daß vom 

aften Januar 1830. ab, Tarof: Karten und Traplier- Karten nur von Einer 

Sorte und deutſche Karten nur von Zwei Sorten gefertigt und verkauft werben - 

follen. Der Verkaufspreis, mit Inbegriff des Stempels, foll feyn: 


Für 1 Spiel Tarofs Karten on cuaeanennaen ........ —E Rtht. JSs. 

für 1 Spiel beutfcher Karten, erfter Sorte. nenn 5 10 = 
zweiter Sorte ........» wu: 5 > 

für 1 Spiel Zrapliers Karten „..:.ccnnnnenarenecenne — — 5 - 


Ich überlaffe Ihnen, dieferhalb das weiter Erforderliche zu verfügen. 
Teplitz, den 30ften Juli 1829. 


Sriedrih Wilhelm. 


An 
den Staats⸗ and Finanzminifter von Motz. 





Gefſetz 
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für bie 
Königliden Preußiſchen Staa 


mlung 


ten 
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(No. 1210.) Uebereinkunft zwifchen ber Könige ‚Wo, 4210.) Convention entre le Gouver- 


lich Preußifchen und ber Königlich= Nies 
derlänbifchen Regierung wegen Verhütung 
der Forftfrevel in den Grenzwaldungen. 
Vom i6ten Auguft 1828, 


Die Königlich“ Preußifche und Königlich“ 
Niederlaͤndiſche Regierung, entfchloffen 
Durch gegenfeitige Maaßregeln, den Forſt⸗ 
- freveln zu fteuern, welche in den Grenz- 
waldungen beider Staaten verübt werben, 
find Durch Die unterzeichneten Kommiffarien 
tiber folgende Punkte und Artikel überein: 
gekommen: | 

Art. 1. Die Preußifchen Untertha- 
nen, welche in dem Preußifchen Staate 
einen Sorfifrevel verübt, und fich in das 
Königreich der Niederlande geflüchtet, in⸗ 
gleichen die Niederländifchen Unterthanen, 
welche fich eines gleichen Frevels in dem 
Königreiche der Niederlande ſchuldig ges 
macht, und fich in Die Preußifchen Staa⸗ 
ten gefldichtet haben, werden den Gerichten 
ihres Landes, auf das bloße desfallſige 
Anfuchungs = Schreiben des Königlichen 
Prokurators bei dem Gerichte, in deffen 
Bezirk der Frevel veruͤbt worden, ober bei 
dem Gerichte des Wohnfiges des Frevlers 
oder auf das Anfuchungs - Schreiben der⸗ 
jenigen Gerichtsbehörbe, welcher in ber 
Folge die gegenwärtigen Amtsverrichtun⸗ 
gen des Königlichen N; 

‚gen werden fünnten, ausgeliefert. 

Diefed Anfuchunge » Schreiben muß 
mit den Beweismitteln, oder wenigftens mit 
den Anzeigen bed Frevels unterſtuͤtzt feyn, 

Jahrgang 1829, — (No. 1210.) x 


rofurators Abertras 


nement Prussien et celui des Pays- 
Bas, pour reprimer les delits fores- 
tiers dans les for&ts limitrophes, du 
16. Aoüt 1828, 


L. Gouvernement de la Prusse et 
celui des Pays-Bas, voulant par des 
mesures reciproques reprimer les dé- 
lits forestiers qui se commettent’dans 
les for&ts limitrophes des deux pays, 
sont convenus par les Commissaires 
soussignes, des points et articles 
suivans: | . 

Arr. 1. Les sujets Prussiens qui 
auront commis quelque délit forestier 
dans le Royaume de Prusse et qui se 
seront refugies dans celui des Pays- 
Bas, et les sujets des Pays-Bas con- 
pables du même delit, commis dansle 
Royaume, et qui se seraient refugies 
en Prusse, seront rendus aux auto- 
rites judiciaires de leur pays, sur le 
simple r&quisitoire du procureur du 
Roi pres le tribunal, dans le ressort 
duquel le delit aura éte commis, ou 
du domicile du delinquant, ou sur le 
requisitoire de l’antorit& judiciaire 
qui, dansla suite, pourrait &tre chargée 
des fonctions actnelles de procureur 
du Roi. | 


Ce r&quisitoire deyra ätre appuyé 
des preuves ou au moins des indices 
du delit, | 

T 


(Ausgegeben zu Berlin ben 14ten September 1829.) 


Art. 2. Die Preußifchen Sorftbeam- 
ten können auf Niederlaͤndiſchem Gebiete, 
bis auf 5 Meilen von der Grenze, Die 
Preußifchen Unterthanen verfolgen, welche 
auf Preußifchem Gebiete Forffresel ver: 
übt haben. ft der Frevler ergriffen wor- 
ben, fo wird er fogleich nach dem Preußi⸗ 
ſchen zuräcgeführt und den Gerichten 
ausgeliefert. 

Eben fo kann der Niederländifche Uns 
tertban, welcher in dem Königreich Der 
Niederlande gefrevelt, und ſich in das 
Preußifche geflüchtet hat, durch die Nies 
derländifchen Sorftbeamten bis auf 5 Mei- 
len von der Örenze verfolgt, und nach Dem 
Niederlaͤndiſchen, um den dortigen Ge⸗ 
richten ausgeliefert zu werben, zuruͤckge⸗ 
führt werden. | 

Art. 3. Die zwei vorftehenden Ars 
titel find auch auf einen Frevler anwend⸗ 
bar, welcher weder Preußifcher noch Nie: 
derlaͤndiſcher Unterthan ift, er wird dem⸗ 
jenigen Gouvernement audgeliefert, auf 

effen Gebiete er gefrevelt hat. 
Art. 4 Bei diefer Verfolgung koͤn⸗ 
nen bie Forſtbeamten der beiden Gouver: 
nementd verlangen, Daß Die Behörden eine 
Hausſuchung anftellen, jedoch nur in dem 
Be und ın der Art, welche durch die 

ni des Landes, wo Die Hausfuchung 
ſtatt haben foll, vorgefchrieben find. 
. Art 3 Bei der Verfolgung des 
Frevlers, wie fie in dem 2ten Artikel vor⸗ 

efchrieben ift, find die Forftbeamten, Zoll: 
Bebienten, Selbhüter, und alle Inhaber 
der Öffentlichen Macht, da wo der Frevler 
fich geflüchtet hat, verbunden, den ver: 
folgenden Forftdeamten thatigen Beiftand 
zu leiften, wenn fie Darum Durch letztere, 
welche den Auftrag, mit dem fie verfehen 
find, vorzuzeigen Baben , erfucht werden. 

Art. 6. Die gegenwärtige Ueberein- 
Funft ift auf 10 Fahre abgefchloffen, nach 
deren Ablauf fie fo lange fortbefteht, bis 
fie von einem der Eontrahirenden Theile 
aufgefändigt wird, in welchem Falle fie 
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Art. 2. Les agens forestiers du 
Royaume de Prusse pourront pour- 
suivre sur le territoire des Pays-Bas, 


jusqu'à cinqg milles de la frontiere, les 


sujets Prussiens qui auront commis 
des delits forestiers sur le territoire 
de la Prusse; sile delinquant est pris, 
il sera immediatement reconduit en 
Prusse et livre aux tribunaux. 

De me&me le sujet des Pays-Bas 
qui aura commis un delit dans le 
Royaume et se sera refugie en Prusse, 
pourra @tre poursuivi par les agens 
forestiers des Pays-Bas jusqu’ä cinq 
milles de la frontiere, et reconduit 
dans le Royaume pour £tre livr€ aux 


tribunaux. 


Art. 3. Les deux articles ci- 
dessus seront applicables au delin- 
quant qui n’est ni Prussien, ni sujet 
des Pays-Bas; il sera livré au Gouver- 
nement sur le territoire duquel ilaura 


"commis le delit, 


Art, 4. Dans cette poursuite les 
agens forestiers des deux Gouverne- 
mens pourront demander que les au- 
torites fassent une visite domiciliaire, 
mais uniquement dans le cas et de la 
maniere prescrits par les lois du pays 
oü elle doit avoir lien. 

Art. 9 Dans la poursuite du 
delinquant, comme il est &tabli ä l’ar- 
ticle 2., les agensforestiers, douaniers, 
gardes-champ£tres, et tous les d&po- 
sitaires de la force publique, oö il 
se sera refugie, seront obliges de 
preter main-forte aux agens forestiers 
poursuivans, lorsque ceux-ci, munis 
de leur commission qu’ils exhiberont, 
les requerront. | | 

Art. 6. La presente Convention 
est conclue pour dix ans, après ler- 
piration desquels elle continuera jus 
qu’ä ce quelle ait étéæ denoncee 
une des parties contractantes, en quel 


6 Monate nach der Auffündigung. ihre 
verbindliche Kraft verliert. 

- Urt. 7. Die gegenwärtige Ueberein⸗ 
kunft wird Doppelt ausgefertigt, und foll 
ihre Wirfung erft äußern, wenn fie von 
beiden Gouvernements ratifizirt feyn wird. 


So gefchehen Aachen, den 16ten Au⸗ 
1828. 


Carl von Mälmann, Oberforftmeifter. 


Jacob CHriftoph Cuny, Wirklicher 
Regierungsrath, Ritter des Preußi⸗ 


fhen rothen Wodler = Ordens SIter 


Klaſſe. 
O. Leclereq, General⸗Prokurator bei 
dem Ober⸗Gerichtshofe zu Luͤttich, 


Ritter des Belgiſchen Loͤwen⸗Ordens. 


Ferdinand Del Marmel, Admini⸗ 
ſtrator der Domainen. 
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cas elle cessera d’etre en vigueur, 
six mois après la denonciation. _ 
Arr. 7. La presente Convention 
sera expédiée en double et ne sortira 
ses eflets qu’apres avoir été ratifiée 
par les deux Gouvernemens. . — .. 
Ainsi fait et sign& à Aix-la-Cha- 
pelle le 16 Aotıt 1828. _ | 


Ch. de Mülmann, Grand-maltre des 
forets. 

Jacques Christophe Cuny , Conseiller 
actuel de regence, Chevalier de 
l’ordre de l’aigle rouge de Prusse 

' de3"Clase. 

O. Leclercg, Procureur-gen£ral pres 
la Cour superieure de justice, 
seant ä Liege, Chevalier de l’or- 
dre du lion Belgique. u 

Ferdinand Del Marmel, Administra- 
teur des domaines. 


Vorftehende Konvention ift zu Brüffel den 22ften Januar und zu Berlin 


ben Iten Mai 1829, ratifizirt worden. 





(No, 1211.) Verordnung, bie Einführung gleicher Wagengeleife in benjenigen Theilen bed 
Brandenburgifch-Laufigifchen Provinzialverbandes, in welchen die Verordnung 
vom 14ten März 1805, nicht eingeführt ifl, betreffend. Vom 23ſten Auguſt 1829, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


Preußen 10. x. 


Nachdem Unſere getreuen Stände der Mark Brandenburg ımb des Marke 
afthums Niederlaufig bei ihrer lebten Berfammlung darauf angetragen haben, 
ß Mir die in der Verordnung vom 14ten März 1805. enthaltenen Beftimmungen 


über die Einfuͤhrung einer gleichen Wagen 


fpur auch in denjenigen Theilen des Bran« 


Denburgifchen Provinzialverbandes zur Ausführung bringen Iaffen möchten, welche 
theils $. 6. der gedachten Verordnung ausgenommen worben, theild auch fpäter erft 
in den Provinzialverband getreten find; fo verordnen Wir fr alle die gedachten 
Zandestheile, in welchen Die Verordnung vom 14ten. März 1805. resp. noch nicht 


— oder noch nicht publizirt worden iſt, dem 
St utachten Unſeres Staatsminiſterü Folgendes: 

Von der Zeit der Bekanntmachung dieſer Verordnung ab ſollen alle 
an neuen Kutſchen, Poſt⸗, Fracht⸗, Bauer⸗ und allen andern Arten von 


gemaͤß und auf das 


91. 
Achfen 


nfrage Unſerer gefreuen 


Wagen dergeftalt angefertigt werden, baß bie Breite Des Wagengeleiſes von der 
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Mitte der Sehe des einen bis zur Mitte der Felge des andern Rades Vier Fuß 
Bier Zoll Preußifch beträgt. 

$. 2. Den Stell: und Schirrmachern und andern Handwerkern, welche fich 
mit biefer Fabrikation befchäftigen, wird bei Drei Thalern Strafe unterfagt, eine 

Achſe wider die Vorfchrift des $. 1. einzurichten, und den Schmieden bei gleicher 
Strafe, folche mit Beichlag zu verfehen. _ | 
| Bei wiederholten Kontraventionen wird die Strafe verboppelt. 

$. 3. Nach Ablauf von Sehe Jahren, von Bekanntmachung biefer Ver 
ordnung an, foll im ganzen Provinzialverbande der Mark Brandenburg und des 

—— ra kein Wagen gebraucht werden, welcher nicht die $. 1. 
beftimmte Ei A . 

$. 13 Mer ſich nach Ablauf diefer Frift eines nicht nach obiger Worfchrift 
eingerichteten Wagens bedient, foll durch die Polizeis und Wegebeamten, fo wie 
- Durch Die Gensdarmerie angehalten, zur nächften Ortsobrigfeit gebracht und in eine 

Geldſtrafe von Einem bis Fünf Thalern für den erften, und von Zwei bis Zehn 
Thalern für die folgenden Kontraventionsfälle, genommen werden. Diefe Strafe, 
welche in die Armenkaſſe des Orts fließt, wo die Kontravention entdeckt und beftraft 
wird, trifft den Eigenthuͤmer des Magens, foll jedoch von dem Reifenden, mit 
Vorbehalt feines Regreſſes an den Figenthümer, erlegt werben. | 

Fuͤr eine und diefelbe Reife bis zum naͤchſten Beftimmungsorte foll nur einmal 
ee ſtaufinden und der Reiſende Aber deren Erlegung mit einer Beſcheinigung 
verfehen werden. 

en $. 9. Won diefen Vorfchriften find allein ausgenommen: 

a) ſaͤmmtliches Militairfuhrwerk, jeboch nicht dasjenige, welches Privateigenthum 
einzelner Militairs ift; 

b) fremde Reifende oder Reifende aus ſolchen Provinzen des Preußifchen Staats, 
* ng keine oder eine andere allgemeine Einrichtung der Wagen vorge 
ſchrieben ift. 

j $. 6. Diejenigen Vorfchriften des Reglements vom 14ten März 1805, 
welche von den Borfchriften egenmärtiger Berordnung abweichen, namentlich bie 
$$.2. und 3. des erfieren entha tenen, erklären Wir hiermit für aufgehoben, indem 
in ben geeigneten Sallen in. dem ganzen Brandenburg =Laufigifchen Provinzialver: 
bande le gl die gegenwärtige DBerordnung in Anwendung kommen fol. 

$. 7. Wir befehlen allen Unfern Polizei= und Gerichtöbehörben, ſich nad) 
diefer Verordnung, welche fogleich und außerdem dreimal während bes fechsjährigen 
Zeitraums durch die Intelligenz und Amtöblätter befannt gemacht werben toll, 
gebührend zu achten. 

Gegeben Berlin, den 23ften Auguft 1829, 


(LS) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
von Schumann. Graf von Lottum. Graf von Dandelman. 


” 0 Ehe den Minifier ber auswärtigen Angelegenheiten: Für den Kriegsminiſter: 
von Schönberg. - von Schöler. 


— — 
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‚Sees. Sammlung 


für bie | 
Königlichen Preußiſchen Staaten 
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(No. 1212.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen und Seiner 
Herzoglichen Durchlaucht dem Herzoge von Sachſen⸗ Meiningen, wegen 
gegenfeitiger Erleichterung bed Verkehrs zwifchen Ihren Unterthanen. Vom 
sten Juli 1829. | 


San Majeftät der König von Preußen und Seine Herzogliche Durchlaucht 
der Herzog von Sachfen-Meiningen, haben in der Abficht, bie Hinderniffe 
möglichft zu: befeitigen, welche vorzüglich durch örtliche Werbältniffe dem. Handel 
und gewerblichen Verkehr zwifchen Ihren Unterthanen enigegenfiehen, | Bevoll⸗ 
maͤchtigte entiunt, namlich: 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: 
Allerhoͤchſt⸗ Ihren Geheimen Legationsrath Albrecht Friedrich 
Eichhorn, Ritter des Koͤniglich⸗Preußiſchen rothen -Abler -Orbens 
Zter Klaſſe, Inhaber des eiſernen Kreuzes 2ter Klaſſe am weißen 
Bande, Ritter des Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen St. Annen⸗Ordens 2ter Klaſſe 
und Kommandeur 2ter Klaſſe des Großherzoglich⸗ Heſſiſchen Haus⸗ 
Ordens; und 
Seine Hetzogliche Durchlaucht der Herzog von Sachſen⸗Meiningen: 
Hoͤchſt⸗Ihren Miniſter⸗Reſidenten am Koͤniglich⸗Preußiſchen Hofe, ben 
Kammerherrn Ludwig Auguft v. Rebeur, Ritter des Preußiſchen 
rothen Adler⸗Ordens ZIter Klaffe, und Hoͤchſt⸗-Ihren Miniſterialrath, 
Carl Auguſt Friedrich Adolph v. Fiſchern, Ritter des Koͤnig⸗ 
lich⸗Saͤchſiſchen Civil⸗Verdienſt Ordens; 
von welchen Bevollmaͤchtigten, mit Vorbehalt der Ratifikation, nachſtehender 
Vertrag abgeſchloſſen worden iſt. | 
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(Ausgegeben zu Berlin den 28ſten September 1829.) 
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| Artikel: 1. 

Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Herzogliche Durchlaucht 
der Herzog von Sachfen-Meiningen, wollen eine Kunftftraße in ber Richtung von 
Zangenfalza über Gotha, Ohrdruff, Zelle, Benshaufen, Kuehndorff, Meiningen, 
Henneberg nach Mellrichftadt, ferner in der Richtung von Zelle, Suhl, Schleus 
fingen, Hilbburghaufen, Rodach, Koburg nad) Lichtenfeld, fo weit fie Durch 
Ihre Lande zu führen und nicht bereits vollendet ift, ein jeder Fontrafirende 
Theil auf feinem Gebiete in einen für Srachtfuhrwerf völlig brauchbaren Zuſtand 
berftellen und in ſolchem auch erhalten laffen. 


Artikel 2. - 
Wegen gleichförmiger Beftimmung der Chauffees, Wege-, Bruͤcken⸗ und 
Pflaftergelder auf den Straßen, welche zur Unterhaltung des Verkehrs zwoifchen 
den Königlich = Preußifchen und Serzoglich - Sachfen = Meiningenfchen Landen 
. dienen, wird eine befondere Uebereinfunft vorbehalten. In Abficht der Höhe 
bes Chauſſeegeldes wird jetzo ſchon feftgefeht, daß es auf Beinen Fall die Eike 
des Preußifchen Tarifs vom 28ften April 1828.- überfteigen foll. 


Damit die im Artikel 1. bezeichneten Kunſtſtraßen für Handel und Verkehr 
möglichft frei benugt werden koͤnnen, follen von allen von Langenfalza nad 
Mellrichftadt und Lichtenfels, und in umgekehrter Richtung von Mellrichftadt und 
Lichtenfeld nach Langenfalza, durchgehenden Waaren ohme Unterfchied, auf ber 
ganzen Strede von der Preußifch-Gothaifchen Grenze bis beziehungsweiſe zur 
Baierifch - Meiningenfhen und Meiningen = Koburgfchen Grenze, vom Aften 
Oktober d. 3. ab, Feine Durchgangsabgaben, unter welchem Namen ed aud 

fey, erboben werden. 
Artikel 4. 
Zwifchen folgenden Preußifchen Lanbestheilen, als: 

a) dem Landfreife Erfurt, 

b) dem Kreife Schleufingen, 
c) dem Kreife Ziegenräd, 

einerfeitö, und. fämmtlichen Sachfen- Meiningenfchen Landen anbererfeits, foll 
vom 1ften Dftober d. 3. ab bergeftalt ein freier gegenfeitiger Verkehr beſiehen, 
daß die non den beiberfeitigen Unterthanen innerhalb jener Lande und Landes— 
theile zu verführenden Waaren aller Art, uͤberall in Räcficht auf Eingangs 
und Ausgangsabgaben den eigenen inländifchen Waaren völlig gleich behandelt 
werben, auch nirgends einem Binnenzolle, e8 ınag Diefer unter dem Namen 
Geleit oder unter einem andern Namen bis dahin beftanden haben, ferner unter: 
liegen ſollen. | 

Art, 5. 
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Artikel 5. 
Auſgenommen von dieſer gegenſeitigen Freiheit des Verkehrs ſind: 
1) Salz und Spielkarten, indem der Verkehr mit dieſen Gegenſtaͤnden den in 
den Landen eines jeden der kontrahirenden Theile hieruͤber beſtehenden An⸗ 
ordnungen unterworfen bleibt; 


2) alle Gegenſtaͤnde, von welchen bei der. Erzeugung ober Bereitung im 
Inlande eine Abgabe erhoben wird. Das freie Verkehr mit diefen Gegen- 
ftänden aus einem Gebiete in das andere findet nur mit der Einfchränfung 
Statt, daß diefelben, wenn fie in das Gebiet des andern Eontrabirenden 
Theil eingebracht werben, daſelbſt einer Abgabe unterliegen, welche der⸗ 
jenigen gleichkommt, womit die eigenen inlandiſchen Erzeugniſſe derſelben 
Art belaſtet ſind. 

Artikel 6. 

In Abſicht des Verkehrs zwiſchen der Stadt Erfurt und den Herzoglich⸗ 
Sachſen⸗Meiningenſchen Landen, ſowohl was den Eingang als die Durchfuhr 
anlangt, follen vom Aften Oktober d. 3. an die beiderfeitigen Unterthanen der- 
geftalt gleich behandelt werden, daß einerfeitd die Unterthanen der Herzoglichen 
Lande in der Stadt Erfurt diefelben Vortheile und Beginftigungen genießen, 
welche den eigenen Preußifchen Unterthanen des Landfreifes Erfurt und der 
Kreife Schleufingen und Ziegenräd dafelbft zuftehen, anbererfeitd aber auch den 
Einwohnern der Stadt Erfurt in den Herzoglich - Sachfen : Meiningenfchen Landen 
-alle die Vortheile und Begänftigungen zu Statten kommen, worauf die Ein⸗ 
wohner der gedachten Preußifchen Sereife nach Art. 4. und 5. in jenen Landen 
Anſpruch machen koͤnnen. 

Artikel 7. 

Zwiſchen den oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen, welche innerhalb « einer 
gefchloffenen Zolllinie liegen, und den Herzoglich - Sachfen-Meiningenfchen Landen 
ſoll das gegenfeitige Verkehr vom Aften DOftober d. 3. an in folgender Art 
erleichtert werden: 

I. freien Eingang in die öftlichen Preußifchen Provinzen follen haben, ſo⸗ 
fern es eigene Erzengniffe der Sachfen» Meiningenfchen Lande find: 

a) in unbeftimmter Quantität, außer benjenigen Gegenftänden, welche nach 


der Preußifchen Verordnung wegen Erhebung der Eingangs, Durchgangs-  " 


und Ausgangs-Abgaben vom 3often Oktober 1827. jeßo Feiner Abgabe 
unterworfen find, 
41) Sarben- Erden aller Art. (Preußifche Erhebungsrolle No. 4. litt. f. ) 
2) Flache, Werg, Heede. (Preußifche Erhebungsrolle No. 8.) Ä 
3) Sämereien und Beeren, mit Ausnahme von Anis und Kümmel, 
(No. 1913.) u2 a) Deck 
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a) Oelſaat, als: Hanfſaat, Leinſaat und Leindotter oder Doͤder, 
Mohnſaamen, Raps oder Ruͤbſaat, 
b) Kleeſaat und alle nicht namentlich im Tarif aufgefuhrten Saͤme⸗ 
reien. (Preußifche Erhebungsrolle No. 9. b. 2. und 3). 
4) Kalk und Gips, gebrannter. (Preußiſche Erhebungsrolle No. 16.) 
5) Schiefertafeln und Schieferftifte (Griffel); 
b. in beftimmten Quantitäten für das Jahr: 
1) grobe Siebmacherwaaren (Preußiſche Erhebungsrolle Ne. 4.) 
200 Zenmer. 
2) Eiſenvitriol, gruͤner Preuß. Erhebungsrolle No.5. e.) 400 
3) graue Packleinwand und. Segeltud) CPreuifie Erhe | 
bungsrolle No. 22. c.).....................2...... 50 
4) Zwillich u. Drillich Preuß. Erhebungsrolle No. ‚29. d.) 50 
5) Theer und Pech (Preußifche Erhebungsrolle No. 37.) 400 
6) Wollen⸗Garn (Preußifche Erhebungsrolle No.41.b.) 100 
7) grobe Böttcher: und Drechsler, Korbflechter-, Tifchler- 
und alle rohe oder bios gehobelte Holzwaaren, Wagner: 
Arbeiten und Mafchinen von Holz (Preußifche Erbes 
bungsrolle No. 12. h. Anmerkung.)................ 600 = 
8) kurze grobe Waaren (Preuß. Erhebungsrolle No.20.a.) 200 s 
9) einfarbiges oder weißes Fayence oder Steingut. (Preußi⸗ 
fche Erhebungsrolle No. 38. c.) .................... 100 8 


Wenn der Fall ber Einfuhr ber vorfichenb genannten Waaren auch. * 
kehrt aus den oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen in die Herzoglich⸗ Sachfen⸗Meinin⸗ 
genſchen Lande vorkommen ſollte, ſo ſollen dieſelben in gleicher Art, wie oben 
beſtimmt worden iſt, frei von Abgaben eingelaſſen werden. 


- IE Was den Durchgang betrifft, fo ſollen Erzeugniſſe der Sachſen⸗ 
Meiningenfchen Lande, welche entweber nach der Verorbnung vom 30ften Okto⸗ 
ber 1827. bermalen feiner Eingangs-Abgabe unterliegen, jedoch mit Ausaakı 
von Wolle, rohen Häuten und Lumpen, oder für welche Durch Die vorangehende 
Beſtimmung des Art. (J.) der Eingang frei gegeben ift, auch frei von allem Land- 
und MWafferzoll auf der Straße von Langenfalza Uber Magdeburg ins Ausland 
burchgeführt werben koͤnnen. Fuͤr Waaren, bei welchen der freie Eingang nor 
auf eine beſtimmte Quantität zugelaffen ift, findet die Befreiung von Durchgang 
Abgaben auch nur auf eine gleiche Quantität, wie ber freie Eingang, Statt. Diefer 
Befchränkung auf eine Quantität find jeboch bie fogenanten Sonnenberger Paaren 
im Durchgange nicht unterworfen, im fofern fie zu den groben kurzen Waaren 
gehören, ‚und auf ber Straße von Langenſalza über Magdeburg ins Ausland 
durchgefuͤhrt werden. 

Ferner 
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, Kerner wird den Herzoglichen Unterthanen von; allen Waaten ohne Unter⸗ 

ſchied, auslaͤndiſchen wie inlaͤndiſchen, welche dieſelben auf der Elbe über Magde⸗ 
burg ausführen oder einführen, der Elbzoll eben fo, wie Dies dem inländischen 
| Handel zugeftanden ift, völlig erlaffen. - 

II. Wenn, außer den unter I. und II. gemachten Zugeftänbniffen , wegen 
irgend eined Gegenftandes von einem der kontrahirenden Theile für die Unterthanen 
eines dritten Staated, außer dem Falle beſonderer Handels⸗Vertraͤge, guͤnſtigere 
Beſtimmungen getroffen werden, als im allgemeinen Tarif ſich vorfinden, ſo ſollen 
dieſelben auch den Unterthanen des andern kontrahirenden Theils zu Statten 
kommen. Dagegen wird keiner der kontrahirenden Theile irgend ein Erzeugniß der 
Natur und des Gewerbfleißes aus den Landen des andern kontrahirenden Theils 
mit einer hoͤhern Abgabe belegen, als in dem allgemeinen Tarif dafuͤr feſtgeſetzt iſt. 


Artikel 8. 

Vom iſten Oktober d. J. an ſoll, ohne Beſchraͤnkung auf beſendere Landes 
theile und Provinzen, von Koͤniglich⸗Preußiſchen und Herzoglich⸗Sachſen⸗Mei⸗ 
ningenſchen Unterthanen, welche in dem Gebiet des andern kontrahirenden Theils 
Handel und Gewerbe treiben oder Arbeit ſuchen, keine Abgabe entrichtet werden, 
welcher nicht gleichmaͤßig die eigenen Unterthanen derſelben Art unterworfen ſind. 
Dies ſoll auch insbeſondere von ſolchen Handels⸗ und Gewerbsleuten gelten, welche 
die Maͤrkte des Handels wegen beſuchen. 


Artikel 9. 

So weit es bei dem Inhalte der Art..3 — 8., zur Erleichterung des Grenz 
verkehrs noch einiger Anordnungen bedarf, bleiben biefe der befonderen Verabredung 
der betreffenden Verwaltungs = Behörden, innerhalb ber geſetzlich beſtehenden 
Grundſaͤtze, vorbehulten. | 

Dies gilt auch wegen der Art und Weiſe der Ausftellung ber Usfprungs« | 
zeugniffe, von welchen die Wanrenfendungen. begleitet ſeyn muͤſſen, wenn dafuͤr 
die in vorſtehenden Artikeln zugeſtandenen Beguͤnſtigungen in Anſpruch genommen 
werden ſollen. 

Artikel 10. 

Zur Sicherung Ihrer landesherrlichen Einnahmen an Eingangs⸗, Durch⸗ 
gangs⸗ und Ausgangs⸗Abgaben wollen ſich beide kontrahirende Theile gegenfeitig 
unferflügen. Daher wollen auch Seine Herzoglihe Durchlaucht, der Herzog von 
Sahfen- Meiningen, geftatten, daß die Preußifchen Zollbeamten die Spur began- 
gener Unterfchleife in das Herzogliche Gebiet verfolgen und ſich mit Zuziehung der 
Orts⸗Obrigkeit des Thatbeftandes verjichern, wogegen binfichtlich der Beeinträch- 
tigung ber Herzoglich- Meiningenfchen Gefälle den Herzoglichen Beamten eine 
gleiche Befugniß in dem Preußifchen Gebiete zugeftanden wird. Nicht weniger 

(No. 1212.) follen 
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ſollen die Behörden ben, Für die Aufrechthaltung ber beiberfeitigen Zollgefetze erge⸗ 
henden Reyuifitionen gegenfeitig unverzüglich nachfommen, und auf besfallfigen 
Antrag bie. von Unterthanen bes einen Theild gegen bie Zollgefehe bes andern 


Theile veräbten Unterſchleife eben ſo zur Unterſuchung und Strafe ziehen, als 
wenn ſie gegen die eigenen inlaͤndiſchen Geſetze begangen worden wären. 


Artifel 11. | 
Die Dauer des gegenwärfigen Wertrages wirb bis zum Zifien Dezem⸗ 
ber 1834. feſtgeſetzt, und wenn berfelbe in den erſten Drei Monaten des letzten 
Jahres von der einen ober der andern Seite nicht aufgefündigt werben follte, 
fo wird er auf fernere 3 Jahre und fofort ſtets auf 3 Jahre als verlängert 
angeſehen. 
Artikel 12. 

Der gegenwärtige Dertrag fell unwerzäglich zur Allerhöchften und Höchften 
Ratifikation vorgelegt und die Auswechfelung der Ratififationd « Urkunden 
ſpaͤtſtens binmen ſechs Wochen in Berlin bewirkt werben. 

Sur Urkunde deffen haben bie Bevollmächtigten denfelben unterzeichnet, 
und mit ihren Wappen verfehen. 


So gefchehen Berlin, ben Iten Juli 1829. 


Albrecht Friedrich) Ludwig Auguft Carl Auguft Friedrid) 
Eichhorn. v. Rebeur. Adolph v. Fiſchern. 
(L. S.) (LS) (US) 





Vorſtehender Vertrag iſt von Seiner Mafeſtit dem Könige am 29ften 
Auguſt c. und von Seiner Derzoglichen Durchlaucht dem Herzoge von Sachſen⸗ 
Meiningen am 14ten Auguft c. ratifizirt worben, 
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os 1213.) Berteäg zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und Eeiner 
| Herzoglichen Durchlaucht dem Herzoge von Sachſen⸗ Koburg⸗ Gotha, wegen 
: gegenfeitiger Erleichterung bed Verkehrs zwifchen Ihren Unterthanen. Tom 
. 4ten Juli 1829. ' 


San Majeftät der. König von Preußen und Seine Herzogliche Durchlaucht 
der Herzog von Sachſen⸗Koburg⸗-Gotha, haben in der Abſicht, die Hinderniſſe 
moͤglichſt zu befeitigen, welche .porzüglich durch Örtliche Verhältniffe dem Handel 
und. gewerblichen Dertebr zwifchen Ihren Unterthbanen entgegenftehen, Bevoll⸗ 
mächtigte ernannt, nämlich: 


Seine Majeftät der König von Preußen: 
Allerhoͤchſt⸗ Ihren Geheimen Legations⸗Rath, Albrecht Friedrich 
Eichhorn, Ritter des Koͤniglich⸗Preußiſchen rothen Adler⸗Ordens 
Zter Klaſſe, Inhaber des eiſernen Kreuzes 2ter Klaſſe am weißen 
Bande, Ritter des Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen St. Annen-Ordens 2ter Klaſſe 
und Kommandeur 2rer Kaffe bes Großberzoglich = Def fchen Haus- 
Ordens; 
und .. | ZZ 
Seine Herzogliche Durchlaucht der Herzog von Sachſen⸗Koburg-Gotha: 
Hoͤchſt⸗Ihren Flügel: Adjudantn und Major, Kammerherrn Buffo 
von Alvensleben, Ritter des Königlich Preußischen St. Johanniter: 
Ordens und Inhaber ber Herzoglich: Sachfen = Koburgifchen.. Militair- 
Verdienft- Medaille; und 
Hoͤchſt-Ihren Geheimen Legations⸗ Rath, Ernſt Haberm ann; 
von welchen Bevollmaͤchtigten, mit Vorbehalt der Ratifikation, nachſtehender 
Vertrag verabredet worden iſt. 
Artikel 1. 

Seine Majeftät ber König von Preußen und Seine Herzogliche Durchlaucht 
der Herzog von Sachſen-Koburg-Gotha, wollen eine Kunftftraße in ber Richtung 
von Langenfalzga über Gotha, Ohrdruff, Zelle, von hier in einer zwiefachen 
Richtung nach Benshaufen und Suhl, von dem Ießtgenannten Orte über 
Schleufingen, Hildburghauſen, Rodach, Koburg nach Lichtenfels, ſoweit ſolche 
durch Ihre Lande zu fuͤhren und nicht bereits vollendet iſt, ein jeder kontrahirende 
Theil auf ſeinem Gebiete, in einen fuͤr Frachtfuhrwerk voͤllig brauchbaren Zuſtand 
herſtellen und in ſolchem auch erhalten laſſen. 

Artikel 2. 

Wegen gleichformiger Yelimmung ber Chauſſee⸗, Weges⸗, Bruͤcken⸗ und 

Pflaſtergelder auf den Straßen, welche zur * Unterhaltung des Vertehro zwiſchen 
(No. 1843.) ben 
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den Koͤniglich⸗Preugiſchen und Herzoglich · Sachfen ⸗Koburg · Gothaiſchen Rand 
dienen, wird eine beſondere Uebereinkunft vorbehalten. In Abſicht der Hoͤh 
bes Chauſſeegeldes wird jetzo ſchon feſtgeſetzt, daß ed auf keinen Fall bie Saͤt 
des Preußiſchen Tarifs vom 28ſten April 1828. uͤberſteigen ſoll. 
- Artikel 3. . . 
Auf der im Art, 1. bezeichneten Straße foll das Chauffeegeld nicht erhoben 


werben: 
4) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Königichen 
und des Herzoglichen Hauſes, imgleichen ben Ianbeöherrlichen Geſtiten 
jehören; 
2) I öffentlichen Beamten, ohne Unterſchied, ob es Militair⸗, Civil⸗ ode 
kirchliche Beamten find, auf Dienſtreiſen, wenn ſie ſich durch Freikarte 
ihrer vorgeſetzten Behoͤrden legitimiren, imgleichen von Offtziers zu Pferd 
und in Dienſt⸗ Uniform; 
D) von Transporten, welche unmittelbar für Rechnung des Hofes oder bi 
Regierung ber fontrahirenden Theile gefchehen: . 
Artikel 4. . 

Damit diefe Kunftftraße auch fr Handel und Verkehr moͤglichſt frei best 
werben koͤnne, foll von allen von Langenſalza nach Xichtenfels, oder iumigefekt 
von Lichtenfels nach Langenfalza durchgehenden Waaren ohne Unterfchieb, af 
ber ganzen Strede von ber Preußifch-Gothaifchen bis zur Baierifch = Koburgfäe 
Grenze, vom Aften Oktober d. 3. ab, feine Durchgangs-Abgabe, unter welhen 
Namen e8 auch fey, erhoben werben. . 

» Artikel. 5. 
Zwifchen folgenden Preußifchen Randestheilen, als: 

dem Landkreiſe Erfurt, 

dem Kreife Schleufingen, 

dem Kreife Ziegenrüd . _. 
einerfeitd, und fämmtlichen Koburg- Gothaifchen Landen andererſeits foll zoti 
iften Oktober d. J. ab bergeftalt ein freier gegenfeitiger Werkehrit be 
daß die von ben beiberfeitigen Unterthanen innerhalb jener ande und 
zu verführenden Waaren aller Art, überall in Ruͤckſicht auf Eing 
gangsabgaben ben eigenen inländifchen Waaren völlig gleich 
auch nirgends einem Binnenzoll, es mag biefer unter dem 
unter einem anbern Ramen bis dahin beftanden haben, fei 

Ausgenommen von biefer gegenfeitigen Freiheit bed Wü 

1) Salz und Spielfarten, indem der Verkehr mit diefen M 
Lande eines jeden ber kontrahirenden Theile hieru 
nungen unterworfen bleiben; ’ RE) 
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) alle Gegenftände, von welchen bei der Erzeugung ober Bereitung im In⸗ 
lande eine Abgabe erhoben wird. Das freie Verkehr mit dieſen Segen 
. ftänden aus einem Gebiete in das andere, findet nur mit ber Einſchraͤnkung 
Statt, daß biefelben, wenn fie in das Gebier des andern Eontrahirenben 
Theild eingebracht werben, dafelbft einer Abgabe unterliegen, welche ber- 
- jenigen gleich fommt, womit die eigenen inlänbifchen Erzeugniffe derfelben 

Art belaftet find. 

. Artikel 6. 
In Abficht des Verkehrs zwifchen ber Stadt Erfurt und den Herzoglich- 
Koburg= Gothaifchen Landen, ſowohl was den Eingang als die Durch- 
, follen vom Aften Oktober d. 3. an bie beiderfeitigen Unterthanen 
Yefalt gleich behandelt werben, baß einerfeitd bie Unterthanen ber Herzog⸗ 
von Lande in ber Stadt Erfurt diefelben Vortheile.und Begänftigungen genießen, 
Iche ben- eigenen Preußifchen Unterthanen des Landkreiſes Erfurt und der Kreife 
en und Ziegenrüd daſelbſt zuſtehen, andererſeits aber auch den Ein⸗ 
hnern der Stadt Erfurt in den Herzoglich⸗ Sachſen⸗Koburg⸗ Gothaifchen 
iden alle die Vortheile und Begunfligungen zu Statten fommen, worauf bie 
wohner ber gehadien Preußifchen Kreife nach Art. 4. und 5. in jenen Landen 
ſpruch machen koͤnnen. 
Artikel 7. 


Zwiſchen ben oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen, welche ——* einer 
chloſſenen Zolllinie liegen, und ben Herzoglich⸗ Sachſen⸗Koburg⸗ Gothaiſchen 
iden ſoll das gegenſeitige Verkehr vom Aften Oftober d. J. an, in folgender 
t erleichtert werden: 

1. Freien Eingang in bie öftlichen Preußiſchen Provinzen ſollen haben, 
tm es eigene Erzeugniffe der Roburg« Gothaifchen Lande find, 

) m snbekimmter rad außer benjeigen Gegentänben, Du 
: — en rbnung wegen Erhebimg ber Cingangs⸗ 
u u A — 1827., ieh tier 
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Im beſtimmt er Kimantität für das Jahr: 
4) grobe Siebmacherwaaren (Preuß. Erhebungsrolle No.4.) 100 Zentner. 
2) gebleichtes Garn (Preuß. Erhebungsrolle No. 22.b.). 150 = 
3) Waid und Wau (Preuß. Erhebungsrolle No.5.g.).. 600 = 
4) Terpentin, Terpentindl, Kiehnoͤl auch Kiehnruß 
(Preuß. Erhebungsrolle No. 5. p.) ... ... 600 = 
5) Anis (Preuß. Erhebungsrolle No.9.b.1.).......... 80 = 
b) grobe Böttcher: und Drechsler⸗, Korbflechter⸗, Tiſchler⸗ 
und alle robe oder blos gehobelte Holzwaaren, Wagnere 
Arbeiten und Mafchinen von Nolz (Preußiſche Erhe⸗ 
bungsrolle No. 12. h. Anmerkung.)........,... 600. 
7) kurze grobe Waaren (Preuß. GErhebungsrolle No.20. a) 300 s.- 
8) Zwillich und Drillich (Preuß. Erhebungsrolle No.22.4.) 150  « 
 Menn der Fall der Einfuhr der vorſtehend genannten Waaren auch umge 
Eehrt aus den Öftlichen Preußifchen Provinzen in Die Herzoglich⸗ Sachſen⸗Koburg⸗ 
Gothaiſchen Lande vorkommen ſollte, ſo ſollen dieſelben in gleicher Art, wie oben 
beſtimmt worden iſt, frei von Abgaben eingelaſſen werden. 


I. Was ben Durchgang betrifft, fo ſollen Erzeugniffe Der Koburg⸗Gothai⸗ 
ſchen Lande, welche entweder nach der Verordnung vom 30ften Oktober 1827. 
bermalen feiner Eingangs Abgabe unterliegen, jedoch mit Ausnahme von Wolle, - 
rohen Häuten und Lumpen, oder für welche durch bie vorangehende Beſtimmung 
des Art. (1.) ber Eingang frei gegeben ift, auch frei von allen Land⸗ und Waſſer⸗ 
Zoͤllen auf der Straße von Langenfälza Aber Magdeburg ins Ausland durchgeführt 
werben koͤnnen. Für Waaren, bei welchen ber freie Eingang nur auf eine beftimmte 
Duantität zugelaſſen ift, findet bie Befreiung von Durchgangsabgaben auch nur 
auf sine gleiche Quantität, wie ber freie Eingang, ftatt. 

Berner wird ben Herzoglichen Unterthanen von allen Waaren ohne: Unter 
ſchied, auslandifchen wie inlandifshen, welche Diefelben auf der Elbe über ‚Mage: 
- burg ausführen ober. einführen, ber Elbzoll eben fo , wie dies dem inlaͤndiſchen 
Handel zugeſtanden iſt, voͤllig erlaſſen. 

IM. Wenn, außer den unter J. und IL. gemachten Sugeftänbniffen, wegen 
irgend eines Gegenftanbes won einem der Eontrahirenden Theile für die Unterthanen 
eines dritten Staates, außer dem Falle befonderer Handels-Vertraͤge, guͤnſtigere 
Bellimmungen ‚getroffen werden, als im allgemeinen Tarif fich vorfinden, fo 
follen Diefelben auch den Unterthanen bes anbern fontrahirenden Theile zu Statten 
fömmen; -- Dagegen: wird keiner der kontrahirenden Theile irgend ein Erzeugniß 
ber Natur oder des Gewerbfleißes aus! den Landen des andern kontrahirenden 
WMals mit einer hoͤheren Athabe balegen, als in Damm: allgemeinen Tarif dafuͤr 
feſtgeſetzt iſt. 

Art. 8. 


. werben follen. 
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Artikel 8. . 
Dom Aften Oktober d. 3. an foll, ohne Beſchraͤnkung auf befonbere 
Landestheile und Proninzen, von Königlich» Preußifchen und Herzoglich⸗Koburg⸗ 
Gothaifchen Unterthanen, welche in Dem Gebiete des andern Eontrahirenden Theile 
Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit fuchen, Feine Abgabe entrichtet werden, 
welcher nicht gleichmäßig bie eigenen Unterthanen berfelben Art unterworfen find. 


Dies foll auch indbefondere von ſolchen Handel- und Gewerbetreibenden gelten, 


welche die Märkte bes Handels wegen befuchen. 
ge Ariel 9. ö 

So weit e8 bei dem Jihalt der Art. 4 — 8. zur Erleichterung des Grenz» 
Merkehrd noch eigener Anordnungen bedarf, bleiben dieſe ber befondern Verabre⸗ 
bung ber betreffenden Bermältungds Behörden, innerhalb der gefeglich beftehenden 
Grundfäge, vorbehalten. : | | 

Dies gilt auch wegen der Art und Weile der Ausſtellung der Urfprungs- 
Zeugniffe, von welchen die Waaren-Sendungen begleitet feyn muͤſſen, wenn dafür 
bie in vorftehenden Artikeln zugeftandenen Begänftigungen in Anſpruch genommen 


| Artikel 10. 
Zur Sicherung Ihrer Iandesherrlichen Gefälle an Eingangs, Durchgangs- 


und Ausgangs-Abgaben, wollen fich beide Fontrahirende Theile gegenfeitig untere 


ſtuͤtzen. Insbeſondere wollen Seine Herzogliche Durchlaucht, der Herzog von 


Suchen: Koburg: Gotha, geftatten, daß die Preußifchen Zollbeamten die Spur 
begangener Unterfchleife in das Gothaiſche Gebiet verfolgen und’ ſich mit Zu: 
ziehung der Ortdobrigfeit des Thatbeftandes verfichern, wogegen binfichtlich ber 
Beeinträchtigung Gothaifcher Gefälle den Gothaifchen Beamten eine gleiche 
Befugniß in dem Preußifchen Gebiete zugeftanden wird. Nicht weniger follen bie 
beiderfeitigen Behörden den für die Aufrechthaltung der beiderfeitigen Zollgefeße 
ergebenden Requifitionen unverzüglich nachfommen, ‚und auf desfallfigen Antrag 
die von Unterthanen bes einen hohen Eontrabirenden Theild gegen bie Zollgefeße 


des andern Theils veruͤbten Unterfchleife eben fo zur Unterfuchung und Strafe 


ziehen, als wenn fie gegen die eigenen inländifchen Gefeße begangen wären. 


Artikel 11. 


Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird bis zum 31ſten Dezem- 
ber 1834. feftgefeßt, und wenn berfelbe in den erften drei Monaten des legten 
Jahres von ber einen oder ber andern Seite nicht aufgefündigt werden follte, 


fo wird er auf fernere drei Jahre, und fofort fletd auf drei Jahre, als vers 


längert angefehen. 
(No. 1213.) | | Art. 12. 
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Artikel 12. 


| Der gegenwärtige Vertrag ſoll umverzäglich zur Allerhöchften und Höchften 
Ratifikation vorgelegt und die Auswechfelung der Ratifikations⸗Urkunden ſpaͤteſtens 
binnen 6 Wochen in Berlin bewirkt werden. 


| Zur Urkunde deſſen haben bie Bevollmaͤchtigten benfelben unterzeichnet, und 
mit ihren Wappen verfehen. 


So gefchehen Berlin, den Aten Juli 1829. 


Albrecht Fried. Eichhorn. Buſſov. Alvensleben. Ernft Habermann. 
. (L.S.) (LS) | (L. S.) 





Vorſtehender Vertrag iſt von Seiner Mojeftdt bem Könige amn, ‚2Hften 
Auguſt c. und von: Seiner Herzoglichen Durchlaucht dem x Hergoge. von: Cochem 
Koburg⸗ Gotha am 28ſten Auguft c. ratifizirt worben. | 





Geſetz⸗ Sammlung 
für die 


Könıgliden Preußiſchen Staaten. 
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(X.. 1214.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 14ten Juli 1829., die Deklaration des $. 32. 
der Snftruftion vom 30ſten Mai 1820. über den Kommunal: Verband ber 
ftandesherrlihen Befigungen betreffend. 


D, FR dem Berichte des Staatdminifteriumd vom 30ften v. M. habe Ich 
erfehen, welche Mißdeutung die Beftimmung ded.$. 32. der Inftruktion vom 
Zoſten Mai 1820. über den Kommunal=Berband der ftanbesperzlichen Veſitzun⸗ 
gen durch die gerichtlichen Entſcheidungen in ben biefed Gegenftandes halber 
bereits anhängigen Prozeſſen erlitten hat. Es iſt nicht beabfichtiget worben, 
durch Die gedachte Beftimmung ben Rechtözuftand der Standesherren unguͤnſtiger 
zu ftellen, als er fich bei der Einverleibung ihrer Befigungen in die Monarchie 
faktiſch geſtellt hatte, weshalb nur biejeni; ihrer Dominial= Grundfiäde, bie... 
in Folge der fremden Gefeßgebung und Während der Dauer Berfelben burch 
Zulags » Centimen zur Grundfteuer oder auf fonftige Weife zu den Kommunal- 
Raften wirklich) angezogen worden, als im Rommunal-Berbande begriffen gewefen 
betrachtet find; wogegen diejenigen ftandesherrlichen Befigungen,, bie der fremden 
Gefepgebung unerachtet und während der Dauer berfelben faftifch vom Kom: 
munal⸗Verbande frei erhalten worden, durch die Beſtimmung der Inſtruktion 
demfelben nicht haben einverleibt werden follen, wenn gleich in der Provinz, 
worin fie belegen, die landesherrlihen Domainen dem Kommunal: Berbande 


angehören. j 
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Ich beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Deklaration des F. 32. 


ber Inſtruktion vom 30ften Mai 1820. durch die Geſetz- Sammlung befannt 
zu machen. 


Potsdam, den 14ten Juli 1829. 
Friedrich Wilhelm. 


| An das Staatsminifterium. 


‘ 


(No. 1215.) 
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(No. 1215.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 18ten Auguft 1829., bie Aufhebung ber Vor⸗ 
fehriften in den $$. 411: f. f. der Depofital-Orbnung, über die Zuziehung 
eines fiskaliſchen Bedienten bei ber Rechnungs = Abnahme betreffend. 


N Ihre Berichte vom A1ten Juni und 22ften Juli d. J. genehinige Ich 
nach Ihrem Antrage, mit Aufhebung der in $$.411. u. f. Tit. II. der Depofitale 
Ordnung, über bie Zuziehung eines fisfalifchen Bedienten bei Abnahme der 
Depoſital⸗Rechnungen enthaltenen Vorfchriften, baß- die gerichtlichen und vors 
- mundfchaftlihen Depofital-Behörben von der Zuziehung eines: anderweitigen 
Vertreters des Privat⸗Intereſſe bei dem Rechnungs -Abnahmegefchäfte entbunden 
. werben, Ich iberlaffe Ihnen, dieſe Mobifitation der Depoft tal-Oronung durch 
die Geſetzſammlung befannt zu machen. 


Berlin, ben 18ten Auguft 1829, 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatd= und Juftizminifter Grafen von Dandelman. 


(No. 1215 — 1216.) (No. 1216.) 


— 120° — 


(No. 1216.) Allerhoͤchſte Kabinetöorber vom 29ſten Auguft 1829., bad Brand⸗ Entſchaͤdi⸗ 
gungsweſen im Großherzogthum Pofen aus ber Periobe vor dem Aften 
Juli 1815. und beffen definitive Abwickelung betreffend, 


Jr Ihren Bericht vom 23ften v. M. und nach Ihrem Antrage genehmige 
Ich, daß, um das Brand -Entfchädigungswefen im Großherzogthum Pofen aus 
der Periode vor dem Aften Juli 1815. zu fehließen, und die Ruͤckſtaͤnde befinisie 
abzuwickeln, ein Praflufiv- Verfahren eingeleitet, und Die Öffentliche Aufforberung 
aller berjenigen, welche aus der aufgelöfeten euerverficherungs» Sozietät bed 
ehemaligen Herzogthumd Warfchau auf den Antheil des Großherzogthums Pofen, 
noch unbefriedigte Entichädigungs -Anfpräche zu haben vermeinen, unter ber Bez 
warnung bes Verluſtes der, bis zum 1ften Oftober 1832. nicht liquibirten und 
durch Nachweis des rechtmäßigen Beſitzes und ber Wiederherfiellung des ver 
fiherten Gebäudes nicht verifizirten Zorderungen, veranlaßt werde. Ich beaufe 
trage Sie, den Ober-Präfibenten v. Baumann zum Erlaß dieſes Aufgebotd 
zu ermächtigen und mit weiterer Inſtruktion zu verfehen, Meine Orber aber 
durch die Gefehfammlung und Die Amtöblätter der betreffenden Regierungen, 
bekannt machen zu laſſen. 


Berlin, den 29ften Auguſt 1829. 


Friedrich Wilhelm 


An 
den Staatsminiſter von Schuckmann. 
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Geſetz,Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(No. 1217.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und Seiner Durch⸗ 
laucht bem Herzoge von SachfensKoburg-Gotha, wegen ber Gefälle, welche, 
an ber -Außern Grenze bed Königlich= Preußifchen Gebiets von dem Verkehr 
bed barin eingefchloffenen Herzoglich⸗ Eachfen= Koburg= Gothaifchen Amtes 
Volkenrode erhoben werben. Vom Aten Juli 1829. 


De die Gefaͤlle, welche dem Koͤniglich-Preußiſchen Geſetze vom 26ſten 
Mai 1818. gemaͤß, auf den aͤußern Grenzen des Staates erhoben werden, 
mehrere in denſelben eingeſchloſſene ſouveraine Beſitzungen deutſcher Bundes⸗ 
Staaten, namentlich auch das ſouveraine Herzoglich-Sachſen⸗Gothaiſche Amt 
Molfenrode treffen, Seine Majeftät der König von Preußen aber geneigt find, 
dasjenige Einkommen, welches Ihren Kaffen, in Gefolge diefes beſondern Ders 
baltmiffes, zufließt, den landeöherrlichen Kaffen gedachter Staaten für den Fall 
überweifen zu laflen, daß eine gemeinfchaftliche billige Uebereinfunft deshalb 
getroffen werden kann; fo haben Seine Herzogliche Durchlaucht ber regierende 
Herzog von Sachſen-Koburg und Gotha Eich zu einer folchen Uebereinkunft, 
in Ruͤckſicht Ihres obgedachten in dem dußern Umfange der Preußifchen Staaten 
eingefchloffenen fouverainen Amtes Volkenrode, unbefchabet Ihrer landesherr⸗ 
lichen Hobeitsrechte bereit erflärt, und es ift Darauf Durch Die von Seiten beiber 
Theile ernannten Bevollmächtigten, nämlich: 
Don Seiten Seiner Majeftät des Königs von Preußen: 
durch Allerhöchft- Ihren Geheimen Legationsrath Albrecht Friedrich 
Eichhorn, Ritter des Koͤniglich-Preußiſchen rothen Adler⸗Ordens 
3ter Klaſſe, Inhaber des eifernen Kreuzes 2ter Klaſſe am weißen 
Bande, Ritter des Kaiſerlich-Ruſſiſchen St. Annen⸗Ordens 2ter Klaſſe 
und Kommandeur 2ter Klaſſe des Großherzoglich-Heſſiſchen Haus: 
Ordens; und 
von Seiten Seiner Herzoglichen Durchlaudht zu Sachfen-Koburg und Gotha: 
durch Hoͤchſt⸗ Ihren Minifter-Nefidenten den General:Major Lubwig- 
Heinrich von “eo Ritter des Kopiglich, Preußiſchen rothen 
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Adler-Ordens 2er Klaſſe mit Eichenlaub und des Koͤniglich-Preußi⸗ 
ſchen Militair-Verdienſt-Ordens, Comthur des Großherzoglich⸗ 
Saͤchſiſchen Ordens vom weißen Falken; 
nachſtehender Vertrag, unter Vorbehalt der beiderſeitigen landesherrlichen Ge⸗ 
nehmigung, abgeſchloſſen worden. 

Art. 1. Der Betrag des aus den Koͤniglich-Preußiſchen Kaſſen, als 
Verbrauchsſteuer nach gegenwaͤrtigem Vertrage an Seine Herzogliche Durch⸗ 
laucht, den Herzog von Sachſen-Koburg und Gotha, zu uͤberweiſenden Ein⸗ 
kommens, ſoll von Drei zu Drei Jahren in gemeinſamer Uebereinkunft feſtgeſetzt 
werden. Zur Grundlage dieſer Uebereinkunft ſoll der jedesmalige Koͤniglich⸗ 
Preußiſcher Seits vorzulegende letzt dreijaͤhrige Rein-Ertrag deſſelben bei den 
Koͤniglichen Zoll⸗ und Steueraͤmtern in den oͤſtlichen Provinzen des Preußiſchen 
Staats dergeſtalt dienen, daß der Antheil Seiner Herzoglichen Durchlaucht, des 
Herzogs zu Sachſen-Koburg und Gotha, davon nach den Verhaͤltniß der Be: 
völferung der gedachten Preußifchen Provinzen und der andern zu einem Zoll: 
Verbande mit benfelben gehörigen ſouverainen Befißungen deutfcher Bundes: 
Staaten zu ber Bevoͤlkerung des in den Sollverband aufgenommenen fouverain 
Herzoglichen Amte Volfenrode berechnet wird. 

Es wird dabei, um die Schwierigkeit der Sonderung der Zollgefälle von 
der Verbrauchsſteuer zu befeitigen, welche leßtere nach der Dermaligen Erhebungs⸗ 
Rolle vom 30ften Oktober 1827. unter den Eingangs-Abgaben mitbegriffen iſt, 
für die Dauer des gegenwärtig in diefer Hinficht beitehenden gefeglichen Wer: 
hältniffes8 angenommen, daß die Verbrauchöfteuer fünf Achtel des Einkommens 
an Fingangs-, Ausgangs= und Durchgangs- Abgaben zufammen genommen 
befrage. 

Art. 2. Mit Nüdiicht auf die Beftimmungen im erflen Artikel iſt bie 
Summe, welche Seine Herzogliche Durchlaucht vom 1ften Januar 1829. an jährlich 
erheben laffen werden, auf Ein Taufend Ein Hundert und Dreißig 
Thaler Preußiſches Kurant feitgefegt worden, welche in gleichen Quartal⸗Raten 
in den Monaten Marz, Juni, September und Dezember, jedesmal mit Zwei 
Hundert Zwei und Achtzig Thaler Funfzehen Eildergrofehen Preußiſch 
Kurant durch die Königliche Provinzial- Steuerfaffe in Magdeburg zur Merfü- 
gung Eeiner Herzoglihen Durchlaucht zu Sachſen-Koburg und Gotha geftellt, 
und foweit fie biernach bei Auswechfelung der Ratififation bed gegenwärtigen 
Vertrags fällig feyn wird, binnen 4 Wochen nach dieſem Zeitpunkte berichtige 
werden foll. 

Art. 3. Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Durchlaudt 
der Herzog von Sachfen- Koburg und Gotha, verfichern Ihren Unterthanen 
gegenfeitig den völlig freien und ungeftörten Verkehr zwiſchen ben innerhalb ber 
Preußifchen Zoll⸗Linie an der äußern Grenze bes Staates belegenen Königlich: 

Preußi⸗ 
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Preußifchen Landen und dem Herzoglichen Amte Volkenrode bergeftalt, daß die 
von ben beiderfeitigen Unterthanen innerhalb des gedachten Bezirks zu verfüh- 
renden Waaren und Crzeugniffe aller Art überall den eigenen inlaͤndiſchen völlig 
gleich behandelt werden follen. 

Art. 4. Wenn jedoch in Folge des vorfiehenden Artikels auch folche 
inländifche Erzeugniffe, welche in dem Königlich = Preußifchen, oder Herzoglich- 
Saͤchſiſchen Gebiete innerhalb der Preußifchen Soll Linie mit befondern Mer: 
brauchsftenern belegt find, oder Fünftig belegt werben möchten, völlig freien 
Umlauf haben follen, fo ift dazu erforderlich, daß jene befondern Verbrauch: 
Steuern im Herzoglihen Amte Volkenrode auf völlig gleichen Fuß mit den 
Preußifchen geſetzt, und mittelft gleich firenger Kontrolle wirklich erhoben, zugleich 
auch in feinem Falle durch zugeftandene Ruͤckverguͤtungen bei der Ausfuhr oder 
fonft an ihrer Wirkung gefchwächt werden. 

. Art. 5. Für jetzt und in Berüdfichtigung der gegenwärtigen Induſtrie-⸗ 
und fonftigen Verhältniffe des Aınts Volkenrode verfprechen Seine Herzogliche 
Durchlaucht, der Herzog von Sachfen= Koburg-Gotha, hinfichtlich der dortigen 
Branntwein=, Bier- und Eſſig⸗-Fabrikation, fo wie auch unter den im 10ten Artikel 
enthaltenen Mobifitationen der Salz- Konfumtion, die leßfgebachten drei Beſtim⸗ 
mungen des vorftehenden Artifeld unmittelbar nach Auswechfelung der Ratififa- 
tions⸗Urkunden des gegenwärtigen Vertrages zur Ausführung bringen zu laffen. 

Art. 6. Seine Herzoglihe Durchlaucht, der Herzog von Sachſen⸗ 
Koburg: Gotha, wollen geftatten, daß die Königlichen Steuerbeamten durch 
Reviſion der in dem Amte Molfenrode befindlichen Branntweinbrennereien und 
Bier⸗ auch Effigbrauereien, fo wie Durch Ginficht der hierauf bezüglichen Hebe⸗ 
Regiſter und Kontrollen der Herzoglichen Hebeftellen, von ber richtigen Ausfüb: 
rung ber nach vorftehendem Artikel dort einzuführenden Preußifchen Maifch- und 
Braumalzftener- Gefebe jederzeit perfünlich nähere Leberzeugung nehmen Eünnen. 
Die mit dieſem Dienjte in dem Amte Volkenrode beauftragten Steuerbeamten 
werden zwar von Seiner Majeftät dem Könige von Preußen angeftellt, befoldet 
und -uniformirt; doch follen fie für Die Dauer ihrer Anftellung in dem Amte 
Volkenrode beiden Landesherren den erforderlichen Dienfteid leiften, und Das 
Königlich Preußifche und Herzoglich : Eachfen = Roburg = Gothaifhe Wappen . 
vereint auf Der Kopfbedeckung tragen. | | 

Art. 7. Der gefammte Ertrag der Maiſch- und Braumalzfieuer in der 
Königlich Preußifchen Provinz Sachſen und dem Herzoglih - Eachfen- Koburg + 
Gothaiſchen Amte Volkenrode foll vermittelit einer nach der Seelenzahl jener 
Provinz und biefed Amtes aufzuftellenden Antheilsberechnung zwifchen beiben 
Regierungen in ber Art zur Theilung fommen, daß das Netto: Einfommen in 
beiden Gebietstheilen jährlich gegenfeitig vorgelegt und nach der Volksmenge durch 
Verguͤtung bed Minus in Der einen oder ber andern Kaffe ausgeglichen werbe, 
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Art. 8. Die Herzoglich⸗Sachſen⸗Koburg⸗Gothaiſche Regierung wird, 
ohne Zuſtimmung der Koͤniglich⸗Preußiſchen Regierung, Feine Vermehrung ber 
Zahl der gegenwärtig im Amte Volkenrode beftehenden Branntweinbrennereien, 
fo wie der Bier- auch Fffigbrauereien, geftatten, ed fey denn, daß das Gut, 
auf welchem eine folche angelegt werben foll, mindeftens einen Grundwertb von 
Funfzehn Taufend Thalern habe. 

Art. 9. Don denjenigen Waaren, welche mit Atteften der Herzoglichen 
Schloßhauptmannfchaft für die Hofhaltung Seiner Durdylaucht, des Herzogs 
von Sachen: Koburg= Gotha, eingehen, werben die Gefälle, fo weit e8 durch 
Die gedachten Attefte verlangt wird, nicht beim Eingange erhoben, fondern bios 
notirt, und bei der nächften Quartal- Erhebung des Antheild Seiner Herzoglichen 
Durchlaucht an den Gefammt- Einkünften, ftaft baaren Geldes, in Zahlung 
angerechnet werben. Ä 

Art. 10. Seine Herzogliche Durchlaucht, der Herzog von Sachſen⸗ 
Koburg: Gotha, wollen eine Fabrifation von Spielfarten in Volkenrode nicht 
verftatten. Dagegen erklärt fich bie Königlich Preußische Regierung bereit, eine 
dem Verbrauche von Volkenrode angemeſſene Quantität Karten, welche mit Dem 
Herzoglich : Sachfen- Koburg- Gothaiſchen Kartenftempel verfehen und mit Ders 
zoglich⸗Gothaiſchen Kammer⸗Atteſten begleitet find, aus dein Herzogthum Gotha 
über dad Haupt⸗Zollamt Langenfalza, nad) vorausgegangener gehörigen Deklas 
ration in bem legtern, frei nach Wolfenrode eingehen zu laffen. 

Auch will die Königlih=Preußifche Regierung geftatten, daß ber Salz 
Bedarf für dad Amt Bolfenrode, wie folcher nach den Grundfägen der Preuß 
fchen Verwaltung für den Kopf zu beftimmen ift, abgabenfrei, jedoch unter 
angemeffener Kontrolle, aus der neu angelegten Saline Buffleben bei Gotha iz 
das gedachte Amt eingeführt werde. Die Beftimmung der Kontrolle bleibt einer 
befondern Verabredung vorbehalten, wobei man barauf fehen wird, daß Das 
Salz auf einem beftimmten Wege, »in plombirten Säden oder Tonnen, von 
gleichem Gewichte, nach dem Imte eingeführt werde. 

Art 11. Was die Befreiung des Ein- und Ausgangszolles auf Dieje 
nigen Sohlen betrifft, welche aus dem Amte Volkenrode auf die Herzoglichen 
Maldtriften und von da wieder zurüdgebracht werben, fo bleibt ed bei der bi | 
berigen Einrichtung. 

Art. 12. Beide Landesherren werben in ben zur Sicherung Ihrer 
Iandeöherrlichen Gefälle und Aufrechthaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen 
nothwendigen Maaßregeln einander gegenfeitig freundfchaftlih unterſtuͤtzen. 
Seine Durdlaucht, der Herzog von Eachfen- Koburg- Gotha, wollen nament 
lich geftatten, daß die Königlichen Zollbeamten Die Spur begangener Unterfchleife 
auch in Ihr Gebiet verfolgen, und, mit Zuziehung ber Ortsobrigfeiten, ſich 
bes Thatbeftandes verfichern. In fofern zu deſſen Feſtſtellung ober zur Siche⸗ 
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rung der Gefaͤlle und Strafen, Viſitationen, Beſchlagnahmen und Vorkehrungen 
in Antrag gebracht werden, ſollen dieſe, ſobald ſie ſich von der Zulaͤſſigkeit den 
umnten nach, uͤberzeugt haben, ſolche alsbald willig und zweckmaͤßig ver⸗ 
anſtalten. 

Seine Durchlaucht, der Herzog von Sachſen-Koburg⸗Gotha, wollen alle 
entweder burch Die Königlichen Zoll» und Steuerbeamten in dem Amte Bolfen- 
robe entdeckte, oder fonft zur Kennmiß der Herzoglichen Behörden gelangende 
Derlegungen ber in der Königlichen Zoll» und Berbrauchftener- Ordnung vom 
26ſten Mai 1818., deögleichen in der Ordnung zum Gefeg wegen Verfteuerung 
des inlänbifchen Branntweins, Braumalzes ıc. vom Sten Sebruar 1819. ober 
ber in ben fpdtern dieſe Gegenftände betreffenden Gefeben enthaltenen Vorfchriften 
von Ihren Gerichten, fofern folche nach allgemeinen Grundfäben Dazu kompe⸗ 
tent feyn werben, unterfuchen, und nach Worfchrift der erwähnten Gefege, 
welche Ihren Gerichten deshalb zur Beachtung zugeferfigt und bei ben Unter⸗ 
thanen bes Herzoglichen Amtes Volkenrode, als publizirt und befannt voraus: 
geſetzt werben follen, beftrafen laffen. Die Geldftrafen, auf welche die Her 
zoglichen Gerichte in folchen Faͤllen erkennen möchten, fallen dem Herzoglichen 
Fiskus, nach Abzug bed Denunzianten-Antheild, Tediglich anheim. 

Dagegen fichern Seine Majeftät der König von Preußen Seiner Herzog- 
lichen Durchlaucht dem Herzoge von Sachfen= Koburg- Gotha für das Amt 
Volkenrode volle Ermwiederung der im gegenwärtigen Artikel gemachten Zugeſte⸗ 
Hungen in äßnlichen Ballen zu. b 

Art. 13. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages foll bis zum Schluffe 
Des Jahres 1834. wahren, und derfelbe, Falld in diefem Jahre Feine Auffün- 
digung von ber einen oder der andern Seite erfolgt, ftillfehweigend auf ander 
weilte fech8 Jahre verlängert angefehen werben. 

Art. 14. Diefer Vertrag foll unverzüglich zur Allerhöchften und Hoͤch⸗ 
fin Ratififation vorgelegt und nach Auswechfelung der Ratififationd - Urkunden 
zur Vollziehung gebracht werden. 

Zu Urfund deſſen ift biefer Vertrag von den beiberfeitigen Bevollmäch- 
figten, mit Beidrädung ihres Siegeld, unterzeichnet worden. 


So gefchehen Berlin, den Aten Juli 1829. 


Albrecht Friedrich Eichhorn. Ludwig Heinrich v. LEſtocq. 
(L.S.) | (L. S.) 
Gegenwärtiger Vertrag ift zu Berlin ben 29ſten Auguft und zu Koburg 
ben 12ten Auguft 1829. ratifizirt worden. 
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(No. 1218.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Iſten Oktober 1829., betreffend die Anwendung 
des 44ſten Kriegs⸗-Artikels bei Beſtrafung von Diebſtaͤhlen an Sachen eines 
Kameraden. 


Da wegen Beſtrafung geringfuͤgiger, von Soldaten an Sachen ihrer Kameraden 
begangener Diebſtaͤhle, Zweifel und Bedenken entſtanden ſind; ſo ſetze Ich zu 
deren Beſeiligung hierdurch Folgendes feſt: 

4) der 44ſte Kriegs-Artikel, nach welchen Diebſtaͤhle von Soldaten des effek⸗ 
tiven Dienſtſtandes, an Sachen eines Kameraden, zu den Diebftählen unter 
erfchwerenden Umftänden zu zählen und als folche zu beftrafen find, wird 
bahin abgeändert: daß für geringfüge Diebereien erfigenannter Art, an 
Eßwaaren, Getraͤnk, Tabak, oder Materialien zur Ausbeſſerung, ober 
Reinigung von Monbirungs Effekten, und zum Pugen ber Waffen, zum 
eigenen Gebrauch), nur eine Digziplinarifche Beſtrafung bis zu achttaͤgigem 
ſtrengen Arreſt Statt finden ſoll. 

2) Iſt jedoch bei einem ſolchen, an Sachen eines Kameraden begangenen 
Diebſtahle, ein Behaͤltniß, z. B. ein zugeſchnallter Torniſter, oder ein zu⸗ 
geknoͤpfter Mantelſack eroͤffnet worden; ſo tritt die bisherige Strafe des 
44ſten Kriegs-Artikels unverändert ein. 

3) In Abſicht der gewaltſamen und wiederholten Diebſtaͤhle verbleibt es eben⸗ 
falls bei den Strafen der Kriegs-Artikel. 

A) Auf Unteroffiziere, welche fish, wider Vermuthen, einer Entwendung 
ſchuldig machen, It die Beſtimmung unter Nummer 1. nicht auszudehnen. 

Ich beauftrage Sie, diefe Beflimmung ber Armee befannt zu machen, 
diefelbe auch Durch die Geſetzſammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Potsdam, den Iften Oktober 1829. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Kriegsminiſter, General der Infanterie v. Hate 
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(No. 1219.) Bekanntmachung, betreffend bie Subhaftation von Grundſtuͤcken zur Deckung 
ber Geldfirafen wegen Steuerdefraudationen. Vom 14ten Dftober 1829. 


. (2 . 

„Sn Bezug auf die Bekanntmachung vom Sten Oktober 1826., betreffend bie 
Unzuläßigfeit der Anträge auf Subhaftafion zur Dedung der in Steuerdefrauda- 
tionen erfannten Geldbußen, wird hierdurch fernerweit befannt gemacht, daß nach 
der Allerhöchften Kabinetsorder vom 12ten Juli d. 3. durch jene Verfiigung bie 
Exekution in die Subftanz von Grundftüden, deren Eigenthuͤmer für Steuer: 
Strafen verhaftet, aber außer Landes find, und Fein anderes Vermögen im 
Lande, aus welchen die Strafe erfolgen kann, beſitzen, nicht ausgefchloffen 
feyn foll. 

Berlin, den 14ten Oftober 1829. 


Das Staatsminifterium, 


Freiherr v. Altenftein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Hafe Graf v. Danckelman. v. Moß. 





(No. 1220.) DMinifterial- Erklärung vom 30ſten Oktober 1829., über bie mit dem Kurfür- 
ſtenthum Heſſen getroffene Vereinbarung, die Sichesftellung der Rechte der 
Schriftfteller und Verleger in den beiderfeitigen Staaten wiber den Bücher: 
Nachdruck betreffen. 


Das Königlich - Preußifche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten erklärt 
bierdurch, im Gemäßheit der von Seiner Königlichen Majeſtaͤt ihm ertheilten 
Ermächtigung : 
nachdem von der Kurfürftlich - Heffifchen Regierung die Zuficherung ertheilt 
worden ilt, daß durch die den Büchernachdrud betreffende Kurfürftliche 
Verordnung vom 16ten Mai d. J. unter den darin enthaltenen näheren 
Beſtimmungen aud) denjenigen Schriftftellern und Verlegern, welche in 
den nicht zum Deutfchen Bunde gehörenden Provinzen der Preußifchen 
Monarchie Drucichriften erfcheinen laſſen, Schuß gegen den Nachdruck 
diefer Schriften in Kurbeffen gewährt fey und die Kurfürftliche Regierung 
fich daher in der Lage befinde, in ihrem Gebiete fämmtliche Schriftfteller 
und Verleger der Preußifchen Monarchie gegen jeden Eingriff in ihr lite 
rärifches Eigenthum fichern zu können, ohne daß diefelbe wegen Erlangung 
eines beöfallfigen Privilegums Mühe und Koften aufzumenden haben, 
(No, 1319. — 1220.) daß 


— 123 — 


daß das Verbot wider den Buͤchernachdruck, ſo wie ſolches bereits in dem ganzen 
Bereiche der Preußiſchen Monarchie zum Schutze der inlaͤndiſchen Schriftſteller 
und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Geſetzen, beſteht, 
auch auf die Schriftſteller und Verleger im Kurfuͤrſtenthum Heſſen Anwendung 
finden, mithin jeder durch Nachdruck oder deſſen Verbreitung begangene Frevel 
gegen Letztere nach denſelben geſetzlichen Vorſchriften beurtheilt und geahndet wer⸗ 
den ſoll, als handele es ſich von beeintraͤchtigten Schriftſtellern und Verlegern 
in der Preußiſchen Monarchie ſelbſt. 

Gegenwaͤrtige Erklaͤrung ſoll durch oͤffentliche Bekanntmachung in den 
dieſſeitigen Staaten unverzuͤglich Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 


Berlin, den 30ften Oktober 1829. 


Königl. Preuß. Minifterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
(L. S.) v. Schönberg. 


Vorſtehende Erflarung wird, unter Bezugnahme auf Die Allerhöchfte Kabi⸗ 
netdorder vom A6ten Auguft 1827. (Gefeßfammlung pro 1827. No. 17. 
Seite 123.), bierdurch zur Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 3Often Oktober 1829. 


Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schönberg. 





Fe — 
Gele: Sammlung 
für bie 
Rönteligen Preußiſchen Staaten— 
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(No. 4224.) allerhochſte Rabinetorder vom Gten Oktober 1829., bie Erweiterung ber Vor⸗ 
fchriften bed $. A. im Megulativ vom 28flen April 1824., ben Gewerbs⸗ 
betrieb der Auslaͤnder im Umherziehen betreffend. 


Rs Ihrem gemeinfchaftlichen Antrage vom 16ten v. M. bewillige Ich, Daß 
die im $. 4. des Regulativs, Aber den Gewerböbefrieb im Umberziehen, vom 
28ſten April 1824., ben Inlänbern beigelegte Befugniß: auch ohne Gewerb⸗ 
ſchein felbftgewonnene Produkte und felbftverfertigte Waaren, in foweit folche 
von Jedermann auf Wochenmaͤrkten feil gehakten werben duͤrfen, auch in ber 
Umgegend ihres Wohnorts zum Verkauf umberzutragen oder zu ſchicken, auf 
Ausländer ausgedehnt werbe, bie ir Angrengenden, von ben Regierungen nach 
jedesortigem Bebärfniß näher zu beflimmenben Bezirken wohnhaft find. 
en ©ie, dieſe Eriveiterung ber gefeglichen Beſtimmung öffentlich befannt 
zu machen. 


Berlin, den 6ten Oktober 1829. 
Sriedrich Wilhelm. 


An 
die Staatöminifter v. Schudmann und v. Mo. 





Jahrgang 1830. — (No. 1221 — 1223.) A (No. 1222.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 25ften Januar 1830.) 


(No. 1222.) Allechochſte Kabinetdorber vom Aiten Novenber 1829., Die Befngnig ber 
Konſuln und Konfulars Agenten in ben überfeifchen Länbern zur Aufnahene 
unb Atteflirung von Bollmachten bieffeitiger Unterthanen betreffend. 


1? will auf Ihren gemeinfdaftlichen Antrag vom Ziften v. M. Meinen Km 
fuln und Ronfular- Agenten in ben überjeeifchen Ländern bie Befugniß ertbeilen, 
den gerichtlichen gleich zu achtende Bollmachten Meiner Untertpanen oufzunchmen 
und zu atteſtiren. 

Berlin, den iiten November 1829. 


Sriedrih Wilhelm. 
An 


die Etaatöminifter Graf v. Bernstorff und Graf v. Dandelman. 


s CE 


(No. 1223.) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom 2iften November 1829., betreffenb ben Bertuft 
bed Titels oder fonftigen Dienſt⸗ Praͤdikats verabfchiebeter Militeisperfonen 
ober Civilbeamten im Falle eined begangenen Vergehens. 


N, den Bericht bes Staatöminifleriums vom Ziften Oktober c. beflimme Ich 
zur Ergaͤnzung der gefeglichen Vorfchriften über die Beftrafung verabfchieberer 
Militairperfonen und Beamten, daß in allen Sällen, in welchen verabfchiebete 
Militairperſonen oder Eivilbeamte eined Vergehens fich fchuldig machen, welches, 
wenn fie fich noch im Dienfte befanden, die Entſetzung von bemfelben nach ſich 
ziehen würde, felbige des Rechts, den ihnen verliehenen Titel, oder das fonftige 
Dienftprädifat zu führen, verluftig gehen und darauf erfannt werben foll; & 
fey. denn, daß die Kaffation nur als Folge des Feſtungsarreſtes eingetreten feyn 
würde. Das Staatdminifterium bat diefe Beftunmung durch die Geſetzſammlung 
zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 2iften November 1829. 


Friedrich Wilhelm, 


An das Staatöminifterum. 





(No. 4224.) 
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ao. 4224.) Ullerhoͤchſte Kabinetdorber vom 3Oflen November 182%, über bie Imvendung 
ber Allerhöchften Order vom 25ften November 1826., wegen Verbreitung 
ber neuen Scheidemuͤnze in bie weftlichen Provinzen ber Monarchie, auf die 
oͤſtlichen Provinzen. 


D. bie bisher ergangenen Anorbnungen zur allgemeinen Verbreitung der durch 
das Geſetz vom 30ſten September 1821. eingeführten neuen Scheidemänze in 
den öftlichen Provinzen der Monarchie nicht ausreichend befunden find, indem 
theilweiſe Die durch Meinen Befehl vom 22ften Juni 1823. außer Kurs gefeße 
ten fremden Silber⸗ und Kupfer: Scheidemuͤnzen ſich in mehrern Gegenden noch 
immer im Umläufe befinden; fo will Ich, in Uebereinſtimmung mit Meiner in 
. biefer Beziehung für Die weftlichen Provinzen unterm 25ften November 1826. 
exlaffenen Order, nach ben Vorfchlägen des Staatsminifteriums, hiermit auch für 
die Öftlichen Provinzen Folgendes beftimmen: 


j) Die durch Meinen Befehl vom 22ften Juni 1823. auf bie Einbringung 


fremder filberner und Eupferner Scheidemünge gefeßten Strafen der Konfis⸗ 


kation und resp. der Konfiskation und Zahlung des doppelten Nennwerthes, 
ſollen auch in den Faͤllen zur Anwendung kommen, wo dieſe Muͤnzen im 
Tauſch oder gemeinen Verkehr gebraucht und angetroffen werden, und den⸗ 
jenigen treffen, der ſolche ausgiebt. 

Wenn in beſondern Faͤllen der nachbarliche Verkehr oder andere Um⸗ 
ſtaͤnde eine Ausnahme hiervon erfordern ſollten, ſo wird das Staatsminiſterium 
daruͤber entſcheiden. Den Metallwerth der konfiszirten Muͤnzen ſollen die Armen⸗ 
Anſtalten des Orts erhalten, in welchem die Beſchlagnahme der Muͤnzen Statt 


9) Zur Sortfchaffung ber fremden Scheidemänzen, wird ein Termin von Drei 


Monaten bewilligt, damit die Unterthanen fich diefer Münzen entledigen 


und fich gegen den Nachtheil, welcher mit der fernern Ausgabe derfelben 
verbunden ift, verwahren fönnen, 
3) Am Handel und Verkehr im Innern foll Beine andere Berechnungsart, als 
. im Preußifchen Gelde, den Thaler zu 30 Silbergrofchen und den Silber- 
grofchen zu 12 Pfennigen Statt finden, und jede Dagegen entdeckte Kon⸗ 
travention polizeilich beftraft werden. 


Die Beſtimmung im $. 14. des Geſetzes über die Münzverfaffung vom 
Zoſten September 1821., wonach im Privatverfehr jede bisher erlaubte Berech- 
nungsart ferner geftaftet ift, hört daher auf. Kaufleute und Gewerbetreibende, 
welche faufmännifche Rechte haben, follen ihre Bücher, wo folched noch nicht 
Statt findet, vom Anfang des Jahres 1830. an nach Diefer Einteilung führen, 
. (No. 1384.) | widri- 


Y 
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widrigenfalls fie, wenn bei einer nach ben geſetzlichen Beſtimmungen eintretenben 
MWorlegung der Bücher oder daraus zu fertigender Auszüge eine Kontravention 
gegen biefe Beſtimmung ſich ergiebt, in eine Strafe von 20 bis 100 Rthlr. 
verfallen. 

Wird bei Öffentlichen Verhandlungen ber Verwaltungs= und Juſtizbehoͤr⸗ 
den, Notarien, Auktions⸗Kommiſſarien u. f. w. bie vorgefchriebene Muͤnzeinthei⸗ 
kung nicht zur Anwendung gebracht, fo verfällt ber Beamte, welcher bie Ver⸗ 
handlung aufnimmt, in eine Strafe von 2 bis 25 Rthlr. Nur ber Wechſel⸗ 
Verkehr bleibt von dieſer Vorſchrift ausgenommen. 

4) Wegen ber unterſagten Annahme fremder Gold⸗ und Silbermuͤnzen bei 

ben öffentlichen Kaſſen, bleiben bie bisher erlaſſenen Beſtimmungen in Kraft. 

Im Handel und gemeinen Verkehr follen die fremden Silbermünzen nur 

zu bem Werthe ausgegeben werben duͤrfen, welcher ihnen in der, ber Bekannt⸗ 

- machung vom 27ften November 1821. (Gefegfammlung von 1821. S. 190. f.f.) 

beigefügten Vergleichs⸗ Tabelle gegen Preußiſches Geld beigelegt ift, und bürfen 

fie zu einem Höheren Werthe bei Zahlungen nicht aufgedrungen werden. Zur 
Annahme diefer Münzen ift übrigens Niemand verpflichtet. 

Wegen ber in NeusDBorpommern noch im Umlauf befindlichen alten 
ſchwediſch⸗ pommerfchen Münzen, wird befondere Anordnung erfolgen. . 
| Sch beauftrage dad Staatsminiſterium, biefe Beſtimmungen burdy die 

Geſetzſammlung und Amtsblätter zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen und auf 
die Befolgung derfelben firenge halten zu laffen. 


Berlin, den 30ften November 1829. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatdminifierium. 
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Geſetz⸗Sammlung 
| für die 
Königliden Preußiſchen Staaten 


— No.2 — 





(No. 1225.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 5ten Januar 1830., betreffend ben Vorbehalt 
der Rechte der Anwarter bei den Fideikommiſſen der adelichen Gerichtsherren 
im Herzogthum Weſtphalen. 


Mes die Mir von dem Staatöminifterium vorgelegte Verordnung wegen der 
Fideikommiſſe der adelichen Gerichtöherren im Herzogthum Weftphalen, habe Ich 
das Gutachten des Staatsraths erfordert. Zur vorläufigen Sicherſtellung der 
Rechte der Fideikommiß⸗Anwarter gegen die möglichen Dispofitionen des Beſitzers 
hber dag Fideikommiß, beftimme Sch, auf den fernern Antrag des Staatsminiſte⸗ 
riums, bierburch interimiftifch: Di 
daß den Fideikommiß⸗Anwartern bie ihnen nach den Stiftungs-Urkun⸗ 
den zuftchenden Rechte in dem alle einer erfolgenden Veräußerung, 
Merfchuldung oder fonfligen Belaftung des Fideikommiſſes, fo wie in 
dem Kalle bed Ablebend des zeitigen Fideikommiß-Beſitzers bis zur 
gefeglichen Regulirung ihrer Berhältniffe, vorbehalten bleiben follen. 
Diefe Beſtimmung ift durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 
Berlin, den Sten Januar 1830. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staafsminifterium. 





Jahrgang 1830. — (No. 1335 — 1326.) B (No. 1226.) 


(Ausgegeben zu Berfin den 6ten Jebruar 1830.) 
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(No. 1226.) Anhang zur Erweiterungs⸗Urkunde für die Koͤniglich⸗Preußiſchen Orden und 
Ehrenzeichen vom 18ten Januar 1810. D. d. ben 18ten Januar 1830. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen x. x. 


haben es angemeſſen gefunden, die zweite Klaſſe des rothen Adler⸗Ordens in 
zwei befondere Abtheilungen einzutheilen und der erfteren berfelben, als eine 
höhere Auszeichnung, neben den bisherigen Inſignien diefer Klaffe einen viereckigen 
Stern, auf welchen das Kreuz dieſes Ordens mit dem Mittelftüc des Sterneg 
erfter Klaffe fich befindet, der zugleich mit den unverändert bleibenden Inſignien 
um den Hals, auf der linfen Bruft, mit der Spige nach oben, getragen werben 
foll, beizufügen, fo daß Die zeitherige zweite Klaffe Fünftig aus der zweiten Klaſſe 
mit dem Stern und aus der zweiten Klaſſe ohne Stern. befteben foll, welche 
leßtere, wie bisher und ohne Zufag die zweite Klaffe zu nennen ift. Die Diflinke 
tion bed Cichenlaubes verbleibt, und wenn ber Zufag: mit Eichenlaub und mit 
dem Stern, in ber Order an die General-Ordens⸗Kommiſſion enthalten ift, 
wird das Kreuz im Stern ebenfalls mit Eichenlaub verfehen. | 

Außerdem haben Wir befchloffen, das Allgemeine Ehrenzeichen erfler Klaffe 
zur vierten Klaffe des. gathen Adler-Didens zu erheben und blos Ein Allgemeines 
Ehrenzeichen in ber jeßigen Form einer filbernen Medaille mit der Inſchrift: 
Verdienſt um den Staat, beftehen zu laflen, flatt welcher Daß filberne Kreuz ber 
vierten Klaſſe ded rothen Adler Ordens von jeßt an einen Adler, gleich dem ber 
dritten Klaffe, in erhabener Arbeit, erhält. Die jebigen Inhaber bes Allges 
meinen Chrenzeichens erfter Klaffe werden hierdurch zu Inhabern bed rothen 
Adler Ordens vierter Klaffe Freirt, ohne Daß es einer neuen Ausfertigung des 
Verleihungs⸗Dekrets bedarf. Der Austauſch Des zeitherigen Kreuzes findet nicht 
Statt; es ftehet jedoch den Inhabern frei, fich ein neues nach der hier gegebenen 
Beſtimmung anfertigen zu laffen. 

Urfundlih unter Unſerer Allerhöchfteigenhändigen Unterfehrift und beige 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Geſchehen und gegeben Berlin, den 18ten Januar 1830. 


(LS) Friedrich Wilhelm. 





(No. 1227.) 
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- (No. 1227.) ulllerhochſte Kabinetsordre vom 27ſten Januar 1830., bad Verfahren der 


Kreisſtaͤnde bei Abfaſſung und Ueberreichung ihrer Petitionen und Eingaben 
betreffend. 


O bwohl in den Kreisordnungen fuͤr die verſchiedenen Provinzen genau beſtimmt 
. it, daß Beſchluͤſſe der Kreisſtaͤnde nur auf den Kreiſtagen unter ben vorgeſchrie⸗ 
benen Formen gefaßt werden können; fo find Mir doch öfter Eingaben zugefommen, 
welche Namens der Kreisftände abgefaßt, jedoch nicht auf Kreistagen berathen, 
fondern nur von einzelnen Mitgliedern der Kreisftände befchloffen und vollzogen 
waren. Zu Beftitigung dieſes Mißbrauchs finde Ich Mich veranlaßt, hierdurch 
Solgendes feflzufeßen: | | | 
1) Die Wirkſamkeit der Kreisftände, als folcher, ift auf bie Verhandlungen 


2) 


der Kreistage ſelbſt beſchraͤnkt, ſo Daß alſo Petitionen und Eingaben, welche 
Namens der Kreisſtaͤnde überreicht werden ſollen, auf dem Kreistage ſelbſt 
zu berathen, abzufaſſen und von den anweſenden Mitgliedern der Kreis⸗ 
Berfammlung zu vollziehen find. Daß bie gefchehen, ift immer in ders 
gleichen Eingaben ausdrädlich zu bemerken. Da in ben verfchiebenen 
Kreisordnungen beftimmt ift, daß nach erfolgter gehöriger Konvofation bie 
Anwefenden durch ihre Befchläffe die Außengebliebenen und Abwefenden 
verbinden, fo ift die nachträgliche Einholung ber Unterfchriften ber legtern 
weder nothwendig noch zulaͤſſig. Es muß jedoch bei der Konvofation 
bemerkt werden, daß bergleichen Eingaben in Vorſchlag gebracht wer⸗ 
den follen. - 

Wenn Fälle vorfommen, welche eine fchleunige außerordentliche Zufame 
menberufung der Kreisſtaͤnde nothwendig machen, fo ift der Landrath 
nach) Inhalt der Kreisordnungen berechtigt, folche zu verfügen. Unter: 
läßt aber derfelbe eine folche nothwendige Zufammenberufung, fo ift es 
jedem Mitgliede der Kreistage erlaubt, einzeln, oder im DBereine mit 
andern Mitgliedern beim Landrathe auf deren Ausfchreibung anzutragen, 
und, wenn legterer darauf nicht eingeht, fich darüber bei den vors 
gefeßten Behörden zu befehweren, welche darauf Das Nöthige nad) Tage 
der Sache zu verfügen haben. Die Bittfteller aber haben fich hierbei nicht 
als Kreisftände, fondern nur als Einzelne zu geriren. 

Wenn eine Befchwerde über die Gefchäftsführung des Landraths felbft 
ber Gegenftand ift, tiber welchen von Einzelnen ein Kreistages = Beichluß 
für nothwendig erachtet wird, fo hat die Regierung, wenn fie die Sache 
Dazu angethan findet, eine außerordentliche Kreisverfammlung durch einen 
Kreis = Deputirten zufaınmenberufen und unter beffen Vorſitze abhalten 
zu laſſen. 


(No. 1227.) 4) In 


8 " 


4) In allen. Ballen Ift ed, wie ben fämmtlichen einzelnen Unterthanen unb 
Korporationen, fo auch den Mitgliedern der Streisverfammlungen und den 
letztern felbft, erlaubt, fich in dem vorgefchriebenen Gange an die Behoͤr 
den und an Mich Selbft zu wenden. Es bewendet aber hierbei allent 
balben in Hinftcht der Unterfchrift folcher Eingaben bei ven oben ertheilten 
Vorſchriften. 

Ich beauftrage Sie hierdurch, dieſe Meine Verordnung zur Nachachtung 
fuͤr ſaͤmmtliche Behoͤrden und Kreisverſammlungen durch die Geſetzſammlung 
bekannt machen zu laſſen. 


Berlin, den 27ſten Januar 1830. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter des Innern v. Schuckmann. 





Gefeg-Sammlung 


für die 


Rönigliden Preußiſchen Staaten. 
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(No. 1228.) Allerhoͤchſte Kabinetdorber vom 3ten Januar 1830. über Die Stempelabgaben 


beim Verkehr mit Wechfeln. 


I, den Bericht des Staatsminifterrums vom 11ten v.M., ertheile Ich hier⸗ 
durch über die Stempelabgaben beim Verkehr mit Wechſeln nachftehende das 
Geſetz vom 7ten März 1822. abändernde und erleichternde Vorfchriften: 


1) 


2) 


4) 


MWechfel, welche un Auslande ausgeftellt und auf einen Ort im Auslande 
gezogen, innerhalb der dieffeitigen Staaten in Umlauf fommen, find nicht 
ftenpelpflichtig ; 

der zu gezogenen Mechfeln erforderliche Stempel wird auf die Hälfte des 
gegenwärtigen Tariffages, mithin bei Summen bis 400 Rthlr. auf 5 Sgr., 
über 400 Rthlr. bis 800 Rthlr. auf 10 Sgr. u. f.w. ermaͤßigt. Diefelbe 
Ermäßigung des Stempelbetrages fritt für Diejenigen trocknen Wechſel ein, 
welche nach drei Monaten oder in Fürzerer Srift zahlbar find. Prolonga⸗ 
tionen innerhalb diefer Friſt bleiben unberädfichtigt; 

was von gezogenen Wechſeln in den $$. 20. und 26. des Geſetzes vom 
Tten März 1822. in der Tarifpofition, „Wechſel, gezogene‘ und unter 
1. und 2. der gegenwärtigen Order vorgefchrieben ift, findet auch Anwen⸗ 
dung auf Faufmannifche 2 fignationen und Handelsbillets, fo wie auf die 
lettres de change und billets à Ordre, die an folchen Orten, wo der 
franzöfifche Code de commerce Geſetzeskraft hat, in den durch die Art. 110. 
und 138. deſſelben näher bezeichneten Formen außgeftellt find; 

den Strafbeflinmungen im $. 26. des Geſetzes vom 7ten März 1822. 
find auch Stempel= Kontraventionen bei trodnen Wechfeln unterworfen, 
Doch bleibt der Strafbetrag, wie bisher, auf ben vierfachen Werth des zu 
wenig verwendeten Stempels feftzufeßen; 

wird cin gezogener Wechſel, oder ein ihm gleichgeftelltes Dokument in 
mehreren Eremplaren ausgefertigt, fo ift unter diefen dasjenige ſtempel⸗ 
pflichtig, welches zum Umlauf beftimmt if. Auch eine Abfchrift, wenn . 
fie zur Uebertragung des Eigenthums an dem Dokumente durch Indoſſiren 


Jahrgang 1830, — (No. 1228— 1239.) C und 


(Ausgegeben zu Berlin den 18ten. Februar 1830.) 


— 10 — 


und Giriren benutzt wird, unterliegt dem Wechſelſtempel, die uͤbrigen 
Exemplare ſind ſtempelfrei; 

6) iſt bei gezogenen Wechſeln in dem Wechſel ſelbſt Buͤrgſchaft fuͤr deſſen 
Zahlung von einem Dritten geleiſtet, ſo wird dadurch der Betrag, der fuͤr 
den Wechſel zu entrichtenden Stempelabgabe nicht erhöhet, mithin bleibt 
dabei die aligemeine Borfchrift bei dem Gebrauche des Stempeltarifö No. 1, 
außer Anwendung; 

7) auch die Uebertragung ded Eigenthums an trockenen Wechfeln foll dem 
Stempel für Zeffions - Snftrumente nicht unterworfen, fondern flempelftei 
ſeyn; 

8) Gerichtsperſonen und Notarien, welche Stempelproteſte ausfertigen, ſind 

verpflichtet, ſowohl in dem Proteſt, als in dem über die Proteſtation auf 
zunehmenden Protofolle ausdrüclich zu bemerken, mit welchem Stempel 
Betrage der proteflirte Wechſel geftempelt, oder, daß er mit einem inlan- 
difchen Stempel gar nicht verfehen if. Sie verfallen, wenn fie diefe 
Bemerkung unterlaffen, in eine Strafe von einem Thaler. Verabſaͤumen 
fie aber eine bei diefer Gelegenheit zu ihrer Kenntniß gefommene Wechfels 
Stempel = Kontravention zur Beftrafung anzuzeigen, fo follen fie Dafür 
noch befonderd mit einer Strafe von 2 bis 5 Rthlr. belegt werben. 
Das Staatsminifterium hat diefe Order Durch Die Gefeßfammlung bekannt 
zu machen, und Sie, der Sinanzminifter, haben die Steuerverwaltungs - Behörden 
zur Ausführung derfelben anzuweifen. 
Berlin, den Iten Januar 1830. ı 
Friedrich Wilhelm, 


An das Staatöminifterium. 





(No. 1229.) Börfenorbnung für die Korporafion bet Kaufmannfchaft zu Danzig, Da 
12ten Januar 1830. | 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig bon 
Preußen ıc. ı% 

haben, im Verfolg des der Kaufmannfchaft zu Danzig verlichenen Statut vom 
25ſten April 1822. befchloffen, für den dortigen Handelsftand eine Börfenordnung 
zu erlaffen, und verordnen demnach wie folgt: 

$.1. Die Börfe ift die unter Genehmigung des Staats gebildete Bar 
fanmlung von Kaufleuten, Mäklern, Schiffen und andern Perfonen, zur Er 
leichterung des Betriebes Faufmännifcher Geſchaͤfte aller Art: 

$.2. Die Boͤrſenverſammlungen ſollen in dem ber Kaufmannſchaft zum 
Gebrauch überlaffenen Saale des Artus= oder Junker⸗Hofes gehalten werben. 

53. 
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$. 3. Der Befuch der Börfenwerfammlung ſtehet zunachft jedem Mitgliede 
der Korporation der Kaufmannſchaft zu, ſonſt aber auch jedem, mit den im $. 4. 
und 5. ausgedruͤckten Befchränkungen. 


$. 4. Ausgefchloffen von den Börfenverfammlungen find: 
. 4) Perſonen weiblichen Gefchlechts; 

2) Verfonen, welche enweiglich nicht bes Handels, fondern anderer demſelben 
fremden Zwecke wegen fich einfinden; 

3) diejenigen Kaufleute, fo wie Diejenigen Hanbeltreibenden ohne Faufmännifche 
Rechte, welche in Konkurs gerathen find, oder ihre Zahlungen eingeftellt 
haben, oder mit ihren Kreditoren uber einen außergerichtlichen Vergleich 
unterhandeln. Die Ausfchließung folcher Perfonen dauert fo lange, bie 
der Konkurs aufgehoben ober beendigt ift, oder die Kreditoren durch Ver⸗ 
gleich, abgefunden, oder durch laͤngere Befriftung beruhigt find; es wäre 
denn, daß bie Melteften der Sraufmannfchaft, wenn fie fich überzeugt haben, 
daß die Infolvenz allein in wirklichen Ungluͤcksfaͤllen ihren Grund bat, dem 
Ausgefchloffenen den Zutritt früher ausbrädlich geftatten; 

4) alle diejenigen, die für muthwillige ober beträgerifche Banferuttirer durch 
rechtöfräftiges Erfenntniß erklärt, ober eines Meineides, einer Verfälfchung 
öffentlicher Papiere, Privaturktunden oder Unterfchriften, der abfichtlichen 
Verbreitung falfcher Münzen, oder fonft eines qualifizirten Betruges, nach 
richterlichem Urtheil, uͤberwieſen, oder wegen eines anderen Verbrechens zur 
Zuchthaugftrafe, mit Werluft der kaufmaͤnniſchen Rechte oder der bürger- 
lichen Ehrenrechte, rechtskräftig werurtheilt worden find; besgleichen wegen 
Verſchwendung oder Geiſtesſchwaͤche unter Kuratel geſetzte Perſonen, ſo 
wie auch ſolche, welche von den Aelteſten der Kaufmannſchaft laut 85 bis 
88. des Statuts vom 25ſten April 1822. aus der Korporation ausgeſchloſſen 

worden find. 


$. 5. Außerdem find die Boͤrſen-Kommiſſarien befugt, auf den Grund 
eines Beichluffes der Uelteften der Kaufmannfchaft, auch anderen, als den im 
6. 4. bemerkten Perfonen, welche nicht zur Korporation gehören, ben Zutritt zur 
Boͤrſe zu verfagen, jedoch bleibt dagegen der Rekurs offen, weil ohne erhebliche 
Urfachen Niemand ausgefchloffen werden foll. Ä 

$. 6. Die Börfen-Verfammlungen werden täglih, mit Ausnahme der 
Sonntage, von 11 bis 2 Uhr Mittags gehalten. 

Getreideproben dürfen in der Börfe nicht vor 11 Uhr ausgeftellt werden, 
und Mäfler in der Börfe nicht vor 11 Uhr Schlußzettel geben. 

$. 7. Zur Beendigung der Berfammlung foll das Zeichen mit ber Glocke 
durch einen Boͤrſenwaͤchter puͤnktlich um 2 Uhr gegeben und der Artushof auf eine 
‘ Stunde von 2 bis 3 Uhr gefchleffen werben. 
(No. 1229.) C 2 $.8. 
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G. 8. Die Wechſelungen muͤſſen Montags und Donnerſtags ſchon um 
4 Uhr beendigt ſeyn. 

Dieſe Beſtimmung bleibt fo lange in Kraft, als nicht veraͤnderte Cinrichtums 
gen in Hinficht der Ankunft und des Abganges der Poften Die Aelteiten der Kaufe 
mannfchaft zu einer Abanderung der Haupt = Wechfeltage veranlaffen. | 

$.9. Wenn, zufolge der Uebereinkunft der Kontrahenten, Erklärungen 
über den Abfchluß unterhandelter, oder über den Nücktrirt von abgefchloffenen Ger 
fchäften an ber Börfe erfolgen follen, fo müffen diefe Erklärungen von Dem Theile, 
welcher fich folche vorbehalten hat, vor 2 Uhr abgegeben werden. 

$. 10. Getreide- Verkäufe am Börfenmarft Dürfen von den Kaufleuten 
nur von 11 bis 2 Uhr im Artushofe gehalten werben. 

$. 11. Den zum Verkauf an der Börfe auggeftellten Getreideproben werben 
zwei gleichlautende Zettel beigelegt, mit Angabe des Quantums, der Getreide 
Gattung, des Gewichts, des Schifferd, Fuhrmanns, oder mit der Bezeichnung: 
„Bom Speicher” (ohne Nennung deflelben) und mit der Nameng-Unterfchrift deö 
Yusbietenden, worauf dann nach geichloffenem Handel bei den Worten: ‚Gekauft 
zu —“ der Preis einzufüllen, und die Unterfchrift des Käufers beizufügen iſt. 
Letzterer erhält die Probe, ber Verkaͤufer einen der Zettel, welche unter den Kons 
trabenten einen vollen Beweis ausmachen und die Stelle eines fchriftlichen Vertrages 
vertreten. Am Getreivemarkt der Börfe werden Käufe und Verkaufe nur in Laſten 
zu 60 Scheffel abgefchloffen. 

$.. 12. Während der Dauer der Börfenverfainmlungen, haben Die Bärfens 
Kommiffarien nad) $. 62. des Statuts für Die dortige Kaufmannfchaft vom 25ſien 
April 1822. für die Erhaltung und Handhabung der außern Ordnung und Die Be 
folgung der in dieſem Reglement enthaltenen Vorfchrift zu wirken und über einzelne 
Fälle der Börfendigciplin den Aelteften der Kaufmannfchaft zur weitern Veranlaffung 
nach $. 61. Bericht zu erſtatten. Kin jeder der Börfenfommiffarien ift befugt, 
Perfonen, welche die Ruhe an der Börfe durch Auffehen und Nergerniß erregenbe 
Streitigkeiten oder auf andere Weife ftören, fofort und ohne alle Erörterung ber 
Urfachen des Streits und der Störung, von der Börfe entfernen zu laſſen. Die 
Polizei it verpflichtet, auf Erfordern Huͤlfe zu leiften. 

$. 13. Die Börfenfommiffarien reguliren die Kourfe von Wechfeln, öffent 
lichen Schuldpapieren und Geld, fo wie der Preiskourante von Waaren aller Art 
und von Schiffsfrachten an der Börfe mit den betreffenden Maͤklern. 

$. 14. Sie haben mit aller Sorgfalt darauf zu wachen, daß die Komſe, 
fo wie auch bie Liften der gangbaren Srachten und Preife, richtig und dem wahren 
Verkehr angemeffen feftgeftellt werden. 

$. 15. Die Kourfe von Wechjeln, offentlichen Schuldpapieren und Gel 
werben Montag und Donnerftag, oder an den Tagen, welche wegen des Abganges 
der Poften zu Den Wechfelungen beſtimmt werben, die Preiskourante von Getreide, 

Holz 
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Holz, Aſche und alten ſonſtigen Ausfuhrartikeln, fo wie der Seefrachten, werben 
Montag und Donnerftag, und die Colonial-Gewuͤrzwaaren⸗Preiſe jeden Mittwoch 
fefigeftellt. | 

$. 16. Es ift den Boͤrſenkommiſſarien geftattet, fachkundige Kaufleute bei 
ber Kourd-, Preid- und Frachtregulirung zuzuzichen. 

$. 17. Die Feftftellung gefchiehet auf folgende Weife: Nach dem Schluffe 
der Wechfelung um 1 Uhr verfammeln fich fämmtliche Mäkler um die Börfen- 
Sommiffarien, dieſe erfordern von erftern pflichtmäßige auf ihren Amtseid zu neh- 
mende Anzeige, zu welchen Kourſen, Wechfel, Geldforten, Fonds, zu welchen 
Preifen Schiffe zu Haben gewefen find, was dafuͤr geboten, und in fofern e8 zur 
Beurtheilung der richtigen Notirung erforberlich ift, auf welche Summe, Raum, 
Menge oder Gewicht, wirflich abgefchloffen worden if. Sie fünnen die gutacht- 
liche Meinung der Mäfler darüber, wie die Preife x. zu notiren find, erfordern, 
brauchen aber fich mit ihnen in Feine Diskuſſionen einzulaffen, noch, folche unter 
den anweſenden Mäflern felbft zur geftatten, fobald fie Diefelben für überflüffig halten. 
Sie find befugt, in wichtigen und zweifelhaften Ballen von den Maͤklern einen 
fehriftlihen Auszug aus ihren Tafchenbüchern, oder die Vorlegung der Taſchen⸗ 
bücher felbft, jedoch mit Verdeckung der Namen ber Kontrahenten, zu verlangen. 

Auf den Grund der folchergeftalt nad) den Angaben oder aus den Taſchen⸗ 
Büchern der Mäkler gefammelten Materialien befiimmen Die Börfenfommiffarien, 
in Gegenwart Der Mäkler, die zu notirenden Kourſe, Waarenpreife und Trachten. 
In Sällen, wo die Börfenfommiffarien fich nicht einigen können, entfcheider bie 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit, ber Vorfteher. 

Ueber diefe Verhandlung ift ein, fammtliche Kourfe und Preife enthaltended 
Protokoll aufzunehmen und von den Mäflern mit zu unterzeichnen. 

Bei Regulirung der Kourfe ꝛc. darf Niemand, außer den Börfenfommiffarten 
und den von ihnen etwa ausbrädlich zugezogenen Kaufleuten und Mäfler, ans 
weſend ſeyn. 

$. 18. Sogleich nach geſchehener Feſtſtellung werben die Kourſe, Preiſe 
und Frachten in Gegenwart der Maͤkler von einem der Boͤrſenkommiſſarien in das 
Boͤrſenbuch eingetragen, und zwar die Kourſe an jedem Wechſeltage, von Preiſen 
und Frachten aber, nur die Veraͤnderungen ſeit der letzten Notirung. 

$. 19. Aus dieſem Buche laſſen die Maͤkler die Preiskourante, Kours⸗ und 
Srachtzettel zur Vertheilung an ihre Runden drucken. Es ift ihnen aber Die Ber- 
fendung derfelben nach anderen Orten nicht erlaubt. 

$. 20. Die Kours- und Srachtzettel und Preisfourante follen, in fofern fie 
mit dem im $. 18. gedachten Börfenbuche übereinftimmen, auch in Streitfällen den 
sichterlichen Entfcheidungen zur Grundlage dienen. 

$. 21. Die Mäfter find bei eigener Verantwortlichfeit verbunden, Die von 
ihnen über abgefchloffene Geſchaͤfte zu ertheilenden Schlußzertel den Kontrahenten 
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am Tage des Abſchluſſes des Geſchaͤfts, oder wenn der Abend daruͤber herange 
kommen waͤre, am folgenden Tage zuzuſtellen. 

$. 22. Die Boͤrſenkommiſſarien haben zunaͤchſt Darauf zu ſehen, Daß bie 
Maͤkler ihren Verpflichtungen bei der Vermittelung und Abfchließung ber Gefchäfte, 
während der Dauer ber Börfenverfammlungen und bei Regulirung der Kourſe, 
Preife und Frachten nachkommen. 

$. 23. Der Maͤkler, welcher, ohne fich bei den Börfenfommiffarien -mit 
- erheblichen Hinderungs -Urfachen entfchufdigt zu haben, oder für eine gewiſſe Zeit 
beurlaubt zu ſeyn, aus ber Börfenverfammlung wegbleibt, oder fich ſpaͤter ein 
findet, oder vor deren Schluß ohne Anzeige entfernt, verfällt in eine Strafe vom 
Drei Thalern, und zwar follen an ben Haupt⸗Wechſeltagen bie MWechfelndfler 
von 11 bis 2 Uhr, die andern Mäkler von halb zwei bis zwei Uhr, an den übrigen 
Mochentagen alle Mäkler von halb zwei bis zwei Uhr an der Börfe gegenwärtig 
feyn. Die Abänderung diefer Stunden bleibt den Aelteften der Kaufmannfchaft 
vorbehalten. 

Derjenige Mäfler, welcher von ber Regulirung der Kourſe, Preiſe unb 
Srachten wegbleibt, erlegt eine Geldbuße von Fünf Thalern. — Derjenige 
Maäfler, welcher den Boͤrſenkommiſſarien die Vorzeigung ſeines Taſchenbuchs 
verweigert, verfällt in eine Strafe von Zwanzig Thalern. Der Makler, 
welcher Koursblätter, Preiskourante und Frachtzettel ausgiebt, welche mit dem 
Börfenbuche nicht übereinftimmen, verfällt — außer in dem nachgewieſenen 
Falle eines Druckfehlers — in eine Geldftrafe von Zwanzig Thalern. 

$. 24. Diefe Strafen werden von den Helteften der Raufmannfchaft, auf 
Die Anzeigen der Börfentommiffarien, feftgefebt. 

$. 25. Werordnungen und Belanntmachungen, welche zur öffentlichen 
Kenntniß des dortigen Handelsftandes gelangen follen, werden an der Boͤrſen 
Tafel befeftigt. 

Dergleichen Nachrichten find nad) $. 63. des Statuts als vollftändig 
bekannt gemacht anzufehen, wenn fie Drei auf einander folgende Börfentage waͤh⸗ 
rend der ganzen Börfenzeit an dem gewöhnlichen Orte der Börfe ausgehangen 
baben. Zur gewilfern Erreichung des Zwecks follen jedoch dergleichen Bekann— 
machungen vor den 14ten Tage nicht abgenommen werben, wenn nicht etwa 
der Inhalt derfelben ausbrüdlich die Dauer des Aushanges beftimmt, wie 5.2. 
bei Praflufiond - Erfenntniffen, Subhaftationg - Patenten, haufig der Fall iſt. 

$.26. Im Uebrigen hat ed wegen der zu erlaffenden Befanntmachunge | 
bei den Beftimmungen der $$. 63., 64. u. 65. des Statuts vom 2öften April 1822. 
fein Bewenden. 

$.27. Die Verfleigerung von Waaren ober andern Gegenfländen, I 
fofern folches nicht durch den Öffentlichen Auftionator gefchiebet, kann in dem 
Saale des Artushofes nicht anderd, ald mit Vorwiſſen und Genehmigung ber 

Yelteflen 


Aelteſten der Saufmannfchaft, gefchehen. Eben fo ift zur Benutzung des Saales 
zu anderen Zwecken ald den Faufmannifchen Berfammlungen die befondere Geneh- 
migung der Aelteſten der Kaufmannfchaft erforderlich. 

Die Aufitellung der Buden und Mobilien, während der vier Weihnachtde 
Markttage, wird, ald ein alter Gebrauch), auch ferner wie bisher geftattet. 

$.28. Die Schiffsabrechner find verpflichtet, täglich Morgens und Mite 
tags eine Lifte von denjenigen angelommenen und abgegangenen Schiffen, von 
welchen ihnen Die Beforgung übertragen worben ift, an ber Börfe anfchlagen zu 
laſſen, und. jede ihnen zugehende Nachricht von Havarie oder Strandung in Der 
Gegend von Danzig, fobald fie eingehet, fofort Durch fchriftliche Anzeige und 
Unfchlag zur Kenntniß der Kaufmannfchaft zu bringen. 

$. 29. Die Börfenfommiffarien find: insbefondere verpflichtet , auf Die 
Beobachtung biefer Börfenordrung zu wachen, und Vorfchlage, Anträge auf 
Abaͤnderungen und Verbeſſerungen berfelben, fobald fie folche den Erfahrungen 
oder veränderten Umftänden angemeffen finden, bei ben Aelteſten zu machen. 
Indeſſen ftehen auch jedem Mitgliede der Korporation dergleichen Anträge frei, 

$. 30. Die Aelteften der Kaufmannfchaft führen. ein Verzeichniß: 

4) aller Mitglieder der Korporation; 

2) aller Unterfchriften ihrer Handlungsfirmen ; 

3) der vollfiändigen Namen aller Theilnehiner der Handlung, fofern fie nicht 
... ſtille GSefellfchafter find; 

4) derjenigen Korporationd: Mitglieder, welche fich zum gerichtlichen Konkurſe 
on eben, oder ihre Zahlungen einftellen und die Kreditoren zufammenrufen 

ſſen; 
5) bie Samilien= und Vornamen berer, welchen Procura ertheilt iſt, vollſtaͤn⸗ 
Dig außgefchrieben. - 

Zu dem Enbe follen alle jeßige Mitglieder der Klorporation Acht Tage, nad) 
Publikation diefer Börfenordnung, alle künftige aber fofort nach ihrer Aufnahme, 
sach Annahme einer Firma, oder Ausſtellung einer Procura, eine fchriftliche 
Angabe vorftehenden Inhalts mit der Original Procura, einreichen, wobei auch 
ber Profurant Die Unterfchrift, deren er fich bedienen will, mit feinem vollftändigen 
Namen verfehen, und, daß er Died gethan, ausdruͤcklich bemerkt haben muß. 

er diefe Anzeige auch nach erfolgter Aufforderung von Seiten der Aelte⸗ 
fien unterlaßt, ift in eine unerläßliche Geldbuße von Funfzig Thalern verfallen. 
Won den eingereichten Original » Profuren hat der Sekretair der Aelteſten der 
Kaufmannſchaft fofort beglaubte Abfchrift zu nehmen und, daß dies geichehen, 
auf Dem Original zu vermerken. Sodann wird letzteres der Handlung zurüdges 
geben, um folches auf dein Komtoir, wo ber Prokurant arbeitet, aufzubewahren, 
und auf Verlangen derjenigen, welche baffelbe vor Abfchließung oder Erfüllung 
eines Sefchäfts einfehen wollen, vorzeigen zu koͤnnen. 
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Von allen eingegangenen und kuͤnftig eingehenden Prokuren ſoll ein alpha⸗ 
betiſches Regiſter nach einem von den Aelteſten vorzuſchreibenden Schema gefuͤhrt, 
jede vorfallende Veraͤnderung darin, und jeder Nachtrag dazu, ſofort und puͤnkt⸗ 
lich vermerkt werden, und ſolches taͤglich im Sekretariat der Aelteſten zu Jeder⸗ 
manns Einſicht vorliegen. Der Sekretair ſoll dies Regiſter der Prokuren führen 
und fuͤr deſſen taͤgliche Richtigkeit und Vollſtaͤndigkeit verantwortlich ſeyn. 

Uebrigens muͤſſen die Prokuren ohne Ausnahme entweder gerichtlich, ober 
vor Notar und Zeugen, beglaubigt ſeyn, auch die Beitimmung enthalten, baß 
der Profurant unter ber Unterfchrift ber Firma oder des Namens bes Prinzipals, 
feinen eigenen Namen, mit dem Bemerfen, Daß er per procuram gezeichnet habe, 
hinzuzufügen ſchuldig, alfo z. B. in folgender Form: 

p. P2: Adam & C2: 
Borde. 

zeichnen muͤſſe. Prokuren, welche nicht nach den vorfiehenden Borfchriften ein 
gerichtet find, follen zur Befanntmachung auf der Börfe nicht angenommen werben. 

$. 31. Die zum Beten des Handels in Danzig öffentlich angeftellten Per: 
fonen, befonders Diejenigen, deren Wahl den Aelteften der Kaufmannfchaft gebührt, 
ftehen zunächft unter der Aufficht und Disziplin dieſer legteren. Den Xelteften 
ftehet Daher auch Die Befugniß zu, jene Perfonen zur Erfüllung der ihnen obliegen- 
den Amtöverbindlichkeiten anzuhalten, und Orbnungsftrafen, welche die Gefeke 
ober befondere Amteinftruftionen für gewiffe Fälle anordnen, mit Vorbehalt des 
Rekurſes, für verwirft zu erklären Wirkliche Pflichtverlegungen werben bem | 
Magiftrat zur näheren Unterſuchung und weiteren Veranlaffung angezeigt. 

$. 32. Die in Folge diefer Börfenordnung von den Xelteften der Kauf: 
mannfchaft feftgefeßten Geltitrafen, fließen zu einer faufmännifchen Armenkaffe, 
welche von den Melteften verwaltet werden foll. 

$.33. Die Befugniß, gegen Verfügungen und Strafbeftimmungen ber 
Helteften und der Börjenfommiffarien Rekurs zu ergreifen, muß auf bie in dem 
11ten Abfchnitte des Statutd vom 25ſten April 1822. vorgefchriebene Weiſe aus 
geuͤbt werden. 

$. 34. Jedem jegigen und Fünftigen Mitgliede der Korporation, jedem 
Mäfter und Schiffsabrechner, foll ein Eremplar dieſer Ordnung zugefertigt werben. 

Ein Eremplar der Börfenordnung wird und bleibt an der Börfe ausgehängt. 

Mir beftätigen diefe Börfenordnung hierdurch in allen Punkten, und wolle, 
daß daruͤber von Unferen Behörden und dem Handelsftande feftgehalten werde. 

Gegeben Berlin, den 12ten Januar 1830. 


(LS) Friedrich Wilhelm. 
v. Schuckmann. Graf v. Danckelman. 
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(No. 1230.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 15ten Juli 1829., wegen Modifizirung ber 
geſetzlichen Vorſchrift, uͤber Loͤſung der Gewerbſcheine. 


Fur Beſchraͤnkung der Nachtheile, welche bei Löfung bes Gewerbfcheind 
zum Betriebe eines Gewerbes im Umbherziehen durch Die vorgefchriebene Voraus⸗ 
bezahlung des vollen Steuerbetrages “für die Gewerbtreibenden in befonbern 
Fällen entftehen koͤnnen, beftimme Sich: 


1) daß den inländifchen Kaufleuten und Fabrifanten, Falls fie im Laufe 
des Steuerjahres die Perfonen wechfeln wollen, bie für ihre Nechnung 
‚im Lande umherreiſend, Waarenbeftellungen fuchen, geftattet feyn foll, 
unter Zurückgabe des Gewerbefcheind für den bisherigen Reiſenden einen 
andern mit den Erforderniffen des Regulativs vom 28ften April 1824. 
$. 13. verfehenen Gefchaftsführer zu geftellen, auf welchen für ben 
Reſt des Steuerjahres ein 'nener Gewerbfchein fteuerfrei auszuferti— 
gen ift. 


2) Bei allen andern Inlaͤndern, welche ein Gewerbe im Umberziehen, auf 
einen für den vollen geſetzlichen Steuerfag der 12 Rthlr. audgefertigten 
Sewerbfchein betreiben, foll, Balls der Inhaber des Gewerbfcheins in 
den erfien drei Monaten des Jahres verfterben follte, dem überlebenben 

- Ehegatten und den Kindern die vorausbezahlte Gewerbefteuer nach 


Jahrgang 1330. — (No. 1230.) D Ver⸗ 
(Ausgegeben zu Berlin den bten März 1830.) 


Verhaͤltniß der Jahreöftener zu dem Ueberreſte des Jahres von bem 
Monate ab, der auf den Todestag folgt, zurädgezahlt werben birfen. 


Ich überlaffe Ihnen, dieſe Beſtimmungen äffentlih bekannt zu 


machen. 
Berlin, den 15ten Juli 1829. 


Friedrich Wilhelm, 


An | 
die Staatsminifter v. Shudmann und v. Mog. 
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(No. 1231.) Allerhoͤchſte Kabinetöorber vom 17ten Januar 1830., bie Theilnahme der 
Kräsftände an ber Veranlagung ber Klaſſenſteuer und an ber Pruͤfung 
ber Dagegen erhobenen Beſchwerden betreffend. | 


Y den Bericht des Staatsminifteriums vom 31ſten v. M. beftimme Ich, 
daß ben Kreisftänden eine Theilnahme an der Veranlagung der Klaffenfteuer 
und Prüfung der dagegen erhobenen Befchwerden in folgender Art gewährt 
werde: 

Jaͤhrlich bildet fich eine Ereisftändifche Kommiffion, zu welcher auf den 
Kreistagen vom jedem der verfchiebenen Stände ein Abgeordneter zu wählen ift. 


Nachdem die Klaſſenſteuer⸗Rollen in Gemäßheit der Beflimmungen bes 
Sefeßed vom 30ften Mai 1820. $. 8., bekannt gemacht worden find, beruft 
der Landrath diefe Kommiffion unter feinem Vorſitze zufammen, und legt 
berfelben Die Duplifate der Steuer-Rollen mit einer Zufammenftellung des 
Soll: Auffommens aus dem ganzen Kreife zur Einficht vor. 


Der Kommiffion flieht es frei, allgemeine Bemerkungen über die Geſetz⸗ 
maͤßigkeit und verbältnißmäßige &leichheit ber Veranlagung zu machen, 
welche biernächft von dem Landrathe der Regierung zur näheren Prüfung 
und ntfcheidung einzureichen find; auf Erhöhungen oder Ermäßigungen ein⸗ 
zelner Steuer- Quoten anzutsagen, ift jedoch der Kommiſſion nicht geftattet. 


Die gegen die Veranlagung eingehenden, Befchwerben der Befteuerten 
werben, nachdem die Ortsbehoͤrden darüber gehört worden, von dem Lande 
rathe der gedachten zu diefem Zweck befonderd zu verfammelnden Kommiffion 
zur Begutachtung zugeftellt und demnächft unter Beifuͤgung des Iandräthlichen 
Gutachtens an die Regierungen befördert. . Ä 


Da zur Ausführung diefer Anordnung erforderlich ift, Baß- die Bes 
fehwerden zu einer beftimmten Zeit vollftändig vorliegen; fo feße Ich zugleich 
feft, daß die Gefuche um Ermaͤßigung ber Klaſſenſteuer in einer Praflufivs 
Friſt von 8 Mochen nach der im $. 8. bes Geſetzes vom 30ften Mai 1820. 
. vorgefchriebenen Bekanntmachung der Steuer-Rollen bei dem Landrath einges 
geben werden muͤſſen. Die Regierungen haben diefen Termin jährlich, fobald 
die Steuer-Rollen den Ortöbehörben zugegangen find, durch bie Amtsblaͤtter 
anzuzeigen. Der Rekurs an das Finanzminifterium muß in einer Praklufive 

(No. 1231.) _ j | Friſt 
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Friſt von vier Wochen, nach dem Empfange der Eitihedang der Regierung 
ergriffen werden. 


Reklamationen gegen die im Laufe des Jahres vorkommenden neuen 
Beſteuerungen werden ferner in bisheriger Art behandelt, jedoch erſtreckt ſich 
auch auf dieſe die feſtgeſetzte Praͤkluſivfriſt, welche von dem Tage ber Zuſtel⸗ 
lung des Auszuges aus der Steuer-Rolle anzurechnen iſt. 


Berlin, den 17ten Januar 1830. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminiſterium. 


— 21. — 


Geſetz⸗Sammlung 
für. die 
Rönialigen Preußiſchen Staaten 
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(No. 1232.) Geſetz über bie Befkrafung ber vwoiffentlichen Beranögabung fe Aufn 
Anweiſungen. Vom 2Aflen Gebruar 18330. | 


We Friedrich Wilhelm, von Gottes Sochen, Fönig. von 
. Deeußen xXx. . 


Um die in Bezug auf die Beſtrafung der wiffenffichen Verausgabung falſcher 
Kaſſenanweiſungen hin und wieder entſtandenen Zweifel zu beſeitigen, versrdnen 
Wir, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernommenem Gut⸗ 

achten Unſeres Staatsraths, fuͤr ſaͤmmtliche Provinzen Unſerer Monarchie hierdurch: 
| baß berjenige, welcher eine falfche, ober verfälfchte Kaſſenanweiſung 
als Acht einnimmt, nach erhaltener Kenntniß von ihrer Unaͤchtheit oder 
Verfaͤlſchung aber weiter ausgiebt, um den-vierfachen Betrag bes barauf 
angegebenen Werths, jedoch jedenfalls wenigftens mit Zwanzig Thalern, 
im Fall. des Unvermögens aber mit Gefängniß von wenigfiens Acht 
Zagen und höchftens Sechs Wochen beftraft werben foll. 


.Urkundllch unter Unferer Höchfteigenhänbigen Untefnit und Beginnen 
— Inſiegel. N 
"Gegeben Berlin, den 24fien Sebruar 1830.. en 

— (L. S.) Friedrich ithetin 

Carl, Herzog von Meflenburg. Me; human... — 

| Graf v. Dandelman,. 
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Jafugeng un.- (N0.1233 — 1233.) E (No. 1233.) 
(Sinögegeben zu Berlin ben 30ften März 1830.) 
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(No. 1233.) Allerhochſte Kobineköggber vom Asſten Februar 1830., die Veſtimmungen wegen 
Ä ber in Neu: Vorpommern und Rügen noch in Umlauf befindlichen alten 
ſchwediſch⸗ pommerſchen Drängen ‚enthaltend. 


J. Verfolg Meiner Order vom: Zoſten November vr J. die Wegſchaffung ber 
alten und Die Verhreitung ber neuen Scheidemuͤnze in Bezug auf die oͤſtlichen Pro⸗ 
vinzen ber Monarchie betreffend, will Ich auf den Bericht Des Staatsminifteriums 
vom 30ften Januar d. J. und nach beffen-Anträgen Die, wegen ber in Neu = Vor: 
pommern und. Rügen. noch im Umlauf befindlichen alten fchmedifch -pommerfchen 
Münzen, norbehaltenen Beſtimmungen bahin ertheilen: 


1) Um ſich der alten ſchwediſch⸗ pommerſchen Muͤnzen Ps ‚ entlebigen, wird ben 
Inhabern derfelben noch eine Krift von ſechs Monaten geftattet, binngs 
welcher bie Silbermuͤnzen ohne Unterfchied- und zu ‚jedem: Beirade it 
13% Prozent Aufgelb in preußifches Kourant bei den Öffentlichen Kaſſen um: 

gewechſelt werden koͤnnen. Die kupfernen Viertelſchillinge oder Witten 
werden in preußiſcher Kupfermuͤnze erſtattet. Die Friſt Der ſechs Donate 
fängt acht Tage nach ber Bekanntmachung dieſer Order durch Das Amts⸗ 
.. blatt der Regierung zu Stralfund zu laufen an, und die Regierung hat 
.: gleichzeitig Die Kaffen zu beuennen, bei denen Die Umwechſelung erfolgen kann. 
.- Nach Ablauf der Stift findet "die Annahme der ‚gedachten Münzen bei den 
Kaſſen nicht weiter ſtatt / und es kommen für bie 3⸗, 4= und 4= Schillinge 
ſtacke Die Beſtimmungen in Anwendung, welche zu 4) Meiner Order vom 
Zoſten November v. J. wegen der fremden Silbermuͤnzen erlaffen find. Die 
alls Ausgleichungsmänze im Gebrauch gewefenen 2= und 1» Schillingöftüde, 
ſo wie die Viertelſchillinge vder Witten, werden verrufen und außer Kours 
geſetzt, und ſind, wo ſie im Tauſch und gemeinen Verkehr angetroffen 
werden, eben ſo zu konflſziren, wie ſolches in Meiner Order vom’ 30ften 
Noyember v. J. zu 1) gegen alle fremde Scheidemuͤnze angeordnet iſt. Den 
Metaltwerth des Konfisfats erhalten die Armen Anſtalten des Orts, an 
welchem die Bochlaghahme geſcheben iR. TREE 


2) Die Vorfchrift in Meeiner Order vom Zoſten NMovember v. J. zu 3), nach 
welchet im HaubeE und innern Verkehr keine andere Berechnungsart als m 
preußifchem Gelbe, der Thaler. zu 30 Silbergrofchen, und der Silber: 
‚grofchen zu 12 Pfennigen, geftartet feyn fol, findet auch in Neu: Bor: 


⸗ 
n 
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. ꝓpommern Anwendung, und jede Berechnung und Liquidation in alt⸗ 
ſchwediſch⸗ pommerfcher Münze tft bei ber angedrobten. polizeilichen Beſtra⸗ 

.. fung verboten. : Das Staatminifterumm bat biefe Orber durch die Geſetz⸗ 
Sammlung und ‚gleichzeitig. dem ganzen- Inhalte nach durch bas Amtsblatt 

ber Regierung zu Stralſund bekannt zu machent, auch auf die Befolguug 
u derſelben ſtzenge halten zu laſen. 


Berlin, ben 28fien gebruar 1830. 


=. rl- 


x. . Fi ut". =... 


— im R 


An das Staatsminifterium. 


(Ne. 1233. — 1234.) .  (No.1234.) 
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(No. 1234, llerhdchſte Ahbinetöorber vom 13ten Maͤrz 1830. , betreffend bie Aufhebung 
der GefchlechtösWormumdfchaft in dem bem Shstinfchen Regierungsbezirk 
überwiefenen Lauenburg⸗ Buͤtowſchen reife, imgleichen in ben chen biefem 
egierungäbezirt einverleibten Weſtyrrußiſchen Enllaven. 


T, finde auf Ihren Bericht vom 1öten Zebruar t. J. kein Bedenken, die 
Verordnung vom 28ſten Juni v. J., wegen Aufhebung der Geſchlechts⸗Vor⸗ 
mundſchaft in einigen Theilen von Weſtpreußen, auf den ehemals Weſtpreußiſchen, 
durch die Provinzial⸗Eintheilung vom 30ften April 1815. dem Cäslinfchen 
Regierungsbezirt uͤberwieſenen LauenburgsBütowichen Kreis, imgleichen auf 
die beiden. eben biefem an gébezirk Dadurch einverleibten Weftpreußifchen 
Enklaven auszubehnen. Sie haben wegen Befanntmachung und Befolgung 
biefer Beſtimmungen das Erforderliche zu veranlaffen. 


Berlin, den 13ten Mär; 1830. 
Friedrich Wilhelm. 


An | 
den Staats-= und Yuftizmmifter Grafen v. Dandelman. 





— 


Berichtigung. 


| Saite 9. der Gefekfammlung vom Jahre 1830. ft in ber 9ten Zeile von 
unfen: 188. ftatt 138. zu lefen, 





ge 
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für Die | | | 
Königlichen Preußgifben Staaten 
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(No. 1235.) Declaration pour terminer le 

| differend qui s’est eleve sur le district de 
la Leyen. Du 11. Juin. 1827. 
Le. -Gouvernement Prussien et le 
Gouvernement Frangais sont conve- 
nus de terminer le differend qui s’est 
elev& relativement au district de la 
Leyen, situ& entre la Sarre et la Blies 
et compose& des villages Klein -Blit- 
tersdorf, Auersmachern, des hameaux 
de Hanweiler, Rilchingen et de la 
ferme de Vintringer Hof, par la 
transaction contenue dans les arti- 
cles suivans: 

Art. 1. La Prusse reste en pos- 
session du district de la Leyen, et la 
. France renonce formellement ä toute 
pretention quelle pourroit forme 
sur ce m&me district. | 

Art. 2. La France accepte 
comme compensation des preten- 
tions, qu’elle avoit forme&es sur le 
district de la Leyen d’apres le sens 


litteral du traite de Paris du 20. No-. 


vembre 1815., les villages de Merten, 
Biblingen, Flatten et Gongelfangen 
avec leurs banlieues. | 

Art. d. La cession des villages 


ä la France sera eflectu&e le plutôèt 


_ possible et sans attendre que la dé- 


marcation definitive des frontieres 


soit terminee. | 
Jahrgang 1830. — (No. 1335 — 1236.) 


(No. 1235.) Erflärung wegen Befeitigung ber 


Differenz, die fich ruͤckſichtlich des Leyenfchen 
Diſtrikts erhoben hat. Vom 11. Juni 1827. 


Das Preußifche und Das Franzäfifche 
Gouvernement find 'mit einander überein- 
gefommen, die entftandene Differenz wegen 
des zwifchen der Saar und Blies bele- 
genen, aus den Dörfern Klein- Blitters- 
orf, Auerömachern, den Weilern Han 
weiler, Rilchingen und dem Pachtbofe . 
Bintringer Hof beftehenden Leyenfchen 
Diftriftö durch den in den nachfolgenden 
Artifeln enthaltenen Vergleich zu befeitigen. _ 


Art. 1. Preußen verbleibt im Be⸗ 
ſitze des Leyenſchen Diſtrikts und Frank⸗ 
reich entſagt förmlich jedem Anſpruche auf 
den in Rede ftehenden Diftrift. Ä 


- Art. 2. Als Entſchaͤdigung für die 
Anfprüche, welche Frankreich nach dem 
Wortlaute bes Parifer Sriebend-Dertrages 
vom 2Often November 1815. auf den 
Leyenfchen Diftrift gemacht hatte, erhält 
Leßteres die Dörfer Merten, Biblingen, 
Slatten und Gongelfangen mit ihren 
Meichbilden. | 

Art. 3. Die Uebergabe diefer Dörfer 
an Frankreich foll fobald ald möglich und 
ohne die Beendigung der definitiven Grenz⸗ 
Regulirung abzuwarten, gefchehen. 


F 


(Ausgegeben zu Berlin den 17ten April 1830.) 


Arr. 4. Le Gouvernement Prus- 
sien renonce aux impöts arrieres qui 
pourroient rester düs par les habi- 
tans de Merten et Biblingen le jour 
de la cession. 

Arr. 5. Lä, oü la Sarre et la 
Blies separent le territoire de la 
Prusse de celui de laFrance, le Thal- 
weg de ces deux rivieres formera la 
frontiere. 

ART. 6. La presente declaration 
faite au nom de Leurs Majestes le 
Roi de Prusse et le Roi de France et 
expediee en double absolument con- 
forme, sera valable imme&diatement 
apres que l’Echange en aura en lien. 


Fait à Paris le 11. Juin 1827. 


CL. S.) Werther. 
(L.S.) Le Baron de Damas. 
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Art. 4. Das Preußifche Gouverne⸗ 
ment leiftet auf die am Tage der Ueber: 
gebe etwa noch rüchtändigen Steuern ber 

inwohner von Merten und Biblingen 
Verzicht. . 

Art. 3. Da, wo die Saar und 
Blies das Preußifche Gebiet von dem 
Sranzöfifchen fcheiden, foll der Thalweg 
dieſer Slüffe Die Grenze bilden. 


Art. 6. Oegenwärtige im Namen 
Seiner Majeftät des Königs von Preußen 
und Seiner Majeftät des Königs von 
Frankreich zweimal gleichlautend ausge⸗ 
fertigte Erklärung, foll, nach erfolgter 
Auswechfelung, in Kraft und Mirf: 
famfeit treten. Ä 

©o gefibehen zu Paris, ben Iiten 
Juni 1827. 


LS) Werther, 


(L. 8) Freiherr v. Damas, 





(No. 1236.) Convention déhnitive entre 
la Prusse et la France, pour régler les 
limites des deux Etats respectifs, confor- 
mement aux stipulations. des Traites de 
Paris, du 30. Mai 1814. et du 20. No- 
vembre 1815., et en suite de la declara- 
tion signee a Paris le 11. Juin 1827. 

. Du 23. Octobre 1829. 


Les Commissaires nomme&s en vertu 
du paragraphe 6. de l'article I. du 
traite de Paris du 20. Novembre 
1815; savoir: | 
de la part de Sa Majeste le Roi 
de Prusse, le sieur Henri Delius, 


President en chef du Conseil de 


(No. 1236.) Definitive Webereinfunft zwifchen 
Preußen und Frankreich, über Die Graͤnzberich⸗ 
figung ber beiberfeitigen Staaten, gemäß ber 
Parifer Traktaten vom 30ſten Mai 1814. 
und vom 2Often November 1815., und 
in Berfolg ber unterm 11ten Juni 1827. 
zu Paris unterzeichneten Erklärung Dom 
23ften Oktober 1829. 


Die auf den Grund des bten Paragraph 
des iften Artifelö des Pariſer Friedens 
Traktates vom 20ſten November 1815. 
ernannten Kommiſſarien, nämlich: 
von Seiten Seiner Majeftät des Königs 
von Preußen, der Herr Heinrich 
Delius, Chef» Präfident der König: 


ms 


regence de Cologne, Chevalier de 
l’ordre de l’Aigle-rouge de Prusse, 
troisieme classe; et 0 
de la part de Sa Majeste le Roi de 
France et de Navarre, le sieur 
Etienne Nicolas Rousseau, Colo- 
nel au corps royal des Ingenieurs- 
geographes, Officier de l’ordre ro- 
yal de la Legion-d’Honneur, Che- 
valier de l’ordre royal et militaire 
de Saint-Louis, Chevalier de l’or- 
dre militäire de Guillaume des 
Pays-Bas, et de l’ordre du merite 
civil de la Couronne de Baviere; 
apres s’ötre respectivement et en 


due forme, communique leurs pleins-. 


pouvoirs, apres avoir reconnu que 
la declaration sign&e et &chang£e le 
41. Juin 1827., par laquelle leurs 
Gouvernemens respectifs sont con- 
venus de terminer le differend qui 
s’etait Elev& relativement au district 
de la Leyen, avait recu son ex&cution 
_ en ee qui concerne l’article Ill. de 
cette declaration; après avoir aussi 
reconnu que le proces-verbal dresse 
A Sarrebruck, le 20. Fevrier 1821., 

r leurs delegues, dans le but de 
fixer la position geometrique des 
endroits ayant banlieue, par rapport 
A la ligne qui, en ex&cution du traite 
du 20. Novembre 1815., doit &tre 
tiree de Perl à Houve, devait servir 
de base pour regler le trace de la 
limite le long de cette ligne; les 
Commissaires adoptant les arrange- 
mens et projets d’echange arrötes par 
les méêmes delegues, et inseres ä la 
suite dudit proc&s-verbal, sont con- 
venus des articles suivans: 


Arr. 1. Lalimite entre les deux 
Etats commencera au milieu du cours 
d’eau de la Moselle, c’est-ä-dire, 
'sur le thalweg de cette riviere, au 
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lichen Regierung zu Cöln, und Ritter 
bee rothen Adler = Ordens dritter Klaſſe; 
un . 

von Seiten Seiner Majeftät des Koͤ⸗ 
nigs von Frankreich und Navarra, der . 
Hr. Stephan Nikolaus Rouffeau, 
Oberft im Ingenieurkorps, Offizier des 
Königlichen Ordens der Ehrenlegion, und 
Ritter des Königlichen Militair⸗Ordens 
des heiligen Ludwigs, des Nieder: 
ländifchen Wilhelms - Ordens, und des 
Zivil⸗Verdienſt⸗Ordens der Baierfchen 
Krone; | 


nachdem fie fich wechfelfeitig und in gehö- 
riger Form ihre Vollmachten mitgetheilt 
und anerkannt hatten, daß die am 1iten 
Juni 1827. unterzeichnete und ausgewech- 
felte Erklärung, wodurch ihre beiberfeitigen 
Regierungen übereingefommen waren, bie 
wegen des Leyenfchen Gebicted entflan- 
denen Anftände zu befeitigen, in Beziehun 
auf den Iten Artikel diefer Erklärung re 
lich in Ausführung gefommen fen, nach 
dem ſie auch anerkannt haften, Daß das 
durch ihre Delegirten, Behufs Feftftellung 
der geometrifchen Lage der einen eigenen 
Dann bildenden Ortfchaften, unterm 
20ften Februar 1821. zu Eaarbrücden 
abgefaßte Protokoll, in Beziehung auf die 


Linie, welche zur Ausführung des Traftates - 


vom 20ften November 1815. von Perl 
bis nach Houve geangen werden foll, bei 
eftftellung des Graͤnzzuges lange diefer 
inie zum Grunde gelegt werden müffe; 
fo haben die Kommiſſarien Die durch Die 
nämlichen Delegirten befchloffenen und in 
das erwähnte Protokoll eingeruͤckten Ein⸗ 
richtungen und Vorſchlaͤge zum Austauſche 
angenommen, und ſind uͤber die nach⸗ 
folgenden Artikel uͤbereingekommen. 

Art. 1. Die Graͤnze zwiſchen den 
beiden Staaten foll mitten in dem Fluß⸗ 
bette der Mofel, das beißt, in dem Thal⸗ 
wege dieſes Fluſſes an demjenigen Punkte 
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‚point qui sert de contact entre le 
royaume de Prusse, celui de France 
et le gran]- duche de Luxembourg, 
sous la souverainete du Roi des Pays- 
Bas, point situe vis-a-vis de celui 
(sur la rive droite de la m&meriviere), 
sur la ligne formant la s&paration des 


banlieues des villages de Perl(Prusse). 


et d’Appach (France); elle suivra 
.delä la ligne qui, d&sormais, formera 
la. d&emarcation entre les territoires 
de toutes les commiunes situdes .de 
part et d’autre lelong de lafrontiere, 
jusqu’au point ol, entre Guidingen 
et Sarre-Bubingen, l’une et l’autre a 
la Prusse, elle atteint la riviere de la 
Sarre, dont le thalweg ou fil d’eau 
servira de limite dans cette partie de 
son cours, jusqu’au confluent de cette 
riviere avec la Blies sous Sarreguemi- 
nes, pour remonter ensuite le thal- 
weg de cette derniere, et arriver au 
point de separation pres de l’Urichs- 
mühle, entre le territoire de la com- 


mune prussienne de Bliesransbach, _ 


celui de la commune bavaroise de 


Bliesmengen et Bliesbolgen, avec ce- 


lui de la .commune frangaise de 
Bliesschweien, et qui forme en méê me 
temps contact entre la Prusse, la 
Frarice et la Baviere Rhenane, le 
tout ainsi que cela se trouve deter- 
mine et marque& au plan general an- 
nexe ä la presente convention, et 
que cela est indiqu& par .un double 
lisere (bleu du cöte de la Prusse, et 
rouge du cöte de la France) sur ce 
plan, lequel a te arrete et signe par 
MM. les Commissaires, leurs delegue6s, 
et les Ing&nieurs, qui ont été chargés 


du levè. 


Par suite de cette détermination 


des limites entre les deux Royaumes, 


Varticle III. de la declaration du 
11. Juin 1827. se trouvant execute, 
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anfangen, bei welchem die Königreiche 
Preußen und Frankreich, und das Groß: 
berzogthbum Luremburg unter der Sou⸗ 
verainetät Des Königs der Niederlande, 
ſich berühren, welcher Punft deinjenigen 
auf dem rechten Ufer des nämlichen Fluſſes 
gegenüber liegt, wo die Banne der Dörfer 
Perl (in Preußen) und Appach (in Frank: 
reich) fich ſcheiden. Won da wird Die 
Gränze derjenigen Linie folgen, welche 
fortan auf beiderfeitigem Gebiete längs 
ber Gränze die Scheidewand bilden wid 
bis zu. dem Punkte, wo fie zwoifchen 
Güdingen und Saar: Bübingen, beide zu 
Preußen gehörig, den Saarfluß erreicht, 
deffen Thalweg oder Wafferfaden in dieſem 
Theile feines Laufes zur Gränze dienen 
wird, bis zum Zufammenfluß dieſes Fluffes 
mit der Blies unterhalb Saargemünd, um 
hierauf in Dem Thalwege ber letztern aufs 
wärtd zu gehen, und bei der Uhrigsmuͤhle 
an den SC heidepunft zwifchen den Gebieten 
der Preußischen Gemeinde Bliesransbach, 
der Baierifchen Gemeinden Bliemengen 
und Bliesbolgen, und der Franzoͤſiſchen 
Gemeinde Bliesſchweien zur gelangen, bei 
welchem Punfte re Preußen, Frank⸗ 
reich und der Baierſche Rheinkreis fich 
berühren, Alles dies wie folches auf dem 
diefem Vertrage beigefügten Hauptplane 


‚fi verzeichnet findet, und durch einen 


doppelten Strich (blau auf der Preußifchen, 
und roth auf der Sranzöfifchen Seite) auf 
diefem Plane angedeutet ift, welcher durch 


‚die Herren Kommiffarien, ihre Delegirten 


und die mit der Aufnahme beauftragten 
Ingenieurs feftgeftellt und unterzeichnet 


worden ft. 


Nachdem in Folge dieſer Gräanzbeftim: 
mung zwifchen den beiden Slönigreichen 
der Dritte Artikel ber Grelärung vom 
11ten Zuni 1827. in Ausführung gekom⸗ 


la France a recu de la Prusse les vil- 
lages et territeires, en dependant, de 
Flatten, Gongelfangen, Merten et 
Biblingen, en compensation des pre- 
dentions que la premiere Puissance 
avait form&es sur le disırict de la 
Leyen, d’apres le sens litteral du. 
trait& du 20. Novembre 1815., auquel 
elle renonce formellement, ainsi que 
le porte la declaration du 11. Juin 
ci-dessus citee. 

. Pour &tablir d’une maniere süre 
et stable l’etat de possession de cha- 
que Royaume, ainsi que le prescrit 
la determination du trace des limites 
entre les deux Etats, il a et€ reconnu 
et convenu que, d’une part, la Prusse 
remettrait ä la France, | 


: 1) Le village et le territoire de 
Manderen; 

2) Le hameau de Scheuerwald 
avec la partie de son territoire situe 
au Sud du cheriin qui, sortant des 

bois de Saint-Martin au point qui 
separe la commune de Buschdorf 
(Prusse) de celle de Manderen 
(France), et passe pres et au Nord 
de la petite maison dite le Chäteau, 
jusqu'au point oü il joint le chemin 
.de Luxembourg ä Sarrelouis, qui 
forme ensuite la limite entre les deux 

tats, jusqu’a la croix dite Kolles- 
kreutz; 

3) Le hameau de Remelsdorf et 
son territoire; 

4) La partie du territoire d’Ihn 
ou Lognon; Ä 

5) Le hameau de Heining et son 
territoire; 

6) La partie du territoire de Lei- 
ding; 
Ces trois derniers endroits et 
lieux, en tant qu'ils se trouvent au 
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men ift, fo hät Sranfreih von Preußen 

die Dörfer und davon abhängigen Gebiete 
von Slatten, Gongelfangen, Sierten und 
Biblingen zur Ausgleichung der Anfprüche 
erhalten, welche die eritgenannte Macht auf 
den Leyenfchen Diftrit geinacht hatte, nach 
dem buchftäblichen Sinne des Traktates 
vom 20ften November 1815., worauf fie 
förmlih Verzicht leifter, wie folches Die 
bier oben angeführte Deklaration vom 
11ten Juni 1827. befagt. Ä 
Um nun auf eine fichere und Dauer: 
bafte Weife den Beſitzſtand jedes Königs 
reiches, fo wie es die Beſtimmung der 
Gränzbezeichnung zwifchen den beiden 
Staaten vorfchreibt, feftzuftellen; fo hat 
man anerkannt und ift dahin .überein- 
ekommen, daß einer Seits Preußen an 
Frankreich, | | — 
i 1) Das Dorf und Gebiet von Man: 
ern; 
2) Das Dörfchen Scheuerwald mit 
demjenigen Theile feiner Gemarkung, wels 
cher füdlich von dem Wege gelegen ıft, der 
aus dem St. Martind- Walde an dem 
Punkte herauskommt, welcher die Ge: 


‚meinde Mandern (Srankreich) von Buͤſch⸗ 


dorf (Preußen) trennt, und nahe bei und 
nördlich von dem. Fleinen Haufe, das 
Schloß genannt, vorbei zieht, bis zu dem 
Puntte, wo er den Weg von Luremburg 
nach Saarlouis erreicht, welcher fofort 
die Grenze zwiſchen den beiden Staaten 
bis an das Kolled- Kreuz bilden wird; 

3) Das Dörfchen Remelsdorf und 
feine Gemarkung; 

4) Einen Theil ded Banned von Ihn 
oder Lognon; 

5) Das Dörfchen Heiningen und def- 
fen Gebiet; Ä 

6) Einen Theil ded Bannes von Leis 
Dingen; | 

Diefe drei leßtgenannten Orte und 
Gebietstheile, in fo weit fie füd=öftlich von - 


“ Sud-Est du chemin qui conduit de 
. Guerstling & Schreckling; 

7) Le village et le territoire de 
Schreckling; 
8) Le village et le territoire de 
Willing. | 

Et que, d’une autrepart, laFrance 
ferait remise à la Prusse, 

1) Des petites portions du terri- 
toire de Launsdorf,; au Nord du che- 
min de Luxembourg ä Sarrelouis; 


2) Du petit pays appel& Molvin- 
gergrund, de la commune de Wald- 
wise, sitae au Nord-Est de cette 


commune, et place au-delä des bois 


de Kirschhof et de Wieserwald; 

3) De la petite portion du terri- 
toire de Heining situ&e au Nord -Est 
- du chemin qui va de Guerstling ä 
Schreckling; 

4) Le moulin de Gersweiler avec 
ses dependances, situ& sur la rive 
droite de la Blies, en conservant aux 
habitans de Gersweiler la faculte d’y 
faire moudre leurs grains comme par 
le passe. | 


La Prusse, en outre, continuera 
A posseder le hameau et le territoire 
de Diesdorf, ancienne dependance 
de Schwerdorf, ainsi que le Warent- 
wald (for&t de Warent) et la ferme 
Warenthof enclavee dans .ces bois, 
de maniere que la lisiere du bois fera 
la frontiere. 

Pour ne rien laisser d’incertain, il 
sera annex& ä cette convention defi- 
. nitive un état de tous les territoires 
ou portions de territoires qui touche- 
ront de chaque cöte la nouvelle ligne 
entre les deux Royaumes. dCet etat 
sera signe par les Commissaires après 
qu’il aura Et@ reconnu conforme au 
plan general de cette limite. 
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dem Wege gelegen find, der von Guerſt⸗ 
lingen nach Schredlingen führt; 

7) Dad Dorf und den Bann von 
Schredlingen ; 

8) Das Dorf und Gebiet von Bi 


lingen. oo 

Und von der andern Seite Frankreich 
an Preußen, 

1) Die Fleinen Parzellen ber Gemar: 
Eung von Launsdorf, weldye nördlich des 
neged von Zuremburg nach Saarlouis 
iegen; 

2) Das Gebiet von Walbwies, wel 
ches man den Molvingergrund nennt, und 
nordöftlich von Diefer Gemeinde und jens 
feit des Kirfchhofer und MWiefer - Waldes 


gelegen iſt 

) Den Heinen Theil des Gebietes 
von SHeiningen, welcher norböftlich des 
Weges, der von Guerftlingen nach 
Schrecklingen führt, gelegen fd; 

4) Die Gersweiler Mühle mit Allem 
was dazu gehört, und was auf dem rech- 
ten Ufer der Blies liegt. Den Einwoh⸗ 
nern von Gersweiler wird die Befugniß 
vorbehalten, ihr Getraide nach wie vor 
auf diefer Mühle mahlen zu laffen; 

ag ln ebd überd 

reußen behält überdies den 3 
des Dörfchens und Gebietes von Di 
dorf, welches vordem zu Schwerborf ge: 
hört hatte, vwoie auch des Warndtwaldes 
und des in dieſem Walde eingefchloffenen 
Warndthofes, dergeftalt, daß der Saum 
bed Waldes die Gränze bilden foll. 

Um feine Ungewißheit zu Iaffen, fo 
ſoll dieſer befinifiven Uebereinkunft cm 
Verzeichniß aller Gebiete ober Gebiets⸗ 
theile beigefügt werben, welche von jeber 
Seite die neue Linie zwifchen den beiden 
Königreichen berühren. Diefe Nachwei- 
fung wird von den Commiffarien nnter- 
zeichnet werden, nachdem beren Ueber⸗ 
einfiimmung mit dem Hauptplan biefer 
Graͤnze anerfannt worden feyn wird. 


A cet effet, et aussitöt apres l’ap- 
probation de la presente convention, 
MM. les delegues des Commissaires, 
savoir, de la part du Commissaire 
de Sa Majeste Prussienne: le sieur 
Guillaume Henri Dern, Conseiller 
-provincial et Chevalier de l’Aigle- 
Rouge de Prusse, de troisieme classe, 
et de la part du Commissaire de Sa 
Majeste Tres Chretienne: le sieur 
'Gaspard Rene Riollay, Chef de ba- 
taillon au corps royal du Génie, Che- 
valier de l’ordre royal et militaire de 
Saint-Louis et de l’ordre royal de la 
Legion-d’Honneur; feront, dans le 
plus bref delai, etablir des poteaux 
par les soins des Ingenieurs attaches 
a la commission sur tous les points 


principaux et les plus remarquables, . 


afın que la nouvelle limite puisse &tre 
connue sur tous les points oü elle re- 
goit des modifications. 

Ils proc&deront ensuite, étant as- 
sistes des agens de l’autorite civile 
* des deux Gouvernemens, aux remises 
et prises de possession des territoires 
et portions de territoires Echus, ou 
€echeant, en partage à chaque Etat, 
ainsi qu’il a ete stipule et indique ci- 
dessus. Ä 

Ces remises et prises de posses- 
sion seront constatees par des proc&s- 
verbaux faits en autant d’expeditions 
qu’il y aura de parties interessees ä 
les connaitre, et dont une de ces 
expeditions sera jointe ä la pr&sente 
convention pour y rester annexee, 
afın de montrer qu’ä cet égard elle a 
recu son entiere execution. MM. les 
delegu&s des Commissaires, apres 
cette operation, procederont aussi ä 
Vabornement de la frontiere et ä la 
redaction des proc&s-verbaux de dé- 
limitation, ainsi que cela sera expli- 
qu& art. 17. | 

(No. 1236.) 


31 
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Zu diefem Endzwecke, und gleich nach 
ber Genehmigung der gegemmwärtigen Ue⸗ 
bereinkunft, werden die Herren Delegirten 
ber Commiffarien, nämlich von Seiten des 
Commiſſairs Seiner Majeftät des Könige 


von Preußen, der Herr Wilhelm Hein: 


rich Dern, Königl. Preußifcher Lands 
rath und Ritter des rothen Adler⸗Ordens 
dritter Klaffe,. und von Eeitn des Com⸗ 
miffaird Seiner Allerchriftlichften. Maje⸗ 
ftat der Herr Caspar Reinhard Riok 
9— Bataillons⸗Chef im Koͤnigl. Frans 
zoͤſiſchen Ingenieur- Corps, Ritter des 
Königlichen Militairs Ordens des heiligen 
Ludwigs, und bed Königlichen Ordens der 
Ehrenlegion, in der Fürzeften Zeitfrift auf 
den merkwuͤrdigſten und weſentlichſten 
Punkten, durch die Fuͤrſorge der, der 
Commiſſ ion beigegebenen Ingenieurs, 
Oräny= Pfäble errichten laffen, Damit bie 
neue Graͤnze auf allen Punkten, wo fie Ver⸗ 
änderungen erleidet, erfannt werben kann. 
Sie werden hierauf unter dem Bei 
ftande der Givilbehörden beider Staaten 
u ber Uebergabe und Befig- Ergreifung 
er Gebiete und Gebiets-Theile fchreiten, 
welche jedem Staate nach der obigen 1le- 
bereinfunft und Bezeichnung anheim ge⸗ 
follen find. - 


Diefe Uebergabe und Befik- Ergreis 
fungen follen durch Protofolle beftätiget 
werden, wovon fo viele Ausfertigungen zu 
machen find, als es Dabei intereflirte Theile 
giebt, und wovon eine Ausfertigung 
der gegenwärtigen Uebereinkunft beigefügt 
werden foll, zum Beweis, daß fie im Die 
jer Beziehung vollfommen in Ausführung 
gekommen ift. | 

‚ Die Herren Delegirtn der Kom: 
miffarien werden nach dieſem Gefchäfte 
ur Berichtigung ber Grenzen, und zur 

bfaffung der Gränz= Protolle fchreiten, 
wie folches im 17ten Artikel hiernach ers . 
klaͤrt werden wird. | | 


Arr. 2. Il est entendu que les 
deux Etats doivent entrer en posses- 
sion des territoires et portions de 
territoires cedes de part et d’autre, 
ainsi que cela a été specifi& à V’ar- 
ticle 1., sans pouvoir pretendre, jus- 
qu’au 1. Janvier 1830. exclusivement, 
à aucune indemnite pe&cuniaire, ä 
raison de leur occupation anterieure, 
tant pour ce qui concerne la percep- 
tion des impöts, que pour le revenus 
des proprietes royales et domaniales. 

II est entendu aussi que chaque 

Etat jouira, sur le territoire on por- 
tion de territoire cédé de part et d’au- 
tre, detous les droits de souverainete 
et de propriete, quant aux proprié- 
"tes royales et domaniales, sans pré- 
judice pourtant des droits que chaque 
commune des deux Royaumes peut 
faire valoir, lesquels droits seront 
constates lors de l’abornement de la 
frontiere et de la redaction des proc&s- 
verbaux de delimitation, ainsi que 
cela sera explique ci-apres article 11., 
sauf la faculté aux interesses de re- 
courir aux. tribunaux ordinaires de 
chaque pays pour provoquer la deci- 
sion des coniestations pui pourraient 
survenir entr’eux. | 

‚Arr. 3. Sur toutes le portions 

de frontiere, ou le territoire des deux 
Royaumes sera separe par desrivieres 
et ruisseaux, et notamment sur la 
Sarre et la Blies, le thalweg ou mi- 
lieu des eaux desdites rivieres et ruis- 
seaux,, formera la limite entre les 
deux Etats; l’on ne pourra faire au- 
cune construction ou bätisse quel- 
conque qui puisse en deranger le 
cours actuel, A moins que ces con- 
structions n’aient un but d’utilite 
commun aux deux Etats, et ne soient 
consenties par eux d’un commun ac- 


cord. A l’egard des constructions ri- 
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Art. 2. 68 veriteht fih, Daß die 
beiden Staaten in den Beliß der Gebiete 
und Gebietd- Theile, welche mwechfelfeitig 
abgetreten worden find, fo wie Dies in dem 
erften Artikel näher angegeben worden ift, 
treten werden, ohne bis zum erſten 
Sanuar 1830. augfchließlich hinſichts ihrer 
früheren Occupation auf irgend eine Geld- 
Entfchädigung Anſpruch machen zu Eönnen, 
fowohl was die Steuer-Erhebung betrifft, 
als in Beziehung auf das Königliche oder 
Domanial: Eigenthum. | 

Es verfteht fich auch, daß jeder Staat 
auf den wechfelfeitig abgetretenen Gebiete 
oder Gebietstheile, rücichtlich des König: 
lichen oder Domanial⸗-Eigenthumes aller 
Souverainetätd= und Eigenthums⸗Rechte 

enießen wird, unbefchadet jedoch der: 
jenigen Rechte, welche jede Gemeinde der 
beiden Königreiche geltend machen fann; 
welche Rechte bei der Gran bezeichnung 
und bei der Abfaffung der Ördn- Pro, 
tofolle genau Fonftatirt werden, wie dieß 
in dem Artikel 11. erklärt werden fol, 
vorbehaltlich der Befugniß, daß die dabei 
intereffirten Derfonen Ören Rekurs an bie 
gewöhnlichen Gerichte jedes Landes neh⸗ 
men koͤnnen, um die unter ihnen entſtan⸗ 
denen Streitigkeiten ſchlichten zu laſſen. 


Art. 3. Auf allen Graͤnz-Theilen, 
wo das Gebiet beider Königreiche durch 
Fluͤſſe und Bäche fich ſcheidet, und 
namentlich auf der Saar und der Vlies, 
wird der Thalweg oder die Mitte bes 
Waſſerfadens der gedachten Fluͤſſe und 
Bäche die Granze zwijchen beiden Staaten 
bilden; ınan wird Feinerlei Baute oder 
Einrichtung machen dürfen, welche ben 
gegempärtigen Lauf derfelben verändern 
Önnte, es fen denn, daß dieſe Baulich 
keiten einen den beiden Staaten gemein; 
ſchaftlichen Nugen bezwedten, und das 
von beiden Seiten die Einwilligung Dazu 


»ertheilt worden wäre. In Betreff der. 


veraines et des ponts et passages, on 
s’entiendra aux observancesactuelles, 
aussi bien que. pour la libre naviga- 
tion de la Sarre, en tant quelle 
pourra ötre praticable dans son cours, 
depuis Sarreguemines jusqu’a Gui- 
dingen. 

Arr. 4. Il est entendu que sur 
toutes les parties de frontiere oà des 
chemins servent à indiquer la limite, 
ces chemins, ou toutes celles de leurs 
parties qui suivront cette frontiere, 
serent mitoyens, c’est-ä-dire, com- 
muns aux deux Etats, sans que, pour 
cela, il soit attente en rien aux droits 
de propriete des particuliers, & qui 
ces chemins pourraient appartenir. 

Aucun des deux Etats ne pourra 
exercer sur ces chemins ou portions 
- de chemins d’acte de souverainete, 
si ce n’est ceux necessaires pour pré- 
venir ou arreter les delits ou crimes 
qui nuiraient ä la liberse et ä la sü- 
rete du passage, 


En tant que propriete foncière, 
ces chemins ou portions de chemins 
seront soumis, pour ce qui concerne 
les impöts, & l’Etat sur lequel reside 
le proprietaire. 

Art. 5. A TV’avenir et dans Pin- 
tör&t des deux Etats, aucun &difice, 
bätiment ou habitation quelconque 
ne pourra &tre élevé le long de la 
frontiere, qu’autant que ces con- 
structions seront Etablies a dix mè- 
tres ou trente pieds de Prusse, de la 
ligne qui forme la limite. 


Toutefois, lorsqu’un chemin ou 


ruisseau formera la limite, cette di- 
stance sera reduite & cing mötres ou 


quinze pieds de Prusse, ä partir du 


bord le plus voisin. 
Arr. 6. Si, par l’effet des ces- 
sions reciproques contenues dans 13 
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Uferbauten und der Bruͤcken und Faͤhren, 
wird man ſich an die gegenwaͤrtige Obſer⸗ 
vanz halten, eben- fo wie ruͤckſichtlich der 
freien Schifffahrt auf der Saar, fo weit 
diefe in ihrem Laufe. von Saargemünd bie 
Guͤdingen fchiffbar feyn follte. 


Art. 4. Man ift übereingefommen, 
daß auf allen Gränztheilen, wo- die 
Graͤnze Durch Wege bezeichnet wird, Diefe 
Wege oder alle Theile davon, welche 
längs der Graͤnze hinziehen, zwifchen beis 
den Staaten gemeinfchaftlich feyn follen, 
ohne daß jedoch dadurch bie Eigenthums⸗ 
rechte der. Privaten, denen diefe Wege 
etwa gehören koͤnnten, auf irgend eine 
Weiſe beeinträchtigt werden. 

Keiner der beiden Staaten darf auf 
dDiefen Wegen oder MWegetheilen Souves 
rainetätsrechte ausäben, mit Ausnahme 
derjenigen, welche zur Verhütung der 
ergehen oder Verbrechen erforderlich 
feheinen möchten, die der Sreiheit und der 
Eicherheit Des Durchganges ſchaͤdlich wer- 
den könnten. 

Als Grundeigentbum befrachtet, wer: 
den dieſe Wege oder Wegetheile rückfichte 
lich der Befteuerung demjenigen Staate 
unterworfen, in welchem der Eigenthümer 


wohnet. 

Art. 5. Künftighin foll, im Intereſſe 
beider Staaten, fein Gebäude und Feine 
Mohnung irgend einer Art längs der 
Gränze im, einer geringern Entfernung 
aufgebauet werden, als zehn Meter oder 


deig Preußiſche Fuß von der Graͤnz⸗ 


mie. 


Wo jedoch ein Weg oder Bach bie 
Gränze bilbet, da foll diefe Entfernung 
auf fünf Meter oder funfzehn Preußifche 
Sup von dem nächften Ufer an gerechnet, 

eſchraͤnkt werben. un 

Art. 6. Wenn durch die wechſelſei⸗ 
figen, in der gegenwärtigen Uebereinfunft 


presente convention de limites, quel- 
ques proprietes se trouvaient morce- 
l&es, les proprietaires ou fermiers dè 
celles-ci jouiront de la faculte d’y 
transporter les engrais et amende- 
mens ne£cessaires, et d’en importer 
librement, en exemption de tous 
droits et sans qu’il y seit mis d’obsta- 
cle, les recoltes de quelque nature 
qu’elles soient, provenant de ces pro- 
prietes morcel&Ees. Cependant, les 
proprietaires seront tenus de decla- 
rer, une fois pour toutes, s’ils veulent 
jouir de la facult& qui leur est accor- 
dee par le present article, d’importer 
letr recolte, laquelle ils ne pourront 
introduire en tout Etat de chose, que 
brute et telle que le terrain sur ler 
quel elle aura cru l’aura produite. 


Il sera donne avis de cette dis- 
position aux communes limitrophes 
lors de l’abornement de la frontiere 
et delar&@daction des proc&s-verbaux 
de delimitätion, et il leur sera ac- 
corde un delai de trois mois pour 
faire et recevoir les declarations à 
dater du jour oü lesdits proc&s-ver- 
baux de delimitation seront portes ä 
la connaissance de chaque,commune 
delimitee. 


Art. 7. Pareille faculte sera ac- 
cordee pour retirer le produit brut 
des recoltes aux proprietaires des 
deux Etats qui se trouveraient pos- 
sesseurs de terres dans lautre, si 
celles-ci se trouvent placées ä la di- 
stance qui ne depassera pas cinq ki- 
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enthaltenen Abtrefungen ein Grundſtuͤck 
zerftückelt werden follte, fo follen deſſen 
Eigenthümer oder Pächter die Befugniß 
haben, ben erforderlichen Dünger und bie 
nöthige Beſſerung darauf zu bringen, 
und die von dieſen zerftücelten Grund⸗ 
ſtuͤcken herrührenden Erndten jeder Art, 
frei von allen Abgaben und Zöllen und 
ohne Hinderniß, einzuführen. Inzwiſchen 
follen die Eigenthuͤmer gehalten feyn, em 
für alle Mal zu erklären, ob fie von ber, 
durd) den gegenwärtigen Artikel ihnen 
eingeräumten Befugniß, ihre Erndte ein 
zuführen, Gebrauch machen wollen. Lets 
tere Dürfen fie jedoch in Feinem Kalle 
anders als roh, und fo wie Der Boden, 
auf dem fie. gewachfen find, fie hervor⸗ 
gebracht hat, bereinbringen. 


Von dieſer Beſtimmung wird den 
Graͤnzgemeinden bei Gelegenheit der 
Graͤnzſteinſetzung und bei Abfaſſung der 
Graͤnzberichtigungs⸗Protokolle Nachricht 


gegeben, und es ſoll ihnen eine Friſt von 


drei Monaten bewilligt werden, von dem 
Tage an, wo die gedachten Graͤnzberich⸗ 
tigungs-Protokolle zur Kenntniß jeder 
Grenzgemeinde gebracht werden, um die 
fraglichen Erklaͤrungen abzugeben und an⸗ 
zunehmen. 


Art. 7. Die naͤmliche Befugniß zum 
Bezug der rohen Produkte der Landwirth⸗ 
ſchaft ſoll den Eigenthuͤmern beider Staaten 
geftattet feyn, welche in dem Andern 
Laͤndereien befißen, wenn dieſe in einer 
Entfernung von nicht mehr als fünf Kilo: 
meter oder zwölf hundert Ruthen Preuß. 


—— 


lometres, ou donze cents perches de 
Prusse, de la ligne formant la limite 
entre les deux Royaumes. 
Ils auront toutefois ä se confor- 
mer aux lois et reglemens des doua- 
nes de chaque pays, pour ce qui con- 
cerne le transit des recoltes et den- 
rees, et ils seront tenus, une fois pour 
- toutes, ä une declaration pareille ä 
celle dont il a éêté fait mention dans 
l’article precedent et dans le delai 
qui y est indigue. 


Art. 8. Les .biens, les droits. 


reels, les rentes et capitaux qui peu- 
vent appartenir aux communes et 
etablissemens publics de l’un des 
deux Etats dans le territoire de Pau- 
. tre, sont maintenus et conserve6s. Ils 
sont regardes comme propriete pri- 
vee, dont l’administration est réser- 
vee aux dits Etablissemens on com- 
munes, en se conformant aux lois 
communales de leurs Gouvernemens 
respectifs. | 


Arr. 9. Lorsque des endroits 
r&unis jusqu'à ce jour sous l’admini- 
stration d’une m&me mairie seront 
divises, ils auront l’obligation de sol- 
der les frais de administration com- 
munale jusqu’au 1. Janvier 1830., soit 
que la prise de possession ait eu lieu 
par suite d’arrangemens anterieurs, 
soit quelle se fasse en vertu dela pré- 
sente convention. Lorsque le de- 
compte sera £tabli, l’exc&dant de 
caisse, les biens communaux et les 
dettes seront r&partis proportionnel- 
lement, Pour &tablir cette propor- 
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von ber Gränzlinie beider Koͤnigreiche 
gelegen find. | 


Sie müffen fich dabei jedoch nach den 
Geſetzen und MWerordnungen über das 
Sollmefen eines jeden Landes, räcdfichtlich 
des Tranfits der Produkten, richten; und 
fie find ein Mal für alle Mal. zu einer 
Erklärung verpflichtet, ähnlich derjenigen, 
wovon im vorhergehenden Artifel Erwaͤh⸗ 
nung gefchehen ift, und in der darin 
angeführten Frift. | 


Art. 8 Die Güter, Realrechte, 
Renten und SKapitalien, welche ben 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten 
eines der beiden Staaten in dem Gebiet 
Des andern zugehören, follen gehandhabt 
und aufrecht erhalten werden. Sie werben 
als Privat» Eigenthum betrachtet, deſſen 
Berwaltung den gedachten Gemeinden 
oder öffentlichen Anſtalten vorbehalten 
bleibt, imdem fie fi) nach dem Gemeinde⸗ 
Gefegen ihres betreffenden Staates zu 
richten haben. | 


- Art. 9. Wenn Orte, welche -bie 
jeßt unter der Verwaltung einer und ber 
nämlichen Mairie oder DBürgermeifterei 
vereinigt geweſen find, getrennt werben, 
fo follen fie die Verpflichtung haben, Die 
Koften.der Gemeindeverwaltung bis zum 
1iſten Januar 1830. auszubezahlen, bie 
Befikergreifung mag in Folge früherer 
Einrichtungen ftatt gefunden haben, oder 
erft in Folge der gegenwärtigen Conven⸗ 
tion vor fich gehen. Sobald Die Abrech⸗ 
nung aufgeftellt feyn wird,_follender Kafe 
fenbeftand, die Gemeindegüter und Die 


Schulden verhälmißmäßig vertheilt wer 
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tion, on prendra pour base le mon- 
tant de la contribution fonciere. 


Arr. 10. Quant aux villages, 
hameaux, fermes et portions de ter- 
ritoires limitrophes, dont l’etat de 
possession changera afın d’accomplir 
les stipulations de la presente con- 
vention, conformement à l’article 9. 
du traite du 20. Novembre 1815., il 
est expressement declare que la pos- 
session sous laquelle ils se sont trou- 
vés jusqu’ici, est ré putée legale, et 
que, par consequent, tout acte admi- 
nistratif et judiciaire, &mane des Au- 
torit&s compe£tentes, sera respecte. 

Les transacttions, contrats de bail 
ei de vente, concessions et aliena- 
tions quelconques sur des objets tant 
domaniaux que communaux, seront 
maintenus dans leur validite, et cela, 
sans qu'il puisse y &tre question de 
liquidation ou €quivalent entre les 
deux Gouvernemens. 

Arr. 11. L’intention des gouver- 
nemens des deux Etats &tant que les 
communes limitrophes puissentjouir, 
sans aucun trouble ni empächement, 
de tous les droits dont elles sont lé- 
galement en possession, soit quils 
soient. fondes sur des titres, ou qu’ä 
defaut de titres il y ait possession 
imm&moriale et non -interrompue 
jusqu’a present; ces droits seront 
constates par les delepues des Com. 
missaires, et si leur validité, d’accord: 


avec les parties interessees, est re- 


connue par l’examen contradictoire 
qui en sera fait par lesdits délégués 
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ben. Um biefes Verhältniß zu ermit⸗ 


teln, wird man den Betrag der Grunde 


fteuer als Maaßſtab annehmen. 

Art. 10. Was die Dörfer, Meiler, 
Höfe und Gebietötheile an der Gränze 
betrifft, deren Beſitzſtand in Folge der 
Beſtimmungen gegenwärtiger Weberein 
funft, und auf den Grund des 9. Artikels. 
bes Friedensvertrages vom 20ften Novem⸗ 
ber 1815., eine Veränderung erleiden wird, 
fo wird ausdruͤcklich hierdurch erflärt, daß 
der Befiß, in welchem fie fich bis jegt 
befunden haben, als rechtmäßig betrachtet 
wird, und daß folglich alle gerichtlichen 
und Berwaltungsaften aufrecht erhalten 
und gehandhabt werden follen. 

Die Vergleiche, Pacht» und Kaufe 
verträge, Konzeſſionen und Verdußerungen 
aller Art über Domantal= und Gemeindes 
gegenftände, follen in ihrer Gültigkeit aufs 
recht erhalten werden, und zwar ohne daß 
zwiſchen den beiden Regierungen von einer 
biesfälligen Liquidation, oder einen Aequis 
valente die Rede feyn kann. 

Art. 11. Da es die Abficht der 
Regierungen beider Staaten ift, daß bie 
Gränzgemeinden ohne irgend eine Störung 
oder Verhinderung aller jener Rechte ges 
nießen follen, in deren rechtlichem Beſitze 
fie fich befinden, e8 mag fich biefer Beſitz 
auf Urkunden und Titel, oder in deren 
Ermangelung, auf einen unvordenklichen 
und bis jetzt nicht unterbrochenen Beſitz 
gruͤnden, ſo ſollen dieſe Berechtigungen 
durch die Delegirten der Kommiſſarien 
konſtatirt werden, und wenn ihre Gültige 


beit in Uebereinſtimmung mit den dabei 


intereſſirten Theilen durch die Seitens der 
gedachten Delegirten in ihrer Gegenwart 


en leur presence, ils seront specifis 
dans les proc&s-verbaux de delimita- 
tion, en conservant toutefois aux in- 
teresses la m&me faculte de recourir, 
sil ya lieu, aux Tribunaux, dont il 
a éêté parl& dans l’article 2. La men- 
tion qui en sera faite dans ces pro- 
ces-verbaux de delimiation produira 
le m&me effet que si l’insertion en 
avait été textuellement faite dans la 
pre@sente convention. 

Arrt.12. Jusqu’a l’expiration des 
baux existans pour la päche de la 
Sarre et de la Blies, le revenu sera 
partage entre les deux Gouverne- 
mens. A partir de l’expiration de ces 
baux, la p&che dans la Sarre, depuis 
Guidingen jusqu’ä moitie chemin de 
Sarreguemines, appartiendra ä la 
Prusse, et l’autre moitie ä la France. 

Depuis le triple confin jusqu’ä 
moitie chemin du confluent dans la 
Sarre, la pöche dans la Blies appar- 
tiendra ä la Prusse, et l’autre moitie 
appartiendra ä la France, auxquels 
points de separation il sera plante 
des bornes d’une forme particuliere 
qui indiqueront les limites de la 
peche. 

Quant aux revenus des passages 
sur ces deux rivieres, ils seront re- 
gles par MM. les delegues, apres 
avoir pris connaissance du produit 
annuel de ces passages. 


Arr. 13. Les delegues sont au- 


torises ä accorder, pour Putilit6 des 


communes limitrophes, les: conces- 
sions' de passage qu'ils jugeront né- 
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anzuftellende kontradiktoriſche Prüfung 
anerkannt werben follte, fo follen jene 
Gerechtfame in ben Gränzberechtigungs« 
Protofollen fpeziell aufgeführt werden, 
indem jedoch den Beteiligten die Befugniß 
vorbehalten bleibt, eintretenden Falles den 
gerichtlichen Weg einzufchlagen, wovon 
im Art. 2. die Rede geweſen ift. 


Art. 12. Bis zum Ablauf der gegen⸗ 
waͤrtigen Pacht uͤber die Fiſcherei in der 
Saar und der Blies, ſoll der Ertrag unter 
beiden Staaten getheilt werden. Vom 
Ablaufe dieſer Paͤchte an, ſoll jedoch die 
Fiſcherei in der Saar von Guͤdingen bis 
zur Haͤlfte des Weges von Saargemuͤnd 
der Krone Preußen, und die andere Haͤlfte 
der Krone Frankreich zugehoͤren. 

Von dem dreifachen Graͤnzpunkte an 
bis zur Haͤlfte des Weges nach der Muͤn⸗ 
dung der Blies in die Saar, wird die 


Fiſcherei in der Blies der Krone Preußen, 


und die andere Haͤlfte der Krone Frankreich 
gehoͤren. An den desfallſigen Scheide⸗ 
punkten ſollen Graͤnzſteine von einer be⸗ 
ſondern Form geſetzt werden, welche die 
Graͤnzen der Fiſcherei bezeichnen. 

Was den Ertrag der Faͤhren auf dieſen 
beiden Fluͤſſen anbelangt, fo ſoll derſelbe 
durch die Herren Delegirten regulirt wer⸗ 
den, welche ſich vorher von dem jaͤhrlichen 
Ertrag dieſer Ueberfahrten Kenntniß zu 
verſchaffen haben. 

Art. 13. Die Delegirten find ermaͤch⸗ 
figet, zum Vortheil ber Grenzgemeinden 
Diejenigen Durchgangsberechtigungen zu 
bewilligen, die fie fowohl Hinſichts ber 


cessaires tant pour ce qui regärde les 
exploitations rurales que pour ce 
qui a rapport à l’extraction et au 
transport hors des for£ets, des bois 
coup&s et abattus, ou m&me pour fa- 
ciliter les communications d’une 
commune ä l’autre, lorsque ces com- 
munications seront reconnues utiles 
„et qu’elles se trouveront compensees 
par des avantages reciproques. Pour 
tous ces cas, ilsera sıipule, dans les 
proces-verbaux de delimitation, que 
Y’habitant prussien ou frangais, usant 
des passages accordes, ne pourra 
pas devier de son chemin ni s’y arre- 
ter pour pouvoir charger et déchar- 
ger, sous peine d’encourir confisca- 
tion de marchandises et de se voir in- 
fliger les punitions et amendes vou- 
lues par les reglemens des douanes 
et les lois du Royalıme qu’il traverse, 
a moins qu’il n’ait fait A son entrée 
unie declaration des objets transpor- 
tes, et pour lors il demeurera sou- 
. mis aux lois et ordonnances des 
_ donanes en tout ce qui concerne 
l'entree et la sortie des: marchan- 


dises dans le Royaume qu’il traverse. 


‚Dans le cas de simple passage, au- 
cune declaration ne pourra £tre exi- 
gee, etilne sera fait aucune opposi- 
tion pour user de la facult@ accordee 
pour passer. Il est bien entendu que 
la libert@ de passage dont il est ici 
question, ne s’etendra en-aucune ma- 
niere aux militaires armes ni aux 
€quipages de guerred’aucune espèce. 


ART. 14. La remise de tous actes, 
tdtres et documens relatifs aux terri- 
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Ianbwirtbfchaftlichen Arbeiten, als auch 

in Beziehung auf die Herausfchaffung des - 
gefällten Holzes aus den Waldungen, ober 
auch felbft-um die Kommunifationen von 
einer Gemeinde zur andern zu erleichtern, 
in fofern dieſe Kommunikationen ale nüglic) 
anerkannt und Durch gegenfeifige Vortheile 
aufgewogen werden, für nöfhig erachten. 

Für alle dieſe Faͤlle wird in den Gräng 
berichtigungs- Protofollen auszubedingen 
jeyn, daß der Preußifche oder Franzoͤſiſche 
Unterthban, welcher von dem bewilligten 
Durchgangsrechte Gebrauch macht, von 
feinem Wege nicht abweichen noch fich 
darauf aufhalten darf, um auf= oder ab⸗ 
zuladen, bei Strafe der Beichlagnahme 
feiner Waaren, und unter den burch bie 
Bollverordnungen und Gefeße des Königs ' 
reiches, welches er berührt, verbängten 
Strafen und Geldbußen, es fey denn, daß 
derfelbe bei feinem Cingang über bie 
transportirten Gegenftände eine Erklärung 
abgegeben habe, und in Diefem Falle bleibt 
er den Geſetzen und Verordnungen über 
das Zollwefen, und insbefondere über Alles 
was die Eins und Ausfuhr von Waaren 
betrifft, Desjenigen Königreiches anter- 
worfen, welches er durchzieht. 

In dem Falle des einfachen Durch⸗ 
ganges ift durchaus Feine Erflätung erfor: 
derlich, und es foll der bewilligten Befugnig 
zum Durchgange Feinerlei Hinderniß ent 
gegen geftellt werben, 

Es verfteht fich von felbft, Daß das 
bier bemeldete Durchgangsrecht auf Feine 
Weiſe ſich auf bewaffnete Mannfchaften 
noch auf Kriegszeug irgend emer Art 
erſtrecken kann. 

Art. 14. Die Uebergabe aller arf dis 
beiderſeits abgetretenen Gebiete Bezug 
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toires cedes de part et d'autre, s’ef- 


fectuera au moment de la redaction 
- des proc&s-verbaux de delimitation, 
par les soins de MM. les délégués des 
Commissaires qui feront ä cette Epo- 
‘que le partage des papiers, titres et 
autres documens que chacune des 
communes interessees devra pos- 
seder. | 

Art. 15. Destaccorde un delai 
de trois ans, à dater du jour ou il sera 
: donn& connaissance à chaque com- 
mune du proces-verbal de la delimi- 
tation, à tous les habitans des pays 
cedes de part et d’autre, pour, s’ils 
le jugent convenable, pendant cet 
‚ intervalle de temps, disposer de leurs 
proprietes comme ils l’entendront, et 
se retirer dans tel pays quil leur 
plaira de choisir. 


Arr.16. Aussitöt apr&s P’&change | 


des ratifications de la presente con- 
vention, et apres que les remises et 
prises de possession des territoires 
cedes de part et d’autre auront été 
effectudes, les militaires qui pour- 
raient se trouver faire partie des fa- 
milles dont les habitations ont été cé- 
dées, seront r&ciproguement rendus. 

"Arr. 17. Aussitöt apres qu’il 


aura été procede, par les soins des 


delegues des Commissaires, ainsi que 
cela a étèé dit ä l’article 1., aux actes 
de remiseset prises de possession des 
territoires c&des de part et d’autre, 
les mêmes delegues s’occuperont, 
sans delai, de la redaction des pro- 
ces de delimitation, ‘commune par 
communie, apr&s avoir prealablement 
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"wird, follen die Militairs, 


habenden Akten, Titeln und Urkunden 
joll gleichzeitig mit der Abfaffung ber 
Gränzberichtigungs = Protofolle Durch die 
Sorge der Herren Delegirten der Kom⸗ 
miſſarien bewirkt werden, welche alsdann 
die Abtheilung der Schriften, Titeln und 
Urkunden, die jede der babei betheiligten . 
Gemeinden befißen foll, vornehmen werden. 


Art. 15. Don dem Tage an, wo 
jede Gemeinde von dem &ränzberichti« 
gungs = Protokolle Kenntniß erhalten wird, 
foll den Einwohnern der gegenfeitig abges 
fretenen Gebiete eine Srift von drei Jahren 
geftattet feyn, um nach ihrem Gutduͤnken 


während diefes Zwifchenraumes über ihr - 


Eigenthum zu verfügen, und fich in dem 
Lande, welches fie wählen werden, nie= 
derzulaffen. 


Art. 16. Alsbald nach: der Aus: - 
wechfelung der Ratififationen gegenwär- 
tiger Webereinfunft, und nachdem bie 
Uebergabe und Befigergreifung ber beider: 
feit8 abgetretenen Gebiete erfolgt feyn 
welche zu 
denjenigen (Familien gehören, deren Woh⸗ 
nungen abgetreten worden find, gegenfeitig 
in ihre. Heimath entlaffen werden. 

Art. 17. Sobald die Herren Dele- 
girten nach den Beftimmungen bes Art. 1. 
Die Uebergabe und Befignahme der gegen» 
feitig abgetretenen Gebiete vollzogen haben 
werden, fo follen dieſe nämlichen Deles 
Hirten der Commiffarien ohne Auffchub 
ſich mit Anfertigung der Graͤnzberichti⸗ 
gungs=-Protöfolle, Gemeinde vor Gemeinde, 
befchäftigen, nachdem fie vorher Die 
Gränze auf ihrer ganzen Ausdeh⸗ 


fait proceder ä l’abornement de la 
frontiere sur toute son etendue. 

Les proces-verbaux de delimita- 
tion seront accompagnes de plans 
figuyatifs de la frontiere, qui seront 
signes par lesdits delegues et par les 
Ingenieurs et G&om£tres qui assiste- 
ront ä l’op£ration, ainsi que par les 
Maires et Bourguemestres des com- 
munes interessees. Iis relateront, 
ainsi que le porte l’article 11., tous 
les droits dontles communes et leurs 
habitans sont en possession, et qu’ils 
ont ä exercer sur les communes limi- 
trophes, quelle que soit la nature 
‚de ces droits. 

Pour cette operation, MM. les 
delegues suivront exactement les in- 


structions qui leur seront donnees ä 


cet effet par MM. les Commissaires. 
La reunion de tous ces proc&s- 
vesbaux de delimitation, dont il sera 
remis, par les soins desdits delegues, 
une expedition à chacun des Maires 
‘et Bourguemestres des communes 
que cela concerne, et seconde expé- 
dition sera deposee aux archives de 
la r&gence royale de Trèves (pour la 
Prusse), eı aux archives du departe- 
ment de la Moselle (pour la France), 
formera. suite ä la pr&sente conven- 
tion, et montrera quelle a eu son 
entiere execution; et, ä cet effet, 
deux autres expe&ditions originales 
desdits proces-verbaux de delimita- 
tion, ainsi que des plans de limites 
qui les accompagnent, seront jointes 
Ala pr&sente convention, pour qu’une 
d’elles soit &&hangee au moment oü 
‘ les Commissaires v£rifieront et ap- 
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nung durch Graͤnzſteine haben bezeichnen 
laſſen. 

Den Graͤnzberichtigungs = Protofollen - 
follen die von den gedachten Delegirten, 
und von den dem Gefchäfte beimohnenden 
Angenieurd und Geometern, fo wie von 
Maires und Bürgermeiftern der bethes 


‚ligten Gemeinden unterfchriebenen Graͤnz⸗ 


Charten beigefügt werden. 

Sie werden darin nach Vorſchrift bes 
Artikel 11. alle jene Gerechtſame anführen, 
in deren Befig die Gemeinden und ihre 
Ginwohner fich befinden, und die ihnen 
gegen die angränzenden Gemeinden zus 
ftehen, welcher Art fie auch immer ſeyn 
mögen. 

Bei dieſem Geſchaͤfte werden die 
Herren Delegirten genau die Inſtruktionen 
befolgen, die ihnen zu dieſem Behuf von 
den Herren Kommiſſarien ertheilt worden. 

‚Die Sammlung aller dieſer Gräny 
berichtigungd - Protokolle, wovon die Her 
ren Delegirten jedem Bürgermeifter und 
Maire der betreffenden Gemeinden em 
Sremplar übergeben, nnd ein zweites 
Exemplar an das Archiv der Königlichen 
Regierung zu Trier (für Preußen) und 
in das Archiv des Mofeldepartementd 
(für Frankreich) abgeben werden, wird 
die Fortſetzung ber gegenwärtigen Ueber⸗ 
einfunft bilden, und fomit zeigen, baß fie 
vollftändig in Ausführung gefommen ift. 
Zu diefem Zwede follen zwei andere Dri 


ginalausfertigungen der gedachten Gräny 


berichtigungs-Protofolle, fo wie der ihnen 
beigefügten Gränz-Charten der gegenwaͤr⸗ 
figen Uebereinkunft angefchloffen werden, 
Damit die eine Davon in dem Augenblide, 
wo die Kommiffarien die Arbeiten ihrer 
Delegirten unterfuchen und genehmigen 


prouveront les travaux de leurs dele- 


gues, et dans le but de faire.passeder 
aux archives de chaque Gouverne- 
ment, outre le mode de redaction 
gqu'il.a dü suivre, le mode de redac- 
tion suivi par l’autre. 

Lesdits proces-verbaux, verifies 
et approuves par MM. les Commis- 
saires, auront m&me force et valeur 
que si leur contenu était tectuelle- 
ment insere dans la presente conven- 
tion. Ä u 
Arr. 18. Lors de la redaction 
des proces-verbaux de delimitatien, 
si les délégués reconnaissaient utile 
de changer quelque portioh de ter- 
rain, soit afın de redresser la ligne 
de limite, soit pour faciliter les com- 
munications de village à village,‘ ils 
sont autorises à proposer ces Echan- 
ges ä leurs Commissaires respectifs, 
tomjours avec reciprocit@ d’avantage 
et Egalit& de superficie et,de valeur, 
autant que possible. 

Art. 19. La pr6sente eonven- 
tion sera ratifiee, et les ratifications 
en seront &chang&es dans le terme 
de six semaines, ou plutöt, si faire se 

eut. 

En foi de quoi les Commissaires 
susd£enommes ont signe la presente, 


Fait a Sarrebruck, le 23. Oct, 1829. 


{L. S) Henri Delius, 
Commissaire de Sa Majeste le Roi de Prusse. 


(L. 8.) KJousseau, | 
Commissaire de Sa Majcste Tres-Chretienne. 
Jahrgang 4830. — (No. 1236.) 
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werden, ausgetauſcht erde, und das 
Archiv eines jeden Staates, außer ber 
Urt und Weife der Nedaktion die er hat 
befolgen follen, auch die Redaktion bie 
der andere Staat befolgt hat, befigen 
möge. " 
Die befagten, von den Herren Kom- 
miffarien verifizirten und genehmigten 
Protokolle, foHen bie naͤmliche Kraft und 
Guͤltigkeit haben, als wenn fie Der gegene 
" wärtigen Uebereinfunft von Wort zu 


Woort einverleibt wären. 


Art. 18.. Wenn bei der. Anfertigung 
der Gränzberichtigungs = Protokolle die 
Delegirten e8 für nüglich erachten ſollten 
irgend eine Parzelle Landes auszutauſchen 
ſey es um die Graͤnzlinie herzuſtellen, 

oder um die Kommunikationen von Doef 
zu Dorf zu.erleichtern, fo find fie ermächfie 
get, dieſe Austaufchungen ihren betreffen⸗ 
den Rommiffarien in Vorſchlag zu bringen, 
Alles fo weit wie möglich mit mwechfelfeiti, 
gem Vortheile, gleichem Flaͤchen⸗ Inhalte 
und Werthe. 

Art. 19. Die gegenwaͤrtige Ueber: 
einkunft foll ratifizird "werben, und Die 
Auswechfelung der Ratifikationen binnen 
fech8 Wochen, ober, wenn es möglich fl, 
früher Statt haben 

Deß:.zu Urkund haben. bie obenbe⸗ 
nannten Kommiſſarien Gegenwartiges 
unterzeichnet. 

Geſchehen zu Saarbruͤcken den 23ften 
Dftober 1829, 


(LS) Heinrih Delius, 
Kommiflarius Sr. Mai. ded Königs von Preußen. 


 (L.S.) Rouffeau, “ 
Kommiſſarius ei Allerchriftlichfien Majeſtaͤt. 
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Etat et. noms .des villages, hameaux ou 
‚dependances,: dont les territoires tou- 
:cheront la nouvelle .kmite Aixde par la 
“Convention definitive du 23. Octobre 

4829., entre la Prusse et la France. 





Du cöte de la Prusse. 


Perlet Ober-Perl. 

Pellingen. 

‚Bourg. 

Etft. 

Buschdorf. 

Scheuerwald, partie Nord de son ter- 
ritoire. 

Wehingen. 

Wellingen. 

Biedingen et la Portion . ceace de 
Waldwise. j | 

Silwingen. | 

Bieringen. 

Oberesch. 

Diesdorf. 

Fuhrweiler. 

Groshemmersdorf. 

Koerperich - Hemmersdorf. 

Nied-Altdorf. 

Ihn ou Lognon, et la partie Nord de 
son territoire. 

La petite portion c&dee d’Heining. 

Leiding et la portion Nord de son 
territoire. | 

Bedersdorf. 

Ittersdorf. Ä 

Berus et Saint- Oraine. 

Ueberherrn. 

Laferme de Warent. etle Wärentw aldı 

Les bois triages de Lauterbach. 

Lauterbach.. — 

Carlsbrunn. 


Ps 
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Namentliches Verzeichniß der Doͤrfer, 
Weiler und Zubehoͤrungen, deren Gebiete bie 
neue durch die. definitive Uebereinkunft vom 
23ften Oktober 1829. :feftgefeßte Graͤnze 
zwiſchen Preußen und Frankreich berühren. . 





Don Preußifcher Seite. 
Perl und Oberperl. 


Bufchderf. 

Der nördliche Theil des Bannes von 
Scheuerwald. 

Wehingen. 

Wellingen. 


——8* und der abgetretene Theil des 


Bannes von Waldwies. 

Eilvingen. 

Dierin en. 

Obereſch. 

Diesdorf. 

Fuhrweiler. 

Groshemmersdorf. 

Koͤrperich⸗ Hemmersdorf. 

er nd ab 

Jhn oder Lognon, und der nördliche Theil 
von deffen Var. che Z 

Der abgetretene Theil von Heiningen. 

Leidingen und der noͤrdliche Theil ſeines 

ietes. 
Bedersdorf. 
Ittersdorf. 


Berus und St. Oraine. 


Ueberherrn. 

Der Warenthof und Warentwald. 
Die Waldungen von Lauterbach. 
Lauterbach. 

Carlsbrunn. 


Saint -Nicolas. 
Nassweiler. 


Emersweiler et le'moulin de Guens-. 


bach. 
Grand ou Groösrosseln. 
Ludweiler. 
Geislantern. 
Furstenhausen. 
Clarenthal. 
Kriighütte. 
Ziegelhofl.. 
Gersweiler. 


La ville et le territoire de Sarre- 


bruck. 
Saint-Arneval. 
Guidingen. 
Sarre-Bubingen. 
Kleinblittersdorf 
Auersmachern 
Roelchingen 
Hanweiler | 
La Ferme de Wintring 
Le moulin de Gersweiler. 
Ransbach. 
Le moulin Urichsmühle (dernier). 


ci-devant 
district 
de la Leyen. 


Du cöte de la France. 


t 


Appach, annexe de Kirsch-les-Sierck. 
Merschweiler, avec ses annexes de 
Belmacher, Kinzirg et Nauendorf, 
Manderen. 
Tinting et Mensberg. 
Scheuerwald et la partie Sud de son 
territoire. 
Ritzing, annexe de Launsdort. 
Launsdoerf.- 
Flatten, annexe de Launsdorf.. 
Gongelfangen, annexe de Waldwise, 
Waldwise. 
Zeurange, anneze de Grindorf. 
(No. 1236.) 
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St. Nicolas. 
Naßweiler. 
Emmersweiler 
Muͤhle. 
Grosroſſeln. 
Ludweiler. 
Geislautern. 
Fuͤrſtenhauſen. 
Klarenthal. 
Kruͤghuͤtte. 
Ziegelhof. 


und die Gensbacher 


Gersweiler. 


Die Stadt und die Gemarkung von Saar⸗ 
bruͤcken. BE 


. Et. Arnual. 


Guͤdingen. 
Saar⸗ Woingen. 
Kleinblittersdorf. 
Auersmacher. 
Rilchingen. 
Hanweiler. 


Vormals 
iiber Diſtrikt. 
Der Wintringerhof. J 


Die Gersweiler Mühle. 


Bliesransbach. 


Die Uhrigsmuͤhle. 


Von Frandoͤſiſcher Seite, 


FR | 


Appach, Filiale von Kirſch. 


Merſchweiler mit ſeinen Filialen Bel. 


macher, Kinzingen und Nauendorf. 
Mundern. 
ZTintingen und Menzbarg. 
Scheuerwald und der füdliche Reif ‚feines 
Mannes. 
Ritzingen, Filiale von Launsdorf. 
Launddonf,: +: . 


Flaͤtten, Filiale von n Saundberf. 


Gongelfangen, Ziliale-von Waldwies. 
Maldwied, 


ur Fillabe von Grtnborf: : 5 


Bourg-Esch,- 'annexe de Schwerdorf. 

‚Cottendorf, idem. 

Otzweiler, "dem. 

Schwerdorf. 

“ Neunkirchen, annexede Schwerdorf. 

Remelsdorf. 

Niedwelling et Gerstling. 

La portion cedee d’Ihn on. Lognon. 

Heining. 

La portion cedee de Leiding. 

Schreckling. 

Willing. 

Berweiler, | 

Merten et Biblingen. 

La Houve et la ferme de 
Wendelhof 

La Croix 

- Wilhelmsbronn 

LHôépital de Carling. 

Freimingen et Sainte-Fontaine. 

Merlebach. 

Cocheren et Ditschweiler. 

Rosbruck, 

Morsbach et Guensbach. 

Forbach, cöte ä l’Ouest. 

Petite Roselle et vieille Verrerie. 

Forbach, avec Schoeneck. 

La vergerie Sophie, la ferme de Sty- 
ring et depemdances. 

Spicheren. 

Altzing et Zinzing 

| Grosbliedersdorf et le moulin de Sim- 
‘ bach. 

Wekferding. Ä 

Sarreguemines. 

Neunkirchen. 

- Blies-Guerschweiler._ 

es-Schweien (dernier) 


reutzwald. 


Cet &tat des villages, hampanx er: 


territoires qui touchent. de chaque 
eöte la ligne: de limites entre la, 
Prusse et la France, &tant conforme 
aux noms &ckiss. sur ke plan genkral, 
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Burgefch, Bilinle er Schwerdorf. 
Cottendorf, —5 — eichen. 


ichen. 
Schwerdorf. 
Neunkirchen, Filiale von Schwerdorf. 
Remelsdorf. 
Nied⸗ lingen und Gerſtlingen. 
Der abgetretene Theil von Son od. Lognon. 


iningen. 
Der abgetretene Theil von m Keibingen, 
Schredlingen. 
Willingen. 
eiler. | 
Merten und Biblingen. 


Houve und MWendelhof 


La eroix 


| Kreußwalb. 
Wilhelmsbrunn | 


Das Hofpital von Karlingen. 
Freimengen und St. Fontaine. 
SRerlebach. 


| — und Ditfchweiler. 
| —*2 und Gensbach. 


Forbach von weſtlicher Seite. 
Klein⸗Roſſeln und die alte Glashuͤtte. 


Forbach mit Schöneden. 


Die Olnehüste Sophie, der Styringer: 
Hof und Zubehoͤr. 
a ichern. 
zingen und Zinzingen. 


Ss —— die Sembacher⸗ 


en. 


Saargemuͤnd. 


Dieſes Berzeichniß der Dörfer, Weiler 
und Gebiete, welche beiderfeitd Die Graͤnz⸗ 
Linie jwifchen Preußen und Frankreich 
berähren, wurde mit den Namen, welche 
auf dem Hauptplane gefchrieben ftehen, 


sera annexe et [era suite äla conven- 
. tions definitive signee à Sarrebruck 
cejour&hui 23, Octobre 1829. | 


Henri Delius; 
Commisseire de Sa Majeste le Roi de Prusse. 


| Rousseau, 
Commissaire de Sa Majeste Trös-Chretienne. 


Nota. La presente Convention definitive 
de limites a été ratifiee par Sa Majeste 
Prussienne, te 13. Novembre 1829., et 
par Sa Majeste 'Tres-Chretienne, le 15. 


du meme mois, Les ratihications ont éetée 


&changces a Metz, le 2.Decembre 1829, 
entre le delegue du Commissaire prus- 
sien et le Commissaire frangais. 
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gleichlautend. befunden, und. foll dem. befi- 
nitiven Dertrage, welcher heute den brei 
und zwanzigften Oktober ein taufend acht 
hundert neun und zwanzig zu Saarbrüden 
abgeſchloſſen worden ift, beigefchloffen wer⸗ 
den. Saarbruͤcken, den 23.Oftober 1829. 


Heinrich Delius, | 
Kommiſſarius Sr, Maj. des Königs von Preußen. 


Rouſſeau, | 
Kommiffariud Sr. Allerchriftlichften Majeftät. 


Anmerk Die gegenwärtige definitive Gränz- 
Konvention ift von Sr, Majeftät dem Könige 
von Preußen am 14ten November 1829., 
und von Er. Aflerchriftlichften Majeſtaͤt am 
45ten des nämlichen Monats genchmiget 
worben. Die Genehmigungs⸗Urkunden wurs 
ben zu Meß am ten Dezember 1829. zwifchen 
dem Königlich Preußifchen delegirten Kommifs 
farius und dem Königlich= Franzöftfchen Kom⸗ 
miſſarius ausgewechfelt. | 





(Ne. 1236 — 1237.) 
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(No. 1237.) Wlerhöchfte Kabinetsorder vom 27ſten Februar 1830., bie Dauer der Wirk 
famfeit der Orts⸗ und Bezirkswaͤhler bei den Mablen der ‚Provinzial 2 Sand: 
tag8 = Ubgeorbneten des Stande der Landgemeinden betreffend. * 


| D, zu Meiner Kenntniß gefommen, daß Zweifel darüber obwalten: 06 Di . 
nach den übereinftimmenden Vorfchriften der wegen Anordnung von Provinzial⸗ 
Ständen unter dem Ajten Juli 1823. und 27ſten März 1824. erlaffenen Ebifte, 
von den Ortöwählern und den Bejigern einzelner zu feinem Gemeinde⸗Verbande 
gehörenden bäuerlihen Grundbefigungen zu erwählenden Bezirfäwähler, denen 
die Wahl der Provinzial: Landtags = Abgeordneten des Standes ber Landgemein⸗ 
den obliegt, fuͤr die Dauer der jedesmaligen Wahlperiode, oder bei einer jeden 
eintretenden Wahl eines Provinzial⸗Landtags⸗Abgeordneten dieſes Standes, nen 
zu erwaͤhlen ſind; ſo finde Ich Mich veranlaßt, hiermit zu beſtimmen, daß die 
erſtere dieſer Anſichten die richtige iſt, und verordne demgemaͤß: daß nach Ablauf 
einer jeden, von den Wahlen für die erſten Provinzial⸗Landtage anhebenden, 
fechsjährigen Dahlperiode die Wahl neuer Bezirföwähler angeorbnet werde, durch 
welche demnach alle während der Dauer dieſer Wahlperiode nöthig werdende 
Wahlen der Provinzial: Landtags: Abgeordneten des Etanded der Landgemeinden 
und der Stellvertreter derfelben bewirkt werben muͤſſen. Sollte aber der eine 
oder der andere Bezirkswaͤhler im Laufe einer Wahlperiode Durch Tod oder andere _ 
Umſtaͤnde ausjcheiden, fo muß an feine Stelle ein anderer für die noch übrige 
Zeit der Wahlperiode envahlt werden. 


Ich beauftrage das Etaateminifterium, Meine gegenwärtige Order durch 
die. Öefeßfammlung zur öffentlichen Kennmiß zu bringen und dafür Eorge zu 
tragen, daß nach den darin enthaltenen Peflimmungen überall gleichmäßig ver: 
fuhren weroe. 


Berlin, den 2’ften Sebruar 1830. 


Sriedrih Wilhelm, 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1238.) 


(Nd. 1238.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 6ten März 1830. , betreffend die Befreiung 
ber. Rekruten der -Randivehr=-Urtillerie von ber Riaffnfiue während ver 
Uebung. | 


N Ihren Bericht vom 27ften v. M. genehmige Sch, daß den Rekruten 
der Landwehr-Artillerie, in Folge ‚der fechswächentlichen Dauer ihrer Ein 
ziehung zur Uebung, ausnahmweie die Klaſſenſteuer waͤhrend zweier Monate 
erlaſſen werde. | on | 


Berlin, den Sten Pin, 1830. on | 
— — | Zriedrich Wilhelm. 
U DE 0 
ben Sriegbemiifle Generel der "Infanterie v. Hate 

und den Sinanzminifter v. Mog. Ä 
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— 1 — | 
(No. 1239.) Verordnung, bie $$. 1. und 3. Cap. XXXI. bes fchlefifchen Bergordnung vom 
Sten Juni 1769. betreffend. Dom Hten Maͤrz 1830. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen IC. x. | | 


‚Zur Befeitigung ber Zweifel, welche über bie Gültigkeit ber im Jahre 1778. 
von den obern Berwaltungsbehörden angeordneten, feit jener Zeit regelmäßig mit 
gutem Erfolge gefchehenen und von Uns bereitd mistelft Order vom 2iften Fe 
bruar 1825., an die Minifter der geifllichen und Unterrichtös Angelegenheiten, 
ded Innern und der Juſtiz, fowohl für die Vergangenheit als auch fir die Zu: 
kunft Innbesherrlich genehmigten Werwendung ber nach Vorfchrift der fchlefifchen 
DBergordnung vom 5ten Juni 1769. von einer jeden Bergbau s Gemwerkichaft zur 
Beförderung des Religions und Schylunterrihts abzutretenden zwei Brei Sure 
entftanden find, machen Wir auf den Antrag Unſeres Staatdminifteriums, zur 
allgemeinen Nachachtung hierdurch bekannt: 

daß die Einkünfte aus den in Der fchlefifchen Bergordnung SS. 1. und 2. 
Cap. XXX. beftimmten Kirchen: und Schul- Kuren, wie bißher gefchehen, 
fo auch ferner .nicht der Kirche des Abbauortes befonders zu berechnen 
oder zur Dispofition zu flellen, fondern von den Behörden nach dem 
jedesmaligen Bebürfniffe für Firchliche und Schulzwede, auch vor- 
zuͤglich zum Beften der Berg = Kuappfchafts = Genoffen und deren 
Kinder, ohne Uvterfchied der Konfeffion, auch an folchen Orten zu 
Betoenden ‚ wo der eigentliche Freibau jener Kure nicht Statt gefun- 
den bat. 
Urkundlich unter Unferer Allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und beige- 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9ten März 1830. - 
(L.S.) Friedrich Wilhelm, 
Friedrih Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenftein v. Schudmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstoxff. ©. Hake. Graf v. Dandelman. v. Mog. 
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Geſetz⸗Sammlung 
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Königliden Preußiſchen Staaten. 
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(No, 1240.) Vertrag zwiſchen Geiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und Seiner 
Durchlaucht dem fouverainen Lanbgrafen zn Heſſen, ben Beitritt einer 
Durchlaucht mit dem Ober s Amte Meifenheim zu einem Verbande mit den 
weſtlichen Preußiſchen Provinzen, in Beziehung auf die Erhebung ber Zölle, 
imgleichen der Ubgaben vom Salze, von ber Fabrikation bed Branntweins, 
vom Braumalze und vom inlänbifchen Weine und Tabad betreffend, Vom 
Ziften Dezembes 1829. 


| Fan Majeftät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der fouveraine 
Landgraf zu Heffen, haben in der Abficht, die wechfelfeitigen Wortheile eines 
freien Verkehrs, deffen Herfiellung den neuerlich zwifchen Preußen und andern 
beutfchen Staaten abgefchloffenen Verträgen zum Grunde liegt, auf das Ver⸗ 


haͤltniß des Landgraäflich = Heffiihen Ober = Amts Meifenheim fowohl zu den . - 


Provinzen der Preußifchen Monarchie ald auch in beffen Folge zu den Damit 
durch Zollvereine und Handeldverträge verbundenen beutfchen Staaten auszu⸗ 
dehnen, Unterhandlungen einleiten laſſen „ und hierzu als Bevollmaͤchtigte er⸗ 
nannt, 
Seine Majeftaͤt der König von Preußen: 

Allerhoͤchſt⸗ Ihren Geheimen Legationsrath Albrecht Friedrich Eichhorn, 

Ritter des Königlich: Preußifchen. rothen Adler⸗Ordens Iter Klaſſe, Ins 

haber des eiſernen Kreuzes 2ter Klaſſe am weißen Bande ꝛc.; 


Jabrgang 1830. — (No. 1240.) IJI Seine 


(Ausgegeden zu Berlin den 22ſten April 1830.) 


— 50 — — 
Seine Durchlaucht der ſouveraine Landgraf zu Heſſen: 
Hoͤchſt⸗Ihren dirigirenden wirklichen Geheimen Rath und Praͤſidenten aller 
Landes⸗Kollegien, Carl Friedrich Ibell, bed Koͤniglich⸗Preußiſchen 
rothen Adler⸗Ordens 2ter Klaſſe Ritter und Des Koͤniglich⸗Hannoͤverſchen 
Guelphen⸗ Ordens Kommandeur, | 


"von welchen, nach gepflogener Unterhandlung, mit Vorbehalt der Ratifikation, 
nachftehender Vertrag abgefchloffen worden ift. 


Artikel 4. . | 
Dom iften Januar Eünftigen Jahres an wollen Seine Durchlaucht ber 


ſouveraine Landgraf zu Heffen, unbefchabet Ihrer Iandesherrlichen Hoheitsrechte, 


mit Ihrem Ober: Amte Meifenheim dem Verbande ber weltlichen Preußifchen 
Provinzen zu einem Zoll⸗Syſteme beitreten, wie folches in den gedachten _ 
Preußifchen Provinzen durch das Geſetz vom 26ften Mai 1818. und die ſeitdem 
erlaffenen Beflimmungen und Erhebungsrollen feftgefeht worden ift, ober künftig 
noch Durch gefegliche Deklarationen weiter beſtimmt werden wird. 


Seine Durchlaucht der ſouveraine Landgraf werben zugleich in Anfehung 
des Salz: Verkaufs und der Abgaben von der Fabrikation des Branntweind 
und vom Braumalze, fo wie auch von inlänbifhem Tabak und Wen, in 
Uebereinftimmung mit den besfalld in den weftlichen Preußifchen Provinzen bes 
flehenden Gefeßen und Einrichtungen, folche Verfügungen ergehen laffen, als 
erforderlich find, um auch in Anfehung diefer Erzeugniffe eine völfige Gleich⸗ 
ftellung zwoifchen dieſen Provinzen und dem Ober-Amte Meifenheim in Anfehung 
des innern Verkehrs und der Verhältniffe zu ben öftlichen Provinzen ber Preußi⸗ 
ſchen Monarchie, besgleichen zum Auslande eintreten zu laſſen. 


Artikel 2. 


Die Art und Weife der Verkündigung ber biesfälligen Gefeße in dem 
Ober: Amte Meifenheim, die mit berfelben übereinftimmende Einrichtung ber 
Verwaltung, insbefondere die Bildung des zu bewachenden Grenzbezirfs gegen 
dad Ausland, die Beltimmung und Errichtung eined Neben -Zollamts bei ber 
. Stadt Meifenheim, die Einführung der Königlich=Preußifcher Seits zu über: 
neh⸗ 


— 6 —- 


‚nehmenden Salz⸗Regie, und die Anordnungen wegen Erhebung ber Abgaben 
von Branntwein, Bier, Eſſig, Wein und Tabad, follen in gegenfeitigem Eine 
vernehmen, mit Hülfe der von beiden Seiten zu dieſem Behuf zu ernennenden 

Kommiffarien, feftgefeßt und in Ausführung gebracht werben. | 


Artikel 23. 


Die Zoll⸗und Steuerbeamten. im Ober⸗Amte Meifenheim, namentlich 
die Einnehmer und Grenzaufſeher , ſollen von dem Koͤniglich⸗Preußiſchen Pro⸗ 
vinzial⸗ Steuerdirektor in Köln ernannt, für beide Landesherren vor dem Juſtiz⸗ 
Ober⸗Amte Meiſenheim verpflichtet und mit Anſtellungs⸗Zeugniſſen verſehen 
werden. 


Bei ſeinen Ernennungen wird der Provinzial ⸗Steuerdirektor beſonders auf 
ſolche Subjekte Ruͤckſicht nehmen, welche ihm von der Landgraͤflichen Regierung 
namhaft gemacht und bei der von ihm veranlaßten Prüfung tüchtig befunden 
worden find. 

Die auf diefe Weile angeftellten Beamten werben gleich ben ausfchließlich 
Preußiſchen Beamten berfelben Kathegorie befolbet, bie Örenzaufieber auch 
uniformirt und bewaffnet. 


u Die Beamten beziehen ihren Gehalt aus 5 den Preußiſchen Kaffen, und 
ſtehen in allen Dienftangelegenheiten, insbefondere auch in Abficht ber ganzen 
Dienfidisziplin unter den Preußifchen Ober» Beamten, weiche bie Leitung bed 

Zoll⸗ und Stewerbienftes- beforgen. 


In ällen Privats ober bürgerlichen Angelegenheiten, ferner bei allen ſo⸗ 
genannten gemeinen Vergehen, imgleichen bei Dienflvergehen, wegen welcher 
gegen ausfchließlich Preußifche Beamte derfelben Kathegorie eine förmliche gericht: 
liche Unterfuchung nöthig feyn würde, find die Zoll⸗ und Steuerbeamten im 
Dberamt Meifenheim den Landgräflichen Gerichten unterworfen. Doch fteht 
auch im Falle folcher gerichtlichen Unterfuchungen dem Preußifchen Provinzial 

Steuerdirektor dad Recht zu, jene Zoll⸗ und Steuerbeamten vom Amte zu ſus⸗ 
pendiren. 
Artikel 4. 

Die von den Landgraͤflichen Unterthanen in dem Oberamte Meiſenheim 

veruͤbten Zoll⸗ und Steuervergehen ſollen, in ſofern gegen die nach vorgaͤngiger 
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fummarifcher Unterfuchung erfolgte Enticheidung bed Haupt⸗ Zollamtes oder der 

betreffenden Steuerbehoͤrde auf foͤrmliches gerichtliches Verfahren provozirt wird, 

von dem Landgraͤflichen Juſtiz⸗Oberamte zu Meiſenbeim zur Unterſuchung und 
Strafe gezogen werden. 


In Abſicht der gegen die Erkenntniſſe dieſer Gerichtsſtelle zulaͤſſigen Rechts⸗ 
mittel iſt man vorlaͤufig uͤbereingekommen, daß die Verhandlung derſelben bei 
der Landgraͤflichen Landes⸗Regierung After Deputation zu Homburg, als ber 
angeorbneten, bermalen beftehenden Appellations⸗Inſtanz des Oberamts Meiſen⸗ 
heim Statt finden ſoll. 


Artikel 5. 


Die Königlich Preußiſche Regierung verſpricht dasjenige Einkommen von 
Zollgefaͤllen und andern Ertraͤgniſſen, welches durch die in vorſtehender Art zu 
bewirkende Vereinigung des Oberamts Meiſenheim mit den weſtlichen Preußiſchen 
Provinzen zu einem Syſteme der Zoͤlle, imgleichen der vom Salze und von den in 
dieſem Vertrage beſtimmten inlaͤndiſchen Erzeugniſſen zu erhebenden Abgaben den 
Preußiſchen Kaſſen zufließen wird, den Landgraͤflich-Heſſiſchen Kaſſen uͤberweiſen 
zu laſſen und zwar dergeſtalt, daß von denjenigen in ben wefllichen Preußiſchen 
Provinzen und in dem Oberamte Meifenheim einkommenden Gefällen, bei welchen 
die Landgräfliche Regierung, wegen der aus ihrem Beitritt erfolgenden Vermeh⸗ 
rung der bisherigen Einnahme der Preußifchen Kaffen auf einen Mitgenuß An: 
fpruch machen kann, der Antheil derfelben nach dem Verhältniß der Seelens 
zahl des Dber - Amts zu der der weſtlichen Preußifchen Provinzen und der andern 
in Abficht dergleichen Gefälle zu einem Verbande mir denfelben gehörigen 
fouverainen Beſitzungen deutſcher Bundesſtaaten berechnet und baar gewaͤhrt 
werden wird. 


Artikel 6. 


Bon allen für Seine Durchlaucht den ſouverainen Landgrafen und Hoͤchſt— 
Dero Hofhaltung mit Landgräflichen Hofmarfchalld-Atteften über das gemein 
ſchaftliche Neben -Zollamt eingehenden Waaren werden Die Gefälle nicht beim 
Eingang erhoben, fondern blos notirt und. bei der nächften Erhebung des An 
theild Seiner Hochfürftlichen Durschlaucht an dem Sammteinfonimen in ‚baarem 
Gelde angerechnet werben. - 2 


: Are 7. 
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Artikel 7. oo. | - 
Alle in Folge uͤberwieſener Zoll⸗ und SteuersVergehen in dem Dber- 
Amte Meifenheim angefallene Geldftrafen und Konfiskate verbleiben, nach Abzug 
des Deniunzianten-Antheils, ben Landgräflichen Fiskus und bilden feinen Gegen: _ 
ftand der gemeinfchaftlihen Einnahmen. Die Ausiibung des Begnadigungs = 
und Strafverwandlungd = Rechts über die von den Landgraflichen Gerichten 
verurtheilten Perfonen ift Seiner Hochfuͤrſtlichen Durchlaucht überlaffen. Der 
Straf-Erlaß kann jedoch nicht auf den Denunzianten-Antheil ausgedchnt werben, 


Artikel 8. 


| Bon dem Tage der Ausführung gegenmärtiger Webereinkunft an findet 
gegenfeitig ein völlig freier Verkehr. zwifchen Dem Ober-Amte Meifenheim und 
den weftlichen Preußifchen Provinzen Statt, mit folgenden Ausnahmen: 


A) In den Preußifchen Städten, wo Mahl: und Schlachtfteuer für Rech⸗ 
nung des Staats erhoben wird, ift diefe Abgabe auch von den auß. 
Meifenheim eingebrachten Gegenftänden wie bon ben gleichartigen Preußiz : 
ſchen Erzeugniffen zu entrichten. 


B) Den Abgaben, welche von gewiffen inländifchen Erzeugniffen fir Rechnung _ 
einer Stadt oder Gemeine beim Einbringen in diefelbe erhoben werden, . 
unterliegen auch Gegenftände berfelben Art, welche aus dem Ober- Amt 
Meifenheim in eine zu jener Erhebung befugte Preußifche Gemeine und 
umgekehrt aus den weftlichen Preußifchen Provinzen in eine gleichmäßig 
befugte Gemeine des Ober-Amts Meifenheim eingeführt werden. | 


Artikel 9. 


Die fuͤr Landgraͤfliche Unterthanen des Ober-Amts Meiſenheim mit 
der Poſt ankommenden Waaren ſollen gleichen Beguͤnſtigungen und Beſchraͤn⸗ 
kungen mit denen unterliegen, welche für die Königlichen Unterthanen be: 

ſtimmt find, | 


Artikel 10. 


Was hier oben (Artikel 8.) in Abſicht der voͤlligen Freiheit des 3 gegenfei 
tigen Verkehrs im Allgemeinen feftgefegt worden, findet insbefondere auch feine 
(No. 1240.) In 
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Anwendung auf Hanbeld- und Gewerbsleute, welche in dem Gebiete des andern 
Eontrabirenden Theild Handel und Gewerbe treiben, Märkte des Handels wegen 
befuchen, ober Arbeit fuchen, dergeftalt daß biefelben keine Abgabe zu entrichten 
baben, welcher nicht gleichmäßig bie eigenen Unterthanen in berfelben Art unter: 
worfen find. 

| Artikel 11. 


In Abficht des Verkehrs und Gewerbbetriebes zwiſchen dem Ober⸗Amte 
Meiſenheim und den öftlichen Preußifchen Provinzen kommen gegenfeitig in allen 
und jeden Beziehungen, namentlich in Anfehung der aus dem Amte Meifen 
beim in bie gebachten öftlichen Provinzen eingehenden Natur = Probufte und 
Fabrikate, völlig biefelben Grundfäge in Anwendung, welche Denen dtefen und 
den weftlichen Preußifchen Provinzen gelten. 


Die völlige Gleichſtellung mit den Unterthanen der weſtlichen Preußiſchen 
Provinzen, ruͤckſichtlich des Verkehrs und Gewerbbetriebes, wird den Einwohnern 
des Ober⸗Amts Meiſenheim gegenſeitig in Beziehung zu allen mit ber Preußi⸗ 
fehen Monarchie Durch Zolls ober Handelöverträge verbundenen beutfchen Bun- 
desſtaaten zu Statten fommen, insbefondere in allen Beziehungen zu Dem Groß: 
berzogthum Heſſen, zu den Königreichen Baiern und Würtemberg, in Gemäß 
beit der zwifchen Preußen und dieſen Staaten gefchloffenen Zoll⸗ und Handels 
Vertraͤge. 


Artitel 12. 
Die Dauer des gegenwaͤrtigen Vertrages wird bis zum letzten Dezember 
1835. feſtgeſetzt. 
Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe dieſes Zeitraums Feine Aufkuͤndi— 


gung von der einen oder der andern Eeite, fo wird berfelbe als flillfchwei- 
gend bis zum Ende ded Jahres 1840, verlängert angenommen, 


Artikel 13. 


Bom iften Januar 1835. an foll das Landgräflihe Amt Homburg 
mit dem Zollverbande, welcher zwifchen ben ‚weftlichen Preußifchen Provinzen 
und dem Großherzogthum Heſſen befteht, in ber Art vereinigt werden, daß. 

das 
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bas gedachte Amt in Abſicht der Einrichtung und Verwaltung des Zollweſens 

imn dad Verhaͤltniß zu dem Großherzogthum Heſſen treten wirb, über welches 
man dermalen in Abficht bed Ober⸗Amts Meifenheim zu ben weftlichen Preußis 
fehen Provinzen übereingefommen if, 


| Die näheren Beftiimmungen jener Vereinigung follen in gegenfeitigem Eins 

vernehmen zwifchen den Großherzoglichen und Landgraͤflichen Heffifchen Staats⸗ 
Regierungen durch die dazu von beiden Seiten zu ernermenden Kommiffarien, 
ımter Theilnahme und Mitwirfung eines Königlich = Preußifchen Kommiſſarii bei 
ben hierüber zu pflegenben Verhandlungen, zeitig genug vor dem Eintreten bed 
erwähnten Termins im Laufe ded Jahres 1834. fefigefegt werben. 


Sollten jedoch die Verpflichtungen, welche bie Zandgräflich = Heffifche 
Regierung in Folge des Caſſeler Traktatd vom 24ften September 1928. für 
das Amt Homburg übernommen hat, aus irgend einem Grund oder Veran⸗ 
laffung noch vor dem Iften Januar 1835. aufhören für biefelbe verbindlich zu 
ſeyn, fo wird von dieſem früher eintretenden Zeitpunkte an die Vereinigung bed 
Amtes Homburg mit dem Preußilch- Heſſiſchen Bolt Merbande auf bie bier 
übereingefommene Weife Statt finden. 


Der gegenwärtige Vertrag fol unverzüglich zur Allerhöchften und Höche 
fien Ratififation vorgelegt, und die Auswechfelung ber Ratifikations⸗ Urkunden 
foäteftens binnen vier Wochen bewirkt werden. 


Zu Urkund beffen ift Diefer Vertrag von ben beiberfeitigen Bevollmächtigten 
mit Beidrädung ihres Siegeld, unterzeichnet worden. 


So gefchehen Berlin, den 31ſten Dezember 1829, 


(LS) 0.8) 
Albrecht Friedrih Eihhorn. Karl Friedrich Ibell. 


(Wo.120) \ Por: 
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WVroorſtehender Vertrag ift von Seiner Majeftät dem Könige von Preußen 
unterm 2ten März. d. 3. und von Seiner Durchlaucht dem fouverainen Lands 
grafen von Heſſen unterm Iten Januar d. J. ratifizirt und bie biesfälligen 
Urkunden find am 3iften März d. J. zu Sranffurt a. M. gegenfeitig aus⸗ 
gewechfelt worben. 


a, 


7” — 


SGeſetz Sammlung 


fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— N. 8. —— 


‘ 





(No. 1241.) Staats-Vertrag zwifchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und 
Seiner Herzoglichen Durdylaucht dem Herzoge von Sachſen⸗ Coburg: Gotha 
über den Beitritt ded Fuͤrſtenthums Lichtenberg zu einem Zollverbande mit 
den weſtlichen Preußiſchen Provinzen. Vom sten März 1830. 


Sn Majeſtaͤt der König von Preußen nnd Seine Herzogliche Durchlaucht 
der Herzog von Sachfen-Coburg-Gotha, haben in der Abficht, die Wohlthat 
eines freien Verkehrs, deſſen Nerftellung den neuerlich zwifchen Preußen und 
anderen beuffchen Staaten abgefchloffenen Vertragen zum Grunde liegt, auch auf 
das Verhältniß des Fuͤrſtenthums Lichtenberg zu den weitlichen Preußifchen Pro⸗ 
vinzen auszudehnen, Unterhandlungen einleiten laffen und hiezu als Bevollmaͤch⸗ 
tigte ernannt: 

Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen, 

Allerhoͤchſt⸗ Ihren Geheimen Legations⸗Rath Albrecht Friedrich 
Eichhorn, Ritter des Koͤniglich-⸗Preußiſchen rothen Adler⸗Ordens 
Zter Klaſſe, Inhaber des eiſernen Kreuzes 2ter Klaffe am weißen 
Bande u. ſ. w. 

Seine Herzogliche Durchlaucht ber Herzog von Sachfen- Coburg: Gotha, Ä 
Hoͤchſt⸗Ihren Geheimen Legationd-Rath Ernft Habermann, Ritter 
des Koͤniglich⸗ Preußiſchen rothen Adler⸗Ordens 3ter Klaſſe, 

von welchen, in Folge jener Unterhandlungen, mit Vorbehalt der Ratifikation, 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen worden iſt. | 
Artikel 1. 

Dom Tage der Publikation gegenwärtiger Uebereinkunft an, foll, unbe- 
fchadet der Iandesherrlichen Hoheitsrechte Seiner Herzoglichen Durchlaucht bes 
Herzogs von Sachien Coburg= Gotha, ein Verein des Fürftenthums Lichtenberg 
mit den weftlichen Preußischen Provinzen zu einem Zollfofteme Statt finden, wie 
“ folches in den gedachten Preußifchen Provinzen durch Das Geſetz vom 26ſten Mai 
1818., deſſen Grundfäge ohne befonbere Lebereinkunft nicht abgeändert werben 
follen, und bie feitbem erlaflenen Beflimmungen und Sredungsrolien feftgefeßt 

Jahrgang 1830, — (No. 1241.) worben 

(Ausgegeben zu Berlin ben 22ften Mai 1830.) 


» 
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worden iſt, oder kuͤnftig noch durch geſetzliche Deklarationen und Ehelumgemmlen 
weiter beſtimmt werden wird. 

Seine Herzogliche Durchlaucht werden zugleich in Anſehung der Abgaben 
von der Fabrikation des Branntweins und vom Braumalze, in Uebereinſtimmung 
mit den desfalls in den weſtlichen Preußiſchen Provinzen beſtehenden Geſetzen und 
Einrichtungen, folche Verfügungen ergehen laffen, als erforberlih find, um 
auch in Anſehung diefer Erzeugniffe. eine völlige Gleichſtellung zwiſchen biefen 
Provinzen und dem Fuͤrſtenthum Lichtenberg, in Anſehung des innern Verkehrs 
und der Verhaͤltniſſe zu den oͤſtlichen Provinzen der Preußiſchen Monarchie, des⸗ 
gleichen zum Auslande, eintreten zu laſſen. | 


Artikel 2. 

| Die Art und Weiſe der Abfaſſung und Verkuͤndigung der diesfaͤlligen 
Geſetze in dem Fürftenthume Lichtenberg, die mit bemfelben übereinftimmende Ein- 
richtung der Verwaltung, insbefondere die Bildung des zu bewachenden Grenz 
bezirks gegen Das Ausland, und bie Beſtimmung, Errichtung und amtliche Befugniß 
der erforderlichen Zoll- und Steuerdmter, foll, um gegenfeitigen Einvernehmen, 
mit Hülfe der von beiden Seiten zu biefem Behufe zu ernennenden Kommiſarien, 
angeordnet werden. 


Artikel 3. 

Die Herzogliche Regierung bat für die orbnungsmäßige Befekung ber in 
"dem Fürftenthum Lichtenberg zu errichtenden Herzoglichen Zoll⸗ und Steuerämter 
und der erforderlichen Grenzauffeherftellen Sorge zu tragen. Die von derſelben 
hiezu defignirten Perfonen haben fich bei dem Königlich» Preußifchen Provinzial: 
Eteuerdireftor zu Coͤln einer Prüfung zu unterwerfen, und wenn fie in folcher 
tüchtig befunden worden, ihre Anftellung und Verpflichtung zu gewwärtigen. 
| Die auf dieſe Weiſe angeftellten Beamten werben gleich den ausfchließlich 
Preußifchen Beamten berfelben Kathegorie befoldet, die Grenzauffeher auch 
uniformirt und bewaffnet, und beziehen ihren Gehalt aus ber betseffenden Haupt: 
Sollamt3- Kaffe. 

In allen Dienftangelegenheiten, insbefondere auch in Abſicht der Dienfl- 
. Disziplin, ftehen die in dem Fuͤrſtenthum Lichtenberg angeftellten Zoll: und Steuer: 
Beamten und Grenzauffeher unter dem Preußifchen Ober. föontroleur und ben 
jenigen Preußifchen Behörden, welche fonft noch Die Leifung bes Zoll» und Steuer: 
dienſtes beforgen. 

Dagegen find biefelben in allen Privat: ober bitrgerlichen Angelegenheiten, 
ferner bei allen fogenannten gemeinen Vergeben, ümgleichen .bei Dienftvergehm, 
wegen welcher gegen ausfchließlich Preußifche Beamte berfelben Kathegorie, eine 
foͤrmliche gerichtliche Unterſuchung noͤthig ſeyn wuͤrde, den Herzoglichen Gerichten 
unterworfen. 

Art. 4. 


— 59 — 


Artikel 4. 
Die Herzogliche Regierung iſt befugt, bei ben Zoll- und Steueraͤmtern in 


dem Fuͤrſtenthum Lichtenberg außerordentliche Kaffenvifitationen durch einen ihrer 


Beamten vornehmen, von den Dabei aufzunehmenden Verhandlungen dem Preußi- 
fhen Provinzialfteuer= Direktor Abfchrift mittheilen zu laffen und auf Die Abftel- 
lung der Unordnungen, welche etwa bei einer folchen Gelegenheit entdeckt werben, 
in geeigneter Art einzuwirken. 
Artikel 5. | 

| Die von den Herzoglichen Unterthanen in dem Fuͤrſtenthume Lichtenberg ' 
veruͤbten Zoll= oder Steuervergeben, follen, infoferne gegen die, nach vorgängiger 
fummarifcher Unterfuchung erfolgte abminiftrative Entfcheidung, auf förmliches 
gerichtliche Verfahren provgzirt wird, von dem Herzoglichen Landesgerichte zu 
St. Wendel zur Unterfuhung und Strafe gezogen werben. Alle gegen die 
Erkenntniſſe dieſes Berichts zuläffigen Rechtsmittel werden, nach Maaßgabe der 
Kechtöbefchwerbe, bei Dem Herzoglichen Appellationsgerichte zu St. Wendel, oder 
dem Herzoglichen Revifionsgerichte zu Coburg, verhandelt und entfchieden werben. 

Seine Herzogliche Durchlaucht wollen die Anordnung treffen, Daß in ben 
gerichtlichen Unterfuchungen das Intereſſe der gemeinfchaftlichen Verwaltung 
durch einen befonderen Beamten gehörig wahrgenommen werbe. 


Artikel 6. | 
Die Königlich Preußifche Regierung verfpricht dasjenige Einfommen an 
Sollgefällen, welches durch die in vorftehender Art zu bewirfende Bereinigung 
des Fuͤrſtenthums Kichtenberg mit den weltlichen Preußifchen Provinzen zu einem 
Zollfofteme, imgleichen von den, von vorgebachten inländifchen Erzeugniffen zu 
erhebenden Abgaben, den Preußifchen Kaffen zufließen wird, den Herzoglich- 
Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Kaſſen Aberweifen zu laflen und zwar bergeftalt, 
daß von denjenigen in den weftlichen Preußifchen Provinzen und in dem Fürften- 
thume Lichtenberg eintommenben Gefällen, bei welchen die Hergogliche Regierung 
wegen ber aus ihrem Beitritte erfolgenden Vermehrung ber bieherigen Einnahmen 
der Preußifchen Kaffen auf einen Mitgenuß Anfpruch machen kann, der Antheil 
derfelben, nach dem Werhältniffe der Seelenzahl des Fürftenthums zu der ber 
wertlichen Preußifchen Provinzen, berechnet und baar gewährt wird. 


Artifel 7. - 

g Don allen für Seine Herzogliche Durchlaucht und Hoͤchſtdero Hofhaltung 

. mit Herzoglichen Ober: Marfchallamtd-Atteflen in das Fuͤrſtenthum Lichtenberg 

eingehenden Waaren werben Die Gefälle nicht bei dem Eingange erhoben, fondern 

nur otirt und bei der nächften Erhebung des Antheild Seiner Herzoglichen 

Durchlaucht an den Sammt» Einkänften in baarem Gelbe angerechnet werben. 
(No. 1241.) 82 | Art. 8. 
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Die Ausuͤbung des Begnadigungs- und Strafverwandlungs-Rechtd über 


. bie wegen verfchuldeter Zoll= und Steuervergehen in dem Fuͤrſtenthume Lichtenberg 
verurtheilten Verfonen, ift Seiner Herzoglichen Durchlaucht überlaffen. Der 
gefegmäßige Antheil des Denunzianten ift Fein Gegenfland des Etraferlaffes. 


Artifel 9 
Bon dem Tage der Ausführung gegenwärtiger Uebereinkunft an, findet 


zwifchen den weftlichen Preußifchen Provinzen und dem Fuͤrſtenthume Lichtenberg 
ein völlig freier Verkehr, unter folgenden Ausnahmen Statt: 


A. die Einfuhr bed Salzes aus dem Fuͤrſtenthume Lichtenberg in die weſtlichen 


B. 


Preußiſchen Provinzen und aus dieſen in jenes iſt verboten. Jedoch wird 
die Koͤniglich⸗ Preußifche Regierung den freien Eingang derjenigen Salz 
Quantitäten geftatten, welche, in Folge eines, zwifchen der Herzoglichen 
Regierung zu St. Wendel und der dortigen Nerzoglihen Salzfaktorei 
beftehenden Pacht: Vertrages, in das Fürftenthum LXichtenberg, dem Be 
darfe angemeffen, eingeführt werben. 

Das Eindringen der Spielkarten ift in berfelben Weife verboten. Da 
indeffen in dem Fürftenthume Lichtenberg Spielkarten nicht angefertigt 
werden, fo wird die Königlich = Preußifche Regierung eine, dem Beduͤrfniſſe 
der Einwohner entfprechende, Quantität Spielfarten abgabenfrei in Das 
Fuͤrſtenthum eingehen laffen, deren nähere Beſtimmung, fo wie auch die 
desfalls anzuordnende Kontrolle, befonderer Verabredung vorbehalten bleibt. 


. Bei dem Eingange von Mehl, Getreide und Schlachtvieh aus dem Fürften- 


thume Lichtenberg in eine der Preußifchen Städte, wo Mahl: und Schlacht: 
ftener für Rechnung des Staats erhoben wird, ift biefe Abgabe eben fo, 
wie von den gleichartigen Preußifchen Erzeugniffen zu entrichten. 


. Dergleichen Abgaben, welche von gewiffen inländifchen Erzeugniffen für 


Rechnung einer Stadt, oder Kommune bei dem Ginbringen in biefelbe 
erhoben werden, unterliegen auch Waaren Dderfelben Art, welche aus dem 
Fuͤrſtenthume Lichtenberg in eine, zu jener Erhebung befugte Preußifche 
Kommune, ober umgekehrt aus den weftlichen Preußifchen Provinzen in 
eine gleichmäßig befugte Kommune bes Fuͤrſtenthums Lichtenberg einge 
führt werben. Ä 


| Artifel 10. | 
Die für die Herzoglichen Unterthanen in dem Fuͤrſtenthume Lichtenberg mit 


der Poſt anfommenden Waaren, follen gleichen Begänftigungen und Beſchraͤn⸗ 
kungen mit Denenunterliegen, welche fuͤr die Koͤniglichen Unterthanen beſtimmt ſind. 


Art. 11. 
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Sogleich nach Publikation des gegenwärtigen Vertrags ſoll von Unter⸗ 
thanen der weſtlichen Preußiſchen Provinzen und des Fuͤrſtenthums Lichtenberg, 
welche in dem Gebiete des anderen kontrahirenden Theils Handel und Gewerbe 
treiben, oder Arbeit ſuchen, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleich⸗ 
mäßig die eigenen Unterthanen derſelben Art unterworfen find. 


- Desgleichen follen Babrifanten und Händler, welche blos zum Aufkaufe 
von Waaren, oder Handlungsreifende, "welche nicht Waaren felbft, fondern nur 
Mufter berfelben bei fich führen, um Beſtellungen zu ſuchen, berechtigt ſind, 
auch ſich als Inlaͤnder dieſe Berechtigung in dem einen Staate durch Entrichtung 
der geſetzlichen Abgaben erworben haben, in dem anderen Staate deshalb Feine 
weiteren Abgaben entrichten. 


Endlich follen, außer den in Dem vorhergehenden Artikel 9. erwähnten . 
Befchränkungen, die Unterthanen in ben beiderfeitigen Landestheilen, ihre | 
Waaren, frei von Abgaben, auf die Märkte bringen koͤnnen und hierzu einer 
befonderen Konzeffion, ober Legitimation, oder eines Gewerbſcheins für dieſen 
Theil des Handels- und Gewerbe⸗-Verkehrs nicht bedürfen. 


Artifel 12. 


In Abſicht des Verkehrs und Gewerbebetriebs zwiſchen dem Sürfenfume 
Lichtenberg und den öftlichen Preußifchen Provinzen, kommen gegenfeitig in allen 
und jeden Beziehungen, namentlich in Unfehung der aus dem Fuͤrſtenthume 
Vichtenberg in die gedachten oͤſtlichen Provinzen eingehenden Naturprodukte und 
Fabrikate, völlig diefelben Grundfäge in Anwendung, welche zwiſchen dieſen und 
den weſtlichen Provinzen gelten. 


Die voͤllige Gleichſtellung mit den Preußiſchen unterthanen ruͤckſi chtuch des 
Verkehrs und Gewerbebetriebs, wird den Einwohnern des Fuͤrſtenthums Lichten⸗ 
berg auch gegenſeitig in Beziehung zu allen mit der Preußiſchen Monarchie durch 
Zoll⸗ oder Handelsvertraͤge verbundenen deutſchen Bundesſtaaten, insbeſondere 
auch in allen Beziehungen zu dem Großherzogthume Heffen, imgleichen. zu ben 
. Königreichen Baiern und Wuͤrtemberg, in Gemäßheit der zwifchen Preußen und 
biefen Staaten gefchloffenen Zoll= und Dandelöverträge, zu Statten kommen. 


j Artikel 13. 


Die Dauer des gegenwärtigen Vertrags wirb vorläufig auf zwölf Fahre, 
namlich bi8 zum Schluffe des Jahres 1841. feſtgeſetzt. Crfolgt ein Fahr vor 
dem Ablaufe diefes Zeitraumes von ber.einen, oder der andern Seite Feine Auf: 
tündigung, fo foll er abermals auf zwölf Jahre und fofort von zwölf zu zwölf 
Fahren verlängert angefehen werben. | 

(No. 1241 — 1242.) Diefer 
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Dieſer Vertrag ſoll unverzuͤglich zum Allerhoͤchſten und Hoͤchſten Ratifikation 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratififationg = Urkunden fpäteftens binnen 
vier Wochen bewirkt werden. 


So gefchehen zu Berlin, am 6ten März 1830. 


(L. S,) | (L. S) 
Albrecht Friedrich Eichhorn. Ernſt Habermann. 


Vorſtehender Vertrag iſt von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige am Tien April 
1830. und von Seiner Hergoglichen Durchlaucht dem Herzoge von Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gotha am 18ken März 1830. ratifizirt worden. 


— 


Go. 1242.) Merhöchfte Kabinetsorder vom 28ſten März 1830., betreffend die Aufhebung 
der in einem Theile des ſtandesherrlichen Gebiets Solmd = Braunfeld noch 
beftehenden Vorfchrift , toegen Errichtung gerichtlicher Ehevertraͤge. 


D. a: von den Eingefeflenen der Biergermeiſterei Braunfels » Schöffengrumb bie 
"Yiürbebung der in einem Theile des ftandesherrlichen Gebiets Solms Braunfels 
auf den. 1 Grund der Verordnung vom 29ften Auguſt 1786. noch beſtehenden 
Worfehrift, nach welcher bei jeder Verehelichung ein Ehevertrag errichtet werden 
muß, nachgefucht ift, und der Fürft zu Solms: Braumfeld diefem Gefuche ſich 
angefchloffen hat, fo feße Ich, nach dem Antrage des Staatsminiſteriums auf 
deſſen Bericht vom 12ten d. M., die. gedachte Worfchrift Hierdurch außer Kraft 
und beflimme, daß es, bis zur befinitioen Anordnung über die dortige Gefehge | 
‚ ‚bung, Binfichtlich der Ehepaften bei ben allgemeinen Vorfchriften des Solmsſchen 
Landrechts fein Bewenben behalten fol. Sch überlaffe dem Staatdminifterium, 
dieſe Beſtimmung bekannt zu machen. 
Berlin, den 28ſten März 1830. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1343.) 
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(No. 1243.) - Allerhöchfte Kabinetdorber vom 14ten April 1830. über bie Ausſchließung ber 
Deffentlichkeit ber Verhandlungen über Münzverbrechen. 


D das öffentliche Derfahren der Gerichte in den Rheinprovinzen in ben Unter: 
fuchungen über Anfertigung, Berfälfhung, Einfuͤhrung und Verbreitung von 
- Münzen, Papiergeld und fonftigen zum Öffentlichen Umlauf vom Staate beftimmten 
Papieren, das Wohl des letzteren gefährden kann, fo -beftimme Sch hierdurch 
“auf Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 31ſten März c., daß in Fällen dieſer 
Art die Deffentlichkeit ausgefchloffen und dabei eben fo verfahren werden foll, 
wie Diefeö in Meiner Verordnung vom 31ſten Januar 1822. bereits in Anfehung . 
ber Vergehen gegen die Sitten vorgefchrieben ift. Sie baden biefe Beſtimmung 
durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. | 


Potsdam, den 14ten April 1830. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter, General der Infanterie Graf von Lottum 
und Graf von Danckelman. 
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(No. 1244.) Mllerhöchfie Kabinetsorder vom 30ften April 1830., ben Einfluß ber Union 
| auf bie, an die .refprmirte ober Iutherifche Konfeflion gefnüpften Stiftun: 
gen, Schenfungen ober auf andere Weife erworbene Rechte evangelifcher 

Gemeinben, Kirchlichen oder Schul- Stellen betreffend. . 


A. Ihrem Berichte vom 16ten d. Mts. habe Ich erſehen, daß einzelne 
evangeliſche Gemeinden, ungeachtet die Union keinen Konfeſſions⸗ Wechſel ent⸗ 
haͤlt, derſelben beizutreten Bedenken tragen, weil ſie befuͤrchten, in dem bis⸗ 
herigen Genuſſe an die reformirte oder lutheriſche Konfeſſion geknuͤpfter Stif- 
- tungen, Schenkungen oder auf andere Weiſe erworbener Vortheile nach An- 
nahme der Union beeinträthtigt zu werben. Ich verordne beöhalb, daß Nie: 
mand befugt feyn foll, einer veformirten oder lutherifchen Gemeinde, imgleichen 
einer geiftlichen ober weltlichen Kirchen⸗ ober Schul⸗Stelle dergleichen Rechte 
aus einem von dem Beitritte zur Union hergenommenen Grunde vorzuenthalten 
ober zu entziehen. Sie haben biefe Meine Beftimmung durch bie — 
lung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 30ften April 1830, | 
Friedrich Wilhelm. 
An E — 


Bidet... , 


den Staatöminifter Treibern von Altenftein van 


se. 


. [ Ei 
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(No. 1245.) Verordnung, bie Ausübung der Jagd in ben am linken Rheinufer belegenen 
Landestheilen betreffend. Vom 17ten April 1830. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, sing von 
Preußen x. ı% 


- Da in den am linfen Rheinufer belegenen Theilen Unſerer weftlichen Pro- 
vinzen, hinfichtlich Der Ausübung des Jagdrechts, mehrere von einander abwei- 
chende Beftimmungen befolgt werben, und ed nothwendig ift, dieſe Ungleichheit 
abzufiellen; fo verordnen Wir, unter Aufhebung der Verfügungen des Nieder: 
und Mittelrheinifchen Gouvernements vom 18ten Auguft und 22ften September 
4814., der Oeſterreichſchen und Baierſchen gemeinfchaftlichen Landes - Abmini- 
firationd= Kommiffion vom 23ften Juli 1814. und 21ften September 1815., 
- der Sranzdfifchen Gefege vom 11ten Auguft 1789. und 30ſten April 1790., fo: 
weit dieſe Verfügungen und Gefeße die Ausübung des Jagdrecht und bie 
Grtheilung der Waffenfcheine betreffen, ferner unter Aufhebung der Dekrete über 
die MWaffenfcheine vom 14ten Juli 1810. und Aten Mai 1812., fo wie aller 
übrigen wegen Ausäbung des Jagdrecht und wegen der Waffenfcheine noch 
beftebenden allgemeinen und befünderen Vorfchriften, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminifterii, nach Anhörung Unferer Rheinifchen Provinzialftände, und nach 
erforbertem Gutachten Unſeres Staatsraths, für die erwähnten Landestheile 

Folgendes: 
§. 1. oo 

Jeder Grundeigenthuͤmer hat das ausfchließende Recht der Jagd auf eige⸗ 
nem Grund und Boden; nur die Ausuͤbung biefed Rechts wird aus Rüdficht 
auf die öffentliche Sicherheit Befchränfungen unterworfen, bie jedoch dem Be⸗ 
rechtigten die Nußung nicht entziehen. 

Jahrgang 1830. — (No. 1245.) 8 $. 2. 


(Ausgegeben zu Berlin den 2ten Juni 1830.) 
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$. 

Die Jagd auf allen durch die nachfolgenden Beſtimmungen nicht befonderg 

ausgenoinmenen Grundftüden jeder Gattung, einschließlich der Domainen=, Feld⸗ 
und Forſt-Grundſtuͤcke unter Dreihundert Morgen im Zuſammenhange, ſoll in 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirken zum Vortheile der Grundbeſitzer verpachtet wer⸗ 
den. Die Verpachtung erfolgt in der Negel oͤffentlich an den Meiſtbietenden. 
Doch foll den Jagdvorſtaͤnden geftattet ſeyn, die Verpachtung auch auß freier 
Hand an diejenigen Grundeigenthümer eintreten zu laffen, welche nach dem $. 8. 
zur Ausübung der Jagd auf. ihren eigenen Grundftüden befugt find. 


| S. 3. | 

Die gemeinfchaftlicyen Jagdbezirke follen zwar in der Regel diefelben Gren- 
zen haben, wie die Gemeinebezirke. Es foll aber den Kommunalbehörben über: 
laffen bleiben, nach freier Uebereinktunft mehrere Gemeinebezirfe zu einem Jagd⸗ 
Bezirke zu vereinigen, oder einzelne Theile eines Gemeinebezirtd anderen Ge 
meinebezirfon zuzulegen, in welchen Fallen der zur Vertheilung des Pachtzinfes 
unter die verfchiedenen Gemeinen anzuwendende Maaßftab nach den Umftänden 
feftzufegen ift. Auch follen Die Kommunalbehörden ‚ jedoch nur. unter Genehmi⸗ 
gung des Landraths, aus dem Banne einer Gemeine mehrere für fich beftehenbe 
Sagpbezirfe bilden Fönnen. Endlich foll es zuläffig feyn, die Jagd auf Domai- 
nen⸗, Feld⸗ und Forftgrundftäcden von Dreihundert oder mehreren Morgen zus 
fammenhängenden Flächeninhalts zu den Gemeine: Fagdpachtbezirfen abzugeben 
und dagegen Grundftüde, welche zu Diefen Bezirken gehören, auf die Dauer der 
Pachtzeit, binfichtlich der Jagd, zu Unferen Königlichen Jagdrevieren zu ziehen, 
wenn daraus ein gegenſeitiger Vortheil zu hoffen iſt, und daruͤber eine Vereini⸗ 
gung der Regierungen mit den Kommunalbehoͤrden zu Stande kommt. Die 
Beſchluͤſſe uͤber die nach den vorſtehenden Beſtimmungen nachgelaſſenen Abaͤnde⸗ 
rungen der gewoͤhnlichen Jagdbezirke ſollen jedoch jedesmal hoͤchſtens fuͤr einen 
Zeitraum von Zwölf Jahren gültig ſeyn. 

. 4. 

Das Pachtgeld fuͤr die verpachteten Jagden wird in die Gemeine- Kaffe 
gezahlt, demnaͤchſt aber den betheiligten Grund-Eigenthuͤmern unverkuͤrzt in der 
Art gewaͤhrt, daß der Betrag deſſelben, nach Befriedigung der Forſtkaſſe fuͤr 
deren Antheil wegen mitverpachteter Forſtgrundſtuͤcke, zum Vortheil derjenigen 
Grundeigenthuͤmer, deren Grundſtuͤcke in der Verpachtung begriffen ſind, nach 
dem Verhaͤltniſſe des Flaͤchen-Inhalts dieſer Grundſtuͤcke, von den nach dem 
Grundſteuerfuße aufzubringenden Abgaben abgeſetzt wird. 

I 
Die Regierungen haben allgemeine nur bie nothwendigen polizeilichen 


Ruͤckſichten wahrnehmende Pachtbedingungen zu entwerfen und dem Miniſterium 
des 
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des Innern zur Genehmigung vorzulegen. Dieſen allgemeinen Bedingungen 
werben von den Jagd⸗-Vorſtaͤnden beſondere nach den Ortsverhaͤltniſſen zu 
beftimmende Bedingungen hinzugefügt. Auslaͤnder, Perfonen, Die wegen eines 
Jagdfrevels oder wegen Mißbrauchs des Feuergewehrs beſtraft oder deshalb 
in Unterſuchung befangen ſind, nicht minder alle diejenigen, welche durch ein 
Urtheil, des Rechts Waffen zu fuͤhren, verluſtig erklaͤrt, oder unter Aufſicht 
der Polizei geſtellt worden, ſind als Jagdpaͤchter nicht zuzulaſſen. Perſonen, 
welche hiernach zwar von der Pacht nicht ausgeſchloſſen ſind, aber durch ihre 
perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe nicht hinreichende Sicherheit geben, muͤſſen genügende 
Buͤrgſchaft gewähren. 
$. 6. 


‚Den Jagd⸗Vorſtaͤnden ſoll auch nachgelaſſen ſeyn: 

a) die Jagd in dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke, ohne Verpachtung, fuͤr 
Rechnung der betheiligten Grundeigenthuͤmer durch einen verpflichteten 
Jaͤger beſchießen zu laſſen, in welchem Falle der Jagdertrag den Grund⸗ 

Eigenthuͤmern in gleicher Urt, wie im vorhergehenden $. 4. verordnet 
worden, zu Theil wird; 

b) die Ausübung der agb. in dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke gaͤnzlich 
ruhen zu laſſen; 

ec) einzelnen betheiligten Grundeigenthuͤmern auf ihren Antrag zu geſtatten, 

| ihre Grundftüce von der gemeinfchaftlichen Jagdbenutzung auszufchließen, 
und die Ausuͤbung ihres Jagdrechts in diefem Falle, mit Entfagung 
ihrer Theilnahme an dem Jagdertrage, ruhen zu laffen; wobei jedoch. 
(mit Ausnahme des im $. 9. enthaltenen Falles) den Jagd-Vorſtaͤn⸗ 
ben die Entfcheidung, ob einem ſolchen Antrage einzelner Grundbeſi iger 
nachäugeben ift, lediglich überlaffen bleiben foll. | 


| 9. 7. 

Auf allen mit Mauern, Stafeten, Heden, Zaͤunen u. f. w. oder durch 
mit Waffer gefüllte Gräben gehörig umfchloffenen Grundftüden, imgleichen auf 
den Seen, Teichen und Inſeln, verbleibt die Ausübung des Jagdrechts den 
Eigenthuͤmern, ohne daß fie ber in $. 2. enthaltenen Befchränkung unterwor- 
fen find. 

§. 8 


Auf gleiche Weiſe ſoll die Ausübung des Jagdrechts den Grundeigenthů⸗ 
mern zuſtehen: 

a) auf ſolchen Beſitzungen, welche einen Flaͤchenraum von Dreihundert Mor⸗ 
gen und daruͤber in ungetrenntem, durch kein fremdes Grundſtuͤck unter⸗ 
brochenem Zuſammenhange einnehmen; | 

(No. 1945.) | 22 b) ohne 
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„b ohne Raͤcſicht auf die Groͤße des mſammenhaängenden Flaͤchenraums, 
7 auf ſolchen eigenthuͤmlichen Beſitzungen, auf welchen fie ſelbſt oder ihre 
WVorfahren aus berfelben Bamilie wor dem Jahre 1798. die Jagdgerech⸗ 

| tigkeit gehabt haben, welches fo lange fortdauert, als daffelbe Grundftäd 

im Beſitz diefer Familie ‚bleibt. 

Den zu a. und b. gebachten Grundeigenthämern iſt jedoch unbenom⸗ 
men, ſich mit ihren vorſtehend bezeichneten Grundſtuͤcken dem gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirke anzuſchließen, wenn ſie dies der eigenen Ausuͤbung der Jagd vor⸗ 
ziehen. 

.9. 

Die Eigenthuͤmer ſolcher iſolirt belegenen Hoͤfe, bei denen die Bedingun⸗ 
gen des $. 8. nicht eintreten, ſollen dennoch die Wabhl haben, ob ſie ſich mit 
denjenigen Grundſtuͤcken, welche zuſammenhaͤngend einen ſolchen Hof ganz oder 
theilweiſe umſchließen, mithin nicht im Gemenge mit andern Grundſtuͤcken liegen, 
den gemeinſchaftlichen Jagdbezirken anſchließen, oder mit Entſagung ihrer Theil⸗ 

nahme an dem Jagdertrage, die Ausuͤbung ihres Jagdrechts auf jenen Grund⸗ 

ſtuͤcken auf gewiſe Zeit ruhen laſſen wollen. 


§. 10. 

| Den Eigenthuͤmern folcher Grundftäde, welche von größeren Waldungen 
ganz oder groͤßtentheils eingeſchloſſen ſind, ſoll, inſofern die einſchließenden Wal⸗ 
dungen eines Eigenthuͤmers im Zuſammenhange uͤber Dreitauſend *35 
und die eingeſchloſſenen Grundſtuͤcke nicht Dreihundert Morgen zuſammenhaͤn⸗ 
genden Flaͤchenraum haben, freigeſtellt ſeyn, ihre dergeſtalt ganz oder groͤßten 
theils eingeſchloſſenen Grunbftäde von dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke aus⸗ 
zunehmen, wenn ſie: 

a) entweder die Ausuͤbung der Jagd auf jenen Grundſtuͤcken vertragsweiſe 
dem Eigenthuͤmer der groͤßeren Waldung uͤberlaſſen, in welchem Falle 
ihnen das Pachtgeld ausſchließlich verbleibt; 

b) oder erklaͤren, das Jagdrecht auf gewiſſe Zeit ruhen laſſen zu wollen. 

c) Inſofern dieſelben von der einen oder der andern Befugniß nicht Gebrauch 
machen, gehören jene Grundſtuͤcke zu den gemeinfchaftlichen Sagbbezirken. 

Der Beihluß darüber, welcher ber drei bezeichneten Fälle eintreten 
fol, fteht jedem einzelnen Eigenthümer wegen feined ganz oder größtentheils eins 
gefehloffenen Grundſtuͤks zu, wenn baffelbe mit anderen zu gleicher Befugniß 
geeigneten Grundftücen nicht im Zufammenhange liegt. Findet aber ein folcher 
Zuſammenhang ftatt, fo follen die fämmtlichen Eigenthuͤmer ber eingefchloffenn | 
unter fich zufammenhängenden Grundſtuͤcke eine Korporation bilden, Die nach Stim⸗ 
menmehrheit ber Mitglieder darüber beföhließt, welcher ber erwähnten brei Falle 

Ans 
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Anwendung finden fol. Die Stimmen werben hie nach dem Blacheninhalt 
Der beteiligten Grundſtuͤcke gezahlt. 


§. 11. | 

In Gemaͤßheit Unferer Orderd vom 2iften Januar 1812. und 9Iten 
uni 1821., welche, foweit fie hieher gehören, der gegenwärtigen Verordnung 
beigefügt find, dürfen die Grundeigenthuͤmer innerhalb der Feſtungswerke und 
in einem Umkreiſe von Achthundert Schritten oder Cinhundert und Sechszig 
Preußifchen Nuthen vom Fuße des Glacid jeder Feſtung und ihrer fänmtlichen 
Außenwerfe, wie auch in gleichen Umfreifen um die Luft: Pulver- Magazine, 
die Jagd nicht ausüben. Allgemeine Rücfichten gebieten es, die Ausuͤbung 
der Jagd in den bezeichneten Grenzen nur dem eflungs- Kommandanten zu. 
geftatten. So wie bisher fchon den jagdberechfigten Grundeigenthuͤmern voll⸗ 
ſtaͤndige Entfchädigung für diefen Verluft ihred Jagdrecht zu Theil geworben ift, 
fo foll e8 auch ferner in vorkommenden Hallen gehalten werden. 


§. 12. 
Statt der bisher erforderlichen, mit einer Abgabe belafteten , hierburch | 
abgefchafften Waffen: und Jagd» Scheine, wird Jedem, welcher fich ald zur 
Ausuͤbung der Jagd. befugt gehörig ausweiſet, ein für allemal, oder auf die 
"Dauer der Pachtzeit, von dem Landrathe des Kreife ein Legitimationd «Schein 
ertheilt, welcher bei Ausuͤbung der Jagd mitgeführt werben muß. in Tor: 
mular foll Dafür vorgefchrieben und barin Die Zeit und der Umfang bed Jagd⸗ 
Bezirks, Tür welchen der Iagdfchein gültig ift, angegeben werden. Auch die 
Jaͤger, infofern deren Annahme nachgegeben ift, erhalten dergleichen Legitimations⸗ 
Scheine. Unfere Forftbedienten, Perfonen, die nach SS. 7. und 8. auf ihren 
Grundſtuͤcken jagen, und diejenigen Schlägen, welche von den zur Ausuͤbung 
der Jagd befugten Perfonen mitgenommen werben, bedürfen berfelben nicht. 


§. 13 


In allen Jagb-Angelegenheiten werben die Grundbefiger des nach dem 
63 gebildeten gemeinfchaftlichen Jagdbezirks durch einen Jagd⸗Vorſtand ver- 
treten, dem in Beziehung auf dieſe Angelegenheiten diejenigen Rechte zuftehen, 
welche ben Vertretern der Gemeine beigelegt find, oder. künftig werben beigelegt- 
werden. Dafern ſich unter den Gemeine⸗Vertretern wenigftend ſechs Befißer 
folcher Grundftäde befinden, auf welchen die Jagd durch gemeinfchaftliche Be⸗ 
nugung auszuüben ift, fo follen diefe fämmtlichen Befiger den Jagd⸗Vorſtand 
. bilden. Wenn aber die gedachte Zahl nicht unter den Gemeine- Vertretern vor: 
handen ift, fo follen die Grundbefißer, auf deren Grundftäcen die Jagd gemein- 
ſchaftlich auszuäben ift, berechtigt feyn, einen befonderen Jagd⸗Vorſtand von 
ſechs Perfonen aus ihrer Mitte zu waͤhlen. Dieſe Wahl erfolgt auf drei Sehe 
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Die Ausführung der Beſchluͤſſe des Jagd⸗Vorſtandes und bie hierbei vor: 
kommenden Geſchaͤfte hat die gewöhnliche Verwaltungs Behörde zu beforgen. 
| u $. 14. | 
Menn die jett beftehenden Jachtpacht-Kontrakte mit den Beftimmungen 
der gegenwärtigen Verordnung im Widerfpruche ftehen, fo find ſolche, infofern 
. nach dem Inhalte derfelben eine Kündigung zuläffig ift, fofort aufzufündigen. 


Iſt aber eine Kündigung nicht vorbehalten, fo kann die Ausführung ber 
Vorfchriften der gegenwärtigen Verordnung erft nach Ablauf folcher Kontrakte 
. eintreten. 

| $% 45. oo 
Bis dahin, daß bie jet beftehenden jagbpolizeilichen Worfchriften durch 
eine von Uns beabfichtigte Jagdordnung anderweit beftimmt feyn werben, bie: 
ben ‚jene Vorfchriften in Gültigkeit. | | 

Urkundlih haben Wir hierüber gegenwärtige. Verordnung ausfertigen 
laffen, und ſolche Höchfteigenbändig vollzogen. . 

Gegeben Berlin, ben 17ten April 1830. 


(L.S) Friedrich Wilhelm. 


| Carl, Herzog zu Mecklenburg. von Schumann. 
N | Graf von Dandelman. von Motz. 


Beglaubigt: 
Sriefe. 





| Um allen. ferneren Differenzen über die Zagbbenugung bei den Feftungen zu 
begegnen, will Ich auf Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 30ſten November 
v. 3. mit Nüdficht auf die zwifchen dem Minifterio des Innern, dem General: 
Major von Scharnhorft und der Sektion im Finanz» Minifterio für Domat 
nen und Forſten ſchon früher über Diefen Gegenftand Statt gehabten Werhand 
lungen zur allgemeinen Nachachtung hierdurch Folgendes beftimmen: 
Innerhalb den Feftungswerfen und in einem Umkreiſe von 800 Schritt 
vom Buße des Glacis jeder Feſtung und ihren fammtlichen Außenwerken, wit 
auch in gleichen Umfreifen um die Luft-Pulver- Magazine, foll nur allein der 
- Kommandant berfelben die Jagd auszuüben berechtigt feyn, und zwar dergeſtalt, 
| daß 
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daß derfelbe die Ausuͤbung der Jagd ohne fein Beifeyn nur dem zweiten Kom⸗ 

mandanten, dem Ingenieur und Artillerie Offizier des Platzes, welche mit ihn 

ein gleiches Intereffe an die Feſtung nehmen, foll geftatten Fönnen, und nur in. 
deren oder feiner Gegenwart bie Theilnahme an ber Jagd anderen Militaizper- 

fonen oder einem: Jäger erlauben darf. Für jeden Nachtheil, der aus ber 

Uebertretung dieſer Vorfchrift der Feſtung oder einem Theile derfelben erwächft, 

iſt Mir der Kommandant derfelben perfönlich refponfable. 

Denjenigen Grundeigenthuͤmern, welche innerhalb dieſes Bezirks Grund- 
ſtuͤcke befigen, fann die Ausuͤbung der Jagd auf felbigen nicht geftattet, fondern 
ed muß wegen Abtretung dieſer Gerechtigkeit an die Kommandantur der Feltung 
auf immerwährende Zeit ein billiges Webereinfommen mit jener getroffen werben, 
welches, da fie ein. Regale zur freien Bejagung des jedesmaligen erften Kom⸗ 
mandanten ſeyn wird, die Departements ber allgemeinen Polizei und ber -Finan- 
zen zu Übernehmen haben. Bei denjenigen Feftungen, wo bisher ber Komman- 
Dant über einen Umkreis von 800 Schritt hinaus die Jagd benugt hat, wird 
diefe Befugniß bis auf die eben erwähnte Ausdehnung mit Einſchluß ſaͤmmt⸗ 
licher Außenwerfe und Luft Pulver: Magazine eingefchranft, und fällt Die Jagd: 
gerechtigkeit auf dem weiter entfernten Terrain an die Grundeigenthuͤmer zurüd, 
infofern ſich nicht der Kommandant durch Pachtung für eigene Nechnung in 

Beſitz derfelben ſetzt. | | 

Die Grenzen, innerhalb welcher nach den vorftehenden Beftimmungen der 
Kommandant einer Feſtung nur allein die Jagd zu ererciren berechtigt ift, müffen 
genau abgeftedt, und durch Jedermann fichtbare und der Vernichtung fo leicht 
nicht unterworfene Merkmale bezeichnet, auch mit Zuziehung fämmtlicher Snteref: 

ſenten die nöthigen protofollarifchen Verhandlungen darüber aufgenommen und 
_ in ber Regiftratur der Kommandantur niedergelegt werben. 

Uebrigend verfteht es fich von felbft, daß die obigen Beſtimmungen 
wegen Ausuͤbung der agdgerechtigkeit ſich nur auf die Zeit des Friedens 
beziehen, da e8 zur Zeit des Krieges und einer eintretenden Belagerung der . 
Seftung dem Kommandanten überlaffen bleiben muß, welche anderweite Beflims 
mungen er bierunter den Umftänden angemeffen findet ꝛc. 


Berlin, den 2iften Januar 1812. — 
Friedrich Wilhelm. 

An 
die Geheimen Staatsraͤthe Sack und Oberſt v. Hake. 
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Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht ſetze Ich hierdurch feſt, daß alle Be 
ſtimmungen, die Ich Durch Meine Order vom 2iften Januar 1812. über 
die Jagdbenutzung bei den Feſtungswerken angeorbnet habe, auf alle Feftun: 
gen im ganzen Umfange der Monarchie, alfo auf die in ben wiebererworbes 
nen und neuen Provinzen helegenen Zeitungen in Anwendung kommen follen. 

Sie haben die erforderliche Bekanntmachung diefer Anordnung zu ver: 
anlaffen und wegen ber Vebereinfunft mit den Privat: Jagdberechtigten das 
Weitere vorzußehren. 


Berlin, den Iten Juni 1821. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die Minifterien des Innern, der Finanzen und des Krieges. 


— 73 


Seſetz⸗ Sammlung 


| für die 
Königtinen Preußiſchen Staaten. 
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Do. 1246.) Boͤrſenordnung für bie Korporation ber Kaufmannſchaft zu Elbing. Vom 
aſten April 1830. 


Wr Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König. von 
Preußen x. X. 

| haben befchloffen, für bie durch das Statut vom IOflen Aprif 1824. konſtituirte 

Korporation der Kaufmannfchaft zu Elbing eine VBorſenerduunge zu erlaſſen, und 

verordnen demnach wie folgt: 


$. 
Die Boͤrſe iſt die unter Genehmigung des Staats gebilbete Verfammlung 
von Kaufleuten, Mäklern, Schiffern und anderen Perfonen zur Erleichterung 
des Betriebes kaufmaͤnniſcher Geſchaͤfte aller Art. Ä 








$ 
Die Börfenverfammlungen follen in ı dem ber Borporatin der Koufmann- 
ſchaft gehörigen Börfenhaufe gehalten werden. | 


Die Börfe ift zwar ein der Karporafion der Kaufmannſchaft zunaͤchſt an⸗ 
gehoͤriges Inſtitut, indeſſen ſoll auch jedem Handeltreibenden, der nach dem 
Statut für die Korporation vom 30ſten April 1824. zu der letzteren nicht gehört, 
in ſofern berfelbe bie weiter unten $. 6. angeordneten Beiträge zahlt, fo wie 
überhaupt Jedermann, jedoch mit den im $. 4. und 5. folgenden Befchränkungen, 
Das Recht der Theilnahme an den Börfenverfammlungen zuftehen. 


4. 
Ausgefchloffen von den Börfenverfammlungen find: 

4) Perſonen weiblichen Gefchlechtg; 

2) Perfonen, welche erweislich nicht des Handels, fonbern anderer demfelben 
fremden Zwecke wegen fich einfinden; 

3) Diejenigen Kaufleute, fo wie biejenigen Handeltreibenden ohne Faufmännifche 
Rechte, welche in Konkurs gerathen find, oder ihre Zahlungen eingeftellt 
haben, oder mit ihren Kreditoren über einen außergerichtlichen Bergleich 
unterbandeln. | 

Die Ausfchließung folder Perfonen dauert fo lange, bis ber Konkurs 
aufgehoben oder beendigt ift, ober die Krebitoren durch Vergleich abgefun 
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den oder durch längere Befriftung beruhi geb; } ‘eh Wäre denn, baß bie 

Helteften der Kaufmannſchaft, wenn ſie ſich uͤberzeugt haben, daß die In⸗ 

ſolvenz allein in wirklichen Ungluͤcksfaͤllen ihren Grund hat, dem Ausge 

ſchloſſenen den Zutritt ſchon fruͤher ausdruͤcklich geſtatten. 

4) Alle diejenigen, die fuͤr muthwillige oder betruͤgeriſche Bankeruttirer Bu 
rechtökräftiges Erkenntniß erflärt, oder. eines Meineides, einer Verfälichung 
öffentlicher Papiere, Privaturkunden oder Unterfchriften, der abfichtlichen 
Verbreitung falfcher Münzen, ober fohft eine qualifizirten Betruges nach 
richterlichem Urtheil überwiefen, oder wegen eined anderen Verbrechens zur 
Zuchthausftrafe, mit Verluft der Faufmännifchen Rechte oder der buͤrger⸗ 

‚ lichen Ehrenrechte, rechtskräftig verurtheilt worden ‚find; desgleichen nı 
Verſchwendung ober Geiſecſchwache unter Kuratel gefehte Perſonen. 





Außerdem find die Aelteften der a ſmanuſchaft befugt, auch anderen als 
ben in dem $. 4. bemerkten Perſonen, welche nicht zur Korporation sehhren; 
ben Zutritt zur Börfe zu verfagen, jedoch bleibt Dagegen der Rekurs offen, wei 
obne erpebliche Urfache niemand ausgeiloflen werben fol, | 


F. 
Der jährliche Beitrag zu ben Koll der Börfenverfammlungen it auf 
Zwei Thaler feſtgeſetzt, wird aber nur von denjenigen Perſonen erhoben, welche 
in die Kathegorie der in den $$. 7—10. des Statuts vom 30ſten April 1824. 
erwähnten, der Korporation nicht beigetretenen, oder von berfelben Cie Höfer 
und Viktualienhaͤndler) ausgefchloffenen gehören, Der Beitrag wird im halb⸗ 
jaͤhrlichen Raten entrichtet. 
Fremde, desgleichen Perſonen, die nicht zum Handelsſtande gehören, find 
zu keinem Beitrage verpflichtet, 
7 
Die Börfenverfammlungen werben täglich, mit Ausnahme der Sonntage, 
von 11 bis 1 Uhr Mittags gehalten. Setreibeproben dürfen in der Börfe nicht 
vor 11 Uhr ausgeftellt werden, und Mäfler in ber Börfe nicht vor 14 Uhr 
Schlußzettel geben. 


8. 
Der Berfammlung foll das Zehen mit der Glocke durch einen ber Boͤrſen⸗ 
wächter pünktlich um 1 Uhr gegeben und der Börfenfaal ſodann gefchloffen werben. 


G. 9. 

Wehſelgeſchafte im Boͤrſenlokale muͤſſen Montags und Donnerſtags um 
1 Uhr beendigt ſeyn. 

Dieſe Beſtimmung bleibt ſo lange in Kraft, als nicht veraͤnderte Einrich⸗ 
tungen in Anſehung der Ankunft und des Abganges der Poſten die Aelteſten der 
Kaufmannſchaft zu einer Abaͤnderung der Hauptwechſeltage veranlaſſen. 

J 6. 10. 


$.. 10. 
Wenn, zu folge der Uebereinkunft der Kontrahenten, Erklaͤrungen über 
den Abfchluß unterhanbelter, oder über den Ruͤcktritt von abgefchloffenen Gefchäfz 
ten an ber Börfe erfolgen follen, fo muͤſſen diefe Erflärungen von dem Theile, 
welcher fich folche vorbehalten bat, vor 4 Uhr abgegeben werden, 
11 


| . Bei Getreibeverkäufen am Börfenmarkte, welcher von ben Kaufleuten von 


4 bis Uhr nur im Boͤrſenſaale gehalten werden darf, gilt in ſtreitigen Faͤllen 


in Betreff des Gewichts das im Gewahrſam der Aelteſten der Kaufmannſchaft 
im Borſenhauſe befindliche Romgenicht J 


Den zum Verkauf an der Boͤrfe ausgeſtellten Getreideproben werden zwei 


gleichlautende Zettel beigelegt, mit Angabe des Quantums, Der Getreidegattung, 


des Gewichts, des Schiffers, Fuhrmanns oder Speicherbodens, und mit der 
Namensunterſchrift des Verkaͤufers, worauf dann, nach geſchloſſenem Handel, 
bei den Worten: „Gekauft zu .....“ der Preis einzufuͤllen, und Die Unterſchrift 
des Käufers beizufügen ift. Letterer erhält die Probe, ber Verkäufer einen der 
Zettel, welche unter den Kontrahenten einen vollen Beweis ausmachen und Die 
Stelle eines fchriftlichen Vertrages vertreten. Am Getreidemarfte ber Börfe 


werden Käufe und Verkäufe nur in Laften zu 60 Scheffeln abgefchloffen, 
13. 


$. 

Der Vorfteher und die Beiſitzer der Delteften der Kaufmannfcaft halten, 
fo wie Aberhaupt bei allen Verſammlungen der Kaufmannſchaft und der Aelteften, 
fo insbefondere auch bei den Vorlenrerſammlungen auf Ruhe, Bo und- 
Ordnung. 

§. 14, 

Zur befferen Aufrechthaltung der Ordnung an der Boͤrſe waͤhlen die 
Aelteſten der Kaufmannſchaft außerdem jaͤhrlich noch zwei Boͤrſenkommiſſarien 
aus ihrer Mitte, welche waͤhrend der Dauer der Boͤrſenverſammlungen fuͤr die 
Erhaltung und Handhabung der aͤußeren Ordnung und die Befolgung der in 
dieſem Reglement enthaltenen Vorſchriften zu wirken und uͤber einzelne Faͤlle der 
Boͤrſendisziplin den Aelteſten der Kaufmannſchaft zur weitern Veranlaſſung 
Bericht zu erſtatten haben. Ein jeder der Boͤrſenkommiſſarien iſt befugt, Perſonen, 
welche die Ruhe an der Boͤrſe durch Aufſehen und Aergerniß erregende Streitig⸗ 
keiten oder auf andere Weiſe ſtoͤren, ſofort, und ohne alle Eroͤrterung der 


Urſachen des Streites und der Störung, von der Boͤrſe entfernen zu laſſen. 


Die Polizei ift verpflichtet, auf Erfordern Huͤlfe zu leiften, 
55. $. 186. 


Die Boͤrſenkommiſſarien reguliren die Kurfe von Wechfeln, öffentlichen 
Schuldpapieren und Geld, fo wie bie Preisturante von Waaren aller Art und 
von Schifföfrachten an ber Borſe mit den betreffenden Maͤklern. 
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$. 

Sie haben mit aller Sorgfalt  rhber zu wachen, baß die Kurfe, fo wie 
auch die Kiften der gangbaren Frachten und Preife richfig und dem wahren 
Verkehre angemeſſen feſtgeſtellt werden. 

(ae 1 
Die Kurfe von Wechſeln, Öffentlichen Schuldpapieren und Gelb werben 
Montag und Donnerflag, oder an den Tagen, welche wegen bed Abganges ber 
Poſten zu den Wechfelgefchäften beftimmt werben; die Preisfurante von Getreide, 
Holz, Afche und allen fonftigen Ausfuhrartikeln, fo wie die Seefrachten, 


_ Eonnabend und Mittwoch; und bie Preie der Kolonials ‚und Sewarzwaare 


jeden Sonnabend feſtgeſtellt. 


$. 
Es ift den Börfenfommiffarien gefaitet, ſachkundige Kaufleute: bei ber 
Kurs⸗ Preis⸗ und Frachtregulirung Branchen | 


$. 

Die Feftftellung gefchieht auf eolgenbi Weiſe: Nach dem Schluß ber 
Wechſelgeſchaͤfte ($.9.) um 1 Uhr verfammeln fich fämmtliche Maͤkler um bie 
Börfentommiffarien. Diefe erfordern von den erfteren prüchtmäßige und auf 
ihren Amtseid zu nehmende Anzeige: zu welchen Kurſen Wechfel, Gelbforten, 
Fonds; zu welchen Preifen Waaren aller-Art; zu welchen Srachten, Schiffe 
zu haben gewefen find; was. Dafür geboten; und, infofern es zur Beustheilung 
der richtigen Rotirung erforderlich, auf welche Summe, Raum, Menge ober. 
Gewicht u. ſ. w. wirklich abgeſchloſſen worden iſt. Sie koͤnnen die gutachtliche 
Meinung der Mäfler barüber, wie die Preife u. f. w. zu notiren find, erfordern, 
brauchen aber fich mit ihnen in feine. Diskuſſionen einzulaffen, noch folche unter 
den anwefenden Mäklern ſelbſt zu geſtatten, ſobald ſie dieſelben fuͤr uͤberfluͤſſig 
halten. Sie find befugt, in wichtigen und zweifelhaften Faͤllen, von den Maͤk—⸗ 
lern einen fchriftlichen Auszug aus ihren Tafchenbüchern, ober die Vorlegung 
der Tafchenbücher felbft, jedoch mit Verdeckung der Namen ber Kontrapenten, 
zu verlangen, 

Auf den Grund ber folchergeftalf nach den Angaben oder aus ber 
Taſchenbuͤchern der Maͤkler geſammelten Materialien beſtimmen die Börfenkoms 
miffarien, in Gegenwart. der Makler u. |. w. bie zu notirenden Kurfe, Waaren⸗ 
preife und Frachten, worüber ein von den Mäflern mit zu unterzeichnende 
- Protokoll aufgenommen wird. In Fällen, wo bie Boͤrſenkommiſſarien ſich 
nicht einigen koͤnnen, entſcheidet die Stimmenmehrheit, und im Fall einer Gleich⸗ 
heit der Stimmen, die Stimme des Vorſtehers der Aelteſten der Kaufmannſchaft. 

Bei der Regulirung der Kurſe u. ſ. w. darf niemand, außer den Boͤrſen⸗ 
kommiſſarien und den von ihnen etwa ausdrucuich zugezogenen Kaufleuten und 
Matlern , anwefend fon. | | 

620. 
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§. 20. 

Sogleich nach geſchehener Feſtſtellung werden die Kurſe, Preiſe und 
Frachten in Gegenwart der Maͤkler von einem der Boͤrſenkommiſſarien, auf den 
Grund des Kurs⸗Regulirungsprotokolls, in das Boͤrſenbuch eingetragen, und 
zwar die Kurſe von jedem Wechſeltage; von Preiſen und Frachten aber nur die 
Ver ͤnderung ſeit der letzten Rotirung. 

5 21. 


Ans biefem Buche laſſen die Maͤkler bie ——— Kurs⸗ und Fracht⸗ 
zettel zur Vertheilung an ihre Kunden drucken; es iſt ihnen’ aber die Verfendung 
derfelben nach anders. Drien nicht erlaubt. 

Die Kurs und Zrachtzettel umb Vreiskurante follen, in fofern fie mit dem, 
in dem F. 20. gedachten Boͤrſenbuche, und Died mit den Kurs⸗Regulirungs⸗ 
protofoll, — auch in Stroufallen den richterlichen Entſcheidungen 
zur Grundlage dienen. 

33. 


$. : a 
Die Maͤtkler ſind, bei eigener . Merantwortlichkeit, verbunden, die von 
Ihnen Aber abgefchloffene Geſchaͤfte zu ercheilenden Schlußzettel den Kontrahenten 
am Tage des Abfchluffes des Gefchäfts, oder, wenn der Abend daruͤber heran⸗ 
gekommen waͤre, ſpaͤteſtens am folgenden, Tage, zuzuftellen. 
6. 


.Die Borſenkommiſſarien haben undchft darauf zu fehen, daß die Maͤkler 
ihren Verpflichtungen bei der Vermittelung und Abſchließung der Geſchaͤfte, waͤh⸗ 
rend der Dauer der Boͤrſenverſammlungen und bei der Regulirung der Kurſe, 
Preiſe und Frachten nachkommen.— 

| 25. 


$. | 
Derjenige Mäkter, welcher, ohne fich bei den Boͤrſenkommiſſarien mit 
erheblichen Hinderungsurfachen entfchuldigt zu haben, oder für eine gewiffe Zeit 
beurlaubt zu ſeyn, aus der Boͤrſenverſammlung wegbleibt, oder ſich ſpaͤter, als 
feſtgeſetzt iſt, einfindet, oder vor deren Schluß entfernt, verfaͤllt in eine Strafe 


von Drei Reichsthalern, und zwar ſollen an den Haupt⸗Wechſeltagen die Wechſel⸗ 


maͤkler von Zwölf bi8 Ein Uhr, die anderen Mäfler von halb Ein bis Ein 
Uhr, an den übrigen Wochentagen alle Mäfler von halb Ein bis Ein Uhr 
an der Börfe gegenwärtig feyn. Die Abänderung dieſer Stunden bleibt den 
Aelteſten der Kaufmannſchaft vorbehalten. 

Derjenige Mäfler, welcher von der Regulirung der. Kurfe, Preife und 
Srachten wegbleibt, erlegt eine Geldbuße von Fünf Thalern. Derjenige Mätter, 
welcher den Börfenfommiffarien die Vorzeigung feines Taſchenbuchs verweigert, 
verfällt in eine Strafe von Zwanzig Thalern. Der Mäfler, welcher Kurs: 


Blätter, Preisfurante und Frachtzettel ausgiebt, welche mit dem Boͤrſenbuche 


nicht Abereinflimmen,. wid, außer in-dem nachgewieſenen alle eines Drud- 
fehlers, den Gerichten zur Beftrafung uͤberwieſen. 
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oo. $. | 
Diefe Strafen werden von ben delkefien der Kaufmannſchaft, auf bie 
Anzeige der Börfentommiffarien, vergeht . : 


Verordnungen und Belanntmachungen, die zur. afſentchen Kenntniß des 
Handelsſtandes zu Elbing gelangen ſollen, werben au ber Boͤrſentafel befeftizt. 
Dergleihen Nachrichten find als vollftändig bekannt gemacht anzufehen, wenn 
ſie drei auf einander folgende Börfentage, während ber gewoͤhalichen Boͤrſenzeit, 
‘an dem gewöhnlichen Orte der Börfe ausgehangen haben. Zur gewifleeen 
Erreichung bed Zwecks follen jedoch dergleichen. Bekanntmachungen vor dem vier: 
zehnten Tage nicht abgenommen werden, wenn nicht etwa ber Inhalt derſelben 
ausdruͤclich eine andere Dauer des ara befiuume 

238 


Nur die Aelteſten find herechtigt, ni a der Form des — 27. 
zu erlaſſen. Sie dürfen ſich aber niemals weigern, ſolchergeſtalt ſogleich bekannt zu 
machen, was ihnen von öffentlichen Behoͤrden zur Bekanntmachung zugefertigt wird. 

29. 


$. 

Privatperfonen, fie mögen Mitglieder ber. Korporation ſeyn ober mich, 
muͤſſen die.Anfchläge, welche fie an der Börfe anheften zu laffen wuͤnſchen, bems 
Vorſteher zuftellen, ber die Anheftung veranlaffen wird, wenn er Fein Beveaten 
Dagegen findet. Bezweifelt er aber die Schicklichkeit, ober felbft die Rechtlichteit 
der beabfichtigten Bekanntmachung, ſo giebt er den Anſchlag im erſten Falle 
an den Verfaſſer zurůch im andern Falle legt er ihn ben Aelteſten zur Gut: 

feheidung vor. | | 
$.. 30. j 

Die Verfteigerung von Waaren oder andern Gegenftänben fann in dem 

Boͤrſenſaale nicht anders als mit Vorwiſſen und Genehmigung der. Helteften der 
Kaufınannichaft gefchehen, Eben fo ift zur Benutzung des Saales zu anders 
Sweden ald den kaufmaͤnniſchen Verſammlungen die befondere Genehmigung 
der Aelteſten der Kaufmannſchaft erforderlich. 

31. 


$. 

Die Schiffsabrechner f nd verpflichtet, täglich, bei Eröffnung ber Baͤrſe, 
eine Liſte der angekommenen und abgegangenen Schiffe, von denen ihnen bie Be 
forgung uͤbertragen ifl, an Der Börfe anfchlagen zu laffen, und jebe ihnen zu— 
gehende Nachricht von Havarie oder Strandung in der dortigen Gegend fofer 
buch fchriftliche Anzeige und Anſchlag zur Kenntniß der Kaufmannſchaft za 
ringen, 


$. 32. 

Die Börfenlommiffarien find enöbefonbere verpflichtet, auf Die Beobach 
tung biefer Börfenordnung zu. wachen, und Vorſchlaͤge, Anträge auf Abaͤnde 
rungen und Berbefferungen derſelben, ſobald fie ſolche der Erfahrung ober ver: 

| änderten 


E 
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aͤnderten Umſtaͤnden angemefen finden, bei ben Aelteften zu machen. Zube 
ftehen auch jeden Mg iede der Korporation dergleichen Anträge frei, 
$. 


Die Aelteſten ber Kaufmannfchaft "eißren ein Verzeichniß 

4) aller Mitglieder der Korporation; 

2): aller Anterfchriften ihrer Dandlungsfirmen; 

9» der vollſtaͤndigen Namen aller Theilnehmer ber Banblung fo fern fie nicht 

fille Geſellſchafter find; und 
5 der Familien⸗ und Taufnamen berer, welchen pro cura ertheilt iſt, vollſtaͤn⸗ 
dig ausgeſchrieben. 

Zu dem Ende ſollen alle jetzige Mitglieber ber Korporation acht Tage 
nach Publikation dieſer Boͤrſenordnung, alle künftige aber ſofort nach ihrer Auf⸗ 
nahme, nach Annahme einer Firma oder Ausſtellung einer Prokura, eine ſchrift⸗ 
liche Angabe vorſtehenden Inhalts mit der Originalprokura einreichen, wobei 
auch der Prokurant die Unterſchrift, deren er ſich bedienen will, mit ſeinem voll⸗ 
ſtaͤndigen Namen verſehen, und daß er dies gethan, ausdruͤcklich bemerkt Haben 
muß. Wer dieſe Anzeige, auch nach: erfolgter Aufforderung von Seiten ber 
Aelteſten, unterläßt, iſt in eine Geldbuße von Funfzig Thalern verfallen. Won 
ben eingereichten Originalprofuren bat der Sefretair ber Aelteften der Kaufe 
mannfchaft fofert beglaubigte Abfchrift zu nehmen, und, daß Died gefchehen, auf 
dem Original zu vermerken. Sodann wird leßteres ber Handlung zurücgegeben, 
und folches ade dem Komtoir, wo der Profurant arbeitet, aufzubewahren, und 
auf Berlangen benjenigen, welche daffelbe vor Abſchließung oder Erfüllung eines 
Gefchäfts einfehen wollen, vorzeigen zu koͤnnen. 

Von allen eingegangenen und Fünftig eingehenden Profuren foll ein alpha⸗ 
betifches Regifter nach einem von den Aelteften vorzufchreibenden Schema geführt, 
jede vorfallende Veränderung darin, und jeder Nachtrag Dazu, fofort und puͤnkt⸗ 
. lich) vermerkt werben, und folches täglich in der Regiftratur der Nelteften zu jeder- 
manns Einficht vorliegen. Der Sekretair foll Died Regifter Der Profuren führen 
und für deffen tägliche Richtigkeit und Wollftändigkeit verantwortlich feyn. Cine 
beglaubigte Abfchrift dieſes Verzeichniffes tft dem Stabtgerichte zu Elbing mitzutheis 
Ien, und die vorfommenden Veränderungen find demfelben monatlich anzuzeigen. 

Uebrigens müffen die Profuren, ohne Ausnahme, entweder gerichtlich ober 
vor Notar und Zeugen beglaubigt feyn, auch die Beftimmung enthalten, daß der 
Prokurant unter der LUnterfchrift der Firma, ober des Namens bes Prinzipalg, 
feinen eigenen Namen mit bein Bemerfen, baß er per procuram gezeichnet babe, 
hinzuzufügen ſchuldig „, als z. B. in folgender Form: 

pr. Pı: Adam.& Comp. 
Borde., 
zeichnen mie Prokuren welche nicht nach den vorſtehenden Vorſchriften eingerich- 
tet find, follen zur Bekanntmachung auf. der Boͤrſe nicht angenommen werben. 
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34. 

Die zum Veſten des Handels in Gibing Mfentlich augefeliten Perſonen, 
beſonders diejenigen, deren Wahl den Nelteften der Kaufmannfchaft gebührt, 
ſtehen zunaͤchſt unter der Aufftcht und Disziplin dieſer legteren. Den Yelteften 
fieht daher auch die Befugniß zu, jene Perfonen zur Grfällung ber ihnen oblie⸗ 
genden Amtöverbindlichkeiten anzubalten, und Geldſtrafen, welche Die Geſetze 
oder befondere Amteinftrußfionen für gewiffe Falle anordnen, mit Vorbehalt bes 
Rekurſes, für verwirft zu erklären. rhebliche Dienfivergehen werben dem 
Magiſtrate zur näheren Anterfogung und weiteren Beranlaflung angezeigt. 


Die in Folge diefer Boͤrſenordnung von ben Adltefien- der Rauftnannfchaft 
fefigefegten Geldſtrafen fließen zu ber fäbtifen Arınentoffe 


$. 
. .. Die Befugniß, gegen Verfügungen ber Strafbefiunmungen der Keltefien 
and der Boͤrſenkommiſſarien Rekurs zu ergreifen, muß auf die indem Iten Abſchnitt 
we Statuts vom Zoſten April 1824. sorgefthricbene Weiſe ausgeubt werben. 
NS 


| Jedem jetzigen und kuͤnftigen Witgliee der Koryoration, jedem Matler 
und Schiffsabrechner, foll ein Exemplar diefer Ordnung zugefertigt werben, 
‚ Ein Eremplar ber Börfenordnung wird und’ bleibt an ber Boͤrfe 
Mir beftärigen dieſe Börfenordnung hiedurch in allen Punkten und wollen, 
daß baräber von Unferen Behörden und dem Handelsſtande feſt gehalten. werde. 
Gecgeben Berlin, den 24ſten April 1830. - 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Schuckmann. Graf v. Danckelman. 
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No. 1247, Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 14ten Mat db. J., betreffend den gegen beurs 
laubte Landwehroffiziere von den Civilgericpten zu erfennenben Verluſt der 
Charge als Offizier. 
J. Verfolg Meiner Order vom 21ften November v. 3. wegen des gegen vers 
abſchiedete Stantsdiener auszufprechenden Verluſts der ihnen verliehenen Titel 
und Dienftpradifate, feße Sch hiermit feſt: daß diefe Order auch auf beurlaubte 
Landwehroffiziere Anwendung finden foll, und nach den darin gegebenen Beftim: 
nungen von den Civilgerichten mit auf den Berluft der Charge als Offizier zu 
erkennen ift. Dergleichen Erfenntniffe find vor der Vollftredung zu Meiner Be 
fiätigung einzureichen. Ich beauftrage das Staatsminiſterium mit der Bekannt: 
machung diefer Beſtimmung. Berlin, den 14ten Mai 1830. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
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ie 1248.) Allerhächfte aabinetsordet vom 27ften April 1830., wegen wafrowillher 
Emeritirung oder Penfionirung in Unterfuchung gewefentr ven mb 
Schullehrer. 


A. Ihren Bericht vom Z4fien Kinn c. beſtimme Ich, daß gegen Geiftliche mb 

Schullehrer, deren Vergehen nach dem Reſultate einer, in Gemaͤßheit Meiner 
Order vom 12ten April 1822. geführten Disziplinarsiinterfechung nicht mit 
der Amtsentlaffung, fondern nur mit einer Strafverfehung zu ahnden feyn würde, 
wenn letztere wegen höheren Alters, oder, wegen fonft verminderter Dienftfähige 
keit des zu Verſetzenden nad) Ihrem pflichtmäßigen Ermeffen für nicht anwendbar 
zu erachten ifi, ſtatt der Strafverſetzung, deren unfreiwillige Emeritirung, oder 
Penſi tonirung mit einem nach dem Grabe ihrer Verſchuldung abzumeſſenden ge⸗ 
ringeren Emeritengehalte, oder Penfionsbetrage, als Denfelben außerdem gebähren 


-würbe, von Ihnen feſtgeſetzt werden fol. Sie haben bipfe Anorbnung durch Die 


Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 27ften April 1830. 


I einig Wilhelm. 
An 


den Staatsminiſter Freiherrn v. Altenſtein. 


Jahrgang 1830. — (No. 1248 — 1249. N | (No0.1249.) 


(Audgegeben zu Berlin den 18ten Juni 1830.) | - 


— 


4 
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(No. 1249.) Allerhoͤchſte Kabinetsordre vom 16ten Mai 1830., Über bie Rechtsverhaͤltniſſe 
der Mennoniten in den weſtlichen Provinzen und Brandenburg, i in Beziehung 
auf ihre Miüitairpflicht. 


A. dem Berichte des Staatsminifteriume vom 30ften v. M. babe sch erfehen,: 
daß. die mennonitifchen Samilienhäupter in ben Rheinprovinzen, zufolge der auf 
Meinen Befehl mit ihnen aufgenommenen Verhandlungen, in ber bei weitem 
größern Mehrheit die Leiftung der gefeglichen Militairpflicht für fih und ifre 
Nachkommen übernommen haben, und daß nur der Fleinere Theil, nebft der 
geringen Zahl der mennonitiichen Familien in den Provinzen Brandenburg und 
Meftphalen, die Uebernahme dieſer Verpflichtung entweder verweigert, oder ſich 


 bardiber zu erklären unterlaffen hat. Wiewohl ben Letztern geflattet ift, mır 


ihrem Gewiffen hierin zu folgen, fo darf Doch bei Feftftellung ihrer bürgerlichen 
Verhältniffe die Begänftigung nicht unberädfichtiget bleiben, Die fie durch bie 
Verſagung einer allgemeinen Lanbespflicht vor ihren Mitbärgern erlangen. Ich 
will Daher, nach ben Anträgen des Staatsminiſteriums, für Die Mennoniten im 
den Rheinprovinzen, fo. wie in den Provinzen Brandenburg und Weſtphalen, 
nachſtehende Beſtimmungen erlaſſen: 

.4) Die Mitglieder derjenigen mennonitifchen Familien, deren Häupter für ſich 

and ihre Nachfommen die Militairpflicht übernommen haben, ober zu Über: 
nehmen: noch erklären, follen in allen bürgerlichen Verhaͤltniſſen ben 
übrigen chriſtlichen Unterthanen, ohne Ausnahme, völlig gleich behandelt 
werden. 

2) Die Mitglieder. berjenigen Familien, deren Häupter die Militairpflicht zu 
erfuͤllen fuͤr ſich und ihre Nachkommen verweigert haben, bleiben fernerhin 
von derſelben zwar entbunden, es ſoll aber 

a) jeder Familienvater und fernerhin jeder von ber Militairpflicht freie Men⸗ 
nonit, der einen eignen Hausſtand fuͤhrt, oder eignes Vermoͤgen beſitzt, 
fuͤr dieſe Befreiung eine jährliche Geldabgabe, die unabänderlich auf eine 
beſonders zu ermittelnde Cinfommenfteuer von Drei Prozent feftgefegt: 
wird, an Die Staatskaſſe entrichten. 

b Jedes Mitglied einer von der Militairpflicht freien mennonitiſchen Familie 
wird, wie die in Preußen wohnhaften, vom Militairdienft befreiten Men 
noniten, von der Befugniß, Grundftüde zu erwerben, ausgefchloffen. 
Hievon fi nd nur folche Grundftüde ausgenommen, die fich fchon gegen 
waͤrtig im Befig einer mennonitifchen Familie befinden, welche fich der 
Militairpflicht nicht unterworfen hat, und auch Fünftig nicht unterwirft. 

c) Jedes Mitglied einer-folchen Familie ift zur Anftellung im Staatsdienſte 
unfähig, foll jedoch zur Verwaltung eined Kommunalamts zugelaffen 


u Werben. 
3) Die 


— 83 — 


3) Diejenigen mennonitiſchen Familien, deren Haͤupter ſich uͤber die Leiſtung 
der Militairpflicht nicht erklaͤrt haben, und nicht noch ſich bereit erklaͤren, 

werben benen gleich behandelt, welche fie verweigern. 

4) Den einzelnen Mitgliedern folcher Familien, beren Haͤupter bie Militair⸗ 
pflicht übernommen haben, bleibt jetzt und kuͤnftig vorbehalten/ bei Errei⸗ 
chung des militairpflichtigen Alters Die Befreiung vom Militairdienſte 
nachzuſuchen, und fie ſoll ihnen zur Schonung der Glaubensmeinungen 

und des Gewiſſens nicht verweigert werden. Dagegen iſt ein ſolcher 

Mennonit nicht allein fuͤr ſich und ſeine Nachkommen den Beſchraͤnkungen 
feiner bürgerlichen Verhaͤltniſſe, wie zu 2. unterworfen, ſondern auch 
verpflichtet 

a) die Einkonmenftewer ber drei Prozent von benjenigen Einkanften, die er 
amd einem eigenen Vermoͤgen bezogen hat, feit der Zeit des Anfalls dieſes 
WVerwmoͤgens nachträglich zu entrichten; 

b) ſich desjenigen Grundbeſitzes wieder zu entäußern, welchen er ‚oder feine 
Vorfahren, nur in Folge der Militairpflichtigfeit zu erwerben befugt 
geweſen find. Zu diefer Verbindlichkeit hat die Verwaltungsbehoͤrde 
ihn erforberlichenfalld gerichtlich anzuhalten, 

9) Den einzelnen Mitgliedern folcher Familien, deren Haͤupter Die Militair⸗ 
pflicht nicht uͤbernommen haben, iſt es geſtattet, durch Ableiſtung der 
geſetzlichen Militairdienſte ſich und ihre Nachkommen von der Beſchraͤnkung 
in ihren bürgerlichen Verhaͤltniſſen zu befreien und die Rechte ihrer übrigen 
chriſtlichen Mitbürger nach der Beftimmung unter 1. zu erwerben. 

6) er Audker oder fogenannten Separatiften werben, wie die Mennoniten, 

ebandelt. 

- T) Die Anfiedelung oder Aufnahme neuer Mitglieder beider Selten ift nicht 

erlaubt. 

Sollte die Verwaltungsbehoͤrde in beſondern Faͤllen eine Ausnahme von 
dieſer Beſtimmung bevorworten zu duͤrfen vermeinen, ſo iſt auf den Grund 
einer genauen Unterſuchung der obwaltenden perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe Meine 
unmittelbare Entſcheidung auszuwirken. 

Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmungen durch die Geſetzſamm⸗ 

lung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen und die einzelnen Behoͤrden haben in 

ihren Reſſorts auf die Ausfuͤhrung derſelben zu halten. 


Berlin, ben i6ten Mai 1830, 
| | Sriedrih Wilhelm, 
An das Staatsmmifterium. 





(No. 1249 — 4250) | (No. 1250.) 


(No. 1250.) Nachträgliche Veſtinmung über bie Amwendung ber Worfihrift des 6. 1. der 
Miniſterial⸗ Inſtruktion vom 14ten Januar 1822., wegen Anlegung enger 
vom Schornfleinfeger nicht zu befahrender Schornſteinroͤhren. Vom 17ten 

Mai 1830. 


J. Gemaͤßheit der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom Aten Oktober 1821. und 
der in Folge derſelben, wegen Anlegung enger Schornſteinroͤhren ergangenen 
Miniſterial⸗Inſtruktion vom 14ten Januar 1822. (Geſetzſammlung von 1822. 
pag. 42. und 43.), wird bie Beſtimmung des $. 1. der Letzteren, wodurch nur 
die geringfte, nicht aber Die größte zuläffige Weite der engen vom Schorn⸗ 
fteinfeger nicht zu befahrenden Schornfteinröhren vorgefchrieben worden ift, auf 
den Grund ded Darüber von ber Ober=Baubeputation auf Erforbern abgegebenen 
Gutachtens dahin ergänzt: 

Daß bie engen vom Schornfleinfeger nicht zu: befahrenden Schornſtein⸗ 

Roͤhren nicht weiter als acht Zoll im Durchmeſſer oder im Quabrat 

angelegt werden Dürfen. | 


Berlin, den 17ten Mai 1830. . | a 


Minifterium des Innern und der Polizei, 


v. Shudmann, 
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(No. 1252.) Bertrag zwifchen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen und Ihren Durch- 

j lauchten den Fürften von Reuß-Schleig und Reuß-Lobenftein und Eberäborf, 

ben Beitritt zum Zollverbande betreffend. Dom Iten Dezember 1829. 
Ziiſhen Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen und Ihren Durchlauchten 
den Fuͤrſten von Neuß- Schleig und Reuß-Lobenſtein und Ebersdorf iſt zur 
Grleichterung des Verkehrs der beiderfeitigen Unterthanen durch bie unterzeichneten 
Bevollmächtigten nachftehende Uebereinkunft verabredet und abgefchloffen worden. 

Art. 1. Shre Durchlauchten die Fürften von Reuß- Schleig und Reuß⸗ 
Lobenſtein und Ebersdorf erklären Sich bereit, mit Ihren Landen dem Zollver: 
bande der dftlichen Preußifchen Provinzen oder dem Baierifch - Würtembergifchen 
Zollvereine beizutreten, wie ed Dem gemeinfamen Intereſſe der betheiligten Staaten 
am angemeſſenſten befunden werden wird. | 

Diefe Zollvereinigung foll nach vorhergegangener naͤhern Vereinbarung 
uͤber die Bedingungen und Modalitaͤten ſowohl in Abſicht der Theilnahme an den 
Zolleinkuͤnften, als auch der Einrichtung der Zollverwaltung in Ausfuͤhrung 
gebracht werden, ſobald derſelben die fruͤher von Ihren Fuͤrſtlichen Durchlauchten 
mit andern Staaten in Beziehung auf Zoll- und Handelsverhaͤltniſſe enroffenen 
Verabredungen nicht mehr entgegenſtehen. 

Bis dahin, ſpaͤteſtens bis zum 1ſten Januar 1835., ift man über: nach⸗ 
ſtehende gegenſeitige Erleichterungen des Verkehrs und Gewerbebetriebs uͤberein⸗ 
gekommen. 

Art. 2. Zwiſchen folgenden Preußiſchen Landestheilen, ale: 

a) dem Landkreiſe Erfurt, 

b) dem Kreiſe Schleuſingen, 

c) dem Kreiſe Ziegenruͤck 
einerſeits und den Landen Ihrer Durchlauchten ber Fuͤrſten von Reuß⸗ Elch 
und Reuß-Lobenftein und Ebersdorf andererfeitd, foll vom iften März künftigen 
Jahres an dergeftalt ein freier gegenfeitiger Verkehr beftehen, daß die von den 
beiderfeitigen Unterthanen innerhalb jener Lande und Landeötheile zu verführenden 
Waaren aller Art überall den eigenen inländifchen Waaren völlig gleich behandelf 
° werben, auch nirgends einem Binnengolle, ed mag biefer unter bem Namen Geleit 

ober einem anbern Namen bis dahin beſtanden haben, ferner unterliegen ſollen. 

Jahrgang 41830, — (No. 1252.) R W 


(Ausgegeben zu Berlin ben 10ten Juli 1830.) 
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Ausgenommen von diefer gegenfeitigen Freiheit des Verkehrs find: 

a) Salz und Spielfarten, indem der Verkehr mit dieſen Gegenfländen ben 
in den Landen eines jeden der kontrahirenden Theile hierüber beftehenden 

‚ Anordnungen unterworfen bleibt; - 

b) alle Gegenftände, von welchen bei der Erzeugung ober Bereifung im In⸗ 
lande eine Abgabe erhoben wird. Der freie Verkehr mit dieſen Gegenftän- 
den aus einem Gebiete in das andere findet nur mit der Einfchräntung 
Statt, daß diefelben, wenn fie in das Gebiet des andern Fontrahirenden 
Theils eingebracht werden, daſelbſt einer Abgabe unterliegen, welche der— 
jenigen gleichkommt, womit die eigenen inlaͤndiſchen Erzeugniſſe derſelben 
Art belaſtet fü nd. 

Art. 3. Im Abficht des Verkehrs zwifchen der Stadt Erfurt und den 
gedachten Fuͤrſtlich-⸗Reußiſchen Landen, fowohl was ben Eingang ald Die Durch- 
fuhr anbelangt, follen vom Aften März Fünftigen Jahres an die beiderfeirigen 
Unterthanen dergeſtalt gleich behandelt werden, daß einerſeits die Fuͤrſtlichen 
Unterthanen in der Stadt Erfurt biefelben Vortheile und Begünftigungen ges 
nießen, welche ben eigenen Preußifchen Unterthanen des Landfreifes Erfurt und 
der Kreiſe Schleufingen und Ziegenruͤck dafelbft zuftehen, andererfeits aber au 
den Einwohnern der Stadt Erfurt in den Fürftlih-Neugifchen Landen alle _ 
die Vortheile und Begünftigungen zu Statten kommen, worauf die Einwohner 
ber gedachten Kreife nach Artikel 2. in ben Fuͤrſtlich-Reußiſchen Zanden An⸗ 
fpruch machen koͤnnen. 

| Art. 4. Dom iften März 8.%. an foll, ohne Befchränfung auf be 

fondere Zandestheile und Provinzen, von Königlich: Preußifchen und Fürftlich 
Reußiſchen Unterthanen, welche in dem Gebiete des andern Fontrahirenden 
Theild Handel und Gewerbe treiben oder Arbeit fuchen, Feine Abgabe ent: 
richtet werden, welcher nicht gleichmäßig die eigenen Unterthanen derſelben Art 
unterworfen find. Died foll auch insbefondere von folchen Handels- und Ge: 
werböfeuten gelten, welche die Märkte des Handeld wegen befuchen. 

Art. 5. Die Art und Weife der Ausftellung der Urfprungs = Zeugnife, 
von welchen die Waarenfendungen begleitet ſeyn müffen, wenn dafür Die zuge 
ftandenen Begünftigungen in Anfpruch genommen werden follen, bleibt befonderer 
Berabredung vorbehalten. 

Art. 6. Zur Sicherung Ihrer landesherrlichen Gefälle wollen fich beide 
kontrahirenden Theile gegenfeitig unterftügen. Daher wollen auch Ihre Durch—⸗ 
lauchten die Zärften von Reuß- Schleiß und Reuß⸗ Lobenftein und Ebersdorf ge⸗ 
ſtatten, daß die Preußiſchen Zollbeamten die Spur begangener Unterſchleife in das 
Fuͤrſtliche Gebiet verfolgen, und ſich mit Zuziehung der Orts: Obrigkeit des That: 
beftandes verfichern, wogegen hinfichtlich der Beeinträchtigung der Fürftlich -Reu: 
ßiſchen Gefälle den Fürftlichen Beamten ine. gleiche Befugniß in dem Preußifiyen 
Gebiete zugeſtanden wird. Nicht weniger follen die Behörden den für bie Auf: 

recht⸗ 
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rechthaltung der beiderſeitigen Zollgeſetze ergehenden Requiſitionen gegenſeitig un⸗ 
verzuͤglich nachkommen, und auf desfallſigen Antrag die von Unterthanen des 
einen Theils gegen die Zollgeſetze des andern Theils veruͤbten Unterſchleife eben 
ſo zur Unterſuchung und Strafe ziehen, als wenn ſie gegen die eigenen inlaͤndi⸗ 
ſchen Geſetze begangen worden waͤren. 

Gegenwaͤrtige Uebereinkunft ſoll unverzüglich zur Ratififafion vorgelegt 
und die Auswechfelung der Ratifitationd - Urkunden fpäteftens binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. | 

- Zu Urkunde deffen ift diefelbe von den beiderfeitigen Bevollmächtigten unter 
Beidrüdung ihres Siegeld unterzeichnet worden. ' 
Berlin, den Iten Dezember 1829. 


(LS) “(L.S.) 
Albrecht Friedrich Eichhorn, Guſtav Adolph v. Strauch, 


Koͤnigl. Preuß. Geh. Legationsrath. Fuͤrſtl. Reußiſcher Kanzler, Regierungs⸗ und 
| .. Konſiſtorial⸗Praͤſident. 


N \ 
Der vorftehende Bertrag ift von Sr. Majeftät dem Könige am 7ten April 

1830. und von Ihren Durchlauchten den Fürften von Neuß: Schleig und Reuß⸗ 

Lobenſtein und Ebersdorf resp. am Sten und Sten März 1830. ratifizirt worden. 





(No. 1253.) Allerhoͤchſte Kabinetsorber vom 27ften Mai 1830., moburch ber $. 2. der 
Straf » Beftimmung zum Chauffeegeld = Tarif vom 28ften April 1828. 


9 ergänzt wird | 
a der $. 2. der Strafbeftimmung zum Chauffeegeld - Tarif vom 28ften 
April 18283. nach Ihrem Berichte vom 19ten Mai c. zu der irrigen Meinung 
Anlaß gegeben bat, daß es erlaubt fen, fich auf Chauffeen vorgelegter Geſpanne 
ohne Entrichtung des Chauffeegeldes zu bedienen, in fofern ein folcher Borfpann 
nur Die Chauſſee⸗ Hebeſtelle nicht paſſire: ſo will Ich zur Berichtigung dieſes 
Irrthums jene Strafbeſtimmung nach Ihrem Antrage dahin ergaͤnzen, 
daß, wer eine Chauſſee mit ſtaͤrkerer Beſpannung befahren hat, als mit 
welches er die naͤchſte Chauſſee-Hebeſtelle paſſirt, bei Vermeidung der 
Defraudationd» Strafe verpflichtet feyn foll, Diefed bei Derfelben anzu: 
zeigen, und das volle tarifmäßige Chauffeegeld (jedoch mit Wegfall 
der Öfteigerung bed Satzes in dem im $. 2. der zufäglichen Beſtim⸗ 
mung des Tarifs ausgenommenen Falle) von. der Gefammtzahl des 
gebrauchten Geſpanns zu entrichten. Berlin, ben 27ften Mai 1830. 


Sriedrich Wilhelm. 


An bie ie &toatsmiifer v⸗ Sant mann und ı v. Motz. 
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(No. 1254.) 
Sebühbren- Zare 
für die Lehnsfurien im Herzogtbume Sachſen. 
(Dom 2Sften Mai 1830.) 


—— — — ln m I — —— — —— — — — — — —— — — — —— —— ——— —— — — — — — — — — 


1) Fuͤr eine Lehnsnotiz, nach der Wichtigkeit der Sache. ...... I 20 
[| 
2) = einen Indultſchein 
HZ) = Vigilanzfchein ................... 1 — 
4) = 30Lehnſchein 
9) ® ⸗2Muthſchein................... D — ———— — — 15 
6) ⸗die Belehnung und Verpflichtung: 
a) eines Hauptlehnmanned mit Standesherrfchaften, 
Graf⸗ oder Herrſchaften.................. 10 bis 251 — 
mit andern Lehnen nach Verhaͤltniß ihres Werths, 
bis zu 1000 Rthlr. ausfchließlich........... 72 20 
is 
von 1000 Rthlr. und daräber...... ............ 3 bis 101 — 


b) eines Mitbelehnten, Die Hälfte der vorſtehenden Saͤtze. 
7) s bieDispenfation vom perfönlichen Erfcheinen des Bafallen 


zur Ableiftung der Lehnspflicht......... .. 2- ]855 
8) = einen Lehnbrief, bei einem Kauf oder Annahme-'Preife 
des Lehns von 10000 Rthlr. und darunter ........... 1bis 31 — 


Diefer Sag fteigt mit jedem 10000 Rthir. um 1 Rthir. 
An Schreibgebühren bei Xehnbriefen, deren Ausfer⸗ Ä 
tigung auf Pergament verlangt wird, für den Bogen. . 1 _ 
Die Auslagen für Pergament, Kapfel, Schnur und 
Mache werben befonders bezahlt. 
9) 2 „den Konfens zur Verdußerung oder Verpfändung eines | 
Lehns, bei Gegenftänden 
von 2O Rthlr. bis 2000 Rthlr. ausſchließlich. Ir 5 
is 1 


e 2000 Rtbir. bis 10000 Rthlr.............. 2 bis 4 |— 
= 10000 Rthlr. bis 100000 Rthlr. und darüber... | 5 bi8 20 | — 
10) Für alle fonftige in Lehnsfachen vorfommende Gefchäfte werden Die Gebühren 
nach den in der Gebührentare für die Landesjuftizkollegia vom 23ften Au 
1815. beftimmten Sägen erhoben; wogegen alles, was nach früherer Obfen 
varız ald Lehnsdouceur, oder unter einer andern Benennung entrichtet woorden 
it, wegfällt, und weder gefordert, noch angenommen werden darf. 
Gegeben Berlin, ben 28ften Mai 1830, 


Sriedrih Wilhelm. 


Graf v. Dandelman. 
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Gehfetz⸗ Sannlung | 


für bie: 
Koͤniglichen preugiſsen. Staaten 
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Me 1955.) ih. zut Anheburg des in ‚der. Wendebmga Pollzeiethneng een 
. Verhots des bäuerlichen Sordenfplagh, Rom 22ſten. Juni 1830. 


We Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaben, König. von 
Preußen ꝛx. xx. | 


verordnen auf den Antrag Unſers Stanteminifteriume nach Anhdrung Unſerer 

getreuen Staͤnde der Provinz Sachſen und erfordertem Gutachten Unſeres 

Staatsraths: 
5.14. 

Das Verbot im $. 21. Cap. 35. der Magdeburger Yollyiordnung vom 
sten Januar 1688., nach welchem die Bauern an ben Orten, wo ed nicht 
bergebracht if, auf ihren eigenen Aeckern Beinen Mordenfchlag halten und mit 
ihrer Schaafheerbe nicht lagern bürfen, wird hierdurch aufgehoben. 

$. 2. 


Vorbehalten werden ieboch die aus jener Verordnung erworbenen Unters 
ſagungsrechte, welche indeß nach den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung vom 7ten Juni 1821. abgeloͤſet oder. eingeſchraͤnkt werben koͤnnen. 


Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22ſten Juni 1830. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog von Mecklenburg. v. Schuckmann. Graf vo. Danckelman. 


' Beglaubigf: 
Frieſe. 





(AUnsgegeben' zu Berlin den 27ſten Juli 1830.) 
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(No. 1256.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 22ſten Juni 1820., Über bie Dauer der Amts- 
funktionen ber Taufmännifchen Mitglieder, welche bei Gerichten des Preußi⸗ 
ſchen Rechts angeftellt find. - - 


Ar Erledigung des Zweifels: ob bie kaufmaͤnniſchen Mitglieder ber Kommerzien⸗ 
und Admiralitäts- Stollegien zu Königsberg und Danzig und ber. für Die Handels⸗ 
Angelegenheiten in Stettin, Memel, Elbing und Nauinburg gebildeten gerichtlichen 
Deputationen bas ihnen Aberfragene fortzufegen Haben, wenn fie felbft Hand: 
lung zu treiben aufhören, fee Ich -uach Dem Untrage des Staatsminiſteriums 
feft: daß die Dauer ihrer Funktionen von dem Betriebe bed kaufmaͤnniſchen 
Gewerbes abhängig iſt und ihr Amt aufhört, fo bald fie ans der Kaufmann⸗ 
fehaft ausſcheiden. Doch führen fie ben Titel fort, der ihnen beſtallungsmaͤßig 
von Mir verliehen if. Das Staatsminiſterium bat diefe Beſtimmung Durch die 


» - 
» 


Geſetzſaimlung bekannt zu machen, 
Berlin, den 22ften Juni 1830. 


Friedrich Wilhelm. 


1... 


An das Staatsminiſterium. 


Tun 


(Ne 1257.) 


. — ji — 
Na. 1257.) Verordnung, die Einführung einer gleichen Wagenfpur i in ber Provinz Sachen 
betreffend. Dom 10ten Juli 1830. 


We Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen x. ꝛxc. 


Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen. Nachdem Unſere getreuen 
Staͤnde der Provinz Sachſen bei ihrer zweiten Zuſammenkunft auf Erlaſſung 
eines Geſetzes wegen Einfuͤhrung gleicher Wagengeleiſe in dortiger Provinz aller⸗ 
unterthaͤnigſt angetragen, auch dieſerhalb bei dem dritten Landtage nach Erwaͤgung 
der ihnen vorgelegten, über die Ausfuͤhrbarkeit einer ſolchen Verordnung einge⸗ 
forderten Gutachten der Kreisftände fämmtlicher Kreiſe, ihre definitive Erklärung, \ 
mit ihren Vorfchlägen begleitet, abgegeben haben; fo verordnen Wir, auf den 
Antrag Unſers Staatsminifieriums, Gelgenbes: 


S 1 
| Von der Zeit der Belanntmachung biefer Verordnung ab: lollen alle Achſen 
an neuen Kutſch⸗, Poſt⸗, Fracht⸗, Bauer⸗ und allen andern Arten von Wagen 
dergeſtalt angefertigt werden, daß die Breite des Wagengeleiſes von der Mitte 
der Felge des einen bis zur Mitte der Felge des andern Rades vier Fuß vier 
Zoll Preußiſch beträgt, | 2. 


NY 

Den Stelle und Schirrmachern und anderen Handwerkern, welche fich 
mit biefer Fabrikation befchäftigen, wird bei Drei Thalern Strafe unterfagt, 
eine Achfe wider die Vorfchriften bes $. 1. einzurichten und ben Schmieden bei 
gleicher Strafe, folche mit Befchlag zu verfehen. 

Bei Wiederholung der Kontraventionen wird. Die Strafe verboppelt. 
§. 3. 

Nach dem Ablaufe v von Sechs Jahren nach Bekanntmachung dieſer Ver⸗ 
ordnung ſoll in Unſerer Provinz Sachſen kein Wagen gebraucht werden, welchem 
die im $. 4. beſtimmten Eigenſchaften mangelt. 

$. 


Diefe Verordnung hat für- die Sndraͤcbuchen Kreiſe Ziegenruͤck und 
Schleuſingen keine Guͤltigkeit; letztere ſind vielmehr von derſelben auf unbe⸗ 


ſtimmte Zeit ausgenommen. 
§. 5. 


Mer ſich nach der im $. 3. beſtimmten Friſt eines Fuhrwerks bedient, 
welches die im $. 1. feſtgeſetzte Einrichtung nicht bat, ſoll durch die Polizei⸗ 
und Megebeamten, fo wie durch bie Gensd'armerie angehalten, zur nächften 
Drtögerichtöbarkeit gebracht und in eine Geldſtrafe von Einem bis Fünf — 

(No. 1857.) 
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fir den erften, und von Zwei bid Zehn Thalern für den zweiten und Die folgen: 
den KEontraventionsfälle genommen werden. Diefe Strafe, welche in bie Armen: 
Kaffe des Orts fließt, wo bie Kontravention entdeckt und beftraft wird, trifft 

den Eigenthuͤmer bes Fuhrwerks, foll jedoch von den Keifenden, mit Vorbehalt 


feines Regreſſes an den Eigenthuͤmer, erlegt werden. 
Für eine und dieſelbe Reife bis zum Beſtimmungsorte, ſoll nur Einmal 


Strafe Statt finden. und der Reiſende uͤber deren Erlegung mit einer t Beſcheini⸗ 
gung verſehen werden. 
6. 


g. 
Von dieſen Vorſchriften ſind allein qusgenommen: 
a) ſaͤmmtliches Militairfuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, welches Privateigen⸗ 


thum einzelner Militairs ift; 
b) fremde Reifende, oder Reiſende aus folchen Provinzen des Preußifchen 
Staats, in welchen Feine oder eine andere allgemeine Einrichtung, ‚ber 


Wagengeleife vorgefchrieben ift; und _ 
<) fämmtliche ind Ausland beftimmte Wagen, deren Beftimmung jedoch 


bewieſen werden muß. 
7. 


g. 

Alle diejenigen, welchen die Anlegung und Unterhaltung der Wege vblagt, 
ſi nd verpflichtet, folche, wo es noͤthig ift, Binnen einem Jahre nach Publikation 
gegenwärtiger Verordnung in foweit zu verbreitern, als es die Ausführung biefer 
Dorfchriften erfordert. Die Behörden follen Aufficht Darüber führen, daß dieſer 
Beftimmung genügt werde, und, wenn bied nach Verlauf eines Jahres nicht 
gefchehen ſeyn follte, die Verbreiterung auf Roften ber Verpflichteten bewirken 


laffen. 
| Ä §. 8. J 
Wir befehlen allen Polizei- und Gerichtsbehoͤrden ſich nach dieſer Ver⸗ 


ordnung, welche ſogleich und außerdem Dreimal während des ſechsjaͤhrigen Zeit: 
raums, durch die Intelligenze und Amtsblätter befannt gemacht werben ſoll 


gebuͤhrend zu achten. 
Gegeben Berlin, den 10ten Juli 1830. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Sreiherr v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorffe ©. Hacke. Graf v. Dandelman. 
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Gefes- Sammlung . 


. für bie . . en 
Könialigen Preußiſchen Staaten. 


— No. 15. — 


x 1258.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder ‚ die Erhaltung ber Stadtmauern ie. betreffend; 
Bom 20ften Juni 1830: 

5; bin mit den im Berichte des Staatdminifterii vom Ste v. M. entwickelten 
Anſichten darin einverſtanden, daß den Stadtgemeinden die willkuͤhrliche Abtra⸗ 
gung ihrer Stadt-Mauern, Thore, Thuͤrme, Waͤlle und anderer, zum Berfchluffe 
fowohl, ald zur Vertheidigung der Städte beftimmten Anlagen, weder in polizei: 
licher, noch in militairifcher, noch in finanzieller Ruͤckficht geftuttet werben kann, 
und daß der $. 33. Tit. 8. Th. 1. des Allgemeinen Landrechtd auf diefen Gegen: 
- ftand allerdings zu beziehen ift. Um allen ferneren Zweifeln hierüber vorzubeugen, 
verordnne Ich Folgendes: 

1) Wenn die Stadtbehoͤrden die Stadtmauern und andere obenbenannte Anlagen 
ganz, oder zum Theile abzutragen, oder damit Veraͤnderungen vorzunehmen 
beabſichtigen; fo haben fie dieſe Abſicht zuvorderſt der Regierung anzuzeigen 
und vor ber Ausführung deren Entfchließung zu erwarten. Die Regierungen 
find von den Minifterien des Innern, des Krieges und der Finanzen wegen 
der anzuftellenben weiteren Grörterungen mit Inſtruktion zu verfehen. 

2) Dafern eine Anlage ber gebachten Urt von ſelbſt durch bie Zeit verfällt, 
und deren Erhaltung und Wiederherftellung in poligeilicher, militairifcher, 

oder finanzieller Hinficht für nothwendig erachtet wird, fo foll Das beftehende 
Sach- und Rechtöverhältniß unterfucht und hiernach, nöthigenfalls im 
Rechtswege feftgeftellt werden, wen die Verbindlichkeit zu Tragung ber. 
diesfallfigen Koften obliegt. Wenn aber die Wiederherſtellung des ſchad⸗ 
haften Verſchluſſes mahl= und fchlachtftenerpflichtiger Städte lediglich und 
ausfchließlich zur Sicherung der Steuergefälle erforderlich ift, ſo ſollen 
diejenigen Staͤdte, welchen zu Deckung ihres Kommunal⸗ -Beduͤrfniſſes ein 
Zuſchlag zur Mahl- und Schlachtſteuer bewilligt iſt, jedenfalls einen nach 
dem Verhaͤltniſſe dieſes Zuſchlags zur Hauptſteuer abzumeſſenden Beitrag 
zu den Koſten derjenigen Vorkehrungen leiſten, welche die Steuerverwal⸗ 
tung zur Grreichung des obgebachten Zweckes für nothwendig erkennt. | 
Diefen Meinen Befehl bat das Staatdminifterium Durch Die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen. Berlin, den 20ſten Juni 1830. 


Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 


Jabxgang 1830. — (No. i258 - 1200o00. le. — 
"(Ausgegeben zu Berlin den 31ſten Auguſt 1830.) 
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(No. 1259.) Belanntmachung ehige zufäglichen und abänbernden Beſtimmungen zu Dem 
unter dem 12ten März 1825. beftätigten Plane der Sees Affekuranzgefells 
fchaft zu Stettin. D. d. den 260ſten Juli 1830. 
ittelſt Allerhoͤchſter Kabinetsorder vom 12ten Mai 1830. haben des Koͤnigs 
Majeſtaͤt nachſtehende zuſaͤtzliche und abaͤndernde Beſtimmungen zu dem unter 
dem 12ten Maͤrz 1825. beſtaͤtigten, und durch die Geſetzſammlung vom Jahre 
1825. No. 7. Seite 41 — 55. bekannt gemachten Plane der See⸗Aſſekuranz⸗ 
Geſellſchaft zu Stettin, nach den Beſchluͤſſen der General⸗ ⸗Verſammlung ber 
Altien- Inhaber vom 26ften März 1829. zu genehmigen geruhet. 

Zu $. 12. des Affefuran; - Plans Die Wahlfähigkeit ber Alin 
Beſitzer zu Direktoren der Gefellfchaft fol fortan nicht auf den eigenthiämlichen 
Beceſitz von zehn Aktien befchränkt feyn, fondern fchon das Eigenthum von fuͤnf 
Abktien wahlfaͤhig machen. 

Zu Zu $. 29. Die von den auswärtigen Agenten der Gefellichaft ausge: 
fertigten Interims-Scheine follen dieſelbe eben fo verpflichten, ald die Police felbft. 

Zu F. 30. Die große Havarie foll jederzeit nach den-in dem Beſtim⸗ 
mungsorte bed Schiffd und nach den dafelbft geltenden Geſetzen aufgemachten 
Dispachen, jebe partikulaire Havarie aber, nach den Beflimmungen ber gan: 
burger Aſſekuranz⸗ und Havarie- Ordnung vom 10ten September 1731., in 
Verbindung mit den Ufancen der. Hamburger Börfe, vergütet werben. 

...3u $ 34. Die Schlußworte: „Die Berficherten können mit angeblichen, 
oder liquiden Schäden nicht Fompenfiren“ fallen als überflüffig weg. 

3u $..35. lit. J. Ceſſionen der Police fonnen nur unter Genehmigung 
der Gefellichaft, oder ihrer Agenten, gültig erfolgen. 

3u $. 35. lit. o. Die Verguͤtigungen der großen Havarie, in Bezug 
auf die Vorfchrift in dem $. 30. des Plans, werben. nur in dem DBetrage ber 
aufgemachten Driginal= Dispache geleiftet. 

Zu $. 36. Die Abänderungen des Affefuranz-Plans nach ben’ Beſchluͤſſen 
der Generalverſammlung bleiben der landesherrlichen Genehmigung unterworfen. 

Berlin, den 26ſten Juli 1830. 


Miniſterium des Innern. Miniſterium der Juſtiz. 
v. Schuckmann. In deſſen Auftrage: v. Kampk. 





(No. 1260.) Schiffahrts⸗Vertrag zwiſchen Sr. Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und Er. Koͤnigl 

| Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg. Vom 26ften Juli 1830. 
eine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und Seine Koͤnigliche Hoheit der 
Großherzog von Oldenburg haben in der Abſicht, durch die Aufhebung alles Unter⸗ 
ſchiedes in der Behandlung der beiderſeitigen Schiffe und deren Ladungen in den 
Häfen des anderen Staates zur Erweiterung und Belebung der Handels-Verbin⸗ 
dungen zwifchen Ihren beiderfeifigen Landen, und zur Erleichterung Ihrer hiebe 

betbeiligten Unterthanen beizutragen, Bevollmaͤchtigte ernannt, naͤmlich: 

Seine 
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Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: 
Allerhoͤchſt⸗ Ihren Geheimen Legations⸗ Kath Ernſt Michaelis; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: | 
Hoͤchſt⸗Ihren Oberfchent, Staats» und Geheimen Kabinets - Rath. 
Wilhelm Ernft Freiherrn von Beaulieu:Marconnay, Groß- 
Freuz des Kaiferlih -Ruffifchen St. Annen-Drbeng und Ritter des Könige . 
lich - Preußifchen rothen Adler- Ordens ter Klaffe, 
von welchen Bevollmächtigten, unter Vorbehalt der Ratififafion, nachftehender 
Vertrag abgeſchloſſen worden iſt. 

Art. 1. Die Preußiſchen, mit Ballaſt oder beladen in den Großherzoglich⸗ 
Oldenburgiſchen Haͤfen ankommenden oder aus ſelbigen auslaufenden, imgleichen 
die Oldenburgiſchen, mit Ballaſt oder beladen in den Koͤniglich⸗Preußiſchen Haͤfen 
ankommenden oder aus ſelbigen auslaufenden Schiffe, ſollen daſelbſt bei ihrem 
Eingange wie bei ihrer Abfahrt, hinſichtlich der jetzt beſtehenden oder kuͤnftig anzu⸗ 
ordnenden Hafen⸗, Tonnen, Feuer⸗, Lootſen- und Bergegelder, wie auch hin⸗ 
ſichtlich aller anderen, jetzt oder kuͤnftig der Staatskaſſe , den Staͤdten oder Privat: 
Anftalten zufließenden Abgaben und Laften irgend einer Art oder Benennung, auf 
demfelben Buße, wie die Nationalfchiffe, behandelt werben. 

Art. 2. Allen Waaren, Gütern und Hanbelögegenftänden, fie feyen 
inländifchen oder audländifchen Urfprungs und Eigenthums, welche jebt oder in 
- Zukunft auf Nationalfchiffen in die Königlich = Preußifchen oder in die Großherzog 
lich » Oldenburgifchen Häfen ein= oder aug felbigen ausgeführt. werben bürfen, foll 
in ganz gleicher Weile auch auf den Schiffen des anderen Staates der Ein= oder 
Ausgang geftatter feyn, ohne mit höheren oder anderen Abgaben irgend einer Art 
belaftet zu werben, als bei der Ein= oder Ausfuhr derfelben Gegenftände auf Natio⸗ 
nalſchiffen zu entrichten find. Auch follen beider Ein- oder Ausfuhr ſolcher Waaren, 
Güter: und Hanbelsgegenftände auf Schiffen bed anderen Staates die nämlichen 
Prämien, Ruͤckzolle, Vortheile und irgend fonſtige Beguͤnſtigungen gewaͤhrt werden, 
welche etwa fuͤr die Ein⸗ oder Ausfuhr auf Nationalſchiffen beſtehen, oder kuͤnftig 
zugeſtanden werden moͤchten. 

Art. 3. Die vorſtehenden Beſtimmungen ſind in ihrem ganzen Umfange 
nicht nur Dann anwendbar, wenn bie beiderſeitigen Schiffe direkt aus ihren National⸗ 
Hafen anfommen, oder nach felbigen zurückkehren, fondern auch dann, wenn fie 
unmittelbar aus den Häfen eines dritten Staates ankommen oderbahin beftimmt find. 

Art. 4. Was in den obigen Artikeln 1 bis 3. zundchft in Betreff der in Die 
beiderfeitigen Seehäfen eingehenden oder aus felbigen auslaufenden Seefchiffe des 
anberen Staates und deren Ladungen fefigefegt ift, foll auch auf den gegenfeitigen 
- Klug: Schiffahrts - Verkehr völlige Anwendung finden. 

Art. 5. Die Preußifchen ſowohl als die Oldenburger Schiffe follen gegen: 
feitig ber Befugniffe und Vorzuͤge, welche ihnen der gegenwärtige Vertrag zufichert, 
nur in fofern genießen, als fie ‚mit ben nach ben Vorſchriften desjenigen Staates. 

(No. 1260 — 1261.) TÜREN 
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deſſen Flagge ſie fuͤhren, zum Beweiſe ihrer Nationalitaͤt ausgefertigten Schiffspaͤſſen 
und Muſterrollen verſehen ſind. Bei den Flußſchiffen genuͤgt in dieſer Beziehung das 
in der Weſer⸗Schiffahrts-⸗Akte vom 10ten September 1823. vereinbarte Manifeſt. 
Art. 6. Die Dauer des gegenwärtigen Vertraged, welcher vom Tage 
der Auswechfelung ber Ratıfifationen ab in Kraft treten wird, ift vorläufig biß zum 
legten Dezember 1840. feftgefegt, und wenn derfelbe nicht zwölf Monate vor dem 
Ablaufe dieſes Zeitraums von der einen oder der andern Seite aufgefündigt werben 
follte, fo wird er ald auf ferner ein Jahr und fofort bis zum Ablaufe eines Jahres 
nach erfolgter Auffündigung verlängert angefehen werden. . 
Art. 7. Der gegenwärtige Bertrag foll unverzüglich zur Iandesherrlichen 
Katififation vorgelegt und follen die Ratififationd Urkunden fpdteftend binnen vier 
Wochen ausgewechfelt werben. | 
Zur Urkunde deffen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten denfelben unter 
Beidruckung ihrer Siegel unterzeichnet. So gefchehen Berlin, den 26ften Juli 1830, 


Ernft Michgelis. Wilhelm Ernft Freih. v. Beaulieus Marconnay, 
(L. S.) . (LS) 


Der vorftehende Vertrag ift von Seiner Majeftät dem Könige am Sten umb 
von Eeiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg am 16ten Auguſt 
d. J. ratifizirt worden. Da | 


(No. 1261.) Allerhoͤchſte Kabinetöorber vom Bten Auguft 1830., über bie bärgerlichen Ver: 
hältniffe der Juden in ben neuen unb wieder erworbenen Provinzen. 


Ar: habe zwar. bei mehreren Veranlaffungen, unter andern im Eingange der durch 
die Gefehfammlung befannt gemachten Verordnung vom 30ften Auguft 1816., Meine 
Willensmeinung darüber ausgefprochen, daß das Edikt vom 11ten März 1812., die 
bürgerlichen Verhältniffe der Juden betreffend, nur in den alten Provinzen, in welchen 
. es nach feiner Erlaffung publizirt worden ift, Gültigkeit haben ſolle. "Da aber deſſen 
ungeachtet nach dem Berichte des Staatsminiſterii vom 31ften Mai d. J. nenerlich 
Zweifel Darüber entftanden find, ob nicht diefed Edift bei Publifation des Allgemei- 
nen Landrechts und der Gerichtd: Ordnung in den neuen und wieder ‚erworbenen 
Provinzen, ald unter den bie gedachten Oefebbücher ergänzenden und erläuternden 
Beftimmungen mit eingeführt worben fen; fo Deftimme Ich hierdurch ausdruͤcklich: 
daß das Edikt vom 11ten März 1812. nur in denjenigen Provinzen, in welchen 
es bei feiner Erlaffung publizirt worden, gelten, in den neuen und wieber erwor: 
benen Provinzen Dagegen, ald mit dem Allgemeinen Zandrecht und der Gerichts⸗ 
Ordnung eingeführt nicht_betrachtet, vielmehr. in letzteren, bis zu weitere 
gefeglicher Beftimmung, ſich in Hinficht der Verhältniffe der Juden lediglich 
nach denjenigen VBorfchriften geachtet werben foll, welche bei der Befisnahme 
dieſer Provinzen, als darin gefeglich beftehend, norgefunden worben find. 
Diefen Meinen Befehl hat das Staatöminifterium durch die Gefekfammlung bekannt 


zu machen. Berlin, den Sten Auguft 1830. .. V 
Friedrich Wilhelm. 


— 1 — — 





An das Staatsminiſterium. 
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Selen ‚Sammlung 
Königligen Biensiiden Staaten. 
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(No. 1262.) Arhöchfte Kabinetgorder upme Iten Auguſt 4830.,: die Ermäßigung ber im 

::Zarife oogn, 2äflen-Zuli, 1828. feftgefehten Cchiffahrtös gabe. auf der 

"ei raße zwiſchen ber- Elbe und Oder für bie ‚unbelabenen*Kähne, und 

i.n inwendun in ie kinern Bafferftraßen im Zegirte ber Hegerung 
" w —28 Ei d. 





ae "eing 
L Die bisher ji um Fieppiner und Templiner ſtanal, nach aͤlteren 
Verordnungen, für die Staatskaſſen erhobenen Abgaben an Waflerzölien, an 
Schleufen:, und. Schleuſen⸗Aufzugs ⸗ an Kabn=, an Mannfphafts« und, Stätte: 
‚Wehen, . "ober. unter welchen andern Benennüngen fie entrichtet. worden, follen 
vwgeſchaffi und nicht mehr erhoben „ dagegen ‚aber kanfüg Schiffahtts⸗Abgaben 
nach dem Tarife vom Anten Juli 1828. Anchtu werden; und’ zwar’ für’ die 
Schiffahrt und Flöffere ’ -::  - 
a) im Ruppiner Kanal, ſo oft die <hterfarten-Chleufe bei Oranienburg, 
b) im Templiner Kanal, fo oft die Kannenberger Schleufe paffirt wird. 
A AIR 1 Die Schleuſen⸗Abgabe, welche auf der obern Havel bei den Strom⸗ 
Schleufen zu Brebereiche und Zehdenick, mäch:den Beſtiinmungen der Verordnung 
‚wegen. Bufbebung der Waſſerbinnenzoͤlle vom AAten Juni 1816., bisher entrichtet 
wurde/ ſoll kuͤnfüg nicht mehr, ſondern am. deren Statt eine Schiffahrts- Abgabe 
nach dem Tarife vom 2aſten Di 4828. and: war ſo oft erhoben werden, als die 
Satn bei Zehdenick paſſtxt wirnd. 
IHl. Folgende für dk Beuntzumg von Siehe und. Sihfere- Anlagen 
Biker heftandene Abgaben: werden ganz erlaſſen "-.. 
A die Abgabe für bie Schiffahrt und-Flöfferek innerhalb Se Bat Kuna, 
a) die. Rhinfluß⸗ und Schleuſengelder, wäche;in, Aut⸗Kuppin, umb 
gabrgaus 1830. — (No. 12621263.) 3) die 


usgegeben gu Berlin ben 41ten Geptember 1830.) 
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3) die Abgaben für die Floſſerei und Schiffabrt im Bapmig- Graben und 
Emſter Sließ, welche in Lehnin, 
4) die Abgaben fuͤr die Floͤſſerei und‘ Schiffahrt im Nauenſchen Graben, 
"welche. bei den Schleufen in Brieſelang und bei Nieder⸗ Nenendorff en 
. richtet werden muͤſſen; 
5) die gleichen Abgaben für. Berufung des Storkower Kanals, 
6) imgleichen der Schleuſe in der Dahme bei Prieros, 
7) die Schleuſen- und Floͤſſerei⸗Gefaͤlle, welche bei Groß⸗ König, und 
8) bei der Schleufe zu Mellen entrichtet werden; 
O) die Schleuſen⸗Gefaͤlle zu Trebbin und Groß⸗Beuthen, wie auch 
10), die gleichen Gefälle von den Floß-Schleuſen zu Wittſtock. 

IV. Die hin und wieder üblichen Bruͤckenaufzugs⸗ = Gelder bleiben vorerſ 
beſtehen. 
u et V. Fur Benutzung der Abladeplaͤtze bei den Kanaͤlen auf längere Zat 
old einen Monaf, kann, nach Verhaͤltniß des benutzten Raumes, eine ange: 
nalen Gebühr durch das Finanzminifterium beſtimmt werden. 

Das —— bat biefe einorbnumgen alsbaw öffentlich bekannt 


Fliedrich Wubbeln 


An den Staatsminiſter von Schuckmann 
| und an das Finanzminiſterium. ann 


Vorſtehende Aterhöchfte Kabinetdorder wird. > erburd mit bem Beinerfer 
zir allgemeinen Keintniß gebracht, daß danach vom Art Dttober d. J. ob 

verfahren werden ſoll. Berlin, den 23flen Auguft 1830... 

Der Finanzminiſter. 
| Maaſſen. J 
— r — — 
(No. 1263.) Alechechſt Kabinetsorder vom 1ten Auguſt 4830., die Grit Der Beamten 
‘bei den Kreis -Juſtiz⸗ Kommiffionen betreffenb, aie 

uf Ihren Baricht vom 15ten v. M. ſetze Ich, mit Aufhebung der Weziellen 
Beſummungen uͤber die Gebühren der Beamten bei ben Kreis⸗Juſtiz⸗Kommiſ⸗ 
fionen, im Reglement für die Juſtizraͤthe in Echlefien vom 15ten Auguft 1750. 
G. 10., und in der Gebühren Tare für Die Landes - = Zuftize Kollegien vom 23ften 
Auguft 1815. Abſchnitt IV. No. 21.:m. und Abſchnitt V. No. S t. n., nach Ihrem 
Antrage feſt: Daß bei den Gebuͤhren-Liquidationen dieſer Beamten lediglich die 
‚Allgemeinen Säge der Gebühren-Tare vom 23ſten Auguſt 4815. zum Grunde 
zu legen, wobel bie Sreid = Juſtzraͤthe befugt ſeyn ſollen, nach denſelben Sägen, 
"bon wie 


— 119 — 


wie die Mitglieder ber Ober-Lanbeögerichte, zu liquibiren, und bei Reifen, wenn 
ihnen das Fuhrwerk nicht von den Partheien geftellt wird, Die Koſten von zwei 
Srtrapoftpferden in Rechnung zu ftellen. X3ch überlaffe Ihnen, dieſe Beſtummung 
durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, ben 1Men Auguſt 1830. 
Z— Friedrich Wilhelm. 
An ben Staatd- und Suftigminifter Grafen von Dandelınan. 





(Do: 1264) Werordnung wegen Einfuͤhrung einer gleichen Wagen - und Schlitten: Spur 
iun der Provinz Poſen. Vom 21flen Auguſt 1830. 


We Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen x. ⁊x. | 
<hun fund und fügen hiermit zu vwoiffen: 

Nachdem Unfere gefreuen Stände ber Provinz Pofen bei ihrer zweiten 
Zuſammenkunft um GErlaffung eines Gefeges wegen Einführung gleicher Wagen⸗ 
und Schlitten-Geleife in bortiger Provinz allerunterthänigft ‘gebeten haben; fo 
verorbnen Wir, auf den Antrag Unſers Staatsminiftertums, Folgendes: 

F. 1. Won der Zeit Der etanntnohung dieſer Verordnung ab, ſollen 
alle neue Achſen an Kutſch-, Poft:, Fracht⸗, Bauer⸗- und allen andern Arten 
von Wagen dergeſtalt angefertigt werben, Daß Die Breite des Wagengeleiſes von 
der Mitte der Felge des einen bis zur Mitte. der Felge des andern Rades vier Fuß 
vier Zoll Preußiſch beträgt. 
| $. 2. Ebenſo follen Peine andere Schlitten verfertigt werden, als deren 
Kappen oder Schleifen, ohne die Kroͤpfung, eine Laͤnge von fuͤnf Fuß ſechs Zoll, 
und die ein zwei Fuß neun Zoll. breites Geleiſe haben. 

$. 3. Den Stellmachern und den fogenannten Schirrmachern auf bem 
Rande, und andern Handwerkern und Arbeitern, welche fich mit Diefer Babrifation 
befchäftigen, wird bei drei Thalern Strafe umterfagt, eine Achfe oder einen 
Schlitten wider die Vorfhriften der $$. 1. und 2. einzurichten J und den Schmieden 
bei gleicher Strafe, ſolche mit Beſchlag zu verſehen. | 

Dei Wiederholung. der Kontraventionen wird die Strafe verboppelt, 

$. 4. Nah ben Ablaufe von fech8 Jahren, nach Bekanntmachung biefer 
Verordnung, foll in Unferer Provinz Pofen, mit Ausnahme der Luxuswagen, 
Fein Wagen oder Schlitten gebraucht werden, dem die um $. 1. und 2. beftimmten 
Gigenfchaften ntangeln. - 

$. 5. Ebenſo foll nach Ablauf von zwölf Jahren, von ber Publikation 
gegenwärtiger Verordnung an gerechnet, Fein Luxuswagen gebraucht werben, 
wenn berfelbe nicht die im $. 1. bezeichnete Eigenfchaft hat. 

(No. 1264.) 6. 6. 
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$.6. Wer ſich nach den im $. 4. und 5. beſtimmten Friſten eines Wagens 
oder Schlittens bedient, der die im F. 1. und 2. baſtimmte Einrichtung nicht bat, 
ſoll durch die Polizei⸗ und Wegebeamten, fo wie durch die Gendarmerie, ange 
halten, zur naͤchſten Ortsgerichtsbarkeit gebracht und in eine Geldſtrafe von einem 
bis fünf Thalern für den erſten, und von zwei bis zehn Thalleen für den zweiten und 
die folgenden Kontranentionsfälle genommen werben. Diefe Strafe, welche in 
die Armenfaffe des Orts fließt, wo die Kontravention entdeckt und beftraft wird, 
trifft den Eigenthuͤmer des Wagens oder Schlittens, foll jedoch von dem Reifenden, 
mit Vorbehalt feined Regreffes an den Eigenthuͤmer, erlegt werben. 

“ Für eine und diefelbe Reife bi zum Beftimmungsorte foll nur einmal Strafe 
ftatt finden, und der Neifende Aber deren Erlegung mit einer Beſcheinigung o ver⸗ 
ſehen werden. 

$. 7. Bon dieſen Vorſchriften And allem angenoinmen: 

a) fämmtliches Militairfuhrwerf, jedoch nicht basjenige, welches Privat: Eigen, 

thum einzelner Militaird iſt; 

' b frembe Reiſende, oder Reifende aus folchen Provinzen. des Preußiſchen Staats, 
‘in welchen. Feine oder eine andere allgemeine Einrichtung der Wagen und 

Schlitten vorgefchrieben iſt. 

HG. 8. Die Poftbehörden follen nach den i im $. 4. und 5. beſtimmten Friſten 
Seinem Reiſenden aus. der Provinz Poſen Poſtpferde vor Wagen und Schlitten 
geben, welche die vorgefchriebene Einrichtung nichk haben. . 

99 Ale diejenigen, welchen die Anlegung und: Unterhaltung ber Wege 

obliegt, find verpflichtet, ſolche, wo es nöthig ift, binnen einem Jahre nach 
Publikation gegenwärtiger Verordnung in foweit zu verbreiten, als es Die Aus- 
führung diefer Worfchriften erfordert. -. Die Behörben follen Aufjicht darüber 
führen, daß dieſer Beftimmung ‚genügt werde, und wenn. bies nach Verlauf eines 
Jahres nicht geſchehen ſeyn ſollte, die Verbreiterung auf Koſten der Verpflichteten 
bewirken laſſen. 
940. Wir befehlen allen Polizei= und Gerichtsbehoͤrden, ſi ch nach dieſer 
Verordnung, welche ſogleich und außerdem dreimal während bes fechsjährigen, fü 
wie noch einmal vor Ablauf des zmwölfjährigen Zeitraums, Durch Die Smtelligen: 
und Amtöblätter befannt gemacht werden foll,. gebührend zu achten. 

Urfundlich unter Linferer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Untetſchrift und beige 
drucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21ſten Auguſt 1830. 


"LS) eiedrih Withelm. 


Sch. v. Altenftein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. Maaſſen. | 
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Geſet— Sammlung 
für die 
Königliden, Preußiſchen Staaten. 
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. (No. 1265.) Vertrag zwifchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen und einer 
Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg, wegen Bereinigung 

des Fürftenthumd Birkenfeld mit den weftlichen Königlich = Preußifchen 
Provinzen zu einem Zollſyſteme. Dom 24ften Zuli 1830. 


| Sin Majeftät der König, von Preußen und Seine Königliche Hoheit ber 
Großherzog von Oldenburg, haben in der Abficht, die. wechfelfeitigen Wortheile 
eined freien Verkehrs, deffen Herftellung den neuerlich zwilchen Preußen und 
anderen deutfchen Staaten abgefchloffenen Verträgen zum Grunde liegt, auf das . 
Verhaͤltniß des Großßerzoglich - DJdenburgifchen Fuͤrſtenthums Birkenfeld zu den 
weftlichen Königlich = Preußifchen Provinzen auszudehnen, Unterhandlungen ein: 
leiten laffen, und hiezu ald Bevollmächtigte ernannt: 
Seine Majeftät der König von Preußen: 
Allerhöchft- Ihren Geheimen Legations⸗ Rath Ernſt Michgelis; 
Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Hoͤchſt-Ihren Oberſchenk, Staats⸗ und Geheimen Kabinets⸗Rath 
Wilhelm Ernſt Freiherrn von Beaulieu-Marconnay, 
Großkreuz des Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen St. Annen⸗Ordens und Ritter 
des Koͤniglich⸗Preußiſchen rothen Adler-DOrdeng dritter Klaſſe, 
von welchen, in Folge jener Unterhandlungen, mit Vorbehalt der Ratifikation, 
nachfiehenber Vertrag abgeſchloſſen worden iſt. 
Artikel 1. . 

Vom Tage der Publifation gegenwärtiger Webereinkunft an, foll ein 
Merein bed Großherzoglich = Didenburgifchen Fuͤrſtenthums Birkenfeld mit den 
weltlichen Preußifchen Provinzen zu einem Zollſyſteme Staft finden, wie folches 
. in den gedachten Preußischen Provinzen durch Das Geſetz vom 26ften Mai 1818., 
deſſen Grundfäge ohne befondere Webereinkunft nicht abgeändert werden follen, 
und durch die feitdem erlaffenen Beftimmungen und Erhebungsrollen feftgefeßt iſt, 
oder kuͤnftig noch durch geſetzliche Deklarationen und Erhebungsrollen weiter 
beſtimmt werden wird. 

Jahrgang 1830. — (No. 1265.) x Art. 2. 


(Ausgegeben zu Berlin ben 22ften September 1830.) 
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Artikel 2. 

Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog machen Sich verbindlich, in 
Anſehung ber Abgaben von der Fabrikation des Branntweind und vom Fran 
Malze, in Uebereinftiimmung mit den deshalb in den weftlichen Preußiſchen 
Provinzen Kirn Gefegen und Einrichtungen ‚ folde Verfügungen ergehen 
zu laffen, als erforderlich find, um auch in Anfehung diefer Erzeugniſſe eine 
völlige Gleichſtellung zwiſchen biefen Provinzen und dem Fürftenthume Birkenfeld, 
in Anfehung des innern Verkehrs und der Berhältniffe zu den öftlichen Provinzen 
der Preußifchen Monarchie, deögleichen zum Auslande, eintreten zu laffen. 

Artikel 3. 

Die Art und Weiſe der Abfaffung und Verkündigung der in Gemäßheit 
obiger Beitimmungen im Fuͤrſtenthume Birkenfeld zu erlaffenden Gefeße, bie mit 
‚denfelben übereinftimmende Einrichtung der Verwaltung, insbefondere die Beflim- 
mung, Einrichtung und amtlichen Befugniffe der erforderlichen Stener-Aemter, 
follen im gegenfeitigen Einvernehmen mit Hülfe der von beiden Seiten. zu Diefen 
Behufe zu ernennenden Kommiſſarien angeordnet werben. 

Artikel 4. 

Die Großberzogliche Regierung wird‘ für bie gehörige Befekung ber in 
dem Fürftenthume Birkenfeld zu errichtenden Steuer-Aemter Sorge tragen. Es 
follen jedoch nur ſolche Perfonen bei dieſen Aemtern angeftellt werden, die ſich 
einer von dem Königlich -Preußifchen Provinzial: Steuer- Direktor zu Coͤln vers 
anlaßten Prüfung unterworfen haben, und mit einem Zeugniffe deſſelben daruͤber 
verfehen find, daß fie diefe Prüfung gehörig beftanden haben. Auf Vorzeigung 
eines folchen Zeugniffes werden fie von der Großherzoglichen Regierung mit 
Anftellungs Patenten verfehen, und im gemeinfchaftlichen Intereſſe beider er Regie 
rungen in Eid und Pflicht genommen werden. 

Artikel 5. 
| Die gebachten Steuer- Beamten fiehen zwar in allen Privats ober bürger: 
lichen Angelegenheiten, ferner bei allen fogenannten gemeinen Verbrechen oder 
Vergeben, imgleichen bei Dienft= Verbrechen und Vergehen ‚, wegen welcher gegen 
ausſchließlich Preußische Beamte derfelben Kathegorie eine förmliche gerichtliche 
Unterfuchung nöthig feyn würde, unter ben Großherzoglichen Gerichten; in al 
- Dienft = Angelegenheiten aber, insbefondere auch in Abficht der Dienft = Disziplin, 
find fie dem Preußifchen Dber-Kontrolleur und denjenigen Preußischen Behörden, 
welche fonft noch die Leitung des Steuer-Dienftes beforgen, kraft Des dieſen hie 
durch von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs ertheilten beſondere⸗ 
Auftrages, unterworfen. 
Artikel 6. 

Der Großherzoglichen Regierung ſteht das Recht zu, in vorkommenden 
Fällen: die von ihr im Fürftenthbume Birkenfeld angeſtellten Steuer Beamten nad 

eigenen 


— 1233 — | 
eigenem Grmeffen des Dienftes zu entſetzen; dieſelbe verfpricht jedoch, auch auf 
Requifi ition des Provinzial- Steuer : Direktors in Coͤln diejenigen Steuer - Beamten, 
welche im ihrer Dienftführung unzuverläffi g oder untauglich befunden werben follten, 
zu entlaffen. ine folche Requift ifion wird jedoch nur umter benfelben Umſtaͤnden 
erfolgen, unter welchen auch ein ausfchließlich der Preußifchen Regierung verpflich- 
‚ teter Steuer : Beamter ‚gleicher Ratbegorie feine Entlaffung erhalten würde. 

Ä Artikel: 7. 

Der Königlihe Provinzial Ereuer- Direktor zu Cöln wird die etwaigen 
Anträge der Großherzoglihen Regierung in Birkenfeld, in Beziehung auf. die 
Dienftführung und Disziplinarifhe Behandlung der in dem Fürftenthume ange: 
ſtellten Stener- Beamten, gehörig beruͤckſi ichtigen, auch bleibt es der gedachten 
Regierung vorbehalten, wenn fie es im gemeinfchaftlichen Intereſſe des Dienſtes 
- für nöthig erachtet, außerordentliche Kaffen-Bifitationen bei dieſen Steuer-Beamten 
vornehmen, von den darüber aufzunehmenden Verhandlungen dem Königlichen 
Provinzial: Steuer - Direktor Abfchrift mittheilen zu laffen, und auf Abftellung ber 
babei enfbeckten Unorbnungen und. Rice in geeigneter Art mitzuwirken. 

Artikel. 8 

Fuͤr die in dem Farſtenthume Birkenfeld zu errichtenden Steuer = Aemter 
wird die Großherzogliche Regierung die erforderlichen Wohnungs = Räume und 
Dienft  Selaffe anf eigene Koften befchaffen und unterhalten, fie auch mit den 
nöthigen Utenfilien und Büreau = Bedfirfniffen verfehen laſſen. Desgleichen wird 
die Beſoldung und Penſionirung der Steuer⸗Beamten im Fuͤrſtenthume, fo wie 
die etwaige Verforgung der Wittwen und Rinder berfelben, von Seiten ber Groß: 
berzoglichen Regierung lediglich auf ihre eigene Koſten erfolgen, wobei jedoch feft- 
gefeßt wird, daß die dortigen Einnehmer und Steuer-Auffeher den Preußifchen 
Eteuer⸗ Beamten derſelben Kathegorie glei befoldet werben ſollen. 

Artikel 9. 

Beide Regierungen werben in den zur Sicherung ihrer landeherrlichen 
Gefaͤlle und Aufrechthaltung der Gewerbe ihrer Unterthanen nothwendigen 
Maaßregeln einander gegenſeitig freundſchaftlich unterſtuͤtzen. Seine Koͤnigliche 
Hoheit der Großherzog wollen in dieſer Hinſicht namentlich geſtatten, daß die 
Koͤniglich⸗ Preußifchen Zoll⸗Beamten im gemeinſchaftlichen Intereſſe, und als 
von Hoͤchſt Ihnen dazu mitbeauftragt im Fuͤrſtenthume Birkenfeld ihre Dienſtver⸗ 
richtungen in eben der Art ausuͤben, wie ihnen dieſes auch im Preußiſchen Gebiete 
innerhalb der Binnenlinie obliegt. Wenn zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes 
begangener Unterſchleife, oder zur Sicherung der Gefaͤlle und Strafen, Viſita⸗ 
tionen und Beſchlagnahmen von den Koͤniglichen Zoll⸗Beamten bei den Groß⸗ 
herzoglichen Orts⸗Behoͤrden in Antrag gebracht werden, ſo ſollen letztere, ſobald 
fie ſich von der Zulaͤſſigkeit, den-Umftänden nach, uͤberzeugt haben, ſolche alsbald 
willig und zweckmaͤßig veranſtalten. In ſofern au nach der Ueberzeugung des 

“80. 1266.) Könige 
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Königlichen Provinzial⸗Steuer⸗Direktors zu Coͤln die Oertlichkeit es unvermeidlich 
machen ſollte, daß die den Vorſchriften der Preußiſchen Zoll⸗Ordnung gemäß, 
gegen bie Grenze des Königlich = Baierfchen Nheinkreifed zu errichtende Binnenlinie 
und der hieburch entftehende Grenzbezirf hin und. wieder auch Das Gebiet des Fuͤrſten⸗ 
thums Birkenfeld berühre, erklaͤrt fich die Großherzogliche Regierung mit Diefer 
Ausdehnung des Grenzbezirks in ihr gedachtes Gebiet hiedurch einverftanden. In 
dieſem Falle werden die Grenzbeamten auch innerhalb des Großherzoglichen Theils 
Des Grenzbezirks nach der Zoll-Ordnung und den allgemeinen gefeglichen Borfchriften 
verfahren, jedoch follen dafelbft zur Erleichterung des Verkehrs, und zur Vermei⸗ 
dung aller Kontrolle zwifchen dem Preußifchen und dem Gebiete des Fuͤrſtenthums 
"Birkenfeld, Legitimationd = Stellen für den Waaren = Transport innerhalb des 
Grenzbezirks errichtet werben. Br 
Artifel 10. 

Die Von ben Großherzoglichen Unterthanen im Fuͤrſtenthume Birkenfelb 
verübten Zoll» oder Steuer Vergehen follen, in fofern gegen die nach vorgängiger 
fummarifcher Unterfuchung erfolgte abminiftrative Entfcheidung des betreffenden 
Königlid- Preußifchen Haupt=Zolle oder Haupt: Steuer: Amtd auf Ffürmliches 
gerichtliches Verfahren provozirt wird, von den Großherzoglichen Gericht8-Xemtern 
zur Unterfuchung und Strafe gezegen werden. Die gegen die Erkenntniſſe dieſer 
Berichte zuläffigen Rechtsmittel werben bei dem Juſtiz-Senate der Regierung n 
Birkenfeld verhandelt und entfchieden werden. j 

. Seine Königliche Hoheit der Großherzog wollen die Anordnung treffen, 
daß in den gerichtlichen Ilnterfuchungen das Intereſſe der gemeinfchaftlichen Vers 
waltung durd) einen befondern Beamten gehörig wahrgenommen werde. Da ed 
für daß beiderfeitige Iintereffe von befonderer Wichtigkeit ift, daß die vorfoınmenden 
Zoll: und Steuer-Vergehen nach übereinftimmenden Grundfäßen beurtheilt und 
beitraft werden, fo ift man für den Fall, daß eine Ungleichförmigfeit in ben 
Erkenntniſſen der in diefer Hinficht fompetenten Königlich Preußifchen und Groß: 
herzoglich-Oldenburgiſchen Gerichte fich ergeben follte, Abereingefommen, fi 
über Maaßregeln zu vereinbaren, wodurch dieſem Hebel abgeholfen und Die Gleiche 
förmigfeit der Erfenntniffe ficher geftellt wird, 

| Artikel 11. 

Die Königlich Preußifche Regierung verſpricht, dasjenige Einkommen an 
Zollgefällen, welches durch die in vorfiehender Art zu bewirkende Wereinigung 
des Fuͤrſtenthums Birfenfeld_ mit den weftlichen Preußifchen Provinzen zu einem 
Zollſyſteme den Preußifchen Kaffen zufließen wird, den Großherzoglich - Olden- 
burgifchen Kaſſen überweifen zu laffen, auch felbigen eine Antheilnahme an bem 

- Gefammtbetrage der von der Fabrikation des Branntweins und vom Braumalx 
in den weftlichen Preußifchen Provinzen und in dem Sürftenthume Birkenfeld auf 
kommenden Abgaben zu gewähren... Zu diefem Ende wird: bie Großherzogliche 
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Regierung an dem Gefammt-Einkommen fowohl von Ein- und Ausgangs-Abgaben 
ald auch von ber Beſteuerung ber vorgebachten inlandifchen Erzeugniffe in ben 
wefklichen Preußifchen Provinzen und in dem Fürftenthume Birkenfeld, nach dem 
Verhältniffe der Seelenzahl des letzteren zu Derjenigen der erfteren, Antheil nehmen. 
Diefer Antheil wird durch: eine befondere Uebereinfunft zwifchen dem Königlich: 

Preußifchen Finanzminifterio und der. Großherzoglichen Regierung feftgeftellt, und 
der Betrag, nach Abzug der Mr Fuͤrſtenthume Birkenfeld aufgefommenen Ein- 
nahmen von ber Befteuerung des Branntweind und des Braumalzes, welche von 
den dortigen Steuerbeamten monatlich an Die Regierung zu Birkenfeld abzuliefern 
find, in Quartal-Raten aus der Königlichen Provinzial: Steuerfaffe zu Chln 
gezahlt werden. Sollte bei zunehmender Kultur ded Weines Ind des Tabads 
im Bürftenthume Birkenfeld es fich. nöthig zeigen, Daß auch auf dieſe Gegenſtaͤnde 
bei der Beſteuerung Rücficht genommen werde, fo wird Die Großherzogliche 
Regierung in Anſehung diefer Erzeugniffe gleiche Anordnungen, wie wegen der 
Beftenerung des Branntweind und des Braumalzed, treffen, und Dagegen nach 
denſelben Grundſaͤtzen an dem in den weſtlichen Preußiſchen Provinzen und in 
dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld aufkommenden Ertrage der Wein⸗ und Tabacs- 

ſteuer Theil nehinen. | 

Artikel 12, 

‚Da die in den Königlich Mreufßifchen Staaten am höchften befteuerten aus: 
laͤndiſchen Waaren, namentlich Kolonialwaaren aller Art, Weine und Ellen⸗ 
waaren, mit feiner Abgabe in dem Fürftenthume Birkenfeld bisher ‚belegt. gewe⸗ 
fen find, und frei aus dem Auslande haben bezogen werden Fünnen, mithin, 
wenn die Preußifche Grenzbewachung gegen das Fuͤrſtenthum wegfaͤllt, den Kd- 
niglichen Kaſſen und gewerbtreibenden Unterthanen ein bedeutender Verluſt aus 
der Einfuͤhrung unverſteuerter Waarenbeſtaͤnde von dort her in die weſtlichen 
Preußiſchen Provinzen erwachſen koͤnnte; ſo verſpricht die Großherzogliche Re⸗ 
gierung, ſobald als moͤglich, und noch vor Aufhebung der Preußiſchen Grenz⸗ 
bewachung, alle Waarenbeſtaͤnde in dem Fuͤrſtenthüme Birkenfeld genau auf⸗ 
zeichnen zu laſſen, und die Beſitzer derſelben entweder zur Zahlung der Steuer, 
oder zur Wiederausfuͤhrung der Waaren nach dem Auslande anzuhalten. 

Ueber die Art und Weiſe der Aufnahme, und wie weit dabei nach Be⸗ 
wandniß der Umſtaͤnde zu gehen ſeyn duͤrfte, imgleichen uͤber die den Waaren⸗ 
Inhabern zu bewilligenden Zahlungsfriſten, wird eine beſondere Vereinbarung 
vorbehalten; der Ertrag der Nachverſteuerung aber der Königlich Preußifchen 
‚und der Großherzoglich⸗ Oldenburgiſchen Regierung zu gleichen Theilen zufallen. 

Artikel 13.. 

Von allen für Seine Königliche Hoheit und Höchft:Dero Hofhaltung 
mit Großberzoglichen Hofwarſchallamts⸗ Atteſten in das Fuͤrſtenthum Birkenfeld 
eingehenden Waaren 1 werden die Gefaͤlle nicht bei dem Eingange erhoben, ſondern 
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- nur notirt, und bei ber nächften Erhebung bes Antheils Seiner Koͤniglichen Oobeit 
an den Sammteinkuͤnften in baarem Gelde angerechnet werden. 
| Artikel 14. 

Alle in. Folge uͤberwieſener Zolls und Stenervergehen in dem Farfienchume 
Birkenfeld angefallenen Geldſtrafen und Konfiskate verbleiben, nach Abzug bes 
Denunziantenantheild, dem Großberzoglichen Fiskus, und bilden keinen Gegen⸗ 
ſtand der gemeinſchaftlichen Einnahmen. 

Die Ausäbung des Begnadigungs⸗ und Strafverwandlungsrechts uͤber die 
wegen verſchuldeter Zoll⸗ und Steuervergehen in dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld ver⸗ 
urtheilten Perſonen, iſt Seiner Koͤniglichen Hoheit dem Großherzoge vorbehalten, 
jedoch kann der Straferlaß nicht uf den Denunziantenantheil ausgedehnt werden. 

rtikel 15. 

Von dem Tage der Publikation gegenwaͤrtiger Uebereinkunft an, fol zwi⸗ 
ſchen den weſtlichen Preußiſchen Provinzen und dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld ein 
voͤllig freier Verkehr, unter folgenden Ausnahmen, ſtatt finden: 

A. Die Einfuhr des Salzes aus dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld in die weſi⸗ 
lichen Preußiſchen Provinzen, und and dieſen in jened, bleibt für jetzt ver 
boten, Jedoch geftattet Die Königlich = Preußische Regierung für die Dauer 
des jeßt zwifchen der Großberzoglichen Regierung zu Birkenfeld und ber 
Salzfaktorei zu St. Wendel beſiehenden Pachtkontrakts den freien Eingang 
der dem Bedarfe des Fürftentbums angemeffenen Salzquantitdten. Nach 
Ablauf des gedachten Kontrafts wird die Großherzogliche Regierung auch 
in Anſehung des Salzverfaufs den Cinrichtungen der Königlich » Preußt 
ſchen Regierung ſich völlig anfchließen, und dagegen an dem Rein = Ertrage 
des Salzdebits in den weftlichen Preußifchen Provinzen unb dem Fürfiens 
thume Birkenfeld m dem Verhältniffe der Bevoͤlkerung des Iegteren-zu ber: 
jenigen der erfteren Theil nehmen, 

B. Das Einbringen der Spielkarten ift in derfelben Weiſe verboten, auch wol 
len Seine Königlishe Hoheit bie Anfertigung von Spieltarten im Fuͤrſten⸗ 
tbume Birkenfeld nicht geftatten. Dagegen wird die Königlich = Preußiiche 
Regierung eine dem Bebürfniffe der‘ Einwohner entfprechende Quantität 
Spielfarten abgabenfrei in das Fuͤrſtenthum eingehen laffen, Deren naͤhere 
Beſtimmung 'nebft der deshalb erforderlichen Kontrolle befonderer Verab⸗ 
redung vorbehalten bleibt. 

C. In den Preußiſchen Städten, wo Mahl⸗ und Schlachtſteuer für Rechnung 
bed Staatd erhoben wird, ift Diefe Abgabe auch von den aus dem Fuͤrſten 
thume Birkenfeld eingebrachten Gegenftänden, wie von ben gleichartigen 
Preußifchen Erzeugniffen, zu entrichten, und umgekehrt wird ein Gleiche 
in den Städten im Fuͤrſtenthume Birkenfeld gelten, wo eine ähnliche Ab 
gabe etwa erhoben werben follte. 
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D. Dergleichen Abgaben, welche von gewiſſen inlaͤndiſchen Erzeugniſſen fuͤr 
Rechnung einer Stadt oder Kommune bei deren Einbringung in ſelbige er⸗ 
hoben werben, unterliegen auch Waaren derfelben Art, welche aus bem 
Fuͤrſtenthume Birkenfeld in eine zu jener Erhebung befugte Preußifche Kom: 

mune, oder umgekehrt, aus den weitlichen Preußifchen Provinzen in eine gleich⸗ 
mäßig befugte Kommune des Önsflentbume Birkenfeld eingeführt werben. 

| Artikel 16 

Die für die Großherzoglichen Unterthanen in dem Fürftentbume Birkenfeld 
mit der Poft anfommenden Waaren follen gleichen Begünftigungen und Bes 
fchranfungen mit denen unterliegen, welche für die Königlichen Unterthanen be: 


ſtimmt find, 
Artikel 17. 


Sogleich nach Publikation des gegenwärtigen Vertrages ſoll von Unter⸗ 
thanen bes Preußiſchen Staats und des Fuͤrſtenthums Birkenfeld, welche in dem 
Gebiete des andern kontrahirenden Theils Handel und Gewerbe treiben, oder 
Arbeit ſuchen, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleichmaͤßig die 
eigenen Unterthanen derſelben Art unterworfen ſind. 

Desgleichen ſollen Fabrikanten und Haͤndler, welche blos zum Auftaufe 
von Natur= oder Kunſt⸗Erzeugniſſen, oder Handlungs-Neiſende, welche nicht 
Waaren felbft, fondern nur Mufter derfelben, bei fich zu führen, und Beftellun- 
‚gen zu fuchen berechtigt find, auch fich ald Inlaͤnder diefe Berechtigung in dem 
einen Staate durch Entrichtung der gefeßlichen Abgaben erworben haben, in dem 
andern Staate deshalb Keine weiteren Abgaben entrichten, vielmehr die etwa ers 
forderlichen Konzeffionen oder Gewerbfcheine unentgeldlich erhalten. 

Endlich follen, außer den in dem vorhergehenden Artikel 15. erwähnten 
Beſchraͤnkungen, die Unterthanen in ben beiderfeitigen Landestheilen ihre Waaren 
“frei von Abgaben auf die Märkte bringen Eönnen, und hierzu eine befondere 
Konzeffion oder Legitimation, oder eines Gewerbſcheines, fuͤr dieſen Theil des 
Handels⸗ und Gewerbe⸗Verkehrs nicht beduͤrfen. 

Artikel 18. 
| In Hinficht des Verkehrs zwifchen dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld und den 
oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen kommen gegenſeitig in allen und jeden Beziehun⸗ 
gen, namentlich in Anſehung der aus dem Fuͤrſtenthume Birkenfeld in die gedach⸗ 
ten Öftlichen Provinzen eingehenden Naturprodukte und Fabrikate, völlig diefelben 
©rundfäge in Anwendung, welche zwifchen biefen und ben weftlichen Preußiſchen 
Provinzen gelten. 

Die völlige Gleichftellung mit den Preußifchen Unterthanen, rädfichtlih . 
Des Merfehrs und Gewerbe- «Betriebes, wird ben Einwohnern bed Fuͤrſtenthums 
Birkenfeld auch gegenfeitig in Beziehung zu allen mit der Preußifchen Monarchie 
Durch Zoll⸗ oder Hanbelöverträge verbundenen deutſchen Bunbeöftanten, | in Gemäß: 
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heit der zwifchen Preußen und diefen Staaten gefchloffenen Zoll und Handels: 
verträge, zu Ötatten kommen. J Be 
0 | Artikel 19. 

Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird vorläufig bis zum Schluffe 
bed Jahres 1833. fefigefegt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe diefed Zeitraumes 
von der einen oder der andern Seite feine Auffündigung, fo foll er als auf fernere 
drei Jahre, und fo fort von drei zu drei Jahren verlängert angefehen werben. 

Diefer Vertrag foll unverzüglich zur Allerhöchften und Höchften Natifikation 
‚vorgelegt, und die Auswechfelung der Ratififations = Urkunden fpäteftens binnen 
vier Wochen bewirkt werben. on 
j Zu Urfund deffen ift Diefer Vertrag von den beiderfeitigen Bevollmächtigten 
unferzeichnet und unterfiegelt worden. 

So gefchehen Berlin, den 24ften Julius 1830. 


nft Michaelid. Wilhelm Ern ib. v. equlieu⸗Marcon 
Er N En h ar Sa ie nay 


Der vorfichende Vertrag Ift von Seiner Majeſtaͤt Dem Könige am 30ften 
Auguft 1830. und von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg 


am 16ten deffelden Monats. ratifizirt worden. 





(No. 1266.) Allerhöchfte Kabinetdorder vom 7ten September 1830., über bad Verfahren 
ber Kredit⸗ Syſteme zur Ausmittelung ded unbekannten Inhabers eines vom 

j 0 Schuldner aufgefündigten Pfandbriefs. L Bu 
I. Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 19ten Juli d. J., genehmige Ich, ba 
für dad Aufgebot eines vom Schuldner gefündigten — deſſen Inhaber 
nicht auszumitteln iſt, das Verfahren des Oſtpreußiſchen Kredit⸗Syſtems, nad) 
den Vorſchriften des Reglements vom 24ſten Dezember 1808., 66. 387 bis 390. 
(Anhang zur Geſetzſammlung S. 443.), auch in den übrigen landſchaftlichen Kredit⸗ 
Syſtemen gefeglid angewendet werde. Statt ber im $. 387. u. 389. angeordneten 
Inſertion in die Königsberger Intelligenz: Blätter, muß bei den uͤbrigen Krebit- 
Syſtemen die Infertion in die Intelligenz » Blätter der Provinz, in welcher das 
bepfandbriefte Gut belegen ift, und die Bekanntmachung der Vorladung ($. 389.) 
an den Börfen der Handeldpläge der betreffenden Provinz, für Pofen an der Boͤrſe 
u Berlin, erfolgen. Unter den im $.388. erwähnten Koſten werden nur bie baaren 
Auslagen für das Aufgebof ($. 389.) verftanden. Die Praflufion und Die Löfchung 
im Lan hafts-Negifter erfolgt durch die Behörde des Kredit -»Syftems von Amts⸗ 
wegen, und. die Koften der Loͤſchung im Hypothekenbuche fallen Dem Pfandbriefs⸗ 
Shufdner zur Laft, Sch überlaffe Ihnen, diefe Beftimmungen durch Die Geſetzſamm⸗ 

lung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. Berlin, den 7ten September 1830. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Etaats-Minifter v. Schudmann und Graf v. Dandelman. 
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Geſetz— Sammlung 


für bie | Ä 
goitatihen Drensifsen. Staaten 
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Wo. 1267.) eher: Kabinetöorber vom ten September 1830., über ben Nachweis 
v. ber vinen bei Bamilienftiftungen und Bamilien- Sibeitommilfen. 


Zu Verhutung Ac̃ticher Streitigkeiten aher Familienſtiftungen und Familien⸗ 
Fideikommiſſe, für welche dad Erforderniß der adlichen Geburt ber Chegattin 
des zum Genuſſe berechtigten Familienmitgliedes durch die Stiftungsurkunde 
vorgeſchrieben iſt, ſetze Sch bierdurch feſt: Daß bes Nachweis ven, vier ablichen 
Ahnen jeberzeit ald ausreichend angenommen werben fol, ſohald bie Stiftungs⸗ 
Urkunde, .. ohne eine beſtimmte Anzahl nachzuweifender Ahnen namhaft zu 
machen, den Ausdruck vollbürtig, oder sitterbürtig, gebraucht bat. 
Ueberall dagegen, wo die Stiftungsurkunde die Anzahl der erforderlichen Ahnen 
vorſchreibt, hat es bei derſelben ſein Verbleiben. Das Staatsminiſterium hat 
dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung zur oͤfentüchen Kemmtuiß zu bringen. 


Berlin, ben Aten Eeptanber 4830. En 
. Beledeich Wilhelm. 


An das Stsatsminifterium, | 
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(No. 1268.) Allerhöchfte Kabinetdorber vom 30ften Oktober 1830., wegen der Erhebungsrolle - 


der Eingangd=, Ausgangs⸗ und Durchgangds Abgaben für bad Jahr 1831. 


’ 


I. den Antrag ded Staats: Mimiſteriums vom 16ten d. M. beſtimme Ich, 
daß die unterm 30ſten Oktober 1827. bekannt gemachte Erhebungsrolle der 
Eingangs⸗, Ausgangs = und Durchgangs-Abgaben für das Jahr 1831. 
unter folgenden Mobififationen zur Anwendung kommen ſoll. Nach Meinen 
ſchon ertheilten Beſtimmungen ſoll: 


9) 


Von allen Roheiſen-Arten ohne Unterſchied, einfchließlich. des alten 


Brucheiſens, ber Eifenfeile und des Hammerfchlags, welche, nach ber 


zweiten Abtheilung No. 6. lit. a. und b. und nach der dazu gehörigen 
Anmerfung, beim Ausgange theild mit 15 Sgr. und 7% Sgr. vom 


5 Zentner befteuert, theils frei find, ift fowohl in den Öftlichen als welt: 


2) 


= 


4) 


lichen Provinzen überall beim Ausgange ‚ eine Abgabe von Sieben 
Silbergroſchen Sechs Pfennigen fuͤr den Zentner zu entrichten. 


Von Stabeiſen und Robſtabl. Abtheilung 2. No. 6. lit. c., von ber 


ruſſiſchen Grenze bis zur Weichſelmuͤndung einſchließlich ſeewaͤrts ein⸗ 


gehend, iſt nur die allgemeine Eingangs⸗Abgabe zu entrichten. 


Von Wein und Moſt iſt beim Eingange in die weſtlichen Provinzen der 


Steuerſatz von Acht Thalern fuͤr den Zentner, welcher in den oͤſtlichen 
Provinzen gilt, zu erlegen, dagegen von Wein, der aus ben weſtlichen 
in bie Öftlichen Provinzen. verfendet wirb, die Steuer, in Folge der 


Beſtimmung des Gefeged vom 2öften Mai 1818. 6. 21., gänzlich 
aufgehoben. Es treten bie Säge der Erhebungsrolle Abtheilung 2. 
No. 25. lit. £ No. 2, und 3. daher außer Kraft. 


Das in der vierten Abtheilung No. 3. angeordnete Wange = und Krahn⸗ 
Geld von Bier Silbergrofchen für den Zentner, von ben auf Der Elbe 
über Wittenberge eingehenden, auf der Havel für das Inland ver 
fhifften Waaren, ift aufgehoben, 

| u 5) Zu 
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5) Zu $. 2. lie. c. der Allgemeinen Beſtimmungen (Fuͤnfte Abtheilung der | 


6) 


Heberolle vom 30ſten Oktober 1827.) foll in den Fällen, wo eine 
von der gewöhnlichen abweichende Verpadungsart eingehender Waaren 
und eine erhebliche Entfernung von den in der Heberolle angenommenen 
Tharafagen ' bemerkbar wird, nicht nur den Gteuerpflichtigen, fondern 
auch der Steuerverwaltung das Recht zuftehen, die Netto: Verwiegung 
und demgemäße Entrichtung der Steuer eintreten zu laſſen. 


Zum $. 8. der Allgemeinen Beftimmungen, foll in allen den Zallen, 


-.wo die Entrichtung eined beftimmten Theild der Abgaben in Gold vor: 


gefchrieben ift, dem ‚Zahlungspflichtigen Die Wahl bleiben, dieſen Antheil 
entweder in den obengebachten Münzforten, in Preußifchen Goldmünzen 
und in Dufaten, oder in Silber - Kurant mit einem Aufgelde von 
= Thalern auf jede Fünf Thaler Gold zu entrichten. 
Der Finanz: Minifter hat hiernach das Erforderliche auszufuͤhren. 
Berlin, den 30ften Oftober 1830. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 





Geſetz, Sammlung 


für Die 
Königlihben Preußiſchen Staat: 
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(No. 1269.) Negulativ über die Organifation eined Kuratorüi zur Verwaltung ber Ungelegen- 
heiten des Charite = Kranktenhaufed in Berlin, und über deffen Wirkfamtint 
zur Berbefferung des Krankenhaus = Wejend in ber Monarchie, 
zten September 1830. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen x. ı. 


- haben zur zwechmäßigern Leitung der Charite Angelegenheiten und zur DBerbef- 
ferung der Kranken Anftalten überhaupt, die Errichtung einer befondern Behörde 
für nöthig erachtet, und verorbnen bean Folgendes. 


rm 


Die neue Behörde foll unter ber Benennung: Benennung 
Königliches Kuratorium für die Krankenhaus⸗ „Angelegenheiten , unr —— 
unmittelbar dem Miniſterio der Geiſtlichen, Unterrichts: und Medzzinal:⸗Angelegen⸗ o 
beiten untergeordnet und dem Charitd- Krantenhaufe zu Berlin mit feinen Neben- 
Inſtituten unmittelbar vorgefeßt feyn. 
$. 


Das Kuratorium hat eine Doppelte Beſtimmung: Zweite 
41) Die Oberaufficht und Leitung der Angelegenheiten des Charitẽ-Kranken⸗ des Kuratorit. 
baufes zu Berlin in adfniniftrafiver Hinficht zu führen, und 
2) eine bequtachtende und rathgebende Behörde in allen Angelegenheiten des 
Kranfen= und Hospital: MWefens der ganzen Monarchie zu bilden. 
3. 


Als adminiftrativer Behörbe liegt den Kuratorio ob, nicht bloß die fruͤher Pflicht⸗ 
der vormaligen Regierung, jebt dem Polizei: Prajidio in Berlin, übertragene ne * 
oͤkonomiſche und mediziniſch⸗polizeiliche Verwaltungs⸗Aufſicht uͤber die Charit? und gdminifra- 
die Neben » Inftitute derfelben, die außerhalb des Chariti- Gebäudes eingerichtet tiver Behoͤrde. 
find und verwaltet werden, oder aus den Fonds der Charite, und abhängig von 
deren Verwaltung künftig noch einzurichten find, als Heil: Anftalten zu über- 
nehmen und fortan zu führen, fondern auch diefelbe auf die in der Charite und 
in beren vorbezeichneten Neben =» Inftituten befindlichen oder noch einzurichtenben 
praftifchen Bildungs⸗ und Prüfungs-Anftalten in ber Art auszubehnen, dov 
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Anftellung 
der Beamten. 


Aufnahme 
der Kranken. 
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die Charite dieſem gemeinfamen Zwecke mehr als bisher entipreche. Sämmtliche 
Beamten, die bei dem Charite: Kranfenhaufe und den darin befindlichen praftifchen 
Bildungs- und Prüfungs-Anftalten, fo wie bei den vorbezeichneten Neben⸗ 
Inſtituten deffelben in Amtsrhätigkeit ftehen, find verpflichtet, den Anweiſungen 
des Kuratorii in Eachen feined Reffortd Folge zu leiften. 

. 4. 


Dem zufolge Abernimmt dad Kuratorium von dem Polizei-Praͤſidio zu 
Berlin alle die Charite betreffenden Etats⸗, Rechnungs:, Kontrafts=, Ylnfiels 
lungs= und Disziplinar-Sachen, verwaltet das Kapital-Bermögen, forgt für eine 
zwectmäßige Benußung der der Charite angehörigen liegenden Gründe durch 
Ydminiftration oder Verpachtung, laßt die Kurfoften auslegen, und diefe, fo wie 
die fonftigen Einkuͤnfte beitreiben ꝛe., wobei die betreffenden Negierungen huͤlf⸗ 
reiche Hand zu bieten haben. Imgleichen wird dad Kuraforium mit der Bes 
rathung über die baulichen Angelegenheiten der Charite- und Neben- Gebäude 
befchaftigt. 

Das Kuratorium fteht in Anfehung diefer Funktionen unter der Leitung 
und Kontrolle des Miniiterii der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal- 
Angelegenheiten, unb bat nach den deshalb vorliegenden Normen in Den geeigne- 
ten Fällen deffen Genehmigung einzuholen. 


. 

Bon dem Kuratorio veffortirt ferner bie Anſtellung der etatsmaͤßigen 
Beamten der Charite und ihrer im $. 3. bezeichneten Iteben = nftitute, wobei e8 
jedoch über die befinitive Unftellung Des Direftord der Charite, ber dirigivenden 
Merzte und Elimifchen Lehrer, fo wie des Ober-Inſpektors der Anftalt an das 
Minifterrum der Geiftlihen, Unterrichts- und Medizinal » Angelegenheiten zu 
berichten, und Letzteres wieder hinfichtlich der Ernennung Des Direktors, Lnfere 
Genehmigung nachzufuchen bat. Ä 

Die Dienft = Inflruftion fowohl für das arztlihe als dfonomifche 
Dber= und Unter-Perfonal find Durch das Kuratorium auszuarbeiten, und von 
dem Minifter der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal = Angelegenheiten zu 
genehmigen. 

$. 6. 

Desgleichen verfügt d. . Kuratorium über die Aufnahme von Kranken in 
bie Charite und die ihr beigefellten Heil-Inſtitute auf eben: Die Art, wie folches 
bisher von dem Polizei- Prafidio gefchehen iſt, und hat hierbei nur noch zu beruͤck⸗ 
fichtigen, daß die Charite nicht bloß eine Heil-Anftalt für hülfsbebärftige Kranke 
feyn, fondern auch dem Zwede als praktiſches Bildungs Fnftitut vollkommen 
entfprechen fol. Unheilbare Kranke dürfen gar nicht, und ausnahmsweiſe nur 
dann in der Charite vorläufige Aufnahme finden, wenn entweder ihr Zuftand 
gefährlich ift, und fie anderweit nicht fogleich untergebracht werben können, ober 
wenn bie nicht zu bebende Krankheit wenigſtens auf längere Zeit zu mildern, ober 


felbige 
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felbige für ben Unterricht lehrreich iſt. Ein befondered Reglement für Die Kranken 
ift von Zeit zu Zeit, wie folches die jebesmaligen Berhältniffe erheifchen, durch das 
Kuratorium zu entwerfen und bem Minifter der Geiftlichen, Unterrichts - und 
Medizinal- Angelegenheiten zur Genehmigung vorzulegen. 


$. 7. 

Die ımentgeldlihe Aufnahme und Verpflegung bat das Kuratorium bid Entrichtung 
auf Weiteres den armen Kranken, die den Etädten Berlin und Potsdam ans dr Rurfoften., 
gehören, nach den bisherigen Beftimmungen zu gewähren, wobei daffelbe auf 
Unfere Order vom 3ten Mai 1819. verwiefen wird; auch ift das Kuratorium 
ermächtigt, in einzelnen Fällen die Koften für andere Kranke entweder gleich bei 
der Aufnahme zu erlaffen, ober fpäterhin nicderzufchlagen. Bei allen zur Zah⸗ 
lung ber Koften verpflichteten Kranken hat das Kuratorium den Betrag nach 
ben von demſelben feftzuftellenden Gaben entweder von den Franken felbft, oder 
von deren Dazu verpflichteten Verwandten, Dienftherrfchaften, Gewerfen, Kom⸗ 
munen ꝛc. einzuziehen, oder in gecigneten Fällen durch die Charite-Adminiftration 
felbft einziehen zu laffen, wobei nur noch bemerft wird, daß zur Vermeidung 
aller Weitläuftigkeiten die ftadtifchen Behörden oder fonftigen Kommunen für 
Die Kur und Verpflegungskoften eines jeden ihnen angehdrigen, in die Charite 
aufgenommenen und dafelbft verpflegten Kranken vorzüglich haften, und demnach 
auch auf Erfordern des Kuratorii die Zahlung für bdenfelben. ohne bie 
Behörde erft auf den Zahlungspflichtigen felbft zu verweifen, nach den niedrigften 
Zahlungs-Saͤtzen zu leiſten haben, wobei es ihnen immerhin unbenommen bleibt, 
fich durch den Zahlungspflichtigen felbft, in wie fern er zahlungsfähig ift, wieder 
entfchäbigen zu laffen. 

| 6. 8. 


Naͤchſt der Kranken-Heilpflege fol das Kuratorium in abminiftrafiver Firderung 
Hinſicht ($. 3.) auch dahin wirken, daß das Emporkommen der unter Der Admi⸗ der praftifchen 
niftration ber Charite befindlichen praftifchen heilwiſſenſchaftlichen Inſtitute, ohne Palmen 
Beeinträchtigung ber Krankenpflege, nach Möglichfeit gefördert werde, Inſiiture. 

Daſſelbe hat demnach: 

a) die Gerechtſame der zu ihrer Ausbildung in dem Lazareth- und Hospital⸗ 
Weſen als Affıflenz Aerzte und Sub-Chirurgen in der Charite fungirenden, 
und während biefer Dienftzeit unter der Disziplin des Kuratorii und des 
Direftord der Charitẽ ſtehenden Militair⸗Aerzte, Chirurgen und Eleven, 
nach den von Uns genehmigten Grundſaͤtzen des zwiſchen dem Miniſterio 
der Medizinal⸗Angelegenheiten und dem bes ‚Krieges verhandelten Protokolls 
vom 7ten Mai 1829., wahrzunehmen, und darauf zu achten, daß bie 
Abficht ihrer Anmefenheit in der Charite, fowohl hinfichtlich ihrer Zeiftungen 
für den Krankendienft, ald auch ihrer eigenen praftifchen Ausbildung im 
Hospitalweſen, ficher erreicht werbe; 
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in Bezug auf die zur Charite gehörigen Elinifchen Inflitute Sorge. zu tragen, 
daß diefelben, in wiefern ed nur immer ber hierzu bisponible Raum und 


ſonſtige Verhältniffe geftatten, zweckmaͤßig und anftänbig eingerichtet, auch 


ſtets mit den für den Unterricht geeigneten Kranken verfehen werben, und 
daß Die Dabei angeftellten Lehrer und Affiftenten fich in Hinficht der Dienft- 
leiftung bei der Krankenpflege nach den beftehenden Hausgeſetzen richten, 
und Erftere den biesfallfigen Anordnungen ded RKuratorü, Letztere aber 
den unmittelbaren Weifungen des Direktors ber Charitẽ nachkommen; 

in gleicher Art hinfichtlich der Elinifchen medizinifch= chirurgischen Prüfungen 
und der Dabei fungirenden Kommiſſarien zu verfahren. 


. 


Hinfichtlich feiner zweiten Beflimmung ($. 2.) ift Dad Kuratorium 
verpflichtet, über jede Kranfen= und HoB8pital - Angelegenheit im ganzen 
Staate, auf Erfordern einer öffentlichen dabei betheiligten Behörde, fein 
fachverftändiges Gutachten zu erftatten. Es hat in dieſer Eigenfchaft einer 
begutachtenden und Rath gebenden Behörde mit den übrigen wiffenfchaft- 
lichen Deputationen eine gleiche Derpflichfung und Stellung. 8 foll durch 
feine auf Wiffenfchaft und Erfahrung im Kranfen- und Hospitalweſen 
begründeten Gutachten, Vorfchläge und Anträge, einen beffern Zufland 
diefer Angelegenheit im Staate herbeizuführen fich beftreben. Das Militair- 
Zazarethwefen bleibt jedoch von dieſem Kinfluffe des Kuratorii unberährt, 
und nur dem Kriege: Minifter ift vorbehalten, daffelbe, wo er ed noͤthig 
findet, um feine Meinung zu befragen. Demnächft hat bas Kuratorium 
in Bezug auf feine wiffenfchaftlichen Verrichtungen 
eine Spital Pharmafopoe, vorläufig zum Behufe für die Charit? allem, 
jedoch mit Rüdficht auf ihre Anwendbarkeit in allen Lazarethen, Spitälern 
und Armen-Anftalten, ausznarbeiten und zur Genehmigung und Einfuͤh⸗ 
rung vorzulegen; 


c) die Herausgabe von Annalen bes Charit?: Krankenhaufes, in wiefern ſolche 


für ärztliche Kunft und Wiffenfchaft ein Intereſſe haben, und zur Foͤr⸗ 
derung der Kranfenpflege und des Hospital-Weſens uͤberhaupt dienen 
Fönnen, zu veranlaffen und zu fordern. 

$. 10. 
Zur Vollziehung der dem Kuratorio übertragenen Gefchäfte ſoll Daffelbe 


bes Kuratorli. aus einem Prafibenten, welcher fletd eine mit der abminiftrativen Geſchaͤfts⸗ 


leitung vollftändig vertraute Medizinal-Perfon feyn muß, und aus Räthen und 
Mitgliedern folcher hiefigen Behörden beftehen, die an dem Kranken⸗ und Hospital- 
Weſen uͤberhaupt, oder an der Verwaltung ber Charite indbefonbere, ein amt: 
liches Intereſſe haben. 


Es follen demnach ald Mitglieder des Kuratorit. eintreten 


a) ein Rath des Miniiterii des Innern; 


b) em 
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b) ein Kath aus dem Minifterio bes Unterrichts; 
c) ein Mitglied aus dem Medizinal» Stabe ber Armee; 
d) ein Rath aus dem Polizei- Prafidio, 
Ihnen wird 
e) ein Suftitiarius und 
f) ein Kaffen= und Rechnungs-Rath beigegeben. 

Diefe Mitglieder zufammen bilden mit ihrem Prafidenten das Kuratorium 
als admintfirative Behörde. In wiffenfchaftlichen und zu begutachtenden Angeles 
genheiten ($. 9.) treten zu Diefem Perfonale noch diejenigen Beamten der Charit?, 
fo wie die in derfelben angeftellten dirigirenden Aerzte und Hinifchen Lehrer hinzu, 
welche der Prafident jedesmal zu berufen und zuzuziehen erforderlich findet. 
Für Die Bau Angelegenheiten wird ein Baubeamter zugezogen, den der Präfibent 
zur Theilnahme an den Berathungen in jedem eintretenden Falle einladet. Es 
bleibt dem Praͤſidenten überlaffen, biefe Mitglieder einzeln ober insgeſammt zu 
den Berathungen zu ziehen, auch in befondern Fällen, wo der Beirath noch 
anderer, zur Charite nicht gehöriger Techniker erforderlich erfcheint, benfelben 
einzuholen, und felbft durch gehörig motivirte Anträge das Perfonal ber tech» 
nifchen Mitglieder des Kuratorüi zu vervollftändigen. 

§. 11. 

Der Prafident bearbeitet ausfchließlih Alles, was fich auf Anftellung Dbliegens 
und Gefchäftsführung der Mitglieder und Subaltern- Beamten des Kuratorü en nn 
bezieht. Er vertheilt die Gefchäfte, leitet den Vortrag und unterzieht fich uͤber⸗ Praſidente 
haupt allen den Arbeiten, welche nach $$. 39 — 41. der Inſtruktion für die 
Regierungen vom 23ſten DOftober 1817. dem Prafidio, den Prafidenten und 
Direktoren der Regierungen übertragen find, wobei ihm als Sachverftändigem 
insbefondere obliegt, den Direktor der Charitẽ in feiner Gejchaftsführung zu 
Eontrolliren. Obgleich dem Praͤſidenten die alleinige perfönliche Verantwortlich 
keit aller Verfügungen und Anordnungen des Kuratorii auferlegt wird, und ihm 
daher auch überall Die Entfcheibung zufteht, fo ift er Dennoch verpflichtet, in allen 
Angelegenheiten, welche das Intereſſe der Kommunen, des Unterrichtd oder jenes 
ber militairärztlichen Individuen betrifft, fich indbefondere mit ben Räthen der 
beiden Minifterien und dem militairärztlichen Mitgliede aus dem Medizinal-Stabe 
der Arınee zu berathen und auf ihr Votum in allen das Reſſort derſelben betref- 
fenden ©egenftänden vorzugsweiſe an zu nehmen. 


Die Rathe und Mitglieder bes. Ruratori müffen ſich der Dearbeitung Obliegen- 
ber ihnen vom Praͤſidenten übertragenen Gefchäfte unterziehen. —5 — N 
Die Bertheilung bleibt im Allgemeinen zwar bem pflihtinaßigen Ermeſſen mitglieder. 
bed Prafidenten überlaffen, Doch hat derſelbe möglichft einem jeden Mitgliede 
einen befondern Geſchaͤftszweig anzuvertrauen, und nur bei beffen Behinderung 
oder aus fonft erheblich fcheinenden Gründen eine Abweichung eintreten zu laUu=- er 
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Der Rath aus dem Miniſterio des Innern Hat vorzugsweiſe Die Gerecht⸗ 
fame des Refforts feines Minifterii wahrzunehmen, und bei der Einziehung ber 
Kurz und Verpflegungs-Koften die Rechte und Pflichten der Charitẽ, fo wie jene 
ber Kommunen zu beachten, fich auch den Damit verbundenen Arbeiten fo lange 
zu unterziehen, bis die Einleitung eines Prozeſſes für nöthig erachtet wird, wo 
dann die fernere Bearbeitung und Die Inſtruktion des Mandatarü Fisci auf ben 
Justitiarium Curatorii übergeht. 

Der Rath aus dem Minifterio des Unterrichts hat vorzugsweife ‘Die, die 
Plinifchen Bildungs = und Prüfungs-Anftalten betreffenden Gegenftände, fo wie 
bie Perfonal-Angelegenheiten der Lehrer, Prüfungs- Rommiffarien und Affiftenten 
zu bearbeiten, deren Gerechtfame wahrzunehmen und bie Leiftungen derſelben zu 
kontrolliren. 

Das Mitglied aus dem Medizinal-Stabe der Armee iſt beſonders für 
die Perfonal= und Disziplinar- Gegenftände der in der Charit? als Affiftenz-Aerzte 
und Sub-Chirurgen fungirenden Militair-Merzte, Chirurgen und Eleven beftimmt, 
und ihm daher vorzugsweife Die Bearbeitung der dahin gehörenden Geſchaͤfte, nad 
den Grundfäßen Des Protofolld vom 7ten Mai 1829., fo wie Die Aufficht über 
die Konduite der Militair- Aerzte, zu Übertragen. 

Naͤchſtdem uͤbernimmt daffelbe als Medizinal= Perfon bei Abwefenheit oder 
Krankheit des Prafidenten, in wiefern nicht berfelbe ausdrädlich ein andered 
‚Mitglied zu beftimmen für-gut finden follte, jedesmal die Prafidial- Gefchäfte, 
mit Ausnahme des Worfißes, der in Behinderungsfällen des Prafidenten dem 
Helteften der beiden Raͤthe aus dem Minifterio der Geiftlichen, Unterrichtd= und 
Medizinal- Angelegenheiten und dem Minifterio des Innern zuftehet. 

Der Rath aus den Polizei-Präfidio hat vorzugsweife die Verfügungen 
wegen Aufnahme und Entlaffung der Kranken anzugeben, die dfonomifchen und 
polizeilichen Angelegenheiten der Charit? zu bearbeiten, und den Ober⸗Inſpektor 
derfelben in feiner Gefchäftsführung zu Eontrolliren, auch die Verfügungen hin 
fichtlich der Verwaltung des Kapital- Vermögens zu erlaffen. 

Dem Juſtitiario liegen Diejenigen Gefchäfte ob, welchen die Juſtitiarien 
ber Regierungen fich nach dem $. 44. der Inftruktion vom 23ften Oktober 1817. 
zu unterziehen haben. . 

Dem Kaffen-Rathe liegt die Revifion und Beauffichtigung ber Kaffe, fo 
wie Die Kontrolle der Kaffenbeamten der Charite ob; er bearbeitet Die Etats⸗ und 

-  Rechnungsfachen, hat die Mitzeichnung Der Kaffen- Orbers, und ift einer der drei 
von dem Präfidenten zu ernennenden Kuratoren des Depofitorii, weswegen er 
auch einen Echlüffel deffelben führt. 

$. 13. 
ee ‚Die Stelle des Präfidenten wird jedesmal von Uns Selbft beſetzt, und ber 
Präfidenten, Miniſter der Geiftlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal- Angelegenheiten bat Uns 
darüber feine Borfchläge einzureichen. 
Fr 
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Wir haben bereits Durch Unſere Order vom 24ften November 1829. den 
Geheimen Ober-Medizinalrath Dr. Ruft zum Prafidenten des Kuratorii ernannt, 
da Wir feine vorzügliche Qualififation zu Diefer wichtigen Stelle vollkommen 
anerkannt haben. 
Wir ertbeilen ihm demnach auch alle mit dieſer Stellung und mit dem 
Vorſitze verbundenen Rechte, in welche er ſofort einzutreten hat. 
14. 


NY 
Die Näthe, welche aus den Minifterien des Innern und des Unterricht Beſchung 


als Mitglieder bei dem Kuratorio eintreten follen, werben burch bie beiden.) Sarnen 
betreffenden Minifter, welche deshalb mit einander zu Fommuniziren haben, . und Mit- 


be 


beftimmt. Das Mitglied aus dem Medizinal-Stabe der Armee ernennt Der glieder, 


erfte General: Stab8-Arzt und Chef des Militair-Medizinal-Weſens. 
Dei der Wahl diefer Mitglieder muß ed fowohl den Minifterien als dem 
erften General: Stab8-Arzte vorbehalten bleiben, unter Erwägung ber eintre- 


tenden Umſtaͤnde, den Prafidenten über feine Vorfchlage und Wünfche bei dieſen 


Ernennungen zu hören, und felbige zu berücfichtigen. 

Unter gleicher Beruͤckſichtigung beftimmen die Minifter der Mebizinal-An- 
gelegenheiten und der Polizei gemeinfchaftlic) den Rath, welcher von dem Polizei: 
Prafidio in Das Kuratorium mit übertseten foll. 

® Den Juflitiartus und den Kaſſen-Rath ernennt auf den Vorſchlag des 
Prafidenten ber Minifter für die Geiftlichen, Unterrichtd= und Medizinal= Ange: 
legenheiten, imgleichen den Baubeamten die Minifterial- Bau: Kommiffion auf 
den Vorfchlag des Kuratorii. 
S. 15. 

Befoldungen beziehen weder der Präfident noch irgend ein Mitglied bes 
Kuratorii; es wird aber dem Prafidenten überlaffen, für die am meiften beſchaͤf⸗ 
tigten und ſich auszeichnenden Mitglieder jaͤhrlich Remunerationen, in wie weit 
ed die Fonds der Charitẽ oder der Medizinal- Verwaltung überhaupt geſtatten, 
in Antrag zu bringen. 

Nur für den Juſtitiarius und Kaffen=Rath koͤnnen, wenn fie nicht ſchon 


beſoldete Mitglieder einer andern Behoͤrde ſind, beſondere Gehalter oder wenig⸗ 


ſtens fire Remunerationen in Antrag gebracht werden. 
Dies ift auch der Ball hinfichtlih des Yauverftändigen und der zu Fuͤh⸗ 
rung des ganzen Gefchäftes erforderlichen Subaltern- Beamten. 
$. 16. 
Mir beauftragen Unfern Minifter der Geiftlichen, Unterrichts = unb 
Medizinal- Angelegenheiten, gegenwartiges Regulatig denmächft.gur Ausführung 
zu bringen. Gegeben Berlin, den 7ten September 1830. 


Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Altenſtein. 
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(Ne. 1270.) Publifanbum bed dem Kupferfiecher Delkes kamp in Zürich ert 
Privilegli. Vom 2öffen Oktober 1830. - ° 


Masten Seine Majeſtaͤt der König von Preußen ıc., Unfer Allergndt 
Herr, mittelft Allerhöchfter Kabinetsorder vom 30ften September d. 3. zu g 
migen geruhet haben, baß dem Kupferftecher Delkes kamp in Zürich, fü 
von ihm herauszugebende malerifche Relief der Schweiz, das nachgefuchte $ 
legium, welches fich aber auf die vor deſſen Bekanntmachung bereits erfchi 
und vielleicht ſchon nachgedruckte erfte Sektion nicht beziehen kann, ertheilt v 
und die unterzeichneten Minifterien hierauf, in Gemaͤßheit biefes Allerhoͤ 
Befehls, das gebetene Privilegium haben ausfertigen laſſen; fo wird fı 
hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß und Nachachtung bekannt gemacht. 
Berlin, den 25ſten Oktober 1830. 


Koͤniglich-Preußiſches Minifterium 


der Geiftlichen, Unterrichts⸗ und a 
Medisinat-Angefegenpeiten. des Innern und ber Po 


Ich. p. Altenftein. Sch. v. Brenn. 





Privilesium 
für den Kupferſtecher Delkeskamp in Zürich. 


IR 

In Gemäßheit der unterm 30ften v. M. erlaffenen Allerhöchften Kabinett 
wird bem Kupferſtecher D elfestamp in Zürich das nachgefuchte Privilegiu 
das von ihm herauszugebende malerifche Relief der Schweiz bergeftalt ertheilt 
ſolches innerhalb ſaͤmmtlicher Preußifchen Staaten, weber nachgeflochen noch 
gebruckt, noch auch irgend ein Nachflich oder Nachdruck Davon verfauft werde 
bei Vermeidung ber Durch das Allgemeine Landrecht feftgefegten Folgen des r 
rechtlichen Nachdruckes. Es verſteht fich jedoch von felbft, daß dieſes Privilı 
auf bie vor beffen Bekanntmachung bereits erfchienene und vielleicht ſchon 
gedruckte erfte Sektion fich nicht beziehen kann. 

Berlin, ben 2öften Oftober 1830. 


' (L. S.) J 
Koͤniglich⸗Preußiſches Miniſterium 


der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medisinat-Angefegenheiten. des Innern und Der Po 


u Sch. v. Altenftein. Sch. v. Brenn. 
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GSeſetz— Sammlung 


fuͤr die 
Königligen Preußiſchen Staaten. 
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Tarif, 


nach welchem das Damm; und Bruͤcken⸗Geld, das Baum⸗ und Pfahl⸗Geld, das 
Brüdenaufjugss und das Bollwerfs- Geld in Demmin zu eiheben ft. | 
(Vom 13ten Oktober 1830.) 


A. An Damm: und Brüdengeld 
wird entrichtet: 
I. on Ertrapoften, Kutfchen, Kaleſchen, "Kabriolets und allem Fuhrwerke 
- Ceinfchließlich der Schlitten) zum Sortfchaffen von Perfonen, beladen oder 
unbeladen, für jedes Zugthier ............................. 6 Pfennige. 
I. Vom Laftfuhrwerte:: 
a) vom beladenen, einfchließlich der Schlitten, für jedes . 


Zugthier ................................ 6 = 
b) som unbeladenen, für jedes Zugthier ................. 2 
IM. Bon ledigen Pferden und Draulthieren, mit oder ohne Ser. 
und Loft ae a 2 = 
IV. Von Ochfen, Kühen und Efeln, vom Stuͤck ............... 4 ⸗ 


V. Bon Kälbern, Rindern, Füllen, Siegen, Schaafen, eäinmern, 
Schweinen ꝛc. wird, wenn Deren weniger. ald 5 find, nichts 
entrichtet; von 5 Stüc und mehr aber für jede 5 Stad ..... 1 > 


Zufäglide Beſtimmung. 
Fuhrwerke, welche nicht den vierten Theil ihrer Ladung haben, werden 
wie ledige behandelt. wu 


Befreiun gen. 
Damm: und Bruͤckengeld wird nicht erhoben: 

1) von Pferden und Maulthieren, welche den: Hofhaltungen des Königlichen 
Hauſes, imgleishen den Königlichen Geftäten angehören; 

Jahrgang 1830, — (No. 1274.) 2) vom 


(Ausgegeben zu Berlin den 24ſten November 1830.) 
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2) vom Armee⸗Fuhrwerke, desgleichen von Fuhrwerken und Thieren, welche 
| Militair auf dem Marſche bei ſich fuͤhrt, ferner von Offizieren zu Pferde 
und in Dienſtuniform; 

3) von oͤffentlichen Beamten auf Dienſtreiſen; 

4) von oͤffentlichen Kouriers, imgleichen von ordinairen Reit⸗, Kariol⸗, Fahr⸗ 
und Schnell-Poſten und den Dazu gehörenden Beiwagen und ledig zur: 

gehenden Poftpferden; 

5) von Transporten, welche für unmittelbare Rechnung des Staats gefcheben, 
imgleichen von Borfpann = und Lieferungs⸗ Fuhren auf der Hin- und 
Ruͤckreiſe; 

6) von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis⸗ und Gemeinde⸗ -Huͤlfsfuhren, ingleichen von 
Armen⸗ und Arreſtanten⸗Fuhren; 

7) von beladenen Duͤngerfuhren; 

- 8). von Kirchen⸗ und Leichenfuhren; 

9) vom Fuhrwerke, welches mit Chauffeebau - „Materialien belaben ift; 

40) von den Einwohnern der Stadt Demmin ‚und wen fonft aus befonderer 
Rechtstiteln eine Befreiung von diefer Abgabe zufteher. 


B. An Baum⸗ und. Pfahlgeld 
wird entrichtet: — 
Von ji Schiffögefäße oder Fahrzeuge für Die gebrannte Laſt..... 3 Pfennige. 
| C. An Brüden - Aufzugs⸗ Geld 
wird entrichtet, jedoch nur wenn der Aufzug verlangt wird: 
Fuͤr jedes Schiffsgefaͤß beladen oder ledig, | 


eingehend.............................. ......... 2 Sgr. 6 Pf. 
ausgehend............. nunnnernnnsnunnnnn nen 2:6; 
Fir ein Book...uennseessensnenensnenennensnnsnenennennne 1: 3% 


D. An Bollwerks⸗Geld 
wird entrichtet, jedoch nur wenn an das Bollwerk angelegt wird: 
Fuͤr ein verdecktes Schiffsgefaͤß „ mit Ladung ober ledig, für 


die gebrannte Laſt. .............................. 2 Sgr. — Pf. 
Für einen Spigfahn‘ (angenommen zu 20 Laſt Lragfabigteit 
für die Laſt............. ........................... 2⸗— ⸗ 


Für einen Prahm (angenommen zu 10 Laſt Tragfaͤhigkeit) far 
die Laſt ...0 ⸗ 

Far Kaͤhne oder Boͤte unter 1 Laſt Tragfähigkeit: ..........0 2 7 — : 

Einheimifche Schiffer und Prahmer zahlen für bie Laft nur... — = 


en Eu > 
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Befreiungen 


Vorftehend zu B. C. und D. genannte Abgasen werben nicht erhoben: 
1) von allen Fahrzeugen, welche mit Königlichen oder Staats - Effekten 
beladen find; 
2) von Böten und Kähnen, welche zu den Schiffögefäßen gehören; 
3) von den Sifchern aud Demmin. 


Strafen 


Mer fich der Entrichtung der durch vorftehenden Tarif feſtgeſetzten Geſate 
entziehet, zahlt als Strafe das Vierfache des defraudirten Betrages. 


Gegeben Potsdam, den Adten Oktober 1830. 


(L.S) Friedrich Wilhelm, 


von Schuckmann. Moaaffen. 


(No. 1a.) (No. 1972 > 
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(No. 1272.) Allerhoͤchſte Kabinetsorber vom 10ten November 1830., bie Ertheilung ber 
| Dispenfationen von ber Nothwendigkeit ber Subhaſtation unbemegliche 
Güter der Pflegebefohlenen betreffend. 


>, Ihren Bericht vom 16ten v. M. will Ich die nach $. 586. Tit. 18. Tb. I. 
bes Allgemeinen Landrechts und Meiner Order vom 23ften September 1812. dem 
Juſtizminiſter zuftehende Befugniß zur Dispenfation von der Nothwendigkeit ber 
Subhaftation bei Veräußerung unbeweglicher Güter der Pflegebefohlenen, im 
allen bei den Untergerichten fchwebenden Bormundfchaftöfachen den Pupillen⸗ 
Kollegien der Oberlandesgerichte und im Großherzogthume Pofen, dem bortigen 
Dber-Appellationsgerichte, Übertragen. Ich überlaffe Ihnen, diefe Anordnung 
durch Die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, ben 10ten November 1830. 


Sriedrih Wilhelm. 


An. 
den Staats⸗ und Juftizminifter, Grafen v. Dandelman. 
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erfchweren unftreitig die Reinigung der Wohnplaͤte, wenn ein gut gelegener 
und zweckmaͤßig eingerichteter dagegen leichter und ſchneller wieder in den 
vorigen Stand zu ſetzen iſt. Die vorzuͤglichen Mittel, welche das Austrecnen 
der Wohnungen bewirken, ſind: 

1). Dos Auswaſchen und Scheuern. Das in die Wopnpfäte 
gedrungene Waſſer Hinterläßt überall, nachbem es fich gefeßt hat, eine klebrige 
Seuchtigfeit, weiche die Mauern ſchimmlicht macht, das Trocknen erfchwere 
und hauptfächlich zur Entwickelung fehädlicher Gasarten Gelegenheit giebt: 
Es ift daher nichts wefentlicher, als DaB man die Zimmerwände und dem 
Boden nach dem Ruͤcktritt des Waſſers mit frifchem Brunnenwafler abwaſche 
und abreide, ja daß man dieſes Wachen wiederhole, fobald ſich von nenem 
eine Elebrigte Feuchtigkeit fpüren läßt. In Gegenden, wo Ueberſchwemmun⸗ 
gen fehr Häufig find, wie in Holland, ift man von der Nuͤtzlichkeit diefer Waͤſche 
mit frifchem Brunnenwaſſer fo überzeugt, daß man fie an einigen. Orten ng 
chentlich zweimal vorzunehmen nicht für überflüßig anfieht. 


Feuchtigkeiten in fich einfchließt, das wirkfamfte trorfnende Mittel. Um über: 

ſchwemmt gewefene eingefchlofiene Räume von der Naͤſſe zu befreien, müflen 
fie daher von der Luft und ganz befonders von folcher, die ſelbſt trocken ift, 
durchſtrichen werden und ein Fenfter wenigſtens muß deshalb immer auf ange: 
meſſene Art geöffnet Bleiben, wenn der Aufenthalt der Bewohner keinen allges 
meinen Euftdurchzug bei rauher Witterung geftatten follte. Damit die durch⸗ 
ziehende Luft alle Punkte des Zimmers treffe, entferne man zugleich alle 
Geraͤthſchaften von den Wänden. ft etwa ein Theil Mauerwerk vorhanden, 
welcher vor andern feucht iſt, ſo wird man während der Nacht mit Vortheil 
Strohmatten oder Binfen anlegen, die indeß am Tage. in freier Luft wieder 
getrocknet werden müffen, Damit fie, zu fehr dDurchfeuchtet, die Fähigkeit, Naͤſſe 
anzuziehen, nicht bald verlieren. Sind Wohnzimmer an fich fchon faft jedes 
Luftzugs beraubt, fo iſt er in einzelnen Fallen vielleicht ne durch Wegnahme 
einer. Wand zu bewirken oder wenigftens doch. durch Wandöffnungen mit Höl- 
zernen Schiebern, Die, wenn eine an der Decke und eine am Boden angebracht 
iſt, die einfachften kraͤftigſten Ventilatoren abgeben. Nicht Teicht wird immer 
bie. Austrocknung des Fußbodens und ed treten Fälle ein; wo Die Dielen auf: 
genommen, getrocfnet, und nachdem frifcher trockner Sand an die Stelle des 
ferichten und verdorbenen herbeigefchafft ift,.erft wieder aufgelegt werden koͤn⸗ 
nen. : Das Sonnenlicht fördert das. Wohlfein der Thier⸗ und Pflanzenwelt; 
es reinigt Durch vermehrte: Bewegung der £uft, fo wie durch wohlthätige Zer- 
fegung derfelben, den Dunftkreis. So wie daher bei fchönen trocknen Tagen 
ſchon früh Morgens Fenſter und. Thuͤren in feuchten Zimmern offen ſtehn und 
nur bei feuchte und regnichtem Wetter gefchloffen werden müflen, damit im 
festen Falle Leine. feuchten Dünfte wieder fich anfammeln, fo hat man dem, 
Sonnenlicht ebenfalls möglichft jedes Hinderniß aus dem Wege zu raͤumen, 
wodurch. ihm der Zugang benommen werben Fünnte. Kann der entwickelte 
mobrige Geruch in uͤberſchwemmten Wohnzimmern des Auswafchens und 
Scheuerns ungeachtet nicht ſchnell weggefchafft werden, fo wird entbundenes 
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Bekleidung als die gewohnliche anzurathen. Schmutzige Kleidung iſt meiſtens 
kalt, von fetter Feuchtigkeit durchdrungen, welche die Ausduͤnſtung der Haut 
hemmt und nebenbei aus der Atmoſphaͤre leichter als reinliche mehrere Feuch⸗ 
tigkeit annimmt und feſthaͤlt. Um ſich ferner durch Kälte nicht zu fehahen; 
betrete man den naſſen Fußboden nicht mit unbedeckten Fuͤßen, und um von 
dieſen uͤberhaupt die feuchte Kaͤlte beſſer abzuhalten, belege man denſelben, 


wo man laͤnger weilt, mit Stroh, oder noch beſſer, mit Brettern, die wieder 


gewaſchen und getrocknet werden koͤnnen. So lange die Feuchtigkeit nach 
Ueberſchwemmungen in und außer den Wohnungen ſehr merklich iſt, hat man 
förperliche Bewegung, fo viel e8 Lage und Umftände erlauben, nicht zu ver⸗ 
nachläffigen. Auch der Genuß etwas Fräftiger, mehr eriwärmender Nah: 
rungsmittel iſt anzurathen. Man wuͤrze, wo es fhicklich ift, Speifen mit 
Ingwer und ähnlichen aromatifchen Speifezufägen. Eine Tafle Thee von 
Pfeffermuͤnze oder Calmus mit einer angemeffenen geiftigen Beimifchung wird 
beitragen, die Verdauung zu befördern, und die Hautabfonderung, wovon oft, 


Was die Vorſorge in Hinſicht der Wirthſchaftsgebaͤude nach. Ueber⸗ 
ſchwemmungen anbetrifft, fo verdienen fie vor den übrigen Die Stallungen. 
Auch Bei dieſen iſt die Durchlüftung nicht zu verabfäumen. Die Miſthaufen 
ſind and den Viehſtaͤllen zu. entfernen und an Stroßftreu darf es nicht fehlen. 
Nicht nur die in ben Stälfen befindlichen Pferde, fondern ſelbſt das Rindvieh 
wird forgfältig mit ber Striegil gereiniget und dem letztern, wie auch Dem 
Schafvieh, von Zeit zu Zeit eine Portion Kochſalz zum Futter geinengt. 
Den Pferden ift Die Beimifchung eines augemeflenen Drufenpufvers zuträglich. 

.: Die Rchaublung der Brummen und des Brunnenwaſſers, wenn fie Bei 
Uherfigmmemmuungen eine nicht gleichgiitige Veränderung erleiden, verdient 
noch einiger Erwaͤhnung. Haͤuſtguſt das Waffer in den Brunnen nach den- 
ſelben truͤbe, voll Schlamm und alſorder Geſundheit weniger zuträglih. Man 
bemühe ſich aldbann, die Brunnen udgufihöpfen und auszupumpen, bis fie 
von. Dim fchlammigen Waſſer entleert ſtud, und wieder reines Waſſer nach: 
quilin Tritt Die Rothivendigkeit ein, von dem verunreinigten Brunneuwaſſer 
Sebranch zu machen, ſo ſiede man es vorher, laſſe es Bann ſtehn und abkuͤhlen. 
Man gieße es, wenn ſich ein Wobenfag niedergeworfen bat, bdadon ab, und 
troͤpfele etwas Eſſig hinzu, um es mwoniger ſchaͤdlich zu maden. 

Merfeburg, ben ao. April 1830. 


oͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abchellung. 
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